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Buchdruderei der Herder’ichen Verlagähanblung in Freiburg. 


vorwort. 


Eine vollſtändige Sammlung aller wichtigeren auf ben preußiſchen 
„Culturkampf“ bezüglichen Actenſtücke bildet nicht nur eine unerläßliche Vor⸗ 
arbeit für jeden Fünftigen Geſchichtſchreiber besfelben: ſondern beanſprucht 
auch ſchon in der Gegenwart angejiht? ber kirchenpolitiſchen Lage das all- 
gemeinjte Intereſſe aller Gebildeten. Die Kite des „Culturfampfes” Bat 
zwar etwas nachgelaſſen, und bas- Berlangen, ben leibigen Zwieſpalt, 
welcher fo viel geiftigeß und materielle Unheil über Deutſchland gebracht, 
befeitigt zu fehen, wird mit jedem Tage lauter und allgemeiner. Aber noch 
ftehen die kämpfenden Parteien in voller Rüftung da. Wohl bekennt bie 
Regierung, daß ehliritte gemacht find; fie gefteht, daß die Maigeſetze un- 
nütze Härten enthalten und in mehrfacher Beziehung zu weit gegangen find. 
Aber dabei Kat es fein Bewenden. Man entſchuldigt fih damit, daß bie 
Tatholifche Kirche den „bitterböjen” Kampf dem Staate aufgendthigt und 
diejer erft in der Hite des Streites über das rechte Ziel hinausgeſchoſſen Habe. 


Eine objective, über allen Zweifel erhabene Antwort auf die Trage über 
die Urheberſchaft, das Weſen und die Bedeutung bed Culturfampfes und 
bie Art und Weife, wie er geführt wurde, Tönnen ung nur bie authentifchen, 
von beiden kämpfenden Parteien außgegangenen Actenftüdle geben. Eine 
vollftändige Sammlung derſelben ift deßhalb im gegenwärtigen Augenblicke, 
wo wir ohne Zweifel am Beginne Tangwieriger und Iebhafter Eulturfampf- 
Debatten in und außer dem Parlamente ftehen, ein dringende Bebürfniß. 

Der Plan zu vorliegendem Werke war ſchon feit nahezu zwei Jahren 
entworfen unb zum großen Theile bereit8 ausgeführt, als Ludwig Hahn's: 
„Geſchichte des ‚Bulturfampfes‘ in Preußen, in Actenftücden dargeſtellt“ 
erſchien. Als wir die buchhaͤndleriſche Anzeige derjelben Iajen, glaubten mir 
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Schon, unfere Arbeit möchte überflüflig gemorben fein. Aber eine nähere 
Einſicht in die Hahn'ſche Publication überzeugte und, daß dieſelbe unjer 
Wert erft recht nothwendig machte. Der Wirklihe Ober-Geheimrath Täugnet 
zwar, die Anregung zu feiner „Geſchichte“ von ber Regierung erhalten zu 
haben, hegt aber doch die Weberzeugung, durch dieſelbe auch der Regierung 
einen „Dienſt“ zu ermweilen. Dad gibt und den Schlüffel zum richtigen 
Verſtändniß des geheimräthlichen Elaborates. Denn dieſe „Geſchichte“ ift 
weiter nichts als ein- Verſuch, die Regierung mit Bezug auf ihre Stellung 
zum Culturkampf weißzuwaſchen und alle Schuld an dem unfeligen Haber 
auf bie Ultramontanen, bejonder3 auf die Biſchoͤfe und das Centrum, zu 
wälzen. Dementſprechend bejtehen denn auch die „Actenſtücke“, weldhe Hahn 
dem Leſer darbietet, zu mindeitend zwei Dritteln aus Auslafjungeu der 
halbamtlichen „Provinzial-Korrefpondenz” und Eulturfampföreden der preußi- 
ſchen Minifter — bi8 hinab zu Dr. Talk, deflen Erpectorationen mit Vor⸗ 
liebe in extenso angeführt werden. Von den Gentrumgrebnern kommt 
Niemand zum Wort. Auch die jonftigen katholiſchen Kundgebungen find, 
mit Ausnahme einiger wenigen zum Theil noch unnollitändig oder bloß 
auszuͤglich angeführten Schreiben der Bilchöfe und des Papſtes, nicht mit 
geteilt. Und die angeführten Bruchſtücke werben gleich mit einem Come 
mentar der „Provinzial-Correfpondenz” begleitet, damit arglofe Gemüther 
an dem Tatholifchen Actenſtücke kein Aergerniß nehmen. Es gehört in ber 
That fein geringer Muth dazu, ein ſolches Machwerk eine „Geſchichte des 
Sulturfampfes in Actenftüdlen” zu nennen. 

Dem gegenüber hielten wir es für unſere Pflicht, alle wichtigeren 
officiellen Actenſtücke, ſowohl von Seiten der Regierung ald von Seiten ber 
katholiſchen Kirche, zufammenzuftellen und dadurch dem Leſer ein objectiveß 
Urtheil über den Culturkampf zu ermögliden. Wir Katholiten dürfen ge- 
wiß mit Net verlangen, daß die Etaatömänner und Polititer, welche über 
das Wohl und Wehe der Kirche entjcheiden und in ihr innerftes Heiligthum 
hineinregieren wollen, ſich ihr Urtheil über den Gulturfampf nicht nad) 
leidenſchaftlichen Zeitungsartifeln, ſondern nach den officiellen Kundgebungen 
der maßgebenden Fatholifden Autoritäten bilden. 


Der Documentenfammlung haben mir eine ziemlih ausführliche ge: 
[hihtlihe Einleitung vorausgefchicht, welche dem Leſer einen Weber: 
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blick über den Verlauf des „Culturkampfes“ gewähren und das Verſtändniß 
der Actenſtücke vermitteln ſoll. Da wir die letzteren in der Weiſe mit der 
geſchichtlichen Einleitung verflochten haben, daß immer an Ort und Stelle 
durch fortlaufende in Klammern beigefügte Nummern auf das betreffende 
hinten mitgetheilte Document verwiejen wird, jo war es und unmöglich, fie in 
fireng &ronologifcher Reihenfolge anzuführen. Ein ſtarres Feſthalten an der 
chronologiſchen Ordnung hätte ung eine zuſammenhaͤngende geſchichtliche Dar: 
ftellung unmöglich gemacht oder genöthigt, Zufammengehöriges audeinander- 
zureißen und ganz disparate Dinge zujammenzumwerfen. Um dem hierdurch 
verurſachten Uebelſtande abzuhelfen, fügten wir den Actenſtücken ein ſtreng 
chronologiſches Verzeichniß derſelben bei. Außerdem geben wir zur 
leichteren Benutzung ſowohl der Documente als der geſchichtlichen Einleitung 
ein ziemlich ausführliches Perſonen- und Sachregiſter. Am Schluß 
der Actenjtücde bringen wir noch als Anhang eine der „Xrierifchen Landes⸗ 
zeitung” entnommene Kleine Chronif des „Eulturfampfes“ in der Diöcefe 
Trier. Diejelbe ijt jehr geeignet, einen Einblick in das Treiben des kirchen⸗ 
politiichen Streites des verfloflenen Jahrzehnt? zu gewähren. Der Leſer 
braucht nur das bier entworfene Bild zu erweitern und zu verallgemeinern, 
um eine ungefähre dee davon zu befommen, wie es berging und zum Theil 
noch hergeht, jo weit der preußiſche „Eulturfampf” feine Wellen trägt. 
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58) Allerhoͤchſter Erlaß, betr. bie Aufhebung bed Amtes eines ratgtiigen Feld⸗ 
propſtes vom 15. März 1878 . 

89) Erlaß bes preußiſchen Eultusminifter Salt vom 20. Sehr, 1873 an fämmts 
liche Provinzial-Schuleollegten und Regierungen, betr. ben Reiiglontunter 
richt an ben Höheren Lehranftalten . 

60) Erlaß des Eultusminifters Falk vom 11. Min 1873, Betr. bie Ercommu: 
nication der D. D. Wollmann und Michelis in Braundberg 

61) Antwort des Biſchofs von Ermland vom 80. März 1872 

62) Schreiben bes Cuuueminiſters vom 21. Mat 1872 an ben Bol von 
Emland . . .. . 

63) Antwort bed Bifchofs vom 15. Juni 1872 . 

64) Schreiben des Biſchofs von Ermland vom 22. Aug. 1872 an bas Rn 
lie Hofmarſchallamt . 

65) Antwort bes Hofmarfcpallamtes vom 8. Sept. 1872 . 

66) Allerhöchſtes Schreiben St. Majeſtät bes Relient an ben Viſchof von "Em 
land d. d. 2, Sept. 1872. . 

67) Immediatvorſtellung bes Bifchofs Kremenk an Se. Maja ben Rai 
vom d. Sept. 1872 . 

68) Antwort des Fürften Bismard Namens des aaiſers vom 2. Sept. 1872 . 

69) Erwieberung des Bilhof an Se. Majeftät den Kaiſer vom 11. Sept. 
1872 . 

70) GErmieberung be Bifhofs auf das Sören bes a Sürten Blamard. Vom 
13. Sept. 1872 . 

71) Antwort bes Fürften vom 18, Sept. 1872 . . 

12) Weiteres Schreiben des Biſchofs an ben durſen Bismard vom ı 20. Sept. 
1872 . . . 

18) Antwort. des Furſten vom 28. Sept. 1873 . 

14) Schreiben be Cultuzmininers Falk an den Bilde von Ermland vom 
25. Sept. 1872 

76) Antwort des Biſchofs vom 6. Och, Brote gegen bie Temporalieniperre . 

16) Abſchlägige Antwort bed Königlichen Obertribunald vom 14. Su 1873 
auf bie eingelegte Beſchwerde bes Btichofs 


IT) Anſprache Papft Pius’ IX. an den beutfchen Leſeverein in Rom a am 24. und 


1872 . » 


18) Denfichrift ber am Grabe bes BL. Bonifacius verſammelten Erzbiſchöfe und | 


Biſchoͤfe Über Die gegenwärtige Lage ber katholiſchen Kirche im beutfchen 
Reiche. Vom 20. Sept. 1872. . 

19) Aufruf des Vorftandes bed Vereins der deutſchen Rotholifen a an die Ratte 
liken Deutſchlands vom 8. Zuli 1872 .. 

80) Rejolutionen ber Bee berianmlung. | ber rathouten Deutichlande zu 
Mainz vom 12. Sept. 1873 ., . . 
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117 
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120 
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121 


123 
123 


128 
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124 
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126 


126 
127 


181 


183 


138 


151 


158 


81) Berfügung ber einzelnen preußifchen Regierungen in Bein d bes Vahmer 
Katholikenwereins 

82) Adreſſe des Mainzer Ratholitennereind an 1 Pop Pius IX. vom 12. Der. 
1872 . . 

83) Antwortichreiben beB Heftigen Baters vom 10. Sebi. 1878 

84) Proteft bes hochw. Biſchofs von Münfter vom 81. Dec. 1872 gegen ben 
Geſetzentwurf über bie Errichtung von Kirchenvorfländen u. ſ. w. . 

: 86) Denffchrift bes gefammten preußiſchen Epiflopats, dem Tänigl. Staats» 
Minifterium von ben Erzbiiäfen von Köln und Pofen zugleich im 
Namen unb Auftrag aller Aörigen Biichhöfe des Landes vorgelegt am 
80. Jan. 1878 

86) Abreffe der preußtichen Biihäfe an das Herrenhaus vom 5. Sehr. 1878 


87) Zuftimmungsabreffe ber engliſchen Btichöfe an ben preußiſchen Epiffopat 


vom 21. Nov. 1872  . . 

88) Gefeh, betr. bie Abänderung ber Krtifel 16 umb 18 ber Berfoffungsurfunde 
vom 81. Jan. 1850. Bom 5. April 1873 . 

89) Senbfchreiben ber am Grabe des HI. Bonifacus in Fulda verfammelten 
Oberbirten an ben hochwürdigen Klerus und fämmtlihe Gläubigen ihrer 
Diöcefen. Vom 2. Mat 1878 . 

890) Gefeg über die Borbilbung und Anftellung ber Geifilichen Vom 11. Mai 
1873 . . 

91) Geſetz über bie firhlige Diciplinargemalt unb bie Errichtung bei Könige 
lichen Gerichtshofes für Hrchlicde Angelegenheiten. Bom 12. Mai 1873 

92) Geſetz über bie Grenzen bed Rechts zum Gebrauche kirchlicher Strafs und 
Zuchtmittel. Vom 18. Mai 1878 . . . 

98) Geſetz, betr. ben Austritt aus ber Kirche. Vom 14. Mai 1878 . 

94) GSollectiveingabe bed preußiſchen Cpijlopats, dem Königliden Staats» 
minifterlum vorgelegt am 26. Mai 1873 . . 

86) Erlaß des Cultusminiſters vom 31. Mai 1873 . 

96) Schreiben ber Dberpräfidenten an bie Bifchäfe vom Ende Mat 1813, Betr, 
die Ausführung bes Gefeßed vom 11. Mai . . 

97) Schreiben des Biſchofs von Babeıborn an ben Oberpräfibenten von 
Meffalen vom 5. Juni 1878 . 


Eonviete . . . 
90) Proteft des Biſchofs von Paderborn gegen die Berfügungen der Regierung 


in Bezug auf das Seminarium Theodorianum in Paderborn. Vom Juli 


1878 


100) Allgemeine: Verfügung, Betr. bie in uUnterſuchungsſachen gegen Geiſilich⸗ 


und Candibaten geiſtlichen Amtes zu machenden Mittheilungen. Vom 
12. Juni 1878 . 

101) Allgemeine Verfügung, Betr. die Ausführung bes Sefepes über. ben aus. 
tritt aus der Kirche vom 14. Mat 1818. Vom 18. Juni 1878 . 
102) SInftructien für die durch das Geſetz vom 11. Mai 1878 angeordnete 
wiſſenſchaftliche Staatsprüfung ber Gandibaten des vide 3 Amtes. 

Vom 26. Juli 1878 oo... . oo. . . 
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98) DOberpräfibialichreiben vom Juni 1878, "Betr. bie. Rnabenfeminare und | 


191 
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198 
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56) Minifterialerlag vom 4. Juli 1873 an ſämmtliche Provinzial⸗Schulcollegien, 
betr. bie Aufhebung der Songregationen, rellgiöſen Vereine und Bruder⸗ 
ſchaften an ben höheren Lehranftalten 

57) Schreiben bed Kriegäminifterd v. Roon vom 29. Mei 1872 an die Se 
neralcommanboß, betz. bie Amtöfuspenfion bed Tatholiihen Feldpropſtes 

58) Allerhöchſter Erlaß, betr. bie Aufhebung bed Amtes eines latholiſchen delb- 
propſtes vom 15. März 1878 . 

69) Erlaß des preußiſchen Cultusminiſters Falt vom 20. Sehr. 1873 an ſämmi. 
lie Provinzial⸗Schuleollegien und Regierungen, betr. ben Religionsunter⸗ 
riet an den höheren Lebranftalten . 

60) Erlaß des Eultusminifters Fall vom 11. Min 1873, betr. bie Ercommu- 
nication ber D. D. Wollmann und Michelis In Braunsberg 

61) Antwort des Biſchofs von Ermland vom 80. März 1872 

63) Schreiben bes Euttusminiferb vom 21. Mat 1872 an ben Bet von 
Emland . . .. 

63) Antwort des Bifchofs vom 16. Juni 1873 

64) Schreiben des Biſchofs von Ermland vom 22. Aug. 1873 an das Ring 
lide Hofmarſchallamt . 

65) Antwort bes Hofmarfchallamtes vom 8. Sat. 1872 . 

66) Allerhoͤchſtes Schreiben Sr. Majeftät bes ſelſert an den Viſchof von Erm. 
land d. d. 2. Sept. 1872. 

67) Immediatvorſtellung des Biſchofs Krement an Se. Maja ben Rai 
vom 5. Sept. 1872 . 

68) Antwort des Fürften Bismard Namens des aiſers vom 2. Sept. 1872. 

69) Ermwieberung des Biſchofs an Se. Majeflät den Kalfer vom u. Sept. 
1872 

70) Erwieberung beB Bifcofs af bas Sqhreiben bes s Sürfen Bismard. Vom 
18. Sept. 1872 

71) Antwort des Fürſten vom 16. Sept. 1873 .. 

72) Weiteres Schreiben des Biſchofs an den durſen Bismard vom 20. Spt. 

14372 

73) Antwort des Fuͤrſten vom 28. Sept. 1813 . 

14) Schreiben bes Eultusminifters Fall an ben Bilde von ‘ Ermlanb som 
25. Sept. 1872 . 

15) Antwort bed Biſchofs vom 6. Det, Brote gegen die Temporalieniperre . 

716) Abſchlägige Antwort bed Königlichen Obertribunals vom 14. Su 1873 
auf die eingelegte Beſchwerde bed Biſchofs 


IT) Aniprade Bapf Plus’ IX. an ben beutichen Befeverein in Rom aı am 24. guni 


1872 . » 


18) Denfichrift ber am Grabe be BL. Bonifachus perfommelten Erzbiſchöfe und | 


Biſchoͤſe Über die gegenwärtige Lage ber katholiſchen Kirche im deutſchen 
Reihe. Vom 20. Sept. 1873. . 

719) Aufruf des Vorftandes bed Vereins ber deutſchen Katholiken an die —* 
liken Deutſchlands vom 8. Juli 1872 . 

80) Refolutionen ber — — der aathoter Donticliendt zu 
Mainz vom 12. Sept. 1872 ., . u 
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81) Verfügung ber einzelnen preußifchen Regierungen in Vetreff d des Mainzer 
Katholitenvereind 

83) Adreffe bes Mainzer Ratholitennereind an nBapt Pius IX. Dom 1a. Der. 
1873 . . . 

88) Antwortfereiben bes Heiligen Baters vom 10. gebt. 1873 

84) Proteft des hochw. Biſchofß von Münfter vom 81. Dec. 1872 gegen ben 
Gefegentwurf über bie Errichtung von Kirchenvorſtänden u. ſ. w. . 

- 85) Denkſchrift des gelammiten preußtichen Epiifopats, bem Tönigl. Staats» 
Miniftertum von ben Erzbiſchöfen von Köln und Bofen zugleih im 
Namen und Yuftrag aller Antigen Bifchöfe des Landes vorgelegt am 
80. Ian. 1878 . 

86) Adreffe der preußtfchen Biihöfe an das Herrenhaus vom 5. ger. 1878 


87) Zuftimmungsabrefle der engliſchen Biihöfe an ben preußiſchen Epiffopat 


vom 21. Rov. 1872 

88) Gefek, betr. bie Abänderung ber Krtitel 16 umb 18 ber Berfoffungsurfunde 
vom 81. Jan. 1860. Bom 5. April 1878 . . 

89) Senbfchreiben der am Grabe des BI. Bonifacdus in Fulda verſammelten 
Oberhirten an den hochwürbigen Klerus und ſämmtliche Gläubigen ihrer 
Didcefen. Vom 2. Mai 1878 . . 

90) Geſet über bie Borbilbung und Anftellung ber Beiflichen. Vom 11. Mai 
1873 . 

91) Gefe über bie lirchliche Disciplinargewait und bie Errichtung be Könige 
lichen Gerichtshofes für Tirchliche Angelegenheiten. Bom 12. Mai 1873 

93) Geſetz über bie Grenzen bed Rechts zum Gebrauche kirchlicher Stra und 
Zuchtmittel. Vom 18. Mai 1878 . 

98) Geſetz, betr. ben Austritt aus ber Kirche, Vom 14. Mai 1873 . 

94) Sollectiveingabe bed preußiſchen Epiſtopats, bem Königlichen Staats: 

minifterium vorgelegt am 26. Mai 1873 . . oo 
96) Erlaß des Eultusminifterd vom 81. Mat 1878 . . 
96) Schreiben ber Oberpräfidenten an bie Bifchdfe vom Ende Mat 1878, betr, 
die Ausführung bed Gefeßed vom 11. Mai . . 

97) Schreiben bes Biſchofs von Paberborn an ben Oberpräfbenten von 

Meftfalen vom 5. Juni 1878. 


98) Oberpräfibialichreiben vom Sum 1878, "Ber. die Knabenfeminare und | 


&omice. . 

99) Proteft des Viſchofs von Pabderborn gegen die Berfügungen ber Peglerung 
in Bezug auf bas Seminarium Theodorianum in Baberborn. Vom Ault 
1878 . 


100) Allgemeine Berfügung, Betr. bie in unterſuchungeſachen gegen Geifiliche 
und Ganbibaten geiſtlichen Amtes zu machenden Mittheilungen. Bom 


12. Zuni 1878 . 
101) Allgemeine Verfügung, Betr. bie Ausführung bes Geſebes über ben Aus 
tritt auß ber Kirche vom 14. Mat 1878. Vom 18. Juni 1878 . . 


102) Inftructien für bie durch daB Gele vom 11. Mai 1878 angeorbnete - 


wiſſenſchaftliche Staatsprüfung ber Kandidaten des geiſtlichen Amtes. 
Vom 26. Juli 18s3808.... 
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108) Brief des Papftes Pius IX. an ben deutſchen Kaifer vom 7. Aug. 1873 
104) Antwort Str. Majeftät bes Kaiſers vom 3. Sept. 1873 . 
105) Anerfennımgausfunbe für den „Bilchof“ Reinkens vom 19. Sept: 1878 


106) Kunbgebungen der preußifchen Regierung, betr. die Correſpondenz zwiſchen 


Papfl und Katfer im Auguft und September 1878 

107) Belanntmadhung ber Landräthe in Betreff ber Keiäganblungen maigeſeh 
widrig angeſtellter Geiſtlicher. 

108) Allgemeine Verfügung, betr. die Führung der airchenbucher in ſolchen Ba- 
rochien, bei welchen in Folge gejehmwibriger Beſetzung bed geiftlichen Amtes 
ein zur Führung bed Kirchenbuchs berechtigter Geinlicher nicht vorhanden 

iſt. Vom 13. Oct. 1873 

100) Proteſt des Erzbiſchofs von Gneſen unb Bofen gegen "obige Bedügung 
Vom 6. Nov. 1878 

110) Erlaß bed Oberpräfidenten von Poſen an ſJammiliche Directoren der 
höheren Lehranftalten ber Provinz, betr. bie Brivatsffeligions: 
fhulen. Vom 17. Sept. 1873 . . . 

111) Schreiben des Erzbiſchofs Ledochowsſski an den Dberpräfidenten. vom 
24. Sept. 1873, betr. ben obigen auch bem W Ordinariat 
mitgetheilten Erlaß. 

112) Aufforderung des Cultusminiſters an die Oberpräfibenten vom 24. Oft. 1873 
zu fehärferem Vorgehen gegen bie maigeſetzwidrig angeftellten Geiftlichen 

113) Schreiben bes Oberpräfidenten ber Provinz Pofen an ben Etzbiſchof von 
Gnefen und Poſen mit bem Verzeihnig der ſtaatskirchlichen Vergeben des⸗ 
felben und ber Wufforberung zur Nieberlegung des erzbifchöflichen Amtes 

114) Antwort bes Erzbiſchofs vom 25. Nov. 1818. . 

115) Allgemeine Verfügung, betr. bie in Unterfucdhungsfacdhen gegen Geiſtliche 
und Candidaten des geiſnnchen Amtes zu machenden Mittheilungen. Vom 
5. December 1878 . . 

116) Königliche Berorbnung, betr. bie Vereidigung der ratholiſchen Viſchöfe 
(Erzbiſchofe, Fürſtbiſchöfe) in ber preußiſchen Monarchie. Vom 6. Dec. 
1873 . 

117) Aus bem Gefet über bie Veurtundung de Berfonentanbh und bie Jam 
ber Chefchließung vom 9. März 1874 

118) Schreiben Sr. Majeftät bes beutjchen Koeiſers an Lord Ruſſell vom 
18. Febr. 1874 

119) Geſetz, betr. die Verhinberung der unbefugten Ausisun von Richen 
Amtern. Bom 4. Mai 1874 . 

120) Erlaß der Töniglicden Regierung zu Koblenz. vom 1. Sau 1874 venen 
Unterbrechungen der Schule durch Beichten, Meſſedienen u. dergl. 

121) Verfügung der königlichen Regierung zu Koblenz vom 4. Febr. 1874, 
betr. die wirkſame Ausſchließung ber maigeſetzwidrig angeftellten Geiſt⸗ 
lien vom Religionßunterrigt in ben Schulen . 


122) Erlaß bes preußiſchen Eultusmtnifter8 vom 20. Febr. 1874. Verbot bes 


Befuches der theologifchen Yacultät in Annsbrud . 
128) Faſtenhirtenbrief des Biſchofs von Paderborn vom 18. San. 1814. 


Seite 
197 
198 


201 


202 


203 
208 


205 
207 


208 
210 


312 


218 
214 
215 
216 


217 


218 


2198 
219 


124) Sendſchreiben ber Oberhirten ber katholiſchen Kirche in Preußen vom 


* Februar 1874 an ben hogwũrdien Kleruß und bie ſarmilichen Glaͤubigen 


ihrer Diöceſen 


125) Schreiben Papſt Pius’ IK. vom 1. Kprit 18u an ben Welhbiſchof 1 


Dr. Baudri von Köln bei Gelegenheit ber Serhaftung des son 
Baulus . . . 

126) Eingabe bes Metropofitancapitelö zu Köln an ben Banbtag bete den 
Geſetzentwurf über bie Berpeltung eelehigter Tatbolticher Bingümen vom 


80. Mär 184°. . . 
137) Gefeß über . die Verwaltung erlebigter tatholiſcher Bityäme Som 
20. Mai 1874 


128) Gefeg wegen Declaration unb Ergänzung bes Weſehes vom 11. Mai 1878 


über bie Vorbilbung und Anflellung ber Geiſtlichen. Vom 21. Mat 1874 

129) Immebiateingabe des Fürfibifhofs von Breslau vom 22. Mai 1874 im 
Auftrage mehrerer anderer Bijchöfe . 0. . . . 

130) Antwort bes Eultusminifter vom 7. Juli 1874 0. 

131) Miniftertalverfügung,, betr. bie katholiſchen Vereine, vom 185. Juli 1874 

132) Mintftertalverfügung, betr. die katholiſche Preffe, vom 15. Juli 1874 

188) Mintfterialrefeript vom 19. Auguft, betr. bie Herz⸗Jeſu⸗Bruderſchaften 

184) Abſchiedsworte des Bifchofs von Paberborn an feine Diöcefanen vom 
8. Mai 1874 

185) Schreiben Papft Pius’ IX. an ben hochm Herm Beine, Beneraluicar beB 
Biſchofs von Paderborn, vom 17. Auguft 1874  . 

186) Gollectiverflärung be deutſchen Epiſkopats, betr. bie Circulardepeſche 
des deutſchen Reichskanzlers hinſichtlich der künftigen Papſtwahl. Vom 
Januar und Februar 1875 . . 

137) Schreiben bes Heiligen Vater Papſt Pius IX. an bie Ku und 
Bilhäfe in Preußen vom 5. Yebruar 1875 . . 

188) Püpftliches Breve an ben Epiſkopat von Deutſchland vom 2. Mär 1876 

189) Immeblateingabe ber Biichöfe Preußens gegen ben Gefegentwurf, betr. 
die Einftellung ber ſtaatlichen veifungen an bie latheliſche eine Bom 
2. April 1876 . . 

140) Antwort be Staatsminiſteriums vom 9. april 1876 

141) Entgegnung ber Biſchöfe nom Ende April 1875 

149) Geſetz, betreffend die EinfteDung ber Leiftungen aus Staatsmitteln für bie 
roͤmiſch⸗katholiſchen VBisthümer und Geiſtlichen. Vom 22. April 1875 . 

143) Eingabe an das Haus ber Abgeorbneten gegen ben Gefeentwurf, betr. 
bie Vermögensverwaltung in ben Tatholifchen Kirchengemeinden, von bem 
Erzbiſchoff von Köln Namens der übrigen Bilhöfe in Preußen am 
10. Mär; 1875 vorgelegt oo. 

144) Gefep über bie Bermögenäverwaltung In ben katholiſchen Äinengemenben, 
Vom 20. Juni 1875 . 

145) Wahlordnung zur Ausführung bes DorGergehenben Geſebes 

146) Königlide Verordnung über bie Ausübung der Aufſichtsrechte bed Staates 
bei ber VBermögensverwaltung in ben nlatholiſchen Rindengemeinben. Bom 
27. September 1875 . . . 
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147) Gonfidentielles Schreiben des Erzbiſchofs von Köln vom 27..AYuli 1875 
an bie Herren Pfarrer ber Erzbiöcefe in Betreff ber durch das Geſetz vom 
20. Juni ejusd. über die VBermögendverwaltung in den katholiſchen Kir: 
chengemeinden angeordneten Wehlen der Eirqhe nvorncher und Gemeinbe⸗ 


vertreter 
148) Circularverfügung an mt Her ber ondideſe Köln vom 
27. Juli ejusd. 


149) Geſetz, betr. bie Rechte ber aittathouſchen Richengenenfäae an n bem 
rdliden Vermögen. Vom 4. Juli 1875 . 

150) Geſetz über Aufhebung der Artikel 15, 16 unb 18 der Berfeflunge 

urfunbe vom 31. Sanuar 1850. Vom 18. Juni 1875 . 

161) Allgemeine Verfügung bes Miniſters der geiftlichen Angelegenbeiten, Betr. 
die Grtheilung ber Staatögenehmigung zur Beräußerung von lirchlichen 
Immobilien. Vom 18. Mai 1875 

162) Geſetz, betr. die geiſtlichen Orden und orbenzähnlichen Gongrgaone 
ber katholiſchen Kirche. Vom 81. Mai 1875. . 

158) Aus dem Geſetz über die Beurkundung des Berfonefanbe unb ber & 
ſchliezßung. Vom 6. Februar 1875 

154) Bekanntmachung, betr. die Ausführung des Beige vom 6. Acer 
1875 in Preußen. Vom 1. December 1875 . . 

155) Bankettrede bed Grafen Müänfter tn Lonbon am 18. Mal 1876 

156) Circularverfügung ber tonlelicen Regen zu Duſſeworf vom 10. ep 
tember 1874 . 

157) Girculamerfügung ber Aigen —2 zu LE vom 3. ie 
bruar 1875 | 

158) Reſolutionen ber rritten Generalberſammilung der aaiholiten Deutſch 
lands zu Mainz (21. bis 24. Sept. 1875) in Bezug auf bie Schule 

169) Refolutionen ber am 19. October 1875 zu Manſter gehaltenen Ralpolitene 


Verfammlung 

160) Betition der rheintichen Aatholiken an ben dandiag in Beyug a bie 
Volksſchulen. Vom Ende bed Jahres 1875 . . 

'161) Petition ber weſnanichen ketholiten in derſelben Angegene Bom 
Ende 1875 . 


162) Erlaß bes Guftusmintfters in Betreff des tatholiſchen Reigonsuntergi 
in den Volksſchulen. Vom 18. Februar 1876 . 

168) Geſetz über bie Auffichtörechte des Staates bei ber Bernbgenoermftung 
in ben Tatbolifchen Diöcefen. Vom 7. Juni 1876 . 

164) Verordnung über bie Ausübung ber Auffichtsrechte bes Stastes Bei ber 
1 nögenäpermallung in ben katholiſchen Diödcefen. Vom 29. September 
1876 

165) Auszug aus dem Sefep, betr, bie Abänderung von Beimmungen beB 


Strafgeſetzbuchs für das deutſche Neih vom 15. Mat 1871 und bie Er⸗ 
gänzung besfelben. Vom 26. Februar 1876 . en 


292 
208 
294 


295 


298 
298 
299 


806 


810 
811 
811 
812 
814 
815 


818 
820 


821. 


— XV — 


proteſte der preußiſchen Bifchäfe gegen Das Geſetz über Die Auffichtsrechte des 


Staates bei der Vermögensüerwaltung in den kalholiſchen Diöcefen. * 
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Geſchichte des preußifhen Gulturkampfes. 


Zur Geſchichte des preußiſchen Culturkampſes. 


I. Arſprung und Arſachen des Eulfurkampfes. 


„Es gereiht Mir zur Genugthuung, die Verhältniffe der katholiſchen 
Kirche für den Bereih Meine ganzen Staates durch Gefchichte, Gejek und 
Berfajlung mohlgeorbnet zu willen.” Diefe Worte ſprach König Wil- 
beim I. bei feiner Krönung (18. October 1861) zu den Bilhöfen. Das 
felbe wiederholte er im April 1866, nachdem die beiden Erzbiichöfe von 
Köln und Poſen ihm den Eid geleiftet Hatten. „Die Verhältniffe der katho⸗ 
lichen Kirche,” ſagte er, „im Bereiche Meines ganzen Landes finden ſich 
durch gefhihtlide Entwidelung, Recht und Berfafjung in 
wohlgeordnetem Zuftande. Unter dem Schutze gerechter und wohl⸗ 
wollender Geſetze darf fie auf ihrem Gebiete frei und ungehindert ihre 
Thätigfeit entfalten. Es gereiht Mir zur Genugthuung, daß dieſe That: 
ade, wie fie in dem Munde des fihtbaren Oberhaupte® Ihrer Kirche 
mehrfach eine gerechte Würdigung erfahren bat, fo aud in den Kerzen 
Meiner getreuen Unterthanen danfbare Anerkennung findet.“ 

Der König hebt mit Net als das mejentliche Element der mohlgeorb- 
neten Verhältniſſe der Kirche in Preußen ihre Freiheit und ungehin— 
derte Thätigkeit hervor und führt diefelbe nicht nur auf „Verfaſſung“, 
fondern au auf „Recht und geihichtlihe Entwidelung” zurüd. Denn in 
Wahrheit hatten internationale Verträge, melde bei der Einverleibung ber 
katholiſchen Landestheile von Preußen beſchworen worden, den Katholiken jene 
Freiheit der katholiſchen Kirche und der Neligiongübung garantirt (1). Auch 
darin Hatte Wilhelm I. Recht, daß er die Zufriedenheit des Papſtes und ber 
preußifchen Katholiken mit den auf die kirchliche Freiheit gegründeten „wohl⸗ 
georpneten Verhältniffen“ ihrer Kirche conftatirte. Ja zu groß 
war mohl bie Freude ber Katholiken über die der Kirche gemährleiftete 
Freiheit, jo daß fie darob andere hoͤchſt gerechte Klagen unterdrüdten. 

Der Friede ift nad) den Worten eined großen Denkers bie Ruhe der 
Ordnung. Die Katholiten waren*über die „wohlgeordneten Verhälts 
niſſe“ ihrer Kirche beruhigt, damit von „Herzen“, wie Wilhelm I. erklärte, 

pb* 


zufrieden, und fo herrſchte nah dem Zeugniſſe des Fürſten Bismard in 
Preußen auch äußerlih „ein von ganz Europa beneibeter confeſ— 
fioneller Frieden” (6. März 1872 im Herrenhaus). 

Diefe „wohlgeordneten“ Verhältniſſe ſammt dem daraus hervor⸗ 
gehenden Frieden waren aber von den ſegensreichſten Folgen in Preußen. 
Welcher Abſtand zwiſchen der Lage Preußens zu Anfang und zu Ende jenes 
Friedens! Zu Anfang mußte der König feinen Hut vor ben Leichen der 
Barrifadenhelden abnehmen, fein Thronfolger nad) England fliehen, fein Ge: 
fandter vor einem fremden Monarden in Olmütz jich verbemüthigen; fein 
Land war in Gährung, jo daß die Berliner Nationalverfammlung jelbft bie 
Steuern vermeigerte. Wahrlich, mit Recht ſagte Fürft Bismard (10. März 
1873 im Herrenhaus), daß in jener Zeit „der Staat fih hülfsbedürf— 
tig fühlte”. Mit ebenfoviel Recht fette er Hinzu, der Staat „glaubte 
dieſe Hülfe bei der katholiſchen Kirche, wenigſtens theilmeife, zu finden“ 
und gewährte deßhalb durch die Verfaflung die den Herzen der Katholiken 
jo theure kirchliche Freiheit. Der Staat hat fih in dieſer Zuverficht nicht 
getäuſcht. Die Hirtenmworte der Biihöfe und de Seelſorger-Klerus, ſowie 
bie begeijterten Predigten der Miſſionäre mahnten zur Xreue und zur Ach—⸗ 
tung der Obrigkeit, und willig folgte das katholiſche Volk, das früher (1848) 
ſchon nah dem Zeugniß Bismarcks durchweg „Freunde der Ordnung“ 
gewählt hatte, „was in den evangeliſchen Kreiſen nicht der Fall geweſen 
war”. Wenn nicht diefe Treue der Katholifen den Ausbruch der Revo— 
Iution in Rheinland und Weftfalen verhindert hätte, jo wäre der Thron ber 
Hohenzollern wohl ernftlich gefährdet gewejen. Darum konnte auch Fried⸗ 
rich Wilhelm IV. mit voller Wahrheit jagen: „Der Treue meiner Tatho- 
liſchen Unterthanen babe ich die Erhaltung meines Throne zu banten.“ 1 
Aber auch die Erhebung Preußens aus jener Noth und Hülfsbedürftigfeit 
zum Gipfel irdiſcher Macht wäre unmöglich) geweſen ohne die Träftige und 
begeifterte Mitwirkung der Katholifen, welche gleichfalls von hoher, ja aller 
hoͤchſter Seite? anerfannt und als eine Frucht der wohlgeordneten Verhaͤlt⸗ 
nifje der Kirche hingeſtellt wurde. 


1 Th. Wader, Friebe zwiſchen Berlin und Rom? Freiburg 1879, ©. 3. 

2 Nach dem beutfchefranzöfiiden Kriege ftellt Kaiſer Wilhelm I. feinen katholiſchen 
Unterthanen folgenbes herrliche Zeugnig aus: „IK babe durch langjährige 
eigene Erfahrung inmitten ber rheinifhen Gaue bie warme, un 
erfhütterlihe Liebe ihrer Bewohner zum theuren deutſchen Bater 
Iande wahrgenommen, melde die Provinz in bem glüdlid voll: 
endeten Kampf von Neuem im Wetteifer mit allen Theilen Deutſch— 
lands opferfreudig bethätigt und mit dem Blute ihrer Helbenmütbte 
gen Söhne befiegelt Hat.” (Geſprochen zum Oberbürgermeifter in Köln am 
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Mer zerſtoͤrte nun dieſe „wohlgeordneten Verhältnifje der Kirche”, denen 
der preußifche Staat jeinen Trieben, Hülfe in jeiner Noth, feine Wohlfahrt, 
feine Erhebung, feinen Ruhm verdantt Hat? Wer Hat dadurd an die 
Stelle des Friedens Zwietracht und Kampf gejegt? Offenbar nicht die 
Katholiken, welche ja ob jener „wohlgeorbneten Verbältnifje” glüdlich waren 
und mit aller Kraft diefelben zu bewahren fuchten, ſondern ihre Gegner, 
welche nicht eher ruhten, ala bis fie die ihnen zu meit gehende verfaſſungs⸗ 
mäßige freiheit der Kirche untergraben und die Rückkehr zu den dieſer Frei: 
beit feindlichen „preußiihen Trabitionen” angebahnt hatten. Das ift über 
allen Zweifel erhaben und fomit ebenfo gemiß, daß nicht die Katholiken, 
fondern ihre Gegner die Schuld an der Aufhebung des confelfionellen 
Friedens und der verderblichen Zwietracht des Culturkampfes tragen. 

Doch um dieſen Schluß noch beſſer zu begreifen, wollen wir noch auf 
einige Worte und Thaten der Gegner hinweiſen. 

Am 16. April 1875 erflärte Fürſt Bismarck in der Kammer: bie 
Staatöregierung koͤnne den Frieden nicht ſuchen, folange die Gejeßgebung 


21. März 1871. [Sr. Majeflät des Kaljerd und Königs Wilhelm I. Reben, Prokla⸗ 
mationen u. f. w. 4. Aufl. ©. 133.]) 

Wie zufrieden man in Preußen vor dem Culturkampfe mit bem fegensreichen 
Einfluffe der katholiſchen Kirche war, beweist auch folgende Stelle, welche wir dem 
Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger, Nr. 167 vom 14. Juli 1866 (Beilage) S. 2396, 
entnehmen: „Eined ber glänzenbfien Zeugniffe dafür, daß Preußen feiner culturhiftori: 
fen Miifion im Herzen Europa’3 mit Erfolg nachgekommen ift, erbliden wir jet 
insbefondere auch auf bem Firchlicden Gebiete. Der alte Grundſatz des Staates, ber 
Freiheit bes religidfen Betenntniffes nicht nur, fondern aud dem Walten ber großen 
Kirhengemeinichaften in ihren Redten und Eigenthümlichkeiten bie größte Rückſicht zu 
tragen und ihnen Feine unberechtigten Schranken zu feßen, bat ſich ſowohl in dem großen 
Entwidelungsfampfe Preußens für bie nationalen Ziele Deutſchlands als auch in Be⸗ 
jiebung auf bie inneren Zuflände bed Staates treu bewährt. Die Belenner ber vers 
ſchiedenen Confeſſionen ſtehen in feltener Eintracht in der Baterlandsliebe wetteifernd 
neben einanber. Wie bie evangeliiche Geiftlichkeit, fo haben ganz insbeſondere auch bie 
höchſten Würbenträger ber katholiſchen Kirche in Preußen in ber fegensreichften Welle 
eingewirkt und für ben religiöfen unb politifchen Frieden in ber gegenwärtigen großen 
und verhängnißvollen Zeit die fichtlichften Erfolge erzielt. Nirgends find bie etwa vor⸗ 
bandenen religiöfen Gegenſätze in ben patriotifhen Auffhwung flörend eingetreten, 
überall bat fi) im preußiichen Volke, namentlich unter den Belennern ber beiden großeh 
Eirchengemeinſchaften, bie verföhnlichfie Gefinnung, bie gegenfeitige Achtung des Bes 
kenntnifſes geltend gemacht. Und biefe Gefinnung ift au in Feindedland zur Yes 
feitigung bes oft abfichtlid) ausgefireuten Mißtrauend und bes Tünftlich erregten Haſſes 
ber Benölkerung von bem größten Werte und von ben günftigften Folgen für unfere 
Söhne und Brüber in ber Armee gemefen. 

So emtet Preußen auch auf dem Gebiete religidfer Toleranz und Freiheit Früchte, 
u welchen jeine Regenten Jahrhunderte hindurch ben Samen geftteut.“ 
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nicht von den Fehlſtellen gereinigt werde, mit denen ſie ſeit 1840, Dank der 
mehr edlen als praktiſchen Natur Friedrich Wilhelms IV., behaftet und 
dadurch unwirkſam geworden ſei. Das übel angebrachte Vertrauen auf das 
Billigkeitsgefuͤhl und den Patriotismus der Katholiken habe gewiſſermaßen 
Breſche geſchoſſen in die für den allgemeinen Frieden (!) des Staates noth⸗ 
wenbigen Beftimmungen. „Dieſe Breſche,“ fügte der Fürft Hinzu, „muß 
ausgefüllt werden; fobald dieß gefchehen ift, werbe ich fein eifrigere® 
Bemühen haben, als den Frieden jelbjt mit dem Centrum, namentlich aber 
mit dem viel mäßiger gejinnten römifchen Stuhl zu fuchen, und ich hoffe ihn 
dann auch mit Gottes Hülfe zu finden, und ich werde dann, folange mir 
das Leben gegeben ift, dazu beitragen, den Kampf, den aggreſſiv zu 
führen wir eine Meile genöthigt find, demnächſt defenſiv fortzujegen und 
die Aggreifion mehr der Schulbildung ald der Politik zu überlaſſen.“ Mit 
dieſem Wort wurde nicht nur der aggreijive Charakter, ſondern aud das 
eigentliche Ziel des Culturfampfes eingeftanden: es iſt dad nicht die Defen- 
five gegen die angeblichen Webergriffe des Vaticaniſchen Concils, ſondern 
die Ausfüllung einer durch Friedrich Wilhelm IV. gemachten „Brefche”, bie 
Reinigung der Gefebgebung von den durch diefen König verurjachten „Fehl 
ftellen”. Diefelbe Idee war denn auch längſt vor dem Vaticanum auf daB 
Emfigfte gehegt und gepflegt worden. Die proteftantifchen Kirchenrechts⸗ 
Iehrer hatten fich eifrigft bemüht, die Lehre von der Oberhoheit des Staates 
über die Kirche nah ruffiidem Mufter durh Wort und Schrift zu ver: 
treten. Anfang der fechziger Jahre erfolgte der gänzlihe Umſchwung des 
früher gegen die Katholiken ziemlich billigen Dr. Emil Richter. Deffen 
Schüler, Dr. Dove, jett Mitglied des ftaatlichen Gerichtöhofes für kirch⸗ 
lihe Angelegenheiten, begann feit 1861 in feiner Zeitjchrift für Kirchenrecht 
bet jeber Gelegenheit die Sonveränetätörechte des Staates gegenüber ber 
Kirche geltend zu machen; denn er glaubte, wie er den 19. Juni 1872 in 
der Sammer fagte, „daß mir allerdings ſeit 1848 gegenüber der römijchen 
Aggreſſion Feine vertheidigungsfähigen Grenzen für den Staat bejeflen haben“, 
daß jogar „im Berliner Parlament von 1848... die Liberalen fich ver- 
bielten wie die Trojaner, die die ſchützenden Mauern des ftaatlichen 
Hoheitsrechtes eingerifien haben und fi vorgeipannt vor das trojanijche 
Pferd der firhliden Grundrechte, es bineingezogen in bie Stadt und ſich 
nicht haben warnen laflen durch das Waffengeklirr der kanoniſchen Waffens 
rüftung aus ben Eingemweiben ded Pferdes”. Ein anderer Schüler Richters, 
Friedberg, machte es fich förmlich zur Lebensaufgabe, die katholiſche Kirche 
zu verbädtigen umb bie ftaatlihe Bevormundung berjelben zu befürmorten. 
In bemjelben Geiſte wirkte fein gleichnamiger Oheim, ein hoher preußifcher 

Me. dieſe mahnten, man müfle, um mit Wehrenpfennig zu 
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fpreden, zu ben „preußiſchen Trabitionen zurüdtehren”, melde das ſtaat⸗ 
liche Hoheitsrecht über die Kirche Träftig urgirt, ja einen lanbeäherrlichen 
Summepiflopat auch über die Fatholifche Kirche in Anſpruch genommen 
hätten. Ihre fortmährenden Hebrufe wurden beifällig aufgenommen in ben 
Reihen ber preußiihen Bureaufratie und der Staatsprofeſſoren, beifällig 
aufgenommen aud von den vielen Protellanten, denen die ganz außer: 
ordentlihe, durch die Freiheit bewirkte Blüthe der Kirche ein Dorn 
im Auge war. Hierzu gehörten nit nur die Iutherifchen Eiferer, welche 
ihr „Evangelium” und ihre „Seligkeit" vom Papſtthum gefährdet 
unb bebroht glaubten, ſondern aud bie Ungläubigen, welche immerfort 
die „religidfe Freiheit“ im Munde führten. Auch diefen war es, wie 
Birdom am 26. Januar 1881 in ber Kammer geftand, in Folge der kirch⸗ 
lichen Freiheit ganz „ungemüthlih” geworden; denn „während dieſer Periobe 
bat man und mit einer Unjumme von Klöftern, Mönden und Nonnen 
überfhiwemmt, welche unſerm Geift nun einmal wiberftreiten; es ift ein 
großer Gewinn der Maigejeßgebung, daß wir über dieſe Conſequenzen ber 
unbewadten Zeit heraußgelommen find”. Dieſer proteftantifhe rom⸗ 
feindliche Geiſt ward durch bie Nieberwerfung der beiden katholiſchen Grop- 
mächte und Errichtung des „proteftantiihen Kaiſerthums“ ganz gewaltig 
geſtärkt. „Daß beutjche Volt,” rief Dove am 19. Juni 1872 im Reichstag 
aus, „wie ed Paris bezwungen hat, wird aud den Vatikan überwinden.” 
Man bielt ih für ſtark genug, die Deutjchen, wie politiſch, jo auch religids 
einigen zu. können durch Errichtung einer Nationallirhe unter ftaatlicher 
Kirchenhoheit ober landesherrlichem Summepiffopat und durch Befeitigung oder 
Lähmung Roms. Tür diefe Pläne arbeitete der nah Nieberwerfung Oeſter⸗ 
reichs geftiftete Proteftantenverein. Die Oppofition der Minoritäts-Bijchöfe 
auf dem Vaticanum nährte diefe Hoffnungen, und als man fi) durch das 
Verhalten der Biihöfe nah dem Vaticanum bitter getäufcht fand, ward 
die roms und kirchenfeindliche Gefinnung nur noch mehr entflammt, und die 
Hebreden der Altkatholiten, vermittelft deren man nun jene Pläne aus⸗ 
zuführen dachte, gofjen vollends Del in's Teuer. Aber der Wille, die durch 
bie Berfafjungsartilel den „preußiichen Traditionen” zugefügten Schatten: 
anszuwetzen und Breichen audzufüllen, mar längft vor dem Baticanım, ſowie 
der Schmerz über diefe Scharten und Brefchen Längft vorher beitand. Das 
Beweifen bie Landtagöverhandlungen vom Herbit 1869. 

Am 20. September de3 genannten Jahres brachte der Buchbinder 
Robert Krebs Namen? des Berliner Arbeitervereind beim preußifchen Ab: 
georbnetenhaus den Antrag ein, im Sinne bed Edictes vom 30. October 
1810 „über die Einziehung ſaͤmmtlicher geiftlicher Güter der Monarchie ꝛc.“ 
folgenden Zuſatz zur Verfaflung beichließen zu wollen:... „Vom 1. Januar 


1570 ab werben jämmtliche noch etwa beſtehenden Klöfter, Dom- unb 
andere Stifter, fie mögen zur katholiſchen ober proteitantiihen Kirche ge 
hören, für emige Zeiten aufgehoben. Es dürfen nie wieder Anwart- 
ſchaften eriheilt, feine Novizen aufgenommen und Niemand wieder in ben 
Beſitz einer Stelle geſetzt werden. Das Bermögen der Kiöfter füllt bem 
Staate zu. Die näheren Beitimmungen regelt ein fofort zu erlafiendes Aus⸗ 
führungsgeſetz.“ Außerdem beantragte derſelbe Arbeiterverein: „bad hohe 
Haus der Abgeordneten wolle die aus dem Jahre 1821 her datirende ſogen. 
‚Kircumferiptiondbulle‘, welche für Preußen bie biſchoͤflichen Sprengel Außer: 
lich regelt, einer Reviſion ımterwerfen und jeden andern als einen handels⸗ 
politifchen Wertrag mit Rom aufheben.” Der Antrag, welder offenbar 
nicht einen Arbeiter zum Verfaſſer hat, mar motivirt durch ben Hinweis 
auf den Aberglauben, die Faulheit und bie Unzucht der Klöftr. Er ge 
langte an die Betitionscommiffion des Abgeorbnetenhaufes, mo Dr. Gneift 
ſich zu feinem Anmalt erhob. Durch feine Bemühungen kam ein Commiffions- 
beſchluſ vom 17. December 1869 zu Stande, welder die Tönigliche Regie⸗ 
rung auffordert: 1. „Die beichränfenden Beitimmungen der preußifchen 
vandesgeſeßgebung über bie geittlichen Geſellſchaften, insbeſondere dag Edict 
vom 30. October 1810 und die noch zu Recht beitehenden Borjchriften des 
Allgemeinen Laudrechts, forwie der Zwilchengejeßgebung in ben weftlichen 
Yandestheilen zur Ausführung zu bringen und aud eine Umgehung biefer 
Reſchraäͤunkungen in Form von Conceſſionen ꝛc. für Wailenhäufer, Erziehungs⸗ 
und Unterrichtsanſtalten, Krankenhäuſer und andere Stiftungen nicht zu⸗ 
anlagen, insbeſondere Conceſſionen und Corporationsrechte für Anſtalten der 
Art nicht an Perſonen zu ertheilen, welche geiſtlichen Geſellſchaften an⸗ 
nebören: 2. das Aufſichtsrecht, ſowie die Betheiligung von Mitgliedern geiſt⸗ 
licher Mejellichaften an der Leitung und Verwaltung derartiger Anitalten 
nicht au geſtatten.“ 

Damit wären die religiöſen Orden in Preußen mit einem Schlage vers 
nichtet geweſen. Wine tiefgebende Bewegung gegen dieſes Attentat auf bie 
veriasiungsmärig garantirte Freibeit der katholiſchen Orden und 
Selditändigkeit der Kirche erbob tich alsbald im ganzen katholiſchen Volke. 
Fin Gejetz vom 6, April 1843 8 4 erflärt: „Alle Preußen jind beredhrigt, 
zu jolden Sweden, melde den Straigeiegen nidt zumißerlaufen, ſich 
odne vorgängige polizeilidie Erlaubniß zu Gelellichaften zu vereinigen. Alle 
das freie Vereinäredt deſchränkenden geieglihen Beſtimmun— 
gen iind aufgehoben.“ Hiernach jind alfo, wie v. Nönne, Stuarärecht 
der preukiien Memardie, ©. 146 jagt, alle beöiakitgen Beichrüntungen 
des Wlgemeinen Danheeitö, bei Chictes em 30. Detoder ISIO, des Bundes- 
teiätalieh wen AUUR m. f. wm. emtiguirt, bie Zierufung Gueiitö auf Biefe 
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antiquirten Beſchränkungen ift jomit vergeblid. Dieſes freie Afjociationg- 
recht mit Aufhebung aller früheren Beſchränkungen wurde in die Verfaſſungs⸗ 
urtunde von 1850 (Art. 30 und Art. 109) aufgenommen. Die genannten 
Beitimmungen find jo Har, daß bie Ablehnung des Commilfionsantrages 
faum zweifelhaft fchien. Hierzu fam noch, daß die preußifche Regierung 
ausdrüdlich gegen den Commiſſionsantrag Stellung nahm 
und die verfaſſungsmäßige Eriftenzberedhtigung der geiſtlichen 
Genofjenfhaften in Preußen unummunden anerlannte Die 
bierauf bezüglichen Erflärungen der Commiſſäre der Minifter des Eultug, 
des Innern und der Juſtiz tbeilen wir unter ben Actenftüden mit, da fie 
auch jpäter bei den Debatten über das Seluiten- und das Kloſtergeſetz in 
Betracht kamen (2). = 

Die Abgeordneten Windthorſt, Neichensperger und v. Mallindrobt 
juchten deßhalb eine Abftimmung über den Antrag herbeizuführen. Aber 
umfonft. Da man dad Schidjal des Antrages wohl vorausjah und das 
Ende der Legiälaturperiode nahe war, juchte man von liberaler Seite die 
Abſtimmung um jeden Preid zu verhindern. Der freiconfervative Graf 
Bethufy ftellte am 8. Februar 1870 einen foͤrmlichen Antrag auf Abjegung 
der Verhandlung ber Klofterpetition von der Tagesordnung, damit nicht der 
„Friede unter den Confeſſionen“ durch „erregende Debatten” geſtört werde. 
Umfonft mies NReichensperger darauf hin, daß es fi um eine Sundamental- 
frage des öffentlichen Nechtes handle, die man nicht unbeantwortet Laffen 
dürfe, nahdem man fie gegnerifcherjeits einmal im Haufe ge 
Rellt Habe und eine zmwanzigjährige Rechtsordnung umzu— 
ofen drohe. Der vom Abgeorbneten v. Mallindrodt am 10. Februar 
1870 eingebradhte und von 80 Abgeordneten unteritügte Antrag auf Ver: 
handlung des Petitionsantrages wurde abgelehnt und glei) darauf ber 
Landtag geichloffen, ohne daß die Klofterfrage ihre definitive Erledigung 
gefunden hätte. 

Dat es fich bei diefem Klofteriturm nicht bloß um die religiöfen Ge— 
noſſenſchaften handelte, ging ſchon aus dem Inhalt der Petition und den 
darauf bezüglichen Landtagsverhandlungen zur Genüge hervor und war aud) 
dem Arglojeiten klar. Wenn man eine Hintergedanken hatte, wozu denn 
fo Hartnädig einer Entſcheidung ausweichen, die felbjt nad dem Urtheile 
ber Regierung dem klaren Verfafjungsrechte entſprach und den confejlionellen 


1 Das Nähere hierüber f. Archiv für kath. Kirchenrecht Bb. 23, S. 374, wo auch 
(von B. Reichensperger) nachgewieſen wirb, daß bie hier entwidelte Auffafiung zu 
wiederholten Malen von ber preußiſchen Regierung und ben Gerichtähöfen, ja vom 
Sanhtage ſelbſt anerlannt wurde. 
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Hader ein für allemal niedergeſchlagen hätte? Der Stachel des Argwohns 
mar in den Herzen der Katholiken geblieben. Warum man aber vorerft 
noch vor der offenen Bejeitigung der durch die VBerfaflung garantirten Frei: 
heit zurüdichredite und den Kampf gegen Rom binausfchieben zu müflen 
glaubte, hat der vebjelige Lasker am 25. November 1873 ausgeplaubert. 
Wir Tonnten, ſagte damald der Führer der Nationalliberalen, auf ben 
Berliner Klofterfturm von 1869 zurüdgreifend, leidenſchaftliche religiöfe 
Debatten nicht gebrauchen. „Nicht weil mir den offenen Kampf mit Ihnen 
(Sentrum) gejheut hätten — bewahre, aber und lag tiefere Sorge am 
Herzen. Das deutſche Reich war noch nicht geeinigt und es würde 
zum größten Schaden gereicht Haben der zufünftigen Bereinis 
gung bed Südend und Nordeng, wenn es Ihnen damals bereits 
gelungen wäre, diefe Saat der Zwietracht und des kirchlichen Streites aus⸗ 
zuftreuen; wir mußten bieß verhüten. Sollte der Kampf einmal: geführt 
werben, dann, nachdem das Dad gemdlbt ift über das gemein 
fame Reich, bi dahin durfte feine Verhandlung und meiter von eins 
ander entfernen.” — Man beachte, mit welcher Berbrehung des mahren 
Thatbeftandes das Centrum hier beſchuldigt wird, den Verſuch gemacht zu 
haben, Zmwietracht zu füen. Was Hatte das Centrum getban? Es wollte 
die von Berliner Proteftanten außgegangene und von Dr. Gneiſt 
protegirte Hete gegen die Klöfter durch definitiven Entjcheid des Land⸗ 
tages ein für allemal nieverjchlagen. Aber freilich, es war. das zu einer 
für die Liberalen unbequemen Zeit, wo fie ihre inneriten Herzendgebanfen 
noch nicht ungejcheut offenbaren durften, um die ſüddeutſchen Brüder nicht 
vor der norddeutſchen Umarmung zurüdzujchreden, und um bie preußifchen 
Katholiken, deren Fräftige Mitwirfung man zum Wölben des Daches be: 
durfte, nicht zurüdzuftoßen. Die ſüddeutſchen Katholiken wurden wirklich 
durch die Segnungen der preußifchen Freiheit angelockt, und ſüddeutſche und 
norbbeutfche Katholifen halfen wacker am Wölben de Daches mit; jetzt 
fonnte und „follte der Kampf geführt werben”; jetzt Tonnte und follte ber 
innere Ausbau, die gemüthliche Einrichtung gefchehen, und dazu war nad) 
der Meinung aller jpätern Eulturfämpfer vor Allem nothmendig, daß bie 
von Friedrich Wilhelm IV. verurjachten „Fehlſtellen“ ausgebeſſert und bie 
„ungemüthlichen” Mönche und Nonnen bejeitigt würden. Der Culturs 
fampf, welcher hieraus wegen des zähen Feſthaltens der Katholiten an den 
kirchlichen Freiheiten entjtehen mußte, wäre darum gefommen, auch wenn die 
päpftliche Unfehlbarfeit nicht auf dem Vaticanum definirt worden. 

Wir reden bier von der eigentlihen Urſache des Culturkampfes, nicht 
von den Anläfien, die ihn bälder herbeiführten und acuter machten. 

Urſache war alfo nicht die Bildung des Centrumd. Als die Katholiten 
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ſahen, wie ſcheel man die durch Verfaſſung und internationale Verträge 
garantirten Treiheiten der Kirche anfah, gebrauchten fie zum Schutze dieſer 
ihnen jo theuren, nicht nur religiöfen, ſondern auch politiichen Rechte das 
ihnen nad) Geſetz und Verfaſſung zuftehende Recht der Wahl von Abgeord- 
neten, und zwar wählten fie im Wefentlichen diejelben „Freunde der Orb- 
nung“, welche fie nad) dem Zeugnifje Bismardd 1848 gewählt hatten. 
Wie Tonnte das eine gerechte Urſache zu ihrer Befehdung fein? 

Ebenfomwenig Urſache mar bie reich3feindlihe Gefinnung des Papites 
mb der Katholiken. Nocd nach Ausbruch des Kampfes bezeugte Bismarck, 
daß ber Papſt ſympathiſch die Entitehung des Deutſchen Reiches begrüßt 
hätte; die Katholiken hatten aber mit Begeifterung, mit Aufopferung von 
Gut und Blut zum Aufbau des Neiches mitgewirkt. Auch Ungehorfam 
gegen bie Maigeſetze, die vor Beginn des Eulturfampfes gar nicht beitanden, 
fonnte nicht Urſache zum Beginn dieſes unjeligen Streites fein. 

Ebenjomwenig Urſache war das Verhalten fremder Diplomaten und 
Slaubenägenofien. Selbft wenn das hierüber Erzählte wahr wäre, durften 
die für das Reich fo begeifterten preußijchen Katholifen nicht für fremde 
Sünden abgeftraft werben. . 

Ebenſowenig Urjache war die polnifche Agitation. Selbft wenn fie wirk⸗ 
lich ftattgefunden, fo wäre gegen fie insbeſondere, nicht aber gegen die Katho- 
Ifen im Allgemeinen zu handeln gemejen. Was aber davon zu halten .ift, 
xigt die Affaire Wagener-Niegolewski bei ber Sejuitendebatie im Reichstage 
(14. und 17. Juni 1872). Wagener hatte wiederum das spectre rouge 
der polnischen Agitation und Conjpiration vorgeführt; als er unterbroden 
wurbe, erflärte er, „ven Herren” privatim darüber Mittheilungen machen zu 
wollen. Herr von Niegolewski ging deßhalb zu ihm, erhielt aber eine ab- 
weilende Antwort, worauf er im Meichätage jene Märe als „eine infame 
Lüge der geheimen Polizei” brandmarkte. Wagener wollte fi nun auß: 
reden, aber fein Gegner bewies ihm ſchwarz auf weiß aus ben ftenogra- 
phiſchen Berichten, daß er im Allgemeinen „den Herren” Mittheilung zu 
machen verfprochen, wenn fie zu ihm fämen. 

Endlih war auch nicht, wie jchon oben berührt, das Vaticanum die 
eigentliche! Urſache des Culturkampfes. Die Stellung zum Vaticanum und 
dem Dogma der päpftlichen Unfehlbarkeit war durch die Verfafjung Mar 
Dorgezeichnet. Letztere garantirte der Kirche die felbitändige Regelung ihrer 
Angelegenheiten; wenn aber irgend etwas, jo gehörte die Erklärung einer 
Kirchenlehre zu diejen Firchlicden Angelegenbeiten. Darum hatte denn auch 
bie preußifche Regierung, ald ihre Bilchöfe feierlich auf dem Concil von 
Köln 1860 die päpftliche Unfehlbarkeit gelehrt, nicht im Mindeften Ein- 
ſprache dagegen erhoben; wie konnte fie dazu das Recht erhalten, als jene Lehre 
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der preußiſchen Biſchöfe von ber ganzen Kirche auf dem Vaticanum befinirt 
werben follte und wirklich definirt wurde, damit aber bie ftrengfte Ges 
wiſſenspflicht Jeden, ber Katholif bleiben wollte, zur Annahme verpflichtete? 
Das hat denn auch Bismarck anerkannt, indem er ben 30. Januar 1872 
in ber Kammer erflärte: „Jedes Dogma, aud) dad von uns nicht geglaubte, 
welches fo und fo viele Millionen Landsleute theilen, muß für ihre Mit 
bürger und für bie Negierung jedenfalls heilig fein.“ Freilich blieb bie 
Regierung ben foeben entwickelten Grundfägen in ihrem Verhalten gegen 
das allgemeine Concil nit treu. Wenn fie aud nicht ſchroff aufzutreten 
wagte, weil fie der Sympathien ver Katholiken für ihre Pläne beburfte, fo 
geht doch ihre Gefinnung aus verjdiebenen diplomatiſchen Actenftücden ges 
nugfam hervor. Wir erwähnen nur den Notenwechſel zwiichen dem Bun: 
beöfanzler und dem Geſandten des norbbeutichen Bundes in Rom, Grafen 
dv. Arnim, fowie eine Depeſche Arnimd an den Staatsfecretär Carbinal 
Antonelli, nebft zwei weiteren Briefen desſelben Geſandten (3- 9). 

Es erhellt aus biefen Actenftüden (man vergleiche z. B. die Inftruction 
bes Reichskanzlers vom 5. Januar 1870, Nr. 5) unzmeidentig, daß man in 
Deutſchland damit umging, gegen Rom Front zu maden. Es wird bie 
Abſicht deutlich ausgeſprochen, eine „richtige Operationsbafis“ zu ges 
winnen, um bie „freieren geiftigen Elemente” — „auf welde 
wir gern zählen“ — zu gewinnen. Dazu bebürfe e8 aber großer Vor— 
fit, denn duch „voreiliges Eingreifen“ würben dieſe Elemente zus 
rücgefchredtt und nad) der anderen Seite, d. 5. nad) der Concilämajorität 
bingebrängt. Man müſſe fi) deßhalb begnügen, bie. deutfchen Bifchöfe zu 
ermuthigen, fie der „Sympathie” ber Regierung zu verfichern, ihnen zu bes 
deuten, daß eine Veränderung der kirchlichen Stellung der Biihöfe auch 
„eine veränderte Behandlung in legislatoriſcher und abminiftrativer Hinficht 
erforberlih made”; man müfje warten, biß die „Action“ von dem beutjchen 
Glemente auf dem Goncil auögehe, und dürfe ſich nicht die Hand für die 
Zukunft binden. Auch die Depeie des Grafen Arnim an Carbinal Ans 
tonelli broßt mit einer Veränderung ber Haltung der norddeutſchen Regies 
vung gegen die Fatholijche Kirche, wenn das Concil ſich einfallen ließe, durch 
die Erklaͤrung des Unfehlbarkeitsbogmas die Grundlage unferer „nationalen 
Exiſtenz“ anzugreifen und bie [don angebahnte religidfe Einigung 
zu hindern. Hiermit find die wahren Abfichten der Regierung Mar genug 
Man wollte mit aller Macht die Oppofition ber Minorität untere 
frügen, täufchte ſich aber ganz hinſichtlich derſelben. Wenn bie meiften 
bie Definition der Unfehlbarfeit waren, weil fie 
polütichen Bermwidelungen fürdteten ober 
"bie Gonverfion ber Proteftanten erſchwert 
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würde, oder endlich weil ihnen noch nicht alle wiſſenſchaftlichen Schwierig⸗ 
keiten gegen bie papſtliche Unfehlbarkeit gehoben ſchienen, jo machte bie 
endgültige Definition allen diefen Bebenfen ein Ende. Sie hatten nun: 
mehr bie Wahl zwilchen Annahme jenes Dogmas oder aber Abfall von 
ver Kirche, Bruch der heiligften Eide, Verläugnung des katholiſchen Glau⸗ 
bens. In diefer Alternative entjchieden fie ſich für ihre heilige Gewiſſens⸗ 
pflicht, für den Gehorfam, welden fie vor dem Concil von Fulda aus 
allen Gläubigen auferlegt hatten. Und wie läherli und unlogijch wäre 
es auch geweſen, eine Lehre, welche fie felbit auf ber Kölner Synode auf⸗ 
geftellt,, nun, da biejelbe von der ganzen Kirche approbirt wurde, zu ver- 
werfen? Doch biermit find wir zu den eriten Anfängen des Culturfampfes 
gefommen, den wir jest an der Hand ber Documente kurz daritellen wollen, 
nahdem wir den Urſprung und die Urjachen desſelben genugjam auseinan⸗ 
dergeſetzt haben. 

Bon Rom zurüdgelehrt, verlündeten die in Fulda verjammelten Bis 
ſchöͤfe die Beichlüffe des Vaticaniſchen Concils (10). Damit war das 
Todesurtheil des Altkatholicismus befiegelt, und Feine noch jo mächtigen 
Belebungsverjuche von Seiten hochmüthiger Gelehrten und übel berathener 
Regierungen vermochten demſelben wieder aufzubelfen. Gewiß mit vollem 
Rechte belobte deßhalb der Heilige Vater in einem eigenen Sendſchreiben die 
Biihöfe, weldhe den gemeinjamen Hirtenbrief unterzeichnet hatten (11). 

Außer dem gemeinfamen Hirtenbrief von Fulda richteten die meilten 
Biihöfe noch bejondere Schreiben an ihre Diöcefanen, um ihnen die Con- 
eiläbeschlüffe zu verfünben und fie zur Treue gegen die katholiſche Kirche 
zu ermahnen. Wir führen beijpieläweile das bed Erzbiſchofs von Kölı an 
(12). Zugleich verlangten die Bilchöfe von ben katholiſchen TFacultäten 
mb von einzelnen Geiftlihen und Gelehrten, welche Veranlaſſung dazu 
saben, ausbrückliche Unterwerfung unter die vaticaniſchen Beſchlüſſe, und 
ſchritten im Weigerungsfall gegen biejelben ein. So entjeßte der Erzbiſchof 
von Köln den Pfarrer Dr. Tangermann, der gegen die Concilsbeſchluͤſſe 
peoteftirte, feines Amted. Bon den Profefjoren der Univerfität Bonn ver: 
weigerten die Profejjoren der Theologie Langen, Hilger und Reuſch und 
die Profefioren der Philolopbie ihre Unterwerfung. Den drei Erfteren 
wurbe Anfang3 November die firdhliche Sendung (missio canonica) ents 
jogen und bie Lebteren wurden a sacris jußpendirt. Der Senat der Uni: 
verfität wandte ih nun unterm 18. November 1870 an den Eultusminifter 
v Mühler um Schuß für die geftraften Profefjoren. Die Antwort bes 
Miniſters erfolgte am 30. December (13) und marf dem Erzbiſchof 
Uebergriffe auf das ftaatliche Gebiet vor, obwohl diejer nur von feiner un- 
zweifelhaften Befugniß Gebrauch gemacht hatte. Noch im Jahre 1868 Hatte 
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Profeflor v. Schulte, gewiß ein unverbädtiger Zeuge, in einem fchriftlichen 
Gutachten unter andern folgende Thefen aufgeftellt: 1) „Jedes Lehramt, 
befien Object die Theologie ift, erfordert eine bifhöflihe Million ... . 
4) Die firhlie Miſſion kann jeder Zeit vom Biſchofe entzogen werben.“ 
Aehnlich wie der Erzbifhof von Köln fchritt auch ber Fürſtbiſchof vom 
Breslau gegen bie mwiberipenftigen Profefforen ein, indem er bie Doctoren 
Baltzer, Reinkens und Weber in Breslau ihres Amtes entſetzte. Auch bier 
nahm fi der Senat der Univerfität der „Verfolgten” an und erhielt auf 
feine Beſchwerdeſchrift an den Eultusminifter eine ber ſchon mitgetheilten 
(Actenit. 13) gleihlautende Antwort. Doch verloren die Profefloren Bier 
wie in Bonn ihre Schüler, da die Bifchöfe den fatholiichen Studenten den 
Beſuch der Vorlefungen berfelben unterfagt hatten. Schon früher (16. Au⸗ 
guft) Hatte der Erzbiſchof von Köln gegen den Herausgeber des Rheiniſchen 
Merkurs ein Schreiben gerichtet, welches auf feine Anorbnung zugleid) mit 
dem Fuldaer Hirtenbrief von den Religionslehrern der höheren Klafien der 
Gymnaſien ihren Schülern verlefen werden follte. Hiergegen jchritt der Cultus⸗ 
minifter in einem Nefcript vom 18. März 1871 (14) ein, welches die Pu⸗ 
blication kirchlicher Erlafje in den Schulen von der Genehmigung der Vor⸗ 
fteher der betreffenden Anjtalten abhängig macht. 


II. Die erſten Anfänge des Enlturkampfes (1871). 


Während die deutſchen Biſchöfe jo eifrig für die Neinerhaltung des 
katholiſchen Glaubens in Deutſchland thätig waren, machten ſich die Piemon- 
tejen in Italien einer Vergewaltigung nad) der andern gegen ben Heiligen 
Stuhl Ihuldig Mit tiefem Schmerz ſah das Fatholifche Volt dad Ober- 
haupt der Kirche jeined Patrimoniums beraubt und fchließlih zum Gefangenen 
in jeinem eigenen Palafte gemadt. Die preußiſchen Katholifen hofften, ihr 
König, in beifen fiegreichen Armeen jo viele katholiſche Soldaten opfermuthig 
ftritten, würbe ſich aus Nüdficht für feine katholiſchen Unterthanen des bes 
drängten und wiberrechtlich feiner Güter beraubten Heiligen Vaters annehmen. 
Man wandte ji deßhalb mit zahlreichen ‘Petitionen an ihn, melde ihm in 
Berfailles überreicht wurden. Es ift dieß ein Beweis, meld’ offenes Vers 
trauen bie Katholiken ihrem Monarchen entgegenbradhten und mie wenig 
fie ſich des gemaltigen Sturmes verjahen, der jo bald über fie los 
brechen ſollte. Der Monarch gab auch die ermuthigendften Zujagen. Am 
18. Januar 1871 wurde er im Hauptquartier zu Verſailles zum beutjchen 
Kaifer ausgerufen. In der Proclamation erflärte der neue Kaifer: er 


2 Mg ale für kath. Kirchenrecht von Dr. Bering. 1868. Heft I. S. 8—7. 
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übernehme die kaiſerliche Würde „im Bewußtſein der Pflicht, in beutfcher 
Treue die Nechte des Reiches und feiner Glieder zu ſchützen und den Trieben 
zı wahren”. Die Aufgabe des neuen Reiches follte beitehen, fo flehte der 
Monarh zu Gott, „in den Werken des Friedens auf bem Gebiet 
nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Geſittung“. Papſt Pius IX. beglück⸗ 
mwünjdte ben neuen deutſchen Kaiſer in einem eigenhändigen Schreiben, 
welches beweist, daß man in Rom keinerlei Abneigung oder gar Haß gegen 
dad neue Meich begte?. Bald darauf, am 21. März, trat zu Berlin der 
we Reichſtag zuſammen. Wie die Proclamation, jo bezeichnete auch die 
Thronrede die Werte des Friedens als die Aufgabe des neuen Reiches. 
„Möge,“ jo flehte der Kaiſer wieder zu Gott, „die Aufgabe des beutjchen 
Bolle darin beichlojjen fein, fih in dem Wettkampf um die Güter bes 
Trieben? als Sieger zu ermweilen. Das malte Gott.” Aber im Widerfprud) 
zu biefen Friedenswünſchen und den obengenannten Zuſagen enthielt bie 
Abreſſe, mit welcher der Reichstag die Thronrede beantwortete, die omindje 
Stelle: „Die Tage der Einmifhung in das innere Leben anderer Völker 
werben, jo hoffen wir, unter feinem Borwand und in feiner Form wieder: 
kehren.” Was man damit meinte, war Mar. Umſonſt brandmarkten bie 
Centrumsmitglieder das hier unbedingt für alle Fälle ausgeſprochene Nicht: 
internentionsprincip als ein unchriftliches, umfonft wiejen fie darauf Bin, 
daß jelbft die Thronrede von den vermittelnden Bemühungen der deutſchen 
Diplomatie in der Bontusfrage ſpreche, daß aljo das Nichtinterventiondprincip 
in Bezug auf Rom nichts Anderes bedeuten Tönne, als man molle die vital- 
Ren Intereſſen der katholiſchen Mitbürger unberüdlichtigt laſſen. Was 


1 Das Schreiben lautet: „Bapft Pius IX. dem Allerdurchlauchtigſten, Großmäch⸗ 
Heften Kaifer, Grup! — Durch das geneigte Schreiben Ew. Majeſtät iſt Uns eine 
Nittheilung geworben der Art, daß fie von felbft Unfere Glückwünſche hervorruft, ſowohl 
wegen ber Ew. Majeftät dargebotenen höchſten Würde, als megen ber allgemeinen Ein- 
kimmigteit, mit welcher bie Fürſten unb freien Stäbte Deutfchlands fie Ew. Majeftät 
übertragen haben. Mit großer Freude haben Wir daher bie Mittheilung biefes Greig- 
niſſes entgegengenommen, welches, wie Wir vertrauen, unter bem Beiftande Gottes für 
das auf das allgemeine Befte gerichtete Beftreben Ew. Majeftät nicht allein für Deutſch⸗ 
land , fonbern für ganz Europa zum Hell gereihen wird. Ganz befonberen Dank aber 
fagen Wir Ew. Majeftät für den Ausdruck Ihrer Freundſchaft für Uns, da Wir hoffen 
bärfen, daß berfelbe nicht wenig beitragen wirb zum Schub ber Freiheit umb ber Rechte 
ber katholiſchen Religion. Dagegen bitten Wir aud Em. Majeftät, überzeugt zu fein, 
deß Wir nichts unterlaffen werben, wodurch Wir bei gegebener Gelegenheit Ew. Majeftät 
nügkich fein Tönnen. Inzwiſchen bitten Wir den Geber aller Güter, daß er Em. Kaiſer⸗ 
lien und Königlichen Majeftät jebes wahre Glück reichlich verleihe und Sie mit Uns 
buch das Band vollfommener Liebe verbinde. 

Gegeben zu Rom bei St. Peter (im Batican) am 6. März 1871, im 25. Jahre 
Unferes Pontificats.“ 








— 11x1 — 


half's? Das deutfche Reich war ja jett unter Dad und Fach. Man bes 
durfte der Katholiken nicht mehr. Nun Tonnte e8 gegen Nom loßgeben !. 

Noch deutlier ala bei den Adreßdebatten wurden die Gedanken Vieler 
offenbar bei den Verhandlungen über die neue Reichsverfaſſung am 2. unb 
4. April 1871. Das Centrum beantragte unter Anderem, den Grundſatz 
der Selbitändigfeit und Freiheit der Religionögejellichaften in Bezug auf 
die Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, welcher in den meiften 
deutſchen Randesverfaflungen niedergelegt war, auch in der neuen ReichB- 
verfafjung auszuſprechen. Man jollte meinen, dieſe elementäre Forderung 
ber Religiondfreiheit müßte bei denen, melde fi rühmen, Vorkämpfer ber 
Freiheit zu fein, ungetheilten Beifall finden. Doc dem war nit fo. Wie 
Ein Mann erhoben fi die Liberalen gegen die Anerkennung der Religions 
freiheit, und zwar, wie aus der Rede ihres Wortführers v. Treitſchke erhellt, 
im Namen der Oberhoheitsrechte des Staates und der Staats 
gefährlidkeit der fatbolifhen Kirche, der man die Möglich 
feit der Dppofition gegen die Regierung nehmen müſſe. 
Derſelbe Redner ſprach dann noch von dem tiefen confejlionellen Hader, 
der ung zmei Jahrzehnte hindurch, feit 1848, zerflüftet und den man nicht 
in da8 neue Reich verpflanzen wollte. Was übrigen an dem confeljionellen 
Hader feit 1848 Wahre ift, hat uns des Geſchichtsbaumeiſters Herr und 
Sebieter, Fürſt Bismarck, ſelbſt geſagt, als er von dem tiefen confeſ— 
ſionellen Frieden ſprach, um den uns ganz Europa beneidete. „Wenn 
man uns entgegenhält,“ bemerkte damals Dr. Windthorſt in Bezug auf 
ſeinen Antrag, „es liege nichts Zwingendes vor, jetzt mit einer ſolchen 
Forderung hervorzutreten, ſo antworte ich, daß ſeit geraumer Zeit gewiſſe 
preußiſche Staatsmänner in Bezug auf religiöſe Parität ſehr reactionäre 
Stimmungen offenbaren und erinnere an die letzten Reſeripte des Cultus—⸗ 
minifteriumd. Aehnliche Grundſätze werden auf der Tribüne und bei Wahl 
agitationen ausgeſprochen. Den Cardinalpunkt bat v. Treitichfe berührt, 
nach deſſen Anficht der Staat alleinige Quelle des Rechtes ift.“ 

Die bier angedeuteten Mtinifterialerlaife haben wir ſchon zum Theil 
mitgetbeilt. Aber es bleibt und noch Einige nachzuholen. Aus dem An- 
fang Februar liegt eine, wohl nicht ohne höhere Weifung erlafiene Verord⸗ 
nung des Föniglichen Provingial-Schulcollegiums zu Koblenz, betreffend bie 





1 Wie frühe man In gewiflen Kreifen von bem baldigen Losbruch bed Kampfes 
gegen Rom überzeugt war, beweißt 3. B. eine Stelle aus ber liberalen „Göttinger 
Zeitung” vom 5, Auguf 1870, welde lautet: „Nur ein Kurzfichtiger weiß eB noch 
nicht, daß, wenn unfere Soldaten aus bem Felde zurüdfehren, ber Kampf auf geiftigem 
Gebiet gegen die Kirkgenigrannen entbreunen wird. Die Lofung heißt: Erſt bie Fran⸗ 
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MRarianifhen Eongregationen, vor, welche bie freie Religiongübung katho— 
iger Studenten in bebauerliher Weile bejchräntt (15). Diefelbe geiteht 
zwar ausbrüdlich, daß „pofitiv ſchädliche Einwirkungen diefer Eongregationen 
anf die Schule ſich biäher nicht bemerklich gemacht haben“, glaubt ſich aber 
boch berechtigt, fie „als entbehrlih” und „wegen ber naheliegenden Gefahr 
uochtheiliger Einflüffe auf die Schüler bedenklich“ zu erflären und deßhalb 
dieſelben thunlichſt einzufchränfen, bezw. den Schülern die Theilnahme daran 
möglihft zu verbieten. 

Befonderes Auffehen erregte ber fog. „Braundberger Schulftreit”, 
der und ſchon mitten in den Culturkampf hineinführt. Der Religionslehrer 
em Gymnaflum zu Braundberg, Dr. Wollmann, und der Director des 
bertigen Lehrerſeminars, Dr. Treibel, batten fich gemeigert, der Auffor- 
derung zur Unterwerfung unter bie vaticaniſchen Beichlüffe nachzukommen, 
und waren unter bem 24. December 1870 vom Provinzial-Schulcollegium zu 
Königäberg in ihrer Widerſetzlichkeit durch Hinweis auf ihre Eigenſchaft als 
„Staatsbeamte“ beftärkt morben (16). Nach Längeren fruchtloſen Verhand⸗ 
lungen entſchloß ſich der Biſchof von Ermland, beiden Meligionslehrern bie 
Vollmacht zur Ertheilung des Neligiondunterrichtes zu entziehen, und machte 
om feiner Abficht unter dem 15. März 1871 dem Cultusminifter Anzeige 
(IM. Diefer erwiederte am 27. März, daß er den bifchöflihen Maßnahmen 
fine vechtliche Wirkung auf das Staatdamt der beiden Herren zuerkennen 
inne (18). Am 93. April entzog der Biſchof den beiden in ihrem Ungehor- 
lm verharrenden Lehrern die kirchliche Sendung, richtete aber gleich darauf 
(d. d. 5. April) ein Schreiben an den Cultusminifter, um ihm bie vers 
hängte Strafe zur Kenntniß zu bringen und ihn zur Bejeitigung des Con- 
fietes, ben Herr von Mühler durch feine Parteinahme für die widerſpen⸗ 
Rigen Lehrer heraufbeſchworen, Vorjchläge zu machen. Der Biſchof war 
bereit, um des Lieben Friedens willen zu ‚bulden, daß die Negierung bie 
beiden Lehrer in ihrer Stellung und in ihrem Gehalte belaſſe, und zugleich 
mit eigenen jchweren Opfern zwei andere Neligionälehrer anzuftellen (19). 
Er machte durch die Amtseniſetzung nur von einem ihm zweifelloß zu⸗ 
fiehenden Rechte Gebrauch. Was follte aus der durch die Verfaſſung feier- 
lich garantirten Selbftändigfeit der Tatholifchen Kirche werben, wenn fie nicht 
änmal barüber frei befinden bürfte, wen fie den Auftrag zum Religions: 


rnterricht ertheilen oder entziehen wolle? Anders dachte dad Provinzial- 
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Schuleollegium zu Königäberg, welches vie beiden Lehrer verpflichtete, im 

Religiondunterrichte fortzufahten (20). Anderd auch Herr von Mübhler, 

der dem Biſchof bebeutete, er ſei nicht gefonnen, in Ertheilung des Religions: 

anterrichteß ben beiden Lehrern Hinbernifje in den Weg zu legen (21). Da 

biete trotz des Tirchlichen Verbote im Neligionsunterricht fortfuhren, wandte 
Guiturfampfsäicten. 


© 
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ſich der Biſchof am 21. April mit einer Beſchwerde an has koͤnigliche Pro- 
vinzial-Schulcollegium zu Königäberg. Er wies darin nad, daß die Be— 
lafjung der beiden beftraften Lehrer im Amt gegen den Willen der kirch⸗ 
lichen Obern eine ſchwere Verlegung ber Gewiſſensfreiheit, ſowie ber ver— 
faffungs» und gejegmäßigen Rechte der katholiſchen Kirche fei. Er verlangte 
deßhalb, die Regierung möge den Religiongunterriht ber D. D. Wollmann 
und Treibel fiftiren und für reguläre Ertheilung des katholiſchen Religiones 
unterrichtes forgen. Die Beſchwerde überfandte der Biſchof auch dem Cultus— 
minifter am 21. April 1871 (22). In feiner Antwort vom 29. Juni 
blieb Herr von Muͤhler bei feinem früheren Entjdeid, denn „Wollmann 
lehrt noch Heute dasſelbe, was er vor dem 18. Juli 1870 mit Zuftimmung 
der Kirche gelehrt Habe“ (23). Damit hatte ſich der Minifter förmlich zum 
oberften Richter in katholiſchen Glaubensſachen aufgeworfen. Ja er ging 
fogar fo weit, fämmtlihe katholiſche Schüler des Gymnaſiums zu Braunds 
berg zum Beſuche des Religionsunterrichtes des Dr. Wollmann zu ver 
pflidten. Im Weigerungsfalle follten fie vom Gymnafium relegirt wer 
den. Der Biſchof Fennzeichnete in einer weiteren gründlichen Eingabe an 
das ultusminifterium vom 9. Juli die minifterielle Entſcheidung als einen 
offenbaren Verftoß „gegen bie den preußiſchen Staatsbürgern gemährleiftete 
Glaubens: und Gemiffensfreiheit, ſowie gegen die Rechte des ihnen für ihre 
veligiöfen und Unterrichtszwecke garantirten Befipftandes“. „Ob die Lehre 
eines Prieſters katholiſch fei oder nicht,“ fo führte der hochwürdige Prälat 
unter Anderem aus, „darüber hat nad) dem beſtehenden Rechte nur deſſen 
Biſchof und in höchſter Inftanz der Papſt zu entſcheiden, nicht aber bie 
ftaatlihe Behörde. Die treue Beobachtung dieſes rechtlichen Grundſatzes 
in Preußen rühmt das Minifterialrefcript vom 16. April 1849 mit ben 
Worten: ‚Niemals haben fi) die Staatöbehörben die Befugniß beigelegt, 
eine ſeitens bes bifchöflichen Amtes Kraft ber bemjelben beiwohnenden Aufs 
ſichts· und Digciplinargemalt ergangene Entſcheidung aufzuheben oder gleich⸗ 
ſam in höherer Inftanz über die Nichtigkeit und Unrichtigfeit zu erfennen‘* 
(24). In feiner Erwieberung vom 21. Juli Iehnte der Cultusminiſter 
weitere Erörterungen mit dem Biſchof ab. Den Bijchöfen ſei es ja ſchon 
vor dem Concil nicht unbefannt gemejen, baß bie vaticaniichen Beichlüffe 
den Keim zu Verwickelungen zwiſchen Staat und Kirche in fi trügen (25). 
Alſo der eigentliche Grund, warum Herr von Mühler gegen ben Bifchof 
von Ermland einſchreiten zu müflen glaubte, follen die Beſchlüſſe de Bas 
ticanums fein! — Da bie Braunsberger Angelegenheit inzwiſchen fon in 
ben mweiteften Sreijen Mufeben ervegt hatte und in liberalen Kreifen gegen 
muxbe, wanbte ſich der Biſchof, dem fein anderer 
Zuli 1871 in einem Hirtenbrief an feine Didces 
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fanen, um ihnen den wahren: Sachverhalt außeinanberzufegen. „Was den 
Juden und Diſſidenten gewährt ift,” beißt e8 in bem genannten Schreiben 
unter Anderen, „baß fie an ben oͤffentlichen Schulen feinen mit ihrer reli⸗ 
giöfen Weberzeugung im Widerſpruch ftehenden Religionsunterricht zu bes 
ſuchen gehalten find, daB kann uns Katholiken nicht verweigert werden” (26). 
Sämmtliche Bifchdfe der preußiſchen Monarchie führten in einer gemeinfamen 
Eingabe an den Kaiſer unter dem 7. September Beichwerbe gegen ben oben 
genannten Erlaß bed Cultußminifter® vom 29. Juni und erklärten, das 
GStaatsminifterium habe „einen Eingriff in das innere Gebiet des Glaubens 
md der Kirche und einen unverhohlenen Gemwiflendzwang ausgeübt“ (27). 
Der Eingabe war ein ausführlicheg Promemoria beigefügt (28). Der 
Kaiſer drücdt in feiner Antwort vom 18. October 1871 fein Befremden 
darüber aus, „in einer Eingabe preußiicher Biſchoͤfe Anklänge an die Sprache 
za finden, durch welche auf publiciftiichem. und parlamentarifchem Wege -ver- 
ſucht worden ift, das berechtigte Vertrauen zu erf'hüttern, mit welchen Meine 
katholiſchen Unterthanen biöher auf Weine Regierung blickten“. SKaijerliche 
Erlafje entziehen fich felbitverjtändlich unjerer Kritik. Seine Majeftät wies 
dann noch darauf hin, daß die entjtandenen Conflicte auf dem Wege der 
Geſetzgebung ihre Schlichtung finden würden (29). Der Bilhof von Erm⸗ 
land Hatte fig am 8. October noch. mit einer befondern Immebiateingabe 
on den Kaijer gewandt und ihm die vorgefommenen Beeinträcdhtigungen 
der Gewifjenzfreiheit am Gymnaſium zu Braunsberg außeinandergejebt (30). 
Schon über die Hälfte der dortigen Tatholiihen Schüler Hatten fi ge 
nöthigt gejehen, die Anftalt zu verlafien. An Stelle bes Kaiſers antwortete 
der Eultusminifter unter dem 25. November 1871 (31). Dasjelbe Datum 
trägt ein Minifterialrefcript an den Erzbiſchof von Köln (32). Inwieweit 
ber Herr Minifter dem kaiſerlichen Befehle zufolge das biſchoͤfliche Collectiv⸗ 
reiben und bie beigefügte Denkſchrift einer „eingehenden Würbigung“ 
unterzogen bat, möge ber Leſer ſelbſt beurtheilen. Somohl der Erzbilchof 
von Köln als der Biihof von Ermland reichten auf obiges Minifterial- 
reſcript Antwortichreiben ein, in melden jie bie vom ultußminifter zur 
Rechtfertigung feined Verhalten? in ber Braunsberger Angelegenheit vor- 
gebrachten Gründe einer eingehenden ſachlichen Prüfung unterwerfen. Wir 
geben bie Antwort des Biſchofs von Ermland vom 20. December, mit der 
diejenige bed Erzbiſchofs von Köln weſentlich identiſch tit (33). sm licht: 
voller und gebiegener Weiſe wird die in dem preußiſchen Rechte nievergelegte 
Garantie ber Selbftaͤndigkeit der Tatholifchen Kirche auseinandergeſetzt und 
der Einwurf, durch die Eonftitution vom 18. Juli 1870 fei die Fatholifche 
Lehre verändert morben, auf jeine wahre Bedeutung zurüdgeführt. — Da 
alle andern Wege zu einer frieblichen Loͤſung der Braundberger Angelegens 
c*® 
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beit verfperrt waren, brachte das Gentrum am 14. December im Abgeordneten⸗ 
Haus einen Antrag ein, weldier die Aufhebung bed Minifterialeriafies vom 
29. uni verlangt. . Der Antrag Tam jedoch erſt im folgenden Sahre 
(1. März 1872) zur Berbanblung. 

Um ben Braundberger Conflict im Zuſammenhang zu erzählen, finb 
wir der Entmidelung ber Ereigniffe voraudgeeilt. Angeſichts der immer 
unzweibeutiger werdenden Symptome eines gemaltigen Sturmes hatten fi 
die deutſchen Bifchöfe im Mai bei Gelegenheit bes taufenbjährigen Jubi⸗ 
Yäums der hl. Walpurga in Eichſtädt zufammengefunben und von dert aus 
zwei gemeinfame Hirtenjchreiben erlaſſen. Das erite mar an alle Gläm 
bigen gerichtet, forbert biefelben zum treuen Feſthalten an den Beſchlüſſen 
des Vaticaniſchen Concils auf unb ermahnt fie, bei dem herannahenden 
Aubelfefte des Heiligen Vaters bemjelben durch Gebete und Liebesgaben bie 
anhängliche Liebe zu beweifen (34). In dem zweiten wenden ſich die Bilchöfe 
an den Klerus, erläutern die wahre Bedeutung der Unfehlbarkeit unb ver- 
theidigen fie gegen alle erhobenen Einwendungen, fpeciel auch gegen ben 
Bormurf, daß fie die Stellung der Fatholifchen Kirche zu den Staatsregie⸗ 
rungen irgendwie veränbere (35). Wie begründet die Befürchtungen ber 
Bifchöfe waren, follte ſich gar bald zeigen. Kurz nad dem Einzug der 
fiegreichen Truppen in Berlin am 16. Juni, gerade am Tage bed 25jäh- 
rigen PBapfts Jubiläums Pius’ IX., erließen protejtantiiche Notabilitäten aus 
allen Theilen Deutſchlands, an ihrer Spike der Feldmarſchall Graf Moltke 
und ber frühere preußische Minifter von Bethmann-Hollmeg, einen Aufruf 
an die Proteitanten, der mit den Worten begann: „Angeſichts ber welts 
geſchichtlichen Ereigniffe, durch welche die gnädige Hand Gottes dad deutſche 
Rei unter feinem proteftantifhen Kaiſer neu begründet bat, erwacht 
überall, jomweit unjer Bolt die Güter ber Reformation pflegt, ein lebens 
diges Bewußtſein der Verpflichtungen, welche der evangelifhen Kirde 
des Baterlandes in allen ihren confejftonellen und landeskirchlichen Glieder⸗ 
rechten von der neu angebrochenen Zeit auf’8 Gemiflen gelegt werden.“ 
Dann folgt die Einladung zu der vom 10. bis 12. October 1871 in Berlin 
abzubaltenden Verſammlung, welche den Zweck habe, die einzelnen beutfchen 
Landes» reſp. Bekenntnißkirchen feft untereinander zu verbinden (National 
firhe?) ımb „ben Romanismus wie dem Rabicaliamud entgegenzue 
treten“. — Bon der Zeit vor 1870 fagt ein proteftantifcher Schriftfteller: 
„Das Dentſche Rei) war noch nicht erftanben, aber man ſprach von einer 
Berfaffaung ber beutichen evangeliichen Kirche, weil alle Welt fühlte, daß 
des Dealide: Reich Tonnen werbe — dad Deutfche Reid) fan. Hervorges 
ıhgfesb feinem weltgefhichtligen Gegner, bem 
fühlte, daß bad proteftantiiche Kaifen 


\ 





— ııu — 


tum mit ben Mitteln der ftaatlihen Macht allein den Kampf nicht bes 
fteßen könne, wenn der proteftantifche Staat verlafien bleibe von feiner 
geiftigen Wutter, der evangelifgen Nationalkirche Deutilands.” 
Ueberall begegnet und bier derſelbe Gebanfe des undermeiblichen Kampfes 
gegen den „Romanismus“ und das „päpftliche Nom“ und ijt Damit ziem» 
lich klar ausgeſprochen, mo die wahren Urheber des Kampfes gegen ben 
Ultramontanisnus zu juchen find. 

Während ih fo bie „evangeliihen” Kräfte zum Feldzug über bie 
Alpen rüfteten, war Fürft Bismarck bemüht, das Gentrum auf biplomas 
tiſchem Wege zu zeriprengen. . Nichts konnte natürlich den Zwecken des 
Kanzlers, wie fie jpäter zu Tage traten, hinderlicher fein, als eine Yraction, 
welche wie eine gejchlofiene Phalanx daftand, nicht um anzugreifen, ſondern 
um gleihes Recht für Alle, auch für die bebrohte katholiſche Kirche 
in. Anfpruch zu nehmen. Ja wenn wir Katholifen heute auf bie Geſchichte 
zurückblicken, jo erkennen wir es mit Dank gegen die göttliche Vorſehung 
an, baß, nachdem man dem Kleruß dur den SCanzelparagraphen Dem 
Mund geichlofien, das Centrum hauptjächlih das Werkzeug mar, deſſen ſich 
Gott bediente, um in biefen fchweren Bebrängnifien dem Fatholifchen Volke 
den Glauben zu bewahren. Richt umfonft fuchte deßhalb Fürſt Bismarck 
fogar beim Heiligen Stuhle eine Desavouirung der „reichsfeindlichen“ Cen⸗ 
trumsfraction zu erlangen. Das vermeintlihe Reſultat biefer Verhand⸗ 
Iungen mit Mom bat Bismarck felbft in dem bekannten Brief unter dem 
17. Juni 1871 an den jtaatöfatholifchen Reichſstagsabgeordneten Franken⸗ 
berg an bie Deffentlichleit gelangen laſſen (36). Der Papſt babe, hieß es 
barin, bie Herſtellung bed Deutichen Meiched mit Sympathie begrüßt und 
Cardinal Antonelli habe im Einverſtändniß mit dem Heiligen Vater bie 
Haltung bes Centrums mißbilligt. Doch diefe Mikbilligung berubte auf 
einem Irrthume. Denn auf Anfrage Biſchof Kettelerd von Mainz hatte 
Sarbinal Antonelli ſchon am 5. Juni desſelben Jahres erflärt, von einer. 
Mißbilligung bed Gentrums ſei Teine Nebe geweſen. Er babe nur den 
Antrag des Centrums auf Intervention zu Gunſten Roms für „ver 
früht“ erflärt. Als ſpäter der Cardinal hörte, daß der Antrag bloß bie 
Befeitigung bed ausbrüdlich. aufgeftellten Nichtinterventionsprincipa bezwecke, 
zollte er demſelben feinen vollen Beifall... Im Uebrigen lobte er bie Be 
ſtrebungen bed Gentrums und lehnte jede Einmiihung in bie innern poli- 
tiſchen Singelegenheiten Deutſchlands ab (37)2. So viel erhellt aus ben 


1 Das deutſche Reich und bie Archliche Frage. Bon Gonftantin NRößler. Leipzig 
1876. ©. 834. 

2Bgl. Die Gentrumsfraction auf bem erften beutfchen Reichſstag. Bon Wilh. 

en Feelh v. Aciteler, Viſjchof von ‚Mainz. Mainz, Kirchheim, 1813, S. 4ß ff. 
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und die jchlechten Erfahrungen jeither. (dev von ganz Europa beneibete 
Friede?) Babe den „Rückgang zu den alten Traditionen des 
preußiſchen Staates“ veranlakt. Es ift das derſelbe Gedanke, dem 
der Reichskanzler jpäter Ausdruck Tieh, ala er von ben „Fehlſtellen“ in 
der preußischen Gejebgebung jeit 1840 und von der Wieberberjtellung der 
vollen ſtaatlichen Souveränität ſprach. In ber eben genannten Sitzung 
äußerte ſich der Reichskanzler auch noch dahin: die Tatholiihe Abtheilung 
„wurde urjprünglich gejchaffen, um Beamte zu haben, welchen vorzugsweiſe 
der Beruf anheimfiel, die Rechte des Staates in Bezug auf die Kirche 
auszuüben und zu vertreten, in einer. freundichaftlihen Weife zu vertreten, 
mie es zwiſchen befreundeten Mächten üblich iſt. Sie hatte aber ſchließlich 
ben Charakter angenommen, daß fie bie Nechte der Kirche gegen den 
Staat vertrat. Ich babe deßhalb jchon vor drei oder vier Jahren bei 
Sr. Majeftät dem Koͤnig gelegentlich zur Sprache gebracht, ob es nicht 
nügliher wäre, wenn wir einen päpſtlichen Nuntius an Stelle diejer 
Abtheilung hätten, indem von dem Nuntius Jedermann weiß, was er ver- 
hit.” Im Herrenhauſe kam er (Situng vom 10. März 1873) wiederum 
auf bie katholiſche Abtheilung zurück und fagte unter Anderem: „Es war 
diefer modus vivendi, in bem mir eine Anzahl Jahre in einem frieblichen 
Berhältniß gelebt haben, nur durch eine ununterbrochene Nachgiebigkeit von 
Seiten des Staates (!) erfauft, indem er feine Rechte ruͤckhaltlos in bie 
Hände einer Körperjchaft Iegte, bie zwar eine Behörde fein jollte zur 
Wahrung der Töniglichen Rechte gegenüber dem Papft, die aber fchließ- 
ih eine Behörde wurde zur Wahrnehmung der Intereflen der Kirche gegen- 
über den echten des Königs; ich meine die Fatholiiche Wbtheilung im 
Enltusminifterium.” 

Die bier erhobenen Beichuldigungen veranlaßten den früheren Eultus- 
minifter von WMühler, ber über bie ihm untergeordnete Abtheilung gewiß 
befjer zu urtheilen in ber Lage mar ald ber Minifter bed Auswärtigen, 
zu einer Erwieberung, in ber er dieſelben ald grundlos zurücdweist und 
beruorhebt, die katholiſche Abtheilung fei weber eine „Koͤrperſchaft“ gemeien, 
noch eine „Behörde“ mit jelbftänbigen Befugnifjen, jondern babe nur be 
ratbende und nah den Anordnungen des Minilter® arbeitende 
Function gehabt. Außerdem fei fie der regelmäßigen Controle des 
Unterftaatöfecretärd unterworfen geweſen und in wichtigen Saden ſei 
jhedmal die Zuftimmung bed Staatsminijteriums eingeholt worden. Von 
einer „rüchaltlofen” Weberlieferung der echte des Staates an die 
ſelbe koͤnne deßhalb in Teiner Weile die Rebe fein. Ebenſo ſei völlig 
unridtig, daß die Mitglieder der Tatholiichen Abtheilung ihre Pflichten 
als preußiſche Beamte vergeflen ober gar „eine Behörde zur Wahr. 
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nehmung der Intereſſen der Kirche gegenüber den Rechten beB Königs” 
geworben jeien i. 

Die Reihe ber gegen die Freiheit ber Kirche erlafienen Gefehe eröffnete 
ber jog. Stanzelparagraph vom 10. December 1871, nad jeinem Urheber 
aud) lex Lutziana genannt (39). Den Zweck diefed Geſetzes hat Minifter 
v. Lutz jelbit angegeben, ald er unumwunden erklaͤrte, die eigentliche Frage 
jei die, wer Herr im Staate fein folle: bie Regierung ober bie 
roͤmiſche Kirche. In Staaten, deren Benöllerung den Einfläffen ber“ 
römifhen Kirche preiögegeben jei, beftünten in Wahrheit zwei Res 
gierungen neben, ja gegen einander. Es handelte jich alfo darum, bie 
„Einflüfle der römijchen Kirche” auf die Bevdlferung Deutſchlands zu bes 
feitigen. Es ift auch bezeichnend, daß man es für nöthig hielt, bevor man 
an bie Culturkampfs⸗Geſetzgebung ging, dieſes Ausnahmegejeh für den ganzen 
Umfang des Deutichen Reiches zu machen. Das ließ nichts Gutes ahnen. 


III. Das Jahr 1872. 


Anfang Januar 1872 murbe ber Entwurf zu bem fog. Schulaufs 
fihtsgefeg dem preußifchen Abgeorbnetenhauje vorgelegt. Es war dieß eine 
der letzten Thaten des Eultusminiftere v. Mühler, der feit längerer Zeit 
den Katholiken gegenüber eine bebauerlihe Rolle gefpielt hatte, aber doch 
den „Liberalen” noch zu conjervativ ſchien. Am 22. Januar erhielt er 
einen Amtsnachfolger in dem Ober⸗Juſtizrath Dr. Fall. Die Aera all 
bezeichnet die eigentliche Blütheperiode des Eulturfampfed. Schon in ben 
erſten Debatten über den Eultusetat zeigte jich ber neue Miniſter als einen 
eigentlihen Eulturfämpfer, der es fi zur Aufgabe jtellte, „ven Eirchlichen 
Einfluß in diejenigen Schranken zurüdtzumeilen, melde der Staat ihm ziehen 
müſſe“. Diefelben Debatten benupte auch Fürft Bißmard zu einem heftigen 
Ausfall gegen das Centrum, deflen Organijation er eine Mobilmachung 
gegen das Reich nannte. Auf den Vorwurf ber „Mobilmachung“ entgegs 
nete ber Abgeordnete Windthorft, der Kanzler verwechſele fi und bie 
jeweiligen Negierungdmaßregeln wit dem Reid. Das Gentrum fei nur 
zum Schub der Rechte der Kirche zufammengetreten; man folle nur bie 
brennenden Beſchwerden der Katholiken bejeitigen, dann ſei dad Centrum 
bereit, im Intereſſe des Friedens ſich aufzuldien (Rede vom 30. Januar 
1872 im Abgeordneten-Haus). Weiter kann fürwahr eine parlamentarifche 
Fraction in ber Friedensliebe nicht geben, als zu erflären, fie jei bereit, 
ſich aus Liebe zum Trieben aufzuldien, wenn man ihren brennenbiten reli- 


ini ji ‚für Bath. Archenrecht. Bd. 80, ©. 78 fi. 
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giöfen Beſchwerden ‚gerecht werbe. Aber dieſe kirchlichen Beichwerben, das 
war gerade der Kernpunlt, um ben es fich für den Kanzler in ſeinem 
Streben nad) der deutſchen Nationalkirche zumeift zu handeln ſchien. Wohl 
vebhalb beſchuldigte er daB Centrum fo Beftig, es fei eine confejlionelle 
Fraction. Weber bie vermeintlihe Staatsfeindlichkeit des Centrums, 
üuberte ſich Herr v. Gerlach einjt: „Auch nicht eine beſchwerende That: 
ſache, nicht einen Exceß, nicht eine Uebelthat der Centrumsfraction oder 
eines ihrer Slieber mußte ber Reichskanzler anzuführen. Die Fraction ger 
zieht in dieſer Hinficht Die Ehre ganz wie die ausgetriebenen Jeſuiten.“ 
Am 7. Februar begannen bie Debatten über das Schulauflihtd 
geſetz. Dasſelbe proclamirt die Alleinberrichaft des Staated über das 
geſammte Schulweſen und entzieht der Kirche jegliche Schulaufiiht. Bis 
ber hatte die Tatholiiche Kirche ein Mitauffichtsreht nit nur in Anſpruch 
genommen, ſondern auch ſtets geübt. Und im Allgemeinen Landrecht war 
ausdrücklich der Grundſatz ausgeſprochen, daß bie Geiſtlichkeit zur Direction 
der Gemeindeichulen berbeigezogen werben müſſe. Deßhalb traten aud 
bie Pfarrer als geborene Localinfpectoren ihr Amt ohne Ernennung an. 
Auf dieſes Mitaufſichtsrecht an ben Schulen Tann bie Kirche nie- und 
simmer verzichten, wenn fie ihrem göttlichen Auftrage, alle Völfer zu lehren, 
sicht untreu werben will. Daß Tümmerte jedoch die augenblidlich. in der 
Mehrheit befindlichen Liberalen wenig, Obwohl die Fatholiichen Abgeorb- 
neten bie unveräußerlichen Rechte der Kirche ſowohl als der Eltern dem 
ausichlieklichen Aufſichtsrechte deg Staates gegenüber geltend machten, obmohl 
bie katholiſchen Biichöfe (40) und mit ihnen 326 648 preußilche Staats⸗ 
bürger (darunter 24 861 Proteftanten) Petitionen! um Ablehnung des Schul: 
auffichtögejeges dem Landtag einreichten, wurbe doch das Geſetz in dritter Lee 
fung am 13. Februar mit 207 gegen 155 Stimmen im Abgeordneten⸗Hauſe 
angenommen und bald darauf aud) im Herrenhaufe genehmigt. Nun wandten 
fih die Bifchdfe mit einer Immediateingabe an ben Kaiſer, in ber fie bie 
göttliden, auch von der preußiſchen Verfaſſung anerkannten Rechte ber 
Kirche auf bie Schule von Neuem nachdrücklich betonten (41). Xeiber 
kamen fie zu fpät. Schon am 11. März hatte der Kaiſer das Gejet unters 
ſchrieben (42). Am 18. d. Mts. erfolgte ein Minifterialerlaß zur Aus—⸗ 
führung des Schulauffichtsgejeges (43). Bon Fulda auß überjandten die 
eenhifchen Biſchoͤfe am 11. April 1872 einen Proteit an das Minifterium 
gegen bad neue Geſetz, in melchem fie zugleich erklärten, daß fie fortfahren 
wärben, ihrer Pflicht gegen die ihrer Hirtenforge anvertrauten Kinder in 
Bezug auf. Unterricht und Erziehung gerecht zu werden (44). In einem 


1 Bel. bie Rebe v. Makindrobtd im Abgeordnetenhaus am. 10. Februar 1872. 
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Baftorale ertheilten fie zur jelben Zeit dem Klerus nähere Berbaltungi 
maßregeln. Die Geiftlihen werben angewielen, nad wie vor auf ihren 
Poſten zu bleiben, um in Bezug auf den chriftlichen Unterricht fo viel wie 
möglid zu retten. Ohne bifchöflihe Genehmigung jollte Kein geiftlicher 
Schulinipector fein Amt niederlegen und von allen ftaatlicherjeit3 angeorbs 
neten bemerkenswerthen Veränderungen in Bezug auf die Schulaufjicht ſollte 
dem Biſchofe Anzeige gemacht werden. Dad Amt eined Kreisſchulinſpectors 
dürfte ohne fpecielle oberhirtlihe Erlaubnig nicht übernommen werben. 
Schließlich wird der Klerus ermahnt, von nun an ben Religiondunterricht 
mit verboppeltem Eifer wo möglich zu ertheilen (45). 

Die liberalen Wortführer im Parlament hatten dag Schulauflichtögejeh 
auch durch allgemeine Redensarten über „ſtaatsfeindliche Geiftlichleit”, „Mangel 
an nationaler Geſinnung“, Haß gegen dag „proteftantiiche Kaiſerthum“ 
u. dgl. zu begründen geſucht. Bismarck ſuchte fogar den Tatholifchen 
deutſchen Klerus revolutionärer Umtriebe gegen da8 neue Reich zu be 
ſchuldigen. Als Hauptbeweis dafür brachte er eine angebliche Depeſche 
eine auswärtigen Botſchafters. Kein Wunder, daß man jelbit in pros 
teftantifchen Kreiſen ungläubig den Kopf ſchüttelte. Diefe und ähnliche 
Aeußerungen beweiſen aber, daß die eigentliche Spite des Gejehed gegen Rom 
gerichtet war. Man mollte es nicht länger dulden, daß die deutichen Katho- 
liken ihre Befehle von einem „ausländiſchen Oberhaupte“ erhielten und mußte 
deßhalb dafür forgen, daB die Jugend in dieſem nationalen bezw. national 
kirchlichen Geifte erzogen würde. Das neue Gejeb wurde daher auch von 
Anfang an katholiſcherſeits als der erſte Schritt zur confeſſionsloſen und 
religionslojen Schule betrachtet. Nur zu früh follte man biefe Anficht beftätigt 
ſehen, wenn auch der Eultusminifter vorberhand die meiften geijtlihen Schuls 
injpectoren in ihren: Amte beließ. 

Fürſt Bismard ſchien um dieje Zeit noch immer nicht die Hoffnung aufs 
gegeben zu haben, durch biplomatische Verhandlungen Rom zu Conceifionen 
auf dem Firdenpolitiichen Gebiete und zu einer Preſſion auf dag Gentrum 
zu bewegen. Wohl zu dieſem Zweck juchte ver Kanzler im April 1872 ben 
Kardinal Hohenlohe zum Botjchafter beim Heiligen Stuhl zu ernennen. Der 
Papſt lehnte es aber ab, jeinen Untergebenen und Rathgeber als Botſchafter 
einer audwärtigen Macht anzunehmen. Diefe Ablehnung gab v. Bennigfen 
Gelegenheit, jih im Reichstag am 14. Mai für Aufhebung des Gefanbts 
ſchaftspoſtens beim Batican auszuiprehen. Sofort nad ihm ergriff Fürſt 
Bismard das Wort, um eine anfcheinend ſehr friebfertige Rebe zu halten. 
Er betheuerte zwar: „nach Canoſſa gehen wir nicht, weber koͤrperlich noch 
geiftig”; fügte aber gleich bei: „die beutichen Regierungen ſuchen emfig unb 
wit all ber Sorgfalt, bie fie ihren katholiſchen Untertbanen ſchulden, nad) 
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den Mitteln, um in einer möglichft frievlichen, in einer die confeſſionellen 
Berhältnifie des Reiches möglihit wenig erjhütternden Weile aus dieſem 
Keigen Zuftand in einen annehmlicheren zu gelangen. Es würbe bieß ia 
ſchwerlich ander möglich fein, als auf dem Wege ber Geſetzgebung ... 
Daß aber diefe Geſetzgebung in einer für die Gemifjensfreiheit durchqus 
Mowenben, in der zurüdhaltendften, zartejten Weiſe vorgehe, daB bie Re 
derung bemüht fein muß, jorgfältig all bie unnoͤthigen Erjchwerungen ihrer 
Aufgabe zu verbüten, bie aus unrichtigen Berichterftattungen hervorgehen 
Umzen, das werben Sie mir zugeben . . .. Ich hatte gehofft, daß durch 
bie Wahl eines Botichafterd, der von beiden Seiten. volles Vertrauen hatte, 
einmal: in Bezug auf Wahrheitäliebe, dann in Bezug auf bie Verjöhnlichkeit 
feiner Sefinnung . ., wie fie Se. Majeftät in der Perſon eines befannten 
Kirhenfürften getroffen, in Rom willlommen jein werde, daß fie als ein 
Unterpfand unjerer friedlichen, entgegenfommenben Gefinnungen Te 
dab fie als eine Bruͤcke der Verftändigung benübt würde... Wein Bes 
danern über dieſe Ablehnung ift ein außerordentlich (ebhaftes; ih bin aber 
nicht berechtigt, dieſes Bebauern in die Farbe einer Empfindlichkeit zu über: 
gen, denn bie Regierung ſchuldet unjeren katholiſchen Mit 
bärgern, daß fie nit müde werde, bie Wege aufzufuden, 
auf Denen bie Regelung der Grenze zwiſchen ber geiftlihen 
und der weltliden Gewalt, der wir im Anterejje unſeres 
innern Friedens abjolut bedürfen, in der ſchonendſten und 
confeffionell am wenigiten verſtimmenden Weiſe gefunden 
werden Tönne. Ich werde deßhalb mid dur das Geſchehene nicht ent- 
mutbigen lafien, jonbern. fortfahren, bei Sr. WMajeltät dem Kaiſer dahin zu 
wirken, daß ein Vertreter des Neiches für Nom gefunden wird, welcher fid) 
bed Bertrauend beider Mächte, wenn nicht in gleihem Maße, doch in einem 
binlänglichen Maße für jein Geichäft erfreut.” 

Wer ſollte ſolchen honigjüßen, friedeathmenden Worten nicht vollen 
Stauden jchenten? Es ift gewiß fein Wunder, daß dag Centrum, bem bie 
Berhandlung diefer Angelegenheit im Reichſtag ganz unerwartet Tam, den⸗ 
felben Vertrauen ſchenkte. Dankbar anerkannte Dr. Windthorft die freunb- 
liche Weife, in der fich der Reichskanzler geäußert, und ſchloß mit dem 
Wunſche, «3 möge dem Kanzler gelingen, den Weg zur Berföhnung Aller 
zu finden. ber wie bitter jah ſich fpäter dad Centrum getäufht! An 
biefem ſelben Tag, am 14. Mai 1872, richtete Zürft Bismarck die 
fpäter von Arnim veröffentlichte berühmte Papſtwahl⸗Depeſche, nder, 
wie man fie au ſchon genannt hat, die „Stoß⸗in's⸗Herz“⸗Depeſche gegen 
das Papftthum, an bie Vertreter bed Deutjchen Reiches bei den auswärtigen 
Höfen! (46.) Diejelbe fuchte die Regierungen zu einer vereinten Beein⸗ 
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flufſung der nädften Papſtwahl zu veranlaflen, um für bie Zukunft „Ichwere 
und bedenkliche Somplicationen” zwiſchen ben Regierungen und bem Papft 
zu verhindern. Ob man hoffte, ein gefügiger Papſt würde das Gentrum 
Iprengen- und ohne Klagen die Maigejeßgebung über die deutſche Kirche er 
gehen laſſen? 

Derſelbe Geift, der im Schulauffichtögefege bie Jugenb dem Einfiah 
der Kirche zu entziehen juchte, machte ſich recht auffallend in der um biejelbe 
Zeit Fünftlih angefachten Jeſuitenhetze geltend. Schon im Septanber 
1871 hatten bie Altkatholifen auf dem Kongreß zu Münden in ihrem Pro—⸗ 
gramm $ 6 ihre „Weberzeugung” ausgeiprochen, daß ber Friede in Staat unb 
Kirche nicht möglich fei, fo lange der „gemeinjchäblichen Wirkſamkeit“ dieſes 
Ordens mit feiner „corrumpirenden Moral” Tein Ende gemacht werke. 
Eine ähnlihe Reſolution faßte der Proteftantentag am 4. Detober 1871 zu 
Darmftabt, der es als eine ernite Pflicht ber ganzen deutſchen Nation, ine 
befondere der Proteftanten, erklärt, dahin zu wirken, „daß jede Wirkfjamtelt 
in Schule und Kirche den Angehörigen und Affiliirten des Jeſuitenordenß 
verichlofien. werde”. Der Präfident des Proteftantentageß, Großlogenmeilter 
Bluntſchli, erließ am 8. October ein geheimes Rundjchreiben zum Zweck ber 
DOrganifation einer Sefuitenhete (47). Dasfelbe ift zur Beurtheilung ber 
Trage, von melden Kräften der geſammte Eulturfampf am meiften getrieben. 
wurde, nicht unwichtig, da er fogar vom Kampf gegen die Jeſuiten in ber 
protejtantiichen Kirche ſpricht. Wie ernft die Antijefuiten-Agitation betrieben 
wurde, beweiſen bie taujenb ‘Betitionen gegen bie Jeſuiten, die man in einigen 
Monaten mit Unterjhriften von Leuten verfah, welche zum guten Theil nie 
in ihrem Leben einen Jeſuiten gejehen hatten, jedenfalls fie nur oberflächlich, 
meilt aus Romanen kannten. Der hberannahenden Gefahr jchaute aber das 
katholiſche Volt nicht müßig zu. Bald ftanden den taufenb Petitionen gegen 
die Jeſniten zwei Tauſend mit mehreren Hunderttaufend Unterfchriften für Dies 
felben gegenüber — und zwar Petitionen von Leuten, in beren Mitte die Gefell: 
ſchaft Jeſu feit Jahren lebte und arbeitete. Zugleich mit dem Heiligen Vater (48) 
gab faſt der gefammte deutihe Epijfopat der Geſellſchaft oͤffentlich das 
glänzendfte Zeugnig (49). Tauſende von Zuſchriften und Rejolutionen auf 
Öffentlichen Berfammlungen gaben ben Jeſuiten den ehrenden Beweis von ber 
hoben Achtung und Liebe, mit der das Tatholifche Volk in Deutichland fie 
umgab 1. Doch alle Protefte Balfen nichts. Schon die Wahl des Klofter: 
ftürmer8 Gneiſt zum Berichterftatter der Petitionscommiffion zeigte, was zu 
erwarten fand. In den Debatten wielen bie Gentrumsmitglieber nad), dag 
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2 Diefelben finden ſich zum größten Theil geſammelt in „Actenſtücke, betreffend 
die Jeluften in Deutiäglanb*, von Dr. Moufang. Mainz, Kirchheim, 1872. 
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man den deutſchen Jeſuiten auch nicht das geringſte Vergehen vorwerfen 

ER Uane, daß man durch Annahme de Jeſuitengeſetzes bie preußiſche Verfaſſung 
verleße , Hunderte der beiten Angehörigen des Reiches ohne gerichtliche 
Ueberführung heimath- und rechtlos erfläre (50). Auch der Abgeorbnete 
Dr. Laöler erklärte, das neue Geſetz fei ein Geſetz zur Verfolgung deutſcher 
Dürger, verlebe die gewoͤhnlichſten Negeln, welche man im mobernen Staate 
beobachte, und gewähre den Betroffenen Teinerlei Nechtögarantien. Die Mit- 
theilungen Wagenerd hätten feine Autorität und feien nur vbetorijche 
Witel?. Doch die Vertreibung der Sejuiten war eine, längjt beichlofiene 
Gache. Wie eilig man es mit der Landeövermeilung ber Jeſuiten und ber 
imen verwanbten Orben zu thun hatte, beweist der Umftand, daB ber am 
14, Juni zum erften Mal zur Berathung gelangte Gejebentwurf ſchon am 
4, Juli vom Kaiſer im Bad Ems unterfchrieben und publicirt wurbe (51). 
Dem Geſetz folgte am folgenden Tage ein Minifterialerlaß, betveffenb bie 
Ausführung des Gejehes über die Sejuiten (52), und bald darauf eim 
zweiter, der über das Geſetz weit binaudging und ben Sefuiten jede prieiters 
lige und feelforgerlihe Thätigleit, fpeciel das Beichthören,“ die 
Erteilung ber Abfolution, die Lejung der Meſſe u. |. w. un⸗ 
bedingt verbot (53). Ein Jahr fpäter (20. Mai 1873) wurde durch kaiſer⸗ 
liche Verordnung das Sefuitengefeb auch gegen die MRebemptoriften, Laza⸗ 
riſten, bie Priefter vom heiligen Geiſt und die Geſellſchaft vom heiligen 
herzen Jeſu als ven Sefuiten „verwandt“ zur Anmwendung gebracht (54). 
Während im Reichsſstag die Würfel über das Loos der Jeſuiten ge⸗ 
worfen wurden, hatte Miniſter Kalt durch ein Nefeript vom 15. Juni vers 
ordnet, die Mitglieder religidjer Genoſſenſchaften jeien zu der 
dffentlihen Lehrtbätigleit nicht mehr zuzulaflen und bie jchon bes 
ftehenden Verträge, wo und fobald es thunlich jei, aufzuldien (55). Um⸗ 
ſonſt erwiederten die Katholiken, die Schuljchweftern feien zum großen Theil 
duch ſtaatliche Anitalten für ihren Beruf berangebildet und ſämmtlich 
durch die ftantlihen Prüfungscommifläre als befähigt erfunden worden, ihre 
Ausſchließung aus den äffentlihen Schulen fei jomit ein augenjcheinlicher 
Berftop gegen Art. 4 al. 2 der Berfajjungsurfunde, mo es ausbrüdlich 
beißt: „Die öffentlichen Aemter find, unter Einhaltung der von ben Ge⸗ 
ſetzen geitellten Bebingungen, für alle dazu Befähigten glei zus 
gänglich.“ Der Eulturfampf-Minifter Hatte Wichtigereß zu thun, ald auf 
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1 Diefelben Gefihtöpuntte wie bei dem Klofterfiunm von 1869 wurden auch bei 
diefen Debatten von bem Abgeorbneten PB. Reichendperger geltend gemacht. Vgl. 
oben ©. XXV fi. 

2 Reichstags: Verhandlungen, Sigung vom 19. Yunt 1872. Stenogr. Bericht 
©. 1138. 
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die Beſchwerden der Katholiken zu hören. Am Publicationstag des Jeſuiten⸗ 
geſetzes verfügte er die Aufhebung der Congregationen und ber. anderen re 
Yigidfen Vereine an den Gymnafien und anderen höheren Lehranftalten (56). 
Dagegen wurden Schülerverbindungen anderer Art, die ſogar unter fid 
eigene Zeitungen gründeten, von demſelben Miniſter ausdrücklich gebilligt !. 
Daß Beten fcheint nicht bie Leidenſchaft Dr. Falks geweſen zu fein. 

MWohlmollender ald die Katholiken behandelte der Eultusminifter bie 
„Alttatholiten*, welche er auf jede Weile zu unterſtützen juchte, namentlich 
durch Beförderung zu einflußreichen Aemtern und durch Befreiung von ber 
Kirchenſtener?. Daß auch der Kriegsminifter feine Sympathie den Alt: 
katholiken entgegenbrachte, beweist deſſen Refcript vom 29. Mai 1872, in 
welchem er ben Feldpropſt Biſchof Namszanowski vorn feinem Amte „Tue 
penbirt“, weil diejer die Abhaltung des Tatholifchen Gottesdienfte in der 
von der Militärvermaltung den Altkatholifen zur Mitbenukung übermiejenen 
Sarnifonsfirhe zum bl. Pantaleon in Köln verboten hatte (57). Gleich⸗ 
zeitig wurde eine Disciplinarunterfuchung gegen ihn eingeleitet. Aber daB 
Gericht wies die Klage am 14. December 1872 ab, weil es ſich um eine 
rein kirchliche Angelegenheit handele, in der es incompetent fei?. Im fol- 
genden Sabre (15. März 1873) wurde dag Amt eines Tatholifchen Feld⸗ 
propftes durch Taiferlihen Erlaß „bis auf Weiteres" aufgehoben (58). 

Wie im vorigen, jo wurde auch in diefem Jahre (1872) die Diöcefe 
Ermland in bejonderer Weiſe vom ulturfampf heimgeſucht. Zwar hatte 
Eultusminifter Falkl am 29. Februar 1872, am Tage bevor der ſchon oben 
genannte Antrag de3 Centrums auf Beleitigung des Miniftertalerlafieg vom 
29. Juni zur Verhandlung fam, eine Verfügung an bie Provinzial-Schuls 
eollegien erlafien, worin biefe angehalten werben, den Schülern Dispend vom 
Religiongunterricht zu gewähren, wenn ein genügender Erſatz für denjelben 
nachgewieſen werde (59). Aber am 11. März wurde Biſchof Kremenk vom 
Eultusminifter aufgefordert, die über Dr. Wollmann und Dr. Michelis 
wegen hartnädiger Verweigerung der Unterwerfung unter die Beſchlüſſe des 
Vaticanums verhängte Ereommunication aufzuheben, ba dieſelbe keine rein 
firhlihe Strafe fei und mit den Landesgefegen im MWiberfpruch ftehe (60). 
Der Biſchof mwiberlegte diefe Anficht in einem ausführlichen Schreiben d. d. 
30. März, in welchem er Welen und Wirkungen der Ercommunication aue- 
einanderjeßt (61). Das war es aber nicht, was dem Minifter am Herzen 
lag. In feiner Antwort vom 21. Mai betonte Dr. Falk den Geborfam, 
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1 Vgl. Archiv für kath. Kirchenrecht. Bo. 28, S. LXXLX. 
2 Bgl. Archiv a. a. O. ©. LXXXI. 
8 Kbgebrudit bei Friebberg, Actenſtücke, bie altkathol. Bewegung betreffend, S. 110. 
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den auch die katholiſche Kirche den Staatsgeſetzen ſchuldig jet, und verlangte 
vom Biſchof, er jolle nicht nur die Ercommunication aufheben und durch eine 
amtlige Erklärung die Beeinträchtigung der Ehre der D. D. Wollmann und 
Michelis bejeitigen, ſondern auch erflären, er werde fortan den Staats⸗ 
gefeten im vollen Umfang geboren, mwibrigenfalla würde man 
bie amtlichen Beziehungen mit ihm abbrechen, ftrafrehtlich gegen ihn voran 
geben, und wenn die beſtehenden Gejete nit außreihten, der 
Landesvertretung neue vorlegen (62). Die Antwort des Biſchofs 
efolgte am 15. Juni und meist nad, daß der. im biſchoͤflichen Schreiben 
vom 30. März erbradite Beweis für die Berechtigung zur Vornahme der 
Ercommunication eine Widerlegung nicht gefunden Habe und jomit aufrecht 
bleibe, und daß eine Beeinträchtigung ber bürgerlichen Ehre der Ercommuni- 
cirten weder nachgemwielen noch auch nur näher bezeichnet worden je. Um 
jedoch jeinerjeitö alled zu thun, was zur Erhaltung be Friedens nöthig jei, 
erflärt ſich der Biſchof bereit, feine Didcefanen zu belehren, daß bie Firchliche 
Anusſchließung die bürgerliche Ehre der Betroffenen nicht: beeinträchtige (63). 
Zugleih mit diefem Schreibeg reichte der Biſchof eine Vorftellung an 
Se. Majeftät den Kaifer ein. 

Da bis dahin Feine Antwort erfolgt war, ſuchte der Bilchof unter dem 
230. Auguft beim Kaifer die Genehmigung nad), bei der Erinnerungsfeier 
der Bereinigung Ermlands mit der Krone Preußen, am 13. September 1872, 
an der Spitze einer Deputation in Marienburg Sr. Majeftät eine Ergeben- 
heitsadreſſe zu überreichen (64). Das Geſuch murbe aber abjhlägig bes 
ſchieden (65). Der Kaiſer ſelbſt antwortete auf die obengenannte Immediat⸗ 
eingabe, er koͤnne den Biſchof nit empfangen, wenn biejer nicht zuvor 
rũckhaltlos erfläre, daß er gewillt fei, „ven Staatögejegen im vollen Um⸗ 
fang Gehorſam zu leiſten“ (66). Die darauf vom Biſchof unter dem 5. Sep- 
tember abgegebene Erklärung, daß er auf ftaatlidem Gebiete die volle 
und ausſchließliche Souveränetät ber weltliden Obrigfeit 
anerfenne, aber in geiftlihen Dingen fih nur ber Autorität 
Ehrifti und der von ihm geftifteten Kirche untermwerfe (67), führte 
zu einem Schriftwechſel zwijchen ihm und dem WMinifterpräfidenten von Bis- 
marck (68— 73). Der Fürft erflärte fi mit der Ausſage des Biſchofs, 
daß er bie volle und ausſchließliche Souveränetät de Staated auf 
ſtaatlichem Gebiete anerfenne und dementſprechend auf ihrem Gebiete ben 
Staatögefegen „im vollen Umfange” gehorchen wolle, für nicht befriedigt. Mit 
Recht fragt man fi: was wollte man denn noch mehr? Es bleibt in ber 
That nicht? mehr zu wünſchen übrig, als was Dr. Falk die „Staatskirchen⸗ 
bobeit” genannt bat, d. h. die Anerkennung ber Oberboheit bed Staates auch 
auf kirchlichem und rveligidfem Gebiete. Eine folde Forderung ift aber mit 
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der Selbitänbigkeit der Kirche völlig unvereinbar. Anftatt aber dieſe For⸗ 
derung offen auszuſprechen, verlangte der Kanzler vom Biſchof ein offenes 
Bekenntniß, daß er gegen bie Staatsgeſetze gefehlt babe. Dieſes Des 
kenntniß konnte der Biſchof nicht ablegen, nicht nur weil er ſich Ten 
Schuld bewußt war, jondern weil er dadurch feinen bißherigen Standpunkt 
aufgegeben und inbirect die Oberhoheit des Staated auf religiöfem Gebiete 
anerkannt hätte. Am 23. September 1872 lehnte Fürſt Bismard jede weitere 
Correfpondenz in ber Braunsberger Angelegenheit ab und überwies biejelbe 
an das Eultusminifterium. Schon am 25. desjelben Monats wurbe bem 
Biſchof durch Erlaß des Gultusminifter® Dr. Falk die Temporaliens 
ſperre angekündigt (74), gegen die der Biſchof am 8. October feierliche 
Berwahrung einlegte (75). In diefem Protefte zeigte der Biſchof noch ein- 
mal, daß die Ercommunication eine rein kirchliche Strafe und die bürgerliche 
Ehre der davon Betroffenen nicht beeinträdtigt je. Man habe deßhalb 
auch Tein Necht, ihm fein Gehalt zu entziehen, um jo mehr, da die bilhöf- 
lichen Dotationen auf einem Staatsvertrage mit bem Oberhaupte ber Kirche 
berubten und nur ein geringer Erſatz für die eingezogenen Kirchengüter jeien. 
Der Biſchof erhob Beſchwerde vor Gericht, wurde aber am 14. Juli 1873 
in letzter Inſtanz abgewieſen (76) ‘. 

Einigen Troft bereiteten dem fchwergeprüften Oberbirten in feinen 


1 Sämmiliche auf ben Proceß bezügliche Actenftüde fiehe „Sermania”, Nr, 184, 
1878, und Archiv für kath. Kirchenrecht Bb. 81, ©. 113 fi. Die Klage bes Bifchofs 
gegen ben Fiscus wurbe hauptfächlich deßhalb als „unzuläffig” abgemieien, weil „aus 
ber Bulle De salute animarum in Verbindung mit der Cabinetsordre vom 283. Auguft 
1821 einem geiftlichen Inftitute ein Klagerecht nicht zuftehe, fo Tange bie Ausführung 
ber Dotation besjelben den einzelnen Inftituten nit Brivateigenthum zugemwieien 
babe”. Dazu bemerkt ein Correſpondent der „Germania“, Nr. 174, 1878: „Nun aber 
war durch bie Bulle De salute animarum, melde durch Königswort gerabe auf 
in Bezug auf bie Ausftattung der Bisthümer, Domcapitel, Seminare 2c genehmigt 
und Geſetz geworben if, ber preußiſche Staat verpflidhtet, bie Biſsthümer und 
ihre Inſtitute fpäteftens im Sabre 1833 burch Anweiſung von beftimmten Grundrenten 
ober von Grunbbefiß mit Privateigentbum auszuftatten. Diejer feierlich anerkannten 
Verpflichtung Bat fi der Staat fortwährend entzogen, er bat ihrer auch nicht 
einmal bei dem jest glänzenden Zuſtand feiner Finanzen gedacht — und ber Bifchof 
von Ermlanb wird alfo mit feiner Klage gegen den Staat abgewieſen, weil eben biefer 
jelbe Staat eine feft übernonmene Verpflichtung felt vierzig Jahren unerfüllt 
gelafien bat. Oder genauer: nachdem dem Biſchof von Ermland, nach deſſen eigener 
und jonft auch überaus weit verbreiteten Anſicht, wiberrehtlih unb ohne Grund 
fein Einkommen von der preußiſchen Staatsregierung entzogen ift, ift er behindert, bie 
Staatöverwaltung auf gerichtlihdem Wege zur Erfüllung diefer ihrer Verpflichtung an⸗ 
zubalten, met! biefelbe Staatsverwaltung auch ſchon eine andere Verpflichtung gegen 
bie katholiſchen Biſthümer unerfüllt gelafien bat.“ 
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Leiden zwei Schreiben, durch welche Papſt Pius IX. feinen Muth lobte 
und ihn zum Ausharren ermunterte!. Aus den in biejer Zeit gehaltenen 
Anreden des Heiligen Vaters geht hervor, welch innigen Antheil er an den 
Leiden der Kirche in Deutihland nahm. Wir theilen die Anſprache mit, 
welhe Pius IX. am 24. Juni 1872 in einer Audienz an den deutſchen 
Lejeverein in Rom hielt, weil in derjelben die viel mißdeutete Stelle 
von dem „Steinden”, welches ben „Koloß“ zerjchmettern fol, vorkommt. 
Man mollte in diefer Aeußerung einen Beweis der „feindjeligen Gejinnung 
Roms gegen das beutjche Reich“ erbliden. In der Wirklichkeit enthält fie 
jedoch nicht? als die einfache Vorherjagung, daß, wie alle Reiche, melde in 
ſtolzem Webermuth fich gegen Gott und feine Kirche erhoben, durch göttliche 
Strafgerichte zu Grunde gingen, jo auch dag deutſche Reich diefem Looſe 
anheimfallen werde, wenn es in feinem Siegesrauſch die Kirche Chrifti ver- 
folge. Iſt übrigen? der Umftand, daß man ſich an den Strohhalm einer 
zufälligen Aeußerung anflammern muß, nicht ein auffallender Beweis, mie 
verlegen man um Gründe war, um Rom die Schuld am Gultuetampfe auf: 
wbürden? (77.) 

Die bedrohte Lage der Tatholiihen Kirche Deutſchlands bewog die 
deutſchen Bilchöfe, ficd im September am Grabe des bi. Bonifacius in 
sulda zu verjanmeln. Von dort aus erließen fie unter dem 20. Sep: 
tember 1872 eine gemeinjame „Denkſchrift über die gegenwärtige 
Rage der katholiſchen Kirche in Deutſchland“, melde auch den 
verſchiedenen Regierungen eingehändigt murde (78). Alle bis dahin gegen 
die Kirche getroffenen Maßregeln und erhobenen Beihuldigungen werben 
darin der Reihe nah Mar und bündig beſprochen und widerlegt. Sodann 
werben bie göttlihen Nechte und Grundlehren auseinandergeſetzt, an denen 
bie Kirche auch in der Zukunft unverrücdt feithalten merde und müſſe, möge 
fommen was da wolle. 

Schon vor der Zuſammenkunft der Bilchöfe in Fulda hatten hervor: 
ragende Männer in Mainz den Berein deutjher Katholiken zum 
Schuß der Fatholiichen Kirche gegründet und einen Aufruf an das Tatho- 
liſche Volk gerichtet (79). Am September proteftirte die katholiſche General: 
verfammlung in Mainz energijch gegen jede Bergemwaltigung der Kirche und 
proclamirte die leitenden Firchenpolitiichen Grundfäge der Katholifen (80). 
Gegen den Mainzer Katholiken: Berein mit feinen Wanderverjammlungen ſchritt 
die Regierung jogleich ein, indem fie den Beamten die Betheiligung an dem: 
jelben, jomie an „jonjtigen Vereinen, melde regierungsfeindliche Zwecke 
verfolgen”, verbot (81). Der Verein richtete hierauf eine Ergebenheitsadreſſe 


ı Vgl. Archiv für kath. Kirchenrecht Bb. 29, ©. 435, 
GulturfampfsActen. d 
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an den Heiligen Vater (82) und erhielt ein fehr anerfennendes und « 
muthigendes Antivortfchreiben (83). 

An ihrer Fuldaer Denkſchrift hatten die Bilchöfe der Beſorgniß Yu 
druck verliehen, die Zukunft möchte ſich noch trüber geftalten, da „dieſelb 
Stimmen, welde fi mit jo viel Erfolg für die biöherigen Maßrege 
geltend gemacht, verlangten, daB das ganze Verhältnik bes Staates zi 
Kirhe und ihrem Oberhaupte einjeitig durch die Staatsgeſetzgebung ga 
neu geregelt werde, und zwar nicht im Geilte der kirchlichen Freiheit wı 
einer chriftlihen Staatsanſchauung, ſondern durch möglichiten Ausſchluß d 
Kirche und Religion von der Schule und dem Leben und durch ein Sufte 
alljeitiger Bevormundung der Kirche durch den Staat in allen ihren mefe 
lichen Lebensthätigfeiten in Erziehung und Anftellung ihrer Diener, Webu: 
der Religion und Pflege des religiöjen Lebens”. Dieſe prophetiichen Wor 
ſollten nur zur bald in Erfüllung gehen. Oeffentlichen Nachrichten zufolge wu 
den am 3. und 4. Auguſt in den Minijterconferenzen mit einigen proteita 
tiſchen Kirchenrecht3lehrern die Geſetzentwürfe vereinbart, welche den Feldzug 
plan gegen Rom enthielten. Noch im Sommer verjanbte Dr. Falk einen „G 
jeßentmwurf, betreffend die Erridtung von Kirdhenvorftänd: 
und Gemeindevertretungen für die katholiſchen Kircheng 
meinden der Monardie”, an die verjchiedenen Regierungen zum Zw 
der Begutachtung und der Sammlung des nöthigen ftatiftiihen Material 
Derſelbe gelangte, jeboch ohne die beigefügten Motive, an mehrere Bilcht 
und eine Anzahl Geiftliche, denen zugleih Namens der Regierung eine Rei 
von Tragen über die Verwaltung des kirchlichen Vermögens vorgelegt wurde 
Diejer neue Entwurf, der jedoch erit am 20. Juni 1875 mit einigen A 
änderungen zum Gele erhoben wurde, hatte den Zweck, die Fatholiich 
Kirchenvorſtände nad dem Ideal des Proteftantenvereing auf demokratiſch 
Grundlage umzugeftalten. In den beigelegten Motiven wurde unter Anderı 
darauf hingewieſen, „die katholiſche Kirche und die einzelnen Inſtitute 
derjelben haben ihre Vermögengfähigkeit und ihr Vermögensrecht Ledigli 
durch die Anerkennung der ftaatlichen Gejeßgebung”; die Regierung biı 
deßhalb wohl die Vermögensvermwaltung ordnen und überwadhen, um fi 
zu überzeugen, daß das Kirchenvermögen feinem Zweck entiprechend vermeni 
und die Gemeinden nicht überlaftet werden. Vermundert fragten fih manı 
Katholifen, warım Dr. Falk nicht lieber dahin zu wirfen ftrebe, daß I 
Gemeinden nicht durch Militär, Schul: und andere Steuern überlajtet würde 
im Vergleich zu denen die Kirchenjteuern eine wahre Kleinigkeit zu nenn 
jeien. Die Bijchöfe beeilten ji, gegen diefe neue Einmiſchung des Gultu 


ı Abgedrudt in der „Germania“, 1872, Nr. 282, Beilage. 
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minijterd in dag Tirchliche Gebiet Verwahrung einzulegen. Wir bringen den 
vom Biihof von Münfter Ende December 1872 der Regierung überreihten 
Broteft (84). 

Kaum war der Landtag im Herbit 1872 zuſammengetreten, jo wurde 
ihm der Geſetzentwurf, betreffend die Grenzen des Rechtes zum 
Gebrauch kirchlicher Straf: und Zudtmittel”, vorgelegt; dem 
Anſcheine nach bezweckte derjelbe an erfter Stelle die Gijtirung weiterer 
Ereommunicationen von Alt: und Staatsfatholifen, deren äußerliches Ver: 
bleiben in der katholiſchen Kirche proteftantiihen StaatSmännern fichtlih am 


Herzen lag. 


IV. Die Blüthezeit des Eulturkampfes (1873—1875 incl.). 
A. 1873. 


Alle bisherigen Gejeßentwürfe wurden in Bezug auf ihren die Grund: 
lagen. und die Selbjtändigfeit der Kirche erjchütternden Charakter noch weit 
übertroffen dur die am 9. Januar 1873 dem Landtag vorgelegten Ent: 
würfe über „die Borbildung und Anjtellung der Geiftliden“, 
über „die Firhliche Dißciplinargemwalt und die Erridtung des 
föniglihen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten”, 
denen jpäter noch eine Vorlage über den „Austritt aus der Kirche” 
folgte. Dieje Gefebentwürfe, zugleich mit dem obengenannten Entwurf über 
den Gebrauch Firchlicher Zuchtmittel, ſchnitten tief in das innerfte Leben der 
katholiſchen Kirche ein. Der erfte überantmwortete die Beſetzung Firchlicher 
Stellen dem Sutbünfen des Oberpräfidenten oder Cultusminiſters, da er der 
Kirche die Pflicht auflegte, vor der Anſtellung den weltlichen Behörden An- 
zeige zu machen und biejen ſelbſt aus rein ftaat3bürgerlichen Gründen da3 
Recht des Einſpruches gewährte. Hält man dieſes Geje mit den übrigen jogen. 
Maigejegen zujammen und denkt man dabei noch an die Firchenfeindliche 
Gefinnung, wie fte mandherort3 zu Tage trat, jo muß aud dem Blödejten 
offenfundig fein, daß e3 ſich bei dieſer Anzeigepflicht nicht bloß um die Er: 
fülfung einer einfachen Höflichfeitäpfliht handelt. Die dem ermählten 
Sapiteldvicar von Trier, H. de Lorenzi, vermeigerte Anerkennung zeigt, 
wohin bieje SHöflichfeitspflicht führen Tann. Noch mehr wurde die Un: 
abhängigkeit und ſelbſtändige Organijation der Kirche in Frage geitellt durch 
den zweiten Gejeßentwurf, welcher die Ausübung der Firdhlichen Disciplinar: 
gewalt von dem Ermefjen des Oberpräfidenten abhängig madjt, die unmittel⸗ 
bare Disciplinargewalt des Papſtes ausſchließt und die michtigeren kirch— 
lichen Angelegenheiten, bejonder3 die Ein- und Abjegung der Geijtlichen, in 
höchſter Inſtanz dem Urtheilsfpruch eines ſtaatlichen Gerichtshofes unterwirft. 

d* 


L 


— LI — 


Der Geſetzentwurf über ben Gebraud der Zuchtmittel jucht die Tirchliche 
Strafgewalt zu bejchneiden. „Es mußte befremden,” bemerkten die Bifchöfe in 
der jogleich anzuführenden Denkſchrift (Act. 85), „in dem Gejebentwurf dem 
Berbot von Ercommunicationen wegen Uebung politiicher Wahlrechte u. dgl. 
zu begegnen, ein Verbot, dem ebenjo jehr der Gegenjtand fehlt, ala dem 
Verbot Förperlicher Züchtigung als Disciplinarmittel gegen Geiſtliche. Wohl 
aber find ſolche Verbote in einem Geſetze geeignet, bei Andersgläubigen und 
Unwiſſenden VBorurtheile zu erweden und jie mit Widermwillen gegen bie 
katholiſche Kirche und ihre Diener zu erfüllen.” In kluger Berechnung 
enthält der Entwurf auch das Verbot, dur Firdlie Strafen Handlungen 
zu ahnden, melde von den Staatägejegen oder der zuſtehenden Obrigkeit 
verlangt werben. Der lebte Geſetzentwurf endlich will den freiwilligen 
Austritt aus der Kirche erleichtern und befreit den Austretenden unter Be 
obachtung gewiſſer Formen von den bürgerlichen Laſten jeine bisherigen 
Berbandes 1. 

Sofort proteftirten die preußiichen Bijchöfe zur Erfüllung ihrer Hirten- 
pflicht in einer gemeinfamen Denkſchrift an das preußijche Staat3minifterlum 
vom 30. Januar 1873 (85). Bald darauf richteten fie auch eine Adrefle 
an die beiden Häujer ded Landtags (86) und eine derſelben gleichinhaltige 
Immediateingabe an den Kaifer ?, 


ı Den näheren Beweis zu führen, daß und mwiefern die Maigeſetze dem innerſten 
auf göttlicder Inftitution beruhenden Wefen der Fatholiichen Kirche widerſprechen, ges 
ftattet und ber Raum bier nit. Wir vermeilen dafür auf die verichiebenen Denk⸗ 
ichriften ber deutſchen Biſchöfe (vgl. bei. Act. 78, 85, 124 2). Cine kurze und 
are Kritif der Maigeſetze enthält das trefilicde Schrifthen: „Non possumus Wir 
Fönnen nicht nachgeben. Bon einem rheinpreupifchen Theologen.” Amberg, Habbel, 1874. 
Ferner von demſelben Terfalfer: „Die preußiſchen und öfterreichtichen Maigeſetze in 
Bezug auf Glauben und Gewiſſen“, ibid. 1875. — Uebrigens will es und fcheinen, bie 
Haltung der Fatholiichen Bifchöfe, des Fatholifchen Klerus fomie des gefammten katho⸗ 
liſchen Volkes, und bie ſchweren Opfer, bie fie um der Maigeſetze willen gebracht, bie 
Leiden: Gefängniß und Verbannung, melde fie um ihretwillen erbulbet, könnten wohl 
Alle davon überzeugen, daß nach Anficht aller Katholifen die Maigeſetze ihrem Gewiſſen 
widerftreiten. Heute findet ſich außerhalb ber Reihen ber profellionellen Gulturfämpfer 
wohl Niemand mehr, der zu behaupten wagte, dat Gefeke, welche eventuell das Meſſe⸗ 
Vefen und Spenden der Sacramente, aljo rein geiftliche Handlungen, verbieten, nicht in 
das innerite Leben der Kirche eingreifen und einen unerträglichen Gewiſſenszwang ent= 
halten. Wenn man endlich zur Rechtfertigung gewiſſer maigeſetzlicher Beſtimmungen 
darauf hingewieſen bat, daß fie ja anderswo von ber Kirche geduldet oder gewährt 
werben, jo tft zu erwiedern: die Kirche darf dem Staate mande Befugnifle freiwillig 
einräumen, fie darf aber nicht geftatten, ohne ihre Selbſtändigkeit auf 
zugeben, bat der Staat ſich diejelben als etwas ihm Gehöriges 
cigenmädhtig durch Staatsgeſetze nehme. 

2 Abgedruckt im Archiv für fath. Kirchenrecht Bd. 29, ©. 342. 
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Zahlreiche Zuftimmungsadreffen ausländiſcher Bilchöfe, welche um dieſe 
Zeit und in der Folge an den preußifchen Epiffopat ergingen, bezeugten, 
wie man im Auslande den Culturkampf beurtbeilte und wie innig die Bi: 
Ihöfe des ganzen katholiſchen Erdkreiſes ſich mit den deutſchen Oberhirten 
verbunden fühlten. Schon im November 1872 richtete der engliiche Epiflo: 
pat eine Zuftimmungsadrefje an die deutichen Biſchöfe (87). Seinem Bei: 
ipiele folgten jpäter die Bifchöfe von Irland !, Belgien ?, Holland ?, Bayern *, 
die Bifchöfe der Kirchenprovinzen Cincinnati in den Vereinigten Staaten? und 
Duebed in Canada ®, das Provincialconcil zu Algier in Afrika”, die Bifchöfe 
von Ecuador in Südamerifa®, der Epijfopat der Kirchenprovinz Urbino ? 
und derjenige der Lombarbei 1° in Italien, endlich der öfterreichifche Epiſkopat 11. 
Außerdem liefen zahlreihe Sympathie-Adrejjen von katholiſchen Prieſtern 
und Laien des Au: und Auslandes an die deutſchen Bilchöfe ein. Es 
würde und zu meit führen, wollten wir auch nur einen geringen Theil ver. 
Zuftimmungserflärungen anführen, welche überall in Deutſchland die Dom- 
capitel, der Klerus der verjchiedenen Decanate, die katholiſchen Studenten und 
Convictoriſten, ſowie Berfammlungen Tatholiicher Laien gegen die Maigejebe 
an ihre Bijchöfe richteten. Ihre ungeheure Zahl bewies, daß ſich das Fatholiiche 
Bolt Deutſchlands wie Ein Mann um feine Oberhirten ſchaarte und bereit war, 
lieber Alle8 zu dulden, als der heiligen katholiſchen Kirche untreu zu werden. 
Ob der vielen Stimmen, welche die neue Gejeßedvorlage als offenbar 
verfaſſungswidrig bezeichneten, jchienen endlich auch der „Liberalen“ Kammer: 
majorität einige Zweifel an der Verfaſſungsmäßigkeit derfelben aufzufteigen. 
Man brachte deßhalb „zur Beleitigung jegliher (!) Bedenken an der Ber: 
faſſungsmäßigkeit verjchiedener Beltimmungen der neuen Gejegentmürfe”, mie 
es in den Motiven dazu heißt, einen Geſetzentwurf, „betreifend die 
Abänderung der Artifel 15 und 18 der Verfafjunggurfunde 
vom Jahre 1850”, im Landtage ein. Diejer vollführte fein Wert mit 
jolder Eile, daß die genannte Verfafjungsänderung ſchon am 5. April als 
Geſetz publicirt werden Tonnte (88). | 





1 Abgedrudt in „Germania“, 1873, Nr. 44. 
„Sermania” 1. c. 

„Sermania” 1. c. Nr. 57. 

Archiv für kath. Kirchenrecht Bd. 29, S. 845. 
„Sermania” Nr. 67. 

„Köln. Volkszeitung” vom 26. Juni 1873, 2. Blatt. 
„Köln. Volkszeitung“ vom 5. Juli 1873, 1. Blatt. 
„Köln. Volkszeitung” vom 8. Auguft 1873, 1. Blatt. 
„Köln. Volkszeitung“ vom 12. Mat 1873. 

„Köln. Volkszeitung” vom 15. Juni 1873, 2. Blatt. 
11 „Köln. Volkszeitung” Nr. 172, 1878, 2. Blatt. 
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Noch bevor die obengenannten Gejeßeßvorlagen zur Verhandlung Fame 
veröffentlichten die in Ful da zu einer Berathung zufammengetretenen % 
\chöfe einen gemeinjamen Hirtenbrief, in welchem fie hervorhoben, daß t 
nothwendige Wirkung der neuen Gefebe fein würde, die Biihdfe vom Ok 
haupte der Kirche und die Gläubigen von ihren Biſchöfen zu trennen uı 
eine deutfhe Nationalkirche an die Stelle der katholiſchen Kirche 
Deutſchland zu ſetzen. Sie erflären deßhalb, lieber Alles dulden zu wolle 
als ihrer Hirtenpflicht untreu zu werden, und ermahnen die Priefter un 
Gläubigen, treu zu ihren rechtmäßigen Biſchöfen zu ftehen (89). Nur ; 
bald follte den Bilchdfen Gelegenheit geboten werden, ihren Opfermuth fi 
ihre heilige Sache zu bemähren. Mitte Mai 1873 murden die vier obı 
genannten Entwürfe al3 Geſetze (die ſog. eriten „Maigeſetze“) promulgir 
am 11. das Geſetz über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlich 
(90), am 12. das Geſetz über die Firchliche Disciplinargewalt und die € 
richtung des Föniglichen Gerichtshofes für Firchlihe Angelegenheiten (91 
am 13. das Geſetz über die Grenzen des Rechts zum Gebrauch Firchlich 
Straf und Zudtmittel (92) und endlih am 14. dasjenige über den Au 
tritt aus der Kirche (93). In einer entſchiedenen Verwahrung an de 
Staatminifterium erflärten die preußilchen Bilchöfe, zum Vollzug der Ma 
gejege nicht mitwirken zu fönnen, da diejelben die göttlichen Rechte der Kird 
verlegten und dem Staate dad Necht einräumten, ohne Einvernehmen m 
den Firhlihen Behörden dag ganze Gebiet des chriftlihen Leben! durch © 
jeße zu regeln (94). Dieſer energifche Proteft ſchien aber die Culturfampfstfi 
im feindlihen Lager nur noch zu erhöhen. Die katholiſchen Blätter, melc 
ihn veröffentlichten, wurden confizcirt. Am 31. Mai erging vom Cultu 
minifter ein Schreiben an bie Vorfteher kirchlicher Lehranftalten, in welche 
denjenigen Theologen, die darum beim Minifterium nachſuchen würden, t 
Dispend von dem im Geſetze vom 11. Mai vorgefchriebenen Eramen „unt 
Einhaltung gemifjer Bedingungen” in Ausſicht geftellt wird (95). Mi 
wollte e3 offenbar den Theologen jo leicht al3 möglich machen, ih d 
neuen Geſetzgebung zu unterwerfen. Auf Grund einer Anweiſung des Gi 
tusminifteriums richteten Ende Mai die Oberpräfidenten ein gleichlautend 
Schreiben zur Ausführung des $ 6 des Geſetzes vom 11. Mai an die % 
ſchöfe, worin dieje aufgefordert werden, um die ftaatliche Anerfennung ein 
theologijhen Seminars zu erlangen, dasjenige Seminar zu bezeichnen, fi 
welches jie die Genehmigung zu erhalten wünjchten; zugleich wurde die g 
naue Angabe der Statuten, des Lehrplanes, des Perſonals u. |. mw. gefo 
dert (96) !. Anitatt der gemünjchten Auskunft erhielten die Oberpräfident 


ı Archiv für fath. Kirchenreht Bd. 30, ©. 141. 


Brotefte, zuerft vom Biſchof von Paderborn unter dem 5. Juni (97). Bald 
erging auch ein dem obigen ziemlich ähnliches Dberpräfidialjchreiben in Be— 
mg auf die Knabenjeminare und Gonvicte (98). Als Antwort auf feinen 
Proteft ging dem Biſchof von Paderborn am 18. Juni eine Verfügung 
des Oberpräfidenten v. Kühlmetter zu, de3 Inhalts, das Seminarium Theo- 
dorianum ſei fortan nicht als geeignet zu erachten, „um das maigeſetzlich 
vorgeihriebene Studium auf einer deutſchen Staat3univerfität zu erjegen”. 
Zehn Tage ſpäter benachrichtigte der Oberpräfident den Biſchof, der Eul- 
tugminiſter habe die Einftelung der Zahlungen für das genannte Seminar 
verfügt. Der Biſchof proteftirte gegen beide Anordnungen und zeigte, daß 
die Zahlungen an dag Seminar, die aus Stiftungsfonds gejchahen, nicht 
äingeltellt werben dürften, ohne dem Willen der Stifter zumiderzuhandeln 
(99). Doch umfonft. So mußte denn dieje altehrmwürdige Anftalt, welche 
die Stürme der franzöliihen Revolution überlebt hatte, dem Eulturfampfe 
um Opfer fallen. Wehnliche Vorgänge wie aus Paderborn berichteten Die 
katholiſchen Blätter aus Fulda, Trier, Köln, Poſen u. j. mw. 1 
Außer den zwei minifteriellen Verfügungen, betreffend die in Unter: 
ſuchungsſachen gegen Tatholifche Geiftlihe zu machenden Mittheilungen (100) 
und die Ausführung des Gejekes über den Austritt au der Kirche (101), 
erging noch im Juni 1873 von den Oberpräfidien an alle Landräthe die 
Weifung , jede in ihrem Kreile entjtehende Vacanz eines geiftlihen Amtes 
dem Oberpräfidenten anzuzeigen und über die Vorbildung ſowie die Perjön- 
lihfeit der vorgeichlagenen Candidaten zu berichten, ferner die von geijt- 
lichen Behörden verhängten Disciplinarftrafen jorgfältig zu überwachen und 
über dad in Anmendung gebrachte Strafmaß eingehend zu berichten ?. Am’ 
26. Juni veröffentlichte der preußiſche Staatsanzeiger die Conftituirung des 
neuen koͤniglichen GerichtShofes für kirchliche Angelegenheiten. Derſelbe 
wurde aus jieben Proteſtanten und vier (Alt: oder Staat3-?) Katholiten zu⸗ 
jammengelest. Einen Tag jpäter murden die Föniglichen Regierungen an 
gewielen, Erfundigungen darüber einzuziehen, ob und welche Ausländer zur 
Zeit in geiftlichen Aemtern oder Lirhlichen Anftalten verwendet würden. Die 
in dieſen Aemtern oder Anftalten fungirenden Ausländer jollten aufgefordert 
werben, bei Vermeidung der Folgen des F 21 des Geſetzes über die Vor: 
bildung und Anftellung der Geiftlichen, binnen ſechs Weonaten die Reich3- 
angehörigfeit zu erwerben. Die Spige diefer Verfügung war ohne Zweifel 
banptfächlich gegen die nad) Vertreibung der Jeſuiten und der „verwandten“ 
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Orden noch übrig gebliebenen Ordensleute gerichtet. Am 26. Juli ver: 
öffentlichte der Eultusminifter eine ausführliche Inſtruction in Betreff ber 
durh das Gefeg vom 11. Mai vorgejchriebenen wiſſenſchaftlichen Staatde 
prüfung der Candidaten des geijtlihen Amtes (102). 

Umſonſt wandte fih Papſt Pius IX. im Auguft zu Gunſten der 
deutihen Katholifen in einem eigenhändigen Schreiben an den Kaifer Wil: 
beim, in welchem er diefen an dag frühere gegenfeitige gute Einvernehmen, 
jomie an die von ihm gegebenen Verfiherungen erinnert und die Hoffnung 
ausdrückt, Seine Majejtät werbe die neuen, auf die Zerftörung der Tatho- 
lichen Kirche abzielenden Maßregeln nicht billigen (103). Die kaiſerliche 
Antwort vom 3. September 1873 fpricht von der ungenügenden Information 
des Papite in Bezug auf Deutihland und klagt das Centrum „ſtaats⸗ 
feindliher Umtriebe” und den Klerus „der offenen Auflehnung gegen bie 
beitehenden Landesgeſetze“ an (104). An demjelben Tage, an dem diefe 
Antwort an den Papſt abging, wurde im Staat3minifterium die ftaatliche 
Anerkennung des altkatholiihen „Biſchofs“ Dr. Reinkens beichloffen, bie 
jedoh erft am 19. September durch Faijerlihen Erlaß zur Publication 
fam (105). 

Der Brief des Papfteg vom 7. Auguft war vertraulider Natur ge 
mwejen. Zur Ueberraihung des ganzen deutſchen Volkes wurde er zugleich 
mit der Antwort des Kaiſers am 14. October 1873 veröffentlicht und nun 
von der liberalen Preſſe aller Farben zu einer förmlichen Hesjagd auf Rom 
benugt. Die Auslafjungen, zu denen jich die tonangebenden Blätter der 
Hauptitadt des Neiched der Bildung und frommen Sitte über den Papft 
und die katholiſche Kirche bei diefer Gelegenheit herbeiließen, verlegten vielfach 
auch die allervulgärften Negeln des Anftandes!. Bon allen Seiten fragte 
man ſich damals, melde Gründe mohl dieſe auffallende Veröffentlichung 
veranlaßt Haben mochten. Das Richtige hat mohl die „Germania“ ges 
troffen, welche mit Berufung auf die liberale „Magdeburger Zeitung” als 
Gründe namhaft madte: 1) um die Perjon des Kaiſers möglichjt in den 
Eulturfampf zu verwickeln; 2) um ein Ngitationsmittel für die bevorftehen: 
den Wahlen im gouvernementalen bez. „liberalen” Sinne zu haben; 3) um 
der eben damal3 in Augficht genommenen Reife des Kaiſers nad Wien ein 
beſonderes Colorit zu geben. Dat die Negierung der ganzen Agitation nicht 
gleichgültig gegenüberitand, beweiſen verfchiedene Kundgebungen des Minis 
fter3 de3 Innern und anderer hoher Beamter (106). Wie weit man ſich 
in dem wüſten Treiben gegen die Katholifen vergaß, befunden die Zu: 
Ihriften und Aufrufe, welde angeblid von „WUltramontanen” herrühren 
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ſollten, aber ſich als elende Fälſchungen ermwiefent. Außerdem wurde ein 
Sturm von Dank- und Zuſtimmungsadreſſen an den König in Scene gefekt, 
melde der „Staats- und Reichanzeiger” ſorgfältig ſammelte und veröffent: 
lite. Wohl nicht ohne Grund machte aber die „Germania“ dieſem Aoreffen: 
furm gegenüber darauf aufmerfjam, „daß 1) gerade dasjenige ‚Vol, 
welches jetzt ‚ohne Bedenken und Vorbehalt‘ jeinem Monarchen zu folgen 
iheint, diefe Haltung nit in allen Fritiihen Momenten bemwiejen bat, wie 
ein Blick auf die KonflictSgefchichte bemeijen dürfte, und daß 2) dag 
‚liberale‘ Volt überhaupt nur jo lange gemillt ift, ‚ohne Bedenken und 
Borbehalt‘ vem Monarchen zu folgen, als der König ihm den Willen thut“. 
Das päpftlihe Schreiben jchien den furor anticatholicus neu geweckt 

zu haben. Da die Bilchöfe, unbefümmert um die Maigejeße, in der Er: 
füllung ihrer Hirtenpflicht fortfuhren und insbeſondere Priefter anftellten, 
ohne beim Oberpräfidium Anzeige zu machen oder deilen Einſprache abzu⸗ 
warten, jo machten die Landräthe auf Grund eine Minifterialrefcriptö be⸗ 
kannt, die jo erfolgten Anftellungen jeien al3 ungültig anzujehen, folglich 
feien auch die Amtshandlungen der jo Angeftellten, Taufen, Ehejchließungen 
und Beerdigungen nicht ausgenommen, vor dem Geſetz wirkungslos. Der 
maigejegwidrig Angeſtellte fei ferner nicht berechtigt zur Empfangnahme von 
Zahlungen und Hebungen für die Pfarre oder Kirche oder zur Ertheilung 
von Zahlungsanmweifungen (107). Zugleih wurde vom Eultusminifterium 
unter dem 19. September 1873 die Beichlagnahme der Kirchenbücher und 
Kirchenjiegel in den maigeſetzwidrig bejegten Pfarreien verfügt (108). Die 
Biſchoͤfe und Prieiter legten gegen dieſe Maßregel Verwahrung ein, da 
die Kirchenbücher, Siegel u. dergl. ausjchließliches Kircheneigenthum feien (109). 
Eine kurze Beiprehung müſſen wir dem Schulconflict in Gnefen- 
Pojen widmen. Der Erzbiſchof Ledochowski hatte fich geweigert, der Ber: 
fügung des Provinzial-Schulcollegiumd Folge zu leiſten, mwonad der Weli- 
gionsunterriht an den. böhern LXehranftalten nur in der Sprache ertheilt 
werben follte, welche bei den übrigen Lehrgegenftänden zur Anmendung Tam, 
d. 5. faſt ausnahmslos deutih. Er befahl den Religionslehrern, den Unter- 
richt wie bisher in der polnischen Mutterſprache der Jugend zu ertheilen ?. 
Diefe erflärten deßhalb jämmtlih dem Provinzial-Schulcollegtum, daß fie 
in Bezug auf die Unterrichtsſprache für die Religion dem Befehle des Erz: 
biſchofes Folge leiften würden. Dafür wurden fie ihres Amtes entjeßt. 
Die Privat-Religionsſchulen, durch welche die betroffenen Geiftlichen die man- 
gelnden öffentlichen zu erjegen beitrebt waren, juchte die Negierung zu ver: 
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hindern, indem fie den Gumnajiaften unter Strafe der Relegation den Be 
ſuch derſelben unterfagte (110). Der Erzbiihof proteltirte unter dem 
24. September gegen dieje Verordnung als eine Verletzung ded Rechtes der 
Kirche auf freien Religiongunterriht (111). Die Locale der vom Erzbiichof 
eingerichteten Privatreligionsſchulen wurden polizeilich geſchloſſen und ben 
Religionglehrern bei 50 Thaler Strafe verboten, Privatreligiongunterricht 
zu ertheilen. ine hierauf bezügliche Interpellation der polnischen Fraction 
wurde von dem Abgeordnietenhauje am 17. December 1873 zurüdgemiejen. 

Trog al’ der zahlreihen ulturfampfämaßregeln, melde das Jahr 
1873 erlebte, war der Erfolg am Ende desjelben noch jo gering, daß ber 
Cultusminiſter Fall, dem der Kampf gegen Rom ein Herzensbeduͤrfniß zu 
jein jchien, fich genöthigt jah, unter dem 24. October die Oberpräfidenten 
zu jhärferem Vorgehen als bisher gegen die Fatholifchen Geiftlichen 
zu entflammen (112). 

Mie ernit die Beamten die minifterielle Mahnung an „die volle Strenge 
des Geſetzes“ nahmen, bemeilen die zahlreichen nun erfolgenden Strafen. 
Es begann ein wahrer Hagel von Verurtheilungen zu Geldbußen und Ge 
fängnißftrafen. Doc im Teuer der Trübjal erprobte ſich auf’3 Glänzendfte 
der Opfermuth der Katholiken, die ihr Gemiljen höher achten, ala Geld 
und Gut. 

Dieß war die Lage der katholiſchen Kirche, als der Herbit 1873 das 
katholiſche Volk zu der Wahlurne rief. Jetzt ſollte es jich zeigen, ob bie 
Biſchöfe und das Centrum allein baftünden im Kampf für bie beiligften 
Güter der Religion, oder ob das Fatholifche Volt wie Ein Mann zu ihnen 
halte. Die Biſchöfe ermahnten bei diejer Gelegenheit in eigenen Hirtenbriefen bie 
Katholiken an ihre Pflicht bei den bevoritehenden Wahlen. So mahnte 3.82. 
der Fürſtbiſchof von Breslau jeine Didcefanen: Erinnert euch daran, „welch' 
Ihmwerer Bernadläjfigung und Sünde ihr euh ſchuldig madht, wenn ihr 
nicht Alles thut, was in euren Kräften fteht, um zu bewirken, daß ſolche 
Männer zu euren Vertretern gewählt werden, die, Durhdrungen von einem 
heiligen Eifer für die Kirche und von einer treuen, aufopferungsvollen Liebe 
für das Vaterland, mit Muth und Kraft und Weisheit für Net, Wahr: 
beit und Freiheit in die Schranken treten, die Nechte des Staated wahren 
und feftigen, aber nicht mit feiler Preißgebung der unveräußerlichen Rechte 
der Kirche... — die mit freudiger Aufopferung dem Kaijer geben, mas 
des Kaifers ijt, aber zuerft und vor Allem Gott, was Gottes ift.” Das 
atholiſche Volk blieb die Antwort nicht ſchuldig. Mit 52 Mitgliedern war 
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das Centrum drei Jahre vorher in den Landtag getreten; in der Stärke 
von 90 Mitgliedern ging es aus der Wahlſchlacht vom 4. November 1873 
hervor. Ä 
Ob dieſes glänzenden Mahlfieged der Katholiken jchien man in manchen 
Kreifen wenig erbaut. Die Thronrede bei Eröffnung des neuen Landtags 
Iprah von unberedhtigtem Widerftand der Bilchöfe und drohte, noch ent⸗ 
Ihiedener gegen fie voranzugehen und die nöthigen Schritte rechtzeitig folgen 
zu laſſen. Trotz diefer Drohung hielten es die katholiſchen Abgeordneten 
für ihre Pfliht, einen Antrag auf Wieberheritellung des Friedens durch 
Aufhebung der Maigejeße zu ftelen (1. December 1873). Der Antrag 
wurde natürlich abgelehnt. Die Maigejeße zurüctnehmen, äußerte damals 
Falk, hieße joviel als Frieden jchließen um den Preis der Souveränetät (!) 
bed großen preußiichen Staated. Dann fügte er noch hinzu, das Centrum 
werde, wenn e8 aus den Weihnachtsferien zurückkehre, wohl nit ohne 
praktiſche Antwort auf feinen Antrag bleiben. 

Diejer Verfiderung, daß noch Beſſeres kommen werde, hätte e3 übrigens 
bei Falks befannter Gefinnung nicht bedurft. Die unmittelbar vorher- 
gegangenen Maßregeln ließen auch nichts Gutes erwarten. Am 24. No- 
vember nämlich mar Erzbiſchof Ledochowski wegen feines „beharrlichen Wider: 
ſtandes gegen die Maigejeße” aufgefordert worden, fein Amt niederzu- 
legen (113) ', was diejer felbitverftändlich ablehnte (114). Am 5. December 
erfolgte eine zweite minijterielle Verfügung, betreffend die in Unterſuchungs⸗ 
ſachen gegen Geiltlihe zu macenden Mittheilungen (115). Tags darauf 
wurde das katholiſche Volt durch eine königliche Verordnung überraſcht, 
welche den Biichöfen eine neue, den Gehorſam gegen die Staatdgejege aus- 
drücklich fordernde Eidesformel vorfchreibt (116). Der 10. December 
brachte dem Landtag den Gefeßentwurf über die obligatorijche Civilehe, 
welcher bejtimmt war, eine „Rüde“ der Maigefeßgebung auszufüllen. Die 
Macht des katholiſchen Klerus, erklärte damals der Eultusminifter Falk 
im Abgeordnetenhaus, ijt eine jo große, daß „jedes Wort, melches die 
Staatsregierung jagt, von der großen Menge nicht geglaubt wird”. Das 
katholiſche Volt Tieß jih nämlich durch die ſtaatliche Ungültigfeitgerflärung 
der Amtshandlungen „geiperrter” Priefter nicht abhalten, nach wie vor ſich 
bei den rechtmäßigen Seelforgern zur kirchlichen Trauung zu ftellen. Außer: 
dem entjtanden aber aud bei den Gerichten Zmeifel über die bürgerliche 
Gültigkeit folder Ehen. Die Folge war eine große Verwirrung in den 
Ehen Fatholiicher Gegenden, und die Schuld Hiervon wurde in den Motiven 
zum Gejegentwurf dem Tatholifchen Klerus in die Schuhe geichoben, der die 
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ihm „vom Staat übertragene Macht” gegen die Regierung mißbrauche. 
Daß die Maigejebgebung an Allem ſchuld jei, durfte man natürlich nicht 
jagen. AM’ vie beitehenden Uebel jammt dem „Amtsmißbrauch“ der Tathos 
liſchen Geiftlihen glaubte man durd die obligatorifche Civilehe (als Geſetz 
publicirt am 9. März 1874) (117)? befeitigen zu können. Es ftellte ſich 
aber bald heraus, daß fie der katholiſchen Kirche feinen Eintrag that, da⸗ 
gegen die protejtantiihe Kirche tief jchädigte. 

Zum Schlufie ded Jahres erhielten noch einige Bilchdfe von der 
Regierung Weihnachtsgeſchenke: der Biſchof von Paderborn und der Era 
bifchof von Poſen die Temporalienjperre, mie ſchon früher der Biſchof von 
Ermland. Am 31. December wurden dem Erzbiſchof Ledochowski die lebten 
pfändlichen Gegenjtände gepfändet. Da nad Abzug des Erlöjes aus der 
Piändung dem Erzbiſchof immer noch 16000 Thaler Strafe zu bezahlen 
blieben, jo hatte ev Ausſicht auf eine lange Gefängnißhaft. 


B. 1874. 


Schon der oben (S. XXX VIII) erwähnte Artifel vom 19. Juni 1871 
der damals officiöfen Kreuzzeitung, den man als das erfte officielle Signal 
zum Losbruch gegen „Rom“ anjehen kann, hatte gedroht, die Negierung werde 
den Aggreifionen der Klerikalen auch ihrerjeit3 mit einer Aggrejjion und 
zmar gleihmäßig von Innen und von Außen begegnen. Man dien 
alſo ſchon damals, wo man den Forderungen der Katholiten das Princip 
der Nichtintervention entgegenhielt, entichloffen zu fein, zur Schürung des 
Kampfes gegen Rom im Ausland zu interveniven. ine Gelegenheit dazu 
boten, nachdem die Abfichten auf die Beeinfluffung der künftigen Papſtwahl 
fehlgef'jlagen, die Kundgebungen der ausländiſchen Katholifen, namentlid 
der Bifchöfe, zu Gunften der Katholifen Deutſchlands. Mitte Januar 1874 
Iprad die Meichgregierung in einer Inſtructions-Circulardepeſche 
an die Gejandten bei den großen Höfen die Drohung aus, fie halte ed für 
einen Friedensbruch von Seiten Frankreichs, wenn dieſes ſich einfallen 
laſſe, die Intereſſen Roms und der Ultramontanen in Europa zu den ſei—⸗ 
nigen zu machen, und die Verſuche der franzöfiichen Biſchöfe, die deutjchen 
Katholifen im Kampfe zu ermuthigen, nicht hindere. Der Wortlaut der 
Depefche ift nie befannt geworden, aber ihre Eriftenz und ihr mwejentlicher 
angedeuteter Anhalt ftehen außer Zweifel. Gleichzeitig veröffentlichte die 
Nord. Allg. Ztg. einen im felben Sinne gehaltenen Artikel, der als ein 
Commentar zur Depefhe angejehen werden kann?. Auch die belgijche 
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— LX 7 — 


Regierung wurde, wie eine Snterpellation in ber Kammer vom 27. Januar 
1874 beweist, von Preußen aufgefordert, der Sprache und Haltung des 
Klerus in Bezug auf den deutichen „Eulturfampf” entgegenzutreten. Selbſt 
bis nah England erjtredte ſich die „Nichtintervention”. In London fand 
am 27. Januar 1874 ein protejtantifche8 Sympathien-Meeting zu Gunften 
der FKirchenpolitit der preußijchen Regierung ſtatt. Der Plan zu diejer 
Verfammlung war, ſo behauptete man damals in Tatholifchen Kreijen all: 
gemein, nicht auf engliihem Boden entftanden. Wo, magte man nidt 
öffentlich zu jagen. Der PBräfident de Meeting, Kohn Murray, zeigte an, 
daß unzählige Zuftimmungsadrefien aus allen Gegenden der Welt 
eingegangen feien. Die deutſchen Städte waren in diefen Adreſſen ftarf 
vertreten. Zweck der Verſammlung jei, erflärte der Präfident, der Sym⸗ 
patbie Englands für Deutichland in diefem ſchweren Kampfe gegen Rom 
Ausdruck zu geben; zugleih aber folle auch England ſelbſt au jei- 
nem lethargiihden Schlaf zur nachdrücklichen Belämpfung 
des gefährlihiten aller Feinde, des Ultramontanismus, 
aufgewedt werden!. Bei Gelegenheit dieſes Meetings veröffentlichte die 
Nord. Allg. Ztg. einen Artikel, der klar beweist, wie fehr man in den der 
Regierung nahejtehenden Kreilen mwünjchte, die ganze „germaniſche Raſſe“ 
zum allgemeinen Kampf gegen Nom und die „Geiltesfnechtung des Jeſuitis⸗ 
mus” zu organifiren?, Allein troß eines unter dem Vorſitz des „Kloſter- 
ftürmer8” Gneift in Berlin am 7. Februar abgehaltenen Meetingd, auf 
dem eine Antwortsadreſſe an das bismarckfreundliche England beſchloſſen 
wurde; troß des ſympathiſche Antwortſchreibens des deutſchen 
Kaiſers an Lord Ruſſell (118); trotz der Meetings, die man auch in 
den englifhen Provinzial-Städten zu veranftalten fuchte: verlief die ganze 
fünftlich beroorgerufene Bewegung bald im Sande. Nicht nur hielten die 
engliihen Katholifen unter dem Vorſitz des Herzogs von Norfolf ein glän- 
zendes Gegenmeeting, auch die meiften engliihen Blätter verurtheilten jcharf 
die ganze culturfämpferiihe Bewegung ?. Das englifhe Volk zeigte Teine 
Luft zu einer Jagdpartie auf die Katholiken. 

Wie England, fo ſchien man auch Italien zu einem Feldzug gegen 
Rom veranlajien zu wollen. Ende Januar 1874 klagte die der italienifchen 
Regierung naheitehende „Gazetta d’Italia®: „Herr von Bismard und 
fein Repräfentant, Baron von Keudell, geben ſich ungeheure 
Mühe, die italienifhe Regierung zu ertremen, veratorijden 


' 
1 Bol. „Germania” 1874, Nr..22, S. 4, und Tr. 24. 
2 Abgedrudt bei Schulthess, Geſchichtskalender 1874, ©. 57. 
3 Vgl. „Germania“ Nr. 53. 
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Mapregeln gegen den Papſt und den Heiligen Stuhl Hinzu 
reißen. Man muß hoffen, daß diefe Anjtrengungen, welche bezwecken, 
Stalien auf einen Weg zu bringen, der jeinen Traditionen, feiner Politik, 
feinem Charakter wenig zujagt, an dem gefunden Sinn der Minijter ſcheitern. 
Der Minifter Minghetti wird fich nicht zum Satelliten Bismarcks machen 
wollen, indem er Cavours Princip verlegt: ‚Freie Kirche im freien Staat.‘* 1 
Während man jo einen „kalten Waſſerſtrahl“ nad Frankreich ſchickte 
und England und Stalien in den Kampf zu ziehen fuchte, war man aud) 
daheim rüftig mit Verſchärfung des Streites beſchäftigt. Das gejammte 
Deutiche Reich erhielt in dem Reichsgeſetz vom 4. Mai 1874, be 
treffend die VBerhinderung der unbefugten Ausübung von 
Kirhenämtern (119), einen Beweis von dem regen Eifer, mit dem man 
in Preußen nach „den höchſten Gütern des Friedens“ rang. Die Motive 
jelbft bezeichneten diefeg Gejeg ala ein Culturkampfsgeſetz, inden fie als 
Zweck desſelben angaben: „einer fortgejettten Wiederholung unerlaubter 
Amtshandlungen, welche aus einer grundjäglichen Verneinung der Stants- 
gefeße hervorgehen, mit Erfolg zu begegnen” Alle Geld- und Ge 
fängnißftrafen Hatten nämlich nicht vermocht, die Nenitenz der Tatholifchen 
Seiftlihen zu brechen und fie an der ferneren Ausübung des ihnen von 
den kirchlichen Obern übertragenen Amtes zu hindern. Um dieſen Zweck 
zu erreichen und den Starrſinn der Widerſpenſtigen erfolgreich zu brechen, 
hielt man ſich für berechtigt, denſelben ſogar ihre ſtaatsbürgerlichen Rechte 
zu nehmen und fie zu interniren, ja nöthigenfalls aus ihrer Heimath zu ver: 
bannen. So konnte denn Deutichland das Schaujpiel erblicken, daß deutjche 
StaatZbürger ihres Heimathsrechtes beraubt und in die Fremde getrieben 
wurden, meil fie „unbefugt” Meſſe gelejen, die Sacramente gejpendet ober 
Kinder in der Neligion unterrichtet hatten. Warum man es für nöthig 
erachtete, dieſes Gejeh auf das gefammte Deutiche Reich auszudehnen, ift 
nicht Schwer zu erraten. Man mollte nicht nur die Strafe der Aus- 
weifung empfindlicher maden, fondern auch die Ausgewieſenen verhindern, 
zum Schaden der nationalfirhlichen Ausbildung des gejammten Reiches in 
ben ſüddeutſchen Staaten eine Zufluchtzftätte zu ſuchen. Wohl nicht mit 
Unredt hat man dieſes Reichsgeſetz ein viel erorbitantered genannt als jelbft 
da3 Socialiftengejeß, mweldes unter dem Eindrude der Attentate gegen 
den deutſchen Kaiſer und in der Abficht erlallen wurde, den Socialismus 
zu vernichten. Denn während lebtere8 nur die Ausmeifung aus einem 
Bezirke, über welchen zeitweilig der Fleine Belagerungszuſtand verhängt ift, 
al3 Strafe ſchuldiger Individuen Tennt, gewährt dad Reichsgeſetz vom 


ı Vgl. „Bermania“ 1874, Beil, zu Nr. 26. 
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4. Mai der Regierung die Vollmacht, katholiſche Priejter, nicht wegen 
Raatögefährlicher Handlungen, fondern wegen „unbefugten” Meſſeleſens und 
Sacramentejpendend 1. aus einem Bezirke auszuweiſen, 2. an einem be: 
ftimmten Orte zu interniren, 3. der Staatsangehörigfeit zu berauben, 4. aus 
dem Bundeögebiete außzumeijen. 

Sole Geſetze laſſen ſich nur aus der Abſicht eined erbitterten 
Kampfes gegen Nom begreifen, wie er nach der Verſicherung des Cultus— 
minifter8 Falk bei Gelegenheit der Debatten über das Cultusbudget am 
28. Januar 1874 in höheren Regionen wirklich beitand. Die Regierung 
batte nämlich für den altkatholiſchen Cultus 16000 Thaler ausgeſetzt. 
Zur Vertheidigung dieſer Pofition gegen die Angriffe de3 Centrums jagte 
der altlatholiiche Abgeordnete Dr. Petri: „Unfer (der Altkatholifen) Kampf 
gilt Rom (Bravo!), unjer Kampf gilt der Feljel, in welche Nom die ganze 
Chriſtenheit gejchlagen hat“ (Bravo!). Anfnüpfend an diefe Worte Tegte 
nun Dr. Salt folgendes interefjante Geſtändniß ab: „Nun, meine Herren, 
es ift auch wahr, es ift in der altfatholifhen Bewegung — id 
weiß ja nicht, wie ſie fich entwiceln wird — ein Moment enthalten, 
welches mit den AIntentionen der Stanidregierung überein: 
ftimmt, das ift allerdings der Kampf gegen Rom (Sehr wahr!), 
und wenn von diefem Standpunfte aus Sie (im Centrum) jagen, die 
Staatsregierung babe fih mit diejem Antrage eine Waffe 
Ihaffen wollen in ihrem Kampf, nun, in der Weije fann id 
den Satz acceptiren“ (Bravo!). 

Wie bitter ernt es dem Eultusminifter in diefem „Kampf gegen Rom“ 
war, läßt fid) aus der „vollen Strenge“ erfennen, mit der man um biele 
Zeit die Maigejete gegen die Katholiken zur Anwendung brachte. Am 
7. Sanuar 1874 hatte der neue föniglihe Gerichtshof für Fird- 
lihe Angelegenheiten zum erften Mal Gelegenheit, ſich für die zu 
feiner Unterhaltung ausgeworfenen Summen dadurch gegen König und Va- 
terland danfbar zu ermweifen, daß er einen vom Biſchof von Paderborn ſus— 
yendirten Kaplan (Meönikes)_gegen deſſen kirchliche Oberen in Schuß nahm 
und deſſen Amtsentſetzung für ungültig erklärte. Bon katholiſcher Seite 
wurde die Thätigfeit dieſes Gerichtshofes unſeres Wiſſens nie in Anſpruch 
genommen. Bon 12. Januar liegt ein Erlaß der Koblenzer Regierung 
vor, welcher die Unterbrehungen des Schulunterridtes durch 
Beihten, Meſſedienen u. dgl. nach Möglichkeit zu hindern ſucht (120). 
Schon im December 1873 hatten die Oberpräfidenten auf höheren Antrieb 
bie einzelnen Regierungen angemwiejen, „gejperrten”, d. h. von den Bilchdfen 
gegen die Maigeſetze angeftellten Geiftlihen den Neligiongunterridt 
an den Schulen zu verbieten, und wenn diejelben dem Verbote Troß 
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bieten jollten, ſo fei joldem „Unmejen” mit Nachdruck zu begegnen und 
noͤthigenfalls „durch Entlafjung der Schulkinder Weiterem vorzubeugen”. 
Da und da8 Oberpräfidialichreiben nicht zugänglich war, geben wir eine 
auf dasſelbe Bezug nehmende Verfügung der Regierung zu Koblenz vom 
4. Februar 1874 (121). Ende desjelden Monats bradte der Staats: 
Anzeiger einen Erlaß des Cultusminiſters, welcher den katholiſchen Theologie 
candidaten Preußen? den Beſuch der theologifhen Facultät zu Inn 
bruc verbietet, weil jomohl die Lebensmeile als der Inhalt und bie 
Tendenzen des Unterrichts an diejer Anftalt nicht derart feien, daß fie 
das nah dem Geſetz vom 11. Mai 1873 für Geiftliche erforderliche brei- 
jährige Studium auf einer deutfchen Univerfität zu erſetzen vermöchten (122). 
Um diejelbe Zeit reichte dad Domcapitel von Fulda, da die Didcele 
jeit dem Tode des Biſchofs Chriftoph Florentius (geft. 14. Oct. 1873) 
verwaist war, zur Belegung des bilchöflichen Stuhles eine Candidatenlifte 
‘ein, wie dieß ſchon vor dem Eulturfampfe zu geſchehen pflegte. Die Ne 
gierung wies aber die Liſte zurüc und forderte die Domberren zur Aufs 
ftellung einer neuen auf, mit dem Beifügen, der zu ermählende Bifchof habe 
den Homagialeid vom 6. December 1873 zu leilten. Aus den um dieſe 
Zeit erlaſſenen Faftenhirtenbriefen wählen wir den des Biſchofs von Pader- 
born aus, meil er kurz und bündig der Reihe nach die gegen die Tatholifche 
Kirche erhobenen Beichuldigungen widerlegt und die Gründe des Vertrauens 
der Katholiten in den harten Bebrängniffen aufzählt (123). Am 3. Fe 
bruar in aller Frühe wurde der Erzbifhof von Gnefen und Pofen 
verhaftet und zur Abbüßung der über ihn verhängten Gelditrafen in's 
Gefängnig nad Oftromo abgeführt. Aus Anlag diefer Gefangennehmung 
erließen die preußiihen Bilchöfe ein gemeinfamed® Hirtenſchreiben, in 
welchem fie dem hohen Gefangenen, der mit Holzdieben zujammen eingeferfert 
war, ihre Sympathie bezeugten und zugleich die Doppelte Anklage, daß ſie 
Rebellen jeien und dadurch die ſchweren Drangjale der Tatholiichen Kirche 
veranlaßt hätten, zurückwiejen (124). Wie man übrigens den Ungehorfam 
gegen die Maigeſetze, welcher ja erſt durd) dieje verurjadht mar, ald Grund 
für dad Dajein des Culturfampfes, bezm. der Maigejete jelbit, in's Feld 
führen Tonnte, ijt wahrlich unbegreiflid). 

Wie der Erzbiichof Ledochowski wurden auch die übrigen Bilchöfe, 
weil ſie troß der Maigejege in ihrer Hirtenpflicht fortfuhren, mit Geld- 
itrafen heimgefudt. Zur Dedung der Strafjummen wurde ihnen da8 Ge- 
halt vorenthalten und das Mobiliar verpfändet. Als ſich nichts Pfändliches 
mehr vorfand, wurden jie in’3 Gefängniß abgeführt: jo am 7. März ber 
Biſchof von Trier, am 31. desjelben Monats der Erzbiſchof von Köln. 
Bei diefer Gelegenheit richtete Bapit Pius IX. ein Troſtſchreiben an 
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den Weihbifchof Dr. Baudri, in welchem er feine innige Theilnahme an den 
Leiden der Erzdiöcefe und der ganzen Fatholifchen Kirche Deutſchlands Fund» 
gibt und der edlen Haltung des Erzbiſchofs jomohl als der treuen Anhäng- 
fichfeit feiner Didcefanen an ihn das größte Lob fpendet (125). Am 
15. April wurde der Erzbiſchof von Pofen förmlih „abgeſetzt“. 

Anfang Februar begannen die Debatten über zmei neue, dem Landtag 
am 19. Sanuar vorgelegte Geſetzentwürfe, melde die Beltimmung 
hatten, meitere „Lücken“ der Maigeſetze auszufüllen. Der eine enthielt eine 
„Declaration und Ergänzung des Gejehes vom 11. Mai 1873” 
(über Borbildung und Anftellung der Geiftlichen); der andere bezog ich 
auf die „Verwaltung erledigter Bisthümer”, bezm. auf die Unter: 
ftellung diefer Verwaltung unter die ftaatlihe Regierung. Scharf geikelte 
der Abgeordnete von Mallindrodt in der Sigung vom 7. Februar die 
„Motive“ zu der zweiten der obgenannten Vorlagen. Nachdem er die An- 
ſchuldigung, die katholiſche Kirche habe den Kampf dem Staate „aufge 
nöthigt”, als völlig unerwiefen, ja längft widerlegt, abgelehnt, fuhr er fort: 
„Das Alles hindert aber nicht, daß die Regierung, für die ed nun einmal 
Bedürfniß ift, fi ala im Stande der Nothwehr Hinzuftellen, weil ſie fi) 
jelbft nicht getraut, den Angriff in den Augen des Volkes zu rechtfertigen 
— das Alles hindert die Regierung nicht, bei jeder neuen Vorlage und 
deren Motivirung mit dem alten Sat, der aber in die Form des Axioms 
gekleidet wird, hervorzutreten; fo ift e8 auch bier. Da ijt gleich in dem 
erften Alinea der Motive von der „feindliden Haltung” die Rede, von 
dem „dem Staate aufgezwungenen Kampfe”, von den „Abmwehrmitteln des 
Staates". Dieſes Ariom ift nun genau fo wahr, als wie die Behauptung, 
die der Wolf in der Fabel dem Lamme gegenüber aufftellt, und, m. 9., 
damit das Fabelreich moͤglichſt reichhaltig erjcheint, fehlt e8 auch nicht an 
dem Reinefe Fuchs, der verfichert, der Staat habe die dringende Pflicht, 
jomweit e3 in jeiner Macht liege, der Verwirrung in der Verwaltung 
der Didcejen vorzubeugen, melde durch die Auflehnung gegen bie 
Staatdgejeße entitehe. Da hätte ih nun einen viel einfacheren und praf: 
tiſcheren Rath für die Negierung: fie hätte nämlich die Vermirrung nicht 
anrichten ſollen, dann brauchte jie jich jet gar nicht den Kopf darüber 
zu zerbrechen, wie fie in geeignetfter Weiſe jet der Verwirrung abhelfe. 
M. H., diejer Introduction der Motive gegenüber wiederhole ih, und mir 
werden dieß jo oft thun müffen, wie die Regierung mit ihren unbemie- 
jenen Behauptungen hervortritt: der Standpunft ift ein un wahrer Stanb- 
punft. Der Angriff ift mit nidten von unjerer Seite ausgegangen, 
er it vom Zaun gebroden, vom Zaun gebroden durch die Hand 


der Regierung.” Am Schluffe feiner Rede mies dann derjelbe Abge— 
Gulturfampfeßicten. e 





— Lxvi — 


orbnete noch auf die Gefinnungen und Hoffnungen Bin, mit denen die fatbo- 


liſche Bevoͤllerung der Zukunft entgegenſah. „Man Tann fragen, m. H., 
was ift denn unjere Hoffnung? Nun, ich fage, vom gewöhnlichen menſch 
lihen Standpunfte aus gejproden, da wäre die Ausſicht, mit Ehren zu 
fallen, und das it beſſer, ala mit Schande den Nacken der 
Tyrannei beugen! Vom chriſtlichen Standpunfte aus aber jage id: 
wir beten und wir rehnen auf den allmädtigen Gott.” Daß 
Gentrum gab ſich die größte Mühe, die neuen culturfämpferiihen An 
träge zum Falle zu bringen. In meilterhafter Weife beleuchteten -jeine 
bervorragenden Führer, bejonder8 die Abgeorbneten Dr. Winbthorft und 
v. Mallindrodt, die neuen Maßregeln vom Tatholiihen Standpunkte. Yür 
Letzteren, der wegen jeiner eblen, tiefreligiöjen Geſinnung und feiner ſeltenen 
Nednergabe bei Freund und Feind in böchiter Achtung Stand, waren es 
die legten Firchenpolitiichen Debatten, an ‚denen er jich betheiligte, ba er 
ſchon am 26. Mai 1874 dur allzufrühen Tod dem Tatholiichen Deutſch⸗ 
land entrifjen wurde” Leider maren wie gemöhnlid ale Anjtrengungen 
der Tatholiichen Abgeordneten umſonſt. Ja man ließ, wie es in bieler 
Eulturfampfsperiode oft geihah, bloß einen ober zwei Nebner zu Worte 
fommen und ſchloß dann die Debatte, um „erregenden” Crörterungen zuvor⸗ 
zulommen. Auch die preußiihen Domcapitel richteten gegen die Vor 
lage, betreffend die Verwaltung erledigter Bisthümer, nad) gemeinichaftlicher 
Berabredung, Eingaben an die beiden Häuſer des Landtages, da biejelbe 
auch ihre echte empfindlich ſchädigte. Wir theilen die Eingabe des Metro 
politancapitel3 zu Köln mit (126). Auch diefe Schritte erwielen fi 
als fruchtlos. Die beiden Entwürfe wurden fchon am 20. und 21. Mai 
als Geſetze publicirt (127 und 128). Dieb hinderte jedoch die Biſchöfe 
nicht, durch den Fürſt biſchof von Breslau dem Kaiſer eine eingehende 
Rechtsverwahrung einzureichen (129). Namen? Sr. Majejtät ant 
wortete Dr. Falk, er habe das biſchöfliche Schreiben erhalten (130). 
Kaum waren die neuen Maigejete erlajien, wurde (9. Juni) das 
Bermögen des Erzbisſthums von Gnejen und Pofen von ber 
Regierung mit Bejhlag belegt. Die beiden Domcapitel wurden auf: 
gefordert, an Stelle des „abgejesten” Erzbiſchofs Capitelsvicare zu wählen, 
was jie jedoch ablehnten. Die ganze Geiftlichkeit der Erzdidcele erklärte 
in zahlreichen Zujchriften an die Domcapitel ihre unverbrüchliche Anhäng⸗ 
Tichkeit an Erzbiſchof Ledochowski als ihren rechtmäßigen Oberhirten?. An 


1 Die übrigen 1. im Archiv für kath. Kirchenrecht 1874, II. ©. 838 ff. 
2 Fine große Anzahl ſolcher Zuschriften bringt bie „Sermania“ 1874, Nr. 141 
(Beilage), Nr. 142, 144 (Beilage 2), 148, 150 u. f. m. 
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a Stielle des Erzbiſchofs verwalte, jo behauptete man, ein geheimer paäpſtlicher 
 Delegat die Erzdidcefe. Die Negierung ftellte deßhalb die emfigften Nach— 
frrihungen an, um feiner habhaft zu werben. Zahlreiche Hausſuchungen 
wurden angeftellt, zuerit bei fänmtlichen Domherren, dann bei den De 
canen, jpäter auch bei andern Geiftlichen; mehrere Verhaftungen fanden jtatt. 
Aber der geheime päpitliche Delegat wurde nicht entdeckt. 

Ende Zuli 1874 wurden aud) die erſten Verſuche der Regierung 
bekannt, die Beitimmung des Geſetzes vom 21, Mai, wonad unter gemifjen 
Bedingungen die Gemeinde dad Net erhält, durch Wahl die Stelle bes 
Pfarrers zu befeten, zur Geltung zu bringen. Der Oberpräjlident ber 
Kheinprovinz erließ ein ‚Reglement über daS bei ſolchen Wahlen einzu- 
| ihlagende Berfahren!. Verſchiedene Gemeinden murben aufgefordert, an 
ı Stelle des „geiperrtien” Pfarrers einen andern zu mählen. Aber jo gering 
war das Verſtändniß der Gemeinden für die Liebesmühe der Negierung, 
| daß auch nit eine der Aufforderung nadjgefommen ift. Die Bijchöfe 
| hatten übrigens Borjorge getroffen, daß die Wahl, felbjt wenn fie. von zehn 

wahlberechtigten Bürgern verlangt würde, wirkungslos bleiben mußte ?. 

Am 13. Juli fand daS berüdtigte Kullmann'ſche Attentat auf 
ven Fürſten Bismard in Kijfingen ftatt. Nach der vom Fürſten jelbit aus: 
gegebenen Parole bemühten fich die officiöjen liberalen Blätter, diejes Ver: 
brechen den Katholiken, insbejondere dem Centrum, an die „Rockſchoͤße“ zu 
beiten und es als Hetmittel im Culturkampf zu benüßen. Berechtigung 
fag dazu Feine vor. Denn wenn man auch zugeben will, daß es ſich um 
einen ernitlihen Mordanichlag handelte, jo ftellte fich doch bald heraus, daß 
Kullmann nit nur feinem katholiſchen Vereine angehört hatte, wie behauptet 
worden, fondern der Tatholiichen Kirche jeit früher Jugend vollitändig ent: 
fremdet war. Die Katholifen jäumten auch nicht, dad Verbrechen öffentlich 
zu verurtbeilen und ihren Abjchen über dasjelbe fundzugeben. Immerhin 
wurde aber das Attentat zum Vorwande genommen, um bei „verdächtigen“ 
Katholiken (jogar bei einem Biſchof) Hausfudhungen zu halten und von 
Regierungdwegen ein ftrammes Vorgehen gegen die katholiſchen Vereine 
und die katholiſche Preſſe vorzufchreiben (131 und 132). Wie jehr man 
ſich dieſes ftramme Vorgehen angelegen jein lieg, beweist beijpielämeije ber 
Umftand, daß am 20. Juli vom Gerichte zu Münjter eine Anzahl Damen 
wegen einer Adreſſe an den Bilchof zu je 200 bez. 100 Thaler und im 
Unvermögenzfalle zu 6 bez. 3 Wochen Gefängniß verurtheilt wurden. Am 
21. Juli wurden auf Befehl des Föniglichen Polizeipräſidiums ſämmtliche 


ı Abgebrudt bei Schulthess, Geſchichtskalender S. 166. 
2 Bol. dad Schreiben bes Fürſtbiſchofs von Bredlau bei Schulthess a.a.D. ©. 167. 
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Tatholifche Vereine in Berlin gefchloffen. Weberall im ganzen Land wurden 
bie Pius-, Bonifacius-, Borromäus-Vereine unter polizeilide Obhut geftellt . 
und mancherorts unterbrüdt. Selbſt gegen die Herz-jefu-Bereine ging man 
vor, wie aus einem hoͤchſt merfwürbigen Actenſtücke erhellt (133). Cbenfo 
wurden die Sammlungen für die Kindheit-Feju:Vereine verboten. In Bezug 
auf diefe Verbote äußerten fich die Bifchöfe in ihrer Fuldaer Denfichrift vom 
20. September 1872: „ALS eine mwejentlihe Beihräntung der Freiheit der 
Religionsübung müflen wir aud die Verbote bezeichnen, daß die Schulkinder 
und die hriftliche Jugend an religidjen Vereinen Theil nehme, mie es bereit® 
in Breußen gejchehen if. Daß dieſe einfachen frommen Vereine mit ihren 
einen Gebeten und Andachtsübungen oder aud mit ihren Fleinen Almofen 
nichts Staatsgefährliches oder Schulmwidriges enthalten, ift doch recht Mar. 
Sie find aber geeignet, um das jugendliche Herz für das Gute empfänglidh 
zu maden und Froͤmmigkeit, Unſchuld und alle riftlihen Tugenden zu 
fördern. Das ift das Urtheil der katholiſchen Kirche, welche dieſe Vereine 
billigt, das eine Thatſache der Erfahrung. Es enthält daher das Verbot 
diejer Vereine der Tatholifchen Jugend offenbar etwad Feindſeliges 
gegen die Religion und fann nur ſchädlich auf das Herz ber Kinder 
und jungen Leute wirken. Weberdieß ijt es ein Eingriff in die Rechte ber 
Kirche und der Eltern. Die Kirche hat da3 Recht, dur bie ihr eigen- 
thümlichen Mittel auf die Fatholifche Jugend religiös einzumirten, und bie 
Eltern mie die Kinder haben das Recht, jih frei aller Hülfsmittel der 
Trömmigfeit zu bedienen, welche ihr Glaube und ihre Kirche ihnen darbieten 
und empfehlen.” 

Daß auch der mweftfäliiche Bauernverein von der Regierung nicht ganz 
vergeſſen wurde, zeigt ein hierauf bezügliche3 Schreiben der Töniglichen Mes 
gierung zu Münfter vom 21. December 18741. Bejonderer polizeilicher 
Sorgfalt erfreute fi) aber der „Mainzer Katholifenverein”. An jehr vielen 
Orten wurde er geihlojjen, den Beamten wurde die Theilnahme an dem: 
felben unterfagt, bez. der Austritt berohlen, bei vielen hervorragenden Mits 
gliedern wurden Hausſuchungen gehalten. Schließlich wurde der geſammte 
Vorſtand des Vereins (Präſident war der um die Kirche hochverbiente 
Freiherr Felir von Xoe) in Anklagesuftand verjegt und verurtheilt. Auch 
bie Fatholiihen Proceſſionen juchte man zu beichränfen. An ver 
ihiedenen Orten erliegen die Regierungen Verordnungen, des Inhalts, kirch⸗ 
fihe Aufzüge und Procejjionen, mit Ausnahme der althergebraditen, feien 
zu verbieten. Wie gegen die Vereine und Proceifionen, ging man aud) 
gegen bie Tatholiihe Prejje vor. Anfang Juli hatte beijpielämeife bie 


1 Bel. 
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„Germania“ nicht weniger als zehn Procefje auf einmal bei Gericht anhängig. 
Ganz ähnlich erging es andern katholiſchen Blättern. Um ſich einen Begriff 
zu machen, wie ſehr man mit allen Mitteln das Tatholifche Preß- und 
Vereinsweſen niederzubalten ſuchte und die Fatholiichen Prieſter maßregelte, 
muß man nur irgend ein Fatholiiches Blatt vom Auli und Auguft durch⸗ 
gehen, 3. B. die „Kölnifche Volks-Zeitung“ ober die „Sermania”!. Wir 
Fönnen in Folgendem nur das Wichtigere vegiftriren. Wer eine kleine “bee 
von der Rührigkeit der Polizei und der Beamten in der Hite des Streites 
erlangen will, den verweilen wir auf die im Anhange zu ben Actenjtüden 
mitgetheilte Kleine Chronik de3 Culturkampfes in der Didceje Trier, 
welche wir ber „Trieriichen Landeszeitung” entnehinen und die für jeden 
Tag feit Beginn des Conflict? die Eulturfampfgereigniffe in der Diöcefe 
Trier verzeichnet. Am 4. Auguft wurde Biſchof Conrad von Paderborn, 


“ber in Ahnung der ihm bevorjtehenden Leiden einen herrlichen Hirtene 


brief an feine Didcefanen erlaflen hatte (134), auf die Feſtung Wejel ab« 
geführt. Wegen der Publication des genannten Hirtenbriefe® von der 
Kanzel wurden ſämmtliche Pfarrer der Didcefe vor Gericht geitellt, zum 
Theil aber wieder freigefprochen. Auf ein Schreiben, welches Generalvicar 
Peine aus Anlaß der Gefangennehmung des Biſchofs an den Papft richtete, 
erhielt er von diefem eine die Haltung der Katholifen und insbeſondere des 
Biſchofs belobende Antwort (135). 

Auf Grund des Schulauffihtägefeged vom 11. März 1872 murden 
um bieje Zeit die meilten Tatholifhen geiftlihen Schulinjpectoren 
ihrer Stellen enthoben und durch Laien, meilt Proteftanten und Altkatholifen, 
erſetzt. Ende Auguft konnte die „Germania” (Nr. 195 Beil.) ſchon berichten, 
daß fämmtliche Tatholifche geiftlihe Kreisjchulinipectoren des Regierungs⸗ 
Bezirks Düflelborf definitiv abgejegt feien. Durch einen generellen Minis 
fterialerlaß wurden in eben diejer Zeit ſämmtliche ausländiſche Prieiter 
und Ordensleute, die Nonnen nicht ausgenommen, über die Grenze gemiejen ?, 
Einer der legten großen Eulturfampfsacte aus dem Monat Auguft war die 
mit Hülfe der Polizei gegen den Willen der Einwohner erfolgte Inftallation 
bed Staatspaſtors Kubeczack in Xions (Diöcefe Poſen). Kubeczad hatte 
die Stelle vom Patronatsherrn ohne die Genehmigung des Erzbiſchofs an⸗ 
genommen. 

In erſter Linie war natürlich der Kampf gegen die Biſchöfe ge— 
richtet. Am 28. Juli erließ das Obertribunal eine Entſcheidung, wonach 


ı Man vgl. beiſpielsweiſe „Sermania” Nr. 177, Beil.: „Vom Niederrhein“ und 
von „Düren”; Nr. 186 „Neuflabt”; Nr. 222 „Koblenz“ u. f. w. 
2 Man vgl. 5.8. „Germania“ 1874, 222 Nr. Trier“; Nr. 208 „Berlin“ u. ſ. w. 
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die Straffummen verurtheilter Bifhöfe von diefen ſelbſt aufzubringen 
feien. Letzteres hielt man wohl deßhalb für nothwendig, weil großmüthige 
katholiſche Laien, felbit ohne Wiflen der Bilchöfe, die Strafgelder bezahlten, 
während die Negierung den „Starrfinn” der Biſchöfe bredden wollte. Tags 
vorher war Weibbifhof Janiszewski zur Verbükung ber über ihn 
verhängten Strafe von fünf Vierteljahren Haft in's Gefängniß geführt 
worben. Am 6. October wurde er zu weiteren ſechs Monaten Gefängniß 
verurtheilt. Um bie Mitte September erging an den Biſchof von Papers 
born die natürlich erfolglofe Aufforderung, fein Amt nieberzulegen. Am 
21. desjelben Monat3 wurde er, mährend er in der Feſtung Weſel ges 
fangen war, wegen ſeines SHirtenbriefes vom 14. März zu weiteren vier 
Monaten Haft verurtheilt. Der Bifhof von Münfter wurde wegen 
der Weigerung, die 94 Succurjalpfarren feiner Didceje definitiv zu beſetzen, 
Anfangs October zu 5000 Thaler Strafe verurtheilt. Auch an den Erz 
bifhof von Köln erging am 30. November die Aufforderung zu des 
finitiver Bejegung der Succurfalpfarren. Da er fich weigerte, wurde er zu 
29 500 Thaler verurtbeilt und aufgefordert, dieſe Summe vor Ablauf des 
Sahres zu bezahlen. Gegen Ende des Jahres murbe den Bifhöfen von 
Münfter und Hildesheim angekündigt, daß ihre am 1. Januar 1875 
fälligen Gehaltsbeträge behufs Dedung der gerichtlich außgeiprochenen 
Strafen würden zurüctbehalten werden, da nichts Pfändbares mehr vor« 
handen ſei! Dem Bifhof von Trier war das Gehalt feit dem 1. April 
1874 nicht mehr ausbezahlt worden. In der Erzdidceje Gneſen— 
Pojen wurden bis zu Anfang December nicht weniger al3 300 katho— 
liſche Geiftlihe megen der Weigerung, ſich mit der weltlichen Vermögens- 
verwaltung der Didcefe in Verbindung zu ſetzen, mit Disciplinarftrafen 
belegt oder bebroht. Werurtheilungen megen unbefugter Amtshandlungen 
waren zu diefer Zeit in allen Theilen der preußijhen Monarchie etwas 
Alltägliches !. 

Während fo die Fatholifche Kirche die fchmerften Leiden erbuldete, ſchien 
fih der Proteftantismus zu einem neuen gewaltigen Sturm gegen Rom ers 
heben zu wollen. Am Jahrestage des Reformationsfeſtes (31. October) erließ 
der Berliner Geſchäftsausſchuß des Proteftantenvereing einen mit ben 
gehäſſigſten Ausfällen gegen die katholiſche Kirche angefüllten Aufruf zum 
Kampf „gegen den Koloß der römischen Papftfirche” ?. — Da die Hoffnung, 
von Rom aus das Centrum zu beeinfluffen, fehlgeichlagen, wie wir zeigten, 


ı Man vgl. die im Anhang mitgetheilte Ehronik bes Culturkampfes in ber 
Diöcefe Trier”. 
3 Abgebrudt bei Schulthes ©. 310. 
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fo wurden in Berlin weitere Verhandlungen mit dem Papft als unnütz ans 


Th geiehen. Deßhalb Hob die deutſche Regierung den Poſten eines deut: 


7 


fden Sejandten beim Batican am 4. December 1874 auf und brad) 
damit alle officiellen Beziehungen zwiſchen dem Deutjchen Reiche und dem 
Papfte ab. ine hierauf bezügliche Interpellation des Centrums wurde 
vom Neichätage abgelehnt. Bei Begründung derſelben in der Reichstags⸗ 
fitung vom 5. December fagte Dr. Windthorſt? „Wenn man glaubt, 
ba dadurch, daß man dieſen Geſandten zurückzieht, die Katholiten Deutjch- 
lands fi) von dem Heiligen Stuhle entwöhnen laſſen, jo irrt man. Alle 
die Maßregeln, melde unter den Aujpicien des Herrn Reichskanzlers in 
Deutichland und Preußen gegen die Fatholifche Kirche geführt werben, haben 
den ungmeifelhaften Erfolg, daß felbit die Laueften Katholiten zum Leben 
zurüdtehren. Seien Sie verjichert, meine Herren, e3 bedarf dieſes Gejandten 
nicht, um die Herzen der Katholifen in Deutjchland feiter und immer fefter 
mit dem Heiligen Stuhle zu verbinden.” In der That, mie richtig 
diefe Worte waren, bewiejen die fpäteren Kundgebungen der Anhänglichkeit 
ber deutſchen Katholiken an den Papit, und nicht minder dag überall in 
Folge des Culturkampfes neu erwachende Firchliche Leben. Selbft Perfonen, 
bie früher der Kirche fern geblieben, Tehrten zur Uebung ihres Glauben? 
und zum häufigen Empfang der heiligen Sacramente zurüd. Wo die Prieſter 
ftarben und die Pfarrei verwaist blieb, richteten die Einwohner den ſo⸗ 
genannten Laien-Gottesdienſt ein. Wie derfelbe gehalten wurde, mag 
folgende Correiponbenz der „Germania“ (1875 Beil. zu Nr. 7) aus Dons⸗ 
brüggen am Niederrhein zeigen: 

„Seit einem halben Jahre ift unſer rechtmäßiger, vom Bilchofe ge- 
fandter Pfarrer und einziger Seeljorger aus unſerer Gemeinde vertrieben. 
Wir haben nun, jo gut es geht, den Laiengottesdienſt bei ung eingerichtet und 
bemüben ung, denjelben zu vervolllommnen. An den Sonn und Teiertagen 
verjammeln wir und regelmäßig und zahlreicher als fonft zu ber gemohnten 
Nachmittagsſtunde in unferm Gottehaufe, um in gemeinfamer Andacht 
durch Gebet und Gejang Gott zu verherrlichen und uns felbit gegenjeitig 
zu erbauen und im Glauben zu ftärfen. Unfere Todten beftatten wir jelbft. 
Unter Bortragung de3 Kreuzed und mit dem üblichen Trauergefange bringen 
wir bie Leihe zum Grabe, und nachdem wir bier in bergebradter Weife 
brei ‚Vater unfer‘ gebetet haben, begeben wir ung in die Kirche, um noch 
ein gemeinſames Gebet, etwa einen Rojenfranz, für die Seelenruhe des 
BVerftorbenen zu verrichten.” 


1 Reihstagsverhanblungen. Stenogr. Beriht S. 508, Kol. 2. 
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Das neue Jahr ſchien an Culturfampfserfolgen das vorhergehende nd 
überireffen zu wollen. Aus den zahlreihen Heimjuchungen dieſer Zeit heben 
wir nur die am 5. San. ausgeſprochene „Amtsentſetzung“ des Bifchofs 
von Paderborn hervor. Die Anklagefchrift 1 betont unter Anderm, daß 
der Biſchof auf dem geiftlihen Gebiete principiell „bie Kirchenhobeit 
und das Geſetzgebungsrecht des Staates” läugne. Am Schluſſe Heißt &, 
der Biſchof Habe die auf feine geiftlihen Amtsverrichtungen bezüglichen 
Staatägejege fo ſchwer verlegt, daß fein längeres Verbleiben im Amt „mit 
der Öffentlichen Ordnung unverträglich“ erjcheine. In diefer Anklage iſt 
doch Far ausgeſprochen, daß man die Kirhe zur Staatödienerin machen 
wollte. Der königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten ſchloß ſich 
den Anjhauungen der Anklageſchrift an? — Am 18. Januar ſchloß die 
Megierung wegen Bermeigerung der ftantlihen Snipection das Klerifal- 
jeminar zu Fulda und belegte das Didcefanvermögen mit Beſchlag. Das 
Priefterfeminar von Trier war ſchon früher von der Negierung gefchloffen 
worden. Da aber diejenigen Seminariften, melde ihr Triennium jchon 
vollendet Hatten, noch im Seminar auf ihre ‘Brieftermeihe warteten 
und von den früheren Profejloren privatim auf ihre Eramina vorbereitet 
mwurben, fo ſah fich die Regierung veranlaßt, biergegen durch einen Ukas 
einzufchreiten und unter Androhung von ſchweren Gelb: bezw. Gefängniß- 
ftrafen den Privatunterricht zu verbieten *. — Im Laufe des Januar 1875 
veröffentlichten die deutſchen Bifhöfe eine Collectiv-Erflärung gegen 
die inzwilchen befannt gewordene Papſtwahl-Depeſche Bismarcks vom. 
14. Mai 1872, die wir Schon früher erwähnt. Die Bilchöfe treten ents 
Ihieden der Behauptung entgegen, daß durch die Beichlüfje des Vaticanifchen 
Concils die Stellung der Bifchöfe verändert und diejelben den Negierungen 
gegenüber bloße Beamte eines fremden abjoluten Souveraing geworben ſeien. 
Ebenſo entſchieden proteftiren fie gegen den Verſuch eined Eingriffe in die 
volle Freiheit und Unabhängigkeit der Tatholiihen Kirche in Bezug auf bie 
Wahl eines Dberhauptes (136). 

Dieß war die Rage der katholiſchen Kirche in Deutjchland, als die bes 
rühmte Bulle PBapft Pius’ IX. vom 5. Februar 1875 erſchien. 
Schon lange hatte das Oberhaupt der Kirche mit trauererfüllten Kerzen 
den über die deutichen Katholiken hereingebrochenen Sturm verfolgt. In 


1 Bol. das lange, aber intereffante Actenftüd in ber „Germania” 1874, Nr. 298, 
Beilage. 

2 Bol. die Verhandlungen „Germania” 1875, Nr. 4. 

s Vgl. „Sermania” 1875, Nr. 7. 
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finer gewohnten Milde wollte aber Piuß bis an die äußerſte Grenze des 
Nögliden gehen. Immer noch hoffte er die früheren freundſchaftlichen Be: 
zehungen zwiſchen ihm und dem deutjchen Kaijer bald wiederhergeſtellt zu 
ſchen, hatte er jelbft doch zur Veränderung bes Verhältnifjes nicht den ge» 
ringften Anlaß gegeben. Doch als der letzte Hoffnungsſchimmer ſchwand, 
glaubte er nicht Länger mehr fehmweigen zu dürfen. Die Katholiken durften 
nicht Länger im Zweifel darüber gelajjen werben, welche Stellung das Ober: 
Baupt der Kirche den Maigejegen gegenüber einnehme. So erließ er denn 
am 5. Februar die genannte Bulle, welche die Maigefee als der göttlichen 
Verfaſſung der Kirche und den heiligen Gerechtfamen der Bilchöfe zumider: 
laufend und deßhalb als ungültig (irritas) erflärt (13). Einen Monat 
Ipäter richtete der Papit auch ein Breve an die deutfchen Bijchöfe, in dem 
er ihren bemundern3mürdigen Starfmuth lobt und die von ihnen erlafiene 
Erklärung gegen die befannte Papſtwahl-ODepeſche vollftändig billigt (138). 

Diefe Bullen änderten an dem thatjächlihen Verhalten der Katholiken 
fein Jota. Nach wie vor blieben diefe beim pajfiven Widerſtand. 
Eine Mitwirkung zur Ausführung folder Gejete verbot ihnen das Gewiſſen. 
Aber in chriſtlicher Geduld Tießen fie die deßhalb über fie verhängten Strafen 
ergeben, eingedenk der der Obrigkeit ſchuldigen Achtung. Trotzdem mar die 
Bulle dad Zeichen zum Losbruch eined neuen Sturmes gegen die Fatholijche 
Kite. Der „Weitfäliide Mercur”, der fie zuerit brachte, murde mit Be: 
ſchlag belegt. Dem Freiherrn von Wendt gelang es, diejelbe in die Debatten 
des Abgeorbnetenhaujed zu ziehen und mit gewaltiger Stentorftimme unter 
fortwährendem ungeheurem Tumult der Kammer vorzulejfen, jo daß fie ſich 
jest in*den preußiichen Landtagsverhandlungen findet '. Am 4. März wurde 
dem Adgeorbnetenhaug der Gejegentwurf, betreffend die Einitel- 
lung der ſtaatlichen Reiftungen an die katholiſche Kirche, vor- 
gelegt. Er ift unter dem Namen des „Brodkorbgeſetzes“ befannt. Damals 
bezeichneten es katholiſche Abgeordnete als eine Neprefjalie gegen die päpit- 
fihe Bulle und das anftößigite von allen Eulturfampfägejegen. Dasſelbe 
ordnet nicht bloß an, daß Geiftlichen, die ſich gegen die Maigejege verfehlt, 
das Gehalt zu entziehen fei, nein, es hebt von vornherein jämmtliche Lei⸗ 
ftungen für die Geiftlihen und geiftlihen Inſtitute mit einem Schlage auf, 
ob Gejebesübertretungen vorliegen oder nicht, und verlangt ala Vorbebin- 
gung zur Bezahlung des Gehaltes die vollftändige Unterwerfung unter die 
Maigefebe. Dabei handelt es ſich nicht etwa bloß um freiwillige Leiltungen 
des Staates, jondern um folche, welche auf zweijeitigen feierlichen Verträgen 


—— 






1 Landtagsverhandlungen. Sitzung bes Abgeorbnetenhaufes vom 18. März 1875. 
Stenogr. Bericht ©. 881. 
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beruhen und melde ber Staat ebenjowenig einfeitig einjtellen darf, ala es 
in feiner Macht fteht, durch ein einfeitiges Geſetz ſaͤmmtliche Staatsſchulben 
für erlofchen zu erflären. Die Biſchöfe wandten ſich, ſobald ber Entwurf 
befannt wurde, mit einer Immediateingabe an den Kailer, in ber fe 
bervorhoben, daß die vom Gefetze geforderte Erflärung unbedingter Untes 
werfung unter alle Staatögejee mit dem Gewiſſen eine Chriſten unvereinbar 
fei (139). Auf dieſe Eingabe erhielten fie unter dem 9. April Namens bei 
Kaiferd eine Scharf abmweitende Antwort des StaatSminifteriumd 
(140), der fie jedoch eine gründlihe Ermwiederung zu Theil werben 
liegen (141). Am 22. April wurde der Entwurf ala Geſetz publicirt (142). 

Schon vor dem Brobforbgejeß war dem Landtag die Borlage ber 
Regierung, betreffend die Vermögensverwaltung in ben 
Tatholifchen Kirhengemeinden, zugeſchickt worden. Diejelbe unter 
jtellt die Vermaltung bes kirchlichen Vermögens theild ber Gemeinbevertres 
tung, theild der Staatöregierung. Der Erzbiihof von Köln wandte fi 
Namens der übrigen preußifchen Bifchöfe mit einer Gegenvorjtellung an den 
Landtag, in der er unter Anderem hervorhob, der Geſetzentwurf verlebe 
nicht nur die göttlichen und ftaatlich anerfannten Rechte der Kirche, ſondern 
enthalte gewiſſermaßen eine Säcularijation des Kirchenvermögeng, indem er 
als Eigenthum der Kirchengemeinden behandle, mas ſowohl nad dem Tano- 
niſchen als dem Allgemeinen Preußifchen Land-Recht Eigenthum der Kirchen 
ſelbſt jei (143). Doc konnte er das Zuftandefommen des Gefeßed (pus 
blicirt am 20. Juni 1875) nicht Kindern (144). Gleichzeitig mit dem Geſetz 
wurde eine „Wahlorbuung” über die Art und Weije der Wahl eines 
Kirchenvorftandes von Seiten der Gemeinden veröffentlicht (145), dem jpäter 
(am 27. September) no eine königliche Verordnung über die 
Ausübung der Aufſichtsrechte des Staates bei der Ber 
mögensvermwaltung in den katholiſchen Gemeinden (146) 
folgte. Im Anſchluß an daB vorgenannte Gejeß erließen die Bifchöfe nach 
gemeinſchaftlicher Webereinkunft ein Schreiben an den Klerus, des Inhaltes, 
das neue Geſetz verlege zwar wichtige Rechte der Kirche und ſei einjeitig 
vom Staat erlafjen; nachdem es aber publicirt fei, koͤnne es von der Kirche 
tolerirt werden, damit nicht dad ganze Kirchenvermögen in Feindeshand 
gerathe. Denn die von den Gläubigen geforderte Mitwirkung enthalte nichts, 
mad abjolut mit dem Gemifjen unvereinbar ſei (147). Zugleich rid- 
teten fie ein Eircular an die Pfarrer, in dem fie die nöthigen Maßnahmen 
zur Wahl der Kirchenvorftände und Gemeindevertretungen anorbneten (148). 
Ein weitered Culturkampfsgeſetz aus diejer Periode ift das Geſetz „betrei: 
fend die Rechte der altkatholiſchen Gemeinden an dem fird; 
liden Vermögen“. Dasſelbe kam jhon Mitte Februar zur Vorlage, 
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„mare aber als Geſetz erit am 4. Juli promulgirt (149). Es gemährt 
SE im Alttatholifen, wo dieſe eine „erhebliche Anzahl“ bilden, den Mitgebraud; 
8 ber Kirchen und bes Kirchenvermögens. Daß dieſe einſchneidende Maß—⸗ 
regel den Katholiken verhältnißmäßig wenig ſchadete, obwohl Dr. Falk bei 
der Ausführung bes Geſetzes auch das geringite Häuflein Altkatholiken ala 
„erheblich“ anſah, zumeilen bloß fünf oder ſechs Procent der Gejammthett 
der Gemeinbeangehörigen, ift einzig dem Mäglichen Fiasko des Altfatholiciß- 
mus zuzufchreiben. Auch der Beichluß der Kammern vom 13. März, das 
Cultusbudget um bie Summe von 3411509 Mark zur Gehaltöaufbeile 
rung der Geiftlihen aller Confeſſionen zu erhöhen, wurde von Vielen alg 
eine Culturkampfsmaßregel angejehen. Der Abgeordnete Dr. Wehrenpfennig 
glaubte in dem hierauf bezüglichen Antrag "der Regierung einen Beweiß zu 
finden, wie chriſtlich der preußiihe Staat fei (Stenogr. Beriht Bd. II, 
8. 746). Da aber die Gemährung der Gehaltserhöhung thatlählih an 
: bie unbebingte Unterwerfung unter die Staatögejege gefnüpft war, jo ant- 
vortete ihm Dr. Windthorſt ironiſch, er werde bei ſolchen Geldmanipula— 
tionen der Regierung an gewiſſe Silberlinge erinnert. 

Um ſich für das weitere Vorgehen im Culturkampf freie Bahn zu 
machen und bie läſtigen Mahnungen des Centrums über die WVerfaſſungs⸗ 
widrigkeit jo mancher neuer Geſetze zum Schweigen zu bringen, wurde am 
12. April dem Landtag ein Antvag, betreffend die Aufhebung der 
Artilel 15, 16 und 18 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 
1850, vorgelegt. Es wird ein ewig denkwürdiges Blatt in der Geſchichte 
Preußens bleiben, daß eine liberale Majorität, welche bie freiheit auf ihre 
Fahne geichrieben, fich Herbeiließ, mit großer Einftimmigfeit im Intereſſe 
de Kampfes gegen Rom die in der Verfaffungsurfunde gegebenen Garan- 
tien der Neligionsfreiheit aufzuheben. Der hochwichtige Antrag wurbe mit 
wahrer Haft durchdebattirt und Schon am 19. April in dritter Lejung vom 
Abgeordnetenhaus angenommen. Da aber die Verfaflungdurfunde bei Ab- 

- änderung der Berfafjungsartifel wiederholte Berathung vorjchreibt, fam ber 
Entwurf im Mai wieder zur Debatte und wurde am 18. Juni ala Geſetz 
publicirt (150). Bei den Verhandlungen über das ebengenannte Geſetz am 
16. April machte Fürſt Bismarck das ſchon oben ! angeführte intereflante 
Geſtaͤndniß über die Nothwendigkeit der Bejeitigung der „Fehlſtellen“ in 
der preußiichen Geſetzgebung feit 1840 und über die auch nah Abſchluß 
des Friedens mit Rom der Schulbildung zu überlajfenden 
Aggreifion? Nach diefer Aeußerung find die Katholiken in Preußen 







7 
2 











1 S. oben S. XXII. 
2 Landtagsverhandlungen. Stenogr. Bericht Bd. II, ©. 1280. 


— I — 


nicht mehr zu entſchuldigen, wenn fie noch nicht wiſſen, was fie von bes 
Staatsſchulen zu erwarten haben. | 

Aus dem Monat Wai notiren mir unter den Eulturfampfämaßregeln 
die „Allgemeine Verfügung“ des Eultusminifters vom 13. Mai 1875, 
melde die Veräußerung kirchlicher $mmobilien ohne ftaatlide 
Genehmigung verbietet, aljo das Kirchengut mie Staatseigenthum behandelt 
(151). Biel wichtiger ift das fogen. „Kloftergejeß” vom 31. Mai 
1875, welches alle „Orden und ordensähnlichen Congregationen” aus bem 
Bereiche der preußiſchen Monarchie ausſchließt und ihnen die Errichtung 
von Nieberlaifungen unterjagt. Ausgenommen find nur Nieberlaffungen 
von Orden und Congregationen, die fih ausſchließlich der Kranken⸗ 
pflege widmen. Jedoch können auch diefe jederzeit durch Lönigliche Vers 
orbnung aufgehoben werben; außerdem iſt ihr Fortbeftehen an Bebingungen 
gefnüpft, welche unter Umftänden kaum anzunehmen find (152). Bei den 
Verhandlungen über dieſes Gejeg ftellte Dr. Reichensperger die Behauptung 
auf, dasjelbe gehe noch weiter, ala ſelbſt die franzöfiiche Revolutionsgeſetz⸗ 
gebung. Er juchte den Nachweis zu führen, daß die Regierung nur unter 
dbirecter VBerläugnung ihrer eigenen frübern Rechts- und 
Berfalfungsüberzeugungen zu dem neuen Entwurf babe gelangen 
tönnen. Wir verweilen in diefer Beziehung auf das jchon früher Gejagte. 
Unter den Motiven der Borlage figurirte neben dem gemöhnlichen „Cadaver⸗ 
gehorfam” auch die Anſchuldigung, die Orden böten feine genügenden Ga- 
rantien dafür, daß jie nicht zu ftaatäfeindlihen Sweden mißbraucht werben 
fönnten. Poſitiver Anhalt zu einem ſolchen Verdacht gegen die Haltung 
der Orden lag feiner vor. Deßhalb konnte der ſchon genannte Redner jagen: 
„Dieje Theſis als folche Fennzeichnet den Eulturfampf als das, was er ift — 
denn ſolche Garantien können natürlid zum Voraus von feinem Verein, 
von feiner Gejellichaft gegeben werden.” Der Abgeordnete von Schorlemer 
Alſt glaubte zur Feltitelung der wahren Abficht des „Kloſtergeſetzes“ ſich 
auf einen Bericht der Regierung im Weften berufen zu können, des Inhalts, - 
„man müſſe jo jchnell wie möglich die barmherzigen Pflegeorben bejeitigen, 
wenn man im Culturfampfe jiegen wolle, denn dieſe machten 
für die katholiſche Kirche die gefährlichite und ftärfite Propaganda” 1. 

Der wadere „Ritter ohne Furt und Zabel” wies dann auf Grund 
officieller Berichte auf die großartige Wirkſamkeit der Latholifchen Orden im 
Kriege von 1870—1871. „Nur in einem Bezirk der freiwilligen Kranken⸗ 
pflege, worüber diefer Bericht (der ZohannitersWaltefer-Genojjenichaft von 
Rheinland und Weitfalen über die Krankenpflege im beutjch-franzdfifchen 
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Kriege) handelt — und das ift ungefähr nur die Hälfte deſſen, mas über- 
haupt ſeitens der katholiſchen freimilligen Krankenpflege geleiftet ift — 
haben allein gepflegt 1567 Schweſtern ... Bier von den Schmeftern find 
todt geblieben, eine große Zahl hat fi) den Keim des Todes geholt. Bon 
ben barmherzigen Brüdern find in Thätigfeit gemejen 103 aus ben ver- 
ſchiedenen Orden . . .; dann folgen die Francidcaner mit 80 Brübern, von 
denen in Frankreich zwei geſtorben find . . .; dann folgen die Jeſuiten mit 
159 Krankenpflegern ihres Ordens, von denen drei ihre Aufopferung mit 
dem Tode bezahlt und ſechs ſich den Keim des Todes geholt haben und 
fpäter geitorben find. Summa Summarum find in Thätigkeit geweſen: 
1567 Schmweitern und 342 Brüder, alſo im Ganzen 1909 katholiſche Ordens- 
leute, und obgleich von einem Drittheil dieſer pflegenden Kräfte fein Ver⸗ 
zeihniß in Frankreich und fonft über die Zahl der Pflegetage geführt werden 
konnte, jo beträgt jchon für die anderen. zwei Drittheile die Anzahl der 
Pflegetage 4167 571 und die Anzahl der gepflegten Perfonen 31000 — 
bag ift ein preußifches Armeecorp3, und man kann annehmen, daß 
gegen zwei Armeecorps an Kranken von den Tatholifhen Pflegejchweitern 
gepflegt worden find. Nun, meine Herren, dieje Pflege hat den Staat nicht? 
gefoftet; er hat wohl in der Heimath für die Kranken einen geringen 
Pflegefag den Hofpitälern gegeben, aber die Pflegekräfte jelbft bezahlte er 
nit; die hat er umſonſt gehabt, während, mie Sie wifjen, die weltlichen 
freiwilligen Krantenpfleger und Pflegerinnen 3 bis 5 Thaler pro Tag er- 
bielten und dabei vecht ſchlecht waren. — Der Staat hat auch nicht einmal 
diefen Ordensleuten und deren Häufern irgend -etwa3 für die ungeheuren 
Ausfälle und Verlufte, die jie gehabt, wie durch die Schäden durch den Ver- 
ſchleiß an Möbeln, Waͤſche, Kleidern u. ſ. w., erſetzt; das Einzige, was 
der Staat gegeben hat, waren Medaillen. 

Meine Herren, wir leben in der Zeit der Dentmale, und dieſes 
Kloftergejed ift ja au ein Dentmal, weldes den barmber- 
jigen Pflegefräften und den Orden überhaupt zum Dank für 
das gejett wird, was fie für das Vaterland gethan haben, 
— das ijt der Dank, den man ihnen abftattet, dag man fie 
verbädtigt, daß man fie befhimpft, daß man fie auflöst und 
ausmweist. So werden die Opfer feiner Edelften und Beiten 
von Preußen belohnt.“ 1 

Um die Lifte der auf Preußen bezüglichen kirchenpolitiſchen Gejege ud 
Verordnungen zu vervollftändigen, fügen mir dem jchon genannten Gejebe 
noch bei: da3 allgemeine Neichägefe vom 5. Febr. 1875, da3 fogenannte 
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„Civilſtandsgeſetz“, welches die Ehe ala ausſchließlich der ſtaatlichen Auf⸗ 
ſicht unterſtehend behandelt (153), ferner eine auf das genannte ‚Beleg Bes 
züglihe Bekanntmachung des Auftizminifterd für Preußen (154). 

Auch in diefem Jahre ſchien ed, als ob ein internationaler Kampf 
gegen die fatholifche Kirche heraufbeſchworen werben ſollte. Anfang Mäg 
erließ, jo berichtet der Fatholifenfeinbliche, aljo hierin gewiß zuverläffige 
Geſchichtskalender von Schulthess (S. 66), der Reichskanzler in Folge ber 
päpftlihen Bulle vom 5. Febr. eine Inſtructionsdepeſche an ben 
deutichen Geſandten am italienijchen Hofe mit dem Auftrag, bie ita⸗ 
lienifche Regierung zu „erneuerter Brüfung der internationalen 
Stellung des Papſtes“ aufzufordern, behnfs eines wirkſamen Schuges 
gegen päpftliche Webergriffe in die ſtaatsrechtlichen Inſtitutionen anderer 
Länder, fei es nun, daß ein jolder durch Modification des „Garantie 
geſetzes“, oder durch ein internationales Uebereinkommen erzielt 
werben möchte. Der Wortlaut der Depeiche iſt unjered Wiljend nie be 
fannt geworden. Wahrjcheinlich haben auf Drängen von auswärts Die 
Snterpellationen 2a Porta’3 und Maneini’3 in der italieniihen Kammer 
über die Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche und die darauf bezüglichen 
Debatten (1.—8. Mai) ftattgefunden. Diefelben hätten nahezu einen Eultur- 
tampf heraufbeſchworen, wenn nicht die nationale Abneigung gegen frembe 
Einmiſchung und die Furt vor dem zum großen Theil noch gut fatho: 
liihen Volke das Auffommen desſelben gehindert hätte. — Nah Stalien 
fam Belgien an die Reihe. Ein Belgier Namens Ducdeöne hatte dem 
Erzbifhof von Baris brieflih daB Anerbieten gemadt, den Fürſten Bis— 
mard für die Summe von 60 000 Franken zu ermorden. Migr. Guibert 
ließ das Schreiben der belgijhen Regierung überreihen. Diejer Vorgang 
bot dem Reichskanzler wieder den Anlaß, Belgien aufzufordern, die „Lücken“ 
ber bejtehenden Geſetzgebung über klerikale Kundgebungen, die den Frieden 
und die perjönlide Sicherheit in den Nachbarſtaaten gefährden, audzufüllen. 
Die Verhandlungen darüber zogen ſich in die Länge und fcheiterten chließ- 
ih an der conjervativen Kammermehrheit. Doch ließ ſich diefe herbei, auf 
den Antrag Malou's ihr „Bedauern” über die Sprade einiger Bilchöfe in 
Bezug auf den deutſchen Eulturfampf, fowie über die Haltung der Tatho- 
liſchen Preſſe auszudrüden. 

In England ſchien der deutſche Geſandte Graf Münſter die im 
vorigen Jahre verunglückte Bewegung zu Gunſten des deutſchen Cultur⸗ 
kampfes wieder in Fluß bringen zu wollen. Auf einem Bankett des engliſchen 
Nationalclubs hielt er eine Culturkampfsrede über den Streit mit Rom, in 
den das proteftantiihe Kaiferreich vermidelt fei (155). Die Mani- 
feitation war um jo bedenklicher, al der vorausgegangene Arnim⸗Proceß Klar 
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bemieien hatte, daß die Vertreter Deutſchlands ein genau detaillirtes Pro— 
gramm vorgejchrieben erhielten und zu der genaueſten Beobachtung desſelben 
verpflichtet waren. Damals fchrieb die Germania (Nr. 110): „Der Trink: 
ſpruch des beutichen Botſchafters bedeutet nichts Geringeres, als die Er- 
klärung de3 Religionskrieges im Namen des deutiden Kais 
ſers.“ Aber auch dießmal bemwahrte der gejunde und gerechte Sinn das 
engliiche Voll vor einem Kirche und Staat glei ſchädigenden Eulturfampf. 

Als ein Zeichen der culturfämpferiihen Strömung jah man auch die 
Alarmartilel an, melde liberale Blätter (3.8. die Köln. tg. 5. April) 
brachten. Darin wurde auf die Gefahr hingewieſen, welche von einer Liga 
ber katholiſchen Mächte, mit dem Papſt an der Spike, den protejtan- 
tiſchen Mächten drohe, einer Kiga, die nicht® Geringeres bezwede, als 
Europa dem Syllabus und den Beichlüffen des Vaticanums zu unterwerfen. 
Diefe Möglichkeit einer ſolchen Liga made es Preußen zur Nothwendigkeit, 
die Durchführung des Eulturfampfeg auch als Sade der äußern Bolitif 
zu betradyten. Zu den Tatholiichen Mächten, von denen hier bie Rede ijt, ge: 
hört nebſt Frankreich ganz bejonders Defterreih. Wie weit die um dieſe 
Zeit erfolgte Aufhebung des Concordates und die culturfämpferifchen Gejege 
auf ausmärtigen Einfluß zurüdzuführen find, läßt fich bis heute noch nicht 
genau beitimmen. Ein Individuum mit Namen Wiefinger bot ſich dem 
Sejuitenprovinzial in Defterreih an, für die Kleinigfeit von einer Million 
Bismard zu ermorden. Der Provinzial überreichte die Papiere dem Staats⸗ 
anwalt und es jtellte jich heraus, daß Kullmann II. nicht ein Ultramontaner, 
fondern ein Liberaler fei. Nah dem Berichte der Germania (Nr. 155) er: 
Aärte Wieſinger bei den Gerichtsverhandlungen, daß er die Jeſuiten habe 
compromitticen wollen, um dem Fürſten Bißmard einen Vorwand zu geben, 
gegen fie einzujchreiten; er babe nur nach Inſtructionen gehandelt. 

Daß auch innerhalb der Grenzpfähle des Deutſchen Reiches die Eultur- 
fampf3wogen über die Grenzen Preußens binausjchlugen, bemeijen die bej- 
ſiſchen Kirchengeſetze von 1875, die faft ein Abdruc der preußiihen Mai- 
gejete find. In Stuttgart ſprach fih am Geburtätag des Reichskanzlers 
(1. April) eine große Verſammlung dahin aus, die reichſtreue Benölferung 
des Landes ftehe auch in kirchlichen Dingen treu zum Kaijer und erwarte 
von der mwürttembergijchen Regierung, biefelbe werde auf die ultramontanen 
Beftrebungen ein wachſames Auge haben und ihnen auf das Entſchiedenſte 
entgegentreten. Das Aufkommen des Gulturfampfes in Bayern binberte, 
troß verſchiedener darauf gerichteter Anträge und Interpellationen, die katho⸗ 
liche Kammermajporität. 

Folgen wir jett dem Eulturfampf im Innern Preußen? auf dem Ge- 
biet der praktiſchen Durchführung der Maigefete. In Bezug auf die fatho- 
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liſche Preſſe, das katholiſche Vereinsweſen, in Bezug auf Proceſſionen und 


Wallfahrten, Anklagen und Verurtheilungen maigeſetzwidriger Handlungen 


iſt nicht nur kein Rückſchritt gegen früher, ſondern eher ein Fortſchritt zu 
bemerken. Um nicht durch eine monotone Aufzählung zu ermüden, geben 
wir hier folgende, der „Frankfurter Zeitung” entnommene Culturkampfßs— 
ftatiftift vom 1. Januar big zum 1. Mai. Dieſelbe macht jelbftveritändlidh 
auf Volftändigkeit nicht im Entfernteiten Anſpruch, namentlih in Bezug 
auf Verurtheilungen katholiſcher Geiftlicher, aber fie mag und doc ungefähr 
eine Idee von dem Gulturfampfseifer der damaligen Zeit geben. Es vers 
urtbeilten aljo mährend der erjten vier Monate des Jahres 1875 die Ge 
richte zu 

Gefängnißftrafen in einer Gefammtjumme von 55 Jahren 
11 Monaten 6 Tagen; 

zu Gelditrafen in einer Gejammtjumme von 27843 Mark 
(dabei find in allen Fällen, wo Geldftrafen eventuell Gefängnip 
decretirt worden, die Gelditrafen in Anrechnung gebradit). 

Getroffen wurben durch biefelben 241 Geiftliche, 210 Bürger, 
136 Redacteure; und zwar fielen auf 41 Majeſtätsbeleidigungen: 
12 Jahre 8 Monate und 14 Tage; auf 68 BismardsBeleidigungen: 
8 Jahre 5 Monate 11 Tage und 630 Marf. 

Es fanden ftatt: 30 Confiscationen, 55 Verhaftungen, 74 Hauß- 
ſuchungen, 103 Ausweiſungen bez. Internirungen, 55 Auflöfungen 
von Vereinen und Verſammlungen. 

Bon den wichtigern, bejonder3 auf die Bilchöfe bezüglichen Eultur- 
fampfsacten heben wir bier folgende hervor. Am 18. März murbe ber 
Biſchof von Münfter, da nicht? Pfändliches mehr vorhanden war, megen 
Nichtbezahlung der über ihn verhängten Geldftrafen nad Warendorf in's 
Gefängniß geführt. Das Anerbieten des meitfäliichen Adels, für ihn zu 
bezahlen, hatte er abgelehnt. Am 28. Mai erging an ihn die Aufforderung, 
fein Amt niederzulegen. Wegen Uebertretung der Maigejege wurde Weihe 
biihof Cybichowski von Gneſen zu neun Monaten Gefängniß verurtheilt. 
Noch bevor das Urtheil rechtskräftig wurde, mies ihn die Polizei aus ber 
Provinz Poſen hinaus. Da er aber bald wiederkehrte, wurde er am 
19. October verhaftet und in's Gefängniß geführt. Am 23. April murbe 
ber Bilhof von Paderborn, der feine Feltungshaft überftanden, in Weſel 
internirt, da8 Kirchenvermögen feiner Diöcefe wurde am 29. April in allen 
nicht maigejeglich beſetzten Pfarreien mit Beſchlag belegt. Anfang Auguft 
entfloh er heimlich au3 der Feltung nad) Holland, um in der Verwaltung 
jeiner Didcefe weniger behindert zu fein. Zur Strafe dafür wurbe er feiner 
Bürgerrechte für verluftig erflärt. Am 1. Mai trat da8 Brodkorbgeſetz 
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im Kraft und wurde das Gehalt allen Beiftlichen gejperrt, die ſich nicht 
za den Maigeſetzen unterwerfen wollten. Um dieſen Schritt den Prieftern zu 
erleihtern, begnügte man fi ftatt einer Erflärung mit irgenb einem 
‚Zeichen, welches ſich al3 Unterwerfung unter die Maigeſetze deuten ließ. 


24 Doh au fo mar — einzelne Ausnahmen kommen bei der großen Maſſe 
2 der Priefter nicht in Betracht — der Klerus nicht zu einem Schritt zu be 
u wegen, den er ald einen Berrath an feiner heiligen Pflicht anjah. Man 





"IE hatte doch gar zu gering gedacht von dem Opfermuth des Klerus ſowohl 
Jals des Tatholiichen Volkes, welches nad Möglichkeit durch freie Spenden 
"5 den Ausfall an Gehalt zu erſetzen ſuchte. Wohl nicht aus Beſcheidenheit 
bat die Regierung nie die Zahl derjenigen angeben wollen, welche ihr Ges 
balt weiter bezogen, obwohl e8 manchen Prieftern ohne irgend welche Erklärung 
von ihrer Seite in's Haus gejhiet wurde. Der Klerus z0g e8 vor, das 
Silber zurückzuſchicken und mit reinem Gewiſſen bie Armuth bes Volkes zu 
theilen. Der Fürftbiihof von Breslau, dem ſchon am 29. März die Auf- 
forderung zur Niederlegung ſeines Amtes zugegangen war, murbe am 
6. October abgeſetzt. Da er fih in den oͤſterreichiſchen Theil feiner Dioͤceſe 
zurüdgezogen, jo wurde ihm das Abſetzungsdecret durch Vermittlung der 
oͤſterreichiſchen Gerichte zugeſtellt. Am 7. October wurde der Domberr 
Kurowski von Pojen zu zwei Fahren Gefängnik verurtheilt, weil das. Ge 
richt al3 erwielen erachtete, daß berjelbe ſeit der Abſetzung des Erzbiſchofs 
Ledochowski verichiedene bifchöfliche Nechte ohne Genehmigung der Regierung 
ausgeübt habe. In Folge der Didcefanfperre mußte der Erzbiſchof von 
Köln am 16. October dad erzbiichöfliche Palais räumen, nachdem die Polizei 
dasſelbe mit Gewalt geöffnet Hätte. Anfangs October ging dem Bilchof 
von Trier die Aufforderung zu, wegen Nichtbefegung fänmtlicher Succurſal⸗ 
pfarren der Didceje innerhalb act Tagen die Summe von 91 350 Mark 
zu bezahlen, widrigenfalls Pfändung erfolgen werde. Die Pfändung erfolgte 
am 13. October, mar aber erfolglod. Um biefelbe Zeit wurden jämmtliche 
katholiſche Pfarrer der Diöcefe Münfter ohne Angabe eines Grumdes des 
Vorſitzes im Schulvorftand enthoben. Die Maßregel ijt damit in der 
ganzen Didcele durchgeführt, da der rheiniiche Antheil derjelben mit menigen 
Ausnahmen ſchon früher von berjelben betroffen murbe. - Am 10. November 
murde das erzbifhöfliche Priefterfeminar in Köln und am 17. das Knaben 
feminar in Paderborn wegen Verweigerung der Reviſion durch Regierungs⸗ 
commifjäre geichloffen. Am 31. December wurde Weihbiſchof Janiszewski 
verhaftet und für ſechs Monate in's Gefängniß geführt. 

Eine gefonderte Betrachtung verdient noch ber Eulturfampf auf dem 
Gebiete dr Schule Im Princip ift in einem Staate, ber die Schule 
als feine ausjchließlihe Domäne betrachtet und zugleih allen Lonfeſſionen 

Culturtkampf⸗Acten. 
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gleiche Rechte gewährt, der confeffionelle und religidfe Charakter ber Säle” 
gefährbet. Denn bie aufeinanberfolgenden Eultuöminifter, bie oft in ihren 
religiöfen Anjchauungen um Sonnenweiten auseinander gehen, werben natur⸗ 
gemäß die Schule in ihrem Sinne behandeln und ohne Rückſicht auf ben con⸗ 
fejjionellen Charakter einer Schule derſelben Profejjoren und Lehrer ihrer 
eigenen Richtung aufdrängen. Auch Minifter Falk benütte bie ihm gegebenen 
Bollmadıten, um die Schulen möglichft der Kirche und den verfchiebenen Gon- 
feifionen zu entreißen. Im Jahre 1874 ftellte er an dem ganz Tatholifchen 
Gymnaſium zu Münjter einen Proteitanten an, in verfchiebenen Orten, 3. B. 
in Trarbach, Traben und St. Johann-Saarbrüden, wurden die Tathofifchen 
Schulen aufgehoben und mit den evangeliichen vereinigt. Im November 1874 
wurde an mehreren (allen?) Tatholifchen Gymnaſien der Beſuch der Heiligen 
Meile mit Ausnahme von Sonn- und eiertagen auf zwei Wochentage be: 
ſchränkt, ber Sonntag-Nachmittags⸗-⸗Gottesdienſt mit Ausnahme der Eom- 
muniontage aufgehoben; der Empfang der Heiligen Kommunion follte nit 
mehr 'controlirt werden. Hierzu kam ſpäter noch eine Verfügung, gemäß 
welcher für bie VBolfsichulen nur zweimal wöchentlich Gottesdienft ftaitfinden 
fol, und zwar nit an Sonn- und Feiertagen, „weil an dieſen Tagen das 
Kind der Familie gehöre, welche für bie religiöje Gemöhnung des Kindes 
zu forgen babe“. Außerdem dürfen nur die Kinder über 10 Sabre, bie 
nit über eine Piertelftunde von ber Kirche entfernt wohnen, zu dieſem 
Gottesdienſt angehalten werben. 

Aug allen diefen Maßregeln erhellte zur Genüge, daß es ſich hier 
nicht um irgenb welche vereinzelte Schritte gegen die Kirche, fondern um ein 
ganzed Syſtem handelte, welches die Schule der Kirche entfremden und ber 
ausſchließlichen Controle des Staates unterwerfen ſollte. Noch deutlicher ging 
dieß aus der im Jahre 1874 erfolgten Einführung eines Leſebuches für bie 
Volksſchulen hervor, das auf VBeranlafjung des Cultusminiſters heraus⸗ 
gegeben worden war, die Kirche und alles wahrhaft Katholiiche ignorirte, 
Dagegen an unzuläffigen, ja für unfchuldige Knaben und Mädchen geradezu - 
anftößigen Stellen feinen Mangel hatte. Faſt zur felben Zeit wurde bie 
bibliſche Geſchichte von Schumadjer an den katholiſchen Volksſchulen und das 
Religionshandbuch von Biſchof Martin an den Gymnafien verboten, obmohl 
beide die Gutheißung aller kirchlichen Obern beſaßen. Der Erzbifchof von 
Köln legte gegen dieſes Verbot Verwahrung ein. Er jomohl als die übrigen 
Bilchöfe betonten, daß die Einführung und das Verbot von Religions 
bandbüdern ohne Genehmigung der kirchlichen Dbern ein Eingriff in bie 
göttlichen, aud) von ber preußilchen Negierung früher anerkannten echte 
ber Kirche jei. Aber um biſchöfliche Reclamationen fümmerte fih Dr. Falk 
herzlich wenig. 
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. in Miniſterialreſgript aus dem Jahre 1874 mahnt die Regierungen, 

daß Privaticgulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten nur da geitattet feien, 
wo fuͤr ben Unterricht der ſchulpflichtigen Jugend noch nicht ausreichend ge⸗ 
ſorgt ſei; man ſolle deßhalb jo viele oͤffentliche Schulen errichten, daß Pri⸗ 
sohhulen (namentlich ſolche, welche geiſtlichen Genoſſenſchaften augehörten) 
uberfluͤſſig würben (156). Noch offener ſpricht ein Minifterialrefcrigt 
som Januar 1875 und eine darauf bezügliche Circularverfuͤgung der Tönig- 
lichen Regierung zu Düfjeldorf vom 8. Februar 1875 (157). Der Minifer 
it der Anficht, die Ertheilung des ſchulplanmäßigen Religionsunterrichtes 
falle dem von der Regierung angeftellten Lehrer zu; bie Leitung desſelben 
Bingegen jei, wenn auch nicht nad) formellen Recht, ſo doch durch factiſche 
Anerlennung, Sade der Kirche. In Folge dieſes Reſcriptes entſchied ſo⸗ 
dann der Oberpräfident der Nheinprovinz, die ftantfichen Schulinſpectoren 
hätten nicht zwar ben rein (!) dogmatiſchen Inhalt, mohl aber hie: Form 
des Religionsunterrichtes jowie die dabei gehandhabte Schulzucht zu übor⸗ 
wachen. Damit war das Aufſichtsrecht der Kirche über den Neligiond- 
unterricht angegriffen oder gar illuſoriſch gemacht. Thatſächlich begann Mi⸗ 
niſter Falk ſchon im Jahre 1874 an verſchiedenen Orten den Pfarrgeift: 
lichen den fchulplanmäßigen Religionsunterricht zu verbieten. Diele Verbote 
wiehrten fich im folgenden Jahre. Die Regierung von Münfter ging jogar 
jo weit, da8 Verbot auf alle Geiftliche ihres Bezirke ohne Ausnahme 
auszudehnen. Die Regierung zu Arnsberg erklärte in einer Verfügung 
vom 21. Mai 1875, das den Pfarrgeiftlihen Hinfichtlih des Religions⸗ 
unterrichtes zuftehende Recht beſchränke fich darauf, „pen jchulplanmäßigen 
Religionsftunden ohne Einmiſchung in dieſelben als Zuhörer beimohnen. zu 
dürfen”. Und diefe Einſchränkung war no mit dem Zuſatz begleitet: 
„joweit nicht andere Rückſichten der Zulafjung entgegenjtänden”i. Es mar 
nur eine weitere Folge aus ben bier zu Tage tretenden Anjchauungen, daß 
Die Regierungen die Nothwendigkeit der firchlihen Sendung (missio canoniea) 
zur Ertheilung des vorſchriftsmäßigen Neligiondunterrichtes offen in Abrede 
ftellten und deßhalb wiederholt auch Neligionslehrer im Amte jchüßten, denen 
bie kirchlichen Obern die Vollmacht zur Ertheilung des Religionsunterrichtes 
entzogen hatten?. 

Die Katholiken erkannten das Drohende der Lage ſehr wohl und ließen 
es an Erklaͤrungen, Vorſtellungen und Petitionen zur Wahrung ihrer Rechte 
nicht fehlen. Wir erinnern bier beiſpielsweiſe an die Reſolutionen ber ‚vers 
ſchiedenen Katholifenverfammlungen diejed Jahres, 3. B. derjenigen gu 


1 Bgl. Schulte, Geſchichte ber erften fieben Jahre bes Culturkampfes ©. 178. 
3 Schulte a. a. D. ©. 180. 
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Mainz vom 22. September 1875 (158) und zu Münfter am 19. October 
(159), und die Petitionen der rheinifchen und weitfäliichen Katholiten an 
beide Häufer de3 Landtags (160 und 161). Aber wie der Eultusminifter, 
jo hatte auch die Liberale WMaforität taube Ohren für bie Klagen ber 
Katholifen. Schon im März 1875, ald Dr. Windthorft anläßlich der Eins 
führung des neuen Lejebuches und des Verbote der. biblifchen Gefchichte 
von Schumader fih im Ahgedrbnetenhaufe beihwerte, antwortete ihm 
Dr. Virchow: Bon dem allerdings ſehr vereinfamten roͤmiſchen Standpunkte 
fomme man zu etwas, mad man biblifche Geſchichte nenne, was aber in ber 
Wirklichkeit biblifche Mythologie ſei (Sehr wahr! links). Der Staat habe 
die Verpflichtung, „die Lehrer der Jugend fomeit zu unterrichten in ber 
mobernen Methode, daß fie im Stande jeien, diefen (Firchlichen) Einflüſſen 
Miderftand zu leiften“ 1. 

Auch die Biichöfe unterliegen ihrerfeit3 nichtd, um die Rechte der katho— 
liſchen Kirche auf den Unterricht, beſonders in den Volksſchulen, zu wahren. 
Um aber zugleich in der Friedensliebe biß an die äußerſten Grenzen des 
Möglichen zu gehen und im allgemeinen Schiffbruch noch zu retten, was zu 
retten war, befahlen fie dem Klerus, ſich der Nothlage zu fügen, alle ihnen 
noch gelaflenen Rechte auszunügen und durch Privatunterriht dad Mans 
gelnde des Neligiongunterrichted in der Schule zu erjegen. Die Kinder 
durften vorderhand um jo mehr den Schulen mie bisher anvertraut werben, 
als thatfählih die älteren Lehrer der Kirche treu anbingen, ſomit bie 
Gefahr für die religiöfe Erziehung der Kinder noch gering war. Diefes 
Verhalten der Biſchoͤfe war unter den gegebenen Verhältniſſen das einzig 
Thunliche und beweist allein zur Genüge, wie wenig die katholiſchen Bi⸗ 
ichöfe den Culturkampf der preußiſchen Negierung „aufgenöthigt” haben. 

Aber anftatt durch diefe Nachgiebigfeit zu milderem Vorgehen veranlaft 
zu werben, glaubte Falk ſich nur noch mehr erlauben zu dürfen im Kampfe 
gegen die katholiſchen Schulen. Bis zu Ende des Jahres 1875 maren 
nahezu ſämmtliche geiftlichen Kreiß- und eine ſehr große Zahl Local-Schuls 
infpectoren in Rheinland und Weſtfalen, fomeit fie der Tatholifchen Kirche 
angehörten, ihres Amtes enthoben und durch Altkatholifen oder Proteltanten 
erjegt. Mit der Bejeitigung der Tatholifchen Kreisjchulinipectoren, welche 
ihr Amt unentgelilih verwaltet hatten und nun durch befoldete Beamte er: 
jeßt werben mußten, ging natürlich die Erhöhung der Schulauffichtstoften 
Hand in Hand: Während im Jahre 1872 die Aufſichtskoſten fi) auf 
20000 Thaler beliefen, ftiegen fie im Sabre 1874 auf 90000 Thaler zur 
Bejoldung von 60 jelbjtändigen Kreisjchulinfpectoren und bis zum Jahre 


1 Stenogr. Bericht Bb. I, ©. 704. 
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1879 auf 875 750 Mark für 177 Kreisfchulinipectoren t. Wie rückſichts⸗ 
voll man gegen den Firchlichen Charakter der Schulen vorging, beweist der 
Umftand, daß man in mehreren Negierungsbezirten den Kindern die Theil 
nahme an PBrocelfionen und kirchlichen Zeierlichfeiten auh außer der Schul: 
zeit verbot. Im Kreife Eſſen erflärte der Kreisichulinjpector in einem 
Rundichreiben an die Lehrer des Kreiſes, einem Geiftlichen fei der Eintritt 
in die Schule verboten, weil derjelbe den Sommunionunterridht benubt babe, 
„um bie Kinder für die Herz⸗Jeſu-Andacht zu gewinnen“. Diefer Vorfall 
werde den Lehrern zur Kenntniß ‚gebracht „mit der Aufforderung, ftreng 
darauf zu ſehen, daß ein folder Mißbrauch nicht in ben hiefigen Schulen 
einreiße“ 2. 


V. Seit 1876. Allmähliche Ermattung des Enflturkampfseifers. 


Bis zum Beginne bed Jahres 1876 Hatte der Eulturfampf nur 
Ruinen geihaffen. Biele herrliche katholiſchen Anftalten waren vers 
nihtet, die Klöfter verödet und ihre Einwohner in bie Fremde getrieben, 
bie Bifchöfe jahen ich ihres Einkommens beraubt, drei waren ſchon ab» 
geſetzt und weilten in der Fremde; viele Prieiter hatte man gejperrt, ge 
fangen oder zur Auswanderung. gezwungen. Zahlreiche Pfarreien waren 
verwaist und die Schulen der Kirche faft ganz entriffen. Aber Erfolge 
im Sinne der Maigejege maren nicht erzielt worden. Ja mitten in ben 
traurigen Ruinen ſchien das Tatholifche Leben tiefere Wurzeln zu ſchlagen und 
bie Krone herrlicher zu entfalten ala je. „Dieſe Deutfchen find wie ihre 
Eichen.” Dieſes Wort des hochfeligen Pius IX. hat fi an den beutjchen 
Katholiten bemahrbeitet. In der That, wie Mäglich der Altkatholicismus und 
das Traumbild einer deutſchen Nationallirche ſich in eitlen Dunft auflöste, 
bewiejen, um von allem Anderen zu ſchweigen, die großartigen Tatholilchen 
Kundgebungen bei ber Feier des breißigften Jahrestages der Wahl Pius’ IX. 
zum Oberbaupte der Kirhe am 16. Juni 1875. Die Glückwunſchadrefſen 
aus Deutfchland waren mit mehr als anderthalb Millionen Unterfchriften 
bedeckt. Die glänzenden Feierlichkeiten und die zahlreichen Verfammlungen 
bei diejer Gelegenheit zeigten, wie warm die Herzen ber beutjchen Kathos 
Iifen ihrem hoͤchſten Oberhirten, dem Stellvertreter Ehrifti auf Erben, ent 
gegenichlugen. Für den Xieferblidenden, der: all die Karten, im Cultur⸗ 
fampf gebraditen Opfer überfchaute, beburfte es freilich eines folden Bes 
weiſes der kirchlichen Treue ber deutſchen Katholifen nicht. 


1 Bgl. Schulte a. a. D. ©. 125. 
2 Der Ufas findet fi abgebrudt bei Schulte a. a. D. ©. 186. 
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Je unabweislicher fi) aber Allen die Veberzeugung von bem völligen 
Fiasko des preußiſchen Culturkampfes aufbrängte, um fo mehr glaubte 
Dr. Tall Alles daranjegen zu müflen, um feinem Firchenpolitiichen Pros 
gramm zum Siege zu verhelfen. Das bemeißt feine Verfügung vom 18. es 
bruar 1876 in Betreff des katholiſchen Religiondunterrichtes in den Bolfß« 
ſchulen (162). In dieſem Erlak wird das Princip aufgeftellt unb zur 
praftiihen Durchführung gebracht, daß die Ertheilumg des jchulplaninäßigen 
Religionsunterrichtes ausſchließliche Sache bes Siaates ift und nur bie 
vom Staate angeitellten oder zugelaſſenen Organe zu demſelben bereditigt 
find. In erfter Linie hat aljo der vom Staate angeftellte Lehrer den Res 
ligionsunterricht in der Schule zu ertheilen, der Geiftliche nur. jubfibiär, 
ſoweit e8 ihm die Regierung geftattet. Bei Streitigkeiten zwiſchen dem 
Lehrer und dem Geiftlichen in Betreff bed Religionsunterrichtes entfcheibet 
bie (ſtaatliche) SchulauffichtSbehörde. Bei der Zulafjung der Geiftlichen 
fol ferner als Grundſatz feitgehalten werben, daß nur ſolche zuzulaflen find, 
melde in Bezug auf ihre Stellung zum Staate der Schulaufjichtäbehörbe 
„Leine Bedenken“ (I) erregen. Wie trog alledem der Erlaß den Religions- 
gefellichaften (nicht den einzelnen Geiftlihen) noch die Leitung des Reli— 
gionsunterrichtes (im Gegenſatz zur Ertheilung) zuſprechen Tann, ift ſchwer 
verftänblich, beſonders da auch dieje Leitung durch den Zuſatz verclaufultrt 
ift: „To lange er (ber Geiftlihe) durch fein Verhalten nicht Diejenigen 
Zmede gefährdet, die der Staat mit der Erziehung der Jugend durch 
die Volksſchule verfolgt“. Außer dieſen principiellen Ausführungen enthält 
das Minifterialvefceript noch Anweiſungen, betreffend die Beichränfung bes 
Beicht- und Communionunterrichteß, die Benutzung des Schullocales durch 
Geiſtliche u. |. mw. 

Die Hälfgmittel der Geſetzgebung im Eulturfampf waren ſchon 
nahezu erjchöpft. Als Schlußiteine Tamen noch zu den früheren Culture 
fampfögefegen für das ganze Reich dad Geſetz vom 26. Februar 1876, 
eine Verichärfung des Kanzelparagraphen vom 15. Mai 1871 (163), für 
Preußen das Geſetz vom 7. Juni 1876 über die „Auffihtöredte 
des Staates bei der Vermögensverwaltung ber katholiſchen Diöcefen”, 
welches die Verwaltung ber dur das Gejeg vom 20. Juni 1875 nicht 
betroffenen Kirchengüter der ftaatlihen Obhut unterftellt (164). Zur Au 
führung des letzteren Geſetzes erfolgte am 29. September 1876 eine Tönig« 
liche Verordnung (165). Die Bifchöfe proteftirten gegen das neue Auf— 
ſichtsgeſetz, da es die Nechte der Kirche auf felbitändige Verwaltung ihres 
Vermögens beeinträchtige. Wir geben die Protefte der Bijchöfe nach den 
Mittheilungen des „Staatsanzeigers“ vom 25. November 1876 (166-173). 
Denjenigen des Erzbiſchofs von Koͤln brachte er aber nicht, weßhalb dieſer 
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feinen Proseft dur eine eigene Zuſchrift an die „Germania“: veröffent- 
fichte (174). | 

Bar auf dem Gebiete ber Geſehgebung nicht mehr viel zu thun, ſo 
beſtand Miniſter Falk um jo mehr auf der ungeſchwächten Durchführung 
ber ſchon erlaſſenen Geſeze und Verfügungen. Bei jeder Gelegenheit ver⸗ 
fiherte er, die Maigejeße jollten unter ihm Fein leerer Buchſtabe fein, und 
als Friedensbedingung verlange er von den Katholiken bie volle Anerken⸗ 
nung berielben. Aus den Maßregeln, durch die er feinen ungeſchwächten 
Culturtampfseifer bethätigte, nennen wir nur die allerwidtigiten. Maß⸗ 
regelungen ber katholiſchen Geiftlichen,; der Fatholifchen Vereine, Proceſſionen 
und ber Tatholiichen Preije gehörten ſchon längſt zu den alltäglichen Creig- 
niſſen, die man kaum noch beachtete. Der Eultusminifter unterließ aber 
nicht, von Zeit zu Zeit für auffälligere Eulturfampfäereignifje zu forgen. 
Am 9. März 1876 wurde dag Priefterfeminar zu Limburg, am 26. März 
dad Stuabenjeminar zu Paderborn, am 24. Mai das theologifche Conviet 
und Bad Knabenjeminar zu Münjter, im Juni das theologiiche Convict zu 
Bonn geſchloſſen. Der Biſchof von Münfter wurde am 8. März, ber Erg 
bifhof von Köln am 28. Juni „abgelegt. Im folgenden Jahre (1877) 
wurben auch der Biſchof von Limburg (13. Juni). und der Weihbiſchof Janis⸗ 
zewsti (am 14. April) abgelegt. Damit waren nun bereitd 6 Bisthümer 
in Folge von „Abſetzungen“ verwaißt. Außerdem waren durch den Tod 
ihrer Oberhirten die Diöcefen Fulda (feit 14. October 1873) und Trier (jeit 
den 30. Mai 1876) erledigt. Lebterer mar durch den Tod der jchon 
eingeleiteten „Amtsentjegung” zuvorgelommen. Auch die in der Verbannung 
weilenden „abgejegten” Bilchöfe, welche fortfuhren, ihre Dioͤceſen zu ver: 
walten, wurden wiederholt wegen „unbefugter Amtshandlungen“ verurtheilt. 
Der Erzbiſchof Ledochowski wurde. am 3. Februar 1876 nach zmweijähriger 
Haft zu Oftromo aus dem Gefängniß entlaffen. In einem wahren Triumph 
zuge wurbe ber geliebte Dberhirte und ftarfmüthige Belenner von jeinen 
Didcefanen überall empfangen. Zur Anerkennung feiner großen Verdienſie 
batte ihn der Heilige Vater noch im Gefängnig mit der Cardinalswürde 
geſchmückt. Nach Beendigung feiner Haft ging er jet nah Rom und leitete 
von dort aus feine Diöceſe. Für diefe „Anmaßung bifchöflicher Rechte“ 
wurde er am 9. Februar 1877 zu 21/, Jahren und am folgenden 26. Mai 
za weiteren 7 Monaten und ein Jahr fpäter, 7. November 1878, wiederum 
zu 2 Jahren Gefängniß verurtheilt. Er ſowohl wie der hochw. Erzbilchof 
von Köln wurden von der Polizei ſteckbrieflich verfolgt. 

Da ſich dad Domcapitel von Münfter weigerte, nad) der Abfegung 
bes Biſchofs einen Kapitelvicar zu wählen, wurde dad Didcefanvermögen 
im Juni 1876 in ſtaatliche Verwaltung genommen. Die mehrere 100 000 
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Thaler betragenden Fonds für die auswärtigen Miffionen murben ebenfalls 
mit Beſchlag belegt. Gegen den Generalvicar Gieje und mehrere bifchöffiche 
Beamte wurde eine Unterfuhung wegen Berheimlihung von Vermögens 
gegenftänden des Bisthums eingeleitet, die jeboch zu feinem Rejultate führte. 
Am 15. Juli wurde das Bermögen des Bisthums Limburg ebenfalls vom Staat 
in Beichlag genommen, weil die Domherren ſich weigerten, an Stelle des ſtaatlich 
abgeſetzten Bijhof3 einen Vermejer zu mählen. Um dem Lejer eine Bor 
ftellung von den pecuniären Berluften ber Tatholiihen Diöcefen in Folge 
des Gejebed vom 22. April 1875 zu geben, mollen wir bier einen vom 
Sultusminifter im November 1877 dem Abgeordnetenhaus zugegangenen 
Nachweis der eingejtellten StaatZleiftungen für die katholiſchen Bisthümer 
und Geiſtlichen auszüglich mittheilen. Die Ziffern beziehen fich felbftver- 
ftändlih nur auf dad Jahr 1877. Bon den für die Bistümer be 
ftimmten flaatlihen Leiftungen im Gefammibetrag von 310 718 Mark 
find 242195 M. eingeftellt, 62831 gezahlt worden und 5691 M. als 
Reſt geblieben. Bolftändig, reſp. faſt vollitändig find die Zahlungen 
eingeitellt für ba3 Bisthum Ermland (26 262 M. eingeftelt, 47 M. ge 
zahlt), für das Bisthum Fulda (11 610 M. eingeftellt und 177 M. gezaflt), 
für das Bisthum Limburg (8492 M. eingeitellt und 361 M. ald Heft 
geblieben), für das Bistum Culm (23 988 M. eingeftellt, 1021 M. ge 
zahlt), für das Bisthum Trier (32 568 M. eingeftellt und 1912 M. gezahlt), 
für das Erzbisthum Gnejen (9474 M. eingeftellt und 1015 M. gezahlt). 
Für das Erzbisthum Poſen find von 42621 M. 25747 M., für bas 
Bisthum Breslau von 40527 M. 26969 M., für das Erzbistum Köln 
von 44280 M. 34 912 M., für dag Bisthum Paderborn von 28 869 M. 
20 994 M., für das Bistfum Münfter von 27 267 M. 18757 M., für 
das Bisthum Osnabrück von 8000 M. 4466 M. und für das Bisthum 
Hildesheim von 11707 M. 7890 M. eingeltellt. — Von ben für die Bes 
foldung katholiſcher Geiftlicher beftimmten Leiftungen im Gejammtbetrage von 
831 685 M. ift die Zahlung von 283 354 M. eingejtellt, jind 45 151 M. 
gezahlt worden und 13179 M. ala Reſt geblieben. So find 3. B. im 
Regierungsbezirt Poſen von 5414 M. 4125 M. eingeftellt, im Regierungs⸗ 
bezirk Minden von 10 667 M. 10150 M., im Regierungsbezirk Kaffel von 
17 546 M. 15 277 M., im Regierungsbezirt Düffeldorf von 43519 M. 
35 941 M., im Regierungsbezirt Köln von 28 858 M. 25067 M., im 
Regierungsbezirk Trier von 85 051 M. 41 000 M., im Regierungsbezirk 
Aachen von 37 434 M. 29084 M. 

Wie in den früheren Jahren, jo ſah aud feit 1876 das katholiſche 
Volk nicht müßig dem Berlaufe des Eulturfampfed zu. Und da fidh ber 
jelbe immer mehr auf die Schule zu concentriren fchien, jo richteten bie 
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Katholiken auch auf diefen Punkt Hauptjächlich ihr Augenmerk. Es wurben 
fegar viele Stimmen unter den Katholiten laut, welche die volle Schul: 
freiheit als den zu erringenden Kampfprei3 aus dem Culturkampf bezeichneten. 
Wieberholt und energiſch brachte das Bentrum wie die übrigen, jo aud) bie 
Schulbeſchwerden im Landtag zur Sprache, namentlih wurde ber Cultus⸗ 
winifter in Bezug auf die fogen. Lejebuchfrage und den Winifterialerlaß 
som 18. Februar heftig interpellirt, aber die Liberale Majorität, bie fonft 
für die Freiheit ſchwärmt, ſtand Falk geichloffen zur Seite im „Kampfe 
gegen Rom“. Um fo mehr juchten Volk und Klerus die ihnen gelafjenen 
geſetzlichen Mittel: Berfammlungen, Schriften und dergleichen, zu benugen, 
um die Öffentlihe Meinung aufzulfären und jo zu ihrem guten Necht zu 
gelangen. Zu den wichtigjten Kundgebungen in dieſer Richtung aus dem 
Jahre 1876 gehören die Eingaben der Pfarrer der Heiden Diöceſen Münfter 
und Baberborn d. d. 18. October 1876 an den Cultusminiſter in Betreff ver 
Ertheilung des Tatholifchen Religionsunterrichtes (175) und der Beibehaltung 
mehrerer die Katholiken verlegenden Leſebücher in evangelifhen Schulen 
(176). Die abjchlägige Antwort des Minifterd nöthigte die Petenten zu einer 
Erwiederung und meiteren Begründung ihrer Eingabe (177). Im Januar 
1877 brachte Dr. NReichengperger Namen? des Centrum? wieder einen Ans 
trag bezüglich des katholiſchen Religiondunterrichtes ein. In demjelben wird 
als nothwendiges Erforderniß zur Ertheilung des katholiſchen Neligions- 
mterrichteß Die Ermächtigung durch die kirchlichen Obern (missio canonica) 
aufgeftellt. Dr. Talk erwiederte auf die Klagen bed Centrums: der Religions 
unterricht müfje, wie jeder andere Unterricht, im Auftrage de Staates und 
nicht der Kirche ertheilt werden. Zugleich beichuldigte er dag Centrum der 
Bundesgenoſſenſchaft mit den Socialdemokraten, ein Beweis, daß er feine 
Waffe im „Kampf gegen Rom” verihmähte. Mit Ausnahme einiger Alt 
eonjervativen ftimmten jämmtliche Abgeorbneten gegen den Antrag des Cen⸗ 
trums, der do, jo jollte es ſcheinen, nichts enthält als die elementärfte 
Horberung der verfafiungsmäßig garantirten Religiongfreiheit. 

Eine von mehreren Taujend Katholiken beſuchte Verfammlung in Köln 
am 14. October 1877 beauftragte 18 Abgeordnete mit einer Immediat⸗ 
eingabe an den Kaiſer. Die Beſchwerden bezogen fi auf die Entfernung 
katholiſcher, die Anjtellung evangelifher Schulinfpectoren, die Verwandlung 
confejjioneller Schulen in paritätiihe, die minifteriellen Anorbnungen in 
Bezug auf Ertheilung und Leitung des Religiondunterricht? u. ſ. w. (178). 
Die Eingabe wurde Namens des König3 von Dr. Falk in der gewöhnlichen 
Weiſe abſchlägig beantwortet (179). Dasjelbe Loos traf ſchon vorher eine 
Eingabe der weitfäliichen Schulgemeinden an den Eultusminifter (180), und 
fpäter eine vom Grafen Balleftrem und 18 Mitgliedern bes Abgeorb- 
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netenhauſes am 5. November 1877 dem Kaiſer überreichte Mafjenpetitiom 
aus Schleſien, mit 155 698 Unterfhriften, um Aufhebung ber Maigefege 
und Wenderung der bie Schule betreffenden neuen Verordnungen (181). 
So leihien Kaufe als Dr. Falk anzunehmen ſchien, gaben fi) aber bie 
„bartnädigen” Bewohner der rothen Erde nicht zufrieden. Man beichlok, 
die vom Cultusminiſter abjchlägig beſchiedene Kingabe an den Lanbing 
zu richten. Anfangs November wurde deßhalb vom Grafen Drofte zu 
Bilcheriug dem Landtag die von vielen Taufend felbftändigen Männern 
Weſtfalens unterjchriebene Petition eingereicht, „das hohe Haus ber Ab 
geordneten wolle die koͤnigliche Staatsregierung auffordern, alle bie 
Nechte der Kirche wie der römijchsTatholiihen Staatäbürger auf bem 
Gebiete des Volksſchulweſens verlegenden Anorbnungen unverzüglich zu 
befeitigen”. „Wir fordern,” in dieſen Sätzen Täßt fi ber Anhalt ber 
Petition zufummenfaflen, „im Allgemeinen Beleitigung aller (ben kirch— 
lihen Rechten auf die Schule) entgegenftehenden Verfügungen und Bers 
ordnungen. Im Bejonderen verlangen wir, daß über unjere katholiſchen 
Volksſchulen ausſchließlich Tatholiihe AuffichtSbeamte gejet werben; 
daß Niemand in der Tatholifchen Religionslehre unterrichtet ober prüft, ber 
nicht den Auftrag dazu von der Kirche erhalten hat; daß den von der Kirche 
damit beauftragten Prieftern die Leitung ded Religionsunterrichtes ohne jede 
Beeinträchtigung belaffen wird.” Die Unterricht3commilfion beantragte ba 
gegen mit großer Mehrheit Uebergang zur Tagesordnung. Im Abgeorb- 
netenhaufe ftellte Reichensperger den Antrag auf Ueberweiſung zur Abhülfe. 
Für den Fall der Ablehnung dieſes Antragd brachte Windthorjt folgenden 
Unterantrag ein: „Die Petition des Grafen Drofte zu Viſchering der Tönigs 
lichen Staatsregierung zur Abhülfe in der Richtung zu überweiſen, 
daß da, mo die Erziehungsberedhtigten (Eltern, Vormünder) die kirch 
liden Garantien dafür, daß der Neligiondunterricht in der öffentlichen 
Schule im Sinne der römiſch-katholiſchen Kirche ertheilt wird, ala zur 
Zeit vorhanden nicht erfennen, fein Zwang zur Theilnahme ihrer 
Kinder an dem Religiondunterricht ſtattfinde.“ 

Sollte auch diejer Antrag verworfen werben, jo bradte Dr. Brüel 
folgende Amendement ein: „Die Petition des Grafen Drofte zu Viſchering 
der koͤniglichen Staatsregierung zur Berüdfichtigung in der Richtung zu 
übermeijen, daß wenigiten? da, mo die normalen Garantien dafür, daß 
der Religiondunterridt im Sinne der roͤmiſch-katholiſchen Kirche erteilt 
wird, zur Zeit fehlen, fein Zmang zur Theilnabme an dem Religions⸗ 
unterrichte gegen die Kinder jolcher Eltern geübt werde, welche diefer Theile 
nahme widerſprechen.“ Der lebte Antrag follte nur dem allerſchreiendſten 
Mipftande abhelfen, der darin beftand, daß katholiſche Kinder gezwungen 


wurden, dem jchulplanmäßigen Religionsunterricht in Schulen beizuwohnen, 
wo von ber Kirche abgefallene oder proteftantijche Lehrer angeftellt waren, 
bezw. im Amte belafien wurben. Das ift doch die beicheidenfte Forderung 


an eine Partei, bie fich vorzugsweiſe ald Vorkämpferin der Gewiſſensfreiheit 


ausgibt. Trotzdem ftimmten die Liberalen und Proteftanten, mit wenigen 
Ausnahmen, geichlofien gegen alle drei Anträge. Man ließ nicht einmal 
alle Antragiteller zu Worte kommen. Das ift die Freiheit, welche unfere 
Liberalen meinen. 

Doch obwohl der „Bater der Maigejebe” redlich bemüht mar, 
ven Culturkampf ungeſchwächt meiterzufähren, obmohl man noch am 
26. Auguft 1877 dur Errichtung des Ganofja- Dentmald auf dem 
Harz, zur Erinnerung an Biömardd Worte vom 14. Mai 1872: „Nach 
Eanofja gehen wir nicht”, den erlahmenden @ulturfampfeifer nen zu 
beleben ſuchte; obwohl endlih Dr. Fall nod im December 1877 und 
Januar 1878 bei Gelegenheit eine Antrags des Sentrums auf Wieberher 
ſtellung der Artitel 15, 16 und 18 ber Verfaſſungsurkunde die Aufhebung 
sder NRevifton der Maigejege unter großem Applaus ber Liberalen für „ms 
diBeutabel” erflärte: jo ermattete bie Luft an dem religidfen Bürgerfrieg 
im Lande immer mehr und mehr. Das Voll wurde allmählich des mwüften 
Kampfes müde und immer zahlreichere Stimmen murden laut, welche ven 
Culturkampf ala ein Unglüd für dag Vaterland bezeichneten. Die künft- 
lichen Mittel, durch die man liberalerjeit3 die Volksleidenſchaften aufgeregt 
hatte, waren fo ziemlich erjchöpft, und bie alten Schlagwörter von „hier 
rarchiſchen Webergriffen”, von der „Neich3feindlichleit der Katholiten”, von 
„ultramontanen Umtrieben“, von der „Gefährbung des Deutjchen Reiches 
durch das päpftliche Rom“ verloren allmähli bei den Bejonnenern ihre 
Kraft. Außerdem erkannten aber fchlieplih auch die Kurzfichtigiten die Uns 
gehemerlichleit, die darin liege, dab man Priefter polizeilich verfolge, fie 
nächtlicher Weile bei der Spendung ber Sacramente oder beim Leſen ber 
heiligen Meſſe unter großem Tumult verhafte, fie mit ſchweren Geldſtrafen 
befege, fie mie gemeine Verbrecher in's Gefängniß werfe oder über bie 
Grenze ſchaffe, weil fie maigeſetzwidrig Kranken und Sterbenden bie lebten 
Troͤſtungen der heiligen Religion gebradit. 

Was aber befonderd auch in den mweitelten Kreiſen bie Unluft am 
Eulturfampf vermehrte, war vor Allem die Erfenntniß ber vollſtaͤndigen 
Erfolglofigfeit desſelben. Mit allen Mitteln ber innern und äußern 
Bolitit Hatte der gewaltigſte Militäritaat der Erbe auf dem Gipfel feiner 
Macht den Kampf gegen die aller materiellen Machtmittel beraubte Tas 
tholiſche Kirche unternommen und Sabre lang mit rückſichtsloſer Energie 
durchgeführt. Und welches war nun nad nahezu einem Decennium uners 


müblihen Kampfes der Erfolg? Der Staat mußte offen befennen, daß 
alle feine Gefeke und Maßregeln an dem paſſiven Widerftand des katho— 
lichen Volkes vollftändig gefcheitert feien. Trotz aller Gelbipenben war eb 
ihm nicht gelungen, über 30 von 10000 Fatholifchen Prieſtern zu Staatl 
pfarrern zu maden. Die Altkatholiten, denen man mütterliche Sorgfalt zu⸗ 
gewandt und die man mit Geldmitteln unterjtüßt hatte, waren den Aus 
jterben nahe und vom katholiſchen Volke geringgeſchätzt. In feiner über 
mwältigenden Mehrheit Hielt das Tatholiiche Volk treu zur Kirche und zu 
feinen Oberhirten, die ihm ein jo leuchtendes Vorbild des Opfermuthed, ber 
Pflichttreue und der Anhänglichfeit an das Oberhaupt der Kirche gaben. 
Mochte man es vorerſt noch vertufchen wollen, das Fiasſsco des Culture 
kampfs trat immer offener zu Tage. Einen trefflichen Ausdruck fand dieſe 
Erfolgloſigkeit und der daraus ſich ergebende Ueberdruß am religidjen Hader 
in einer meilterhaften Rede Reichenspergers im Abgeordnetenhaufe (Sigung 
vom 22. November 1877), melde wir unter den Documenten zum Theil 
mittheilen wollen, weil fie einen trefflichen UWeberblid über ben kirchen⸗ 
politiſchen Conflict und eine ſchneidige Kritik desfelben Liefert (182). Wie 
weit dieſe Einficht mit der Zeit auch in afatholijchen Kreiſen gedieh, beweist 
beilpielameife die Rede des conjervativen Abgeordneten von Hammerftein, 
der am 28. Mai 1880 ohne Widerſpruch im Landtag erflären Tonnte: 
„Aljo, meine Herren, die Maigeſetze haben zu einem gebeihlidhen 
Ende nit geführt; ein Fehler ift gemacht, Niemand läugnet das 
heutzutage, der überhaupt die Nothmendigfeit einer Kirche zugefteht; bie 
Regierung jelbit geſteht eg nun ein.“ 

Nicht minder verleidete Vielen den Culturfampf die Wahrnehmung, 
daß bei der innern Zerrifienheit auch die materiellen Intereſſen in Handel 
und Induſtrie tief geſchädigt wurden. Das Fiasko der deutichen Induſtrie 
auf der Ausstellung in Philadelphia zeigte, daß Deutſchland über feinen 
religiöfen Kämpfen und den. gleichzeitigen Gründungen weit hinter ben ans 
deren Nationen zurücgeblieben war. Ohne Zmeifel hatte der innere Un: 
friede, dad Schwinden der Redlichkeit und Gemifjenhaftigfeit, der Mangel 
an gegenjeitigem Vertrauen im Handel und Verkehr, Alles Folgen des 
Eulturfampfes, einen bedeutenden Theil an der Schuld. Hierzu fam, daß 
das Gebahren des Cultusminiſters Falk in der Schulfrage aud) den gläu- 
bigen Proteftanten zeigte, wohin ber kirchenpolitiſche Streit ſchließlich führen 
müſſe. Auch dieſen wurde es Flar, daß die confeſſionsloſe Schule dem Uns 
glauben, der fittlihen Verwahrlofung und Vermilderung in die Hände arbeite 
und der ganze Vortheil des Culturkampfes auf Seiten ded Antichriftenthums 
ih finde. Endlich wurden Vielen die Augen geöffnet durch das raſche Zus 
nehmen des Socialismus in Deutihland. Während die Socialdemofraten 
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im Jahre 1871 bloß 2 Reichstagsabgeordnete zählten, beſaßen fie im Jahre 

1874 ſchon 9 und r Jahre 1877 gar 13. Die Zahl der für die Social 
demofraten abgegebenen Stimmen belief jich faft auf eine halbe Million. 
Der immer weiter ſich aufthuende Abgrund erjchredite jet auch Viele, die 

. über fröhlich Holz zum ulturfampfäbrande berbeigetragen. Als nun 
vollends das Fahr 1878 mit den Attentaten Höbeld (am 11. Mai) und 
Robilings (am 2. Juni) jo recht augenſcheinlich die Gefahr erfennen lieh, 
in welche die religidje Verwilderung auch die gefrönten Häupter ftürzte, da 
wurde dad Verlangen nad) dem religiöjen Frieden immer allgemeiner unb 
lonter, und felbft vom Throne eriholl dad Wort: „Gebt dem Volke bie 
Religion wieber.” " 

Schon am 24. März hatte der neue Papft Leo XIII. die erfte ihm 
dargebotene Gelegenheit benußt, um, jo viel an ihm lag, die Hand zur Vers 
hnung zu bieten. Indem er nämlich troß ber abgebrochenen diplomatiſchen 
Beziehungen zwiſchen dem Deutichen Reich und dem WBätican ben Kaifer 
Wilhelm unterm 20. Februar in einem eigenhändigen Schreiben von feiner 
Erhebung auf den päpftlichen Thron benachrichtigt, drückt der neue Papſt 
jugleich fein Bedauern darüber aus, nicht mehr die alten frieblichen Be 
jiehungen. zwifchen Preußen und dem Heiligen Stuhle vorzufinden (183). 
Der Kaifer antwortete unter dem 24. März der Form nach entgegenfommend, 
boch zugleich die Hoffnung ausſprechend, der Papft merbe die deutſchen Ka- 
tholiken zum Gehorſam gegen die Staatsgeſetze anhalten (184). Das kaiſer⸗ 
liche Schreiben anerkennt, daß die katholiſchen Untertbanen „gleich den andern 
der Obrigkeit und ihren Geſetzen die Folgſamkeit beweilen, welche den Lehren 
des gemeinjamen chriftlihen Glaubens entipricht”. Auch geiteht Se. Maje: 
ftät, daß Jahrhunderte hindurch der chriftlihe Sinn des deutichen Volkes 
den Frieden im Lande und den Gehorfam gegen die Obrigkeit treu bewahrt 
bat umd auch für die Zukunft die Sicherftellung diefer Güter verbürgt. 
Das Schreiben it vom Fürften Bismarck gegengezeichnet, der befanntlich bei 
einer andern Gelegenheit geiprochen, e8 handle ji im Eulturfampf um einen 
uralten Streit zwiſchen Prieſterthum und Koͤnigthum und nie babe eine 
Macht mit dem Papſtthum im Frieden leben können. In einer Erwiederung 
vom 17. April gibt der Papit der Hoffnung auf Erneuerung des früher 
beftandenen guten Einvernehmen? Ausdruck und bezeichnet als nothwendige 
Bedingung zum Frieden die Abänderung der Maigeſetze. Der Wortlaut 
des Schreibens ift unſeres Wiſſens nie veröffentlicht worden. Namens bed 
Kaiferd antwortete unter dem 10. Juni der Kronprinz, der feit dem 4. Juni 
bie Stellvertretung des ſchwer vermundeten Monarchen übernommen batte 
(185), kein preußifcher Regent werde dem Verlangen, zu Gunften der römifch- 
Tatholifchen Kirche bie Gejebe Preußen? abzuändern, entſprechen Tünnen. 
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Hiermit ließ es Papſt Leo noch nicht bewenden. Kaum zwei Monate nad 
Erlaß des Sorialiftengefege (21. October 1878) richtete der Heilige Vater 
ein offenes Schreiben an den Erzbiſchof von Köln, in dem er die Nothwen⸗ 
digfeit der Befeitigung des Culturkampfes für Staat und Kirche betont unb 
die Gläubigen zu inftändbigem Gebet zur Erlangung bes Friedens, zugleid 
aber auch zum Muth und Vertrauen in den ſchweren Kämpfen ermun 
tert (186). 

Die Hoffnungen, melde mande Katholiken an dieſe Bemühungen bes 
Papftes geknüpft Hatten, blieben vor der Hand unerfüllt. Inzwiſchen weckte 
aber das Wort, welches der Kaijer nad: dem Attentat Höbeld zu ben 
ihn beglüctwünfchenden Miniftern ſprach: „Insbeſondere fommt es darauf 
an, daß dem Volke die Religion nicht verloren gehe, dieß zu verhüten 
ift jett die hauptſächlichſte Aufgabe”, auch in .proteftantifchen Kreifen, 
immer mehr das Verlangen, den leidigen Culturfampf, der das religiöfe 
Bewußtſein des Volkes fo tief fchädigte, 108 zu werden. Obwohl deßhalb 
Eultusminifter Falk noch am 9. November eine erneuerte Eingabe des Klerus 
der Diöcefen Münfter und Baderborn bezüglich der Ertheilung des Tatho- 
liſchen Neligiongunterrichtes in der gewöhnlichen Weiſe abfertigte und in 
den Eulturfampfbebatten vom 10. bis zum 15. Sanuar 1879 die alte 
Sprade gegen die Katholifen führte, jo jah er fi bocdh gezwungen, im 
Juni die Entlafjung einzureihen. Sein Rüdtritt war das erjte officielle 
Zugeſtändniß an die frieblihere Strömung, welche im: ganzen Lande all: 
mählih Obermafler erlangte. Am 14. Juli erhielt er in dem confer: 
vativen Proteftanten v. Puttlamer einen Nachfolger, der nad) feinen eigenen 
Erflärungen menigitend in Bezug auf die Schulen einen von jeinem Bor- 
gänger principiell verjchiedenen Standpunft einnahm, infofern er den com 
feflionellen Charakter derjelben gemahrt wiſſen wollte. Welche Hoffnungen 
man auf den neuen Minifter ſetzte, zeigte fich beſonders in den zahlreichen 
Petitionen, die ihm von katholiſcher und proteftantifcher Seite in Schul« 
angelegenheiten zugingen, fo 3. B. von dem Klerus der Didcefen Muͤnſter 
und Paderborn unter dem 13. Auguft 1879 (18T) und von den Geiſt⸗ 
fihen der Diöcefe Trier (188). Das erite officiele Actenſtuͤck v. Putt⸗ 
famer’3 in Bezug auf die Schulen iſt die Antwort desjelben vom 8. Seps 
tember auf die Eingabe bes weſtfäliſchen Klerus vom 13. Auguft 1879. 
Dasfelbe zeichnet fich durch feine entgegenfommende Form vortheilhaft vor 
ähnlichen Kundgebungen Falks aus und beweist, daß der neue Eultusminifter 
die Mitwirkung der Kirche in der Schule verlangt ; zugleich aber betont es in 
ungebührlicher Weiſe das abfolute Auffichtärecht des Staates (189). Die 
Bebenfen der Katholiken gegen dieſes Nefcript faßte ber Klerus der Biß- 
thümer Münfter und Paderborn in einem Antmortichreiben an den Minifter 
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unter dem 6. October 1879 zufammen (190). Als Frucht der vielen Vor⸗ 
ſtellungen und Petitionen mag vielleicht der cultuäminifterielle Erlak vom 
d. Rovember 1879 angejehen werden, ver zwar die Verfügung Dr. Falls 
vom 18. Februar 1876 principiell feftzuhalten jucht, aber doch einige Linde 
rungen in ber Praris zulaſſen will (191). | 

Inzwiſchen bäuften ſich im Lande die kirchlichen Ruinen und der Tod 
fihtete die Neihen ber Priefter. Es ift bier wohl der Ort, über dieſe 
„negativen“ Erfolge des Culturfampfes einen Ruͤckblick zu werfen. Bon 
1872—1879 wurden 481 Mlöfterlihe Niederlafjungen ganz oder theilmeile 
Lahm gelegt. 296 dieſer Niederlaffungen mit 1181 männlichen und 2776 
weiblichen Inſaſſen wurden aufgehoben und zum größten Theil in's Aus- 
Iand verlegt !.. Die jährlihen pecuniären Verluſte der katholiſchen Ge 
meinden in Folge der Klofteraufhebung wurden auf ungefähr 2 695 600 M. 
und die jährliden Mehrkoſten auf 962000 M. berechnet, wobei noch 
viele zufällige und außerordentliche Auslagen nicht berüdichtigt find. In 
Folge des Schulauflichtögejekes wurden, wie ſchon früher bemerft, an Stelle 
der bisherigen geiſtlichen Schulinjpectoren, welche ihr Amt unentgeltlich ver- 
walteten, 177 Kreisjchulinipectoren mit einem Geſammtgehalt von 875 750 M. 
ernannt. Dazu wurden noch jährlid 333471 M. verausgabt an Remu⸗ 
nerationen für commifjariiche Verwaltung u. |. mw. Die auf Grund bes 
Geſetzes vom 11. Mai über VBorbildung und Anftellung der Geiftlichen er- 
nammte ftaatlihe Prüfungscommiffion Toftet dem Lande jährlich 11940 M. 
Der Tönigliche Gerichtshof für geiftliche Angelegenheiten verjchlingt jährlich 
36 000 M. Die in Kolge der Aufhebung des Taufzwanges und der Civil⸗ 
eben neuangeitellten. jtaatlichen Beamten erhalten jährlich die Summe von 
500 000 M. Kür Dotation des altkatholiſchen „Bilchofs“ wurden 48 000 M. 
andgeworfen. Der Etat des Eultugminifteriumd, der fih im Jahre 1871 
Bloß auf 447780 M. belief, ftieg nach der Erweiterung der Amtöthätigleit 
be3 Eultusminifteriums und der Vermehrung der Subalternbeamten in Folge 
des Eulturfampfes für das Jahr 1880 auf 852235 M. Somit koſtet der 
Gulturfampf jämmtlichen preußiſchen Steuerzahlern die hübſche Summe von 
2210616 M. Den Katholiten brachte aber der Eulturfampf noch bejon- 
dere Auslagen: man denke nur an die Tolofjalen Procekkoften und Straf: 
fummen der maigeſetzwidrig amtirenden Geiftlihen (mit Einſchluß der Bi- 
ſchoͤe), ferner der gegen die ſtaatlichen „Diöceſanverwalter“ renitenten 


1 Diefe unb bie, folgenden Notizen entnehmen wir ber forgfältigen Zuſammen⸗ 
Rellung bed Herrn Bongark in feiner Schrift: Die Klöfter in Preußen und ihre Zers 
Rörung, ober was foftet ber „Sulturlampf“ dem preußiichen Bolle? Bon Arn. Bongark. 
Berlin 1880, ©. 165 ff. 
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Kirchenvorftände (jo betrug 3. B. allein in Polen die Geſammtſumme ber 
Strafgelder wegen Verweigerung der Correſpondenz mit dem ftaatlidhen 
Bisthumsvermalter bis zum Jahre 1876 ſchon 117415 M.); ferner an bie 
Unfoften zur Erridtung neuer Gotteshäufer und Beichaffung neuer Kirchen: 
geräthe an Stelle der an die Altkatholiten abgetretenen Kirchen ; ganz beſonders 
aber an die Einftellung der Leiftungen aus Staatsmitteln für bie römijd- 
katholiſchen Bisthümer und Geiftlihen. Nach dem vom Winifter v. Puttlamer 
im Etatsjahre 1878/79 dem Abgeordnetenhauſe vorgelegten Nachweis über 
die genannte Einftellung belief fich die Geſammtſumme der ſtaatlichen Ber- 
pflichtungen gegen die Tatholiiche Kirche im Jahre 1877/78 auf 2845 220 M., 
im Sabre 1878/79 auf 3276 741 M. Die geiperrten Summen bagegen 
in den betreffenden Jahren: 2127 742 bezw. 2 722281 M.; und die außs 
gezahlte Summe: 717478 bezw. 554559 M.! Die Summe der aus— 
gezahlten Beträge ift ſomit beträchtlich zurückgegangen; zum Theil wohl deß⸗ 
bald, weil anfänglich einige Geiftliche die ihnen zugeſchickten Beträge ohne 
Verlegung ihrer Gemwifjenspflicht glaubten annehmen zu dürfen, fpäter aber 
zur Vermeidung von Mibverftändnijfen und Aergerniffen die Annahme vers 
meigerten. Da nun von der ausgezahlten Summe von 554 559 M. ber 
größte Theil auf nichtgeiftliche Kirchendiener und für fachliche Bedürfnifſe 
von Domkirchen und Inſtituten fällt, fo ergibt fich bi zur Evidenz, daß 
nur ein ganz verſchwindender Reſt der Fatholifchen Geiftlichen die ftaatlichen 
Zahlungen annahm. Und aud) von diefen Tonnte die „Germania” (Nr. 277, 


1 Das Berliner Tagblatt ftellt folgende Berechnung an über bie Berlufte 
ber katholiſchen Kirche in Folge des Sperrgefeßes feit 1877: „Die Leiftungen beB 
Staates an bie katholiſche Kirche beftehen nach dem Etat aus brei verfchiebenen Titeln, 
nämlid aus ben Zufhüflen für die Bisthümer und deren Verwaltungen, ben Befols 
dungen für die Geiſtlichen und endlich einer Summe zur Unterftütung ber Geiſtlichkeit. 
Zu dem letzteren Zweck mwurben im Etat 1878 noch 2 Millionen Marl ausgemorfen, 
um den Gehalt der fünf Jahre im Amt befindlichen evangelifchen Geiſtlichen auf 2400 
und den der Tatholifchen auf 1800 Mark ergänzen zu können. In den brei Titeln zus 
fammen find nun für den katholiſchen Klerus vom 1. Januar 1877 bis zum Schluſſe 
des Rechnungsjahres 1879—80 im Ganzen 10108 213,53 Mark außgeworfen, aber 
8 088 522,01 Marl zurüdbehalten worben, jo daß nur 2019 691,52 Mark zur Zahlung 
angemwiejen wurden; da aber hiervon aud) 81 859,48 Mark nicht zur Erhebung famen, 
jo find factiſch nur 1937 832,04 Mark zur Auszahlung gelangt. Die Nachweiſungen 
über biefe Einftellungen von Zahlungen erfolgen immer ein Jahr fpäter, fo daß bie 
jenige über da3 Jahr 1880—81 erft mit dem nächſten Jahre ericheint. Nimmt man 
für diefen Zeitraum basfelbe Verhältniß wie für 1879—80 an, wonach von 8 720 000 
Mark 2 717000 Mark innebehalten wurden, fo fteigert ih der ber katholiſchen 
Kirche Preußens in vier Jahren entfianbene Verluſt auf 10 800 000 
Mark." (Bgl. Augsb. Allg. Ztg. 1881, Nr. 282.) Wir bitten ben Leſer, feſtzuhalten, 
daß diefe Zahlen nur ben Berluft in Folge des Sperrgeſetzes barftellen. 
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1878) jchreiben: „Wir behaupten, ohne Widerlegung zu fürchten, daß nicht 
15 Geijtlihe in Preußen die Erklärung, melde dad Geſetz vom 22. April 
1875 fordert, abgegeben haben, und dag die ‚conclubenten‘ Handlungen, 
auf Grund deren die Negierung zur Fortzahlung des Gehaltes berechtigt 
it, in Thatjachen beitehen, melche eine ?solgerung, wie fie die Regierung 
macht, durchaus nicht zulafien... Wir find weit entfernt, den Bezug bes 
Geldes zu entjchuldigen; wir bedauern, daß es ſolche Geiftliche gibt; indeſſen 
dürfen wir mit Recht gegenüber den Taufenden, melde harte Opfer und 
ſchwere Entbehrungen dem Berlufte ihrer Mannes- und Priefterehre vor- 
jiehen, auch bier bie gänzliche Erfolglofigfeit de ‚Culturkampfes‘ con: 
ſtatiren. Der ‚liberale Materialismus, dem Geld höher fteht ala Cha- 
rafter und dem Genuß mehr gilt ala Ehre, glaubte durch dad Sperrgeſetz 
die Kirche bejiegen und den Klerus irren zu fönnen. Es iſt ihm nicht 
geglüdt und wird ihn nicht gelingen. Er wird anerkennen müflen, daß 
in der Tatholifchen Kirche, im Fatholifchen Klerus iveale Anſchauungen vor- 
berrichen, die zu Opfern befähigen und begeiftern.“ 

Bon den gejperrten 1063588 M., welche ald Bejoldungen für Tatho- 
liſche Geiftliche der Staat zu zahlen hätte, müfjen von dem katholiſchen 
Volke wenigſtens 800 000 M. für die dringenditen Bedürfniffe der Ge . 
jperrten erjeßt werden. Die von den ftaatlichen Leiftungen für die Bilchöfe, 
Domkirchen, Domanitalten zurüctbehaltene Summe belief fich auf 920 150 M. 
Das Bolt hat als Erſatz hierfür zum Unterhalt der Biſchöfe und ihrer Be 
amten zum mindelten 400000 M. aufzubringen. Außerdem hat aber die 
Regierung ihre Hand auch noch auf jogen. Pfarrdotalgüter (Wohnungen 
und Ländereien) gelegt, jo daß auch bier die Gemeinden für den Ausfall 
eintreten müfjen. 

Eine Zufammenftellung der Summen, welde der Eulturfampf dem 
Lande jährlich Foftet, ergibt jomit folgende Ziffern ?: 


1) In Folge der Vertreibung der geiftlichen Ordens⸗ 


leute für 228 Gemeinden . . . 962070 M. 
2) In Folge der oben angeführten Gulturfampfgejege 2210616 „ 
3) In Folge des Sperrgefetes . . . . 1300000 „ 


Sunma 4472686 M. 


Diefe Summe jtellt aber bloß die nachweislich jährlid vom Volk auf: 
zubringende Culturkampfſteuer oder die Mehrkoſten dar. Die VBerminde- 
rung der Steuerfraft, welche durch die Ausführung des Kloftergejeßes und 
Sperrgeſetzes und durch die Berjagung des einheimijchen Capitals in's Auß- 
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land verurſacht wurde, berechnet Bongartz, und wie uns ſcheint mit vollem 
Rechte, auf mindeſtens 3000000 M. jährlich. 

Doch dieſe materiellen Verheerungen ſind von untergeordneter Beben: 
tung im Vergleich zu dem durch die Maigeſetze hervorgerufenen geiſtigen 
Nothſtand des katholiſchen Volkes. „Von zwölf Diöcefen,“ erflärte Cultus⸗ 
miniſter v. Puttkamer in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 28. Mai 
1880, „ſind nur noch vier unter einer ordnungsmäßigen oberhirtlichen Lei⸗ 
tung. Die Domcapitel ſchrumpfen von Tage zu Tage mehr zuſammen; über 
1000 Pfarrgeiſtliche fehlen, ſo daß in ganzen Diſtricten eine geordnete Seel⸗ 
ſorge kaum ober überhaupt nicht mehr moͤglich iſt; die academiſchen Lehr⸗ 
ſtühle der katholiſchen Facultäten veröden, der Nachwuchs an jungen Prie 
ſtern fehlt, der katholiſche Religionsunterricht an den höheren Lehranſtalten 
kann häufig nicht mehr ertheilt werden. Meine Herren, da8 find alles 
Dinge, die in einem überaus erniten Lichte erjcheinen müfjen, wenn man 
fih vergegenmwärtigt, daß dieje Zuftände nicht ein ober zmei jahre, fonbern 
Sahrzehnte fortdauern und in ihrer verheerenden Wirkung von Tage zu 
Tage ſich fteigern müllen, wenn wir nicht zu einer Beruhigung der Lage 
gelangen.” 1 

Am 9. Juni überreihte v. Puttkamer dem Abgeordnetenhaus eine 
officielle Statiftit der erledigten. geiftlihen Stellen und des muthmaßlichen 
Beitandes an Klerifern, melde zur Ausfüllung der Lücden zur Dispofition 
itanden (192). Die mitgetheilten Ziffern der fehlenden Pfarrgeiftlichen 
waren aber ficher zu niebrig gegriffen, wie das Centrum bei den Debatten 
bervorhob. Doch auch jo geben ſie ein traurige Bild von ber Nothlage 
der katholiſchen Kirche in Preußen. 

Mehr noch als der geiltige Nothitand der katholiſchen Kirche Hatte 
indejien die allgemeine Unzufriedenheit über den Eulturfampf und die Roth: 
mwendigfeit einer Umfehr auf dem volkswirthſchaftlichen Gebiete die Regie 
rung veranlaßt, zur Beendigung des Culturfampfeg den Weg der Vers 
handlungen mit Rom zu betreten. Diejelben begannen im Sommer 1879 
in Münden, wurden jpäter in Gaftein zwiſchen dem Fürſten Bißmard 
und dem Nuntius Mafella fortgeleßt, führten aber vorerit zu feinem 
Reſultate. Doch wurden jie nicht abgebrochen, jondern in Wien zmilchen 
dem Prinzen Neuß, dem deutjchen Gejandten und dem Pronuntius Sacobini 
wieder aufgenommen. Aber es fehlte offenbar von Seiten Preußen? an 
guten Willen. Wer den Streit angefangen, jol auch zuerit die Hand zur 
Berjöhnung reihen. Nach längeren unnüben Verhandlungen entihloß ſich 
endlich Leo XIII., den erjten Schritt auf dem Wege der Verjtändigung zu 
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thun. Der Erzbiſchof von Köln hatte dem Heiligen Vater feinen Com: 
mentar über die Bulle gegen den Socialismus zugeſchickt. In dem Ant- 
wortihreiben unter dem 24. Februar 1880 erklärte nun der Papft, er 
werde, um jein heißes Verlangen nach Wieberheritellung des Friedens zu 
bemeilen, e8 „bulden, daß man der preußiichen Staatsregierung vor der 
canonischen Inſtitution die Namen jener Prieſter fanzeige, welche die Bijchöfe 
der Diöcefen zu Theilnehmern ihrer feeljorgerlichen Thätigfeit erwählen 
würden” (193). 

Es geht ſchon aus dem Wortlaut dieſes Actenſtuͤckes hervor und 
wurde auch von zuverläſſiger Seite aus Rom beſtätigt, daß hier lediglich 
ein Zugeſtändniß in Ausſicht geſtellt wird. Wann und unter 
welchen Bedingungen dieſes Zugeſtändniß wirkſam werde, iſt nicht geſagt 
und hängt von dem weiteren Verlauf der Verhandlungen ab. Die preußiſche 
Regierung, der das päpitliche Breve officiell mitgetheilt wurde, mar aber 
damit nicht zufrieden. Ein dem Pronuntius Jacobini eingehändigter Beſchluß 
des Staatäminifteriumd vom 17. März 1880 verlangt, daß man Firdh- 
licherſeits zuerft praftiich der maigejeßlichen Anzeigepflicht nachfomme, dann 
werde die preußijche Regierung von der Landesvertretung größere Boll: 
machten zu erlangen juchen, um freie Hand zu haben in Ausführung ver 
Geſetze und in Folge davon Milderungen herbeiführen zu Tönnen (194). 
Dana Jollten aljo die Maigejege beitehen bleiben, nur ftellte man unter 
Borausjeßung einer didcretionären Gewalt der Regierung eine milde Aus- 
führung in Ausfiht. Es mußte für den Heiligen Vater gewiß befrendend 
fein, ftatt einer Gegenconcelfion für fein bedingungsweiſes Verſprechen eine 
weitere Forderung zu erhalten, und zwar eine Korderung, welche die Kirche 
ganz der Willfür der Regierung überliefert, fie nad dem Ausdruck Windt- 
borft3 zu einer Anjtalt von Menjchen Gnaden herabgemürdigt hätte. Trotz⸗ 
dem ging Papſt Leo XII. in feiner Nachgiebigleit jo meit, eine zeit- 
mweilige discretionäre Gemalt zuzulafjen, wenn er nur die Zuſicherung 
einer demnächltigen Reviſion der Maigeſetze erhielte. Er verlangte Tein 
Soncorbat, jondern nur ein Webereintommen, auf meldes bin eine Ab- 
änderung der Maigeſetze erfolgen ſollte. Die Tragweite dieſes Zugeſtänd⸗ 
nifjes, das in einer Depejche des Cardinald Nina vom 14. Mai enthalten 
iſt (vgl. weiter unten die gleich zu beſprechenden Actenſtücke), liegt auf der 
Hand und bemeist allein ſchon, daß die Berhandlungen nit megen 
Mangel an verjöhnlicher Gefinnung des Papftes fcheiterten. Yürft Bis⸗ 
marck mollte ſich aber auf eine Revilion der Maigeſetze nicht einlafien. 
Daher nahm denn auch der Papſt dad im Breve an den Erzbilhof von 
Köln bedingungsmeije gemachte Zugeltändniß zurüd. In der erften Hälfte 
des Monat Mai brad Bismard die Verhandlungen plöglich ab. 

g” 
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Wir glauben nicht fehlzugehen, wenn wir behaupten, daß die Haltung 
des Centrums ung den Echlüfjel zum Verſtändniß der ganzen Situation 
bietet. Fürſt Bismard Hatte durch den inımer deutlicher merbenden vollks⸗ 
mwirtbihaftlihen Banferott und die drohende Zunahme des Socialigmus 
die MWeberzeugung gewonnen, dag in der Wirthichaftspolitif eine totale 
Schwenkung erfolgen müſſe. Der nad) Außen jo großartig fi) darftellende 
Bau des neuen Reiches ſchien im Inneren morſch und dem Einfturz nahe. 
Zu dieſer Umkehr in der inneren Politik konnte er aber die liberalen Par- 
teten, die bisher willig Heeresfolge geleiftet, nicht gebrauhen. Es mußte 
daher die faſt ganz verſchwundene conjervative Partei wieder hervorgeholt 
und neu belebt, und außerdem da8 Centrum ald Bundesgenoſſe gewonnen 
werden. Erftere3 gelang dem Reichskanzler ohne große Mühe. Um fo 
ſchwieriger war das Zweite. Daß ji das Centrum aus fich jelbft zu 
einer unbedingten und millenlojen SHeeresfolge, zu einer Partei Bismard 
sans phrase, nicht hergeben würde, mußte nach deſſen Vergangenheit auch 
dem Kurziichtigiten Far fein, deßhalb Fam der Reichskanzler auf feine 
alten Pläne zurüd und juchte dad Centrum auf diplomatiſchem Wege zu 
beeinfluffen und zur SHeeresfolge zu bejtimmen. Prinz Reuß jtrebte in 
Wien, Herr von Radomis in Paris und Graf Werthern in Münden 
durch die Nuntien einen Drud auf den Papſt zu üben, um diejen zu vers 
anlajjen, da3 Centrum zur Veränderung jeiner Haltung zu beftimmen oder 
es zu verurtheilen. Auf diefe Forderung Fonnte aber der Heilige Stuhl 
unmöglid eingehen, nicht nur weil es nicht in jeiner Gewohnheit Liegt, ji 
in die innere Politik anderer Ränder einzumiichen, jondern auch, weil der 
Heilige Stuhl fein Recht Hat, zu politiſchen Zwecken die Haltung der katho— 
liihen Parteien in den verjchiedenen Reichen zu beſtimmen. Als nun ber 
Kanzler ſah, daß der Papft die Politik des Centrums nicht beeinfluffen 
fönne und auch nit wolle, daß aljo von Rom nicht? zu „gewinnen“ fei, 
jo brach er, wie aus der Depeſche des Fürften Hohenlohe vom 5. und 
derjenigen de3 Reichskanzlers vom 14. Mai erhellt, die Verhandlungen als 
zwecklos ab und begann einen förmlichen offenen yeldzug gegen das Centrum, 
diejen „unüberwindliden Thurm“. 

Am 8. Mai 1880 erfchien der „todmüde” Kanzler nad) langer Ab: 
mejenheit zum eriten Mal wieder im Reichstag und jtimmte eine elegijche 
Klage über das Schwinden der nationalen Begeifterung für die Reichsidee 
an und begann eine erregte Philippica gegen das Gentrum, in mwelder er 
die ganze Schale bitteren Unmuthes über die „unübermindlide Fraction“ 
ausgoß, ihr principielle Oppofition, Neich8feindlichfeit, und wie die Artig- 
feiten alle heißen, vormwarf und ſämmtliche Parteien vor einem Zujammen: 
gehen mit derjelben warnte. Gleichzeitig bliefen die Reptilienblätfer wieder 
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im Chorus zum Sturm gegen „Windthorft und Genoſſen“. Bald darauf 
wurde dem Landtag der neue kirchenpolitiſche Geſetzentwurf vor: 
gelegt, welcher der Negierung eine große disCretionäre Gewalt in Bezug 
auf die Handhabung der Maigejege gewährt (195). Unmittelbar vor Be: 
ginn der hierauf bezüglichen Debatten veröffentlichte die „Norddeutſche All⸗ 
gemeine Zeitung” eine Reihe von officiellen Actenftüden in Betreff 
der firhenpolitifhen Verhandlungen mit Rom (196). Diefelben 
iind aber ganz unvollitändig. Die vom Heiligen Stuhle erlafienen Acten- 
‚ftüde, auch mehrere von der preußifchen Regierung ausgegangene Docu- 
mente find nicht mitgetheilt, ficherlih nicht aus Schonung für den Heiligen 
Stuhl. Außerdem find ſelbſt die mitgetheilten nur unvolljtändige Auszüge. 
Endlich” werden alle Documente feit Anfang der Verhandlungen mit Rom 
bis zur Zeit des oben genannten Minijterialbeichlujjeg vom 17. März voll: 
ftändig ignorirt. Daß eine ſolche Sammlung oder, beſſer gejagt, Auswahl 
von Documenten alle Beweiskraft verliert, liegt auf der Hand. Die Ver: 
öffentlihung konnte offenbar Teinen andern Zweck haben, als den Heiligen 
Stuhl bei den deutſchen Katholiken als unverjöhnlich Hinzuftellen, ſowie das 

Centrum bei feinen Wählern in Mißeredit zu bringen und dadurch feine 
Stellung zu erſchüttern. Es wurde von verjdiedener Seite darauf hin- 
gewiefen, daß der Kanzler nicht aus Rückſicht auf die geiftige Nothlage der 
Katholifen eine Veritändigung mit Rom juchte, jondern ganz gegen das 
früher von ihm ausgefprochene Princip der Nichtintervention die Einmiſchung 
einer ausmärtigen Macht in die inneren rein politiichen Angelegenheiten 
Preußens verlangte und bei den Verhandlungen bloß politiiche Zwecke ver: 
folgte. Der Abgeordnete Dr. Windthorft hob dieß in der Sikung vom 
28. Mai! auch nahdrüdli hervor. Bet den Commilfionsverhandlungen 
ſowohl ala bei den Kammerdebatten ſuchte da8 Centrum von Paragraph zu 
Baragraph dur Amendements die Vorlage für die Katholifen annehmbarer 
zu machen. Aber die Amendement3 wurden ſämmtlich verworfen. Die mwerth: 
voliten Artikel der Vorlage (Art. 1 und 4) wurden durd die Manöver 
der Fraction Bennigfen zu Falle gebradt, fo daß die Vorlage in ihrer 
neuen Faſſung faum eine Erleichterung für die Katholiten enthielt. Die 
einzige nennenswerthe Milderung lag in dem Artikel 5, welcher geift- 
liche Amtshandlungen geſetzmäßig angeftellter Geijtlicher „in erledigten oder 
jolden Pfarreien, deren Inhaber an der Ausübung des Amtes verhindert 
it’, für ftraffrei erflären. Dagegen legte dag neue Gejeh die Aus— 
führung der Maigefebe und fomit das ganze Schidjal der katholiſchen 
Kirche in Deutihland in die Willfür des jeweiligen Cultusminifters, 
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bereit3,“" bemerkte er, „in der Preſſe verfündet, es fei die Entſchei— 
dungsſchlacht zwiſchen Katholicismud und Proteftan 
tismus, und nachdem man Dejterreih und damit die Majorität der 
Katholiten in Deutihland gebrochen Hatte, da hat man fein Bedenken 
getragen, die Maske abzumerfen und gegen und Front zu maden, um, 
was man durch dad Schwert nicht vermodte, dur dag Geſetz zu 
verſuchen.“ 

Daß übrigens die Pſeudoliberalen, denen der Culturkampf ein Herzens⸗ 
bedürfniß iſt, den Antrag des Centrums ablehnten, darf nicht Wunder 
nehmen. Viel ſchmerzlicher berührte es, die Conſervativen auf Seiten der 
Majorität zu erblicken, obwohl ſie ausdrücklich anerkannten, daß man in 
den Maigeſetzen zu weit gegangen ſei und der Nothſtand der katholiſchen 
Kirche ſowohl als die Intereſſen des Staates eine Beilegung des unſeligen 
kirchenpolitiſchen Streites fordere. Angeblich wurde der Antrag von den 
Conſervativen verworfen, weil derſelbe nicht den rechten Weg zum Frieden 
bezeichne. Natürlich zu dem Frieden, wie ſie ihn meinten, der in der vollen 
Anerkennung der Maigeſetze und der „Kirchenoberhoheit“ des Staates be 
ſteht. Darf man e3 den Katholiken verargen, day fie nad jolden Er- 
fahrungen gegen gemijje Betheuerungen von Friedensliebe mißtrauiſch ge 
worden ind? 

Der Abgeordnete v. Hammerſtein hatte bei Begründung der ablehnen: 
den Haltung der Conjervativen gegen den Antrag Windthorit gejagt, das 
jei der Kern des Nothitandes, das die Fatholiihen Gemeinden durch die 
Geldopfer für ihre Prieſter erfchöpft würden. Die Hauptjache jei alfo die 
Aufhebung der Temporalienfperre; dieje jei das eigentlihe Mittel 
zur Bejeitigung des Nothitandes. Dr. Windthorft date: ein Mann, ein 
Wort, und nahm von diefer Aeußerung des Wortführers der Confervativen 
Beranlaffung, nach Ablehnung jeines erjten Antrages einen zweiten auf Be: 
feitigung der Temporalienjperre zu ftellen. Die Ablehnung des Antrages 
auf Straffreiheit der Sacramentenjpendung hatte bemwiejen, wie Dr. Windt: 
borit in der Sigung des Abgeorbnetenhaujeg vom 16. Februar 1881 bes 
merkte!, daß es für die Fatholiiche Bevölkerung in der preußiſchen Mo- 
narchie eine freie Neligionsübung nicht mehr gebe, und daß man ed für 
zuläjiig Halte, die Heiligiten Handlungen und die Befriedigung der noths 
wendigften religiöjen Bebürfnijfe unter Strafe zu ftellen. Der neue Antrag 
verlangte nur das leibliche Brod für die Tatholiihen Priejter durch Auf: 
bebung des Geſetzes vom 22. April 1875. „Diele Gele,“ jo begründete 
der Eentrumdführer feinen Antrag, „ordnet nicht etwa an, daß ein einzelner 
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Beiftliher, der gegen die Gejege irgend etwas unternommen, in jeinen Ein- 
. nahmen aus ftaatlihen Mitteln gejperrt werden fol; nein, von vornes 
; herein find alle Reiftungen für alle Geiftlihen und alle 
geiſtlichen Inſtitute gefperrt worden, einerlei, ob die davon 
Betroffenen in irgend einer Weife fi etwas haben zu Schul 
den kommen laſſen.“ Recht harakteriftiich für die Art und Weije, mie 
man Gejege gegen die Katholiken erließ, it die Bemerkung, die Windthorft 
den obigen Worten beifügte: „sch hebe dieß ausbrüdlich hervor, weil mir 
in Privatunterhaltungen hervorgetreten ift, daß Mitglieder dieſes 
hauſes dieſe weittragende Beſtimmung des Gejetes gar nidt 
kannten (!) und geglaubt haben, e8 handle jih nur um die 
jenigen einzelnen Geijtlihen, welde irgend eine Renitenz 
bemiefen haben.” ! 
Aus den weitern Ausführungen Dr. Windthorſts in der ſchon genann- 
ten Sigung vom 16. Februar 1881 fügen wir noch ein längeres Citat 
wörtlich bei, weil e8 nicht nur das Sperrgeſetz in’3 rechte Licht ſetzt, ſondern 
auh die Art und Weife Tennzeichnet, in welcher es durchgeführt wurde. 
„Alſo die Staatsleiſtungen an alle Geiftlichen der Fatholifchen Kirche ohne 
Ausnahme, ſowie an die ſämmtlichen geiftlichen Inſtitute derſelben find 
generell gejperıt, und e3 find ferner nicht etma bloß diejenigen Be: 
duͤrfnißzuſchüſſe geiperrt, welche der Staat freiwillig gab; nein, auch bie 
ienigen gejperrt, welde auf onerojen Titeln, ja auf zmweifeitigen 
Verträgen berufen. Endlich hat man diefe Sperrung nicht etma mohl 
wollend ausgeführt, jondern man hat ein Heer von Proceſſen angeftrengt, 
jelbft in folchen Fällen, wo es zweifelhaft war, ob die in Rede ftehende 
Leiftung nach diefem Geſetz als gejperrt anzujehen war ober nicht. Ach 
hätte gebacdht, daß eine wohlwollende Regierung im Zweifel für das Nicht: 
vorhandenjein der Vorausſetzungen der Sperre ſich erflärt haben mürde. 
Hier ift das Wohlwollen dadurch bejtätigt, daß die Procejje mit enormen 
Koften bis in die lette Inſtanz geführt worden. Noch jetzt ſchwebt eine 
große Reihe jolcher Procefje, und e8 gejchieht nichts, um fie zu Ende zu 
bringen. Die Folge davon ift, daß eine große Zahl von Geiftlichen ihrer 
Einnahmen beraubt ijt, daß eine große Zahl aus ihren Wohnungen hinaus- 
geworfen iſt. Ja wir haben Fälle nachzumeijen, mo die Geiftlichen, die 
aus ihren Wohnungen entfernt murden, nicht einmal zugelafien wurden, 
ald es fich um die Vermiethung der Häufer, die fie bisher beſeſſen, handelte. 
(Hört! Hört!) Man Hat diefe Häufer an andere Leute vermiethet, und 
diefe Geiftlihen müfjen nun ihr Obdach Juden, mo ie e8 finden Fönnen, 
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und zwar an manchen Stellen in Wohnungen, die ihrer Geſundheit nach⸗ 
teilig find. In der Diöcefe Hildesheim war vor der Säcularifation ein 
bedeutendes kirchliches Vermögen, welches nahezu eine halbe Million jährlid 
einbrachte. Nach der Säcularijation waren durch verbindliche Verträge uns 
widerrufliche Leitungen feſtgeſetzt, wonach von dieſer halben Million noch 
47000 Markt gezahlt werden follten. (Sehr nobel! rechts.) Das fällt in 
die Vergangenheit; aber um dieje Nobleſſe zu vollenden, hat bie jebige 
Regierung dur dad Geſetz nun auch diefe 47 000 Mark geiperrt. (Ruf 
im Centrum: Noch nobler!) Greife, welche die letzten Refte ihrer Erſpar⸗ 
nifje aufzehrten und jet Fümmerlid) von den Gemeinden erhalten werben, 
leiden unter diefem Drud. Gerade in diejen Tagen befomme ich einem 
Brief, wonach ein alter SOjähriger Prieſter nahe an der holländiichen Grenze 
allernächſtens fein Jubiläum begehen wird. Es wird dabei bemerft, bie 
Gemeinde fei Klein und arm, und es habe diejer alte Greis, obſchon er jelbft 
gejperrt worden, die milden Gaben, die ihm andermweit zugelommen, mit 
den Armen feiner Gemeinde getheilt. Die Einwohner aller Confeſſionen 
bemühten fich deßhalb, nad dem Maße ihrer Kraft den Jubiläumstag durch 
Darreihung eines reichen Geſchenkes fejtlich zu begehen. Ich wurde dabei ge 
fragt, ob ich irgend etwas für den Jubilar zu thun wüßte. Ich habe geant- 
mwortet: Bei dem Wohlmollen, welches in Berlin für und herrſcht, weiß ich Tein 
Mittel. Vielleiht wird man in Holland etwas mehr Wohlwollen haben. 
Das ift das Sperrgejeß mit feiner Ausführung! Und dieß Geſetz, das 
muß id) bei dieſer Gelegenheit wiederholen, ift erlaſſen im Jahre 
1875 unter Berantmortlidhleit des Minifters Falk, des 
Mannes der freien religiöſen Meberzeugung. (Laden im Een: 
trum.) Um dieſes Geſetz ja wirkſam zu machen — und das ift eine andere 
Ihöne Seite desjelben —, wurde beitimmt, daß, wenn ein Gejperrter Die 
Erflärung abgäbe, daß er die Maigejeße befolgen molle, für ihn die Wieber: 
aufnahme der Leiftungen zuläffig fei. Wehnliches follte eintreten, wenn auß 
eoncludenten Handlungen dasjelbe entnommen werden könne. Das ift 
der Verſuch der Beftehung, der Corruption in der beiten Form 
Rechtens. (Sehr wahr!) Damit nun aber, wenn auf diefe Weile Einer ein- 
gefangen wäre und nun nachher Reue über’ feine Erflärung empjände, biefe 
Neue ja nicht wirkſam fei, wurde beftimmt, daß, mer eine ſolche Erflärung 
widerrufe, abgejegt werde. (Hört! Hört!) Außerdem wird den firchlichen 
Oberen da3 Einfchreiten gegen dieſe Art Leute im Wege des Dißcipfinar- 
verfahrend unterjagt, unter Hervorhebung der Folgen, die eine etwaige der⸗ 
artige Einſchreitung der kirchlichen Behörden herbeiführen folle.. Das 
heigt mit Gewalt die firdlide Disciplin durchbrechen, den 
niederen Klerus gegen den höheren und ben höheren gegen 
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den niederen in Kampf und Widerftreit ftellen. Wenn man 
in ähnlicher Weile gegen eine Staatsdienerſchaft vorgehen wollte, ich 
möhte wohl hören, mie dann gegen ein folches Vorgehen geeifert merben 
würde. Es ift in der That diefe Partie des Geſetzes der directe Verſuch 
zu Aufwiegelung in der Kirde (Sehr richtig!) und daher offenbar 
ein unmoraliſches Mittel. Warum aber jollte der Herr Dr. Falk 
wrüdichreden, biejeg Mittel zu gebrauchen, wenn er. nit davor zurüd- 
geihreckt ift, die Spendung der Sacramente und das Leſen der heiligen 
Meile mit Strafe zu belegen? Monumentum aere perennius! 
rufe ich dem Herrn Abgeordneten Dr. Falk zu; ich weiß zwar nicht, ob er 
da iſt. (Mufe: Ja! Heiterkeit.) Nun, wenn da8 ben Abgeordneten zur 
Seiterkeit Stimmt, jo macht mid) das aud) nit irre. Es wird der Tag 
Iommen, wo auch bieje Heiterkeit ein Ende hat. Das Geſetz trifft alſo ber 
Vorwurf, ein moralifch unzuläfjiges Mittel anzumenben, felbjt wenn 
de Zwed ein guter wäre. Dieſer Zweck ift nun aber Fein anderer, 
als: die Geiftlichfeit dDurh Aushungern zu zwingen, die Maigejege an- 
werfennen. Daß die Gejeße überhaupt zu befolgen find, unterliegt gar 
feinem Zweifel, aber Geſetze, welche das Gewiſſen verlegen, darf 
man nicht befolgen und man muß dann die auf die Nichtbefolgung gejeßte 
Strafe über fich ergehen laſſen. Aber meiter geht die Pfliht des Gehor: 
famd nidt. Zu Unerlaubtem kann und darf fein Staat 
zwingen. Nun bin ih in dieſem Augenblid gar nicht willens, in eine 
weitere Erörterung darüber einzugehen, inmiemweit die Maigejete das Ge: 
wiſſen verlegen. Es ift das von mir und meinen Freunden wiederholt und 
auch beim Zuftandefommen der Maigeſetze ſofort dargelegt worden. Und 
daB wir dad nicht fo Teichthin aus irgend welchem Muthmwillen gethan, 
mögen die Herren daraus entnehmen, was wir alle8 haben über ung er- 
gehen laſſen und waͤhrſcheinlich noch werden ergehen laſſen- müſſen, weil mir 
eben dieſe feite Weberzeugung haben. Es bedarf aber auch irgend eines 
weiteren Nachmweile nicht mehr, denn die Lönigliche StaatZregierung hat 
bereitö ſelbſt anerkannt, daß in fehr vielen Punkten die Maigejebe zu meit 
in das Innere der Kirche eingreifen, und wenn ed dafür eines concreten 
Beweiſes bedarf, jo liegt diefer Beweis in den Verhandlungen, die dem 
Juligeſetz vorausgegangen find. Und ih frage nun die Fönigliche Staats⸗ 
regierung: Wie fommt es, daß ein Geſetz noch fortbefteht, mel: 
ches die Leiſtungen rehtsbegründeter Verpflichtungen ab: 
hängig mat von Gefegen, von denen fie felbft anerkannt 
bat, daß fie in das Innere der Kirche eingreifen? Ich meine, 
daß die Regierung, die diefe Einficht gewonnen, nichts Eiligeres zu thun 
hätte, als die Geſetze jo umguarbeiten, daß die Gewiſſen nicht ferner dadurd) 
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verletzt würden. Aber die Regierung thut gar nichts und erwartet, ich 
weiß nicht welche Kataſtrohhe; — Gott möge uns davor behüten! Die 
gegenwärtige Regierung, obwohl ſie dieſe beſſere Einſicht gewonnen, ſetzt 
dieſes Geſetz in ſeiner Wirkſamkeit fort; ſie macht ſich früherer Sünden 
durch ſubſequente Theilnahme ſchuldig; es iſt das um ſo mehr zu beklagen, 
als fie das Bekenntniß von der Unzuläſſigkeit dieſes Geſetzes in den Juli— 
verhandlungen ziemlich unumwunden hingeſtellt hat, indem ſie ſich ja die 
Vollmacht ausbat, dasſelbe ferner nicht unbedingt befolgen zu müſſen. Es 
iſt in dem Geſetze vom Juli die bekannte Beſtimmung, wonach der Miniſter 
in der Lage iſt, durch Beſchluß des Staatsminiſteriums die Aufhebung der 
Sperre für ganze Sprengel herbeizuführen, es iſt aber in keinem ein— 
zigen Falle von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht. Die große Einrede, 
welche man gegen das von mir geſtellte Verlangen vorbringt, beſteht darin, 
daß man behauptet, es widerjpredhe der Würde des Staates, Leiſtun— 
gen an Geiftliche zu gewähren, melde die Geſetze nicht befolgen’ wollten. 
Ich habe vorhin ſchon gezeigt, aus welchem Grunde von einer Nichtbefols 
gung der Geſetze hier gar nicht die Rede fein kann; dann würde der Ein- 
wand aber doc jedenfall3 auch nur bei folchen Geiftlichen in Anwendung 
fommen fönnen, bei denen eine Renitenz wirklich hervorgetreten ift, und id 
frage den Herrn Minifter: worin hat diejer SOjährige Greis in Laar an 
der holländiichen Grenze in irgend einer Weiſe eine Nenitenz gezeigt, und 
wo hat die überwiegende Zahl der Geiftlichen überhaupt je eine Nenitenz 
bemwiejen, jelbit in dem Sinne der föniglihen Staat3regierung und der 
Majorität dieſes Haufes? Sa, find doc ſelbſt die Priefter, melde 
bereit3 aus dem Amte getreten waren und das lette Gnaden—⸗ 
brod in Emeriten-Anftalten genofjen, gejperrt worden! 
(Hört! Hört! im Centrum) War dad aud) wegen Nichtbefolgung der 
Geſetze? Ach meine, daR die Würde des Staates verlangt, daß Recht und 
Gerechtigkeit geübt werde.“ 

Es hätte in der Macht der Regierung gelegen, eine Majorität für 
den Antrag zu geminnen. Die Confervativen jtanden ihr zur Ders 
fügung. Allein der Abgeordnete Windthorit Hatte ich nicht getäufcht, 
wenn er jeiner Befürchtung Ausdrud gab, die Regierung werde auch 
diegmal ihr vielgerühmtes Wohlwollen gegen die Katholifen und ihre 
große sriedensliebe durch Ablehnung des Antrages documentiren. Man 
lieg die Gentrumsmitglieder für den Antrag ſprechen, hüllte ſich von allen 
Seiten des Haufe in tiefes, hartnädiges Schweigen und nahm jich nicht 
einmal die Mühe, auf die jo wohl begründeten Bejchwerden der Katho⸗ 
Tifen zu antworten. Bei der namentlihen Abjtimmung wurde der Ans 
trag mit nahezu allen Stimmen gegen die des Centrums und der Polen 
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abgelehnt. Der Abgeordnete v. Hammerſtein blieb ruhig ſitzen, kuͤhl bis 
an's Herz hinan. 

Damit war den Katholiken von Neuem klar und deutlich geſagt, daß 
die Zeit noch nicht gekommen ſei, wo man ihnen im Staate Preußen die 
durch Naturrecht, Verfaſſung und Geſchichte zugeſicherte Religions⸗ und 
Gewiſſensfreiheit gewähren wolle. 

Inzwiſchen haben wieder Verhandlungen zwiſchen der preußiſchen Re: 
gierung und dem Heiligen Stuhl ſtattgefunden. Drei Diöceſen (Paderborn, 
Ognabrück und Breslau) haben wieder Capitelsvicare und zwei (Trier und 
Fulda) rechtmäßige Bilchöfe erhalten und die Errichtung einer preußijchen 
Geſandtſchaft beim Vatican ift in Ausficht genommen. Jedoch jo freudig 
wir auch dieſe Ereignijje begrüßen, das Zeichen einer ernften und defini⸗ 
tiven Umlehr vermögen wir darin nicht zu erbliden. In der That, mit 
der Erledigung dieſer Perjonenfrage ift ja für den ungeheuren geiltigen 
Rotbftand der Fatholifhen Bevölkerung faſt nichts gewonnen, da die er⸗ 
nannten Biſchöfe und Bisthumsverweſer Feine Anftelungen vornehmen können 
und die Heranbildung de Klerus ihmen nicht, geftattet ift, da mit einem 
Dorte der ganze Apparat der Maigefeke in voller Thätigkeit bleibt. Hoffen 
wir, dag man endlich fich der Einficht nicht länger verjchließe, daß der 
Culturkampf den Staat ebenjo tief als die Kirche beſchädigt und gefährdet. 
Die Kataftrophe von St. Petersburg im verfloffenen Mai hat jürmahr Har 
genug gezeigt, welchem Abgrunde eine religiös verwahrlogte Bevölkerung 
jutreibt. „So hat aljo die Escorte auch nicht? genügt!” fol der deuſſche 
Kaifer beim Eintreffen der Schredfendfunde aus Rußland ausgerufen haben. 
„Irdiſche Gewalt vermag die Fürften ‚nicht zu Thügen, ihr Schickſal jteht 
in der Hand der göttlichen yügung.” Gemwiß, die Polizei und brutale Ge- 
walt wird die internationale focialiftifche Nevolution nicht hemmen. Die 
jüngften Wahlen zum Reichstag haben die Ohnmacht bloß repreſſiver Maß— 
regeln deutlich gezeigt. Auch Tafelreden über das praftifche Chriſtenthum 
werben dem revolutionären Socialismus auf die Dauer nicht Halt gebieten. 
Hierzu ift vielmehr das volle und ganze, alle Schichten der Geſellſchaft 
durchdringende Chriſtenthum nothwendig. Wie joll aber das Ehriftenthum 
feine eminent fociale Wirkjamfeit entfalten, wenn man es Fnebelt und durd) 
polizeiliche Bevormundung Todtengräberarbeit an ihm vornimmt? Man ent: 
ferne aljo die Maigeſetze und laſſe das Chriftentfum frei und ungehemmt 
jeine fociale Mijfion unter dem deutſchen Volfe erfüllen. Man halte ung. 
nicht immer entgegen: wir Katholiken ſollten ung unterwerfen und die Mai: 
geleße anerkennen, dann werde man Milderungen eintreten laflen und Zu: 
geftändniffe machen. Wir können nidt. Die Maigejege verlegen unfer 
Gewiſſen und die göttlichen, unveräußerlichen Nechte der katholiſchen Kirche, 
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und diefe Güter find und um feine irdiſchen Vorteile feil. Lieber n 
wir untergehen, als den Naden einer unwürdigen Gemifjendtyrannei be 
Doch nein, wir werden nicht untergehen; die vielen Opfer, Gebete 
Thränen, die im Eulturfampfe zum Himmel emporgeftiegen, fie werden 
boffen wir zu Gott, dem fatholijchen deutichen Volk die Gnade der Be 
lichkeit erlangen und die Ausfaat einer befjeren Zukunft werden. Da 
wird das Narrenfchiff der Zeit, diefe Weberzeugung hegen wir mit 
deutſchen Reichskanzler, jchlieplich zerichellen am Felſen der Kirche. 





Actenflüke 


betreffend 


den preußiſchen Culturkampf. 





1) Völkerrechtliche Garantien zum Schub der katholifchen Kirche in 
Dentfchland, fperiell in Preußen. 


1. Der Weſtfäliſche Friede fihert den Katholiken die freie Reli: 
gionsübung. Der Artikel V. des Instrumentum pacis Osnabrugensis 
beftimmt im $ 1, daß der Paflauer Vertrag von 1552 und der Religion: 
ride von 1555 befolgt werben follen, und daß Gleichheit herrichen folle 
zwiſchen katholiſchen und proteſtantiſchen Reichsſtänden. Bejonders mid: 
tig aber für unſern Zweck find die SG 31 und 32. Sie beſtimmen 
über die kirchlichen Rechte proteftantifcher Unterthanen katholiſcher 
Regierungen. Das Gleiche gilt aber auch in Betreff der Rechte katho— 
liſcher Unterthanen gegenüber proteſtantiſchen Regierungen, indem es 
Ipäter beißt, das in den SS 31 und 32 Beſtimmte „fole auch gelten 
(idem observetur) betreffj der katholiſchen Unterthanen der Neichs- 
fände Augsburgiſcher Confeſſion (ratione Subditorum catholico- 
rum Augustanae confessionis Statuum), wo bieje katholiſchen Unter- 
tbanen im bejagten (Normal-) Jahr 1624 den Gebrauch und die öffentliche 
oder private Ausübung ber katholiſchen Religion gehabt” Hätten. Weber die 
Rechte der Proteftanten gegenüber ihren Tatholiichen Regierungen, die dem 
Gejagten zufolge alſo ganz in gleicher Weife für Tatholifhe Unter: 
tbanen gegenüber ihren protejtantiihen Negierungen beitehen, jagt nun 

„$ 31. Der katholiſchen Reihsftände Landſaſſen, Vafallen und Untertbanen (Sub- 
diti) jebweber Art, welche entweder die öffentlide oder private Ausübung ber Aug: 
burgiichen Confelfion im Jahre 1624 gehabt haben, fei e8 nun durch feften Vertrag, 
ober durch Privilegium, oder durch Iangen Gebrauch, oder endlich durch bloße Obfervanz 
des genannten Jahres, follen biefe Ausübung auch fünftighin behalten mit ben Anneren, 
foweit fie biefelben im bejagten Jahre ausgeübt haben, ober deren wirkliche Ausübung 
werben beweiſen können. Für folcherlei Annere werben gehalten die Einrichtung von 
Eonfiftorien und von Schul: und Kirchenbienften (institutio Consistoriorum, Mini- 
steriorum tam scholasticorum quam ecclesiasticorum), das Patronatsrecht unb andere 
ähnliche Rechte. Und nicht minder follen fie (ber Tatholifhden Stände Landsassii, 
Vasalli et Subditi) im Befige aller Kirchen, Stiftungen, Klöfter und Hofpitäler bleiben, 
weldhe zur erwähnten Zeit (1624) in ihrer Gewalt fich befunden haben, mit allen beren 
Zugehörigkeiten, Einkünften und Acceffionen. Und diefes Alles foll immer und überall 
beobachtet werben, bis zu ber Zeit, daß über die chriftliche Religion entweder allgemein 
(universaliter), ober zwijchen den unmittelbaren Reihäftänden und ihren Unterthanen 
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unter gegenſeitiger Einwilligung (mutuo consensu) eine andere Verein — 
barung getroffen fein wird (aliter erit conventum), damit Niemand, ſei es von wem 
immer, auf irgend eine Weiſe ober auf irgend einem Wege geftört werbe. 

$ 32. Die Geftörten oder wie immer Entſetzten aber follen obne jede Ausnahme æ 
in jenen Zuftand ganz vollftändig zurüdverfeßt werben (plenarie restituantur), 1 
welchem fie fih im Jahre 1624 befunden haben.” .... 

Es werden in diefen Beitimmungen aljo den dur da8 Normaljah 7 
befhüßten Unterthanen Fatholifchen mie proteftantifchen Bekenntniſſes gegen =- 
über ihren ander3gläubigen Regierungen überaud widhtige Rech Se 
garantirt, und e3 wird in dem Schlußſatze des $ 31 ausdrücklich fer => 
gejett, „daß Menderungen dieſer Rechte nicht eintreten dürfen, falls nidE>t 
diejer, wenn vielleiht noch jo Eleine Theil andersgläubiger Unterthane Ai 
feine Zuftimmung zu einer neuen Uebereinkunft gibt. 

Unter den weitern Verträgen zum Schutze der Katholiten haben wE = 
zunächſt zu erwähnen 

2. des Vertrages, in welchem Brandenburg und Pfalz-Neuburg ime 
Jahre 1666 ſich über den Beſitz der Ränder Jülich, Cleve, Berg, Mark u. ſ. w- 
verglichen. Hier heißt es in den SG 8 und 9 des Artifes IV. folgender 
maßen: 

„F 8. Wie ingleichen dem Römiſchen Catholiſchen Ordinario, Archidiaconis, Prä⸗ 
laten, Capituln, Provincialen, Abten, Prioren, und anderer geiſtlichen Obrigkeit, auch 
Praesidibus et Moderatoribus Synodorum aut Classium zugelaſſen fein folle, ben 
geiftliden Rechten und eines jeden Ordens Regul zur folge, ad visitationem et cor- 
rectionem vitae et morum auch &inführung und Erhaltung geiftlicder Dißckplin 
zu verfahren. 

$ 9. Und folle die weltliche Obrigfeit in beme, was von ber einen ober anberen 
Religion obgemeldetem Orbinario, Archidiaconis, Praelatis oder Superioribus, ber 
Catholiſchen geiftlichen Rechten unb der regularium Ordinum Satungen, Reguln und 
Statuten, auch der Evangelifden Kirchen-Orbnung gemäß, be Visitati Lebens, Handels 
und Wandels, Verhaltens und Abftraffung halber, ftatuiret ift, nicht verhindern noch 
aufhalten, weniger bie Corrigendos vel Correctos gegen ihre Superiores ſchützen, unb 
fi) zu widerſetzen veranlaſſen; fonbern, wofern ber Visitatus, Corrigendus vel Cor- 
rectus barüber an die weltliche Dbrigfeit provociren mürbe, berfelbe abgemifen unb 
benen ihme vorgefezten geiftlihen Visitatoribus et Superioribus in Vollziehung ber 
Execution gegen den Corrcetum bie Hand bieten und behülflich fein.“ 

3. Beltimmungen, durch welche in den Friedensſchlüſſen mit Friedrich II. 
von Preußen die große Kaiſerin Maria Therefia die Rechte der Katholiten 
Schleſiens und der Grafſchaft Glatz zu [hüten ſuchte. Mehrere dieſer Be⸗ 
ſtimmungen ſind niemals getreu gehalten oder bald ganz vollſtändig verletzt, 
wie z. B. bie, welche die Rechte ber Katholiken an der Univerſität Breslau 
firirten, wir. ſehen daher nur noch einen Paragraphen des Friedens vom 
} feiner großen principiellen Bebeutung. Es 
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„Artikel 6. Se. Majeftät der König von Preußen wird bie katholiſche Religion 
in Shlefien in statu quo erhalten, bergeftalt, DaB jeber Einwohner in feinen rechts 
mäßigen Befigthümern, Freiheiten und Privilegten erhalten bleibe, mie höchftderfelbe 
diefes bei feinem Einrücken in Schlefien erflärt hat, ohne aber jemals die vollfommene 
Hreibeit des Bekenntniſſes der proteftantifchen Religion und bie Souveränetätärechte in 
biefer Provinz zu beeinträchtigen ; jebod) fo, daß Se. Majeftät der König von Preußen 
id der Souveränetätsrehte niht zum Nachtheile des status quo 
ber Fatholifchen Religion in Schlefien bedienen werde.“ 


Ungefähr dieſelbe Ausdrucksweiſe, wie in dem Berliner Frieden von 
1142, findet fih aud in den Verträgen, dur melde die polnijchen 
Yandeötheile an Preußen gefallen find, aljo zunächſt 

4. in dem Tractate König Friedrichs IL. mit dem Könige und der 
Republik Polen, abgejchlofien zu Warſchau am 18. September 1773. Dort 
beißt es im 

„Artikel 8. Die Römiſch-katholiſchen .... werben In Betreff der Religion ganz 
und gar im statu quo, d. 5. in berjelben freien Ausübung ihre Cultus und ihrer 
Lehre, ſowie im Beſitz aller jener Kirchen und Kirchengüter erhalten, wie folcher im 
Augenblick ihres Uebergangs unter preußtiche Herrihaft im Monat September 1772 
beſtand, und es werben Se. Majeflät der König von Preußen und Ihre Nach— 
folger fi der Souveränetätsrechte nicht bedienen zum Nachtheil 
des status quo ber römiſch-katholiſchen Kirche in den erwähnten 
ändern.” . 

Wegen der bejonderen Wichtigkeit dieſes Artifel3 geben wir benfelben 
ausnahmsweiſe auch in franzöfiicher Sprade: 

„Les catholiques Romains..... par rapport & la religion seront entierement 
conserv&s in statu quo, c. à d. dans le même libre exercice de leur culte et 
discipline, avec toutes et telles &glises et biens eccl&siastiques qu’ils poss6daient 
au moment de leur passage sous la domination de Sa Maj. Pruss. au mois de 
Septembre en 1772, et Sa dite Majest6 et Ses successeurs ne se servira point 
des droits de souverain au pr&ejudice du statu quo de la religion catholique 
Romaine dans les pays susmentionnes.“ 

5. Mit diefer lebten Stelle jtimmt überein der Artikel 5 des Vertrages 
von Grodno vom 25. September 1793, zwiſchen dem Könige von Preußen 
Friedrich Wilhelm II. und dem Könige und der Republik Polen, während 
und der Vertrag bei der letten Xheilung Polens bier nicht intereflirt, 
weil die damals von Preußen gewonnenen Diftricte faft ausnahmslos 1807 
an das Großherzogtum Warſchau und an Rußland, 1814 aber ganz an 
Rußland verloren gegangen find. Dagegen kommt 

6. für eine Reihe deutſcher Länder wieder in Betracht der Reiche: 
beputationshauptihluß vom 25. Februar 1803. Hier ift der wichtigfte 
Artikel für unfern Zweck 

„Artilel 63. Die bisherige Religionsübung eines jeben Landes foll gegen Auf: 
Bebung und Kränkung aller Art geſchützt fein; insbeſondere jeder Religion der Beſitz 
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und ungeflörte Genuß ihres eigenthiimlichen Kirchengut® auch Schulfonbs nad ber 
Vorſchrift des weſtfäliſchen Friedens ungeftört verbleiben. Dem Lanbesherrn fieht jebodh 
frei, andere Religionsverwandte zu dulden, unb ihnen ben vollen Genuß bürgerlider 
Rechte zu geftatten.” (Vgl. „Germania“, 1874, Nr. 122.) 


2) Erklärungen der Vertreter des preußifchen Staatsminiſterinms vom 
Jahre 1869 in Betreff der Exiſtenzberechtigung der katholifchen 
Ordensgenoffenfchaften in Preußen. 


Der Bertreter de8 Cultusminiſteriums erklärte: 


„Klöfter im gefeglihden Sinne des Worte, worunter geifllide Corporationen, 
beren Mitglieder zu gemeinjchaftlicdem Leben und zu befonberer gemeinfchaftlicher 
Religionsübung nad gewiſſen, von ber Kirche beftätigten Regeln durch feierliche Bes 
fübde ſich verpflidhtet haben, zu verftehen find, waren zur Zeit ber Emanation ber 
Verfaffungdurfunde vom 81. Januar 1850 in Preußen in nicht großer Zahl vorbanben- 
Seitdem find in ben acht älteren Provinzen bed Staates neue berartige Klöfter nicht 
entftanden, meil fie alß geiftliche Geſellſchaften nad Artikel 13 der Berfaffungsurtunde 
Corporationdrechte nur durch bejondere Gefege hätten erlangen können, folche Geſetze 
aber bis jet nicht ergangen jind. 

Dagegen haben Genoſſenſchaften, deren Mitglieder ſich aus chriſtlicher Liebe wohl⸗ 
thätigen Zmweden, namentlich der Krankenpflege, jowie dem Unterricht und Der Erziehung 
ber Jugend widmen, fon vor Erlaß der Verfaſſungsurkunde fi in erheblicher Zahl 
gebildet. Diefe Genoſſenſchaften unterfcheiden ſich mefentlid von ben Orden, indem 
ihre Mitglieder nur einfache Gelübde ablegen und nicht ben ſtrengen Klaufurvorfähriften, 
ſowie den vermögensrechtlichen Beſchränkungen, gleih ben Orden, unterworfen find, 

Die Verfaffungsurfunde vom 81. Januar 1850 gemwährleiftet im Artikel 12 neben 
ber Freiheit bed religiöfen Belenntniffes ausdrüdlich Die freiheit ber Vereinigung zu 
Neligiondgefelichaften, zu denen nach den 66 10 bis 12 Titel 11 Theil II. des All 
gemeinen Landrechts auch bie geiftlichen Gejellihaften, worunter nad $ 939 a. a. O. 
Stifte, Klöfter und Orden verftanden werben, zu zählen jind, ſowie ber gemeinfamen 
häuslichen und Öffentlichen Reltgionsübung, und gibt im Artikel 30 allen Preußen das 
Recht, fi zu ſolchen Zweden, weldhe den Strafgefeten nicht zumiberlaufen, in Gefells 
Ihaften zu vereinigen. Die Ausübung dieſes Rechts kann auf Grund bed Ediets über 
die Einziehung ſämmilicher geiftlicher Güter in ber Monardie vom 30. October 1810 
nicht beichränft ober gehindert werben. Dasfelbe bezieht fich auf die damals beftanbenen 
Stifte und Klöfter, und unterfagt dieſen bie Ertheilung von Anwartſchaften, fomwie bie 
Annahme von Novizen, enthält aber fonft kein Verbotgeſetz, conjervirt ausdrücklich bie 
Klöfter, welche fih mit Erziehung der Jugend und Krankenpflege beichäftigen, nimmt 
fogar deren neue Yundirung in Ausfiht und ift fein Strafgeſetz. 

Die Verhandlungen fowopl ber Erſten als auch ber Zweiten Kammer wegen Res 
viſion der Verfaſſungßurkunde vom 5. December 1848 lafſen Feinen Zmeifel darüber zu, 
daß man fi) damals ber Richtigkeit dieſer Auffaflung vollfommen bewußt geweſen ifl. 

Wenn auf $ 96 bei: GtrnigefehöudE vom 14. April 1851 hingewieſen ift, wos 
nad) bie Thellnahme an bane, berem Daſein, Berjafjung ober Zwed vor 
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der Staatsregierung geheimgehalten werden ſoll, oder in welcher gegen unbekannte 
Obere Gehorſam, oder gegen bekannte Obere unbedingter Gehorfam verſprochen wird, 
an den Mitgliedern mit Gefängniß bis zu 6 Monaten, und an ben Stiftern, Vor: 
Rebern und Beamten der Verbindung mit Gefängnig von 1 Monat bis zu 1 Jahr 
zu befirafen it, fo fommt in Betracht, daß nach den bemährteften Kirchenrechtslehrern 
bie Otdensmitglieder überhaupt fich nicht zu einem unbebingten Gehorfam verpflichten, 
und dag in ben befannten Statuten und Regeln ber in Frage ftehenben geiftlichen 
Geelihaften fich ein Gebot des unbebingten Gehorfams gegen bekannte, ober bed Ges 
hotſams gegen unbelannte Obere nicht findet, fo daß fich Fein Anlaß zum Vorgehen 
auf Grund ber gedachten Strafbeſtimmung ergeben bat.“ 


Der Commiffariug des Herrn Minifterd des Innern fügte dieſen 
Ausführungen Folgendes Hinzu: 

„Der Begriff eines Klofterd im rechtlichen Sinne, insbeſondere auch nad) ber 
Definition des Allgemeinen Landrechts, ſetze den Beſitz von Corporationsredgten voraus, 
Da geiftliche Geſellſchaften nach Artikel 18 der Verfaffungsurfunde dieſe Rechte nur 
dur) beſondere Geſetze erlangen Fönnen, und es notoriich fet, daß fein derartiges 
Specialgeſetz ſeit Erlaß der Verfaffung erlaffen worben, fo ergebe fi), daß feit biefer 
Zeit neue Klöfter nicht entftanden fein können. 

Bas aber anderweite, mit Corporationsrechten nicht verfehene geiftliche Verbin: 
dungen anlange, fo begreife dad im Artikel 80 der Verfaffungsurkunde allen Preußen 
gewährleiftete Mecht, fich zu Zwecken, bie ben Strafgeſetzen nicht zumtberlaufen, in Ge: 
ſellſchaften zu vereinigen, auch die Befugniß in fich, fich zu geiſtlichen Geſellſchaften zu 
verbinden. Derartige Verbindungen ſeien im rechtlichen Sinne feine Klöfter, ſondern 
Bereine, und müflen lediglich nach den Beftimmungen ber das Verfammlungs: und 
Bereinsrecht betreffenden Geſetze beurtheilt werben. 

Wenn erwähnt worden, daß Verbindungen von Mitgliedern geiftlicder Orden aus 
dem Grunde ftrafgefeßwidrig feien, meil bie Mitglieder fich zu unbebingtem Gehorſam 
gegen ihre Obern verpflichten, fo fei bieß eine unermwiefene Behauptung. Der Staatd: 
- regierung felen feine Umftänbe befannt geworben, welche in bekannten Fällen den That: 
befand des Artikels 98 bes Strafgeſetzbuches hätten erkennen laſſen.“ 


Der Commiſſarius des Herrn Juſtizminiſters gab nadjftehende Er- 
Härung ab: 


„Der Artikel 30 ber Verfaffungsurfunde babe allen Preußen das Recht ber freien 
Affociation für alle den Strafgefegen nicht zumiberlaufenden Zwecke auch auf bem relis 
glöjen Gebiete eröffnet. Könnte hierüber noch ein Zweifel befiehen, fo befeitige ſich 
berjelbe Angeſichts ber Thatſache, daß bie zur Ausführung bed Artikels 30 erlaſſene 
Berorbnung vom 10. März 1850 im lebten Abfat bes $ 2 auch bie kirchlichen und 
seligiäfen Vereine In feinen Bereich ziehe, und, fomeit fie nicht Corporationsrechte 
erlangt, den Beflimmungen der SS 1 und 2 unterflelle. Cine zweite Beſchränkung 
Diefer Vereine fei durch ben Artikel 18 begriindet worden, inbem danach geiftliche Ge⸗ 
ſellichaften Corporationsrechte nur durch befondere Geſetze erlangen können. Diefer 
Zeſatz beruhe auf einem in ber Erſten Kammer geftellten Antrag des Abgeorbneten 
»:Ummon, welcher bezwedt habe, damit bie Anſäſſigmachung von katholifchen Ordens⸗ 
gehlichaften,, insbeſondere der Jeſuiten, in Preußen zu erſchweren. Die Stellung 
Nies Autrages und deſſen Annahme beweiſe, daß man bie Nieberlaflung von bers 
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gleichen Orden nach den allgemeinen Grundſätzen ber Verfafſung für ſtatthaft erachtet, 
wie denn auch bie Verhandlungen über dieſen Antrag, insbeſondere bie Reben det 
v. Ammon und bed Abgeordneten Wachler (Stenogr. Bericht I. Kammer 49/60. 
Bd. II. ©. 962 fj.), die von Feiner Seite beſtrittene Ueberzeugung beurfunbeten, daß bie 
Mitglieder ber geiffidien Orden durch bie Berfaffungsurfunde das freie Affoclatlons« 
recht erlangt Hätten. Es fei bei unbefangener Betrachtung ber erwähnten Gefege und 
Verhandlungen nicht möglich, fi) der Ueberzeugung zu verfäließen, daß nad) ber Mbr 
fügt des Gefehgebers bie neu fid) bilbenben geitlichen Gefelfgjaften nur ben auß jenen 
Geſetzen fi) ergebenden Beſchränkungen, nicht aber ben in bem älteren Rechte in Bezug 
auf geiſtliche Orben und Klöfter getroffenen Beftimmungen unterworfen fein follen.“ 
(Vgl. P. Reigensperger, Ueber bas Verhältnig des Staate zur Kirche und bie 
Jeſuitendebatte im d. Reichstag ©. 21.) 


Actenftüke, betreffend die Haltung der norddeutfchen Regierung zum 
Daticanifchen Concil. 


A. Notenwechſel zwifhen dem Fürſten Bismard und dem Gefandten 
des norddeutihen Bundes v. Arnim in Rom. 


3) Depeſche des Geſandten des norddeutſchen Bundes vom 14. Mai 1869. 


„Em. Excellenz hohen Grlaß vom 2. d. M. mit ber Gireularbepefche des Fürften 
Hohenlohe vom 9. April habe ich zu erhalten bie Ehre gehabt. Die Borausfegung, 
baß bie bayerifche Depeiche auch Hier mitgetheilt worden fei, trifft micht zu. Hert 
v. Sigmund hat nit ben Auftrag gehabt, im Batican fi Im Sinne ber Depeſche zu 
äußern. Cr beftreitet auch, durch feine Verichte Anlak zu berfelben gegeben zu Haben. 
Wahrſcheinlich if der Fürft Hohenlohe zu biejem Schritte von dem Stiftspropſt Döl- 
Tinger infpirirt worden, welder in feiner Verſtimmung gegen Rom ohne Zmeifel fehr 
geeignet fein wird, bie Gefahren In etwas übertriebener Weife hervorzuheden welche 
dem ‚mobernen Staat‘ aus ben vermutheten Concilsbeſchlüſſen erwachſen können. Es 
iſt nun natürlich, daß Herr v. Döllinger, befien theologifche Tendenzen von Rom auf 
Antrieb der ulttamontanen deutſchen Wiſſenſchaft unterbrüdt werben, deſſen perjönliches 
Selbſtgefühl noch kürzlich verlegt worben iſt, als man ihn bei ben Vorarbeiten für das 
Concil überging — in den weltligen Regierungen Bunbeögenofien zu finden wünſcht, 
welche er zu anderen Zeiten nicht gefucht Haben mwürbe. Wie bem auch fei — es If 
gewig volfommen richtig, daß bie Perfönliggfeiten, melche auf den Gang der Goncilde 
arbeiten tonangebenb einmirken, bie Jubißcretionen, welche über biefelben in bie Deffents 
lichkeit gelangen, und vor allem auch bie unberechenbare Inbivibualität bed Papftes, 
den Regierungen hinreichende Beranlafjung geben, ber Gntmidlung ber Dinge mit 
Aufmerffamkeit zu folgen unb zu eventueller Wahrung ihrer Kechte bei Zeiten Vor⸗ 
tehrung zu treffen. \ Der) Dieb junächft durch bie Befürchtung beuns 
rubigt, daß die Iufalli J bern Eoncl auf Betrieb ber Zefulten 

feſtt ieie Frage bürfte jedoch nicht zu den ⸗ 
andern Sinne für den Staat 
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von wejentlicher Bebeutung ij. Wenn es möglih wäre, ber Theorie des Baſeler 
Concils Anerkennung zu fihern, daß das Eoncil über dem Papft fteht, könnte das 
durch die Megierungen vertretene Laienelement ein Intereffe daran Haben, für die De⸗ 
fintung des Dogma’3 in dieſem Sinn einen ernſtlichen Kampf zu beginnen. Das 
Bajeler Eoncil ift aber In Rom nie anerkannt worben, und innerhalb ber Fatholtfchen 
Kiche find die Anhänger biefer Definition fo felten, wie die Huffiten in Böhmen. Der 
Streit dreht fich jebt nur um bie Frage: ob ber Papſt ohne das Concil infallibel ift, 
der ob die Infallibilität nur beim Papft mit dem Concil zufommt. Ein müßiger 
Vortftreit, ber auf Die Stellung ber weltlichen Regierung ohne Einfluß bleibt. Kirchen⸗ 
gelege und Kirchendecrete Fönnen den Regierungen unbequem oder unannehmbar er- 
(deinen und ihnen bie Pflicht des Widerſtandes auferlegen. Wie dieſe Geſetze und 
Deerete aber zu Stande gefommen find, ob durch eine Willensäußerung des infpirirten 
abioluten Papfte8 oder burch einen Beſchluß der conftitutionelen Kirchenlegislative, 
mirb meiftens ganz gleidhgültig fein. Es wäre zu bedauern, wenn bie Negierungen in 
den Streit um biefe theologifhhen Schulmeinungen fi einmifchen wollten. Wefentlich 
anders Tiegt die Sache in Bezug auf bie Beichlüffe, welche die Firchlich:politifche Com: 
miſſion vorbereitet. Diefelben werben zwar für den Staat — fei er feubal ober 
modern — nicht fo gefährlich fein, mie bie Tendenzen und Maßregeln der ‚Inter: 
nationale‘. Aber unzweifelhaft bleibt, daß bie Megierungen bie Berechtigung und viel- 
lit die Verpflichtung haben, rechtzeitig Stellung zu nehmen gegen bie möglicherweife 
vorliegende Abfiht, über das Verhältniß des Staated zur Kirche mit dogmatiſcher 
Autorität Grundſätze zu proclamiren, welche den gefeglich oder vertragsmäßig beftehenben 
Zuſtand in Frage flellen. Auf den erften Blick fcheint es, daß dieſes ‚Stellungnehmen‘ 
verihoben werben könnte, biß beflimmte Beſchlüſſe vorliegen, durch welche ein Conflict 
geichaffen wird. Man könnte meinen, daß dann immer noch Zeit fein wirb, dem un= 
berechtigten und einfeitigen Anſpruch bie vis inertiae des beftehenden Rechtes ent: 
gegenzuftellen. Hierbei wird jedoch ein Factor von immenfer Wichtigkeit überfehen. Es 
iR zwar richtig, daß bie Concilsbeſchlüſſe in biefen Materien für die weltlichen Re- 
gterungen zunächſt feine andere Vebeutung haben, als bie Theſen eined wiſſenſchaftlichen 
Bereind. Aber es tft ebenfo unläugbar, daß das einmat feſtſtehende Concilsdecret 
Millionen in ihrem Gemiffen bindet, und daß die Negierungen — wenn fie auf dem 
Widerſtand beharren — was ihnen in der Regel nicht zu gelingen pflegt — darüber in 
eine verſchobene Stellung zu ihren Untertbanen gerathen, welche für lange Zeit eine 
Quelle von Unannehmlichkeiten für bie Negterung und von Klagen feitend der Unter: 
tbanen werben kann. Hier drängt fi num bie Frage auf, ob und auf welche Weiſe 
es möglich iſt, dieſen Unannehmlichfeiten zu entgehen. Der Fürſt Hohenlohe fieht das 
Mittel in einem Ginverftändnig aller europaifhen Regierungen über bie Haltung, 
welche fie gegenüber ben Tendenzen und Beichlüffen bes Concild einnehmen mollen. 
Das Ziel, welches ber bayeriſche Minifterpräfident fich geftedt hat, liegt etmas zu hoch. 
Die Beforgniß liegt nahe, daß durch das jedenfalls refultatlofe Bemühen, für zu viele 
wiberfireiterrbe Elemente einen Boben gemeinfchaftlicher Intereffen zu finden, aud bag 
Erreichbare erſchwert worben ift — nämlich das Einverftändniß der vereinigten Staaten 
Deutſchlands über ein ibentifches Verhalten in ber benorftehenben kritiſchen Epoche. 
Sollte dieß jeboch nicht ber Fall fein, follte in Paris, Florenz, Wien bie bayertche 
Initiative nicht den Wunſch rege gemacht haben, die bargebotene Gelegenheit zu aller- 
band eigenen Zwecken zu benugen, fo würbe es rathfam fein, zunächft mit dem Fürſten 
Hohenlohe und dann mit den übrigen beutfchen Regierungen die Schritte zu verein 
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baren, welche, nach Maßgabe ber veränderten Umſtände, ben geſchichtlichen Trabitionen 
entſprechen und nad Lage ber Dinge unerläßlich erſcheinen. Der Fürſt Hohenlohe 
glaubt, daß es zweddienlich fein werbe, wenn bie Vertreter ber Megierungen angemwiefen 
würden, ſchon jetzt gegen ſolche Beichlüffe Verwahrung einzulegen, welche das Gondi 
einfeitig und ohne Beratung mit ben Staatögemwalten fafjen mödte. Hierfür ik 
jeboh, wie Em. Greellenz in bem Erlaß vom 2. d. M. hervorheben, die Sache in 
feiner Beziehung reif. Es ift vollſtändig unmöglich, auch nur eine annähernbe Kennt 
niß von dem Refultat ber Berathungen zu haben, melde im Schooße ber Commiſſion 
für Mirhlich-politifche Fragen gefaßt fein mögen, Und felbft wenn biefe Belchlüffe uns 
im Einzelnen befannt wären, würde ein Proteft gegen biefelben nicht gerechtfertigt fein, 
da das Gutachten einer Commiſſion immer noch fein Concilsbeſchluß if. Die Berfonen, 
welche in der Commiffion ben Ton angeben, ber Carbinal Reiſach, und von Deutfchen 
Moufang und Molitor, von YFranzofen der Abbé Gibert, Bicar bes Biſchoſs non 
Moulins, Monfignore de Dreux⸗-Bréz, rechtfertigen Die Beforgniß vor unaunehmbaren 
Beichlüffen in hohem Grabe. Dagegen iſt in biejelbe Commiffion von franzöfifchen 
Geiſtlichen ber Abbé Freppel eingetreten, und es fiten darin Staliener, die ganz anberen 
Richtungen angehören, aus beren Mittbeilung gejchloffen werben darf, baß bie ge: 
mäßigten Elemente nicht ohne allen Einfluß geblieben find. Mit einem Worte, es ift 
unmöglich, über die Natur ber bis jekt gemachten Vorarbeiten Daten zu erhalten, 
welche die Grundlage eines Protefted oder überhaupt ivgenb einer diplomatiſchen Des 
marche werben könnten. Eine Thatſache aber fteht feſt, gegen welche die Regierung 
eine jeben Landes proteftiren Tann, in bem bie Tatholifche Kirche eine burch Geſetze 
ober Verträge geregelte Stellung bat — bie Thatſache, daß in Rom über baB Ber 
hältniß des Staates zur Kirche mit dem Anſpruch verhandelt wirb: bindende Normen 
aufzuftellen, ohne ben bet dieſen Dingen intereffirten Staat als andern Paciscenten 
ober gleichberechtigten legislativen Factor zur Berathung zu ziehen. Gegen biefe Thats 
ſache könnte bie Regierung proteftiren, und bier ijt der Punkt, auf welchem ber Hebel 
eingefeßt werben muß, wenn es ſich darum handelt, Deutſchland ben legitimen Einfluß 
zu fihern, den es zu allen Zeiten auf Concilsbeſchlüſſe gehabt hat. Der Proteft allein 
genügt jedoch nicht, wenn nicht gleichzeitig der Anſpruch auf Zulaſſung eines ober 
mehrerer oratores zu den Verhandlungen bed Goncild erhoben wird. Die Theilnahme 
des dur den Staat vertretenen Latenelementd an den Verhandlungen bed Eoncils 
ericheint als das einzige Mittel, rechtzeitig von dem Gange der Verhandlungen unters 
richtet zu fein — das heißt: nicht zu früh und nicht zu Spät — zu proteftiren, Ein⸗ 
fluß zu gewinnen, fehüchterne Elemente zu jammeln und politiiden Machinationen 
vorzubeugen, welche unter dem Dedmantel kirchlicher Berathungen verfucht werben 
fönnten. Die Maßregel, über welche zwilchen dem norbbeutfchen Bunbe mit bem 
Fürften Hohenlohe und ben übrigen deutſchen Regierungen ein Cinverftändniß herbei⸗ 
geführt werben müßte, wäre demnach: ‚das in Rom eventuell zu ftellende Verlangen, 
daß zu ben Berathungen des Concils ein ober mehrere Botjchafter des vereinigten ober 
zu biefem Zwecke verbünbeten Deutſchlands zugelajjen werben.‘ Einen weiteren Bericht 
zur Grörterung einiger bier in Frage kommenden Schwierigkeiten und zur weiteren 
Motivirung der Form bes gedachten Vorfchlagd behalte ich mir vor. An biefer Stelle 
geftatte ich mir nur noch zu erflären, warum ich die Aborbnung eines deutſchen Bots 
Ichafter8 zum Concil als eine ‚eventuelle‘ Maßregel bezeichnet habe. Nach allen bier 
eingehenden Nachrichten ift der Kaiſer Napoleon über fein Verhalten in ber Concils⸗ 
frage ebenfo unſchlüſſig, wie er e8 in ber Regel am Borabende wichtiger Entſcheidungen 
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a fein pflegt. Namentlich ſcheint über bie Theilnahme eines franzöſiſchen Botſchafters 
em Goncil noch Feine Enticheibung getroffen zu ſein. Auf der andern Seite liegt am 
Tage, daß ber Kaijer an dem Ausgange des Concils mehr directes Intereſſe hat, als 
gend ein anderer Souverän. Sollte er aber bennod für angemefjen erachten, Rom 
mad dad Concil ſich felbft zu überlaffen, und fi) vorbehalten, gegen etwaige mit dem 
hanzöfiihen Staatsrecht unverträgliche Beichlüffe nachträglich zu reagiren, fo würbe er 
bed Obium des Conflict? auf fih nehmen müſſen, und bie andern europäiſchen Regie⸗ 
tungen würben bie Verantwortung ihrer etwaigen Protefte in viel geringerem Maße 
tragen als bie Taiferlihe Regierung. Dazu fommt, daß die Rechte bed Staated in 
Frankreich viel audgebehntere und eingreifenbere find, als in Deutichland, namentlich in 
Preußen, fo daß ein Concilsbeſchluß, der bie geringe Prärogative ber preußiichen Krone 
verlegt, nothwendig auch in Frankreich einen Conflict hervorrufen müßte. In Berüds 
ſichtigung dieſes Verhältniſſes ſcheint es gerathen, bie etwaigen Verabredungen mit 
Sayeın geheimzuhalten und nicht zur Ausführung zu bringen, fo lange wir nicht über 
die Abfichten ber franzöfifhen Regierung vollftänbige und fichere Information haben.“ 
v. Arnim. 


4) Depeſche des Bundeskanzlers vom 26. Hat 1869. 


„Berlin, 26. Mai 1869. Ich benutze ben dießmaligen Feldjäger zu einer fofor: 

tigen Mittheilung in Bezug auf bie in Ihren eingehenden Berichten vom 14. bi8 
17, Mai über das ökumeniſche Eoncil behandelten Fragen. Nachdem ih St. Maj. 
km König darüber Vortrag gehalten, kann ich in Uebereinftiimmung mit den aller- 
hen Intentionen Ew. zc. Folgendes barüber eröffnen. Mit dem Vorſchlage Em. ꝛc., 
bei Preußen fi, eventuell in Gemeinſchaft mit dem übrigen Deutſchland, nad dem 
Gebrauch der Regierungen bei früheren Eonsilien, durch beflimmte Abgefanbte ober 
Regierungsbevollmächtigte (oratores) al3 Staat auf dem ökumeniſchen Eoncil felbft vers 
freten folle, bat Se. Maj. der König fich nicht einverfianden erflären können. Ew. ıc. 
baben ſelbſt bie Schwierigkeiten einer ſolchen Maßregel nicht unbeachtet gelaffen; Dies 
jelben würben ſich aber bei jedem Verſuch einer praftifchen Verwirklichung noch viel 
größer berausftellen, als fie fhon im Voraus erfcheinen müffen. Es ift mir faum zmeifel: 
haft, daß Rom den Anſpruch proteftantifcher, d. h. Tegerifcher Regierungen — und als 
foldde wird man in Rom Preußen und die Mebrbeit ber deutſchen Regierungen immer 
anſehen und über das perſönliche Glaubensbelenntnig bes Souveränd nicht jo leicht 
binweggeben, wie Em. ꝛc. es zu glauben fcheinen — auf Vertretung nicht anerkennen 
werbe; eine Yorberung aber zu ftellen, welche nicht burchgefeßt werben Tann, würde bie 
Regierungen nur in eine ſchiefe Lage bringen, ihrem Proteft aber ficherlich feine größere 
Kraft verleihen. Aber felbft wenn man in Rom den Anſpruch zugeftehen wollte, in welcher 
Lage würden fich die Oratores auf dem Concil befinden, deſſen immenje Mehrheit fie 
als Eindringlinge, als (wenn auch ihrer Perſon nad katholiſch) Abgeſandte ketzeriſcher 
Regierungen anfehen, und jebe ihrer Aeußerungen mit Mißtrauen und Mißgunſt aufs 
nehmen mürbe. Eine fortwährende Verlegung der Würde der Souveräne wäre dabei 
taum vermeiblih. Ew. 2. haben ſelbſt die frage aufgemorfen: welche Stellung bie 
Abgejandten auf dem Eoncil einnehmen follen. Als Inbivibuen wären fie, wie Em. ꝛc. 
mit Recht bemerken, Einzelne gegen Hunderte, und ihr individuelles Stimmrecht würde 
von gar Feiner Bebeutung fein; ihr perfönlicher Einfluß aber würde eben von ihren 
PVerfönlichleiten abhängen, welche für biefen Zweck auszuwählen ſchwer genug fein 
würde. Als ‚Regierungsbevollmädhtigte‘ dagegen müßten fie im Namen ber Regierungen 
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ein Veto einlegen önnen; daß man ihnen dieß nicht zugeftehen wirb, verficht fich von 
ſelbſt. Wroteft einzulegen aber if Immer eine undanfhare Mühe, und hat nur dan 
eine Webeutung, wenn e& In ber Macht des Proteftipenben liegt, basjenige zu verhin⸗ 
bern, mogegen er proteflirt. Ein Proteft ber Abgeſandten aber, über ben ba8 Gone 
ohne Zweifel ohne alle Rüdficht mit weiteren Beſchlüſſen Hinmegginge, würbe bie Re 
glerungen nur In eine ſchwierigere Lage bringen, ais wenn fie einfad) Befchlüflen gegen« 
über ſtänden, bie ohne Beteiligung von Ihrer Geite und ohne Gegenwart von ihren 
Vevollmägtigten zu Stande gefommen wären. Ich habe nur einen Theil ber Schwierige 
felten berühren wollen, welche ſich ber praktiſchen Ausführung bes Vorſchlags entgegen- 
ſeben würden. Die Haupiſache bleibt immer, daß bie ganze Theilnahme der Statt 
gewalten an einem Conell auf einem ganz fremden, für uns nicht mehr vorhandenen 
Boden, auf einem ber Vergangenheit angehörigen Verhältnig bes Staates zur Kirche 
beruht, und nur fo lange einen Sinn Hatte, als ber Staat ber katholiſchen Kirche, als 
ber Kirche, ber einzigen allumfaffenden Kirche, gegenüber fand. Selbſt bei bem tris 
dentinlſchen Concil, wenigſtens bei ben Anfängen unb Vorbereitungen desſelben, war 
diefes alte Verhältnik noch vorhanden, und bie proteftantiichen Regierungen, wie bie 
proteſtantiſchen Hemeinben, fonnten nod zu dem Concil eingelaben werben, weil fie 
noch nicht als unwiederbringlich aus ber Kirche ausgefchieben angeſehen werben fonnten. 
Die Kirche Hand damals nod In einem beftimmten intimen und gewiſſermaßen rechtlich 
feitgeitellten, d. h. von ber Kirche in ihrem Recht anerfannten Verhältniß zum Gtaatz 
das canoniſche Recht mit bem ganzen Arfenal feiner Beffimmungen auch über das 
Grenzgebiet zwiſchen Staat und Kirche Hatte damals noch eine Bebeutung für ber 
Staat. Darum fonnten bie Regierungen aud unter befliimmten rechtlichen Formen in 
Die Beratbung und Regelung der kirchlichen Dinge eingreifen, mie fie es durch ihre 
Dratores anf dem Goncil thaten. Ebenſo trat am fie nachher bie Frage heran: ob fe 
durch Acceptation der Conellsdeſchlũſſe bie von ben Iekteren in Firhlig-Raatlichen Dingen 
werrofienen Aenderungen als einen Theil ihres Öffentlichen Rechts anerkennen wollten. 
Dieies Berhältmik bar ſich iept, wenigſtens für uns, vouſtändig geänbert. Befanntikh, 
dat eine Anzabl der europäiihen Staaten bie Beichlũſſe des tridentiniichen Concils aus⸗ 
druitlich acceprirt und publicitt. andere nicht. Für Preuken hat davon nie bie Rebe fein 
oder auch nur bie Frage auigeworien werden lönnen. Ebenio wenig könnte ober bürfte 
gept für Vreußen bie Frage eniiteben: ob es die Beichlüffe des neuen ölumeniihen Concils 
acceptinen und damit ais einen Sertandibeil feines geltenden örientlichen Redhtäzufanbeß 
anerfeunen wolle. Wenn es ader durch adgeiandie Vertreter an den Serathungen des Gons 
SÄÜR tdeitnätme, *0 mirde es eben dadurd in den dau fommen. ich über bie Beichläffe 
desselben zu erflären, und fir eventuell als Theil seined Staats- und Kirchentechts ans 
zunehmen oder zu vermerfen — einen Kal. deifen Terwirflihung Gm. x Ad mr einen 
Rugenbtit verzuitellen drauden. um bie volle Unmöglichfeit einzu'eben. für Preußen 
zÄht 08 verfaifiungemäsig wie politiih nur einen Stantpunft den der vollen Freiheit 
der Kine im Firdhiichen Dingen und ber entichiedenen Abwehr zedes Uebergriffs anf 
das Nautlide Gediet. Zu der Vermiihung beider sie die Sand zu dieten, wie eB 
duich die Miendung ven Üratered geichehen mürbe. dar: bie ©: ie 
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Etwas ganz anderes aber als müßige und nicht berüdfichtigte Protefte find die auf 
vem Gefühl ber eigenen Macht beruhenden Kundgebungen der Regierungen, Uebergriffe 
wär dulden zu wollen. Diefe können ald heilfame Mahnungen und Warnungen auch 
im Boraus dienen, und ich bin mit Em. ꝛc. vollfommen einverftanden, daß bie bloße 
Thatfache der Eriftenz einer kirchlich-politiſchen Commiffion für das Eoncil, das Factum: 
deß in Rom über das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche mit dem Anſpruch ver: 
Yandelt wird, bindende Normen aufzuftellen, ohne ben bei biefen Dingen intereifirten 
Giaat als gleihherechtigten Factor zur Berathung zu ziehen, den Regierungen bin- 
rigenden Anlaß zu folden Mahnungen und Warnungen barbietee Se. Maj. ber 
König haben mich demgemäß ermächtigt, mit ber Föniglich bayerifchen Regierung und 
entuell mit ben übrigen ſüddeutſchen Regierungen in vertrauliche Verhandlungen zu 
teten, unb mo möglich im Namen des gefammten Deutſchlands, auf welches es und 
möcht hier nur anfommen Tann, gemeinfame Einwirkungen auf bie Curie zu ver: 
ſuchen, welche ihr die Gewißheit geben würden, baß fie bei etma beabfichtigten Aus⸗ 
ſchteitungen einem entfchiedenen Widerſtande ber beutichen Regierungen begegnen werbe. 
Benn diefe Verhandlungen zu einem Ergebniß geführt haben, merbe ih Em. zc. mit 
weiterer Inſtruction für die zunächſt vertraulichen und nach Umftänden zu verftärfenben 
Säritte in Rom verſehen.“ (Gez.) v. Bismard. Sr. Hochwohlgeboren dem Herrn 
v. Arnim. Rom. 


9 Zuſtruction bes Zundeskanzlers vom 5. Zannar 1870. 


„Berlin, 5. Jan. 1870. Die Berichte Em. Hochwohlgeboren vom 22. bis 29. De- 
cember find mir nunmehr zugegangen. Wenn ich biefelben zufammenfafje und mir ein 
dild von ber biäherigen Entwidlung ber Dinge zu gewinnen fuche, fomeit bieß über- 
haupt bei der augenblidlicden Sachlage möglich tft, fo erfcheint mir biefe biß jet noch 
als eine fo chaotiſche, daß ed unmöglich iſt, über bie Wahrfcheinlichkeiten des weiteren 
Berlanfs ein Urtbeil zu gewinnen. Was für greifbare und wirkliche Geftaltungen fich 
aus biefen kreiſenden Nebeln herausbilden mögen, läßt fi noch nicht voraußfehen. 
Ich würbe es nicht für weife halten, wenn mir in dieſes nebelhafte Chaos hineingreifen 

wollten, in welchem mir bie richtige Operationsbafiß zu wählen noch außer Stande find. 
Bir Tönnten durch ein voreiliges Eingreifen möglicherweife der Entwidlung eine ung 
unerwartete Richtung geben, unb Elemente, auf welche wir gern zählen, nach ber anbern 
Seite binüberbrängen. Was ſich von wirklich Iebensfräftiger Thätigkeit ber freieren 
geifligen Elemente entwideln fol, muß fih aus fich ſelbſt heraus entwideln; und an 
ans kann bie Aufforberung zum Handeln erft berantreten, wenn eine ſolche Thätigkeit 
eine beftimmte Seftalt und einen fefteren Boben gewonnen hat. Die abwartenbe Stellung 
wird und um fo leichter, weil gerabe mir, was auch jchlieglich das Ergebniß fein möge, 
feine Urſache zu Beſorgniß vor wirklichen Gefahren haben, bie unferem Staatsleben broben 
möchten. Ich habe Ew. zc. fchon früher bemerklich gemacht — und ich bitte Sie vor allem, 
fich dieß Immer gegenwärtig zu halten — daß wir vom Standpunkte der Regierung aus 
keinerlei Befürchtungen Raum geben, weil wir die Gewißheit haben, auf dem Felde ber 
Gefepgebung, unterſtützt von ber Macht ber öffentlichen Meinung und dem ausgebil: 
deten ſtaatlichen Bewußtſein ber Nation, bie Mittel zu finden, um jebe Kriſis zu über: 
winden,, unb bie gegnerifchen Anſprüche auf dad Maß zurüdzuführen, welches ſich mit 
unferen Staatsleben verträgt. Wir find in Norbbeutfchland des nationalen unb des 
yolttifäden Bewußtſeins, auch ber fatholiichen Bevölkerung in ihrer Mehrheit, ficher, 
und Haben In ber überwiegenden Mehrheit der evangelifchen Kirche einen Stützpunkt, 
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welcher den Regierungen rein oder weſentlich Fatholticher Länder fehlt. Es bebarf für 
uns ber Verfiherung bed Papſtes, daß durch die Ergebniffe bed Concils bie her 
gebrachten ober feftgeftellten Beziehungen ber Curie zu ben Regierungen nicht geänbert 
werden follten, in feiner Weife. Jeder Verfuch, biefelben umzugeftalten, würbe ſchließ⸗ 
lich nit zu unferem Nachtheil ausfallen. Ungeachtet biefer Zuverficht find wir natürs 
lich weit davon entfernt, zu wünſchen, daß die Sachen auf bie Spite getrieben werben. 
Im Snterefje der Fatholijchen Untertbanen S. M. bes Königs und einer frieblichen 
MWeiterentwidlung de3 nationalen Lebens können wir nur wünſchen, daß ber Organis 
mus ber Fatholifchen Kirche, auf deſſen Grunde fi bisher gebeihliche Beziehungen 
zwifchen Staat und Kirche gebildet haben, nicht geflört oder unterbrochen werde. Wir 
baben ein lebhafteß Intereffe daran, daß bie Elemente bes religiöjen Lebens, verbunben 
mit geiftiger Freiheit und wiſſenſchaftlichem Streben, welche ber katholiſchen Kirche in 
Deutſchland eigenthümlid) find, aud In Rom auf dem Concil im Gegenfat gegen bie 
fremden Elemente zur Geltung kommen, und nicht durch bie numeriſche Mehrheit unters 
drüdt und vergemaltigt werben. Aber wie dleſer Wunſch nicht aus dem ftaatlidhen 
Intereſſe der Regierung, fondern aus der Sympathie für das religiöfe Leben unferer 
katholiſchen Bevölkerung hervorgeht, fo kann er auch nicht in einer von der Regierung 
audgehenden Action feinen Ausbrud finden, fondern wir müſſen erwarten, baß bie 
Action von dem beutfchen Element auf dem Goncil felbft auögehe, und wir unfererfeits 
müffen uns darauf beſchränken, bem deutſchen CEpiffopat die Gewißheit unferer Sym⸗ 
pathie und, wenn ber Fall bes Bedürfniſſes eintreten und von dem Epiſkopat erkannt 
werben jollte, unfere Unterftüßung zu geben. Unfererfeit im Namen der Regierung 
Forderungen für ben deutſchen Epiffopat an bie Curie ober das Concil zu ftellen, 
betrachte ich nicht al8 unfere Aufgabe. Abgefehen davon, daß es fchwer fein würde, 
einen praktifchen Boden bafür zu finden — wie benn ſchon bie Forberung eines AWb- 
Kimmungsmobus nach Nationen eine fehr fchwer befinirbare fen würde —, würden wir 
und in eine falſche Stellung zu dem Concil und zu ber Eurie bringen, und eine Art 
Anerfennung ber dort beanſpruchten Autorität ausſprechen, deren Folgen ſich ſchwer 
berechnen ließen. Was follen wir thun, wenn bie Forderung, wie es wahrſcheiulich 
ift, abgewieſen wirb, meil es fich dabei um ein reines Internum bed Concils banble? 
Und wenn gar vömifcherfeitd darauf eingegangen würde — maß freilich nicht wahr: 
ſcheinlich iſt —, würben und nicht gerade dadurch die Hände gebunden werben für bie 
Zukunft? Würden mir damit nicht den für und einzig möglichen Stanbpunft aufs 
geben, daß wir als Regierung bem Goncil völlig fremb und frei gegenüberftehen, unb 
feine Beichlüffe vor das Forum unfere® Staatslebens zu ziehen berechtigt find? Schon 
aus diefem Grunde können wir eine fändige Eonferenz ber Vertreter ber Regierungen 
in Rom, melde Em. zc. mit dem Namen eines Anticoncils bezeichnen und ſelbſt zwar 
nit empfehlen wollen, aber boch als eine in’8 Auge zu fafjende Eventualität anführen, 
nicht für angemeſſen erachten, ſelbſt wenn fie möglich wäre. Sie bürfte aber aud 
praktiſch ſich nicht als möglich erweiſen, ſchon weil ſich nur fehr wenige Vertreter von 
Regierungen barin zufammenfinden würben, wie benn Ew. zc. ſelbſt mit Recht ein Zu⸗ 
fammenmwirfen mit bem öſterreichiſchen Botſchafter als ſchwierig bezeichnet haben. Frank⸗ 
rei, welches das Concil ganz in feiner Hand hat und durch ein Zurüdziehen feiner 
Truppen basfelbe gefährden kann, würbe fich ſicherlich abjeitö halten; von England, 
von Rußland, von Stalten find keine Vertreter vorhanden, und welches Gewicht würbe 
in Rom eine Gonferenz haben, bie fi auß ben Vertretern bed norbbeutichen Bundes, 
Bayerns (welches bie anbern fübbeutfchen Staaten nicht mit repräfentiren würbe, ba 
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Bürttemberg wenigſtens fich nicht geneigt zeigt, Bayern mit zu beauftragen) und Por: 
nugals zufammenjegte? Alle dieſe Betrachtungen können nur dazu dienen, bie Ueber: 
gugung zu verftärfen, daß jebe Action auf das Concil nur von ben Biſchöfen, b. h. 
womöglich den beutichen, in Verbindung mit dem öſterreichiſchen und den ungarifchen, 
roentuell auch ben franzöfiihen und ben einzelnen Elementen in anderen Nationali⸗ 
täten, auögehen muß. &8 wird für jett mehr nicht thunlich fein, als daß wir bie 
bentſchen und bie ihnen zuftimmenben Bifchöfe ermuthigen und moraliſch unterflügen, 
umb ihnen bie Auverfiht geben, dab mir auch im fchlimmften Fall ihre Nechte im 
eigenen Lande wahren würben. Sch erjehe aus Ihren Berichten mit Vergnügen, baß 
Ihnen die Fühlung mit den Biſchöfen nicht fehlt; und ich wünſche dringend, daß Sie 
biefelbe dazu benuten mögen, um auf bie Bifchöfe in dieſem Sinne vertraulich einzu⸗ 
wirken. Inwieweit Ew. 2c. bei ben einzelnen Prälaten Gelegenheit und Boben bafür 
finden, fann nur von Ihnen felbft beurtheilt werben. Hierüber bitte ih Em. zc., aud) 
mit bem Grafen Taufffirdden, beffen Uebereinfiimmung Ihnen fiherlih nicht fehlen 
wird, und mit dem portugiefiichen Geſandten fich zu verftändigen. Den Biſchöfen gegenz 
über werden Sie aber aud) hervorheben können, was ich oben ſchon anbeutete, daß tief 
eingreifende Aenderungen in dem Organismus ber fatholifhen Kirche, wie fie durch bie 
abfolutiftiicgen Tendenzen der Curial-⸗Partei angeftrebt werben, allerdings auch nicht 
ohne Einfluß auf bie Beziehungen ber Kirche zum Staat und bamit auf ihre eigene 
Etellung der Regierung gegenüber bleiben würden. Diefe Beziehungen und daß biöher 
von ber Staatöregierung gezeigte wohlwollende Entgegenfommen für bie Bebürfniffe 
und Wünſche der Kirche beruhen auf dem beftehenden Organismus ber Kirche und auf 
der anerkannten Stellung der Biſchöfe in demſelben. Werben dieſe alterirt, fo werben 
euch die Pflichten ber Regierung andere, nicht nur in moralifcher, fonbern auch in jurts 
flifcher Hinſicht; und letztere muß fi} fragen, ob die veränderte Stellung ber Biſchöfe, 
welche ihr gegenüber die nächften Vertreter und Organe ber Kirche find, nicht eine ver⸗ 
änderte Behandlung in legislatorifcher und abminiftrativer Hinficht erforderlich mache. 
In diefer Beziehung erfcheint mir auch die Argumentation bes franzöfifchen Botſchafters, 
welche Ew. ꝛc., ich weiß nicht recht warum, als eine fubtile bezeichnen, durchaus ges 
rechtfertigt; und ich glaube, daß Ste Ähnliche Erwägungen gegenüber ben Biſchöfen 
geltenb machen fünnen. Indem ich noch bemerfe, daß diefe Inftructton St. Maj. dem 
König vorgelegen bat und von Allerhöchftdemielben genehmigt worden tft, faſſe ich bie 
ſelbe noch einmal darin zufammen: daß id Ew. ꝛc. bitte, dem Concil und ber Eurie 
gegenüber eine vollfommen ruhige und abmartende Stellung zu bewahren, und ver: 
traulich, in Uebereinftimmung mit Ihren gleichgefinnten Gollegen, eine möglichft ers 
mutbigenbe und ftärfende Einwirkung auf bie Biſchöfe geltend zu machen.“ (Ge.) von 
Bismard. 


6) Depeſche des Zundeskauzlers vom 13. März 1870. 


„Berlin, 13. März 1870. Em. Hochwohlgeboren durch ben Feldjäger überbrachte 
Berichte haben Sr. M. dem Könige vorgelegen. Allerhöchſtderſelbe hat mit Iebhafter 
Sympathie von dem Actenftüd Keuntniß genommen, in welchem bie deutſch⸗öſterreichiſchen 
Biſchoſe ihre Bemerkungen zu ber neuen Geſchäftsordnung niedergelegt haben und Ab: 
änberungen berfelben verlangen, welche fie für nothwendig erklären, um den ökumeniſchen 
Character des Concils für bie Tatholifche Kirche zu wahren. Die Sprache dieſes Acten- 
Rüdes if eine ebenfo würdige als fefte, und namentlich ſcheinen auch mir bie Biſchöfe 
in dem Proteft gegen bie Anwendung des Mebrheitsprincip auf dogmatiſche Ente 
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fheidungen ben Punkt getroffen zu haben, auf welchen ſich der Kampf innerhalb ber 
fatholiichen Kirche bauptjächlich richten muß. Für bie Geheimbaltung biefeß Acten⸗ 
ſtückes babe ich Sorge getragen und dasſelbe nach feiner Seite Bin mitgeteilt. Doch 
fehe ih, daß eine unbeflimmte Nachricht darüber ſchon von Rom auß telegrapbiich in 
die Zeitungen gedrungen if. Es fommt nun allerdingd darauf an, wie lange unb 
wie weit die Bifhöfe den Muth Haben, für biefe ihre Ueberzeugungen einzuftehen, und 
für ihr Handeln die natürlichen Folgerungen daraus zu ziehen. Für uns ift biefe 
Frage ber Gardinalpunft in allen unjern Entfäliekungen in Bezug auf baB Concil. 
Mir, d. 1. die Negierungen des norbbeutfchen Bundes, find nicht berufen, einen Kampf 
gegen das Concil und die Curie zu beginnen, folange die ragen formal innerhalb des 
kirchlichen Gebietes discutirt werden. In den Augen ber Curie find unb bleiben wir 
die vorwiegend proteftantiihe Macht. Die Biſchöfe find ed vielmehr, welche ihre eigene 
Stellung und bie kirchlichen Intereffen ihrer Diöceſen, bie Gewiſſen ber ihrer Seelſorge 
anvertrauten Didcefanen zu wahren haben. Die Regierungen können bie Fürforge da⸗ 
für nicht übernehmen. Sie können dem Epiſkopat nur bie Verſicherung geben, daß, 
wenn er felbft feine eigenen Rechte und die Rechte feiner Diöcefen wahren will, bie 
Regierungen Hinter ihm ftehen und Feine Vergewaltigung dulden werben. Wie weit 
bie Biſchöfe in diefer Wahrung ihrer Rechte gehen wollen ober fünnen, das haben fie 
mit ihrem Gemifjen abzumachen; bie Regierungen können nur gerade fo meit barin 
gehen, wie bie Biſchöfe ſelbſt. Wollten wir welter gehen, eine Führung ber Bifchöfe 
übernehmen ober fie auch nur zu beflimmten Schritten auffordern, würden wir uns auf 
ein Gebiet begeben, auf welchem die Curie im Bortheil gegen und wäre Für uns if 
bie katholiſche Kirche Teutfchlands in ihrem Epiffopat vertreten, und wir find bereit, 
ben Ichteren Fräftig zu jchüßen, jobald und foweit er diefen Schuß verlangt. Aber bie 
eigentliche Action auf dem Firchlicden Gebiete müſſen mir ihm felbft überlaffen; unfere 
Action kann erft eintreten, wenn Folgen auf dem äußerlichen Gebiet in Ausficht ſtehen. 
Durch ein vorzeitige Einmijchen würden wir die Gemifjen vermwirren und die Stellung 
ber Biſchöfe felbft erfchweren. Em. ꝛc. werben hiernach Ihr Verhalten gegenüber ben 
deutſchen Biſchöfen abmeffen Fönnen. Wir wünſchen, daß ihnen jebe Grmuthigung zu: 
getheilt werbe, woraus fie die Ueberzeugung ſchöpfen fünnen, daß bie Megierungen fie 
keinesfalls im Stich laffen, fondern ihnen jeden Schub gewähren werben, ben bie Um: 
ftände fordern, folang und fomweit fie jelbft in ber Wahrung ihrer Rechte und ihrer 
Etellung gegenüber dem kirchlichen Abſolutismus gehen wollen. Was bie in ihrem 
Berichte vom 4. d. M. enthaltene Darftelung der Sachlage und Vorſchläge zur Abhülfe 
betrifft, jo theile ich Ihre Befürchtungen über bie üblen Nachwirkungen bed Goncils 
allerding3 nicht in dem Maß, in welchem Sie diefelben ausſprechen, und glaube, baß 
dabei doch noch eine Anzahl anderer Factoren in Rechnung zu bringen if. Die Ge 
fahren find indeg immer groß genug, um eine ernfle Erwägung ber trage: ob ihnen 
noch vorgebeugt werden Tönne, zu fordern. Aber felbftändig vorzugehen, fehe ich nicht 
als unferen Beruf an, und wenn die fatholifchen Regierungen nicht vorgehen wollen, 
jo bleibt für uns nichts anberes übrig, ala dem ben deutſchen Epijfopat befeelenben 
Geiſte zu vertrauen, und benfelben in der oben angegebenen Meife durch bie Verſiche⸗ 
rung zu ftärken, daß, folange und foweit er felbft wolle, er auf uns rechnen könne.“ 
(Gez.) v. Pismard. Er. Hochmohlgeboren bem Herrn v. Arnim. Rom. 


sur. rr 
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B. In Berbindung damit ftehen folgende Scriftftüde des Geſandten 
des norddentichen Bundes v. Arnim. 


D)  Wote des Gefandten des norddentſchen Bundes v. Arnim an Cardinal 
Antoneſſi vom 23. April 1870. 
„Rom, ben 23. April 1870. 

Hochwürdigſter Herr! Die Taiferlihe Regierung von Frankreich theilte und eine 
Eingabe in Bezug auf das Concil mit, welche Seine Heiltgfeit aus den Händen bed 

framdfifden Geſandten entgegenzunehmen geruht Hat. 

Da daB Cabinet der Tuilerien die Regierung des norbbeutfchen Bundes er: 
ſuchte, die Bemerkungen, welche es ſoeben bem heiligen Vater, ala dem Präfibenten bes 
Concils, unterbreitet hat, zu unterftüßen, fo glaubten wir keinen Anftand nehmen zu 
dürfen, uns einem foldhen Schritte anzufchließen, um fo mehr, da er von vielen Katho⸗ 
fen, welche wünfchen, daß die Berathungen bes Concild zu einem Werke des religiöfen 
md foctalen Friedens gedeihen mögen, für zeitgemäß, ja felbft für dringend erachtet wird, 

In der That, die Regierung des norbbeutichen Bundes würde im Hinblid auf 
bie tiefe Bewegung, welche in ber Kirche Deutichlands herrſcht, ihre Pflicht verfäumen, 
wollte fie nicht die Uebereinftimmung ber von Frankreich geltend gemachten Auffaſſungen 
mit denjenigen Beforgniflen conftatiren, welche in Deutfchland die Gemüther ergriffen 
haben, Angeficht3 der Gefahr, daß bie im Gegenfat zu der faft einftimmigen Anficht 
der deutſchen Biſchöfe gefaßten Beichlüffe des Concils die ſchwierigſten Vermwidelungen 
Beruorrufen und dem Gewiſſen endlofe Kämpfe auferlegen möchten. 

Ueberbied ift e8 allgemein befannt, baß die beutichen Bifchöfe, welche in unfern und 
des heiligen Stuhles Augen bie rechtmäßigen Bertreter ber beutichen Katholifen find 
— ebenjo wie der Epiffopat von Defterreih und Ungarn —, fih bie Auffaffungen, 
welche auf dem Goncil zu herrſchen fcheinen, nicht haben aneignen fönnen. Durch Acten- 
Rüde, welde in den Zeitfchriften veröffentlicht morben find und deren Echtheit nie be: 
fritten worben tft, haben unjere Biſchöfe die Pflicht erfüllt, im Voraus auf bie be- 
Magenswerthen Folgen binzumeifen, welche zu befürchten wären, wenn bie hödjite 
Auctorität ber Kirche und die Majorität des Concils, ohne Rückſicht auf bie entgegen- 
gefebten Stimmen einer bebeutenden Minorität, zur Erlaffung gemifler Decrete fchreiten 
wollten, welche unter ber Form von dogmatiſchen Beichlüffen tiefgehende Veränderungen 
in ber Begrenzung ber jeder Stufe der Hierarchie ertheilten Auctorität einführen und 
dadurch nicht verfehlen würden, zugleich auch die gegenfeitige Stellung ber weltlichen 
und kirchlichen Gewalt zu verändern. Solche Decrete find nicht etwa bloß eine Teere 
Drohung für bie Zukunft, fondern fcheinen vielmehr darauf berechnet zu fein, alte päpft- 
liche Einrichtungen, die genugſam befannt find und ftet3 von ber weltliden Gewalt jeder 
Zeit und jeber Nation angefochten murben, wieber in’3 Leben zu rufen unb mit einer 
neuen bogmatifchen Sanction auszurüften. Diefe Grundſätze heutzutage von ber Höhe 
bes päpftlichen Throne aus wieder verkünden und fie mit allen Mitteln ber Ueber: 

ng, worüber die Kirche verfügt, aufrechterhalten wollen, das bieße, wie wir be 
fürdten, alle Beziehungen zwiſchen Kirche und Staat in Verwirrung bringen und Bere 
widelungen herbeiführen, welche Die päpftliche Regierung trog der traditionellen Weisheit 
vielleicht nicht beachtet, weil fie weniger ald wir im Stande iſt, über bie Stimmung ber 
Geifter in unferen Rändern zu urtbeilen. 

Auf einen Punkt beſonders ift ed von Bebeutung, bie Aufmerkſamkeit des heiligen 
Stuhles hinzulenken. 
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In Deutſchland müflen bie katholiſchen und nichtkatholiſchen Chriſten friebliqh 
nebeneinander leben. Unter dem Einfluſſe täglicher Beziehungen bat fich eine Strömung 
gebildet, die, ohne die Unterfchlede aufzuheben, die verfehiebenen Confeffionen fo einander 
genäbert hat, daß man hoffen darf, einft alle lebendigen Kräfte bes Chriſtenthums zu 
vereinigen, zur gemeinfchaftliden Befämpfung ber Irrthümer, beren Einfluß ſich Heute 
zum großen Schaden aller religiöfen Gefinnungen geltend mad. 

Es ift aber zu fürchten, Diefe Annäherung möchte mit Gewalt aufgehalten werben, 
wenn es fich beftätigte, daß die Anfichten, welche unfere Biſchöfe befümpfen und gegen 
welche die öffentliche Meinung fo viele Bemweife aus der Nothwendigkeit, bie Grunblage 
unferer nationalen Eriftenz gegen jeden Angriff zu vertheibigen, geltenb macht, bie Ober 
band bei ben Berathungen des Concil3 erlangten, fo zwar, baß fie ber Welt als relk 
giöfe Glaubensnorm und folglih als eine politifche VBerhaltungsmaßregel auferlegt 
würben. Unfere Bevölkerung würde darin — man Tann fi hierin nicht täuſchen — 
die Wiederaufnahme der alten Kämpfe erbliden, weil fie fi nicht mit dem Hinweiſe 
beruhigen Fönnte, das politifche Verhalten fei ganz unabhängig von dem, was ihr als 
religiöje Pflicht gelehrt werde. 

Es wäre nit unmöglich, daß die Regierung des norddeutſchen Bundes, welcher 
man bereit3 vormwarf, fich nicht zur Zeit dem, wad man — mit Redt ober Unrecht — 
bie Pläne Roms genannt, mwiberjegt zu haben, nicht mehr in religiöfen Angelegenheiten 
bie Freiheit der Action bebielte, beren fie fich bis jet im Intereſſe ber katholiſchen 
Kirche bedient hat. 

Indem mir dem heiligen Stuhle bieje Bemerfungen unterbreiten, folgen wir nicht 
den Ideen derjenigen, welche die römifche Curie vielleicht ald ihre Gegner anfiebt. Wir 
haben kein Intereſſe, die Nuctorität des Papſtes zu ſchwächen. Als befreunbete Macht 
und um bem heiligen Stuhl einen neuen Dienft zu leiften, möchten wir durch biefe 
offene Ausſprache über bie Schwierigkeiten unferer Lage und über die Gefahren einer 
religiöfen Vermidlung dazu beitragen, von ben Beſchlüſſen des Conclls Alles fern zu 
halten, was bie bisher im Allgemeinen jo befriedigende Lage der Fatholifchen Kirche in 
Deutſchland gefährden könnte. 

Wenn wir uns ſchmeicheln dürften, zu einem ſolchen Erfolge beigetragen zu haben, 
ſo wären wir dafür nicht nur der Weisheit des heiligen Stuhles verpflichtet, ſondern 
wir würden darin einen Grund mehr finden, auf dem ſtets feſtgehaltenen Wege in unſern 
Beziehungen zur Curie auch ferner zu verharren. 

Empfangen Sie, hochwürdigſter Herr, bie wiederholte Verſicherung meiner Hoch—⸗ 
achtung. Arnim.“ 


8) Brief an Dölfinger. 








Rom, 8. Januar 1870. 

„Ich benuße heute Die Gelegenheit einer Eourierfendung, um Ahnen — ber mir ers 
teilten gütigen Erlaubniß gemäß — einige Worte zu fchreiben. 

Ueber das, was auf und neben dem Goncil fi zuträgt, baben Sie fo viele 
Quellen ber Information, dab ich Ihnen in biefer Beziehung nichts Neues fagen Tann. 
Namentlich wird Ihnen befannt fein, daß die Bifchöfe von Paderborn und Regensburg 
die Hauptpromotoren einer Kundgebung find, welche bie Definirung ber Infallibilität 
verlangt und nad übereinftimmenden Angaben fünfhundert Unterſchriften gefunden hat. 
Diefer Kundgebung ftehen gegenüber zwei Petitionen ber ungarlich:deutfchen Gruppe. 
Die eine berjelben, melde nur 25 Namen trägt, if eine Rechtsverwahrung im Allges 
meinen; bie anbere (mit 40 Unterichriften), richtet ſich gegen bie alle Discuffion vers 


. ae... . 


— 17 — 


jindernde Akuſtik ber Aula und bittet um bie bisher vorenthaltene Erlaubniß, bie 
Renograpbifchen Berichte einfehen zu bürfen und bie Abhandlungen ber Bifchöfe über 
bie vorgelegten Fragen behufs Mittheilung an bie Biſchöfe ohne Cenſur bruden Tafien 
zu bürfen. Sie fehen, man ift beſcheiden und bie Organiſation ift fo mangelhaft, wie 
der Diuth. 

Was nun bie Definirung ber Infallibilität und die praftifche Wirkung der Martin: 
Seneftreg’ichen Adreſſe betrifft, fo bin ich nicht vollftändig überzeugt, daß man im 
Batican bie Definirung wirklich vornehmen will. Es ift im Gegentheile fehr wohl 
möglich, daß man fich bort durch die Demonftration der Fünfhundert befriebigt fühlen 
und ein tugenbhaftes Beifptel großer Mäßigung geben wird. Hiermit würbe aber. 
meined Grachtend gar nicht gewonnen fein. Denn wenn man aud bie ärgfien Zu: 
mutbungen an die Gemiflen In biefer Weile umgehen Tann, fo bleibt Doch um fo ficherer 
ein Bodenſatz curialiftifher und vechtöbeftändig gemworbener Ufurpationen zurüd, mit 
bem neue papalifiifche Uebergriffe und die im Vatican für unzweifelhaft gehaltene In⸗ 
falibilität fröhlichſt gedeihen können. 


Dieß iſt die Folge der, wie mir ſcheint, unpraktiſchen Taktik der Anti-Definitioniſten. 
Es kam vor Allem darauf an, die RechtSbeſtändigkeit des Concils in feiner 
'egigen Zuſammenſetzung und bie Verbindlichkeit der Organiſation und Geſchäfts⸗ 
ordnung anzugreifen, welche die Curie dem Concil octroyirt bat. Wenn man von 
pornherein das Netz zerreißt, weldes Batican und Gesü den Vätern über bie weiſen 
ıber ſchüchternen Häupter geworfen bat, fällt die Infallibilität von felbft durch bie 
Maſchen. Jetzt kann die Curie wohl die Infallibilttät bis auf Weiteres bei Seite 
liegen laſſen, das Netz bleibt aber unverfehrt, follte man e8 auch etwaß elaftiicher machen 
m den Stellen, wo es zu empfinbli drüdt. Im Grunde — wozu braucht bie Curie 
ie Infallibilität, wenn fie jeberzeit ein Concil berufen Tann, wie daß erfte vaticanifche, 
mb dem Concil vorjchreiben darf, wie und was es fagen fol? 

Unter den Vätern find wohl Einige, welche begriffen haben, daß fie in gewiſſem 
Binne Gefangene des PBapftes find, feitdem fie ſich ſchwankenden Fußes auf den Rechts⸗ 
oben geftellt haben, auf welchen man fie verlodt hat. Aber im Allgemeinen tft bo 
re Stimmung zu mächtig geworben, in melche man fich bei verjchiedenen Anläffen feit 
wanzig Jahren hineinphantafirt hatte. Diefe Feſtſtimmung war nun freilich, al® mit 
dem Concil Ernſt gemacht wurde, einigermaßen durch bie Erwägung verbittert worden, 
wie wohl bie Fatholiichen Bevölkerungen fich zu ben Dingen ftellen würben, welche in 
Rom vorbereitet und Schwarz auf Weiß nach ber Helmath zurüdgebracdht werben follten. 
Aus folden Erwägungen ging Fulda bervor und bie Quafi-Oppofition der beutfchen 
Biſchöfe iſt dadurch hervorgerufen. 

Indeſſen, je länger man von ber Heimath entfernt bleibt und je länger man ben 
Sinwirfungen des spirito Romano ausgeſetzt ift, defto mehr ſchwindet bie Erinnerung 
an FZulba aus den Gedächtniſſen. ‚Ils sont tous excellents,‘ jagt man bier, ‚mais 
ils ont perdu les grandes idees de l’Eglise: il leur faut deux mois de Rome et 
tout le monde sera d’accord.‘ 

Bis auf einen gewiſſen Grab ift das vollflommen mahr. Einen großen Theil ber 
Gäuld dieſer allmählihden Annäherung an bie Grandes conceptions trägt aber bie 
kathoſiſche Welt in Deutichland, welche, ſoweit ich fehe, Fein Lebenszeichen gibt und 
durch ihre Haltung den Vätern bed Concil3 nicht hinreichende Stütze gewährt ober, 
wenn man jo will, nicht unbequem genug wird. Es fcheint mir daher von ber größten 
Dichtigkeit, bie öffentliche Meinung auf bie Lage der Dinge aufmerffam zu machen, 
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um eine bis nah Rom wirfende Mantifeftatton zu organifiren, weldgms 
namentli darauf fi ſtützen müßte, daß bie katholiſche Welt in Deutſchland unmöglic 
dazu beftimmt fein kann, von fünfhundert Stalienern, unter denen dreihundert Koflk= 
gänger bes Papſtes find, Geſetze zu empfangen. 

Wenn man fi) auf dieſen Standpunft ftellte, würbe man Intereſſe an bem kirch⸗ 
lichen Leben auch bort erweden, wo es in Indifferentismus erftorben zu fein jcheint, 
und Stützpunkte dba finden, wo man fie nicht fucht. 

Die Kirche fol freilich über den nationalen Trennungen ftehen. Aber biefer all⸗ 
gemeine Sat barf body nimmermehr in feiner praktiſchen Anwendung bahin führen, 
bag unter dem Vorwande ber Katholtcität ausſchließlich römtich-ttalienifche Formeln : 
ben katholiſchen Geift aller Nationen einengen. T 

Ach habe mir geftatten wollen, in großer Eile Shnen dieſe Erwägungen anheims 
zugeben, da Niemand fo wie Sie in ber Lage if, dasjenige zu verwerthen, was etwa 
braudbar darin fein möchte.“ 


Mit aufrichtiger Verehrung 
Ahr jehr ergebener 
Arnim. 


9) rief an einen Sirhof. 
Nom, den 18. Suni 1870. 
Hochwürdigſter Herr! 

„Anliegend beehre ich mich, Ihnen ein Promemoria zu überfenden, welches meine 
Anfichten über die Sttuation und meine Befürchtungen für die Zukunft refumirt. Wollen 
Sie die Güte haben, mir zu fagen, was Sie geändert wünſchen! Ohne Ahnen einen 
Mebertritt zur evangelifden Kirche zumuthen zu wollen, erinnere ich Sie doch 
an bie Antwort, welche bie evangelifhen Stände in Augsburg gaben, ala man ihnen 
aniann, die Corpus domini-Proceffion aus Höflichkeit gegen Karl den Fünften mit: 
zumaden: ‚Wir find nicht gelommen, um anzubeten, fondern um Mißbräuche ab- 
zuftellen.‘ 

Genehmigen Sie, hochwürdigſter Herr ıc. 

Arnim. 
Iromemoria. 
Rom, ben 17. Mai 1870. 

„Bon dem Tage an, wo die Anfallibilttät unter Zuftimmung oder ftillfchweigenber 
Unterwerfung des Epiſkopats proclamirt wird, treten die Regierungen als bie Vertreter 
der modernen flaatlihen und nationalen Intereffen in ein leibenfchaftliches Verhältniß 
zur römifchen Kirche. Nicht deßwegen, weil die Bogmatifirung der Anfallibilität uns 
mittelbar Zuftände herbeiführen würde, bie unverträglicher wären, als bie römifche 
Praris der legten 30 Jahre, ſondern weil die Gefchichte bes Vaticaniſchen Concils ben 
Beweis geliefert haben wird, daß in Rom eine Macht eriftirt, welche in entichtebenem 
und bewußtem Gegenfag gegen bie Errungenfchaften ber Menſchheit Krieg gegen bie 
heutige Welt — in Bezug auf ihre politiiche Organifation — zu führen entſchloſſen 
ift, und weil die feinem Auge zu verbergenbe Entwidelung der Concilsverhandlungen 
Zweifel darüber nicht übrig läßt, dag unfer Epilfopat von dem unheimlichen Macht 
centrum in Rom in foldem Maße abhängt, daß er im lebten Augenblid gegen feine 
Meberzeugung und gegen beſſeres Wiffen ein Syftem ala offenbarte Wahrheit hinnimmt, 
mit dem bie weltlichen Gemwalten fi nun und nimmermehr verſoͤhnen Fünnen. 

Man täuſche ſich nicht! 
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Der Zuſtand, welcher eintreten wird, wenn bie Bifchöfe und befonders ber beutfche 
WUiffepat fi ſelbſt aufgeben follten, ift nicht die Trennung von Kirche und Staat, 
ſenbern der Krieg zwiſchen Kirche und Staat. Und biefer Krieg, es iſt bieß feine 
bloße Sypothefe, wird gerabe bort mit der größten Energie geführt werben, wo 
Bisher das wohlgemeintefte Veftreben maßgebend geweſen, im ntereffe ber chriftlichen 
Gwilffation den Frieden zu bewahren. Man wird bort in ber ferneren Behandlung 
Ärhlier Fragen von ber Anficht ausgehen müffen, daß ber hierarchiſche Organismus, 
welden das Vaticaniſche Concil für alle Zeiten dogmatiſch conftitniren ſoll und durch 
Annahme ber Infallibilität conftituirt haben wird, nicht mehr identiſch mit jener fatho- 
liſchen Kirche iſt, mit welcher man Verträge abgeichlofien und für welche man ſchützende 
Baragrapben in die VBerfaffung aufgenommen bat; namentlich aber nicht diejenige, für 
bie es erlaubt und Pflicht war, mit Wohlmollen zu forgen. 

Ueber bie Legitimität biefer Rechtsanihauung wird man ftreiten Tönnen. Man 
wird eine Menge guter Gründe anführen, um zu bemeijen, daß es bem eigenen Intereſſe 
ber ſtaatlichen Gejellfchaft zumiber ift, fich auf biefen Standpunkt zu ftellen. Aber bie 
Thatſachen werben flärfer fein, als Gründe. In den Augen der Gejebgeber wird das 
zömifche Concil ſich ſtets nur darftellen ala behaftet mit einem fo ſchweren Makel ber 
Ungefeplichfeit und ber Verblendbung, daß fie in bemjelben nichts Anderes jehen fünnen, 
als ein Kriegdereigniß, welches alle georbneten und geſetzlichen Zuftände aufhebt. Der 
Kampf, zu weldem Rom auffordert, wird aufgenommen werben, und 
Die Regierungen, namentlid die mädtigfte Regierung Deutfhlanbs, 
if für dieſen Kampf der treibenden Zufimmung ber Nation fidherer, 
als fie ed vielleicht felbft wünſcht. Die Situation iſt nach biefer Richtung 
für die katholiſche Kirche um fo bedenklicher ... 

Das Feld, auf welddem ber Krieg geführt werben wird, ift nicht ſchwer zu bes 
zeichnen: Endloſe Streitigfeiten bei ben Wahlen ber Biſchöfe und daraus folgende Tange 
Sehisvacanzen, Austreibung der Jeſuiten, Beſchränkung der tnbivibuellen Freiheit in 
Bezug auf Mönchsorden; Verbot, Gelftliche in Rom ftudiren zu laflen, und vor Allem 
Befeitigung alles kirchlichen Cinfluffes auf bie Schule. Man mürbe fi) inbeffen Illu⸗ 
fionen bingeben, wenn man glauben wollte, daß eine ſolche Wenbung ber Dinge nur 
in ſolchen Ländern eintreten wirb, deren Souveräne proteftantifch find. Die Reaction 
der politiſchen Gefelihaft gegen Nom wird im Gegentheil jo ſtark fein, daß auch ſoge⸗ 
nannte Tatholifche Regierungen gezwungen fein werden, benfelben Weg zu geben. In 
welde Lage kommen nun bie Bifchöfe, wenn fie, in die Heimath zurüdgelehrt, Diefelben 
Regierungen, welche ihre Freunde und Beſchützer waren, als Gegner wieberfinden ? 

Es fol nicht befiritten werben, baß fie, wenn fie den wahrſcheinlich zum Theil 
ungerechten Maßregeln, welche man ergreifen wird, entgegentreten wollen, eine weit: 
greifende und nicht unbebenfliche Agitation gegen ihre Regierungen wachrufen FTönnen. 
Aber werben fie denn nicht gezwungen fein, ſich dem päpftlichen Despotismus, ben fie 
ſoeben noch, wenn auch ſchwach, befämpft haben, auf Gnade und Ungnade zu ergeben ? 
Unb wird ſchließlich nicht dennoch ber allgemeine Religionsſtand bei diefem an unab» 
ſehbaren Eventualitäten reichen Kriege zu furz fommen? Iſt es ganz undentbar, daß 
man in letzter Inſtanz, felbft in Deutfchland, bei Zuftänden anlangt, welche mit bens 
jenigen in Ruſfiſch-Polen eine große Familienähnlichkeit Haben? Und dad Alles nur, 
weil bie Bifchäfe der Minorität nicht vermögen, graufam genug zu fein, um Pio Nono 
einer yerfönliden Satisfaction zu berauben und die Jlumination MB von einer kirchen⸗ 
feindlichen Menge bewohnten Roms zu verhindern. 
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Menn ein unparteitfcher und von Norden erft kürzlich eingetroffener Katholik bie 
Lage ber Dinge in Rom fieht, kann er fich der Befürchtung nicht verfäließen, daß bie 
Bäter des Concild, die Minorität mit eingefchloffen, von dem Geſchick ereilt worben 
find, welchem alle parlamentarifche Verianımlungen nad einer gewiſſen Zeit verfallen: 
fie verlieren den Ali für die Factoren, welche außerhalb bes Situngsfaale auf ben 
Gang der Weltgefchichte entfcheidend einwirken. Auf andere Weiſe wäre es nicht zu 
verftehen, wie fo viele erleuchtete Männer fi) in eine Lage drängen laſſen, in welcher fie 
bem Vogel gleichen, der den Kreibeftrich für eine Feſſel Hält, den man um ihn gezogen Bat. 


Es ift bier der Ort, ji) die Gegner der Minorität, d. 5. alfo Diejenigen anzu⸗ 
fehen, welche ben Kreideftrich gemacht haben. Unter denfelben find freilich Btele, nament⸗ 
lich die Engländer und bie wenigen infallibiliftticden Deutichen, denen es mit ber Sache 
ernit iſt. Aber ſchon bei den Franzoſen jteht e8 anderd. Die Mehrzahl berfelben hat legi⸗ 
timijtlihe und andere Nebengebanfen, während die Spanier fich hinter ben Papſt flellen 
zu müffen meinen, weil fie in ber Heimath feinen Stüßpunft finden. ber was bie 
Italiener betrifft, io täufht man jich, wenn man glaubt, daß bei ihnen bie Vertiefung 
in Slaubensiäge conftatirt werden kann, welche zu einer inneren fittlichen Ueberzeugung 
nad) deutſchen Begriffen führt. Nach dem richtigen und praftifchen Inſtinet ber Stallener 
ift der ganze Kampf ein Kampf pro domo, geführt zu dem Zmede, die nur zum Nuten 
der italtenifehen Prälatur erfundene heutige römiſche Kirche noch fernerhin zu eigenem 
Bortheil zu verwerthen. Die Staliener jeben Standes, jeden Glauben und jeben Ges 
ſchlechts haben vor Allem den Erfolg vor Augen. Was man Jeſuitismus zu nennen 
pflegt, tft nichts Anderes als eine Spyftematifirung der alten italieniſchen National⸗ 
praxis. Darum find die Biſchöfe, und namentlich die deutſchen, welche die italieniſchen 
Pläne mit Gründen der Geichichte und ber Theologie allen Ernſtes befämpft haben, 
von vornherein in eine fchiefe Stellung gerathen. Ste verhanbelten noch, ald die Geg⸗ 
ner ſchon Krieg führten. Die ganze Politik der Curie und ihrer Prätorianer iſt von 
Anfang an nur auf Einfchüchterung berechnet geweien. Hätte die Oppofition ihrerfeitß 
fi diefer Wafle bedient und auf thatfächliche Uebergrifie mit Thatſachen geantwortet, 
fo würbe ber ttalienifche Generalftab vielleicht zum Verdruß ber franzöfiihen unb eng⸗ 
liſchen Fanatiker fofort da8 Signal zum Einlenfen gegeben haben. 

Der Patican iſt — eine lange Erfahrung beftätigt dieß — immer zum Nadhs 
geben bereit, wenn er eine große Gefahr in unmittelbarer Nähe fiehbt. Es Hat freilich 
mitunter den Anſchein, als ob die römische Curie jeberzeit Alles für das Princip ein⸗ 
fegen wolle; aber in Wahrheit liegt dann nur ein Rechenfehler in Bezug auf den Ernft 
der Nähe unb ben Umfang ber Gefahr vor. Auch während ber jekigen Kriſis iſt man 
im Vatican mehrfach wankend gemeien. Aber dieje Anmandlungen von Schwäche 
find jederzeit befämpft worden, nicht durch ben Hinweis auf die beffern Argumente ber 
Majorität, jondern auf ihre numerifhe Etärke und die Desorganifation und Mutblofig- 
feit der Minorität. 

Auf diefe Weiſe ift freilich viel Terrain verloren worden. Aber die Minorität, 
ja fogar eine Minorität, welche lediglich aus dem vereinigten öſterreichiſch-deutſchen 
Gpijfopate beitände, hat e8 heute noch in ber Hand, der Sache eine ganz andere Wen» 
dung zu geben. Die Gelegenheit dazu wird fich entweder dann bieten, wenn bei ber 
Discuffion des vierten Kapiteld der Minorität auf’8 Neue bie Nebefreiheit beſchränkt 
wird, ober wenn nach der Generalcongregation, in welcher bie Minorität mit „Non 
placet* ftimmen muß, ber Papſt eine öffentliche Sitzung zum Zwecke ber Proclamation 
bes Togmas anfagt. Dann if der Moment gelommen, gegen jeben weiteren Miß⸗ 


— 1 — 


brauch des numeriſchen Uebergewichts zu proteſtiren, das „Non placet“ noch einmal in 
einem ſchriftlichen Proteſt zu wiederholen und Rom zu verlaſſen, ohne irgend weiteren 
Transactionen Raum zu geben. 

Einem jolden Schritt wird aus ben Reihen der Minorität felbit das Schred- 
wort: „Schiſsma“ entgegengehalten. Diejenigen aber, welche von diefem Worte fich 
ſchrecen laffen, erleichtern ihren Gegnern das Syitem ber Einſchüchterung, fie fiten 
hinter dem Kreideſtrich. Es handelt fih nicht um Schisma, fondern um Niederlage 
der Samarilla. Der Vatican wirb bie deutſchen Biſchöfe nicht in eine Stellung drängen, 
weldhe einem Schisma ähnlich fein könnte. Man wirb die Franzoſen für alles Unbell 
verantwortlid) machen und einen Ausweg finden. Es ift die Sache der Curie, ibn zu 
juden, ſollte ſelbſt Pio IX. auf biefem Wege aus dem Patican in das Privatleben 
aurüdtreten. 

Die Deutihen und Defterreiher allein genügen, um dieſe Wendung berbeizu- 
führen. Wenn fie daran zweifeln, verfennen fie die eleftrifche Wirkung, welche ber 
Muth auf bie Menſchen übt. Von ben italienifchen Vätern des Concils aber wird 
eine überrafcdende Anzahl fi gegen ben Papſt wenden, wenn fie plötlih aus bem 
Traume erwaden, daß ihnen auf dem bisherigen Wege bie Weltherrichaft gefichert 
bleiben werde. Man beweije ihnen das Gegentheil, um zu erfahren, daß ber Staliener 
vorfichtig if. 

Wenn ber beutiche Epiſkopat bei biefer Gelegenheit das biftorifche Opfer einer 
ganz elenden Eonipiration werben follte, jo unterliegt er feiner eigenen Gewiſſenhaftig⸗ 
feit, aber auch feiner eigenen Schüchternheit und Unbekanntſchaft mit dem Wefen feiner 
Feinde. 

Es bleibt nur noch eine Bemerkung beizufügen. Man Tönnte der Meinung fein, 
daß ber lebte enticheidende Schritt in ber Öffentlichen Sitzung unmittelbar nad ber 
Abfimmung geliehen müſſe. Hierbei läßt man aber bie vielfachen Iocalen Schwierig- 
Teiten aus den Augen, welche ber praftiiden Ausführung entgegenftehen. Namentlich 
würbe man aber dann den Papft durch einen mehr oder weniger feandalöjen Auftritt 
in bie Lage bringen, eine perlönliche öffentlide Demüthigung zu erbulben, oder ſich 
über alle Bedenken hinwegzuſetzen. ... 

Der Wendepunkt, an welchem das Concil angekommen iſt, ſcheint von ber größten 
Bebeutung, und ben Biſchöfen wird die Aufgabe geſtellt, von zwei Uebeln das kleinſte 
zu wählen. Auf ber einen Seite liegt ein mit mathematiſcher Gewißheit vorauszuſehen⸗ 
der Leibenszuftand der Kirche, dem man nur dann ruhig entgegenjehen könnte, wenn 
man ſicher wäre, nach gemilienhafter Ueberzeugung gehandelt zu haben — auf ber 
andern Ihlimmftenfalis ein momentanes Zerwürfniß nicht mit dem Papft, fonbern mit 
der Berfon Pius’ IX., ein Zerwürfniß, welches reichlich compenfirt wird durch ben 
Zuwachs an Vertrauen, mit welchem die Katholiten Deutichlands zu ihren Biſchöfen 
fteben werben. 


10) SKirtenbrief dentfcher Bifchöfe ans Fulda vom Anguft 1870. 


Die unterzeichneten Biſchöfe entbieten bem hochw. Klerus und ben Gläubigen 
Gruß und Frieden im Herrn. Vom heiligen allgemeinen Vaticaniſchen Eoncil in unfere 
Bistgümer zurüdgelehrt, halten wir e8 in Vereinigung mit andern beutichen Bijchöfen, 
weldge ber Kirchenverfammlung beizumohnen verhinbert waren, für unfere oberhirtliche 
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Pflicht, an euch, Geliebte im Herrn, einige Worte ber Belehrung und Mahnung zu 
richten. Daß wir dich gemeiniam und feierlich thun, bazı liegt VBeranlaffung unb 
Grund in ben vielfach irrigen Auffaffungen, welche fett Monaten über das Concil vers 
breitet worden find, und die auch jeßt noch in unbefugter Weife an mandjen Orten 
fi geltend zu machen ſuchen. Um die göttliden Wahrbeiten, welche Chriſtus ber Herr 
bie Menichen gelehrt bat, in ihrer ganzen Reinheit unb Unverfälichtheit zı bewahren 
und fie gegen jede Veränderung und Entſtellung zu jihern, bat er in feiner heiligen 
Kirche ein uniehlbares Lehramt eingeicht und bemielben feinen Schug und ben Beiſtand 
bes heiligen Geiftes für alle Zeiten verheißen und gegeben. Auf biefem unfeblbaren 
Lehramte ber Kirche beruht bie ganze Sicherheit und Freudigkeit unſeres Glaubens. 
So oft im Laufe ber Jahrhunderte Mikverftändniife ober Anfeinbungen einzelner Lehre 
ſätze auftauchten, hat dieſes unfehlbare Lehramt auf verichtebene Weile, bald in größeren 
Verfammlungen , bald ohne bieielben, die Irrthümer aufgebedt unb zurüdgemieien, fo 
wie die Wahrheit erflärt und teftgeitellt. In der ſeierlichſten Form geichah dieß durch bie 
allgemeinen Goncilien, d. h. durch jene großartigen Xerfammlungen, auf denen bas 
Haupt und bie Glieder des einen kirchlichen Lehrkörpers zur Entfcheidung ber obwal⸗ 
tenben Zweifel und Streitfragen in Glaubensſachen zuſammenwirkten. Tieje Ent: 
ſcheidungen Haben nad der einmüthigen und unzmeifelhaften Ueberlieferung in ber 
Kirche ſtets als ſolche gegolten, die ein übernatürlicher göttlicher Peiltand vor Irrthum 
bewahrt. Deßhalb haben jich bie Gläubigen zu allen Zeiten dieſen Entſcheidungen als 
unfehlbaren Ausiprüchen des heiligen Geifteß unterworfen und fie mit zmweifellojer 
Glaubensgewißheit für wahr gehalten. Sie haben dieß gethan, nicht etwa weil bie 
Bischöfe Männer von reifer und vielfacher Erfahrung, nicht weil mande unter ihnen 
in allen Wiffenichaften bewandert waren, nicht weil fie aus allen Rändern ber Welt 
zufammenfamen und fo gemiljermapen bie menichliche Erkenntniß aller Melttheile ver: 
einigten, nicht weil fie da8 Wort Gottes in einem langen Xeben erforjcht unb verkündet 
hatten und deßhalb glaubhafte Zeugen jeined Anhaltes waren. Alles biefes gibt gewiß 
ihren Musiprüchen einen hoben, vielleicht den böchfimöglichen Grad menſchlicher Glaub- 
würdigkeit. Das alled genügt aber nicht, um einen übernatürlichen Act bes Glaubens 
zu begründen. Dieſer ruht in feinem legten Grunde niemald aui dem Zeugniffe von 
Menihen, wenn fie gleich die allerglaubmwürbigfien wären, unb menn auch daB ganze 
Menſchengeſchlecht in feinen beflen und ebeliten Vertretern dieſes Zeugniß ablegte; 
diefer ruht immer ganz und allein auf der Nahrhaitigfeit Gottes ſelbſt. Wenn 
daher die Kinder ber Kirche die Außiprüche ber allgemeinen Eoncilien gläubig an 
nehmen, jo thun fie es in ber Ueberzeugung, daß Gott, die ewige und allein aus 
fih unfehlbare Wahrheit, bei denielben in übernatürlicher Weiſe mitwirkt und jie vor 
Irrthum bewahrt. . 


Kin ſolches allgemeines Concil ift das gegenmärtige, welches unſer Heiliger Vater, 
Papit Pius IX., wie ihr wiſſet, nah Rom berufen hat, und zu welchem die Nachfolger 
der Apoitel zahlreicher als je zuvor aus allen Theilen ber Erbe herbeigeeilt find, um 
mit dem Nachfolger Petri und unter feiner Leitung bie großen Antereifen ber Kirche in 
der Gegenwart wahrzunehmen. Nach vielen und ernften Berathungen bat ber Heilige 
Bater Fraft feiner apoſtoliſchen Lehrgewalt am 24. April und am 18. Juli d. X. mit Zus 
ſtimmung des heiligen Concils verſchiedene Entfcheidungen über die Lehre vom Glauben 
und von der Kirche unb ihrem Oberhaupt feierlich verfünbigt. Hierdurch hat alfo das 
unfehlbare Lehramt ber Kirche entfdhieben, ber heilige Geift hat Durch ben Stelivertreter 


Chriſti und den mit Ihm vereinigien Apiilepet geſprochen, und baher müſſen alle, bie 
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Biſchoͤfe, Prieſter und Gläubigen, dieſe Entſcheidungen als göttlich geoffenbarte Wahr: 
heiten mit feſtem Glauben annehmen und ſie mit freudigem Herzen erfaſſen und bekennen, 
wenn ſie wirklich Glieder der einen heiligen katholiſchen und apoſtoliſchen Kirche ſein 
und bleiben wollen. Wenn ihr, Geliebte im Herrn, deſſenungeachtet Einſprache da⸗ 
gegen erheben und bie Behauptung ausſprechen hört, daß die Vaticaniſche Kirchenver⸗ 
fewmlung fein wahres allgemeines Concil und deſſen Beſchlüſſe nicht gültig feten, fo 
laſſet euch dadurch in eurer Hingabe an die Kirche und in ber gläubigen Annahme 
ihrer Entſcheidungen nicht beirren. Solche Einreben find durchaus unbegründet. 

Mit dem Papft in Einheit des Glaubend und ber Xiche verbunden, haben bie 
verfammelten Biſchöfe, gleichviel ob fie in chriſtlichen Ländern feitbegründete Diöcefen 
verwalten, oder unter den Heiden in apoftolifcher Armuth das Reich Gottes auszu⸗ 
breiten beruien find, ob fie größere oder Fleinere Heerben zu hüten haben, als recht: 
mäßige Nachfolger der Apoftel alle mit gleicher Berechtigung an dem Concil Antheil 
genommen, und haben Alles in reifliche Erwägung gezogen. So lange die Berathungen 
bauerten, haben bie Biſchöfe, wie e3 ihre Weberzeugung forderte und es ihrer Amts⸗ 
pflicht entiprach, ihre Anfichten mit unummunbener Dfienheit und mit der nothwendigen 
Freiheit ausgeſprochen, und es find hierbei, wie dieß bei einer Verſammlung von nahezu 
800 Vätern kaum anders zu erwarten war, auch mande Meinungsverſchiedenheiten 
herporgetreten; wegen dieſer Meinungsverjhiedenheiten kann aber die Gültigkeit ber 
Concilsbeſchlũſſe in feiner Weiſe beftritten werben, felbit abgejehen von dem Umſtande, 
daß faft ſämmtliche Biſchöfe, welche zur Zeit ber öflentliden Sigung noch abweichender 
Anfiht waren, fih der Abſtimmung in derfelben enthalten haben. Deßungeachtet be= 
baupten, daß bie eine ober die andere vom allgemeinen Concil entjchiebene Lehre in ber 
heiligen Schrift und In ber Fatholifchen Weberlieferung, ben beiden Quellen be Tatho: 
liſchen Glaubens, nicht enthalten fei, oder mit benjelben fogar im Widerſpruch ſtehe, 
iR ein mit den Grundfägen ber Fatholiichen Kirche unvereinbares Beginnen, welches 
zur Trennung von der Gemeinſchaft der Kirche führt. 

Diefem nach erklären wir hierdurch: daB da8 gegenwärtige Vaticaniſche Concil 
ein rechtmäßiged allgemeine Goncil iſt; daß ferner dieſes Concil ebenjomenig wie 
irgend eine andere allgemeine Kirchenverſammlung eine neue, von der alten abmeichende 
Lehre aufgeftellt oder geichaflen, jondern Tebiglich die alte in der Hinterlage ded Glaubens 
enthaltene und treu gehütete Wahrheit entwidelt, erflärt und ben Irrthümern ber Zeit 
gegenüber ausbrüdlich zu glauben vorgeftelt hat; bag enblich beffen Beſchlüſſe ihre für 
alle Gläubigen verbindende Kraft durch bie in ber öffentlichen Sikung vom Oberhaupte 
ber Kirche in der feierlichſten Weife vollgogene Bublicatton erhalten haben. 

Indem wir mit vollem und rüdhaltlofem Glauben den Beichlüffen des Concils 
beiftimmen, ermahnen wir, als eure von Gott geſetzten Hirten und Xehrer, unb bitten 
wir euch in der Liebe zu euren Seelen, daß ihr allen miderftrebenden Behauptungen, 
von welcher Seite fie auch fommen mögen, fein Gehör fchenfet. Haltet vielmehr uner⸗ 
ſchütterlich feſt in Vereinigung mit euren Biſchöfen an ber Xehre und dem Glauben ber 
katholiſchen Kirche; Laffet euch durch nichts trennen von dem Felfen, auf welchen Jeſus 
Chriſtus, der Sohn Gottes, feine Kirche gegründet hat, mit ber Verheißung, baß bie 
Pforten der Hölle fie nicht übermwältigen werben. 

Im Hinblid auf die große Aufregung, welche in Folge unkirchlicher Aeußerungen 
und Beitrebungen gegen die Concilsbeſchlüſſe an verfchiebenen Orten eingetreten iſt, 
und manchen Seelen ohne Zmeifel nicht geringe Prüfungen und Gefahren bereitet, 
fowie mit Rückſicht auf die gewaltigen Ereigniffe des furchtbaren, unferem beutfchen 
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Baterland aufgebrungenen Krieges, welcher unfere gefpanntefte Aufmerkſamkeit und Theil . 
nahme gleichzeitig in Anfpruch nimmt, und bereit8 unzählige Familien in Schmerz und 
Trauer verjegt bat, können wir nicht umhin, alle Gläubigen zum anbädhtigen Gebete 
für Die gegenwärtigen großen Anliegen in Staat und Kirche bringenb einzulaben. 
Erhebet eure Herzen mit Glauben und Vertrauen zu dem Vater im Himmel, beflen 
weile und Tiebreiche Vorfehung Alles leitet und regieret, und beffen göttlider Sohn uns 
fidere Erhörung verheißen hat, wenn wir beten in feinem Namen. 

Betet alfo mit Glauben und Vertrauen, baß der blutige Krieg bald Durch einen 
völligen Sieg der gerechten Sache und durch einen wahren, bauerhaften rieben zum 
Ende gelange. Betet für die Anliegen unjerer heiligen Stiche, insbefonbere für alle, 
bie da irren oder wanfen im Glauben, um bie Gnabe eines feſten, entfchiedenen unb 
lebendigen Glaubens; betet für das Oberhaupt unferer beiligen Kirche, ben Heiligen 
Bater, welcher eben jetzt vielleiht mehr als je zuvor jich in Bebrängnig und Noth bes 
findet. Betet im Vertrauen auf bie Verbienfte und bie unendliche Liebe des göttlichen 
Herzens Jeſu CHrifti unter Anrufung ber mächtigen Fürbitte der allerreinften Jungfrau 
und Gotteömutter Maria. 

Der Segen des allmädtigen Gottes komme über euch und bleibe mit euch Allen 
im Namen des Vaters und des Sohnes und des heiligen Geiſtes. Amen. 


Ende Auguft 1870. 


+ Gregor, Erzbifchof von München-Freiſing. 7 Paulus, Erzbifhof von Köln. 
+ Beter Joſeph, Biſchof von Limburg. F Chriſtoph Florentius, Biſchof von 
Fulda. + Wilhelm Emanuel, Biſchof von Mainz. FT Eduard Jakob, Btichof 
von Hildesheim. + Conrad, Biſchof von Paderborn. T Johannes, Bilhof von 
Gulm. + Ignatius, Bifhof von Regendburg. + Pancratius, Biſchof von 
Augsburg. + Franz Leopold, Biſchof von Eichſtädt. T Matthias, Biſchof von 
Trier. + Philippus, Biſchof von Ermland. + Lothar, Biſchof von Leufa i. p. i. 
Erzbisthumsverweſer von Freiburg. 7 Adolf, Biſchof von Agathopoliß i. p. i., Feld⸗ 
bifHof der Armee. + Bernhard Brinfmann, Cap. vic. und präcon. Biſchof von 
Münfter. F Conrad Reither, präcon. Biſchof von Speyer. 


In Bezug auf die fehlenden Unterfehriften fei bemerkt, daß der bijchöf- 


liche Stuhl von Würzburg gerade erledigt und der Fürftbiihof von Breslau 
um feine Amtsentlaſſung beim Heiligen Vater eingefommen war. 


11) Schreiben des Heiligen Vaters vom 28. October 1870 an die deutfchen 
Bifchöfe, welche den gemeinfamen Hirteubrief von Fulda erließen. 


Ehrmwürbiger Bruder, Gruß und Apoftoltfhen Segen! 


Inmitten ber äußerſt ſchweren Leiben, womit ruchloſe Menſchen nad vielen 
verabſcheuungswürdigen Freveln, mit Verachtung ber rechte der Religion unb ber 
natürlichen Gerechtigkeit und Ehrenhaftigfeit, endlich ben Kelch Unferer Vitterfeit bis 
an ben Rand gefüllt haben, gewährte Uns ber Gifer für das Haus Gottes und bie 
Sorge für bie Unverfeßrtbeit be katholijchen Glaubens , welche Du, Ehrwürdiger 
Bruber, mit ben meiften iii a 4 in dieſer unglüdlihen Zeit an ben 
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Tag gelegt haſt, großen und ſehnlichſt gewünſchten Troſt. Aus dem an Eure Herden 
gerichteten Hirtenſchreiben, das wir durch Vermittlung Unſeres Ehrwürdigen Bruders 
Petrus Franziskus, Erzbiſchofs von Damaskus, Unſeres Nuntius bei dem Könige von 
Bayern, erhielten, haben Wir dieſen Eifer und dieſe Sorge deutlich erkannt. Nach 
gemeinihaftlidem Beſchluß in der Stadt Fulda verfammelt, habt Shr, der Pflicht 
Eures Hirtenamteß entſprechend, ben Eurer Sorgfalt anvertrauten Gläubigen gezeigt, 
eine wie ſchwere Pflicht und dringende Nothmendigkeit es für alle, welche Glieber ber 
einen, heiligen, katholiſchen und apoftoliichen Kirche fein und bleiben wollen, ift, bie 
von Und mit Zuftimmung bed heiligen und allgemeinen Vaticaniſchen Concils in den 
beiden Situngen vom 24. April und 18. Juli definirten Wahrheiten al8 von Gott 
geofienbart feft zu glauben und zu befennen; und wie jehr felbft den Grundwahrheiten 
der katholiſchen Religion die Behauptung jener Menfchen widerſpricht, die fich nicht 
ſcheuen, zu jagen, daß bie in biefem heiligen Vaticaniſchen Concil befinirte Lehre nicht 
in ber heiligen Schrift und Tradition enthalten jei, vielmehr ihnen wiberftreite. 


Je Herber der Schmerz ift, ben jene ſchismatiſchen und hHäretifchen Anfichten 
Unſerm fon von fo vielen Bedrängniffen niedergebrüdten Herzen bereiteten, um fo 
mehr loben und rühmen Wir, Ehrmürdiger Bruder, Deine und der andern deutſchen 
Biihöfe oberhirtlihe Wachſamkeit, die zur Abwehr dieſer hereinbrechenden Gefahren fo 
nothwendig iſt. Vollftändiger würde jedoch Unfer Troft geweſen fein, wenn Wir bie 
Namensunterſchrift aller Biichöfe Deutichlands unter Eurem Schreiben gelejen hätten. 
Dadurch wäre Eure oberhirtliche Unterweilung um fo wirkjamer geweſen. Wir hegen 
jebod nicht den mindeſten Zmeifel, daß jene Biſchöfe, deren Namen vermißt werden, 
ale in gleicher Weife erkennen, eine mie ofſenbare Pflicht e8 für die Hirten ber Kirche 
if, ihre Herden über die in bem heiligen, ökumeniſchen Concil befinirten Wahrheiten 
zu belehren, bamit fie die ihnen anvertrauten Schafe von den vergifteten Weideplätzen 
fembalten und mit ber heilfamen Nahrung ber katholiſchen Lehre kräftigen; denn bes 
ſonders in Euren Ländern wird ja felbft ein Dogma bes katholiſchen Glaubens von 
einigen Söhnen des Stolzes, die fi Katholifen nennen, nicht nur durch geheime Ränke, 
ſondern offen befämpft. Sind fie doch fomweit gekommen, daf fie in Volksfchriften und 
oͤſentlichen Blättern fogar gegen die Auctorität und die Decrete des Öfumentichen 
Concils und vor Allem gegen bie auf demfelben Concil unmiderruflich defintrte Glaubens⸗ 
Iebre von ber Unfehlbarfeit bes römischen Papftes, wenn er ex cathedra ſpricht, ſich 
als Rebellen zu erheben wagen und andere in diefelbe Rebellion und basfelbe Verderben 
bineinzuziehen ſich bemühen. 

Lügenhafter Weiſe rühmen fie fih nah Art aller jener, die jemals Spaltungen 
unb Irrlehren verbreitet haben, daß fie am alten katholiſchen Glauben feitbalten, wäh⸗ 
renb fie gerabe das Fundamentalprincip der katholiſchen Glaͤubenslehre umſtoßen. 
Denn obwohl fie die Schrift und die Tradition als Quellen der göttliden Ofienbarung 
anertennen, fo weigern fie ſich doch, das fortwährende lebendige Lehramt ber Kirche zu 
hören, welches Schrift und Zrabition Far bezeugen, und das von Gott jo mie als be- 
ſtändiger Hüter, fo auch als unfehlbarer Erflärer und Ausleger der in Schrift ober 
Tradition uns übermittelten Glaubensmwahrheiten eingejeßt iſt, und merfen fo durch 
ihre dem Irrthum unterworfene und trügeriiche Wifjenichaft, unabhängig von ber 
Uuctorität dieſes von Gott eingejebten Lehramtes, ja in Widerſpruch mit bemfelben, ſich 
ſelbſt als Richter über bie in den Glaubendquellen enthaltenen Kehren auf. Denn was 
thun fie anders, indem fie von einem durch Uns mit Zuftimmung des heiligen Concils 
befinirten Glaubensſatze zu behaupten wagen, er fei feine von Gott geofienbarte Wahrheit 
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und feine katholiſche Glaubenslehre, weil fie ihn, wie fie fagen, nad) ihrer Auffaſſung | 


in der Schrift und Tradition nicht finden? Gleichſam ald wäre von unferm Erldſer 
nicht dieſes als Glaubendregel in feiner Kirche feſtgeſetzt und ſtets in berfelben befolgt 
worden, daß die Definition des Dogma's felbit ſchon an und für ſich als genügenber, 
fiherfter und für alle Gläubigen geltender Beweis dafür angelehen werben muß, baß 
bie definirte Lehre in der geichriebenen ober münblich überlieferten Slaubenshinterlage 
enthalten tft. Deßhalb find biefe dogmatifchen Definitionen nothwendigerweiſe unb 
waren jie flet8 die unabänberlidhe Norm, mie für ben Glauben, fo für bie fatholtiche 
Miifenichaft, und es ift eine der erhabenjten Aufgaben ber Iegteren, nachzuweiſen, zwie 
bie Lehre gerabe in dem Sinne, wie fie befinirt wurbe, in ben Glaubendquellen ents 
halten iſt. 


Nicht minder zielt dad Streben diefer Menfchen, ſoviel an ihnen liegt, auf bie 
Vernichtung ber Kirche und bes Fatholifhen Glaubens hin, indem fie mit Hülfe von 
Berleumbungen und vollftändig nichtigen Vorwänden, wie Ihr in dem von Dir und ben 
andern Biſchöfen Deutſchlands an Eure Herden gerichteten Hirtenichreiben hervorzuheben 
nicht unterließet, in ihren äußerft verberblichen Echriften zu behaupten jich erfühnen, 
e8 habe, jei e8 bei der Definition, fei e8 bei der Promulgation der Concilsbeſchlüſſe 
und ſpeciell des Dogmas von der Unfehlbarfeit des römiſchen Papſtes, etwas für bie 
volle Geltung und das volle Anfehen eine öfumeniichen Concils Nothwendiges gefehlt. 
In der That Können fie bei biejem heiligen öfumenifchen Concil den Beiltand des 
beiligen Geiftes fir die Unfehlbarfeit der Definitionen nur von ſolchen Principien aus 
leugnen, moburd im Allgemeinen die übernatürliche Unfehlbarkeit und ſomit eine weſent⸗ 
liche Eigenſchaft der Fatholiihen Kirche angegriffen wird, Es ift Keinem unbelfannt, 
daß mit ähnlichen Vorwänden auch die Definitionen anderer Eoncilien von ben Ans 
hängern der verurtheilten Arrthümer gewöhnlich befämpft wurben; das bemeijen bie 
allgemein bekannten Verleumdungen, mwonut fowohl andere öfumenifche Soncilien von 
anderen Gegnern, al8 fpeciell die von fylorenz und Trient von den neueren Schibma⸗ 
tifern und Irrlehrern zu ihrem eigenen Verderben und dem Ruine fehr vieler Seelen 
angefochten worden find. 

Wie könnten Wir auf eine folche Verkehrtheit entarteter Söhne und fo große Ge: 
fahren, in welde fie Unvorfihtige und Unerfahrene, bejonders aber die unbehutfame 
Jugend, flürzen, ohne den tieflten Schmerz Unjerer Seele und ohne bittere Thränen 
Unfern Blid hinwenden? Das Herz ihrer Mutter, der Kirche, von ber fie gepflegt und 
genährt wurden, zerreißen fie ruchlos; die von ihr bereitete heilbringende Nahrung ver: 
taufchen fie mit Gift, und in jtolzer Ueberhebung verwenden fie bie Wiffenfchaft, momit 
fie Andere zum Helle unterweijen müßten, zu ihrem eigenen und Anderer VBerberben. 
Inmitten biefer bem Slauben und dem Heile der dur) Chriſti Blut erfauften Seelen 
drohenden Gefahr ermahnen und beſchwören Wir, Ehrmwürdiger Bruder, gemäß der Uns 
: obliegenden Sorge für alle Kirchen, Deinen Eifer und Deine Liebe zur Braut Jeſu 
Chrifti, der Tatholiichen Kirche, dat Ihr, Du mit den übrigen Biichöfen Deutſchlands, in 
einheitlicher Seiinnung und nad gemeinfamem Plane und durch jegliche Mühewaltung, 
ſowohl durch Eure oberhirtliche Auctorität, Klugheit und Untermeifung als durch Cure 
Mitarbeiter, von deren Glaubenstreue und Gelehrfamteit Ihr überzeugt feid, bie bem 
katholiſchen Glauben drohenden Gefahren von den Seelen aller Eurer Sorge anvertrauten 
Gläubigen und vorzüglich ber katholiſchen Jünglinge, die in ben Schulen unterrichtet 
werben, fernhaltet, und daß Ihr, fontel Ihr es burch die göttliche Gnade vermöget, 
Allen Gehorſam unb Liebe zur Heiligen Kirche, unferer Mutter, und zum bl. Petrus, 


— Tin. 


— 7 — 


enf den ber Grlöfer feine Kirche gebaut hat, einzupflanzen und fie darin zu bes 
feigen tradhtet. 
Weil aber weber ber etwas ift, welcher pflanzt, noch ber, welcher begießt, jondern 
Gott, ber das Wachsthum gibt, fo Takt und Tag und Nacht unfere Hände zu Gott, 
son bem und Hülfe fommen wird, erheben; flehen wir durch die Fürbitte ber un- 
befledten, jungfräulicden Gottesmutter, des Apoftelfürften Petrus und feines Mitapoftels 
Paulus und der andern Heiligen ber triumphirenden Kirche, daB der Herr auf feine 
hier auf Erden unter fo vielen Mühen und Gefahren ftreitende Kirche herniederſehe, fie 
beſchütze, durch feine himmliſchen Gaben bereichere und erhöhe, auf daß bie, welche im 
Glauben feſtſtehen, beftärkt werben und in ber Liebe wachen, Die abgebrocdhenen Zmeige 
aber wieder eingefügt werben, unb jo Alle in der einen, heiligen, katholiſchen, apofto- 
When römifchen Kirche zu Gott gelangen und in Gott den Frieden und da3 ewige Heil 
beſihen mögen. Damit Gott Euren Arbeiten und Eurer Hirtenforgfalt biefe Frucht in 
wiäten Maße gewähre, ertbheilen Wir als Anzeichen der göttliden Gnade und als 
Unterpfanb Unferes befonberen Wohlwollens gegen Di, Chrwürbiger Bruder, Dir 
ſelbſt und allen Deiner Sorge anvertrauten Gläubigen aus ganzem Herzen ben apofto- 
lichen Segen. 
Gegeben zu Rom bei St. Peter, ben 28. October 1870, im 25. Jahre Unferes 

Bontificatd. 
Pius IX. 


2) Sirtenbrief des Erzbifchofs von Köln vom 10. September 1870 
über das unfehlbare Lehramt des Papftes. 


Paulus, dur Gottes Erbarmung und bed heiligen Apoftolifchen 
Stuhles Gnade Erzbifhof von Köln ꝛc x. x. 


Entbietet ber Hochwürdigen Geiftlichfeit und allen Bläubigen ber Erzbidcefe 
Gruß und Segen im Herrn! 


Erft jet, in dem Herrn geliebte Erzbiöcefanen, nachdem die feit zwei Monaten 
faft alle Aufmerkſamkeit allein in Anſpruch nehmenden Kriegsereigniffe wieder eine 
rubige Erwägung anderer Dinge zu geftatten begonnen haben, komme ih bazu, euch 
über ba3 Vaticaniſche Concil, welches mich fat acht Monate lang von euch feruge- 
halten bat, im Anſchluß an den Inhalt des bereit auf allen Kanzeln verkündigten 
gemeinfamen Hirtenfchreibens beuticher Biſchöſe einige nähere Mittheilungen zu machen, 
indem ich überzeugt bin, daB Alle aus bem Munde ihres Oberbirten foldde wünſchen 
unb erwarten. 

Das Baticantfche Concil, welches, wie euch Allen bekannt ift, vom SHetligen Vater 
Bins IX. im vorigen Jahre ausgefchrieben wurde, bat am 8. December v. 3. feinen 
Anfang genommen und dauert noch fort; die meiften feiner Mitglieder aber haben, auf 
drei Monate beurlaubt, zur Zeit Rom verlaffen. Alle Biſchöfe der Welt waren bazu 
eingelaben und haben fi eingefunden, mit Ausnahme berjenigen, welche durch Kran: 
Bett, Alter ober andere Hinderniffe davon abgehalten waren. Die Anzahl der Mit: 
glieder beitef fi} auf beinahe 800. Alle Theile der Welt waren darin vertreten, unb 
es bat wohl niemals, jo lange bie Kirche befteht und Concilien gehalten bat, eine fo 
großartige, fo ſehr oͤkumeniſche, d. 5. allgemeine VBerfammlung von Oberbirten gegeben, 
als diejenige, welche jet in der Vaticaniſchen Bafilifa, bem großen St.⸗Peters-Dom 
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zu Rom, verſammelt war. Man kann ſich nichts Ehrwürdigeres und Großartigeres 
vorftellen, als dieſe Verfammlung fo vieler Biſchöfe unter dem VBorfite bes Heiligen 
Vaters, bed Statthalter Chriſti, vereinigt, um über bie wichtigften Angelegenheiten, 
welche das Hell ber Seele und die Wohlfahrt der Kirche betreffen, mit einanber zu 
beratben und zu befchließen im beiligen Geijte. Unter biefen Vätern bes Gonciis finb 
ſehr Viele bereit3 ergraut im Dberhirtenamte, rei an Erfahrung, Tugenden unb Bers 
dienften, Manche, bie ſchon um Chrifi und feiner Kirche willen Verfolgung, Kerler 
oder Verbannung und Noth erbuldeten, Viele ausgezeichnet durch Wiſſenſchaft und Ein» 
it. Ungeachtet ber mannigfaltigftien Verſchiedenheit ber Nationalität, der Sprache 
und Sitten, find Alle mit einander innig verbunden durch daB Band bed wahren 
Glaubens, fowie durch bie Liebe und den Gehorfam gegen bie heilige Kirche und ihr 
Oberhaupt. Wahrlih eine Verſammlung, würdig, bie große heilige faiholifche Kirche 
su vertreten, und werth bes vollen Vertrauens aller Glieder ber Kirche, auch abgeſehen 
von dem übernatürlichen Beiftande des heiligen Geiftes, welcher Fraft der unferer Kirche 
gegebenen Verheißungen ihr niemals fehlen fann. 


Das Vaticaniſche Concil bat bis jetzt 86 Generalcongregationen, d. 5. nicht öffent⸗ 
lide Sigungen, unter dem Borfite der fünf päpftlicden Legaten und vier Öffentliche 
Sitzungen unter dem Vorſitze des Papſtes jelbft gehalten. In ben beiden lebten öffent: 
lichen Sigungen wurde eine Reihe dogmatiicher Entſcheidungen unter fofortiger Guts 
heißung des Heiligen Vaters erlafien, wovon bie eıfte Abtheilung in der Sikung vom 
24. April d. 3. verſchiedene Irrthümer vermorfen bat, melde auf bie Principien des 
Hriftlicden Glaubens und das Verhältnig zwiſchen Glauben und Wiſſenſchaft fich beziehen 
und weniger in ben Herzen bed chriftlichen Volkes als in den Köpfen einzelner Gelehrten 
Beifall und Verbreitung gefunden haben. Ich Tann deßhalb biefe Enticheldungen bier mit 
Stillſchweigen übergehen, nachdem fie alsbald nach ihrem Erlafje bereits im Kirchlicdhen 
Anzeiger ber Erzbiöcefe befannt gemacht worben find. Die zweite Abtheilung bogmatifcher 
Entſcheidungen aber, welche das Goncil in ber Sikung vom 18. Juli c. erlaſſen bat, 
betrifit Die Lehre von der Kirche und ihrem Oberhaupte und bat in ihrem zweiten 
Kapitel eine Frage entſchieden, welche feit Zahresfrift ganz Deutſchland, ja die meiften 
Länder der Welt, in große Spannung und Aufregung verjegte: bie Frage betrefiend 
das unfehlbare Lehramt des Dberhauptes unferer heiligen Stiche. Der Glaube an 
dieſes unfehlbare Lehramt, welcher von ber einen Seite mit fo großer Aufregung unb 
Grbitterung bekämpft, von ber andern Eeite aber mit eben fo großer Vorliebe unb 
Begeiſterung vertheidigt wurde, ift in ber befagten Sitzung bed Vaticaniſchen Concils 
für ein Dogma ber Fatholifchen Kirche erklärt worden. 

Ih habe mit manchen andern Bifhöfen und Laien binjichtlich diefer Lehre, obs 
gleich ich mit dem Weſen berjelben inner einverjianden war, bennoch in Betreff ber 
Zweckmäßigkeit der Entſcheidung in unjerer Zeit ſowohl als aud in Betreff einiger 
damit verbundenen Bebingungen verjchiebene Bedenken gehabt und daraus Fein Hehl 
gemacht. Seitdem aber nach einer vorgängigen fehr gründlichen und eingehenden Er⸗ 
Öörterung und Prüfung die Frage durch den Beſchluß des ökumeniſchen Concils ent⸗ 
ſchieden if, habe ich in der feſten Ueberzeugung, daB den Entſcheidungen eine foldden 
Concils, als der höchſten legitimen Lehrautorität in der Kirche, jeder gläubige Katholik 
feine perfönliche Anficht unbedingt zu unterwerfen babe, alle früheren Zweifel und Bes 
denken fofort fallen laſſen, und ich fühle mich verbunden, hierdurch öffentlich zu erflären, 
daß ich dieſe Unterwerfung als bie Erfüllung einer einfahen Glaubenspflicht jebes 
katholiſchen Chriſten von allen Angehörigen ber Erzdiöceſe erwarte. 
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Da ich aber nicht verfenne, daß in ber gegenwärtigen aufgeregten Zeit für manche 
unb namentlich für bie unter gemifchter Eonfelfion lebenden Katholiken nicht menige 
Gefahren und Verſuchungen in ber fraglichen Beziehung obmwalten, fo babe ich es für 
nöthig reip. zmweddienlich gehalten, zu dem bereits veröfientlichten gemeinfchaftlichen 
Hirtenſchrelben deutſcher Bijchöfe über die vorftehende Entſcheidung des Baticanifchen 
Goncils, gegen welches ſeit Jahr und Tag fo viele Borurtheile, Schmähungen und 
Berleumbungen überall und beionber8 in Deutfchland verbreitet worden find, bie nad: 
ſtehenden Bemerkungen nadträglich mitzutheilen. 

1. Das Concilium Vaticanum, welches ſowohl nad bem Wortlaut feiner Be- 
rufung als auch insbefonbere durch die große Zahl feiner alle Theile ber katholiſchen 
Welt ohne Ausnahme vertretenden Mitglieder ben Charakter eines ölumenifchen Eoncils 
in außgezeichneter Weife an fich trägt, if von Anfang an und namentlich ſeit bem 
Beginn der Verhandlungen über bie Frage ber Unfehlbarkeit des Papſtes ber Gegen: 
Rand unerhörter Angriffe und Anfeinbungen nicht nur von Seiten der ungläubigen 
Welt, ſondern auch einer großen Zahl von Katholiken gemweien. 


Man hat insbeſondere bie Gültigkeit der Befchlüffe über ben Primat in Abrebe 
geſtellt aus einem zweifachen Stunde: einmal, weil die Mitglieder des Concils nicht 
bie nöthige Freiheit gehabt hätten, und dann, weil ber betreffende Beſchluß nicht mit 
Einftimmigkeit, fondern nur durch Stimmenmehrheit zu Stande gefommen. Was ben 
erften Einwand anbelangt, fo ift durch den Anhalt der bereit3 in die Oeffentlichkeit 
gelangten mündlichen ſowohl als fchriftlichen Abflimmungen und Grlfärungen ber 
Concilspäter über bie vorgelegte Frage von dem unfehlbaren Lehramte des Oberhaupts 
ber Kirche bie Unftatthaftigkett biefer Einrede dargethan, Indem daraus klar hervorgeht, 
daß bie Concilsväter fich der nötbigen Freiheit, ihre eigene und perfönliche Anficht und 
Meinung vorzutragen, im vollen Maße erfreut und davon auch wirkli ohne Menſchen⸗ 
furdgt Gebrauch gemacht haben. Was aber den Einwand ber fehlenden Einſtimmigkeit 
anbelangt, fo iſt barauf zu erwibern, daß eine allgemeine Regel, wonad nur einftimmig 
gefaßte Beichlüffe Skumenifcher Concilien Geltung haben, durdaus nicht eriftirt, und 
daß bie Behauptung ber erforderlichen Einflimmigfeit meber in ber heiligen Schrift noch 
in der kirchlichen Trabition eine genügende Begründung findet. Sollte biefe Regel im 
firengflen Sinne des Wortes Anwendung finden, bann würde baraus folgen, daß bie 
Abhaltung allgemeiner Eoncilien überhaupt überflüffig oder daß feines ihrer Mitglieber 
einem Irrthum unterworfen fei, was nod Niemand zu behaupten In ben Sinn ge- 
fommen if. Es hat immer und überall die Regel gegolten, daß die von einem Öfu- 
meniſchen Goncil, gleichviel ob mit Einſtimmigkeit oder ohne dieſe gefaßten unb vom 
Dberbaupte der Kirche beftätigten Enticheidungen als Glaubensnorm zu betrachten ſeien. 
Das ift bie Regel, wonach feither bet allen Concilsbeſchlüſſen verfahren worden ift, 
wenn nicht etwa, wie e8 auf dem Goncil von Trient ausnahmsweiſe geichehen ift, von 
bem Bapfte felbft in einem bejtimmten Falle vorgeichriebern wurde, daß über eine Frage 
nicht durch Stimmenmehrheit, jonbern nur mit Ginftimmigfeit Beichluß gefaßt mer- 
ben folle. 

Vie Anwendung bes alten befannten Grundſatzes, wonach der Katholif glauben 
muß, was immer, was überall, was von Allen geglaubt worden iſt, auf ben vor- 
liegenden Fall ift eine ganz unberechtigte. Diefer Grundſatz iſt ein zuverläffiger Führer 
für ben einzelnen Gläubigen; er genügt aber nicht für bie Mitglieder eines Concils, 
wenn es ſich um bie Entſcheidung ftreitiger Fragen in Glaubensfachen handelt. Gäbe 
es feine anderen Glaubenslehren als biejenigen, welche immer, überall und von Allen 
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geglaubt find, dann bebürfie e8 niemals der Abhaltung eined Concils, weldhes eben 
dann nothwenbig tft, wenn über eine Lehre feine Einſtimmigkeit, ſondern Verſchiedenheit 
der Meinungen herrſcht, und eben deßhalb eine Entſcheidung nöthig geworben ifl. 


Mebrigens ift zu bemerken, daß in ber öÖffentliden Sitzung bes Vaticaniſchen 
Concils vom 18. Juli c. die Lehre vom unfehlbaren Lehramte bed Papſtes mit einer 
faft völligen Einftimmigfeit wirklich entſchiebden worden tft, indem nur zwei Väter in 
berfelben dagegen geftimmt haben. Eine ziemlich große Anzahl von Concilmitgliebern, 
welche theild aus Zweckmäßigkeitsrückſichten, theild aus fachlichen Bebenten in ber vor⸗ 
bergehenden Kongregation mit „Nein“ oder mit einem bedingten „Ya” geftimmt hatten, 
waren in ber öffentlichen Sikung am 18. Juli nicht erſchienen. Gin Theil berjelben 
war bereit3 mit Urlaub abgereist, die meiften von ihnen aber überreichten am Bor: 
abenbe ber Situng dem Concilspräſidium eine fchriftlicde Erklärung, worin fie „bes 
kundeten, daß fie fi nicht in der Lage fähen, dem entworfenen Beſchluſſe beizuftimmen, 
daß fie aber in Treue und Gehorfam ber Kirche und dem Oberhaupte ergeben blieben. 
Einige von ihnen erflärten im Voraus, allen Beichlüffen bes Concils, welche ber Papſt 
gutbeißen werde, ſich zu unterwerfen. Steiner aber proteftirte gegen bie bevorftehenbe 
Entfcheidung, und Viele aus ihnen haben ganz bald nach ber getroffenen Entſcheidung 
ihre völlige Unterwerfung und Zuſtimmung zu dem vom Papſte genehmigten Beſchluſſe 
des Concils ausbrüdlih erflärt. Nach der Beſtimmung der Geſchäftsordnung bes 
Concils konnte in gültiger Weiſe nur von den in ber öffentlihen Situng gegen» 
wärtigen Vätern durh mündliche Erklärung abgeſtimmt werben. Mithin haben bie 
Abmelenden auf die Ausübung ihres Stinmmrechts im vorliegenden Falle verzichtet und 
eben dadurch im Voraus dem Beſchluſſe des Concils fig ſtillſchweigend unterworfen. 
Sn keinem Falle Tann nad Obigem ein gläubiger Katholif aus dem Umftande, daß 
ein verhältnißmäßig Feiner Theil der Concilsmitglieder dem Veichluffe nicht zugeftimmt 
hatte, ein Recht herleiten, fi dem von der jehr großen Mehrheit der Concilsväter 
unter päpfilicder Approbation gefaßten Beichluffe nicht zu unterwerfen. Derſelbe if 
die Entſcheidung der böchften Lehrgewalt in ber Kirche, eined ökumeniſchen Concils, und 
trägt als folcher feine Legitimation nach der Grundverfaſſung ber Fatholijchen Kirche 
in ſich felbit. Deßhalb ift es Pflicht eines jeden Tatholiihen Chriſten, ſich bemfelben, 
als dem Ausſpruch des heiligen Geiftes, zu unterwerfen, während diejenigen, welche fich 
bemfelben widerſetzen oder ihn noch ferner in Frage ftelen wollten, ſich dadurch von 
der Gemeinſchaft der heiligen Kirche trennen würden. 

2. Tie Lehre von der Unfehlbarfeit des päpftlicden Lehramts, melche bereitß in 
früheren Jahren und Jahrhunderten zu oft wieberholten Malen ber Gegenfianb ber 
gründlichiten Erörterung und Unterfuhung geweſen, ift in ber öffentlichen Sitzung 
vom 18. Suli c. nunmehr mit folgenden Worten feitgeftellt worden: 

„Indem Wir an ber von Anbeginn des chriſtlichen Glaubens überfommenen 
„Meberlieferung treu fefthalten, lehren Wir mit Zuftimmung bed heiligen Goncils 
„zur Ehre Gottes unfered Heilandes, zur Verberrlihung ber katholiſchen Religion 
„und zum Seile ber chriftlihden Völker und erklären es für eine von Gott ges 
„offenbarte Glaubenslehre, Daß ber römiſche Papſt, wenn er ex cathedra fpricht, 
„d. 5. wenn er von Amts wegen als Hirt und Lehrer aller Chriflen Traft feiner 
„Höhen apoftoliichen Auctorität eine Glaubens: oder Sittenlehre ald verbindlich 
„für die ganze Kirche erklärt, vermöge bed ihm in ber Berfon des Bl. Petrus 
„verheißenen göttlichen Beiſtandes jene Unfehlbarkeit beſitzt, welche ber göttliche 
„Heiland feiner Kirche zur Definition ber Slaubenss und Sittenlehre verlichen 
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„bat; und daß daher jolche Entſcheidungen des römiſchen Papſtes durch fich 
„ſelbſt und nicht erſt durch die Zuſtimmung der Kirche unabänderlich ſind. 
„Wenn aber Jemand, was Gott verhüten wolle, es wagen ſollte, dieſer Unſerer 
„Entſcheidung zu widerſprechen, der ſei im Banne.“ 


Das iſt der kurze Inhalt des vierten Kapitels der jüngſten Beſchlüſſe des Vati⸗ 
caniſchen Concils, deren drei erſte Kapitel die Lehre von der Einſetzung, der Fortdauer 
und Bedeutung des Primats oder der päpſtlichen Würde enthalten. Ich beſchränke 
wid bier auf ben Gegenſtand bes vierten Kapitels von dem unfehlbaren Lehramte bed 
Oberhauptes der Kirche, welcher für jeben katholiſchen Ghriften ein fehr nahes Intereſſe 
hat und worüber bie Gläubigen mit Recht von ihrem Oberhirten eine Belehrung erwarten. 

Diefe Lehre, in dem Herrn Geliebte, welche nunmehr ala ein Artikel bes katho⸗ 
Then Glaubens feftgeftellt worden, ift feine neue Lehrez; fie ift ihrem Weſen nad 
fo alt wie die Kirche und die Lehre Jeſu Chriſti ſelbſt. Sie Hat ihre Grundlage in 
den Worten Chriſti: „Du bift Petrus, und auf dieſen Felfen will IS 
meine Kite bauen, und bie Pforten ber Hölle werben fie nit Über 
wältigen“ (Matth. 16, 18), und in dem andern Worte des Heilanbes: „(Petruß), 
35 Habe für bi gebetet, daß dein Glaube nit abnehme, und du 
ſollſ Dereinfi, wenn du bekehrt biſt, deine Brüder ſtärken“ (Luc. 
23, 82), ſowie endlich in jener feierlichen, dreimal wiederholten und höchſt bedeutungß- 
vollen Anrede des Heilandes an Petrus, mwoburd er ihn zum Hirten aller feiner 
Lämmer und Schafe, d. h. der ganzen Herbe aller Chriften, beftellte (Joh. 21, 16). 

Sie beruht ferner in der immerwährenden Meberlieferung aller chriſtlichen Jahr: 

hunderte, welche in unzähligen Zeugniffen bekundet, baß immer in ber Kirche Gottes 
bie entfiehenben Streitigkeiten über ben Glauben bem Urtheil bes Oberhaupted ber 
Kirche, welches Chriſtus in der Perfon Petri zum Hirten und Lehrer aller Chriſten bes 
ftelt Hat, unterworfen wurden; daß ferner nur biejenigen, welche mit bem Oberhaupt 
der Kirche, dem Fundament ihrer Einheit, in Glauben und Gehorfam verbunden waren, 
als Glieder ber katholiſchen Kirche betrachtet wurben. Die Kirche kann feine neue 
Lehre zu glauben vorftellen, fonbern nur bie uralte, von Gott geofjenbarte, in bet 
Heiligen Schrift oder ber münblichen Ueberlieferung vorhandene Lehre neuerdings vers 
Tündigen, deutlicher erflären, vertheibigen und die entgegengefehten Irrthümer verwerfen. 
So ift denn aud die jetzt verfünbigte Entſcheidung ber Kirche von dem unfehlbaren 
Lehramte bed Papftes nicht eine neue Lehre; fie ift zu allen Zeiten die ausbrüdliche 
Lehre der römiſchen Kirche geweien, mit welcher, wie ſchon ber hl. Srenäuß, Adv. 
haer. L. III. 23, fagt, wegen ihres mächtigen Vorranges alle Chriften übereinftimmen 
müffen. Sie Ift feine neue Lehre, weder in ber allgemeinen fatholiihen Kirche, noch 
auch insbeſondere in unferer kölniſchen Erzdiöcefe, welche immer mit der römiihen 
Kirche, von welcher fie ihren Urfprung erhalten, im Glauben vereinigt geweſen ft. 

Dieje Lehre vom unfehlbaren Lehramte des Papſtes wurde bereitd vor Jahr⸗ 
Hunderten im fogenannten Mittelalter von dem feligen Albertus Magnus bier zu Köln 
auf feinem berühmten Lehrftuhl verfündigt, und ebenio wie diefer fein Lehrmeiſter ver: 
theidigte biejelbe Lehre deſſen noch größerer Schüler, der bl. Thomas von Aquin. Dieſer 
Lehre Hulbigte immer mit Entichtebenheit die berühmte Kölner Univerfität, in beren 
Theologia universitatis Coloniensis, einem Werke, welches im Sabre 1703 heraus: 
gegeben wurde, in ber ausbrüdlichen Abfiht, um dadurch bie alten überlieferten Lehr⸗ 
füpe des Tatholiichen Glaubens gegen alle Neuerungen ficher zu ftellen, wir an vers 
ſchiedenen Stellen, namentlich aber I. 5, dieſe Lehre deutlich und beftimmt vorgetragen 
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finden mit den Worten: „Der allgemeine, legitime und ordentliche Richter in allen 
Streitfragen über chriſtlichen Glauben und Religion iſt der römiſche Papſt, ber Vor⸗ 
fteher der ganzen Kirche... . In feinem öffentlichen Urtheil über Glaus 
bensſachen beſitzt dieſer Richter bie Sicherheit der Unfehlbarkeit, fo 
baß er, wenn tr ex cathedra al8 Papſt enticheidet, niemals irren kann; ob» 
gleich er als Privat:Lehrer oder -Perſon . . . allerdings irren Tann.“ 


Ganz biejelbe Lehre Haben eure Boreltern, theuerite Erzdidceſanen, in ben 
Schulen und Kirchen gelernt, wie es bie alten bier gedrudten, kurfürſtlich approbirten 
und für den allgemeinen Gebrauch in ber ganzen Erzbiöcefe vorgejchriebenen Katedjlämen 
bezeugen. Mir liegen verjchiebene derfelben aus bem vorigen Jahrhundert vor, in 
welchen fi ganz bdiefelbe jeßt definirte Lehre vorfindet. So 3. B. enthält ber vom 
Kurfürjten Clemens Auguft 1736 approbirte Kölnifche Katechismus p. 85 auf die Frage: 
„Wann und wo erzeigt bie Kirche ihre unfehlbare Gewalt im Lehren?" die Antwort: 
„Wann die Kirhe durch den Römifhen Bapit allein oder durch bie mit ihm 
verjammelten oberften Hirten oder Bijchöfe etwas vorhält zu glauben.“ In dem vom 
Kurfürften Mar Friebrih 1765 approbirten Kölniſchen Katechismus beißt ed p. 14: 
„Kann der Papft in Glaubensfachen fehlen?" und die Antwort lautet: „AlB ein 
privater Lehrer fann er fehlen, nicht aber, wenn er den Ausſpruch 
tbut als das Oberhaupt der Kirche. Denn Chriſtus ſprach zu Petrus: ich habe 
für Dich gebetet, bag dein Glaube nicht abnehme, und wenn bu dermaleinſt befehret fein 
wirft, beftärfe beine Brüder.” Wehnliches finder fich in andern kölniſchen Katechismen, 
und diefelbe Lehre hat auch das jüngfte Kölner Provinzial:Concil, im Jahre 1860 im 
biefigen Dome gehalten und vom Apoſtelſtuhle beftätigt, mit Entſchiedenheit aus⸗ 
geſprochen, indem es lehrt p. 57, baß der Papft, jo wie er vor Allen ben Glauben zu 
vertheidigen verbunden, fo auch berufen jei, die auftauchenden Glaubensſtreitigkeiten 
burch fein Urtheil zu enticheiben, und daß jeine Entſcheidung durch ſich felbft uns 
abänderlich ſei. 

Hieraus werdet ihr zur Genüge erfannt haben, in Ehrifto gelichte Erzdiöcefanen, 
daß der Glaube an das unfehlbare Lehramt bed römiichen Papites weder in ber fathos 
liſchen Kirche im Allgemeinen, noch auch indbefonbere in ber Kölner Erzdiöceſe etwas 
Neues ift. Tiefer Glaube fand auch bis kurz vor der Gröffnung bed Vaticaniſchen 
Concils fait in allen theologiſchen Werken jelbft folder Gelehrten, welche feitbem al 
Gegner besielben aufgetreten find, entichiedene Vertheibigung; unb meine perjönliche 
Erfahrung auf dem Concil hat mich überzeugt, dag in jenen Ländern, in welden bie 
Irrlehren der drei legten Jahrhunderte keinen Eingang gefunden haben, der alte Glaube 
an das unfehlbare Lehramt des Papftes fait ganz einitimmig als in ber Ueberlieferung 
vorhanden mit der größten Entſchiedenheit bezeugt und vertheidigt wird, während in 
denjenigen Gegenden, welche von jenen Irrlehren mehr oder weniger berührt worden find, 
jener Glaube vielfah abhanden gefommen ober doch verbunfelt und getrübt worden ift. 


3. Die Lehre von dem unfehlbaren Lehramte bed Papftes ijt aber nicht bloß keine 
neue Lehre, ſondern fie ift auch, wenn jie richtig verftanden und nicht durch Mißver⸗ 
ftändniffe und Vorurtheile entftellt wird, eine dem mahren Bebürfnig und ber Ber 
faſſung ber Kirche ganz entfprechende unb mit ber Forderung der gefunden Vernunft 
durchaus nicht im Widerfpruch ſtehende Lehre. Die Nothwendigkeit und das wirkliche 
Borhandenfein eines unfehlbaren Lehramts in ber Kirche Ehrifti überhaupt ift von 
gläubigen Mitgliedern der Fatholifchen Kirche niemald bezweifelt worden und fonnte 
nad den Flaren und beutlichen Ausſprüchen Jeſu CHrifti und feiner Apoftel über bie 


Kite, deren Stimme Alle bören follen, welde eine Säule und Grunb- 
tefte ber Wahrheit genannt wirb, nicht bezweifelt werden. Alle Katholiken, auch 
bie feitherigen Gegner der Lehre vom unfehlbaren Lehramt des Papftes, erkennen bie 
Unfehlbarkeit der Kirche und insbeſondere ihrer Entfcheibungen auf einem allgemeinen 
Concil an, wenn folde vom Papſt beftätigt worden. Es fteht ferner feft, daß alle 
Glieder ber Kirche dem Papſte ald dem Oberhaupte ber Kirche Gehorſam ſchuldig find, 
und daß ber Papſt al der oberfte Hirt und Lehrer ber ganzen Kirche das Recht und bie 
Pflicht hat, alle Glieder der Kirche zu lehren unb vor ben Gefahren bes Glaubens zu 
ſchützen. Da ed nun unmöglich ift, daß jeber Zeit allgemeine Goncilien gehalten wers 
den, während es body ohne Zweifel ein großes Bebürfnig ift, daß es jeber Zeit in der 
Kirche ein Mittel gebe, bie entftehenben Glaubensftreitigfeiten auf eine zuverläffige, den 
Irrthum ausſchließende Weife zu entjcheiben, weil jeder Zeit alle Glieder ber Kirche 
verbunden find, ihre Stimme zu bören, fo würbe für bie Einheit in ber Kirche und 
für bie Sicherheit ihrer Lehre nicht in einer bem Bedürfniß entiprechenden Weife geforgt 
jein, wenn ber oberfie und allgemeine Lehrer ber Kirche in jeinen an bie ganze Kirche 
gerichteten Enticheibungen über Glaubensſachen dem Irrthum unterworfen wäre, und 
wenn fomit bie Kirche während ber mitunter Sahrhunderte lang dbaueruden Zeiträume, 
in welchen allgemeine Concilien nicht gehalten werben konnten, nicht in ber Lage ge: 
weſen wäre, auf eine zuverläjjige, dem Irrthum nicht unterworfene Weiſe bas Unkraut 
ber Irrlehre zu erkennen und zu verwerfen. Gerade dazu hat ber göttliche Helland ber 
Kirche ein Oberhaupt gegeben, welches in ber Feſtigkeit und Unwanbelbarfeit bes Glau⸗ 
ben3 einem Felſen gleicht, damit es als jichtbarer Mittelpunkt, als das Fundament der 
Einheit bie Kirche vor der Spaltung bemahre, und bamit alle anderen Hirten und 
Lehrer ber Kirche, alle übrigen Nachfolger ber Apoftel in bem Nachfolger Petri einen 
Bruder unb Bater hätten, welder fie in allen Gefahren bed Glaubens ftärfen und 
igügen, jelbft aber bielen Gefahren nicht unterliegen könnte. Das iſt bie Bedeutung 
bes göttlichen Wortes: „Du bift Petrus, und auf biefen Felſen will Ich 
meine Kirche bauen, und die Pforten ber Hölle follen fie nidt über: 
mwältigen”, unb bas ift bie Wirkung des göttlichen Gebetes, welches für Petrus und 
feine Nachfolger der Heiland verrichtet hat, wie er es jelbit bezeugt: „Sch habe für 
Dich gebetet, Petrus, daß bein Glaube nit abnehme;z du ſollſt der 
einft befehrt beine Brüder ſtärken.“ 


4. Es mürbe ein grobes Mißverſtändniß bes jett verkündigten Dogmas fein, 
wenn man e3 jo auffafien wollte, baß der Papit als Privatperſon ober Privatlehrer 
ober Schriftfteller unfehlbar jei, oder daß er in feinem Stüde einem Irtthum oder 
fogar feinem Fehler und Feiner Sünde unterworfen jei. Nein, bie Kirche hat einen 
folden Glauben niemals und auch jett nicht geforbert noch gelehrt, oder au nur ge 
billigt. Sie hat zu allen Zeiten geglaubt und gelehrt, daß auch bie Päpſte für ihre 
Perſon dem Irrthum und der Sünde unterworfene Menjhen find, und wenngleich 
die Geſchichte in ganz unmiderjprechlicher Weije lehrt, daß in der langen Reihe der 
Päpſte ſehr viele ein wahrhaft heiliges Leben geführt und durch ihre Wilfenichaft fo: 
wohl ala durch ihre Talente und Tugenden fich ausgezeichnet haben, fo fehlt es doch 
auch nicht an einigen, wenngleich verhältnigmäßig fehr wenigen, Beifpielen jolcher 
Päpfle, welche weber durch ihre Sitten noch aud burd ihre Wiſſenſchaft dem erhabenen 
Amte, welches fie befleibeten, zur Ehre gereichten. Die Kirche lehrt aljo keineswegs, 
daß der Bapft für feine Perſon frei von Irrthum und Fehlern fei: fie lehrt nur, geftügt 
auf das Wort Gottes in ber heiligen Schrift unb ber überlieferten Lehre aller Jahr: 
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bunberte, daß ber Papſt, wenn er als ber allgemeine Hirt und Lehrer aller Chriſten 
fraft feiner apoflolifhen Auctorität eine Glaubens: ober Sittenlehre in einer für bie 
ganze Kirche verbindlichen Weife zu glauben vorftellt, in Folge bes in ber Perſon des 
bl. Petrus dem Oberhaupte ber Kirche verheißenen göttlichen Beiſtandes jene Unfehl⸗ 
barkeit befige, welche ber göttliche Heiland feiner Kirche verliehen bat, und bag femit 
feine derartigen Entfcheibungen unabänderlich feien. 

Diefe Lehre läßt ed aljo durchaus frei, anzunehmen, daß die Päpfle für ihre 
Perſon, als private Lehrer ober Schriftfteller, jomie in ihren an einzelne Ghriften 
oder Biſchöfe gerichteten Entſcheidungen irren und fehlen können; fie läßt es eben 
fo offen, daß biefelben in ihren Anfichten und Ausſprüchen über profane Gegenfänbe, 
welche nicht zur Glaubens⸗ oder Gittenlehre gehören, jelbft in allgemeinen, an bie ganze 
Kirche gerichteten Entiheibungen bem Irrtum unterworfen fein können. Sa bie 
Päpſte felbft haben zum Defteren ausbrüdlid anerkannt, daß fie mitunter in ihren 
Regierungdmaßregeln fehlgegrifien, daß fie ala private Lehrer ober Schriftfteller nicht 
unfehlbar feien, dag fie auf Anfragen einzelner Gläubigen oder Biſchöfe die vorgelegten 
Fragen nicht immer nad bem Maßſtabe der göttlichen Offenbarung entſchieden, ſondern 
mitunter in Gemäßheit ber zur Zeit vorherrfchenben Anfihten und Meinungen geant⸗ 
wortet haben. Niemals aber ift in ber Iangen Reihe ber chrifilichen Jahrhunderte ber 
Fall vorgefommen, daß eine päpftlihe Entfheibung in ber Glaubens: ober Sitten: 
lehre, welche ausdrücklich ald verbindlich für bie ganze Kirche erflärt wurbe, mit ber 
geoffenbarten Lehre in Widerſpruch geftanben hätte. In einem foldden Falle bat fidh 
auch ber gegenmärtig fo oft genannte Papſt Honorius nicht befunden, welcher burdh 
Saumfeligfeit in der Bekämpfung einer Irrlehre allerdings gefehlt und dadurch bie 
Verbreitung berfelben gefördert, keineswegs aber biejelbe als Slaubenslehre anerkannt, 
geſchweige denn ber Chriftenheit biefelbe zu glauben vorgejchrieben hat. Daß ein folder 
Fall, in welchem bie ganze Kirche, weldde ihrem oberiten Hirten und Lehrer zu gehorchen 
verpflichtet ift, Durch eben dieſen fhuldigen Gehorſam in Irrthum geführt und zur An- 
nahme einer irrigen Lehre in Glaubensſachen verpflichtet wiirde, niemals vorfommen 
fann, ſowie er in ber Vergangenheit nicht vorgefommen Ift und nicht vorfommen fonnte: 
das und nur daß iſt der Sinn und Inhalt bes jekt verfündeten Dogmas, welches mit- 
hin nicht eine rein perfönliche, abjolute und unbebingte Unfehlbarfeit bes Papſtes, 
ſondern eine klar und deutlich bejchränfte und bedingte Unfehlbarfeit des päpftlichen 
Lehramt, fo wie fie dem Bebürfniß ber Kirche und ben Forderungen ber gejunben 
Vernunft entipricht, und zu glauben vorftellt. 


Aus dem Obigen erhellt zugleih, daß bie Unfehlbarfeit im firengen Sinne bes 
Morted nur demjenigen Theil ber päpftlichen Erlaſſe über Sachen bes Glaubens unb 
der Sitten zukommt, welcher wirklich bie Entſcheidung über eine Glaubens⸗ ober 
Sittenlehre enthält und als eine für Die ganze Kirche verbindliche ausbrüdlich bes 
zeichnet wird: daß dieſelbe aber nicht ohne Weitered auf ben übrigen Inhalt ber 
betreffenden päpftliden Erlaſſe, alſo namentlih nit auf bie etwa beigefügten 
Gründe, Motive und thatfähliden Angaben, melde nicht mwefentlich zum Gegenftand 
der Lehrentſcheidung gehören, außzudehnen if. Wenn das Concil lehrt, baß bie 
unfehlbaren Enticheibungen des päpftlichen Lehramts durch ſich felbft und nicht erft 
buch die Zuftimmung ber Kirche unabänderlich feien, fo ift ba3 eine felbftverfiänds 
liche Folge der Unfehlbarkeit; und es wirb dadurch nur bie bereit3 früher von ben 
Päpften zum Deftern gemißbilligte Behauptung ausbrüdlich verworfen, daß die päpſt⸗ 
lichen Lehrentſcheidungen nicht gleich bei ihrer Veröffentlichung verbindlich unb um: 
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abänberlidh ſeien, ſondern erſt durch eine hinzutretende Zuſtimmung ber Biſchöfe voll⸗ 
gũltige Kraft erlangen. 

5. Eine nicht minder falſche Auffaſſung der Unfehlbarkeit des päpſtlichen Lehr⸗ 
amts würde es ſein, wenn man es ſo verſtehen wollte, als ob wir glauben müßten, 
daß bie Väpfte ſich jederzeit einer wunderbaren göttlichen Inſpiration ober neuer Offen⸗ 
barungen bei der Ausübung ihres Lehramtes zu erfreuen hätten. Nein, der richtige 
und klare Inhalt des jetzt verkündigten Dogmas verbindet uns keineswegs zu einem 
folchen Glauben, er ſpricht vielmehr entſchieden das Gegentheil aus, indem er lehrt, 
daß der heilige Geiſt den Nachfolgern Petri nicht verheißen ſei zur Mittheilung neuer 
Offenbarungen, ſondern damit fie unter ſeinem Beiſtand die durch die Apoſtel über: 
Heferte Offenbarung, die Hinterlage des Glaubens, rein bewahren und getreu erklären 
können. Die göttliche Hilfe, welche dem Oberhaupte der Kirche beiſteht und es in ber 
Ausübung des oberſten Lehramtd in ber oben angegebenen Weife vor Irrthum ficher 
ſtellt, entbindet ben Träger beöfelben Feineswegd von ber Anwenbung ber ihm zu Ge- 
bote ſtehenden menſchlichen Mittel, um bie wahre geoffenbarte Lehre zu erkennen unb 
von jedem Irrthum zu unterjcheiden, ſondern verpflichtet ihn dazu im Gegentheil in 
einer ganz vorzüglichen Weife und gibt und zugleich Bürgichaft dafür, daß fie niemals 
unterbleiben werde. Nach dem ausbrüdlichen Wortlaut ber vorliegenden Concilsent- 
ſcheidung haben die Päpfte in der Ausübung ihres Oberhirtenamtes e3 niemald unters 
lafjen, fi) derjenigen Mittel, melde Zeit und Umſtände als die geeigneten erfcheinen 
ließen, zu bedienen, indem fie bald ökumeniſche Concilien verfammelten oder bad Gut⸗ 
achten der in ber ganzen Welt zeritreuten Kirche einholten, bald Particularſynoden ober 
andere von ber Vorjehung dargebotene Mittel anmwenbeten, bevor fie diejenigen Ent⸗ 
ſcheidungen in Glaubensſachen erlteßen, welche fie als ber heiligen Schrift und ber 
epoftolifchen Weberlieferung entiprechend unter Gottes Beiftand erfannten. Es Tann 
feinem Aweifel unterliegen, daß die Päpite, ebenjo wie feither, fich auch künftig aller 
dieſer Mittel bei der Ausübung ihres oberften Lehramts bedienen werben und daß fie 
dazu verpflichtet find, wenngleich nicht bie Kenntniß von der Art und Weiſe, wie fie 
dieſe Pflicht erfüllen, fonbern der verheißene Beiſtand ber göttlihen Gnade die zuvers 
läffige und zmeifellofe Gewißheit und gewährt, daß die Enticheibungen des päpftlichen 
Lehramts in ber angegebenen Weile Feinem Irrthume unterworfen find. 


6. Aus dem Gefagten erhellt zugleich, daß burch bie jet verkündigte Lehre weder 
in dem Glauben noch in ber Verfaflung ober Regierung ber Kirche irgend etwas ge⸗ 
änbert worden ifl. Es ift durch das jegt befinitte Dogma nichts Neues eingeführt, 
fondern nur bie alte von Chriſtus felbft in der Kirche zu Grunde gelegte und feſt⸗ 
geſetzte Orbnung und Verfaffung in klarer und deutlicher Weiſe außgebrüdt und erflärt 
worden. Die Päpſte werben nach wie vor das Oberhaupt der Kirche, ihre oberfien 
Hirten und Lehrer fein, wozu Chriſtus fie in ber Perfon des hl. Petrus beftellt hat; 
fie werden nach wie vor ihr Amt verwalten, ohne es zu vergeſſen, daß zugleich mit 
ihnen die übrigen Bifchöfe Nachfolger ber Apoftel, und kraft der von Chriſtus eins 
gefegten Orbnung und Verfaffung ber Kirche vom heiligen Geiſte gejeßt find, um zu⸗ 
glei mit, aber auch untergeorbnet bem Papfte, ald dem Nachfolger bed Apoftelfürften, 
die Kirche Gottes zu regieren. Sie werben nad) wie vor bie Biſchöfe, ihre Brüder, 
Rärten im Glauben, aber auch, ohne deren Beirath und Gutachten zu hören, nicht8 
Wichtiges vornehmen in der Regierung ber Kirche. Ste werben nach wie vor Gon- 
eilien berufen, bie Gutachten ber zerftreuten Biſchöfe einholen und andere ihnen zu Ge: 
Bote fiehende Mittel gebrauchen, um: bie im Bewußtſein ber Kirche vorhandene Hinter: 
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lage be8 Glaubens zu erfennen und nad) biejer, welche bie einzige und unabänberfiche 
Norm bed Glaubens und aller kirchlichen Lehrentſcheidungen tft, bie vorkommenben 
Fragen unb Streitigkeiten in Sachen des Glaubens in höchſter Inſtanz zu entfcheiben. 
Unwahr ift eben deßhalb auch bie Behauptung, daß durch das jetzt befinirte Dogma Gons 
cilien überflüffig geworben ober ihre Bedeutung und ihr Verhältniß in ber Kirche geändert 
worben feien. Die Concilien, insbejonbere bie ölumentichen, werben nad mie vor das 
befte und zwedmäßigfte Mittel fein, um die im Bewußtſein der Kirche vorhandene Tra⸗ 
dition durch das Zeugniß der verfammelten Btichöfe feitzuftellen, fowie durch bie gemein⸗ 
ſchaftliche Erörterung und Beurtheilung die entſtandenen Streitfragen aufzuflären unb 
zur definitiven Entſcheidung vorzubereiten, welche immer und zu allen Zeiten bem Ober: 
haupte ber Kirche vorbehalten war, indem ohne deſſen Gutheißung und Beftätigung bie 
Entſcheidungen der Eoncilien niemals für unfehlbar und vollgültig erachtet worben finb. 


7. Was die Frage ber Opportunität oder der Zweckmäßigkeit und Zeitgemäßheit 
ber getrofienen Entfcheidung anbelangt, fo kann ich, wie bereitß oben erwähnt wor⸗ 
ben, nicht läugnen, daß im Hinblid auf die biefigen Berhältniffe, namentlich auf bie 
vorberrfchende Stimmung vieler Gegenden unſeres beutfchen Vaterlandes und anberer 
Länder, in welchen bie Bevölkerung eine ber Eonfelfion nad) gemiſchte ift, manche Be- 
benfen mir früher entgegenzuftehen jchienen. Ich barf aber ebenjowenig verjchweigen, 
daß bie ſehr große Mehrheit ber Concilsväter diefe Bedenken keineswegs theilte, viel- 
mehr bie Entſcheidung für fehr zmedmäßig und zeitgemäß eradhtete und mit größter 
Entſchiedenheit bdiefelbe verlangte. Es läßt ſich auch gar nicht verfennen, baß gerabe 
durch die während ber Goncilöverhandlungen von fo vielen Seiten mit unerhörter An: 
maßung und Rüdfichtslofigfeit fattgefundenen Angriffe, Schmähungen und Berleums 
dungen gegen die Auctorität des Oberhauptes der Kirche bie Entjcheidung ber an- 
geregten Frage über das unfehlbare Lehramt des Papſtes zu einer wirklichen Notb: 
wendigkeit geworden iſt, weßhalb von einer Unzwedmäßigfeit feine Rede mehr fein 
konnte. Es bat ſich ferner au, und namentlich während der Verhandlungen bed Con⸗ 
cils, ganz entſchieden bie Thatjache herausgeftellt, Daß jene vernunftftolze Seiftesrichtung, 
weile in unjerer Zeit in fo vielen andern Dingen längft alle feiten Principien und 
jebe Auctorität unterwühlt und erjchüttert bat, auch in religtöjen Dingen und, nament- 
lich auch unter Fatholifhen Gelehrten und Gebilbeten bereit3 eine nicht geringe Ver⸗ 
breitung gefunden und mande Namensfatholifen dahin geführt hat, nur fich ſelbſt allein 
für unfehlbar zu halten. Dieſer verberblichen Richtung gegenüber, weldhe mit dem 
Wefen bes wahren übernatürliden, nur in bemüthigen Herzen mohnenden Glaubens 
durchaus unvereinbar ift, erjcheint das jett verfündigte Dogma von ber Unfehlbarkeir 
des päpftlichen Lehramtes als ein ganz vorzüglich geeignetes Heilmittel und wird ſich 
als ſolches bewähren. 

Bereits früher habe ich die meiner Sorge anvertrauten Gläubigen zu wiederholten 
Malen ermahnt, im gläubigen Vertrauen auf bie Verheißungen bes göttlichen Heilanbeß, 
welcher feiner Kirche ben Beiftand des heiligen Geiſtes für alle Zeiten verheißen unb 
ihr ein unfehlbared Lehramt gegeben hat, den Beichlüffen bed Concils mit Ruhe unb 
mit dem im rechten Glauben mit Nothwendigfeit begründeten Willen, fie ald Ent: 
ſcheidungen bed heiligen Geifleß anzunehmen, entgegenzuharren — feft überzeugt, daß 
dadurch nicht nur jeder Irrthum außgefchloffen, Tondern auch bie Frage nach ber Zweck⸗ 
mäßigfeit der Entſcheidung mit göttlicder Weisheit werbe gelöst werben. Dieſe Ueber: 
zeugung ift gegrünbet in bem feften Vertrauen auf bie Verheißungen, welche ber Kirche 
gegeben find, unb auf bie.götiliche Beriehung, weiche bie Kirche führt und leitet, welche 
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bie Zukunft wie die Vergangenheit durchſchaut und unendlich viel beffer als bie ſchwache 
menſchliche Einficht zu beurtheilen vermag, was ber ganzen Kirche zum Heile dient. 
Bertrauen wir alfo unbebingt mit feftem Glauben auf biefe göttliche Leitung der Kirche, 
auf ben ihr verheißenen Beiftand des heiligen Geiſtes. 

Sm Hinblid auf bie zahllofen falſchen Berichte, VBerbächtigungen und Sqhmähungen, 
welche gegen das Oberhaupt der Kirche und die Väter des Concils namentlich in 
Deutſchland verbreitet ſind und fortwährend leider auch in unſerer Erzdiöceſe noch ver⸗ 
breitet werden, fühle ich mich dringend aufgefordert, alle meiner oberhirtlichen Sorge 
anvertrauten Gläubigen, Prieſter ſowohl als Laien, ernſt und eindringlich zu warnen 
vor ſolchen Stimmen, welche die Auctorität der Kirche und insbeſondere der jetzt vom 
õtumeniſchen Concil getroffenen Lehrentſcheidung zu untergraben ſuchen. „Hütet euch 
vor den falſchen Propheten” (Matth. 7, 15), fo warne ich auch mit dem göttlichen 
Hellande. Haltet feft an dem Felſen Petri, worauf die Kirche gebaut if. Wer fih von 
biefem Felſen trennt, der trennt fi von der Kirche. Haltet feſt an dem Felſen⸗-Mann, 
bem Nachfolger Petri, welcher bie Verbeifung bed Herrn Bat, daß fein Glaube nicht 
wanten werbe. „Wo Petrus ift, ba ift die Kirche” (In psalm. 40), fagt ber hl. Am⸗ 
brofius, und ber HI. Hieronymus ruft und zu: „Wer fih an ben Stuhl Betri hält, 
der ift mein Mann” (Ep. 58. ad Damas.). Gebet nicht Gehör den Stimmen faljcher 
Propheten, fondern folget der Stimme, welche euch durch eure Biſchöfe zuruft: „Wer 
bie Kirche nit bört, ben haltet für einen Heiden und PBublican“ 
(Matth. 18, 17). , 

Ich ermahne euch Alle, in Chrifto Geliebte, nunmehr entfchieden und mit aller 
Feftigkeit und Offenheit einzutreten für den Glauben der Kirche, eurer Mutter, und 
euch fernzuhalten von benjenigen, welche bieje läftern und verbäcdtigen, euch fern- 
zubalten von folden Schriften und Blättern, welche unter bem Vorwande, die Kirche 
vor Neuerungen ſchützen und retten zu wollen, felbft die Wege ber Neuerung unb 
des Abfalls von ber Kirche betreten und auch Andere barauf zu führen fuchen. 
Ich hoffe und vertraue, daß alle Angehörigen der Kölniſchen Erzbiöcefe, melde feit ben 
erften chriſtlichen Jahrhunderten ftet3 ben Ruhm, eine treue Tochter ber Römiſchen Kirche 
zu fein, rein und unbefledt bewahrt hat, auch in ber gegenwärtigen Zeit der Prüfung 
ihres Glaubens fich treu bewähren, durch eine pflichtmäßige Unterwerfung unter bag 
milde Joch des Glaubens, ſowie durch ein offenes Bekenntniß des Glaubens an bie von 
bem ökumeniſchen Concil verfündigten Lehren ſich als treue Kinder unferer Mutter, ber 
wahren Kirche Ehrifti, erweifen werben. Laßt euch auch nicht irre machen in eurer 
treuen Liebe und Anhänglichfeit an bad Oberhaupt unferer Heiligen Kirche, den heiligen 
Bater, welcher eben jebt mehr als je fich in Bebrängniß und Noth Befindet; fahret fort, 
für ihn täglich zu beten und durch bie Opfer eurer Liebe ihm beizuftehen in feiner Bes 
drängniß. Laffet auch nicht nach zu beten, daß Gott, welcher feither durch die fiegreichen 
Erfolge unferer tapfern Krieger fo gnäbig unjere Gebete erhört bat, recht bald dur) 
einen ebrenvollen und dauerhaften Frieden bem blutigen Kriege ein Ende maden wolle, 


Der Segen bed Allmächtigen fet und bleibe mit euch Allen! 


Köln, den 10. September 1870. 
Der Erzbifhof von Köln. 


T Paulus. 
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13) Antwort des Miniſters v. Mühler vom 30. December 1870 anf eine 
Befchwerde des Senats der Univerfität Konn, 


n betreffend die Bejlrafung der dortigen Profejloren von Seiten 
der kirchlichen Obern. 


„Bereit am 24. October und wiederholt am 22. v. M. habe id dem Herrn Era 
bifchof von Köln zu ertennen gegeben, daß feine Verhandlungen mit ben betheiligten 
Profeſſoren das rein kirchliche Gebiet inſofern überfchritten haben, als denjelben, unter 
Androhung von Mapregeln, welche ihre Iehramtliche Thätigfeit berühren, daß Verſprechen 
abgeforbert worben tft, bei Ausübung ihres Lehramtes ben auf dem Concil zu Rom 
jüngft gefaßten Beichlüffen treue Folge zu leiften. Dem gegenüber habe ich daran ers 
innert, daß durch ben F 26 ber nad) vorgängigem Benehmen mit der Kirche erlaffenen 
Statuten der katholiſch-theologiſchen Facultät der Univerfität Bonn, und durch bie bems 
gemäß von den Lehrern biejer Facultät geleiftete professio fidei eine Norm für bie 
Ausübung ihres Lehramted gegeben tft, welche ohne Zuftimmung bed Staates nidt 
verändert werben kann. Ebenſo babe ich erflärt, daran fefthalten zu müffen, daß nad 
5 4, Nr. 3 jener Statuten eine biſchöfliche Zurechtweifung von Mitgliedern der gedach⸗ 
ten Facultät, auch in ihrer Eigenihaft als Tatholifche Geiftlihe, nur mit Vorwiſſen 
bes Staates eintreten darf. Der academiſche Senat wird hieraus bie Ueberzeugung 
gewinnen, daß auf Seiten ber Staatsregierung ein Zweifel gegen bie fortbauernde, 
durch die Verfaffungsurfunde nicht veränderte Gültigfeit ber Statuten ber Tatholifdh- 
theologifchen Facultät nicht befteht, und daß bie Staatäregierung bie rechtliche 
Stellung der Profefforen der Tatboliihen Theologie in dem vom Staat ihnen anver- 
trauten Lehramte lediglih nah den vom Staate felbft fanctionirten gefeßlichen 
und ftatutarifchen Beſtimmungen ermißt.“ 


14) Erlaß des Kultusminifters v. Mühler vom 18. März 1871 an das 
Drovinzial-Schnlcollegium zu Koblenz. 


„Huf die Berichte vom 5. Januar und 21. Februar c. erkläre ih aus Anlaß ber 
Verfügung, welche der Herr Erzbiſchof von Köln unter dem 10. December v. 3. an bie 
katholiſchen Religionslehrer bei den Gymnafien erlaffen hat, mich mit der Abſicht des 
föniglichen Provinzial-Schulcollegiums einverftanden, bie katholiſchen Religionslehrer 
durch die Directoren ber höheren Unterrichtsanftalten dahin mit Anmeilung zu verjehen, 
daß fie Erlaffe oder Bekanntmachungen ihrer Firchlichen Oberbehörbe in den Schul: 
Haffen nur nad vorheriger Genehmigung des Vorftehers ber Anftalt mittheilen dürfen. 
Abfchrift dieſes Erlaffes iſt zugleich allen königlichen Provinztal-Schulcollegien zur Bes 
folgung zugeftelt worben.“ 
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15) Erlaß des Koblenzer Provinziel-Schulcolegiums vom 6. Februar 1871, 
betreffend die Marianiihen Studenten-Bongregationen. 


„Koblenz, ben 6. Februar 1871. 

Durch verfchiebene Vorgänge aus neuerer Zeit ift die Aufmerkſamkeit ber Schul: 
behörbe auf bie an mehreren Unterrichtsanſtalten beftehenben Marianiſchen Congregationen 
gelenft worben. Obgleich pofitiv ſchädliche Einwirkungen dieſer Congregationen auf 
bie Schule fich bisher nicht bemerkbar gemacht haben, fo ſtimmen boch bie biesfälligen 
Mittheilungen meiftend darin überein, daß berartige, neben ber Schule beftehenben 
Berbindungen leicht zur Ueberhebung ber ihnen angehörenden Schüler über ihre Mit: 
glieder (Mitfhüler?) führen können, und daß das Gute, mas fie im Einzelnen ftiften 
mögen, von ber Schule auch ohne Kongregation erreicht werben fol und kann. Diefe 
Gongregationen find daher überall, wo e8 um bie Schule recht beftellt ift, entbehrlich, 
und wegen ber naheliegenben Gefahren nachtheiliger Einflüffe auf bie Schüler bebent: 
lich. Wenn nun aud jet nicht beabfichtigt wird, gegen die zur Zeit beftehenben Con⸗ 
gregationen ober gegen ihre Mitglieber an ber Schule einzufchreiten, fo muß doch auch 
hierbei feftgehalten werben, daß Schüler überhaupt nur mit Genehmigung bes Directors 
an Bereinen theilnehmen dürfen, unb finden wir daher Veranlafjung, wegen der fünf: 
tigen Behandlung ber Angelegenheit nähere entiprechende Snftruction mitzutheilen. 

Die Direction (reip. dad Rectorat) beauftragen wir demnach, auf Grund höherer 
Beſtimmungen, besfalls folgendes Verfahren eintreten zu laffen. 

Wenn -bort eine Marianiſche Congregation befteht, an welcher Schüler ber der 
Direction (tefp. dem Rectorat) anvertrauten Lehranftalt als Mitglieder theilnehmen, fo iſt 

1. in dem Falle, daß biefe Theilnahme mit ausbrüdlicher, bereitö früher ertheilter 
Genehmigung des Directord (reſp. Rectors) der Schule ftattfindet, bie Theilnahme ber 
Schüler jo fange zu dulden, bis etwa nachtheilige Einwirfungen auf die Schule ober 
bie Schüler zu Tage treten, in welchem Falle ben Schülern ber Austritt auß ber Con: 
gregation zur Pflicht zu machen ift; 

2. in dem Falle, daß bie vorgebachte Genehmigung nicht ertheilt worben ift, ift bie 
Theilnahme an den beftehenden Marianifchen Congregationen ben Schülern zu unterfagen ; 

8. in dem Falle, daß eine Martanifche Congregation bort nicht befteht, iſt bei 
einer etwa erfolgenben Einrichtung einer ſolchen die Theilnabme daran ben Schülern 
mit Rüdfiht auf das allgemein geltende Verbot zu verbieten, eventuell find Anträge 
auf Gründung Marianifcher Congregationen feitend der Schule abzulehnen. 

Indem wir bie vorſtehenden Beitimmungen zur Nachachtung mittheilen, wollen 
wir über bie thatſächliche Geftaltung ber Angelegenheit bei ber bortigen Anftalt mit 
Bezug auf die vorftehenden brei Punkte dem Berichte der Direction (reſp. Rectorats) 
binnen drei Monaten entgegenjehen. 

Königliche Provinzial⸗Schul⸗Collegium. 
Landfermann. | 
Au bie Direction ber dreizehn katholiſchen Gymnaſien, 
der Ritters Acabemie zu Bedburg, der brei Gymnaſien 
zu Eſſen, Cleve und Köln (Friedr. Wilh.), ber neun 
katholiſchen Progymnafien (Rectorat), ber Realſchulen 
zu Trier, Aachen, Köln und Düffelborf.“ 
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Actenſtücke den Sraunsberger Schulſtreit im Jahre 1871 betreffend. 


16) Schreiben des Rönigliden Yrovinzial-Shulcolegiums zu Aönigsderg 
an den Seligionsießrer Dr. Woſſmann zu Frauusberg. 


„Ew. Hochwürden eröffnen wir mit Bezug auf bie zufolge nicht wiberrufener 
Zeitungsnachrichten von Ihnen feitens bes Herrn Biſchofs geforderte Erklärung rüdhalte 
Iofer Anerfennung ber Vaticaniſchen Beſchlüſſe vom 18. Juli c., daß wir Sie in Ihrer 
Eigenſchaft ald unmittelbarer Staatsbeamter nicht für verpflichtet erachten Tönnen, in 
ber gedachten Angelegenheit eine Erflärung abzugeben. 

Königsberg, den 24. December 1870. 

Königliche ProvinztalsSchulcollegium. 
gez. v. Horn. 
An den Religiondlehrer Herrn Dr. Wollmann 
Hochwürden zu Braunsberg.“ 


17) Schreiben des Bifdofs von Ermland vom 15. März 1871, worin er dem Cultus- 
minifter anzeigt, daß er den Aeligionsſehrern Dr. Woſſmann und Dr. Treibel 
die Yollmaht zur Ertdeilung des NHeligionsunterrihts entzogen. 


„Der Religionslehrer Dr. Wollmann und ber Seminardirector Dr. Treibel 
haben ſich, trog wiederholter Aufforberungen, geweigert, bie Beſchlüſſe ded allgemeinen 
Baticantfhen Concils mit gläubigem Gehorfam anzunehmen. Bei biefem beharrlicden 
Widerſpruche gegen bie Xehre ber Fatholijchen Kirche ift e8 mir als dem oberften Wächter 
für die Reinerhaltung biefer Lehre nicht möglich, ihnen bie Ertheilung des Tatholifchen 
Religionsunterrichts fernerhin zu geftatten, und babe ich mich dadurch genöthigt gejehen, 
ihnen die Vollmacht zur Spenbung des Bußſacraments zu entziehen, ſowie die Ent: 
ziehung ber missio canonica und firchliche Cenſuren anzudrohen, wofern fie nicht bis 
zum 1. April c. den Beichlüflen des allgemeinen Vaticaniſchen Concils ſich unterwerfen. 
Nah dem bisherigen Gange ber Verhandlungen wage ih faum zu hoffen, daß fie in 
biefer lebten, ihnen gewährten Friſt ben Widerſpruch gegen bie Entſcheidungen ber 
höchſten Lehrautorität der Fatholifchen Kirche aufgeben werben. Ich nehme mir baber 
bie Freiheit, Ew. Excellenz ſchon jegt von biefen mich tief betrübenden Vorgäugen in 
Kenntniß zu feßen und werbe feiner Zeit nicht unterlaffen, Hochbenfelben über ben 
- weiteren Berlauf biefer Angelegenheit bie erforderlihen Mittheilungen zu machen. 


Srauenburg, ben 15. März 1871. 
Der Biſchof von Ermland. 


T Philippus. 
An den Königlichen Staatdminifter und Minifter der 


geiftlichen, Unterrichts: und Mebicinal-Angelegenheiten 
Herrn Dr. v. Mühler Ercellenz.” 


18) Antwort des Eultusminifiers vom 27. März 1871, worin er dem Wiſchofe 
bedeutet, daß er den Bifhöffihen Maßnahmen Keine rechtliche Wirkung auf 
das Staatsamt der genannten Herren zuerkennen Rönne. 

„Berlin, den 27. März 1871. 
Ew. Biſchöflichen Hochwürden erwiedere ich ergebenft auf daß gefällige Schreiben 
vom 15. d. Mts. (961), daß ich den Maßnahmen, weldde Sie dem Religionslehrer 
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Dr. Bollmann und bem Seminarbirector Dr. Treibel gegenüber, wegen ihrer 
Stellung zu den Beichlüffen bes Vaticaniſchen Concils, theils angeorbnet, theils in 
Lusfiht geftellt Haben, eine rechtliche Wirkung in Beziehung auf das von ben Bethei⸗ 
lſigten befleivete Staatsamt nicht zugefiehen kann und biervon das Königliche Pro- 
vinzial⸗Schulcollegium zu Königsberg in Kenntniß geſetzt habe. 

v. Mübler. 


Un den Biſchof von Ermland Herrn Dr. Fremenb, 
Biſchöfliche Hochwürden zu Frauenburg.“ 


19) Der Riſchof bedauert In feiner Erwiederung vom 5. April die einen Conſſict 
hervorruſende Erklärung des Minifiers und macht Borfhläge zur 
Befeitigung des Bwiefpaltes. 


„Die Vermuthung, welche ich in meinem ergebenften Schreiben vom 15. d. Mts. 
außgeiprochen habe, daß bie Herren Religiondlehrer Dr. Wollmann und Seminars 
diretor Dr. Treibel in Braunsberg in ber Oppofition gegen bie Beſchlüſſe bes Vati⸗ 
caniſchen Concils verharren werben, hat fich leider bewahrbeitet, und babe ich mich bas 
durch genöthigt gefehen, bie benfelben bei dem Antritte ihres Amtes ertheilte missio 
eanonica zurüdzuziehben. Ew. Ercellenz haben nun unter dem 27. v. Mts. (U. 6551) 
fd) dahin außgeiprodhen, bag Sie dieſen Maßnahmen eine rechtliche Wirkung in Bezug 
uf das von benfelben befleibete Staatsamt nicht zugeftehen. Es tritt hierdurch ein für 
de religiöſe Ausbildung der Schüler des katholiſchen Gymnafiums und be Lehrers 
kminard zu Braundberg höchſt trauriger und nachtheiliger Conflict ein, indem ber 
Staat zwei in Oppofition mit ber kirchlichen Autorität ftehende Religionslehrer in ihrer 
amtlichen Stellung beläßt und ſchützt, bie Kirche aber ſich gezwungen fieht, benfelben 
die Vollmacht zur Ertheilung bes Religionsunterrichts zu entziehen. Gegen die Be: 
lafjung beider Herren in ihrem Amte als Religionslehrer, während fie hartnädig ben 
Ärhlichen Entſcheidungen ben Gehorfam verweigern, muß ich aus den Gründen, melde 
ih bereit unter bem 15. März d. 3. Em. Ercellenz vorzutragen mich beebrt, Ver⸗ 
wahrung einlegen, da biefelbe den rechtlichen Anſprüchen der Kirche auf ben religiöfen 
Unterricht an kathgliſchen Anſtalten, welcher nach dem Glauben und den Lehrentſchei⸗ 
dungen der katholiſchen Kirche ſich zu richten hat, widerſpricht. Jedenfalls aber dürfte 
es im Intereſſe des Staates und der Kirche liegen, die traurigen Folgen des Conflictes 
bis zu deſſen Beilegung nach Kräften zu vermindern, was im vorliegenden Falle wohl 
dadurch geſchehen koönnte, daß eine Unterbrechung ober ein Aufhören des katholiſchen 
Religionsunterrihtd am Gymnaſium und Lehrerſeminar vermieden würde. Wiewohl 
biefes nun, dba Wollmann und Treibel in ihrer Stellung und in ihrem Gehalte 
verbleiben follen, ohne beträchtliche materielle Opfer meinerjeitö nicht geſchehen Tann, fo 
bin ich doch gern hierzu bereit, um ben religiöfen und ſittlichen Nachtheilen, bie aus 
dem Ausfalle des religiöjen Unterrichts entfliehen, vorzubeugen. Da mir aber bie In» 
tentionen Ew. reellen; in Bezug auf biefen Punkt bei Erlaß der Verfügung vom 
91. v. Mts. unbelannt find, fo erlaube ich mir ganz ergebenft bie Anfrage, ob 
Ew. Excellenz mit ber Ertheilung bes Religionsunterrichts an beiden Anftalten durch von 
mir vorzufchlagende geeignete Männer (wie etwa einen ber früheren Religionslehrer 
am bortigen Gymnaſium ober ähnliche Befähigte) einverftanden jeien, oder ob an 
ben betreffenden Anflalten ber Religionsunterricht überhaupt ausfallen fol, ba es 
nicht ſſatthaft und auch nicht anzunehmen ift, daß bie beiben Herren, trotz ber Ent⸗ 


ziehung ber missio canonica für bie Ertheilung des Religionsunterrichts, benfelben 
fortjegen merben. 
Jtauenburg, den 5. April 1871. 
Der Biſchof von Ermlanb. 
T Philippus, 

An den Königlichen Staatsminifter und Minifter ber 

geiftlichen, Unterricht3- und Mebicinal:Angelegenheiten 

Herrn Dr. v. Mühler Excellenz.“ 


20) Ein Schreiden des Jrovinzial-Shulcollegiums vom 11. Aprif macht deu Gelben 
Religionslehrern die Fortfeßung des Anterrichts zur Vfticht. 


„Da ſowohl die Berufung des Dr. Wollmann auf feinen bortigen often, als 
auch die Regelung feiner dortigen Amtsthätigfeit von der Staatöbehörbe ausgegangen 
if, jo Hat auch nur die Staatsbehörde bad Recht, hier, falls nöthig, einzugreifen refp, 
Abänderungen anzuorbnen. Dem Herrn Biichofe fteht Feinerlei Recht zu, in bie Om | 
ganifation des Gymnaſiums einzugreifen ober bie Amtöthätigkeit eine Lchrerd an be | 
jelben zu inhibiren. Glaubt der Herr Biſchof, was und unerfindli if, ben Nachweis 
Defern zu können, daß der Dr. Wollmann zur Ertheilung bes Religionsunterrichts 
die Fähigkeit verloren babe, fo hat fich berjelhe dieferhalb vorerft mit ber competenten 
Staatsbehörde in's Benehmen zu fegen. Keinenfalls aber hat ber Religionslehrer Bes 
fehle vüdjichtlid) feiner Amtsthätigkeit ander als nur durch feine vorgefegte Staatt⸗ 
bebörbe entgegenzunehmen. Wir erwarten daher, bat ber Dr. Rollmann bie ihm 
übertragenen 2ectionen nach wie vor abhalten werde, was Em. Wohlgeboren bemfelben 
zur Pflicht machen wollen. 

Königsberg, den 11. April 1871. 

Königliches Provinzial-Schulcollegium. 
v. Horn. ' 





An den Herrn Director Profeſſor Braun Wohl: 
geboren zu Braunsberg.“ 


21) Erklärung des Eulfusminifiers d. d. 20. April, er werde dem Beiden Religiens 
lehrern troß der Bifhöflihen Maßnahmen in der ferneren Erteilung des 
Anterrichts Rein Sindernip in den Weg legen. 


„Berlin, ben 20. April 1871. 

In Beantwortung bed geehrten Schreibend vom 5. d. Ditd. — Nr. 1358 — Tanz 
ih mid im Wefentlihen nur auf ben Inhalt meiner ergebenften Ermwieberung vom 
27 0. Mts. — Nr. 6551 — zurüdbeziehen. Ich Habe bei jenem Anlaß erflärt, daß id 
ben Maßnahmen, weldhe Sie dem Religionslehrer Dr. Wollmann und bem Seminar 
Director Dr. Treibel gegenüber megen ihrer Stellung zu ben Belchlüffen bes Vati⸗ 
canifchen Concils theils angeoıbnet, theild in Außficht geftellt haben, eine rechtliche 
Wirkung in Beziehung auf das von ben Betheiligten bekleidete Staatsamt nicht zu 
geftehen Tann. Hiermit iſt ausgeſprochen, nit nur, daß biefe Männer, was fi nad 
bem geltenden Disciplinargeſetz von ſelbſt verfteht, im vollen Genuß ihres amtlichen 
Einfommensd verbleiben, jonbern auch, daß ich nicht gefonnen bin, benfelben in Gr 
theilung des Rellglonsunterrichts Hinbernifie in ben Weg zu legen. Fir bie Staats 
tegierung liegt ein Anlaß, auf einem Erſah biefer Beiben Männer in Ausübung ihrer 
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tlichen Verrichtungen Bedacht zu nehmen, jett nicht vor, und werbe ich abwarten, 
dieſer Fall eintritt. 
v. Mühler. 
rs den Biſchof von Ermland Herrn Dr. Kremens, 
Bilchöfliche Hochwürden zu Frauenburg.” 


R) Schreiben des Ziſchoſs vom 21. April au den Minifier unter Beilegung einer 
an das Provinzial-Schufcollegium eingereihten Reſchwerde vom 21. April, 
worin über die Sortfebung des Religionsunterrichts froß der 
entzogenen geifilihen Bollmaht Alage geführt wird. 


„Ew. Ercellenz beehre ich mich inliegenb meine gerechteſte Beichwerbe an das 
Rönigliche Provinzial-Schulcollegium in Sachen des katholiſchen Religionsunterrichts 
u dem Gymnaſium und dem Schullehrer-Seminar in Braunsberg ganz ergebenft zu 
überreichen unb auch Hochbiejelben um beren bringende Erledigung angelegentlichft zu 
Bitten. Se mehr unfer teures Vaterland ſich von jeher durch ben auch in feiner Geſetz⸗ 
bung ausgeſprochenen Sinn ebler PBarität und gewiffenhafter Rückſichtnahme bei Be: 
hanblung innerer religiöfer ragen ausgezeichnet bat; je mehr unfer Unterrichtöwefen 
wter bem freundlichen Zufammenmirfen von Staat und Kirche vor allen Ländern 
nen Aufidwung genommen und die allgemeinfte Anerkennung gefunden bat, deſto 
mehr ſchmerzt ed mich, daß jetzt dieſer Ruhm durch Mißverſtändniſſe vernichtet, bie 
latholiſche Kirche in ihren heiligften Intereſſen beeinträchtigt und verlegt werben fol. 
Em. Exrcellenz haben aus meinem ergebenften Schreiben vom 5. April meinen ernft- 
lichen Willen geſehen, die entftandene Verwidelung nah Möglichkeit auszugleichen. 
Gegenüber dem Gewiſſen von 200000 treuen katholiſchen Unterthanen werben Hoch⸗ 
diefelben erkennen, welches meine Verpflichtung gegen kaum ein Dutzend Männer ift, 
die augenblidlih wohl nur in Mißverſtändniß oder Parteileidenſchaft eine Sonder⸗ 
Relung zum Nachtheil jener einnehmen. Ich bitte darum nochmals Ew. Excellenz um 
gnäbige, fehr baldige Entwirrung der geipannten religiöfen Verhältniffe an den biefigen 
latholiſchen Anftalten, deren Fortdauer die Quelle größter Beunrubigung für bie katho⸗ 
liſhen Familien Ermlands und höchſt nachtheiliger Trübung des religiöfen Friedens in 
unferer Gott und feinen geiſtlichen wie weltlichen Stellvertretern auf Erben treu er: 
gebenen Diöcefe werden wirb. 

Frauenburg, den 21. April 1871. 

Der Biſchof von Ermland. 
+ PBhHilippuß,. 
Sr. Ercellenz dem Kaiferlih Königlichen Staatsminiſter 
und Minifter ber geiftlichen, Unterricht: und Mebicinals 
Angelegenheiten Herrn Dr. v. Mübler.“ 


„Einem Hohen Königlichen Provinzial-Schulcollegium fühle ich mich verpflichtet, 
a Ungelegenheiten bes katholiſchen Meligionsunterrichts an dem Gymnaſium unb dem 
Biguliehrer- Seminar in Braundberg ganz ergebenft folgende Vorſtellung zu machen und 
un ſchleunigſte Abhilfe Dringend zu erfuchen. 

Sicherem Bernehmen nad) treffen Herr Dr. Treibel und Herr Religionslehrer 
w..Bellmann Vorkehrung, trotz meines canoniſchen Verbots nach wie vor ben 
aholijchen Religiondunterricht an ber betreffenden Auſtalt zu ertheilen, indem fie ſich 
um durch eine Verfügung des Königlichen Provinzial-Schulcollegiums, welche auch in 
Mientlidgen Blättern mitgeteilt wird, verpflichtet glaubten. Ich weiß nicht, wie weit 
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Ietere Annahme auf Wahrheit beruht. Aber unter allen Umſtänden müßte ich gegen 
jene Fortfegung des qu. Unterricht von Seiten jener Herren unb noch mehr gegen 
eine von ber weltlichen Behörde ausgehende Verpflichtung hierzu alß eine ſchwere Ber 
letzung ber Gewiſſensfreiheit, der verfaſſungs⸗ und gefegmäßigen Rechte ber katholiſchen 
Kirche und fpeciell meines bifchöfliden Stubles auf's Feierlichſte Proteft einlegen. 

Die Berfaffungsurtunde vom 81. Januar 1850, Art. 15, garantirt ber Mömifdi, 
katholiſchen Kirche feierlich daB Recht, Ihre Angelegenheiten jelbftänbig zu ordnen 
zu verwalten. Wie das ganze kirchliche Lehramt, fo if nun fpeciell ber religidfe tes 
richt der Jugend eine eigentlichte Angelegenheit ber Kirche (res mere eoolesiastia), 
und fann biefen Charakter nie verlieren oder auch nur aufgeben, mährenb ber Staat: 
ihr dabei in freundſchaftlichem Zuſammenwirken feine Unterftügung unb feinen Scheh 
angebeihen läßt. Für die Oberauffiht und Oberleitung, wie vorkommenden Falls fir: 
die Wahrnehmung der Kirchengefeke und der Kirchenzucht dabei, ift ferner unbeſtritten 
nach kirchlichem mie flaatlichem Necht ber betreffende Biſchof der competente Vertreter 
und das unmittelbare Organ ber Tatholifhen Kirche (vgl. A. L:R. Th. U. Tit. 11. 
6 115. Notific. Patent betr. bie Einrichtung bes geiftlichen Juſtizweſens vom 28. Sep 
tember 1772; Conftit. für bie geiftl. Gerichte in Südpreußen vom 25. Auguft 1796). 

Darum mie bad canoniſche Recht Ipricht auch das A. XR. Th. U. Tit. 11. $ 121 
ausbrüdlih dem Biſchof das Recht ber Aufficht über die Amtsführung, Lehre und 
Wandel der feiner Didcefe untermorfenen Geiftlihen zu und beſtimmt $ 120, daß Rie 
manb- ohne fein Zuthun zu einem geiftlichen Amt beförbert ober auch nur zu öffenb 
lichem Lehrvortrag zugelaffen werben fol. Die Gewiſſensfreiheit galt ferner befonberd 
in neuerer Zeit als ein Palladium Preußens, und mit gemifjenhaftem Zartfinn het 
fi unfere Regierung ſtets von einem Eingriff in bie inneren Grund: und Lehriägt 
der Fatholifchen Kirche ferngehalten, Die berartigen vorkommenden Kragen vielmehr leid 
der Eognition und Beurtheilung ber Kirche überlafien. ‚Die befonderen Rechte und 
Pflicgten eines Tatholifchen Priefterd in Anfehung feiner geiftlichen Amtöverrichtungen 
find durch die Vorfchriften des canonifchen Nechtes beftimmt‘, limitirt felbft im jener 
ber Tatholifchen Kirche Höhft ungünftigen Zeit des A. L.R. Th. II. Tit. 11. F 66; bie 
Verfaſſungsurkunde aber bat dies dem Sinne nad in Nrtifel 15 nur auf’8 Neue de 
ſtätigt. Eben bie8 haben bie hoben Königlichen Behörden ſeitdem mit befonbere 
Rückſichtnahme in allen concnrrirenden Fällen zur Anwendung gebracht. 

Danach wäre es nicht nur eine grelle Verlegung ber Gewiſſensfreiheit, fonbern 
auch eine fchwere Beeinträchtigung des ſtaatsbürgerlichen Mechtes ber Katholiten, wenn 
über ben Inhalt reip. bie Katholicität eines Neligionsunterrichts irgend eine anben 
Behörbe als bie competente Firchliche zu beftimmen, ober benfelben gegen bie außbrüd: 
lie Verwerfung bed Ortsbiſchofs an einer gefeglich Fatholifchen Anftalt katholiſchen 
Angehörigen aufzugwängen unternähme. 

Darum erſuche ih cin Königliches Provinzial: Schulcolleggum fo ergebenfl all 
dringend: 

1, bie Freiheit der Gewiſſen ber katholiſchen Bevölkerung Ermlands in Sacher 
ihre Glaubens und ihrer inneren Tirchlichen Angelegenheiten aufrecht erhalten 
und ſchützen, und deßhalb 

2. die Fortſetzung bes katholiſchen Religionsunterrichts durch bie Herren D. D. 
Wollmann und Treibel, zu weldem ihnen bie Befugnig ſeltens ihren 
competenten kirchlichen Behörde entzogen if, aud von Seiten ber Schult 
fiftiven, 
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8. dem katholiſchen Stiftungscharakter beider Anftalten gemäß mögliähft balb für 
eine reguläre Ertheilung bes katholiſchen Religionsunterrichts dortſelbſt gefälltgft 
Sorge tragen zu wollen. 

Htermit glaube ih das eigentliche Staatsamt der Herren felbft einftweilen nicht 
a Geringften berührt. Es handelt fih zunächſt nur um vorläufige fchleunigfte Bes 
kitigung gewiſſer Uebelftänbe, die Gott jet Dank bis jetzt im Nechtsleben wie in ben 
Srälihen Berhältnifien Preußens ohne Beifpiel baftehen. 
Frauenburg, ben 21. April 1871. 








Der Biſchof von Ermland. 
T Philippus. 
Un das Köonigliche Provinzial Schulcollegium in 
Königsberg.” 


28) Adleßuende Antwort des Minifiers vom 29. Juni. Herr v. Mühler Bält die 
Verpflichtung zum BSefudie des Religionsunterrichts für alle Ratholifhen 
Schüler aufreht. 

„Berlin, ben 29. Juni 1871. 

Em. Biſchöfliche Hochwürden haben mir mit bem geehrten Schreiben vom 20. Mai 
1.3. — Nr. 2041 — Abſchrift Ihrer Mittheilung an bas Königliche Provinzial-Schuls 
olkgium in Königsberg von bemjelben Tage vorgelegt und daran den Antrag gefnüpft, 
weinerfeit8 möglichft bald Remedur Hinfichtlic bes Religionsunterrichts an dem Tathos 
Bien Gymnaſium in Braundberg eintreten zu laffen. Diefelbe Angelegenheit tft ſeit⸗ 
ben von einer großen Zahl von Eltern, beren Kinder diefes Gymnaſium beſuchen, zum 
degenſtand ähnlicher Anträge gemacht worben. Nach reiflicher Erwägung der Sache 
feun ich jedoch bie von bem Königliden Provinzial-Schulcollegum getroffenen Ans 
ntönungen nur aufrecht halten. 

Ew. Biſchoflichen Hochwürden babe ich bereit in meinen ergebenften Schreiben 
son 37. März und 20. April d. 3. erklärt, daß ih den Maßnahmen, welche Sie 
gegenüber bem Meligiondlehrer Dr. Wollmann wegen feiner Stellung zu ben Be 
ſchlüſſen des Baticanifchen Concils ergriffen haben, eine rechtlihe Wirkung in Bes 
ziehung auf das von ihm bekleidete Staatsamt nicht zugeftehen könne, daß berfelbe 
mithin im Genuß feines amtlichen Einkommens verbleiben müſſe, und daß ich nicht 
geſonnen fei, ihm in Ertheilung be3 Religionsunterrichts Hinderniffe zu bereiten. Hieran 
muß ich auch jett feflhalten. Der Umftand, dab Em. Biſchöfliche Hochwürden dem 
x. Bollmann die missio canonica entzogen haben, würbe für ben Staat nur dann 
von Bebentung fein, wenn für biefe Maßregel Gründe nachgewieſen würben, welche 
auch ber Staat als zureichend anerkennt. Das ift nicht der Fall. Denn ber ꝛc. Woll 
mann if feiner Zeit mit Zuflimmung der Kirche orbnungsmäßtg zum Religionslehrer 
berufen und Ichrt noch heute basfelbe, was er vor dem 18. Juli 1870 mit Zuftimmung 
ber Kirche gelehrt hat. Ihn zu nöthigen, daß er etwas Anderes Ichren fol, ober ihn, 
weil er ſich deſſen weigert, in feinem Amte zu beunruhigen, bat ber Staat feine 
Beranlafjung. 

Iſt hiernach weder gegen die Perfon des zc. Wollmann noch gegen ben von 
ihm ertheilten Religionsunterricht etwas zu erinnern, jo muß verlangt werben, baß bie 
bas Gymnafium in Braunsberg bejuchenden katholiſchen Schüler an blefem Unterricht 
Theil nehmen; denn ber Religionsunterricht ift auf ben preußifchen Gymnafien ein 
obligetorifcher Kehrgegenftand. Ginen rechtlichen Anſpruch auf Befreiung von ber Theil: 
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nahme an bemielben haben nad $ 11. Th. II. Tit. 12. U. 2-R. nur folde 
melde in einer andern Religion, als welche in ber öffentlichen Schule gelehrt 
nah ben Geſetzen des Staates erzogen werben follen. Wenn Em. Btichöfliche 
würden bierin einen ofjenen Gewiſſenszwang, eine birecte Verkümmerung ber in 
ben Katholiken feierlich garantirten Gewiſſensfreiheit finden, jo ſcheint hierbei 
zu fein, baß eine gefegliche Nöthigung zum VBeluch bes Symnafiums in B 
ober eines Gymnaſiums überhaupt nicht befteht. Wer fih aber der an ber Schule ge; 
feßlih beftehenden Ordnung nicht fügen will, muß auf bie Benubung berjelben wer 
zichten und bat, wenn er es freiwillig thut, Feinen Grund zur Beichwerbe, wenn ihn 
diefe Benutzung verfagt wird. Die Bemerkung enblih, daß jene Anordnung auch em 
Berläugnung des ftiftungsmäßig katholiſchen Charakters bes aus fpectell kathollſchen 
Fonds geſtifteten Braunsberger Gymnaſiums, und darum eine Verletzung des pofitisen 
Rechts der Katholiken ſei, findet ihre Erledigung in ber Erwägung, daß bie Stiftunz 
des Gymnaſiums in Braundberg und die Widmung ber zu feiner Unterhaltung bienenden 
Fonds einer Zeit angehört, in welcher der Concilsbeſchluß vom 18. Juli v. 3. ne 
nicht beftand. Aus biefen Gründen fann ich ber gegen bie Anordnung bed Königlichen 
Provinzial: Schulcollegiiums erhobenen Beſchwerde Feine Folge geben. 
gez. v. Mühlen. 
An den Bilhof von Ermland, Herrn Dr. Krementz, 
Bifchöflihe Hochwürden zu Frauenburg.“ 


24) HAusfüßrfide Entgeguung des Bifhofs von Ermland vom 9. Zufl. 


„Der Beicheid, melden Ew. Ercellenz in dem jehr gechrten Schreiben vom 
29. Juni d. 3. (U. 14 362) auf meine Eingabe von 20. Mai bezüglich bed Tatholiden 
Religionsunterriht3 am Gymnafium zu Braundberg mir haben zu Theil werben laflen, 
ift fo weientlich gegen den in ber Natur der Sache begründeten und burch gejepliät 
Beſtimmungen ſowie durch befondere Staatsverträge garantirten Rechtsbeſtand ber katho⸗ 
liſchen Kirche Preußens gerichtet, daß ich in meiner Stellung als Vertreter dieſer Kirche 
in einer durch Loyalität und Treue gegen den Staat zu allen Zeiten ausgezeichneten 
Diöceſe nicht umhin kann, gegen bie von Ew. Excellenz in dem gedachten Schreiben | 
auögefprochenen Grunbfäte und alle baraus abgeleiteten ober abzuleitenden Gonfe 
quenzen feierlich Verwahrung einzulegen. Die Entſcheidung Em. Ercellenz verftößt 
gegen bie ben preußifchen Staatsbürgern gemwährleijtete Glaubens: und Gewifjensfreiheit 
fowie gegen die Rechte derſelben auf ben ihnen für ihre religiöjen und Unterrichtszwecke 
gerantirten Befititand. 

1. Sie verlegt bie Glaubensfreiheit, meil fie innere kirchliche Angelegenheiten, 
welche nach der Staatsverfafjung durch bie Kirche zu orbnien find, vor das Forum bei 
Staates zieht und ohne Nüdficht auf das Urtheil der gejeglichen und vom preußifchen 
Staate anerfannten Vertreter der katholiſchen Kirche in Elaubensſachen Entieheibungen 
und Anorbnungen trifft. Ob die Lehre eines Priefters Fatholifch fei ober nicht, barüber 
bat nach dem beftehenden Rechte nur beffen Biſchof und in höchſter Inflanz ber Vapft 
zu entſcheiden, nicht aber bie flantliche Behörde, Die treue Beobachtung dieſes recht⸗ 
lien Grundſatzes in Preußen rühmt das Minifterialrefeript vom 16. April 1849 mit 
den Worten: Niemals haben fi bie Staatsbehörben bie Befugniß beigelegt, eine 
ſeitens des Biſchöflichen Amtes Traft ber bemfelben beiwohnenden Aufſichts⸗ und Diäe 
ciplinargewalt ergangene Entſcheidung aufzugeben ober gleichſam in höherer Inftanz 
über bie Nichtigkeit ober Unrichtigkenn zu exkennen/ Denn nun aber in bem Grlaffe 
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som 29. Juni d. 3. mein Urtbeil, daß die Glaubenslehre des Dr. Wollmann am 
Gyamafiım zu Braundberg nicht katholiſch ſei, mit Uebergehung der hier einzig mög- 
Bien Inſtanz umgeftoßen, feine im Widerſpruche mit den Glaubensentſcheidungen bes 
whtmähigen Lehramts ber Kirche ftehenden Anſchauungen für richtig und ber Beſuch 
des Religiondunterrichts eines vom Glauben feiner Kirche abirrenden Priefter3 für alle 
Satholifchen Schüler, welche das Gymnaſium in Braundberg befuchen wollen, obligatoriſch 
ellärt wirb, fo enticheiden bamit Em. Ercellenz thatlählih in höherer Inſtanz über 
bes von mir in Angelegenheiten des Tatholiihen Glaubens gefällte Urtheil, greifen in 
bes innere Gebiet ber Kirche hinüber, bedienen ſich einer Aufficht3- und Disciplinar: 
gemalt, welche nad den geſetzlichen Beflimmungen nur ben Biichöfen ber katholiſchen 
Kichhe zulommt, und verlegen bie ben katholiſchen Untertbanen gefetlich gemwährletftete 
Glaubensfreiheit. 

Em. Ercellenz motivirten Hoch-Ihren Entihelb mit ben Worten: ‚Wollmann 
lehrt noch heute bazjelbe, was er vor dem 18, Juli 1870 mit Zuftimmung der Kirche 
gelehrt bat.“ Der Einfiht Ew. Ercellenz kann e8 aber nicht entgehen, daß es bier ſich 
gar nit darum handelt, wa8 Wollmann vor dem 18. Juli 1870 factifch gelehrt hat, 
ſondern was er beim Antritt feines Amtes und durch feinen Amtseib zu lehren fidh 
verpflichtet hat und was er bemgemäß jebt zu lehren verbunden ifl. Bon Seiten des 
Staates if} ihm bie Lehrftelle mit der ausprädlich oder ſtillſchweigend geftellten Be⸗ 
Ningung übertragen worden, daß er ſich gemäß bem Glauben und ben Anorbnungen 
kiner Kirche in feinem Amte zu halten babe. Em. Ercellenz können nicht in Abrebe 
ken, daß gegenwärtig gemäß ben Entſcheidungen des allgemeinen Vaticaniſchen 
Concilzs die Lehre von dem unfehlbaren Lehramte des Dberhauptes der Kirche zu dem 
Glauben der katholiſchen Kirche gehöre. Mithin muß er aud im feiner Xehre dieſes 
Oogma verkünden. Die Kirche aber hat ihm bie Vollmacht zur Ausübung bes Lehr: 
amtes erſt nach einem Amtseib übertragen, in welchem er beichworen bat: 

Omnia a sacris canonibus et oecumenicis conciliis tradita, definita et de- 
elarata indubitanter recipio ac profiteor .. .. Sacram scripturam juxta eum sensum, 
quem tenuit et tenet s. mater ecclesia, cujus est judicare de vero sensu et inter- 

pretatione sacrarum scripturarum admitto ... .. sanctam catholicam et apostolicam 
Romanam ecclesiam omnium ecclesiarum matrem et magistram agnosco, Romano- 
que pontifici ... veram obedientiam spondeo et juro. 


Er hat alfo eidlich verſprochen, alle8 da8 anzunehmen unb zu Ichren, was von 
den allgemeinen Concilien feſtgeſetzt und bdefinirt wird, und jenen Sinn der heiligen 
Schrift anzunehmen, melden das Firchliche Lehramt, bie Außlegerin des Sinnes der 
heiligen Schrift, angenommen hat und annimmt. Da nun ba8 Vaticaniſche Concil 
nach bem einſtimmigen Zeugnifle aller feiner berechtigten Theilnehmer, bed gefammten 
Eatholifchen Epiſtopats, ein Öfumenifches ift, fo hat Dr. Wollmann fon bei Ab 
kegung ſeines Amtseides bie Beſchlüſſe dieſes Concils implicite befhmworen. Wenn er 
num jebt dieſe Beichlüffe nicht annehmen will, und bie Außlegung ber betreffenden 
Säriftftellen über ben Primat, welche da3 auf bem allgemeinen Eoncil verfammelte 
Lehramt ber Kirche gibt, vermirft, fo ift e8 Mar, daß er feinen Amtseid bricht, daß er 
jegt jectifch durch Wort und Betipiel etwas Anderes lehrt, als was er beim Antritt 
feines Amtes lehren zu wollen beſchworen bat, daß er jet bad Grundprincip bed katho⸗ 
Uchen Glaubens negirt, inbem er fich ſelbſt als höchſtes Tribunal in Sachen bed 
Glaubens aufwirft, das Firchliche Lehramt und beffen Autorität aufhebt und alle dogs 
metifige Gutwidelung ignoritt. 


Die Kirche ift, wie ich dieſes bereit in meinem ergebenflen Schreiben vom 
15. März 1871 an Ew. GErcellenz zu bemerken Veranlaſſung nahm, ein Iebenbiger Os 
ganismus, in welchem bie Entwidelung des Dogmas und feine nach ben Bebürfnifien 
und dem wiſſenſchaftlichen Fortichritte ber Zeit fich richtenbe Feſtſetzung und befinitise 
Ausiprache ebenfowenig mit einem gewiſſen Zeitpunkte abgeſchloſſen if, als ber Eat 
faltung ber geſetzgeberiſchen unb organifirenden Thätigfeit bes Staateß eine Streng 
gefeht werben kann, über welche hinaus die Verpflichtung bes Staatsbürgers zum Ges 
borfam gegen bie von ber rechtmäßigen Obrigkeit gültig erlaffenen Geſetze ober fef 
geftellte Staat8verfaflung aufhören würbe. Oder werben etwa Em. Excellenz auch jenen 
Stantöbeamten in Schug nehmen und in feinem Amte und Gehalte belafien, ber bie 
von ben gefeglichen Organen neu begründete Ordnung bes beutfchen Kaljerreichs aus 
dem Grunde nicht anerkennt, meil zur Zeit ber Ablegung des Amtseides bie neue, 
unjerm Könige größere Machtvollkommenheit im geeinigten beutichen Reiche beilegenbe 
Stiftung damals noch nicht geſetzlich feftgeftellt mar? 

Die Entziehfung ber missio canonica, ber geifiliden Vollmacht zur Ertbetlung 
des Religionsunterricht3, tft lediglich aus dogmatiſchen Gründen erfolgt, wie ich dieſes 
bereit3 mehrere Wochen vorher Em. Ercellenz in meinem Schreiben vom 15. März db. 9. 
angezeigt habe. Da das Eognitiondredht über katholiſche Glaubensfragen nicht ben 
Staatsbehörden, fonbern ben Biſchöfen als gefeglichen Organen und Vertretern ber ' 
Kirche zufteht, fo unterlag mein Urtheil in biefer Angelegenheit nicht der Mitwirkung 
und Genehmigung bed Staated, und Wollmann durfte, nachdem fein Mandat er: 
loſchen und ihm von der rechtmäßigen kirchlichen Behörbe die Vollmacht zur Ertbeilung ' 
des Religionsunterricht3 entzogen mar, biefen nicht fortfeten. Ich erlaube mir in biefer 
Beziehung auf mein Schreiben vom 13. April d. 3. und das in bemfelben mitgetheilte 
Gutadten bes Prof. Dr. Schulte! zurüdzufommen. Diefe Fortjegung war eine un: 
berechtigte und unerlaubte Ufurpation einer ihm von feiner geiftlihen Behörbe entzogenen 
Bollmadt, ein Bruch bes feinem Bifchofe bei der Prieftermeihe und in feinem Amtseide 
gelobten Gehorfams. Wenn nun bie Staatsbehörde die katholiſchen Schüler des Tatho- 
liſchen Gymnaſiums verpflichtet, den Neligionsunterricht eined Mannes zu befuchen, 
welchem megen Abirrung vom Glauben ber Kite bie Vollmacht zu jener religiöfen 
Amtshanblung von feiner rechtmäßigen Obrigfeit entzogen ft, jo ratificirt fie hierdurch 
eine Anmaßung, billigt nicht allein, fondern unterftüßt bie Auflehnung gegen die Bier 
allein competente Hrchliche Gewalt und untergräbt den Gehorfam, mweldder nad) Gottes 
und ber Kirche Geboten in geiftlihen Dingen ber geiftlichen Obrigkeit gefchulbet wirb. 

Hierin wird dadurch nichts geändert, daß die Schulbehörbe den Dr. Wollmann 
angewieſen hat, fich in feinen Vorträgen ber Behandlung bes betrefienden Punkteß zu 
enthalten. Dieſe Enthaltung allein fchon tft ein ftillfchweigender Proteſt bed Lehrers 
: vor den Schülern gegen einen Glaubenspunft, melchen berjelbe gemäß feinem Amt3s 
eibe und dem Auftrage ber Kirche zu lehren verpflichtet ifl. Der in Oppofition 
gegen feine Kirche ftehenbe und wegen biejer Auflehnung cenfurirte Religionslehrer iſt 
allein durch fein amtliches Erſcheinen eine fortwährende Negation bes kirchlichen Dogma's 
— Beljpiel lehrt mächtiger al3 Worte —, felbit abgefehen davon, daß er durch Ber: 
werfung ber Autorität bes kirchlichen Lehramts conjequenter Weife bie Verbindlichkeit 








1 Bgl. Dr. Friedrich Schulte: Das Recht der Ertheilung ber Befugniß zum Lehr 
amte ber Theologie (missio ecclesiastica) $ 7 (Schluß), Archiv für fath. Kirchenrecht 
19. Band, ©. 55. 
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ber ganzen Glaubenslehre läugnet und deßhalb durchaus feine Garantie bietet für bie 
weine Tatholiiche Auffafjung und Wiedergabe der übrigen kirchlichen Glaubenslehren. 
Denn wer einmal fein fubjectives Ermeſſen über bie Autorität des Firchlichen Lehramtes 
fest, Hat ben Boben verlaffen, mwelder dem Gebäube bes chriſtlichen Glaubens allein 
Feſtigkeit gibt, und muß fich zum Abweichen von ber kirchlichen Lehre, fobalb fie feinem 
Mmbjetiven Auffaffen nicht entipricht, berechtigt erachten. 

2. Indem deßhalb Ew. GErcellenz den Stanbpunft des Dr. Wollmann redit: 
fertigen unb als katholiſchen erklären, verlegen Sie bie Freiheit und Autonomie ber 
katholiſchen Kirche in Glaubensſachen und damit bie von ber Verfaffung verbürgte 
Glaubensfreiheit. Noch härter aber ericheint biefer Angriff auf unfern Glauben durch 
ble in ber Entſcheidung vom 29. Juni enthaltene Beftimmung, bag fjämmtliche katho⸗ 
liſche Schüler, welche dad Gymnaſium zu Braunsberg bejuchen wollen, verpflichtet ſeien, 
ben Religionsunterriht de Dr. Wollmann zu befuchen. Diefe Beftimmung iſt ein 
offener, von dem Geſetze außbrüdlich verbotener Gemwilfendzwang, eine directe Verküm⸗ 
merung der in Preußen ben Katholiken feierlich garantirten Gewiſſensfreiheit. 

DaB Geſetz beitimmt, daß ſolche Kinder, melde in einer andern Religion, ala 
welche in ber oͤffentlichen Schule gelehrt wird, nach ben Geſetzen bed Staates erzogen 
werben fjollen, von ber Theilnabme an dem Religionsunterrichte jener Schulanftalt be 
freit fein follen ($ 11. Th. II. Tit. 12. A. L.⸗R.). 

Die competente kirchliche Behörde erflärt, daß Dr. Wollmann und jeine Lehre 
fi im Widerſpruche mit ber Kirche und ihrer Xehre befinden, baß er eine von ber 
fatholiichen Religion verfchtebene Anſchauung über weſentliche Glaubenspunkte bat, ja 
fie hat ihn wegen feiner bhartnädigen und bewußten Oppofition gegen bie Firdhliche 
Lehre mit kirchlichen Strafen belegt. Diele Eltern haben in ihren fomohl an Ew. Er: 
cellenz als an mich gerichteten Schreiben ihn als einen folchen bezeichnet, ber einen von 
dem ihrigen verfchiebenen Glauben bekennt. Sie haben ein gefewliches Recht barauf 
und ich al8 Vertreter ber Kirche forbere es, daß der ganze Slaubensinhalt unferer 
heiligen Religion rein und unverfürzt den katholiſchen Schülern bes ftiftungsmäßig 
katholiſchen Gymnaſiums in Braundberg vorgetragen mwerbe, und zwar durch einen nad) 
dem Zeugniffe der Kirche dem Fatholifden Glauben treuen und mit feinem Biichofe in 
religiöfer Gemeinſchaft lebenden Briefler. Wenn nun Ew. Ercellenz troß ber von ben 
Eltern und ber rechtmäßigen Behörbe erflärten Glaubensverfchiedenheit bie katholiſchen 
Schüler auf dem Gymnafium zu Braundberg verpflichten, ben Unterricht bes nicht 
tatholifhen Dr. Wollmann zu beſuchen, fo üben Em. Excellenz einen von dem Ge: 
fege ausbrüdlich verbotenen Gewiſſenszwang, und treiben widerſtrebende Herzen durch 
moraliſche Nöthigung in Unterrichtsftunden, welche fie gemäß ben Grunbfägen ihrer 
Religion gewifjenshalber nicht befuchen dürfen. Ich muß biergegen um jo mehr Proteft 
erheben, als durch biefe Verpflichtung das durch die Bulle De salute animarum vor- 
gefehene, durch Königliche Cabinet3orbre vom 12. März 1841 genehmigte Bijchöfliche Con⸗ 
vict für Schüler bed Braunsberger Gymnafiums, welche ſich bem Stubium ber Theologie 
wibmen wollen, tbatfächlich aufgehoben wirb, indem die Alumnen beöfelben durch bie 
Grundfäge und Beftimmungen ber Fatholifchen Kirche verhindert werden, dem Religiond- 
unterricht be3 Dr. Wollmann beizumohnen, bamit aber, gemäß bem von Ew. Ercellenz 
getroffenen Entfcheide, von bem bortigen Gymnaſium ausſcheiden müſſen, ohne irgend etwas 
Anderes gethan zu haben, al baf fie gewiſſenshalber fich weigern, ben Religionsunterricht 
eines nicht tholtichen Lehrers, der doch zu den geſetzlichen Anorbnungen eined katho⸗ 
liſchen Gymnaſiums für katholiſche Schüler nicht gehören kann, ferner zu. befuchen. 

Culturtampf⸗Acten. 4 
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Theil wird. Aber alle Güter des Vaterlandes bieten und feinen Erſatz für bie Ver 
legung unjeres theuerften von Gott gegebenen Gutes, unfereß heiligen Glaubens, und 
Eönnen nicht den Schmerz flillen, welchen ungerechter Gewiſſenszwang, unb wenn er 
au nur eine einzige Seele zum Falle brächte, in unjerem Innern bervorruft. 

Ich bitte von Herzen Ew. Ercellenz, eine Enticheibung geneigteftens abänbern zu 
wollen, bie mit tiefem Mißtrauen und Unmuth jegliches wahrhaft katholiſche Gemüt 
erfüllt, und bie nicht zum Wohle unferer Provinz, nicht zum Wohle bes preußiſchen 
und deutſchen Vaterlandes gereichen Tann. 

Srauenburg, den 9. Juli 1871. 

Der Biſchof von Ermlanb. 


7 Philippus. 
An den Katjerlih Königlichen Staatäminifter und 


Minifter der geiftlichen, Unterrichts und Me: 
bicinal-Angelegenheiten Herrn von Mühler.“ 


25) Asſchlägige Autwort des Minifiers vom 21. Juli, worin er weitere 
Erörterungen der Kechtsfrage ablehnt. 


„Die Gefihtöpunfte, von melden aus Ew. Bifchöflihe Hochwürden nach Inhalt 
des geehrten Schreibend vom 9. ds. Mts. Verwahrung gegen bie in meinem Schreiben 
vom 29. v. Mts. audgefprochenen Grundſätze und beren Eonfequenzen einlegen, habt 
ich bereit8 vor meiner Entfcheibung über bie bei dem Gymnafium in Braumdberg ents 
ftandene Differenz forgfältig erwogen. 

Es ift nicht meine Abfiht, über bie Berechtigung und bie Angemefienheit - jener 
Entſcheidung in Erörterungen mit Em. Bifchöflichen Hochwürden einzutreten, welche von 
vornberein feine Ausfiht auf gegenfeitige Verſtändigung barbieten. Den katholiſchen 
Bifchöfen Deutfchlands ift es nicht unbefannt gemefen, und fie haben e8 vor ben Be 
ſchlüſſen des Vaticaniſchen Concils wieberholt felbft bezeugt, daß dieſe Beſchlüſſe für 
Deutſchland den Keim von Verwicklungen zwiſchen Staat und Kirche in ſich tragen. 
Dieſe berechtigte Warnung tft an ber entſcheidenden Stelle unbeachtet geblieben. Nach⸗ 
dem die Beichlüffe gefaßt und verkündet find, und auch biejenigen Biſchöfe, welche beren 
Erfolg vorausgefehen haben, bie unbebingte Durchführung berfelben fi zur Aufgabe 
geftellt haben, ift von bergleichen Verhandlungen ein Erfolg nicht wohl abzufehen. 

Daß die Staatsregierung bei ihren Schritten ſich fireng innerhalb ber Grenzen 
des Rechtes halten wird, verfteht fih von ſelbſt. Das ift auch bei der Entſcheidung in 
Betreff des Dr. Wollmann geihehen. In feiner Eigenichaft ala Staatöbeamter ſteht 
er ausfchließlich unter der Disciplinargemwalt bes Staated. Sein Verhalten ald Staats 
beamter ift völlig vorwurfäfrei. Die kirchlichen Strafen aber, welche Ew. Bifchöfliche 
Hochwürden über ihn zu verhängen für angemefjen gefunden haben, enthalten keinen 
jelbftändigen Grund für ein bisciplinariiches Cinſchreiten des Staates. Wenn Ew. Bis 
ſchöfliche Hochwürden nad Empfang meine® Erlaſſes vom 29. v. Mid. den x. Woll- 
mann mit ber großen Ercommunication belegt haben, fo muß ich ergebenft Darauf 
aufmerffam machen, daß bie von Hochbenfelben an biefe Mittheilung gelnüpfte Bemer⸗ 
tung, ber ıc. Wollmann fei nicht mehr ein Glied der Fatholifchen Kirche, ſich tm 
Widerſpruch befindet mit F 55 Th. II. Tit. 11 9. QR., wonach wegen bloßer abs 
weiddenber Glaubensmeinungen fein Mitglieb einer Kirche von ber kirchlichen Gemein⸗ 
ſchaft mit rechtlicher Wirkung ausgefchloffen werben kann. Für den Staat iſt mithin 
der Dr. Wollmann nad der Ercommunication ebenfowohl wie vor berielben ein 
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Mitglieb ber katholiſchen Kirchen, und enthält dieſes neu hinzugetretene thatſächliche 
Moment keinen Anlaß, bie Entiheidung vom 29. v. Mts. abzuänbern. 

Ew. Biſchöflichen Hochwürden Wunſch, daß die Gerechtigkeit und der Friede in 
tligiöfen Bingen, das Pallabdium ber Stärke Preußens, nicht aus feiner Mitte weiche, 
Meile ich aufrichtigen Herzend. Aber bie Gerechtigkeit, welche ich Jedem in gleicher 
Beife ſchulde, forbert, daß ich den Dr. Wollmann nicht ſchutzlos laſſe, und den 
Frieden zu Halten, liegt nicht in der Hand bed Staates allein. 

Berlin, den 21. Juli 1871. 

v. Müpler. 
An den Biſchof von Ermland Herrn Dr. Kremeng, 
viſchöfliche Hochwürden zu Frauenburg.“ 


%) Kirtenbrief des Ziſchofs von Ermland vom 22. Zuli 1871, betreffend deu 
. Brannsderger Shuffireit. 


„Philippus, durch Gottes Barmherzigkeit und des heiligen Apoſtoliſchen 
Stuhles Gnade Bifhofvon Ermland, 


entbietet ber hochwürdigen Geiftlichleit und allen Gläubigen feiner Didcefe 
Gruß und Segen im Herrn. 

Mit ſchwerem Herzen, Geliebte im Herrn, wende ich mich dieſesmal an euch. Es 
gilt eine Angelegenheit, welche recht verhängnißvoll für bie guten Beziehungen des 
Staates zur Kirche zu werben droht, und bie um fo bitterer berührt, je leichter eine 
befriebigenbe und dem Geſetze entſprechende Löfung gefunden werben konnte. 

Durch bie Öffentlichen Blätter ift e8 euch befannt geworben, daß in Bezug auf 
den Beſuch bed katholiſchen Gymnafiumd zu Braundberg unter bem 29. Juni b. J. 
von dem hohen Miniftertum bed Cultus und ber Unterrichtßangelegenheiten ein Erlaß 
an mid) ergangen unb zugleich durch ben Deutichen Reich: Anzeiger veröffentlicht worden 
if, nach welchem alle katholiſchen Schüler jener Anftalt gehalten fein follen, den Mes 
Hgiondunterriht des dort angeftellten Prieflerd Dr. Wollmann, welchem ich wegen feiner 
fortgefeßten bartnädigen Oppofition gegen die Glaubendenticheibungen des allgemeinen 
Baticaniſchen Coneils die geiftliche Vollmacht, zu lehren, entzogen Batte, zu befuchen. 
Es liegt hierdurch ber in unferem preußiichen Baterlande bisher unerhörte Fall vor, 
daß bie katholiſchen Schüler eines ftiftungsgemäß katholiſchen Gymnaſiums entweder 
einem religidfen Unterrichte beimohnen müffen, welcher nach dem Urtheile ber coms 
petenten kIUHrchlichen Bebörbe nicht katholiſch iſt, ober aber die Anftalt zu verlaffen und 
auf bie dort zu gewinnende Bildung zu verzichten fih gezwungen ſehen. Da biefe Ents 
ſcheldung nit nur bie anerfannten Rechte ber katholiſchen Kirche in Preußen, fondern 
eine Glaubens⸗ und Gemiffend:Angelegenheit und damit bad Seelenheil der Gläubigen 
Direct berührt, jo Tiegt mir, al8 dem von Jeſus Chriſtus, bem oberſten Hirten unferer 
Seelen, beftellten und verantwortlichen Biſchof dieſer Diöcefe, bie Pflicht ob, über bie 
Bebeutung dieſer Entſcheidung und euer pflihtmäßiges Verhalten zu berfelben mid 
gegen euch außzufprechen, und dieſe Pflicht drängt mid um fo mehr, als durch bie 


1 Bgl. biergegen Dr. Paul Hinſchius in feiner Schrift „Die Stellung ber deut⸗ 
fen Staatsregierungen gegenüber ben Beſchlüſſen des Vaticaniſchen Concils“ Seite 17 
mb 18. Die Stelle ift angeführt unten im Antwortichreiben bes Biſchofs von Ermianb 
d. d. 20. December 1871. 


Ießtere Annahme auf Wahrheit beruht. Aber unter allen Umflänben müßte ich gegen 4 
jene Fortfegung des qu. Unterrichts von Selten jener Herren unb noch mehr gegen fi 


eine von der weltlichen Behörde ausgehende Verpflichtung bierzu als eine ſchwere Vers 


Iegung ber Gewiſſensfreiheit, ber verfafjungd- und geſetzmäßigen Rechte ber katholiſchen J 


Kirche und fpeciell meines biſchöflichen Stuhles auf’8 Feierlichſte Proteft einlegen. 

Die Verfaffungsurfunde vom 81. Januar 1850, Art. 15, garantirt ber Römifd, 
katholiſchen Kirche feierlich das Recht, ihre Angelegenheiten felbftänbig zu orbnen ub 
zu verwalten. Wie das ganze firchliche Lehramt, fo ift num fpeciell ber religidfe Unten 
richt der Jugend eine eigentlichfte Angelegenheit der Kirche (res mere ecclesiasties), 
und kann biefen Charakter nie verlieren ober auch nur aufgeben, währenb ber Gtast 
ihr dabei in freundſchaftlichem Zuſammenwirken feine Unterflügung unb feinen Cd 
angebeihen läßt. Für die Oberauffiht und Oberleitung, wie vorkommenden Falls für 
die Wahrnehmung der Kirchengeſetze und ber Kirchenzucht dabei, ift ferner unbefritten 
nad kirchlichem wie flaatlichem Mecht ber betreffende Bifchof ber competente Vertreier 
und das unmittelbare Organ ber katholiſchen Kirche (vgl. A. LR. Th. U. Tit. 11. 
6 115. Notific. Patent betr. die Einrichtung bes geiftlichen Juſtizweſens vom 28. Sep 
tember 1772; Conftit. für die geifil. Gerichte in Südpreußen vom 25. Auguft 1796). 

Darıım wie dad canoniſche Recht Ipriht auch das A. L.-R. Th. II. Tit. 11. $ 191 
ausdrücklich dem Biſchof daB Recht der Aufficht über bie Amtsführung, Lehre und 
Wandel der feiner Didceſe unterworfenen Geiftliden zu und beflimmt $ 120, daß Rie 
manb- ohne fein Zuthun zu einem geiftlicden Amt beförbert oder aud nur zu Öffenb 
lichem Lehrvortrag zugelaffen werben fol, Die Gewiſſensfreiheit galt ferner befonbers 
in neuerer Zelt als ein Palladium Preußens, und mit gemwiffenhaftem Zartfinn bet 
fid unfere Regierung flet8 von einem Eingriff in bie inneren Grund: und Lebrjäg 
ber katholiſchen Kirche ferngehalten, die derartigen vorfommenden Fragen vielmehr fiet 
ber Eognition und Beurtheilung der Kirche überlafjen. ‚Die befonderen Rechte und 
Pflichten eined Fatholtichen Priefterd in Anfehung feiner geiftliden Amtsverrichtungen 
find durch die Vorfchriften des canoniſchen Rechtes beflimmt‘, limitirt ſelbſt in jener 
ber katholiſchen Kirche höchft ungünftigen Zeit bes U. 2.R. TH. II. Tit. 11. $ 66; bie 
Berfaffungsurfunde aber hat bies dem Sinne nad in Artikel 15 nur auf’ Neue be 
ſtätigt. Eben dies haben bie hohen Königlihen Behörden feitbem mit befonderer 
Rüdfihtnahme In allen concurrirenden Fällen zur Anwendung gebradt. 

Dana wäre es nicht nur eine grelle Verlegung ber Gewiffensfreiheit, fonbern 
auch eine ſchwere Beeinträchtigung des ſtaatsbürgerlichen Nechtes ber Katholiken, wenn 
über ben Inhalt reſp. bie Katholicttät eines Neligiondunterrichtd irgend eine anbere 
Behörbe als bie competente Firchliche zu beflimmen, ober benfelben gegen bie außbrüd: 
liche Verwerfung des Ortsbiſchofs an einer geſetzlich katholiſchen Anftalt Tatbolifchen 
Angehörigen aufzuzwängen unternähme. 

Darum erfude ih cin Königliche Provinzial-Schulcolleggum fo ergebenfl als 
dringend: 

1. bie Freiheit ber Gewiſſen ber katholiſchen Bevölkerung Ermlands in Sachen 
ihres Glaubens und ihrer inneren Tirchlicden Angelegenheiten aufrecht erhalten 
und fügen, und deßhalb 

2. bie Fortſetzung bed katholiſchen Religionsunterrichts durch die Herren D. D. 
Wollmann und Treibel, zu welchem ihnen bie Befugniß feltens ihrer 
competenten kirchlichen Behörde entzogen iſt, auch von Seiten ber Schule 
fifiren, 





| 
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3. dem katholiſchen Stiftungscharakter beiber Anftalten gemäß möglichft balb für 
eine reguläre Ertheilung bes katholiſchen Religionsunterrichts dortſelbſt gefälligft 
Sorge tragen zu wollen. 
Hiermit glaube ich das eigentliche Staatsamt der Herren ſelbſt einftweilen nicht 
im Geringfien berührt. Es handelt fih zunächſt nur um vorläufige jchleunigfte Bes 
ſligung gewiſſer Uebelflänbe, die Gott jet Dank bis jett im Nechtöleben wie in ben 
Arhlihen Berhältniffen Preußens ohne Beifpiel daftehen. 


Frauenburg, ben 21. April 1871. 
Der Biſchof von Ermland. 


+ Bhillippus. 
Un das Königliche Provinzial Schulcollegium in 
Königsberg.“ 


28) Ablehuende Antwort des Minifiers vom 29. Iuni. Herr v. Müßler Hält die 
Serpffißtung zum Zeſuche des Neligionsunterridts für alle Rathofifcen 
Schüler aufredt. 


„Berlin, den 29. Suni 1871. 


Ew. Biichöfliche Hochmürben haben mir mit bem geehrten Schreiben vom 20. Mai 
d. J. — Nr. 2041 — Abichrift Ihrer Mitteilung an das Königliche Brovinzial:Schul: 
olegium in Königäberg von bemielben Tage vorgelegt und daran ben Antrag gelnüpft, 
meinerfeit3 möglichft bald Remedur hinſichtlich bes Religionsunterrihts an dem fatho- 
liſchen Gymnaſium in Braundberg eintreten zu laffen. Diejelbe Angelegenheit iſt feit 
bem von einer großen Zahl von Eltern, deren Kinder biefes Gymnaſium befuchen, zum 
Gegenftand ähnlicher Anträge gemacht worden. Nach reiflicher Erwägung der Sache 
kann ich jedoch die von dem Königliden Provinzial-Schulcollegium getroffenen An 
srbnungen nur aufrecht halten. 

Em. Biſchöflichen Hochwürden habe ich bereitd in meinen ergebenften Schreiben 
som 37. März und 20. April d. 3. erlärt, daß id ben Maßnahmen, welde Sie 
gegenüber dem Religionslehrer Dr. Wollmann wegen jeiner Stellung zu ben Be 
ſchlüſſen des Vaticanifchen Concils ergriffen haben, eine vechtlihe Wirkung in Ber 
ziehung auf das von ihm bekleidete Staatsamt nicht zugeftehen könne, daß berfelbe 
mithin im Genuß feine amtlichen Einfommens verbleiben müffe, und baf ich nicht 
gefonnen fei, ihm in Ertheilung bes Religionsunterrichts Hinberniffe zu bereiten. Hieran 
muß ich auch jetzt feſthalten. Der Umftand, daß Ew. Biſchöfliche Hochwürden bem 
x. Wollmann bie missio canonica entzogen haben, würde für den Staat nur dann 
von Bebeutung fein, wenn für dieſe Maßregel Gründe nachgemwiejen würden, welche 
auch ber Staat als zureichenb anerkennt. Das iſt nicht ber Fall. Denn ber x. Woll⸗ 
mann if feiner Zeit mit Zuftimmung ber Kirche ordnungsmäßig zum Religionglehrer 
berufen unb lehrt noch heute dasjelbe, was er vor dem 18. Juli 1870 mit Zuftimmung 
ber Kirche gelehrt Hat. Ihn zu möthigen, daß er etwas Anderes lehren fol, ober ihn, 
weil er fich deſſen weigert, in feinem Amte zu beunrubigen, bat ber Staat Feine 
Beranlafjung. 

Sf Hiernach weber gegen bie Perfon bed ıc. Wollmann noch gegen ben von 
ihm ertheilten Religionsunterricht etwas zu erinnern, jo muß verlangt werben, daß bie 
das Gymnafium in Braundberg befuchenden katholiſchen Schüler an Diefem Unterricht 
Theil nehmen; denu der Religtondunterricht ift auf den preußiichen Gymnaſien ein 
obligatorifcher Lehrgegenftand. Ginen rechtlichen Anſpruch auf Befreiung von ber Theil: 
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nahme an bemfelben haben nad $ 11. Th. IL. Tit. 12. X. 2. nur ſolche Kinher, 
welche in einer andern Religion, als welche in ber öffentlichen Schule gelehrt wich, 
nach den Geſetzen des Staated erzogen werben follen. Wenn Em. Biſchöfliche Head 
würben bierin einen ofjenen Gewiſſenszwang, eine birecte Verkümmerung ber in Preußen 
den Katholiken feierlich garantirten Gewiſſensfreiheit finden, fo ſcheint hierbei überfehen: 
zu fein, daß eine gejegliche Nöthigung zum Beſuch bes Gymnaſiums in Braundberg: 
ober eines Gymnaſiums überhaupt nicht befteht. Wer fich aber ber an ber Schule ge 
ſetzlich beſtehenden Ordnung nicht fügen will, muß auf bie Benukung berjelben wen 
zichten und bat, wenn er es freiwillig thut, feinen Grund zur Beſchwerde, wenn im 
diefe Benußzung verfagt wird. Tie Bemerkung enblih, daß jene Anorbnung aud em 
Berläugnung bes ftiftungsmäßig katholiſchen Charakters bed aus ſpeciell Tathelifäen 
Fonds geftifteten Braunsberger Gymnafiums, und darum eine Verlegung des pofitiven 
Nechts der Katholifen jei, findet ihre Erledigung in ber Erwägung, baß die Stiftung | 
bed Symnafiums in Braundberg und bie Widmung ber zu feiner Unterhaltung bienenben 
Fonds einer Zeit angehört, in welcher der Concilsbeſchluß vom 18. Juli v. I. ned 
nicht beftand. Aus biefen Gründen kann ich ber gegen bie Anorbnung bes Königlichen 
Provinzial⸗Schulcollegiums erhobenen Beſchwerde Feine Folge geben. 
gez. v. Mühler. 
An den Biſchof von Ermland, Herrn Dr. Kremenk, 
Bifhöflihe Hochmürden zu Frauenburg.“ 


24) Ausfüßrfide Entgeguung des Bifhofs von Ermland vom 9. Zunft. 


„Der Beſcheid, melden Ew. Excellenz in dem jehr geehrten Schreiben vom 
29. Juni d. J. (U. 14 362) auf meine Eingabe von: 20. Mai bezüglich bes Tatholijchen 
Religionsunterrihts am Gymnafium zu Braunsberg mir haben zu Theil werben laflen, 
ift fo mwejentlich gegen den in ber Natur der Sache begründeten und burch gejeglige 
Beitimmungen ſowie durch befondere Staatöverträge garantirten Rechtsbeſtand der katho⸗ 
liihen Kirche Preußens gerichtet, daß ich in meiner Stellung als Vertreter biejer Kirche 
in einer durch Loyalität und Treue gegen den Staat zu allen Zeiten außdgezeichneten 
Didcefe nit umhin Tann, gegen bie von Em. Excellenz in bem gebaditen Schreiben 
ausgeſprochenen Grunbfäte und alle daraus abgeleiteten ober abzuleitenden Conſe⸗ 
quengen feierlich Verwahrung einzulegen. Die Entſcheidung Ew. Excellenz verſtößt 
gegen bie den preußifchen Staatsbürgern gewährletjtete Glaubens: und Gemifjenzfreiheit 
ſowie gegen bie Rechte derfelben auf ben ihnen für ihre religiöjen und Unterrichtägmede 
garantirten Beſitzſtand. 

1. Sie verlegt die Glaubensfreiheit, weil fie innere kirchliche Angelegenheiten, 
welde nad ber Staatöverfaffung durch die Kirche zu ordnen find, vor das Forum bei 
Staates zieht und ohne Rüdficht auf das Urtheil der geſetzlichen und vom preußijchen 
Staate anerkannten Vertreter ber Fatholifchen Kirche in Elaubensſachen Entſcheidungen 
und Anordnungen trifft. Ob die Lehre eines Priefters Tatholifch fei oder nicht, darüber 
bat nach dem beftehenden Nechte nur befien Bifchof und in höchfter Inflanz der Papſt 
zu entſcheiden, nicht aber bie ftaatliche Behörde. Die treue Beobachtung biefeß recht⸗ 
lien Grundjakes in Preußen rühmt das Mintfterialrefeript vom 16. April 1849 mit 
den Worten: Niemals haben fi die Staatsbehörben bie Befugniß beigelegt, eine 
feitend des Btihöflichen Amtes Traft ber demſelben beimohnenden Auffichtd: und Diss 
ciplinargewalt ergangene Enticheibung aufzuheben ober gleihfam in höherer Inſtanz 
über bie Nichtigkeit ober Unrichtigkeit zu erkennen‘ Wenn nun aber in bem Erlaſſe 
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som 39. Juni d. 3. mein Urtbeil, daß die Glaubensicehre bed Dr. Wollmann am 
Geamafium zu Braundberg nicht katholiſch fei, mit Uebergehung der bier einzig mög: 
Bien Iuflanz umgeftoßen, feine im Wiberfpruche mit ben Glaubensentſcheidungen bes 
wätmähigen Lehramts ber Kirche ſtehenden Anſchauungen für richtig und ber Beſuch 
des Religionsunterrichts eines vom Glauben feiner Kirche abirrenden Priefterd für alle 
Intgolifcden Schüler, welche da8 Gymnaſium in Braundberg beſuchen wollen, obligatorifch 
ellärt wird, fo enticheiden damit Em. Excellenz thatſächlich in höherer Inſtanz über 
daB von mir in Angelegenheiten bes katholiſchen Glauben gefällte Urtheil, greifen in 
daB innere Gebiet ber Kirche hinüber, bedienen fich einer Aufſichts- und Disciplinars 
gwalt, welche nach den geſetzlichen Beſtimmungen nur ben Bifchöfen der katholiſchen 
Kiche zulommt, unb verlegen bie ben katholiſchen Unterthanen gefetlich gemährleiftete 
Glaubensfreiheit. 

Ew. Ercellenz motivirten Hoch-Ihren Enticheid mit den Worten: ‚Wollmann 
lehrt noch heute basfelbe, was er vor bem 18. Juli 1870 mit Zuftimmung ber Kirche 
gehört hat.“ Der Einfiht Ew. Ercellenz kann e8 aber nicht entgehen, daß es bier ſich 
gar nit darum handelt, was Wollmanı vor bem 18. Juli 1870 factifch gelehrt hat, 
iondern was er beim Antritt feines Amtes und durch feinen Amtseid zu lehren ſich 
sıpflitet hat und was er demgemäß jetzt zu lehren verbunden ifl. Bon Seiten des 
Staates ift ihm bie Lehrſtelle mit ber ausbrädlich ober ſtillſchweigend geftellten Bes 
Ningung übertragen worben, daß er ſich gemäß dem Glauben und ben Anordnungen 
kiner Kirche in feinem Amte zu halten habe. Em. Ercellenz können nicht in Abrebe 
Ken, daß gegenwärtig gemäß den Entſcheidungen des allgemeinen Vaticaniſchen 
Concils die Lehre von dem unfehlbaren Lehramte bes Dberhauptes ber Kirche zu bem 
Glauben der katholiſchen Kirche gehöre. Within muß er aud in feiner Lehre dieſes 
Dogma verkünden. Die Kirche aber hat ihm bie Vollmacht zur Ausübung bes Lehr: 
amteß erft nach einem Amtgeib übertragen, in welchem er beſchworen hat: 


Omnia a sacris canonibus et oecumenicis conciliis tradita, definita et de- 
elarata indubitanter recipio ac profiteor .... Sacram scripturam juxta eum sensum, 
quem tenuit et tenet 8. mater ecclesia, cujus est judicare de vero sensu et inter- 
pretatione sacrarum scripturarum admitto.... sanctam catholicam et apostolicam 
Romanam ecclesiam omnium ecclesiarum matrem et magistram agnosco, Romano- 
que pontifici... veram obedientiam spondeo et juro. 


Er hat aljo eiblich verſprochen, alles das anzunehmen und zu lehren, was von 
den allgemeinen Concilien feftgejett und befinirt wirb, und jenen Sinn ber heiligen 
Särift anzunehmen, melden das Firchliche Lehramt, bie Auslegerin des Sinnes ber 
heiligen Schrift, angenommen bat und annimmt. Da nun das Vaticaniſche Concil 
nach dem einflimmigen Zeugniffe aller feiner berechtigten Theilnehmer, des gelammten 
Tatholifchen Gpijfopats, ein öfumenifches iſt, fo hat Dr. Wollmann fon bei Ab: 
kegung ſeines Amtseides bie Beichlüffe dieſes Concils implicite beſchworen. Wenn er 
nun jebt dieſe Beichlüffe nicht annehmen will, und die Auslegung ber betreffenden 
Sähriftfiellen über den Primat, welche das auf bem allgemeinen Eoncil verfammelte 
Lehramt ber Kirche gibt, verwirft, fo ift es klar, daß er feinen Amtseib bricht, daß er 
jegt factiſch durch Wort und Beiſpiel etwas Anderes lehrt, als was er beim Antritt 
feines Amtes lehren zu wollen beſchworen bat, daß er jest das Grunbprincip bed katho⸗ 
lijchen Glaubens negirt, indem er ſich ſelbſt ala höchſtes Tribunal in Sachen be 
Glanbens aufwirft, daB kirchliche Lehramt und deſſen Autorität aufhebt und alle dog» 
matiſche Entwidelung ignorirt. 
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Die Kirche iſt, wie ich dieſes bereits in meinem ergebenſten Schreiben 
15. März 1871 an Ew. Ercellenz zu bemerken Veranlaffung nahm, ein Iebenbiger 
ganismus, in welchem bie Entwidelung des Dogmas und feine nad) ben 
und dem wifjenfchaftlichen Yortichritte der Zeit fich richtenbe Feſtſetzung und 
Ausiprache ebenfowenig mit einem gemilfen Zeitpunkte abgeichlofien if, als ber 
faltung der gefeßgeberifchen und organifirenden Thätigleit des Staates eine 
gefeßt werben fann, über welche binaud bie Verpfliäitung bes Staatsbürgers zum 
borfam gegen bie von ber rechtmäßigen Obrigkeit gültig erlaffenen Geſetze ober 
geftellte Staat3verfaffung aufhören würde. Ober werben etwa Ew. Excellenz auch 
Staatäbeamten in Schuß nehmen und in feinem Amte und Gehalte belafien, ber bie 
von den gefehlicden Organen neu begründete Orbnung bes deutſchen Kaljerreicht aub 
dem Grunde nicht anerkennt, weil zur Zeit ber Ablegung des Amtseides bie nem, 
unjerm Könige größere Machtvollkommenheit im geeinigten beutfchen Reiche beilegenbe 
Stiftung damals noch nicht geſetzlich feftgeftellt war? 

Die Entziehung der missio canonica, ber getflliden Vollmacht zur Erthetlung 
bes Religionsunterricht3, ift lediglich auß dogmatiſchen Gründen erfolgt, mie ich dieſes 
bereit3 mehrere Wochen vorher Em. Ercellenz in meinem Schreiben vom 15. März d. 3. 
angezeigt habe. Da das Cognitionsrecht über Tatholifhe Glaubensfragen nicht ben 
Staatöbehörden, fondern ben Biſchöfen als gefeglichen Organen und Vertretern ber 
Kirche zufteht, fo unterlag mein Urtheil in biefer Angelegenheit nicht der Mitwirkung 
und Genehmigung bed Staated, und Wollmann durfte, nachdem fein Mandat er: 
ofen und ihm von ber rechtmäßigen kirchlichen Behörde die Vollmacht zur Ertheilung 
bes Neligiondunterrichtd entzogen war, biefen nicht fortfeten. Ich erlaube mir in biefer 
Beziehung auf mein Schreiben vom 13. April d. J. und das in bemfelben mitgetheilte 
Gutaditen des Prof. Dr. Schulte?! zurüdzufommen. Dieſe Fortfegung war eine un: 
berechtigte und unerlaubte Ufurpation einer ihm von feiner geiftlichen Behörde entzogenen 
Vollmacht, ein Bruch bes feinem Bilchofe bei der Priefterweihe und in feinem Amtseibe 
gelobten Gehorſams. Wenn nun bie Staat8behörbe die katholiſchen Schüler des Tatho- 
liſchen Gymnafiums verpflichtet, den Religionsunterricht eines Mannes zu bejuchen, 
welchem wegen Abirrung vom Glauben ber Kirche bie Vollmacht zu jener religiöfen 
Amtshandlung von feiner rechtmäßigen Obrigkeit entzogen ift, jo ratificirt fie hierdurch 
eine Anmaßung, billigt nicht allein, ſondern unterftüßt bie Auflehnung gegen die Bier 
allein competente kirchliche Gewalt und untergräbt den Gehorfam, welcher nad) Gotteß 
und ber Kirche Geboten in geiftlichen Dingen ber geiftlichen Obrigfeit geſchuldet wirb, 

Hierin wird baburch nichts geändert, daß die Schulbehörbe den Dr. Wollmann 
angewieien bat, fich in feinen Vorträgen ber Behandlung des betreffenden Punktes zu 
enthalten. Diefe Enthaltung allein ſchon tft ein ſtillſchweigender Proteft bed Lehrers 
« vor ben Schülern gegen einen Glaubenspunft, welchen berfelbe gemäß feinem AmtBs 
eide und dem Auftrage ber Kirche zu lehren verpflichtet ift. Der in Oppofitton 
gegen feine Kirche flehende und wegen biefer Auflehnung cenfurirte Religionslehrer iſt 
allein durch fein amtliche8 Erfcheinen eine fortmährende Negation bes kirchlichen Dogma’s 
— Beiſpiel lehrt mächtiger al3 Worte —, felbit abgefehen davon, daß er durch Ber: 
werfung der Autorität bes kirchlichen Lehramts conjequenter Weife bie Verbindlichkeit 












1 Bgl. Dr. Friebrich Schulte: Das Recht der Erteilung der Befugnig zum Lehrs 
amte ber Theologie (missio ecclesiastica) $ 7 (Schluß), Ardhiv für fath. Kirchenrecht 
19. Band, ©. 55. 
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der ganzen Glaubenslehre läugnet und deßhalb durchaus feine Garantie bietet für bie 
katholiſche Auffaffung und Wiebergabe der übrigen kirchlichen Glaubenslehren. 
wer einmal fein fubjectiveß Ermefien über bie Autorität bes kirchlichen Lehramtes 
feat, Hat ben Boben verlafien, welcher dem Gebäube bes chriſtlichen Glaubens allein 
BeRigkeit gibt, und muß fich zum Abweichen von ber kirchlichen Lehre, fobald fie feinem 
Mmbjectiven Auffafjen nicht entipricht, berechtigt erachten. 

2. Indem deßhalb Em. Ercellenz ben Standpunft de8 Dr. Wollmann redit: 

fertigen und als katholiſchen erflären, verlezen Sie die Freiheit und Autonomie ber 
katholiſchen Kirche in Glaubensſachen und bamit bie von ber Berfaffung verbürgte 
; Glaubensfreiheit. Noch härter aber ericheint diefer Angriff auf unfern Glauben durch 
bie in ber Enticheibung vom 29. uni enthaltene Beftimmung, daß ſämmtliche Tatho= 
liſche Schüler, welche das Gymnafium zu Braunsberg befuchen wollen, verpflichtet ſeien, 
ben Religionsunterrit des Dr. Wollmann zu befuchen. Diefe Beftimmung {ft ein 
offener, von dem Geſetze ausbrüdlich verbotener Gewillendzwang, eine birecte Verküm⸗ 
-  merung ber in Preußen ben Katholiken feierlich garantirten Gewiſſensfreiheit. 
Dad Geſetz beitimmt, daß ſolche Kinder, welche in einer andern Religion, als 
welche in der Öffentlichen Schule gelehrt wirb, nach ben Geſetzen bed Staates erzogen 
werben follen, von ber Theilnahme an dem Religtiondunterrichte jener Schulanftalt be 
freit fein follen ($ 11. Th. II. Tit. 12. 9. L.R.). 

Die competente Firchliche Behörbe erflärt, daß Dr. Wollmann und feine Lehre 
N im Widerſpruche mit ber Kirche und ihrer Lehre befinden, daß er eine von ber 
fathofifchen Religion verſchiedene Anſchauung über weſentliche Glaubenspunkte hat, ja 
fie Hat ihn wegen jeiner bartnädigen und bemwußten Oppofition gegen bie Firchliche 
Lehre mit kirchlichen Strafen belegt. Viele Eltern haben in ihren jowohl an Ew. Er: 
cellenz als an mich gerichteten Schreiben ihn als einen folchen bezeichnet, ber einen von 
dem ihrigen verfchiebenen Glauben befennt. Ste haben ein gefeßliche Recht barauf 
unb ich als Vertreter ber Kirche fordere e8, daß der ganze Glaubensinhalt unferer 
heiligen Religion rein und unverfürzt ben fatholiihen Schülern bes ſtiftungsmäßig 
katholiſchen Gymnaſiums in Braunsberg vorgetragen werde, und zwar durch einen nach 
bem Zeugnifſe der Kirche dem katholiſchen Glauben treuen und mit feinem Bifchofe in 
religiöfer Gemeinſchaft lebenden Priefter. Wenn nun Ew. Ercellenz troß der von ben 
Eltern und ber rechtmäßigen Behörbe erflärten Glaubensverjchiebenhett die Tatholifchen 
Schüler auf dem Gymnafium zu Braunsberg verpflichten, ben Unterricht bed nit 
fatholifhen Dr. Wollmann zu befudhen, fo üben Em. Excellenz einen von dem Ge: 
jege ausbrüdlich verbotenen Gewiſſenszwang, und treiben wiberftrebende Herzen durch 
moraliſche Nöthigung in Unterrichtsſtunden, welche fie gemäß ben Grundſätzen ihrer 
Religion gewiffenshalber nicht befuchen bürfen. Ich muß biergegen um jo mehr Proteft 
erheben, als burch bieje Verpflichtung das durch bie Bulle De salute animarum vor: 
gefehene, Durch Königliche Cabinetöorbre vom 12. März 1841 genehmigte Biſchöfliche Con⸗ 
vict für Schüler des Braundberger Gymnaſiums, welche fi) dem Studium ber Theologie 
widmen wollen, tbatfächlich aufgehoben wirb, indem bie Alumnen bedjelben burch bie 
Grundſätze und Beftimmungen ber katholiſchen Kirche verhinbert werben, dem Religiond- 
unterricht bed Dr. Wollmann beizumohnen, damit aber, gemäß bem von Ew. Ercellenz 
getroffenen Entfcheibe, von bem bortigen Gymnafium ausſcheiden müflen, ohne irgend etwas 
Anderes gethan zu haben, als daß fie gewiſſenshalber ſich weigern, ben Religiondunterricht 
eines nicht fholifchen Lehrers, ber doch zu ben geſetzlichen Anorbnungen eines katho⸗ 
liſchen Gymnaſiums für fatholifhe Schüler nicht gehören kann, ferner zu. befuchen, 
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Zwar behaupten Ew. Ercellenz, es beftehe feine gefehlide Röthigung zum Beiucdhe 
bes Gymnaſiums in Braundberg oder eines Gymnaſiums überhaupt. Ich frage aber 
Em. Ercellenz: Beſteht nicht ein geiegliches Recht der katholiſchen Eltern auf bleſen 
Beſuch, und iſt es geſetzlich erlaubt, ihnen bie Ausübung dieſes Rechtes zu verkuümmert 
oder unmöglich zu machen? Ich frage ferner: Wenn keine geſetzliche Rothigung beſteht, 
iſt nicht für Viele eine moraliſche Nöthigung vorhanden, zu ihrer wiſſenſchaftlichen 
Ausbildung ein Gymnaſium, und gerade das Gymnaſium zu Braunsberg, zu beiuchen? 
Soweit nun auf der Welt geiſtige Bildung als ein befonbere Gut des Lebens gilt, 
wird man ed ald einen bejonberen Gewiſſenszwang anfehen, ihre Erlangung nur nuter 
Bedingungen zu geitatten, welche mit ber religiöfen Ueberzeugung im Wiberfpruche ſich 
befinden. Dieſer Zwang wird jet an dem Gymnafium zu Braundberg ausgeübt. 
Wollen bafelbft katholiſche Schüler, ben Grundſätzen ber Kirche und Ihrem Gewiſſen ger 
treu, den Religionsunterriht eines von feinem Glauben abgefallenen Prieſters nicht ber 
ſuchen, jo find fie gezwungen — und bereit hat bie Ausführung biefer in Wahrheit 
graufamen Anorbnung begonnen —, das Braundberger Gymnafium zu verlaffen, unb 
nicht wenige müfjen auf die durch die Gymnafialftudien zu gemwinnende wiſſenſchaftliche 
Bildung und die hierdurch bedingten Ausfichten auf eine höhere Stellung im bürgerlichen 
Leben Verzicht leiften, weil ihre Verhältniſſe es ihnen nicht geftatten, ein anbered Symnafium 
zu befuchen. ft eine ſolche Nöthigung mit ben ſchützenden Beflimmungen bed A. ER. 
6 11. Th. I. Tit. 12 zu vereinbaren? Don dem befannten Edicte bes Kaiſers Jullan, 
welches der chriſtlichen Jugend die alten griechifchen und römiſchen Klaffifer zu erklären 
verbot, fagten die Kirchenväter, es fei graufamer als eine ofjene Verfolgung. Zwingt 
nicht der Entſcheid Ew. Excellenz vom 29. Zuni eine ganze Reihe talentvoller Jüng⸗ 
linge, auf eine Flaffifhe Ausbildung und bie dadurch zu geminnenbe Lebenäftellung 
Verzicht zu leiſten, um nicht mit den Anforberungen ihres Glaubens und ihrem Ges 
willen in Eonflict zu kommen? Iſt das geietlihe Schulorbnung, wenn Schüler in 
einen Unterricht gezwängt werben, welcher mit ihrem Glauben nicht übereinftimmt, ba 
boch dad Geſetz gerade das Gegentheil vorichreibt? Ach erlaube mir, biefeß ber @rs 
wägung Em. Excellenz gehorſamſt noch einmal zu unterbreiten, und unter Berufung 
auf bie gefeglichen Beftimmungen, ſowie im Sntereffe der Wiſſenſchaft, Die ein Gemein: 
gut aller Staatsbürger ohne Unterſchied der Confeifion tft, gegen biefen Zwang und 
bie durch ihn herbeigeführte Ausſchließung berechtigter Staatöbürger von der Wohlthat 
der Symnafialbildung Verwahrung einzulegen. 


3. Daß ferner ber Charakter bes ftiftungsmäßig fatholiihen Gymnaſiums zu 
Braundberg durch Ausführung des Entſcheids vom 29. Juni d. J. alterirt und fathos 
liſche Fonds zu nichtlatholiihen Zwecken verwendet werben, liegt auf ber Hand, ba 
das Necht auf den Genuß Fatholifcher Fonds nur jenen Katholiken zulommt, bie nad) 
Geſetz und Staatöverträgen, wie 3. B. nach der Bulle De salute animarum, al8 wirk⸗ 
fie Katholifen zu betrachten find, d. b. jenen, bie mit bem Oberhaupte und ben 
Biichöfen ber katholiſchen Kirche in Communion leben. 

Aber, jagen Ew. Ercellenz, bie Stiftung des Gymnaſiums in Braundberg unb 
die Widmung der zu feiner Unterhaltung dienenden Fonds gehören einer Zeit an, in 
welcher der Concilsbeſchluß vom 18. Juli v. 3. noch nicht beftand. Deßhalb fei eine 
Verläugnung bed Fatholifchen Charakters jener Anftalt nicht vorhanden. 

Em. Ercellenz überfehen, daß jene Stiftung und Widmung jedenfalld in eine katho⸗ 
liſche Zeit fallen und von Wohlthätern herrühren, bie katholiſch glaubten und lebten, 
ber Lehrautorität der Kirche fih unterwarfen und das Recht ber Kirche anerkannten, 
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auf allgemeinen Goncilien binbenbe Glaubensbefinitionen zu erlafien, bie deßhalb von 
vornherein alle von ber rechtmäßigen kirchlichen Autorität gegebenen und zu gebenden 
Glaubensentf&eibungen annahmen, und bie, treu ihrer Kirche ergeben, nichts mehr ver: 
abſcheuten, als bie Auflehnung gegen das kirchliche Lehramt. Die erften Begründer 
und größten Wohlthäter der Anftalt, der berühmte Cardinal Hoſius und fein trefi- 
Üer Rachfolger Cromer, waren fogar wiſſenſchaftliche Bertheibiger des Glaubens 
an daB unfehlbare Lehramt bed Papſtes, nicht minder Die an ber Anftalt während zweier 
Jahrhunderte wirkenden Sefuiten, zu deren Füßen ber opfermillige Sinn ber gläubigen 
Katholiken Ermlands ihre Gaben und Vermächtniſſe zur feftern Yegrünbung, Erhaltung 
und Erweiterung ber katholiſchen Anftalt niederlegte. Em. Ercellenz werben nicht an= 
nehmen, daß jene Tatholiichen Begründer und Wohlthäter berjelben bie Abficht gehabt 
hätten, durch ihre Opfer das Lehramt eines feiner Kirche untreu geworbenen Prieſters 
a unterhalten ober die Subfiftenzmittel für Lehrer zu bieten, welche ſich gegen bie 
dogmatifchen Entfcheibungen einer allgemeinen Kirchenverfammlung auflehnen unb bie 
Autorität bed Papftes und ber Bifchöfe ber katholiſchen Welt verachten, während das 
geſammte katholiſche Ermland, Klerus wie Laien, faft ohne Ausnahme ſich in unwanbel- 
darer Treue um feinen Biſchof und das Oberhaupt ber Kirche ſchaart? 

Nachdem ich Herrn Dr. Wollmann ſeit dem 8. December 1870 in verfchtebenen 
ſeine Bedenken berüdfichtigenden Schreiben zur Umkehr aufgeforbert, und ihm, da alle 
Bemühungen und auch ernflere Schritte fruchtlos blieben, vielmehr eine entfchieben 
unlirchliche Gefinnung und Handlungsweiſe fi fundgab, nach einer lebten väterlichen 
Nahnung unter dem 14. Juni eine peremptorifche Friſt von zehn Tagen zur Unter 
werfung unter das Vaticaniſche Concil geſetzt hatte, fah ich mich nach einer am 24. Juni 
ängelaufenen ablehnenden Antwort in die fchmerzliche Nothwendigkeit verſetzt, unter 
dem 4. Juli durch richterliches Urtheil feſtzuſezen, daß er ber durch das Vaticanifche 
Concil außgefprochenen großen Ercommunication verfallen fei. Er ift mithin Fein 
Glied der Tatholtihen Kirche mehr, er ift burch freie und hartnädige Läugnung ihrer 
Autorität und ihrer neueften Lehrentfcheibungen aus ihrem Verbande audgefchteben, 
und dieſe Ausſcheidung tft Durch die allein hierin competente kirchliche Behörde conftatirt. 


Em. Ercellenz mögen beurtheilen, weldye Gefühle ſich in bem Herzen Fatholifcher 
Eltern regen müjjen, wenn fie durch bie flaatlichen Behörden, von weldden fie Schuß 
der ihnen garantirten Glaubens: und Gemifjensfreiheit mit Recht erwarten und forbern 
lönnen, gezwungen werben, entweber ihre Kinder in ben Unterricht eines ercommunt- 
cirten Priefterd zu fchiden, welchen fie ihrem Glauben und Gemiffen nad) ‚nicht befuchen 
dürfen, oder aber auf geiftige höhere Bilbung und bie burch biefelbe zu gemwinnende 
höhere Stellung im Staatsleben für ihre Kinber zu verzichten. 

Ereellenz! Ihre Entſcheidung vom 29, Juni bat mid und ZTaufende, ja Mil 
lionen treuer Fatholifcher Unterthanen mit tiefftem Schmerze erfüllt. Sie ift ein Andriff 
auf unfer höchftes, theuerſtes Gut, unfern heiligen Glauben, fie ift eine Verläugnung 
der bisherigen preußifchen Grunbfäge in Behandlung confeifioneller Angelegenheiten, fie 
ift eine Verlegung der beftehenben Gefeße, ber natürlichen und verbrieften Rechte ber 
Katholiken Preußens, fie ift ein verhängnißvoller erfter Schritt auf abichüffiger Bahn. 
Möge Gott weiterhin gnädig abwenden, daß die Gerechtigkeit und ber Frieden in rells 
giöfen Dingen, das Palladium ber Stärke Preußens, aus feiner Mitte weiche! 

Meine Diöcefanen, nad dem Worte bes Apoftels ſtets bemüht, Gott zu fürchten, 
den König zu ehren, tragen mit mir ein dankbares Herz für alle8 Gute, welches uns 
durch unfer Vaterland und fein theured Haupt zugefloffen ift und noch fortwährend zu 
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Theil wird. Aber alle Güter des Vaterlandes bieten uns keinen Erſatz für bie Bew 
letzung unſeres theuerſten von Gott gegebenen Gutes, unſeres heiligen Glaubens, unb 
können nicht den Schmerz ſtillen, welchen ungerechter Gewiſſenszwang, und wenn er 
auch nur eine einzige Seele zum Falle brächte, in unſerem Innern hervorruft. 

Ich bitte von Herzen Ew. Excellenz, eine Entſcheidung geneigteſtens abändern zu 
wollen, die mit tiefem Mißtrauen und Unmuth jegliches wahrhaft katholiſche Gemütg 
erfüllt, und bie nit zum Wohle unferer Provinz, nicht zum Wohle bes preußiſchen 
und deutichen Vaterlandes gereihen Tann. 

Srauenburg, den 9. Juli 1871. 

Der Biſchof von Ermlanb. 


7 Philippus. 
An den Kaiſerlich Königliden Staatäminifter und 


Minifter der geiftlichen, Unterrichtds und Me: 
bicinal-Angelegenbeiten Herrn von Mühler.” 


25) Asſchlägige Antwort des Minifiers vom 21. Juli, worin er weitere 
Erörterungen der Kechtsfrage ablehnt. 


„Die Geſichtspunkte, von welchen aus Ew. Biſchöfliche Hochwürden nah Inhalt 
bes geehrten Schreibens vom 9. ds. Mts. Verwahrung gegen bie in meinem Schreiber 
vom 29. v. Mts. ausgeſprochenen Grundſätze und deren Eonfequenzen einlegen, babe 
ich bereit8 vor meiner Enticheibung über bie bei dem Gymnaſium in Braundberg ent⸗ 
ftandene Differenz forgfältig ermogen. 

Es ift nicht meine Abficät, über bie Berechtigung und bie Angemefienbeit . jener 
Entſcheidung in Erörterungen mit Em. Bifchöflicden Hochwürden einzutreten, weldde von 
vornherein Feine Ausſicht auf gegenfeitige Verſtändigung barbieten. Den katholiſchen 
Bifchöfen Deutfchlands ift e8 nicht unbefannt gemweien, unb fie haben e8 vor den Be 
chlüffen bes Vaticaniſchen Concils wiederholt felbft bezeugt, daß dieſe Beſchlüſſe für 
Deutſchland den Keim von Verwidlungen zwilhen Staat und Kirche in fi tragen. 
Diefe berechtigte Warnung iſt an ber entfcheibenden Stelle unbeachtet geblieben. Nach⸗ 
dem bie Beichlüffe gefaßt unb verkündet find, und auch biejenigen Biſchöfe, welche deren 
Erfolg vorausgefehen haben, bie unbebingte Durchführung berfelben filh zur Aufgabe 
geftellt haben, ift von dergleichen Verhandlungen ein Erfolg nicht wohl abzufeben. 

Daß die Staatsregierung bei ihren Schritten ſich ftreng innerhalb ber Grenzen 
bes Rechtes halten wirb, verfteht ſich von ſelbſt. Das ift auch bei der Entſcheidung in 
Betreff des Dr. Wollmann geſchehen. In feiner Eigenichaft ala Staatsbeamter ſteht 

Zzſchließlich unter der Disciplinargewalt des Staates. Sein Verhalten als Staats: 

- —** iſt völlig vorwurfsfrei. Die kirchlichen Strafen aber, welche Em. Biſchsfliche 
Hochwürden über ihn zu verhängen für angemefjen gefunden haben, enthalten keinen 
ſelbſiändigen Grund für ein disciplinariſches Ginfchreiten bed Staates. Wenn Em. Bis 
ſchöfliche Hochmwürben na Empfang meined Erlaſſes vom 29. v. Mits. den x. Woll- 
mann mit ber großen Ercommunication belegt haben, fo muß ich ergebenfl barauf 
aufmerffam machen, daß bie von Hochdenfelben an biefe Mittheilung gelnüpfte Bemer⸗ 
tung, ber x. Bollmann fei nicht mehr ein Glied ber Fatholifchen Kirche, fi) tm 
Widerſpruch befindet mit 5 55 Th. II. Tit. 11 X. 8.:R., wonach wegen bloßer ab» 
weichender Slaubensmeinungen fein Mitglieb einer Kirche von der kirchlichen Gemein- 
ſchaft mit rechtliher Wirkung ausgelchloflen werben fann. Für ben Staat ift mithin 
der Dr. Wollmann nad der Ercommunication ebenfomohl wie vor derjelben ein 
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Mügfieb ber katholiſchen Kirche:, und enthält biefes neu Hinzugetretene thatfächliche 
Noment keinen Anlaß, die Entſcheidung vom 29. v. Mts. abzuänbern. 

Ew. Biſchöffichen Hochwürben Wunſch, daß die Gerechtigkeit und ber Friebe in 
wligiöjen Dingen, das Palladium ber Stärke Preußens, nicht aus feiner Mitte weiche, 
Meile Ich aufrichtigen Herzend. Aber bie Gerechtigkeit, welche ich Jedem in gleicher 
Belle ſchulde, fordert, daß ich den Dr. Wollmann nidt ſchutzlos laſſe, und ben 
Frreden zu halten, liegt nicht in der Hand des Staated allein. 

Berlin, ben 21. Juli 1871. 

v. Müdler. 
An den Biſchof von Ermland Herrn Dr. Kremeng, 
viſchöfliche Hochwürden zu Frauenburg.“ 


%) Hirtenbrief des Ziſchofſs von Ermland vom 22. Zuli 1871, betreffend deu 
Brannsderger Shulfireit. 


„Bhilippus, durch Gottes Barmherzigkeit und bes heiligen Apoſtoliſchen 
Stuhles Gnade Bifhofvon Ermland, 


entbietet ber hochwürdigen Geiftlichleit und allen Gläubigen feiner Didcefe 
Gruß und Segen im Herm. 


Mit ſchwerem Herzen, Geliebte im Herrn, wende Ich mich diefesmal an euch. Es 
gilt eine Angelegenheit, welche recht verhängnißvoll für bie guten Beziehungen des 
Stanted zur Kirche zu werben droht, und bie um fo bitterer berührt, je leichter eine 
Befriebigenbe und dem Geſetze entfprechende Löfung gefunden werben konnte. 

Durch die Öffentlichen Blätter iſt es euch befannt geworben, dab in Bezug auf 
den Beſuch bed katholiſchen Gymnafiumd zu Braundberg unter bem 29. Juni d. J. 
von dem Hohen Minifterilum bed Cultus unb ber Unterriätsangelegenbeiten ein Erlaß 
en mich ergangen und zugleid durch den Deutichen Neich8- Anzeiger veröffentlicht worben 

iR, nach welchem alle Tatholifchen Schüler jener Anftalt gehalten fein follen, ben Res 
ligionſsunterricht des bort angeftellten Prieſters Dr. Wollmann, welchem ich wegen feiner 
fortgefeßten hartnädigen Oppofition gegen bie Glaubensenticheibungen des allgemeinen 
Vaticaniſchen Conecils bie geiftliche Vollmacht, zu lehren, entzogen hatte, zu beſuchen. 
Es liegt hierburch ber in unferem preußiichen Baterlande bisher unerhörte Fall vor, 
dad die katholiſchen Schüler eines ftiftungsgemäß katholiſchen Gymnaſiums entmweber 
einem religiöfen Unterrichte beimohnen müſſen, welcher nach dem Urtheile ber coms 
petenten Nrchlicden Behörbe nicht katholiſch ift, ober aber die Anftalt zu verlaffen und 
auf bie bort zu gewinnende Bildung zu verzichten fi gezwungen feben. Da biefe Ents 
ſcheidung nicht nur bie anerfannten Rechte ber Tatholifchen Kirche in Preußen, fonbern 
eine Glaubens⸗ und Gemwifjens:Angelegenheit und damit das Seelenhell ber Gläubigen 
Direct berührt, fo Liegt mir, al8 dem von Jeſus Chriſtus, dem oberfien Hirten unferer 
Seelen, beftellten und verantwortlichen Bifchof dieſer Diöcefe, bie Pflicht ob, über bie 
Bedeutung dieſer Entiheidung und euer pflihtmäßigeß Verhalten zu berfelben mid 
gegen euch auszuſprechen, und dieſe Pflicht drängt mich um fo mehr, als burd bie 


1 Bgl. hiergegen Dr. Paul Hinſchius in feiner Schrift „Die Stellung ber beuts 
fen Staatsregierungen gegenüber ben Beſchlüſſen bes Vaticaniſchen Concils“ Seite 17 
unb 18. Die Stelle Ift angeführt unten im Antwortichreiben bes Biſchofs von Ermianb 
d. d. 20. December 1871. 
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Verdächtigungen und Entftellungen einer firdenfeindbliden PBrefie 
eine große Verwirrung ber Geifter in religidfen Dingen hervorge 
rufen worben ift, durch welche die Flare Einfiht in den ungeſetzlichen 
Charakter und die Shäblihen Folgen jenes Erlaffes auch bei bem 
einen oder andern der meiner Obhut anvertrauten Gläubigen ge 
trübt werben könnte. Mirbelt doch ber Geift der Lüge Beutzutage gegen bie 
Kiche Gottes einen folden Staub auf, daß bie Augen ber Unbehutfamen dadurch ver» 
dunfelt und nicht Wenige durch bie Lift Jener irregeleitet werben, benen ber Prophet 
das Drohmort zuruft: „Wehe, bie ihr das Böfe gut nennt und das Gute böß; bie 
ihr Finfternig ausgebet für Licht und Licht für Finſterniß; bie ihr Bittere zu Süßen 
und Süßes zu Bitterem madt.” (Sf. 5, 20.) 

Der Minifterialerlaß vom 29. Suni d. 3. ift mefentlich gegen ben in ber Natur 
ber Sache begründeten und durch geſetzliche Beilimmungen, fowie durch befondere 
Staatsverträge garantirten Rechtsbeſtand der Fatholifchen Kirche Preußend gerichtet, 
insbeſondere aber verlett er bie Freiheit und Selbftändigfeit der katholiſchen Kirche in 
Glaubensſachen, enthält einen vom Geſetze verbotenen Gewiſſenszwang und verflößt 
gegen die Rechte der Katholifen Preußend auf die für fie beftlimmten Unterrichts⸗ 
anftalten. 


1. Er verlegt Die Glaubensfreiheit, weil er innere firchliche Angelegenheiten, welche 
nach der Staatdverfaffung durch die Kirche zu ordnen find, vor das Forum des Staates 
zieht und ohne Rüdficht auf das Urtheil ber gefetlichen und vom preußiſchen Staate 
anerfannten Vertreter ber fatholifchen Kirche in Glaubensſachen Entſcheidungen und 
Anordnungen trifft. 

Ihr wißt e8, Geliebte im Herrn, daß Chriftus der Herr feinen Apofteln die Boll- 
madt, das Evangelium zu lehren, übertragen bat, und daß dieſe Vollmacht von ben 
Apofteln auf ihre Nachfolger, die Biſchöfe der katholiſchen Kirche, übergegangen iſt. Die 
Biſchöfe find die vom Herrn beitellten Verkünder der Glaubenswahrheiten und Richter 
in Glaubensbifferenzen; ihnen ift die Oberauffiht und Oberleitung des religiöfen 
Lebens in ihren Diöcefen anvertraut. 

Diefer Grundſatz, ber auf dem göttlichen Rechte bafirt, ift auch von ber weltlichen 
Gefeßgebung und namentlich von bem allgemeinen preußifchen Landrecht anerfannt. Ob 
bie Lehre eines Prieſters Tatholifch fei ober nicht, darüber hat nach bem beitehenben 
kirchlichen wie ftaatlihen Rechte nur deſſen Biſchof und in höchiter Inſtanz der Papſt 
zu enticheiden, nicht aber bie ftaatlidhe Behörde. Zarte Rüdficht auf diefe Unabhängige 
feit des Glaubensgebietes war bisher ein leitender Gedanke bei den preußiſchen Staats⸗ 
männern, und die treue Beobadhtung dieſes Grundfages in Preußen rühmt dag Minis 
flerial:Refcript vom 16. April 1849 mit ben Worten: „Niemals haben fi bie Staats- 
behörden die Befugniß beigelegt, eine feitend des bifchöflichen Amtes Fraft ber demſelben 
beiwohnenden Auffihts- und Disciplinargewalt ergangene Entſcheidung aufzuheben ober 
gleichfam in höherer Inſtanz über die Nichtigkeit oder Unrichtigfeit zu erfennen.” Wenn 
nun aber in dem Erlajje vom 29. Juni d. J. mein Urtheil, baß die Glaubenslehre bes 
Dr. Wollmann am Gymnafium zu Braunsberg nicht Fatholifch fei, mit Uebergehung ber 
bier einzig möglichen Inſtanz umgeſtoßen, feine im Widerfpruche mit den Glaubensent⸗ 
ſcheidungen des rechtmäßigen Lehramts der Kirche ſtehenden Anſchauungen für richtig, 
der Beſuch des Meligionzunterrichtes eines vom Glauben feiner Kirche abirrenden Prie⸗ 
ſters für alle katholiſchen Schüler obligatorifch erflärt wird, fo entſcheidet die Staats: 
behörde tbatfächlich in höherer Inftanz über das von mir in Angelegenheiten bed fatho: 
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Uſchen Glaubens gefällte Urtheil, greift in das Innere Gebiet der Kirche hinüber und 
bedient ſich einer Aufſichts- und Disciplinargewalt, welche nach den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen nur den Biſchöfen ber katholiſchen Kirche zukommt. Es ſetzt ſich jo bie 
Staatsgewalt an die Stelle der kirchlichen Auctorität zur Richterin in Glaubensſachen. 

Das hohe Miniſterium motivirt ſeinen Entſcheid mit den Worten: „Wollmann 

lehrt noch heute basjelbe, mad er vor dem 18. Juli 1870 mit Zuſtimmung ber Kirche 
gelehrt Hat.” Diefe Behauptung ift nicht richtig. Wollmann hat „mit Zuftimmung 
der Kirche“ vor bem 18. Juli 1870 gelehrt, daß jeber katholiſche Chriſt, um ein Glied 
der Kirche zu bleiben, fi den Glaubensentſcheidungen eine allgemeinen Concils zu 
unterwerfen babe; ebenjo konnte er „mit Zuftimmung ber Kirche“ vor dem 18. Juli 
den ölumeniſchen Charakter eines Concils nicht beanftanden, welches, vom Oberhaupte 
der Kirche gefegmäßig berufen, von allen berechtigten Theilnehmern ald ein allgemeines 
anerkannt wird. Er bat alſo „mit Zuflimmung der Kirche” vor bem 18. Juli 1870 
gelehrt, was er jet durch Wort und Beifpiel läugnet, und wozu er ſich durch feinen 
Amtseib und bie Uebernahme feines Amtes verpflichtet bat. Bon Seiten bed Staates 
iR ihm bie Lehrftelle mit der ausdrücklich oder ſtillſchweigend geftelten Bebingung über: 
tragen worden, baß er fich gemäß dem Glauben. und den Anordnungen jeiner Kirche zu 
halten babe. Die Lehre von bem unfehlbaren Lehramte des Dberhaupteß ber Kirche in 
Sachen be8 Glauben? und ber Sittenlehre gehört nach den Entfcheibungen bed all 
gemeinen Vaticaniſchen Concils zum Glauben der Kirche; mithin muß er aud in 
feinem Unterrichte dieſes Dogma verfünben. 

Die Kirche aber bat ihm bie Vollmacht zur Ausübung bed Lehramtes erſt nad 
einem Amtseide übertragen, in welchem er Folgendes beſchworen hat: 

„Ich nehme unbezweifelt an und befenne Alles, was burch bie heiligen Kirchen: 
fagungen und von den allgemeinen Kirchenverfammlungen überliefert, entfchieden und 
erflärt worben ift. 

Sch nehme bie heilige Schrift in dem Sinne an, ben bie Heilige Mutter, die Kirche, 
feftgebalten bat und noch feithält, da es ihr zufommt, über den wahren Sinn unb die 
Erklärung ber heiligen Schrift zu urtbeilen. 

Ich erfenne bie heilige, katholiſche und apoftolifche Römifche Kirche als die Mutter 
unb Lehrerin aller Kirchen und veripreche und ſchwöre dem Römiſchen Papfte, bem Rach⸗ 
folger des Apoftelfürften Petrus und Stellvertreter Jeſu Ehrifti, wahren Gehorſam.“ 

Er bat alſo eidlich verjprodhen, Alles zu befennen und zu lehren, was von ben 
allgemeinen Concilien, biejen für alle Katholiten maßgebenden Glaubendgerichten, feft- 
gelegt unb befinirt worden iſt, unb jenen Sinn ber heiligen Schrift anzunehmen, wel- 
hen daB kirchliche Lehramt, die Auslegerin bes Sinnes ber heiligen Schrift, angenom⸗ 
men bat und annimmt. Da nun das Vaticaniſche Concil nad dem einflimmigen 
Zeugniß aller jeiner berechtigten Theilnehmer, bed geiammten Tatholifchen Epiſkopats, 
ber hierüber allein zu entjcheiden hat, ein ökumeniſches if, fo bat Dr. Wollmann fchon 
bei Ablegung feines Amtseids die Befchlüffe dieſes Concils implicite beſchworen. Wenn 
er nun jet dieſe Entfcheidungen nicht annehmen will und bie Außlegung ber betreffenden 
Schriftftellen über den Primat, welche von dem auf bem allgemeinen Concil verfam- 
melten Lehramte ber Kirche gegeben worden iſt, verwirft, fo iſt es Har, baß er feinen 
Amtseid bricht, Daß er jegt factiſch durch Wort und Beiſpiel etwas Anderes lehrt, als 
was er beim Antritt feines Amtes lehren zu wollen beſchworen bat, daß er jebt das 
Srunbprincip bes Tatholiihen Glaubens verläugnet, indem er fich ſelbſt ala höchſtes 
Tribunal in Sachen bes Glaubens, ala authentifchen Erflärer ber in Schrift und Tra- 
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dition enthaltenen Lehre Jeſu Chriſti aufwirft, das firchlidge Lehramt und beffen Aucke⸗ 
rität aufhebt und alle dogmatiſche Entwidelung ignorirt. 

Die Kirche iſt ein lebendiger Organismus, in weldem bie Gutwidelung bes 
Dogmas und feine nad bem Bebürfnifie und bem wiſſenſchaftlichen Fortſchritte ber 
Zeit ſich richtenbe Feſtſetzung und befinitive Ausſprache ebenfowenig mit einem gewiſſen 
Zeitpunkte abgeichloffen if, als der Entfaltung ber geießgebenden und organifirenben 
Thätigfeit bed Staates eine Grenze gefebt werben Tann, über welche hinaus bie Ber 
pflichtung bes Staatsbürgers zum Gehorfam gegen bie von ber rechtmäßigen Obrigfeit 
giltig erlaffenen: Geſetze ober feftgeftellte Staatöverfaffung aufhören würbe. Ober wer 
ben die Staatöbehörben etwa auch jenen Beamten in Schutz nehmen und in feinem 
Amte und Gehalte belaffen, ber etwa bie von ben bereätigten Organen neu begrünbete 
Ordnung bed deutſchen Katferreiches aus bem Grunde nicht anerkennen will, weil zur 
Zeit der Ablegung feines Amtseibes bie neue, unferem Könige größere Machtvolltem⸗ 
menheit im geeinigten beutjchen Reiche beilegenbe Stiftung damals noch nicht geſetzlih 
feftgeftellt war? Jede wahre Auctorität in Kirche und Staat hat das Reit, In bem 
ihr zugehörigen Gebiet binbenbe Beftimmungen zu erlaffen. Hat deßhalb bie Kirche, 
welche von bem Herrn bie Vollmacht zu lehren erhalten bat, in Glaubensfadhen eine 
Entſcheidung getroffen, fo ift jeder Katholit vor Gott und jeinem Gewiſſen verpflichtet, 
fi derfelben zu unterwerfen. Denn bie Kirche ift, wie ber Apoftel fagt, eine Säule 
und Grundfefte ber Wahrheit, und ber Herr ſpricht: „Wer bie Kirche nicht hört, ben 
balte wie einen Heiden und öffentlichen Sünder.” Wer ber Kirche ben fchulbigen Ge 
horfam in Glaubensfachen weigert und auf ihre Entſcheidungen nicht hört, ber ſcheidet 
von ihr aus, ber Tann dad Amt eines katholiſchen Religionslehrers nicht fortfegen, es 
muß ihn: bie Vollmacht zur Ausübung besfelben entzogen werben. 


Da das Cognitionsrecht über katholiſche Glaubenslehren nicht ben Staatsbehörben, 
fondern den Bifchöfen als geleglichen Organen unb Vertretern ber Kirche zufteßt, fo 
unterlag auch mein Urtheil in dieſer Angelegenheit nicht ber Mitwirkung und Geneh⸗ 
migung bes Staateß, und Wollmann durfte, nachdem fein Mandat von ber Firdhlichen 
Behoͤrde zurüdgezogen und erlojchen war, den Religiondunterricht nicht fortfeßen. Dieſe 
Fortſetzung war eine unberedhtigte und unerlaubte Ufurpation einer ibm von feiner 
geiftliden Behörbe entzogenen geiftlihen Vollmacht, ein Bruch bes feinem Bifchofe bei 
ber Priefterweihe unb bei feinem Amtseide gelobten Gehorſams. Wenn nım bie Staats⸗ 
bebörbe bie fatholifchen Schüler bed Gymnaſiums verpflichtet, ben Religiondunterridt 
eines Mannes zu befuchen, welchem wegen Abirrung vom Blauben der Kirche bie Boll: 
macht zu jener religiöfen Amtshandlung von feiner rechtmäßigen Obrigfeit entzogen iR, 
ſo genehmigt fie hierdurch eine Anmaßung, billigt nicht allein, ſondern unterflügt bie 
Auflehnung gegen bie allein bier competente firdhlihe Gewalt und untergräbt ben Ges 
borfam, welcher nach Gottes und ber Kirche Geboten in geiftlicden Dingen ber geiſt⸗ 
lien Obrigkeit gefchulbet wird. „Fin Lehrer ber Religion,“ fagt ber befannte Kirchen⸗ 
rechtslehrer Schulte, „hat nur fo lange ein Recht, bie Lehre ber katholiſchen Kirche als 
einer anerlannten als folche vorzutragen, als bie Kirche ihm dieſes zuerfennt. Würbe 
ber Staat einen ſolchen Lehrer, welchem bie Kirche das Recht entzogen bat, in bem 
Befize des Lehramts fchüten und belafjen, jo märe das identiſch mit einer Nichtaner⸗ 
fennung ber Kirche, fo Hätte der Staat nicht mehr ein katholiſches Lehramt errichtet 
und unterhielte nicht ein folches, fondern er autorifirte eine Perſon, fi) als bie Tathos 
liſche Kirche zu geriren. Nach dem Mechte ber Fatholifchen Kirche bat aber ber Biſchof 
bie Befugnig, das Lehramt zu nehmen. Yolglich barf der Staat, wenn feinen Staats⸗ 
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beamten biefer Kategorie das Lehramt entzogen tft, biefelben nicht mehr in deſſen Aus: 
übung fchüßen.“ 

Dierin wird dadurch nichts geändert, daß bie Schulbehörbe ben Dr. Wollmann 

angewiefen bat, fi} in feinen Vorträgen ber Behandlung bes betreffenden Punktes zu 
enthalten. Diefe Enthaltung allein Ion iſt ein ſtillſchweigender Proteft bes Lehrers 
vor dem Schüler gegen einen Glaubenspunkt, weldhen berjelbe gemäß feinem Amtseide 
und dem Auftrage ber Kirche zu lehren verpflichtet if. Der in Oppofition gegen ſeine 
RKiche ſtehende unb wegen biejer Auflehnung cenfurirte Religionslehrer tft allein buch 
kin amtlicheß Erſcheinen eine fortwährende Negation des kirchlichen Dogmas, felbft abs 
when davon, daß er durch Verwerfung ber Autorität bed kirchlichen Lehramteß con⸗ 
munter Weife bie Verbindlichkeit der ganzen Glaubenslehre Täugnet und deßhalb 
berhaus keine Garantie bietet für bie reine Tirchliche Auffaffung und Wiebergabe ber 
übrigen Firchliden Slaubenslehren. Denn wer einmal fein fubjective Ermefien über 
We Nuctorität bes Tirchlichen Lehramtes fest, hat ben Boden verlafien, welcher bem Ges 
binbe bes chriſtlichen Glaubens allein Feftigfeit gibt, und muß ſich zum Abweichen 
von ber katholiſchen Lehre, fobalb fie feiner fubjectiven Auffaſſung nicht entſpricht, be⸗ 
rechtigt erachten. 

3. Ihr ſehet, Geliebte im Herrn, wie tief dutch den Miniſterial-⸗Erlaß vom 

2. Juni d. 3. die gefetzliche Freiheit und Selbſtändigkeit der Tatholifchen Kirche in 
Glaubensfachen verlegt wird. Noch härter aber erfcheint dieſer Angriff auf den Glauben 
durch die in derfelben Entſcheidung enthaltene Beflimmung, daß ſämmtliche katholiſche 
Schuler, weiche dad Gymnafium zu Braunsberg befuchen wollen, verpflichtet ſeien, bem 
Religionsunterridht bed Dr. Wollmann beizumohnen. Dieje Beftimmung iſt ein offener, 
von dem Geſetze ausbriüdlich verbotener Gewiſſenszwang, eine birecte Verlegung ber in 
Sreußen den Katholiken feierlich garantirten Gewiſſensfreiheit. 

Das Geſetz beftimmt, daß folche Kinder, die In einer andern Religion, als welche 
in ben Öffentlichen Schulen gelchtt wird, nad dem Gefehe bed Staated erzogen wer⸗ 
den follen, von ber Theilnahme an dem Religiondunterricht jener Schulanftalt befrett 
fein follen. 

Die competente firchliche Behoͤrde erklärt, dag Wollmann fi im Wibderſpruche 
mit der Kirche und ihrer Lehre befindet, ja fie bat ihm wegen feiner hartnädigen und 
bemwußten Oppofition gegen bie kirchliche Lehre mit kirchlichen Strafen belegt. Deß⸗ 
gleichen haben die Eltern in ihren an die Schulbehörbe gerichteten Schreiben ihn als 
einen Solchen bezeichnet, ber mit ihren religiöfen Ueberzgeugungen nicht übereinftimmt. 
Die Eltern haben ein gefetliched Recht, und ich als Vertreter ber Kirche muß es forbern, 
daß der ganze Glaubensinhalt unferer heiligen Religion rein und unverfürzt ben ka⸗ 
tholiihen Schülern vorgetragen werbe, unb zwar burch einen nad) dem Zeugniß ber 
Kirche dem katholiſchen Glauben treuen und mit feinem Biſchofe in religiöfer Gemein: 
ſchaft lebenden Priefter. Wenn bie Staatsbehörde nun troß ber von ber rechtmäßigen 
Behörbe und ben Eltern erflärten Glaubensverſchiedenheit bie katholiſchen Schüler auf 
dem Gymnaſium zu Braunsberg verpflichtet, den Unterriht des nicht katholiſchen 
Dr. Bollmann zu befudden, fo übt fie einen vom Geſetze ausbrüdlich verbotenen Ger 
wiffens3wang unb verſucht mwiberfirebenbe Herzen durch moraltide NRöthigung in Unter: 
richtsſtunden zu treiben, welche zu befuchen bie Grunbfäße ihrer Religion ihnen ver: 
Bieten. Ich muß hiergegen um fo mehr Klage erheben, als durch bieje Berpfliätung das 
durch die Bulle De salute animarum vorgefehene, durch Tönigliche EabinetBorbre vom 
13. März 1841 genehmigte biſchöfliche Conviet für Schüler, welche fi) dem Stubtum 
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ber Theologie widmen wollen, thatſächlich aufgehoben wird, indem bie Alumnen beBfelbeumer 
durch bie Grundſätze der Beſtimmungen ber katholiſchen Kirche verhindert werben, beumr 
Religionsunterricht de8 Dr. Wollmann beizumwohnen, damit aber, gemäß bem Minifteriale= 
entjcheide, von dem Gymnafium in Braundberg ausſcheiden müſſen, ohne irgenb etwaiB 
Anderes gethan zu haben, ald daß fie gewifjenshalber fich weigern, ben doch gewiß nicht 
zu ben geleglichen Anordnungen eines katholiſchen Gymnaſiums gehörenden alatholiſchen 
Religiondunterricht eines nicht katholiſchen Lehrers zu befuchen. 

Zwar behauptet jener Erlaß, es bejtehe Feine geſetzliche Nöthigung zum VBeinde 
des Gymnafiumd in Braundberg oder eined Gymnafiums überhaupt. Ich frage aber: 
Befteht nicht ein gefegliched Recht der Katholiken auf biefen Beſuch, und iſt es geſetlich 
erlaubt, ihnen bie Ausübung ihres Rechte zu verfümmern ober unmöglid) zu maden? 
Ich frage ferner: Wenn feine gejegliche Nöthigung befteht, ift nicht für Viele eine mo⸗ 
raliſche Nöthigung vorhanden, zu ihrer wiljenichaftliden Ausbildung ein Gymnaſtum 
und gerade das Gymnafium in Braundberg zu beſuchen? So weit nun auf ber Welt 
geiftige Bildung ala bejondere® Gut des Lebens gilt, wird man es ala einen befonbern 
Gewiſſenszwang anfehen, ihre Erlangung nur unter Bebingungen zu geflatten, welche 
mit der religiöfen Ueberzeugung in Widerſpruch fich befinden. Diefer Zwang wirb jet 
an dem Gymnafium zu Braungberg ausgeübt. Wollen bafelbit katholiſche Schüler, ben 
Grunbfägen ber Kirche und ihrem Gewiſſen getreu, den Religiondunterricht eine® vom 
fatbolifhen Glauben abgefallenen Briejter nicht befuchen, fo find fie gezwungen — 
unb bereit hat bie Ausführung dieſes in Wahrheit graufamen Befehle begonnen —, 
das Braundberger Gymnaſium zu verlaffen, und nicht wenige müfjen auf bie durch bie 
Gymnafialftudien zu geminnende wiljenjhaftlihe Bildung und bie hierdurch bedingten 
Ausfihten auf eine höhere Stellung im bürgerlidden Leben Verzicht leiften, weil ihre 
Verhältniſſe e8 ihmen nicht geftatten, ein anbere3 Gymnaſium zu beſuchen. Iſt eine 
folche Nöthigung mit dem fchügenden Beflimmungen des A. L.-R. $ 11 Th. II Tit. 12 
zu vereinbaren? Bon dem befannten Edicte des Kaiſers Julian, welcheß ber chriftlicden 
Jugend die alten griedifchen und römiſchen Klaffifer zu erflären verbot, fagten bie 
Kirchenväter, es ſei graujamer als eine offene Verfolgung. Zwingt nicht jener Ent⸗ 
fheid vom 29. Juni eine ganze Reihe talentvoller Sünglinge, auf eine klaſſiſche Aus⸗ 
bildung und bie dadurch zu gemwinnende Lebenäftellung Verzicht zu leiften, um nicht mit 
den Anforderungen ihres Slaubend und ihrem Gemiljen in Conflict zn kommen? 
Kann man das „geſetzliche Schulordnung” nennen, wenn Schüler in einen mit bem 
Glauben ihrer Kirche nicht übereinftimmenden Unterricht gezmängt werben? Ihr feib 
berechtigt, Geliebte im Herrn, geitügt auf bie gefeglichen Beftimmungen, ſowie im In⸗ 
tereſſe der Wiffenfchaft, bie ein Gemeingut aller Staatsbürger ohne Unterſchied ber 
Eonfefjion ift, gegen biefen Zwang und bie durch ihn herbeigeführte Ausſchließung bes 
tehtigter Staatsbürger von der Wohlthat der Symnafialbildung Verwahrung einzulegen 
und auf Befeltigung einer jolchen harten und ungeſetzlichen Beichränfung eurer Rechte 
auf den Beſuch eier ftiftungsmäßig katholiſchen Anftalt zu dringen. 

3. Daß ferner ber katholiſche Charakter dieſer Anftalt durch Ausführung des Ent: 
ſcheids vom 29. Juni db. 3. alterirt und katholiſche Fonds zu nicht fatholifchen Zwecken 
verwendet werben, liegt auf ber Hand, da das Recht auf den Genuß katholiſcher Fonds 
nur jenen Katholiken zufommt, bie nach Geſetz und Staatöverträgen, wie 3. B. nad 
ber Bulle De salute animarum, als wirkliche Katholiken zu betrachten find, d. 5. jenen, 
welche mit dem Dberhaupte und ben Bifchöfen der Kirche in Communion leben. 

Aber, jagt die miniftertelle Verfügung, bie Stiftung de8 Gymnaſiums in Braun: 
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berg und bie Widmung ber zu feiner Unterhaltung dienenden Fonds gehören einer 
Zeit an, in welcher ber Conciläbefhluß vom 18. Juli v. J. no nicht beftand. Deß⸗ 
halb jet eine Verleugnung des Fatholifchen Charakters jener Anftalt nicht vorhanden. 


Ich frage indeß: Gehören jene Stiftung und Widmung nicht einer Zeit an, 
welde in ihrem Glauben ben Concilsbeſchluß vom 18. Suli v. J. principiel einfchloß, 
kellen fie nicht in eine Fatholifche Zeit und rühren fie nit von Wohlthätern her, bie 
Iatbolifch glaubten und lebten und bad Recht der Kirche anerfannten, auf allgemeinen 
Konctlien bindende Slaubensdefinitionen zu erlafien, bie deßhalb von vornherein alle 
von ber rechtmäßigen Tirchlichen Auctorität gegebenen unb zu gebenden Glaubensent: 
ſcheidungen annahmen, bie, treu ihrer Kirche ergeben, nichts mehr verabicheuten als bie 
Auflehnung gegen das kirchliche Lehramt? Die erften Begründer und größten Wohl: 
ihäter ber Anftalt, der berühmte Cardinal Hofiuß und fein treflicher Nachfolger Eromer, 
waren bereits vor dreihundert Jahren wifjenfchaftliche Vertheidiger des Glaubens an 
des unfeblbare Lehramt bed Papftes, nicht minder die an berjelben während zweier 
Sahrhunberte wirkenden Sefuiten, zu deren Füßen ber opferwillige Sinn ber Gläubigen 
Ermlanb3 feine Gaben und Vermächtniſſe zur feiteren Begründung, Erhaltung unb 
Grmeiterung ber Tatholifchen Lehranftalt nieberlegte. Kann man vernünftiger Weiſe 
annehmen, jene treufatholiihen Begründer und Wohlthäter derfelben Hätten bie Abficht 
gehabt, durch ihre Opfer das Lehramt eine feiner Kirche untreu gewordenen Priefterd 
zu unterhalten, ober die Subfiftenzmittel für Lehrer zu bieten, welche fich gegen bie 
bogmatifhen Entſcheidungen einer allgemeinen Kirchenverfammlung auflehnen und bie 
Autorität des Papſtes und ber Bifchöfe der katholiſchen Welt verachten, während das 
gefammte Tatholiiche Ermland, Klerus wie Kaien, fait ohne Ausnahme fi in unwanbels 
barer Treue um feinen Bifchof und das Oberhaupt der Kirche fchaart ? 

Geliebte im Herrn! Nachdem ich den Dr. Wollmann feit bem 8. December 1870 
in verſchiedenen, feine Bedenken berüdfichtigenben Schreiben zur Umkehr aufgeforbert 
und ibm, da alle Bemühungen und auch ernitere Schritte fruchtlos blieben, vielmehr 
eine entichieden unkirchliche Geſinnungs⸗- und Handlungsweiſe fi) fund gab, nad) einer 
legten väterlihen Mahnung unter dem 14. Juni eine peremptorifche Friſt von zehn 
Tagen zur Unterwerfung unter das Vaticanifche Concil gefegt hatte, ſah ih mich nad 
einer am 24. Juni eingelaufenen ablehnenden Antwort in die ſchmerzliche Nothwendig⸗ 
feit verfeßt, unter dem 4. Juli durch richterliched Urtheil feftzufegen, daß er ber durch 
das Vaticaniſche Concil ausgefprochenen großen Ercommunlcation verfallen fei. Diejes 
Urteil wird am 30. d. Mis. amtlich publicirt werben. 

Er ift mithin fein Glied ber katholiſchen Kirche mehr, er ift durch freie und 
bartnädige Läugnung ihrer Autorität und ihrer Lehrentſcheidungen aus ihrem Verbanbe 
ausgeſchieden und dieſe Ausicheibung ift amtlich conftatirt und verfündigt. Katholiſche 
Eltern Fönnen nun nit mehr ohne ſchwere Verfündigung ihre Kinder in ben Religion- 
unterricht eine wegen Abfall vom katholiſchen Glauben ercommunicirten Prieſters 
ſchiden, katholiſche Schüler können, ohne ſchwere Schuld und ohne ſich den verhängten 
firhlicden Strafen auszuſetzen, biefen Unterricht nicht mehr befuchen. Jene Entjcheidung 
aber verlangt, daß fie Glauben und Gewiſſen einer ungefeglichen Forderung opfern 
follen ! 

Fürwahr! die Minifterial-Entjheibung vom 29. uni muß jeben wahren Freund 
des Vaterlandes betrüben, fie hat Millionen treuer Tatholifcher Unterthanen mit Schmerz 
erfüllt. Sie it ein Angriff auf unfer höchſtes, theuerfte Gut, unfern heiligen Glauben, 
fie iR eine Berleugnung der biöherigen. preußiſchen Grundſfätze in 
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Behandlung econfeſſioneller Angelegenheiten, fie iſt eine Berlezun g 


ber beſtehenden Geſetze, ber natürlichen und verbrieften Rechte be 
Katholiken Preußens, fie it ein verhängnißvoller erſter Särit® 
auf abfhüfftiger Bahn. Möge Gott ber Herr weiterhin gnäbig abwenden, be 
die Gerechtigkeit unb ber Frieden in religiöfen Dingen, das Palabium ber Stärke 
Preußens, aus feiner Mitte weide! Als Chriften nach bem Worte bed Apoſtels bemüht, 
Sott zu fürdten und ben König zu ehren, tragen wir, mie gegen ben Geber elle} 
Guten im Himmel, fo auch für alle Wohlthaten ein bankbareß Herz, welde unB burch 
unfer geliebtes Vaterland und fein theured Haupt zugefloflen find unb noch fortwährenb 
zu Theil werben. Aber alle Güter des Vaterlandes bieten uns feinen Erſatz für bie 
Verletzung unſeres theuerfien von Gott gegebenen Gutes, unfered heiligen Glaubens, 
und können nicht den Schmerz flillen, welchen ungerechter Gewiflendj;wang, unb wenn 
er auch nur eine einzige Seele zum Falle brächte, in unferem Innern hervorruft. Möge, 
wie wir zuverſichtlich erhoffen, die Einſicht und Gerechtigkeit ber Staatslenter bie Au 
führung einer Entfcheibung verhindern, bie mit gerechtem Mißtrauen und ſchmerzlichem 
Unmutb bie Gemüther der Katholifen erfüllt, und bie nicht zum Wohle unferer Provinz, 
und nicht zum Wohle bes preußifchen und beutichen Vaterlandes gereichen Tann. Wir 
bitden mit befonderem Bertrauen zu bem Throne unfereß für alle 
feine Untertbanen mit gleiher Liebe und Hulb beforgten Monarden 
empor, ber nicht zugeben wird, baß durch Beeinträchtigung der Glaubens: und Ge 
wifjensfreiheit ber Same reltgiöfer Zwietracht in ben Boden bed eben erſt durch gler- 
reiche Thaten, zu benen Gott ber Herr geholfen, begrünbeten beutichen Kaiſerreiches 
geworfen werbe! 


Euch aber, geliebte Diöcefanen, ermahne ich in der Liebe unſeres Herm Sefu 
Chriſti, daß ihr feftfiehet auf dem Yunbamente unferes Heiles, in unferem heiligen 
Tatholiiden Glauben. Bemahret biefes theuerſte Gut euch und denen, welche Gott 
euch anvertraut bat, bamit ihr bie Rechenſchaft beftehen könnet am Tage ber Ankunft 
bes Herrn. Ihr Eltern, wachet über eure Kinder in biefen Tagen ber Gefahr, bamit 
fie nicht Schaben nehmen an ihrer Seele. Wer immer ben Unterricht eines von feinem 
Glauben abgefallenen unb von feiner Kirche ausgefchloffenen Priefterd freiwillig befucht, 
ſetzt ſich der Gefahr ſeines Seelenheiled aus, gibt ber Gemeinde ber Gläubigen großes 
Hergerniß, verfünbigt ſich ſchwer und macht ſich einer von ber Kirche ftrenge verbotenen 
Gemeinſchaft in kirchlichen Dingen und ber hierauf gefegten Strafen ſchuldig. Gleich 
jener machabäiſchen Mutter, bie ihre Kinder Lieber unter ben größten Martern flerben 
ſah, als daß fie in bie Webertretung ber Geſetze Gottes gemilligt hätte, ermahnet fie 
zur Treue gegen bie Gebote Gottes und ben von ber Kirche verfünbigten Glauben bes 
Herrn. Wenn ihr durch biefe Treue zeitlichen Schaben leidet ober gehegte Hoffnungen 
ſcheitern ſehet, fo bringt biefe ſchmerzlichen Erfahrungen Gott bem Herrn als Opfer 
dar, ber mächtig genug iſt, tauſendfach zu erfeßen, was wir ihm zu Xiebe leiben, 
und ber diejenigen felig preist, welche um ber Gerechtigkeit willen Verfolgung leiden. 
Lafjet inzwifchen nichts unverfudt, um auf bem geſetzlichen Wege Abhülfe ber Uebel: 
fände zu erlangen, welche euch brüden. Beſchwert euch über die Verlebung eures 
Rechte und über die Beeinträchtigung eurer Meligiond: und Gemifienzfreiheit im 
allen Inſtanzen, jener Wittme bes Evangeliums gleich, bie nicht rubte, bis ihr 
da ihr gebührende Recht geworben. Was ben Juden und Diffidenten ge 
währt ift, daß fie an den Öffentliden Schulen feinen mit ihrer reli— 
gtöfen Ueberzeugung in Widerſpruch ſtehenden Religionsunterridt 
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zu beſuchen gehalten find, das kann ung Katholiken nicht verweigert 
werden! Wendet euch an eure Seelforger um Rath und Hülfe, die nicht verfäumen 
— J werden, euch in eurem gerechten Begehren nach Kräften zu unterftügen. 

Geliebte Mitbrüber und Mitarbeiter im Weinberge bed Herrn, die ihr Ale — 
we mr Wenige fehlen — mit alter ermländiſcher Treue zu eurem Bifchofe und bem 
a5 Saupte ber Kicche, jenem Felſen haltet, den bie Pforten der Hölle nicht überwältigen 
werben, heute ergeht an uns Alle nahbrüdlich daB Wort bed Herin: „Wer nicht für 
Sg wid iſt, iſt wider mild, und wer nicht mit mir fammelt, ber zerftreut” (Luf. 11, 28). 
Bader mit beionderer Sorgfalt in biefen Tagen ber Prüfung über bie Seelen, welche 
euch anvertraut find, und über welche ber Herr einft firenge Rechenſchaft von euch 
fordern wirb. Sammelt fie als gute Hirten um euch, fchübet fie vor ben Fallſtricken 
unb ber Arglift bes Feindes, ſtärket fie buch Wort und Beiſpiel im heiligen Glauben 
unb in ber Liebe zur heiligen Kirche. Sorget dafür, daß Keiner ber eurer geiftlichen 
Obhut Anvertrauten auf Irrwege fich verliere, und durch Beſuch verbotenen Unterrichts 
geiſtlichen Schaden nehme, jelb vielmehr nach Kräften bemüht, daß jenen Schülern, 
welche durch ihre Treue im Glauben zeitlichen Schaden leiden, und benen Opfer aufs 
erlegt werben, bie fie felbft zu tragen nicht im Stande find, bie Hülfsmittel zur ort: 
jegung ihrer Studien zu Theil werden, bis der gegenwärtige traurige Zuſtand wieber 
aufhört, was wir von Gottes Hülfe bald erwarten. Verdoppelt auch euer Gebet in 
Diefer trüben und wirren Zeit, in melcher ein infernaler Haß gegen bie Kirche und 
ihr Haupt fi kund gibt, damit der Herr bie Tage ber Trübfal, durch weldhe das 
Haus Gottes jet heimgeſucht wird, abfürze, bie Verblendeten erleuchte, bie Irrenden 
zurüdführe und Frieden und Eintracht in bie des Friedens fo bebürftige Welt einfehren 
lafje. Er ſchütze auch unfer geliebtes deutſches Vaterland, damit nicht nach dem glor: 
reichen Stege über ben äußeren Feind die inneren Gegner ber deutichen Einheit in dem⸗ 
felben Herr werden, die durch Verdächtigungen aller Art, durch Lug und Trug, Ber: 
wirrung und Feindſchaft zmifchen Staat und Kirche und unter ben Confeffionen zu 
erzeugen beftrebt find und durch Ausfaat religiöfer Zwietracht und Unduldſamkeit den 
Boben unterwühlen, auf welchem allein ein glüdlicher Aufbau des deutfchen Kaiſer⸗ 
reiches möglich iſt. 

Was aber immer fommen möge, vergeffet ninımer das Wort bed Apoftelß: „Das 
if der Sieg, ber bie Welt überminbet, unfer Glaube” (1. Joh. 5, 4), unb ber troft- 
reichen Verbeißung bes Herrn: „Schet, ich bin bei euch alle Tage bis zum Ende ber 
Welt“ (Matth. 28, 20). 

Die Gnade und Liebe unfere® Herrn Jeſu Chriſti fei und bleibe bei euch Allen! 
Amen 


Gegeben zu Frauenburg am 22. Juli 1871. 
T Philippus, 


Biſchof von Ermland.” 


27) IZmmediateingade der Bifhöfe YRrenßens d. d. 7. September 1871 au Se. 
Meajeflät den Kaiſer, Betreffend die Saltung des Eultusminikers in Zezug 
anf den Ratdolifgen Meligionsunterridt, Befonders in BSraunsderg. 

„Allerdurchlauchtigſter, großmädtigfter Kaifer und König! 
Allergnäbigfter Katfer, König und Herr! 
Dem Throne Em. fat. königl. Majeftät nahen ſich in Ehrfurcht bie gehorfamft 
unterzeichneten Oberhirten bed Königreihs Preußen, um Allerhöchſtderen Iandesherrliche 
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Weisheit und Gerechtigkeit zur Beſeitigung von Mißhelligkeiten vertrauensvoll anzır = 
rufen, welche fchon jest auf den inneren Frieden und bie gebeihliche Geftaltung unfereiiß 
Baterlands dunkle Schätten merfen. 

Während wir, vom Oberhaupt unferer Kirche berufen, mit ben katholiſchen Biſchdfen 
ber ganzen Melt am Grabe bed HI. Petrus in Rom verfammelt waren, um über bie 
Heilmittel für bie religiöfen und ſittlichen Schäben ber gegenwärtigen Zelt zu beratbem, 
und bei ber Zerfahrenheit ber heutigen Wiſſenſchaft und ber Zügellofigkeit ber Geiſter 
bie feften Principien unferer heiligen Religion auf’8 Neue offen zu bezeugen unb bar 
zulegen, erhob fih in Deutſchland eine planmäßige feinbjelige Agitatton wiber bie 
bafelbft gepflogenen Verhandlungen und rief, zunächft auf Tirchlichem Gebtete, eine Auf: 
regung hervor, die große Verwirrung In viele Kreife hineingetragen und bis jetzt, wie 
alle Erzeugniſſe eines falſchen Zeitgeifte, nur ftarf und mädtig im Verdächtigen 
und VBerunglimpien, im Niederreißen und Zerftören fich ermwielen bat. Eine ber per 
fideſten Macdhinattonen berfelben beftand von Anfang an barin, den Geiſt unferer kirch 
lichen Berfanmlung als einen humanitäts- und ftaatfeinblichen barzuftellen und durch 
Erregung von Mißtrauen gegen bie Kirche die hohen Staatöbehörben zu feinbjeligen 
Mapregeln gegen bielelbe zu veranlaffen. 

Die Durchführung eines folchen Planes hielten wir, wiewohl wir im Anblid ber 
ausgedehnten Wübhlereien und der benjelben dienenden Kräfte fchon während unferes 
Aufenthalts in Rom in Betreff ber fommenben Stürme Bejorgniß hegten, dennoch in 
unferem engeren Vaterlande für unmöglich. Zu tief mwurzelt in unferen Herzen das 
Vertrauen auf die angeftanmte Weisheit und Gerechtigkeit unfered erhabenen Herrfdher: 
baufes, welches nicht nach dem fellen und mechjelnden Tagesgeſchrei feihter Aufflärung 
und verſchwommenen Liberalismus feine Schritte beftimmt, ſondern durch Maren Ber: 
ftand, fittlichen Ernft und ftrenges Recht bei feinen Regierungshandlungen ſich leiten 
zu lafjen gewohnt if. Auch glaubten wir, daR in Bezug auf ben beregten Punkt bie 
Geſchichte, die beſte Tehrmeifterin, vernehmlich genug Ipreche. 

Denn fie bezeugt ebenfo, dat bie Kämpfe, die im Mittelalter zwiſchen Staat und 
Kirche ftattgeiunden, in der damals allgemein verbreiteten Doctrin von dem unfehlbaren 
Lehramte des Papſtes nicht murzelten, wie fie auch zeigt, daß nad dem Aufbhören ber 
mittelalterlidhen Verhältniffe bis auf ben heutigen Tag diejelbe in Fatholtfhen Ländern 
faft überall feitgehaltene Lehre nirgends politiihe Verwidlungen hervorgerufen Bat. 
Auch wird nach dem Maren Wortlaut des Decrets, wie nad) den Erklärungen ber recht⸗ 
mäßigen Organe des kirchlichen Lehramtes, bei der Definition dieſes Dogma's jebe Bes 
ziehung auf das jtaatliche Gebiet volftändig ausgeichloffen, und es ift nur bie Leiden⸗ 
ichaft eines erbitterten Parteikampfes, welche dieie Wahrheit zu verhiillen ober mittelft 
Conſequenzmacherei und Herbeiziefung von allerlei mißverſtandenen oder mißdeuteten 
Deereten in's Gegentheil zu kehren fucht. 

Nichtödeftomweniger hat es in letzterer Zeit ben Anfchein gewonnen, als ob jene 
Verdächtigungen und Heßereien nicht ganz bes beabfihtigten Erfolges entbehrten, unb 
Mißverſtändniſſe und tiefer gehenden Argwohn auch in ſolchen Regionen hervorgerufen 
hätten, welche durch ihre Stellung über bie unreifen Tageserzeugniſſe leidenſchaftlichen 
Parteigetriebes erhaben zu fein pflegen. 

Diefe Furcht haben in unferen Herzen beflagenswerthe Entſcheidungen gegen un: 
erläßlich gewordene bifhöflihe Maßnahmen zu Bonn und Breslau, beſonders aber bie 
neueften Erlafje des hoben Sultusminifteriums an ben mitunterzeichneten Biſchof von 
Ermland in Sachen bei ReligientunterrichtS an bem katholiſchen Symnafium zu Braunß⸗ 


— 8 — 


berg, wachgerufen, durch welche nicht nur ein wegen Irrlehre und hartnädiger Wider⸗ 
feplichleit gegen die Beſchlüſſe eines allgemeinen Concils von ber Kirche in aller Form 
Rechtens außgeichiebener Priefter als ber einzig berechtigte Religionslehrer einer ſtif⸗ 
tungemäßig katholiſchen Anftalt erklärt wird, fondern auch alle katholiſchen Schüler 
berieben — ſelbſt wider ihren und ihrer Eltern Willen — zum Beſuch feines Religions: 
mterrichts verpflichtet werden, oder aber die Anftalt zu verlaffen gezwungen find. 

Majeſtät! Mir dieſem letzteren Act, um bei biefem eclatanten Fall ftehen zu 
Bleiben, wird nicht nur den Katholiken Allerh. Ihres Staateß eine ihnen zugehörige 
Infalt ihres katholiſchen Charakters entkleibet, fondern auch ein offener Eingriff in das 
Innere Gebiet bed Glaubens unb der Kirche, ein unverhohlener Gewiſſenszwang ausge 
it. Das Staatsminifterium beftimmt burch dieſe Verordnungen in höchſter Snftanz, 
was fortan als katholiſch zu gelten habe, und beftraft bie Katholiken, welche feiner 
Anfhauung nicht folgen wollen, mit dem Ausfchluß von einer ihnen rechtlich zuftehen: 
ben, ganz aus katholiſchen Fonds gegründeten und unterhaltenen Bildungsanftalt, uud 
viele derfelben, da nur ein Feiner Theil ber Betroffenen die Mittel zum Beſuch äbne: 
licher ausmwärtiger Anftalten hat, von einer höheren Bildung überhaupt. Ja nad) den 
Grundſätzen, bie dort als Motive ber Verfügungen ausgeſprochen werden, erſchiene bie 
ganze gegenwärtige katholiſche Kirche in Allerhöchftderen Lauben als recht: und ſchutz—⸗ 
108, und alß wären die wenigen Abtrünnigen bie allein berechtigten Vertreter derſelben. 
Darum bat allerort in ganz Deutichland tiefer Schmerz über dieſe die ganze rechtliche 
Stellung der Kirche bebrohenben Enticheibungen bie Katholiken ergriffen, und in vielen 
Herzen ift die Furcht eingezogen, als ob Preußen nunmehr feine alten Zrabitionen ver: 
läugnen und bie heiligen Grundſätze ber Gemifjensfreiheit und Gerechtigkeit in religiöſen 
Dingen verlafjen wolle. 

Em. Majeftät! Die Grundſätze bed katholiſchen Glaubens fordern es unbebingt, 
daß jeder Einzelne fi den Ausſprüchen eined allgemeinen Concils in Sachen ber 
Glauben3- und der Sittenlehre untermerfe. Wer fich deffen weigert, fcheibet dadurch 
von jelbft aus ber katholiſchen Kirche aus und Tann felbftverftändli ein katholiſches 
Lehramt nicht ferner ausüben. 

Einzig die Anwendung dieſes unbeftrittenen Rechtsprincips, daß katholiſcher Re⸗ 
ligionsunterricht nur von Mitgliedern der katholiſchen Kirche ertheilt werde, wurde in 
den angezogenen Fallen verlangt, und barum bat bie Verweigerung biejer durch das 
natürlihe und poſitive Necht begründeten Forderung und bie Dadurch geübte Verlegung 
ber Slaubend- und Gewifjensfreiheit alle Katholifen fo tief und fchmerzlich berührt, 

Noch weit tiefer aber greifen die Minifterialerlaffe, durch welche auf dem katho⸗ 
lifhen Gymnaſium zu Braunsberg der Religionsunterricht eined ercommuntcirten Prie- 
ſters für die katholiſchen Schüler daſelbſt obligatorifch erflärt wird, In dad innerfte 
Weſen und die unveräußerliden Rechte ber Fathplifchen Kirche ein. Diefe Aufzwängung 
des Religtonsunterriht3 eines vom katholiſchen Glauben abgefallenen und aus ber 
Klirche außgeichiebenen Lehrers ift eine directe Verlegung bes heiligften Gebietes unferes 
Glaubens, ift ein unmittelbare Attentat auf bie freiheit der Gewiſſen ber Fatholifchen 
Sgüler und involvirt eine Verfolgung ber bitterften und gefährlichften Art. 

Tief befümmert im Hinblid auf biefe traurigen Vorgänge, die nur unbetlvolle 
Verwirrung umter dem Volke verbreiten, die Ehrfurdt vor ben von Gott geſetzten 
Autoritäten ſchwächen und fein bisher fo treu bewahrtes Vertrauen auf biefelben er: 
fegüttern, gebrängt von dem Gefühl unferer Pflicht, durchdrungen von dem Bemußtjein 
ber Berantwortlichleit für die und anvertrauten Seelen, erfcheinen wir unterthänigft 
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unterzeichnete Oberbirten ebrerbietigfi vor bem Thron Ew. Majeflät, felerlidden Proteßt 
einzulegen gegen alle und jede Gingriffe in das innere Blaubend: unb BReditägeblek- 
unferer heiligen Kirche und von Ew. Majeſtät Reit und Abbülfe zu erbitten. 

Weil wir aber überzeugt find, baß ber gegenwärtige Gonflict vermieben werbem 
wäre, wenn eine klare Erkenntniß ber Innern Glauben: und Lebensprincipien ber 
Kirche, eine gerechte Würbigung ihrer ganz religiössfittliden Orbnung unb iäreB Or- 
ganismuß, ſowie ber unveränberlidden Grundſätze ihres Rechtsgebiete bei ben Berathungen 
über bie beregte Angelegenheit ſich hätte geltend machen können, unb weil mir baB 
Vertrauen begen, baß auch jett noch eine Bejeltigung des entbrannten Conflicts us 
ſchwer herbeizuführen ift, erlauben wir uns ein Promemoria über bie katholiſchen U 
Idauungen und Grunbfäte in Betreff dieſes Gegenftanbed unterthänigſt beizufügen, 
Wir vereinigen uns im Gebete zu Gott dem Herrn, daß fein allmädtiger Schug unb 
Segen, ber in bem eben vollendeten Krieg über Em. Majeftät theurem Haupt Allen ſicht⸗ 
bar gemwaltet, auch bei dem jebigen großen Friebenswerke Ew. Majeftät dauernd begleite, 
damit auf bem Boben ber Gottedfurcht, bed Rechts und ber Gefittung ber Bau bes 
geeinten beutichen Vaterlandes ebenfo herrlich fi) emporheben und vollenden möge, als 
die heldenmüthige Kriegsführung Ew. Majeftät ihn glorrei) begonnen unb begrüns 
det bat. 

Sn tieffter Ehrfurcht geharren Em. Kaiſerlichen und Königliden Majeftät unter 
thänigfie, treugehorfamfte Oberhirten ber katholiſchen Kirche Preußens. 

Fulda, ben 7. Sept. 1871. 

(ge3.) T Paulus, Erzbifhof von Köln. F Heinrich, Fürſtbiſchof von Bres— 
lau. 7 Peter Joſeph, Biſchof von Limburg + Chriſtoph Florentius, 
Bifhof von Fulda. + Conrad, Bifhof von Paderborn. F Matthias, Bifchof 
von Trier. FSobann Heinrich, Biſchof von Osnabrüd. FPhtlipp, Bifchof 
von Ermland. F Adolf, Biſchof von Agathopolis. — Johann Bernhard, Bticof 
von Münfter. Dr. ®. Sommerwerk, gen. Sacobi, Eapitularvicar und erwählter 
Biſchof von Hildesheim. Für Johann Nepomul v. d. Marwitz, Biſchof von 
Culm: deſſen Vertreter Domherr und geiſtlicher Rath Gramſe. 


Wenn auch von den religiöſen Verirrungen, welche das deutſche Bolt in einigen 
Gegenden zur Zeit beunruhigen, meine Diöcefanen verſchont geblieben find, wofür ich 
nie aufhören werde, Gott demüthigft zu banken, fo trete ich doch den obigen Anträgen 
bes preußiſchen Epiftopats, als deſſen Mitglied, aus voller Ueberzeugung hierdurch bei. 

Pofen, ben 13. Sept. 1871. 

(gez.) F Miecislaus, Erzbifhof von Gneſen und Poſen.“ 


28) Das der edengenannten Immediateiugabe vom 7. September 1871 Beigefügte 
Yromemoria. 


„Es ift ein ebenfo weſentlicher als befannter Grundſatz bed katholiſchen Glaubens, 
bag Chriſtus in feiner Kirche ein Lehramt eingefebt hat, welches Fraft ber ben Apofteln 
verfündeten Verheißung ſich für bie Erkenntniß unb Lehre ber chriſtlichen Offenbarung 
wahrheiten bis zum Enbe ber Welt eines befonbern göttlichen Gnabenbeiftandes erfreut 
und durch denjelben vor Irrthum binfichtlich jener Wahrheiten bewahrt bleibt. Träger 
jenes Lchramtes find nach uralter Fatholiicher Glaubenslehre die Nachfolger ber Apoftel, 
ber mit bem Papfte verbundene Epiflopat, welcher jene Lehrgewalt auf dem ordentlichen 

ber ferimährenben. Berfünbigung des Glaubens, zumeilen auch auf dem außer⸗ 
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orbdentlichen ber Entſcheidung durch conciliariſchen Beſchluß ausübt. Katholiſch fein 
wolen und zugleich fein eigenes Privaturtheil in Betreff bes Inhaltes der chriſtlichen 
Offenbarung über die Entſcheidung des kirchlichen Lehramtes ſetzen wollen, iſt ein 
logiſcher Widerſpruch. Sobald man das kirchliche Lehramt nicht als die letzte Inſtanz 
über das, was zur chriſtlichen Offenbarung gehört, betrachtet, hört man auf, ein Ka⸗ 
tholif zu fein. Die chriſtlichen Offenbarungswahrheiten find nad) katholiſcher Auffaffung 
ber das kirchliche Lehramt, welches für die Wahrheiten eine Bürgichaft der Irrthums⸗ 
Isfigfeit erhalten bat, feit Gründung ber Kirche verkündigt worden. Diefe Wahrheiten 
wurden aber nicht vom Anbeginn ber Kirche in ihrem ganzen Umfange durch Beichlüffe 
allgemeiner Goncilien feftgeftellt und cobifichtt, fondern durch das lebendige Lehramt 
erhalten und fo von Geſchlecht zu Geſchlecht überliefert. Ausdrüdliche Entſcheidungen 
allgemeiner Kirchenverſammlungen fanden meift erft dann ftatt, wenn eine beflimmte 
Offenbarungswahrheit beftritten ober verbunfelt murbe, und es deßhalb dem kirchlichen 
Lehramte erforberlih ſchien, dieſer Läugnung oder Verbunfelung gegenüber durch eine 
endgültige Entſcheidung feftzuftellen, was bie hriftlide Offenbarung über diejen Punkt 
lehrt. Solche Entſcheidungen bradten ben SKatholifen feine neuen Glaubenslehren, 
jonbern fie conftatirten nur dem Sırthum gegenüber auf Grund ber heiligen Schrift 
und ber mündlichen Ueberlieferung, was Chriftuß geofienbart bat; fie zogen ben falichen 
Gonfequenzen gegenüber, welche bie Schwäche der fich jelbft überlafjenen menſchlichen 
Epeculation mandmal in gutem Glauben aus den Offenbarungslehren abgeleitet hatte, 
aus biefen nämlichen Lehren unter dem Beiltande des göttlichen Geiſtes der Wahrheit 
die richtigen Folgerungen. In diefem Sinne gibt es aud eine Entwidelung des Glau: 
bens in ber katholiſchen Kirche, aber nicht durch Hinzufügung neuer Glaubenslehren, 
jonbern durch Entfaltung und tiefere Erfenntniß ber von Chriſtus, dem Sohne Gotteß, 
geoffenbarten Wahrheiten, melde fletö in ber Kirche geglaubt unb gelehrt worden 
waren; und dieſe Entwidelung des immer und zu allen Zeiten unveränderlichen Glau⸗ 
bens vollzieht fich nach katholiſcher Auffaſſung unter dem Beiſtande desſelben Geiftes, 
welcher den Apofteln und in ihnen allen ihren Nachfolgern verheißen worden ift, um 
fie bis an das Ende der Zeiten Alles zu lehren und fie an Alles zu erinnern, was 
Chriſtus gelehrt hat. 


Eine ſolche endgültige Entſcheidung ift nun für die Katholifen am 18. Juli 1870 
erfolgt. Eine allgemeine Kirchenverfammlung ber Biſchöfe der ganzen Fatholiichen Welt 
bat unter Beitätigung des geifllichen Oberhauptes ber katholiſchen Kirche auf Grund 
ber heiligen Schrift und ber münblichen Ueberlieferung erklärt: nach ber Lehre Chriſti 
fei dem Papfte ala dem Nachfolger des hl. Petrus in den Fällen, wo er ald allgemeiner 
Hirt und Lehrer der katholiſchen Kirche in einer die ganze Kirche verpflichtenden Weife 
über einen Punkt der chriftlichen Glaubens- oder Sittenlehre enticheidet, cin Beiſtand 
Gottes zugefihert, welcher ihn in folchen Fällen vor Irrthum in ber Lehre bewahre. 
Diefe Enticheidung tft auch von dem Epiſkopate aller Welttheile ala katholiſche Lehre 
ausbrüdlich anerfannt worden. Da alſo bier eine Entſcheidung bes Tirchlichen Lehr: 
amteß unzweifelhaft vorliegt, fo folgt baraus für jeden Katholifen, wenn er überhaupt 
Katholik bleiben will, die Verpflichtung, biefer Entſcheidung fi) gläubig zu unterwerfen. 
Mag es ihm bis dahin freigeftanden haben, über biefen auch biöher ſchon von ber 
weitaud überwiegenden Majorität der Katholiken geglaubten Lehrfag eine anbere Meis 
mung zu begen, ohne aufzuhören, katholiſch zu fein, fo fteht ihm dieſes nach ber zuletzt 
erfolgten Entſcheidung nicht mehr frei, da er, um Statholif zu fein, glauben muß, daß 
daB Airchliche Lehramt ihm bie Lehre Chriſti irrthumslos verfünbigt. Es ift demnach 
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auch nur ein Spiel mit Worten, wenn behauptet wirb, ein Katholik, welcher vor ben 
18. Juli 1870 die an biefem Tage entfchiebene Glaubenslehre nicht geglaubt habe, Fei, 
wenn er auch nad dieſem Tage bielelbe nicht glaube, noch Katholit, ba er datſelBe 
glaube, was vor biefem Tage binteichte, um Fatholiich zu fein. Denn entweber glaulbte 
er vor biejem Tage an die Unfehlbarkeit bes Tirchlichen Lehramtes, und bann hat er 
jegt nicht mehr benjelben Glauben, wenn er eine Entſcheidung biefe Lehramtes nicht 

gläubig annimmt — oder aber, er läugnete ſchon damals bie Berechtigung be Fird« 

lien Lehramtes, ihn über ben Inhalt ber chriftlichen Offenbarung endgültig zu de 
lehren, — und alsdann war er auch ſchon damals nicht Katholif, 


Wie auf dem ftaatlihen Rechtsgebiete, nachdem ber Sinn eines Gefebes, übe 
welches bis dahin eine Meinungsverſchiedenheit möglich war, durch eine autbentifäe 
Interpretation bes Geſetzgebers feftgeftellt iſt, jeder Unterthan bie Pflicht hat, daB Geſeh 
in dem authentiſch interpretirten Sinne aufzufaffen, und Niemand eine fernere Riät: 
befolgung dieſes Sinned damit entichuldigen Tann, daß er bis dahin eine andere Ans 
legung des Geſetzes zur Richtfehnur nehmen durfte, ebenfo tft jeder Katholik verpflichtet: 
bie alte katholiſche Lehre, Daß ber Papſt ber oberfte Lehrer und Vorfteher der katholiſchen 
Kirche, die Römifche Kirche aber die Lehrerin und Mutter aller Katholifen ift, in bem 
Sinne anzunehmen, welcher durch bie erwähnte authentiiche Erklärung bes kirchlichen 
Lehramtes feftgeftellt murbe. ie ferner Derjenige, melcher eine bisher nicht burch ein 
ausdrückliches Geſetz feitgeftellte Norm des ftaatlihen Verfaffungslebend nach ihrer Feſt⸗ 
ftellung burdh die competenten Yactoren in einem anderen Sinne auffaffen und factiſch 
durchführen wollte, als Revolutionär zu betrachten wäre, fo kann auch das Gebahren 
jener Katbolifen nur al3 ein revolutionäres bezeichnet werben, welche, weil in biefem 
einzelnen Bunfte bie Beftimmung der kirchlichen Verfaſſung über die Lehrgewalt bes 
Papftes früher nicht fo authentiſch feftgeitellt war, bie nunmehr von ben berechtigten 
Drganen erfolgte Feſiſtellung nicht anerkennen und boch noch Fatholifch fein wollen. 


Aus dem Gejagten ergibt fi auch die Stellung, welche die föniglide Staats: 
regierung nach den beftehenden Geſetzen zu dieſer Angelegenheit einzunehmen hat. Die 
Römiſch-katholiſche Kirche iſt in Preußen anerkannt, nicht als eine Mehrzahl von In⸗ 
dividuen, welche ſich fatholifch zu nennen belieben, jondern als eine organifirte religiöſe 
Corporation von Chriften, welche unter dem Papfte und den mit bemfelben vereinigten 
Biſchöfen als ihren geiftlichen Vorgeſetzten denfelben Glauben befennen, ala eine Körper: 
ſchaft, bei welcher der Inhalt der Lehre nicht von ben Meinungen ber einzelnen Mit: 
glieder abhängt, fonbern durch das in ihr beftehende Lehramt verfündigt und bewahrt 
wird. In ber gejeglichen Anerkennung ber fo organijirten katholiſchen Kirche liegt bie 
Anerfennung des Rechtes diefer Corporation, reip. be3 hierfür in ihr beftehenben Lehr: 
amted, ben Geſammtglauben berfelben zu documentiren; und das Recht, welche am 
18. Juli 1870 zur factiſchen Ausübung fam, ift fomit ein der in Preußen anerfannten 
Römiſch⸗-katholiſchen Kirche unbeftreitbar zufommenbes Recht. Wenn Einzelne, welche bi 
dahin als Katholifen galten, von biefem durch das kirchliche Lehramt bezeugten und 
feftgeftellten Gefammtglauben biefer religiöfen Corporation ſich losfagen, jo hört ihre 
religiöje Anſchauung dadurch auf, katholiſche Glaubenslehre zu fein; und fie felbft 
können, ba bie Uebereinſtimmung mit ber Lehre feiner Stirche ftrenge und unabmeißbare 
Pfliht und Kennzeichen des Katholiken ift, auch vom Staate nicht mehr als Slieber ber 
fatholiichen Kirche, müſſen vielmehr als Empörer gegen ihre geiftliche Obrigfett ober, 
wenn fie ſich ald bejondere Religionsgefellichaft conftituiren, als Diffidventen betrachtet 
werben. Es ift hierbei gleichgültig, ob Die jeweiligen Vertreter der Staatöreglerung in 
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duem ſolchen alle perfönlich bie Lehre der katholiſchen Kirche ober bie Anficht folcher 
Selämpfer biefer Lehre für richtiger halten; denn es hanbelt ſich hier nicht barum, 
melde Lehre nach der perjönlicden Meinung bed Vertreters ber Staatöregierung bie 
tichtige, fonbern welche bie ber Römifchskatholifchen Kirche ift. Wie in einem Staate, 
wo bie Vertreter der Staatöregierung Katholiken find, bie Frage, was Lehre ber evans 
gliihen Kirche und ob Jemand ein Anhänger des evangelifchen Belenntniffes ijt, nicht 
nach der perfönlichen veligiöfen Ueberzeugung des katholiſchen Miniſters, fondern nad 
ber Lehre bes evangeliichen Belenntniffes und Durch die nach ber Lehre besfelben Hierzu 
berechtigten Organe zu entjcheiben ift, fo gilt basfelbe auch umgelehrt in unferem Falle. 
Hierzu kommt, daß nach den Beſtimmungen ber preußiſchen Verfaffungsurfunde bie 
Rsmiſch⸗katholiſche Kirche ihre Angelegenheiten felbftändig orbnet, Die königliche Staats: 
regierung aljo in Preußen verfafjungsmäßig incompetent ift, über dieſe Angelegenheiten, 
zu welchen an erſter Stelle bie Glaubenslehren gehören, zu erfennen. Um fo mehr muß 
alſo die Fönigliche Staatöregierung, wenn es fih um bie Frage handelt, was und wer 
Tatbolifch tft, die Entfcheidung darüber ben geſetzmäßig zu einem foldden Urtheil berufenen 
Drganen ber katholiſchen Kirche überlaffen. 


Aus diefen einfachen Grundſätzen ergibt fi als nächſte Eonfequenz bie Löfung 
ber jett vorliegenden Frage, ob biejenigen Profefforen ber katholiſchen Theologie und 
biejenigen katholiſchen Religionslehrer, melche fich der jüngften Entſcheidung des kirch⸗ 
lichen Lehramtes nicht unterwerfen wollen, fich vielmehr dagegen erheben, noch von ber 
Löniglichen Staatöregierung als für ihr Amt befähigt angefehen werben können. Solde 
Männer murbden nicht angeftellt, um irgend beliebige religiöfe Anfichten, jonbern um 
die katholiſche Glaubenslehre und die Tatholifche Theologie zu lehren, und Niemand 
kann als befähigt erachtet werben, religiöfe Ueberzeugungen, welche er felbft nicht theilt, 
Anderen zu vermitteln. Wo an einem Gymmnafium eine Ffatholifche Religionslehrerſtelle 
oder an einer Univerfität eine fatholijch-theologiiche Facultät fich befindet, ba haben bie 
Katboliten einen rechtlichen Anipruh darauf, daß ſolche Stellen mit Männern beſetzt 
find, welche katholiſch find nicht bloß nach ihrer eigenen Angabe, fondern nach bem Urtbeile 
der hierin allein competenten rechtmäßigen Organe ber katholiſchen Kirche, katholiſch, 
nicht in einer vergangenen Zeit, fondern in ber Gegenwart, katholiſch, nicht bruchſtück⸗ 
weife, jondern ganz; und wenn ben Fatholiihen Gymnafiaften oder den fathollichen 
Stubirenben ber Theologie ſolche Römiſch⸗-katholiſche Neligionslehrer oder Profefforen ber 
Theologie nicht gewährt werben, dann wird ein Recht berfelben verlegt. Wenn aber 
gar, wie in Braundberg, die Schüler eines katholiſchen Symnafiums in die Nothwen⸗ 
digkeit verjegt werben, entweder ohne höhere Bildung und Unterricht zu bleiben ober 
den Religionsunterricht eines unkatholiſchen Religionslehrers zu befuchen, fo läßt man 
nicht nur einen berechtigten Anspruch berjelben unbefriebigt, fondern übt einen Gewiſſens⸗ 
zwang, welcher eben ſowohl mit ben Traditionen bes preußifchen Staates als mit ber 
verfafjungsmäpigen religiöfen Selbftändigfeit und mit ber Gleichheit vor dem Gefeß in 
ſchrelendem Widerfpruche ſteht. Eine fernere Confequenz ber angeführten Grundſätze ift die: 
bat alle Lehrer an Bildungsanftalten, welche einen katholiſchen Charakter an fich tragen, 
acht mehr ald befähigt für ein ſolches Amt betrachtet werben fünnen, wenn fie gegen 
bie Bejchlüffe des Vaticaniſchen Concils fich auflehnen. Daß aber insbeſondere bie bes 
ſtehende Gejeßgebung die königliche Staatöregierung ermädtigt, einem ſolchen Katho- 
liken, welcher ſich gegen feine Kirche empört, feine flaatliche Stellung als Tatholifcher 
Religionslehrer oder ald Lehrer einer Fatholifchen Lehranftalt zu entziehen, erjcheint uns 
unzweifelhaft, weil das Hecht, welches folche Lehrer auf ihr Amt Haben, bedingt ift von 
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ihrer Eigenſchaft als Katholiken, und weil die betreffenden katholiſchen Gymnaſiaſten 
und Studirenden einen rechtlichen Anſpruch auf Römiſch⸗-katholiſche Lehrer haben, biejeß 
Recht aber Illuforifch gemacht wird, wenn die fönigliche Staatdregierung zwar das Ge— 
halt folcher Lehrerftellen zahlt, aber an Männer, in deren Unterricht bie katholiſchen 
Gymnafiaften und Theologen etwa8 ganz Anderes al Tathollide Glaubenslehre und 
Theologie lernen würden, reſp. an Lehrer, melche den gefelich oder fiiftungsmäßig er— 
forderlichen Tatholiiden Charakter verloren Haben. Auch Hierbei iſt ed nicht von Be⸗ 
deutung , ob bie Vertreter der Föniglichen Staatdregierung die Lehren, hinfichtlich deren 
biefe Neligionslehrer und Brofefforen dem kirchlichen Lehramte fi) nicht unterwerfen 
wollen, ihrerfeit3 ebenfalls für Irrig und darum die Weigerung ber Unterwerfung von 
Seiten jener Lehrer für vernünftig halten; denn bie fatholiihen Staatsbürger haben 

ein unveräußerliches, auch Durch die Verfaſſung garantirtes Recht darauf, daß ber ihren 

Söhnen an den Staat3anftalten ertheilte Unterricht in ber katholiſchen Meligion und 

Theologie die Lehre ber Römiſch-katholiſchen Kirche vortrage, wie fie tft, nicht wie fie 

nad) der Anficht eines nichtfatholifchen Miniſters fein follte, und daß bie Lehrer an ben 

fatholifchen Lehranftalten wahre und wirkliche, nicht aber bloße Scheinfatholtfen find. 

Wenn in.einem Staate, deſſen Minifter fatholiich find, den evangeliichen Schülern einer 

Staatsanflalt ein Religionslehrer, oder einer evangeliſchen Unterrichtsanſtalt irgend ein 

Lehrer aufgebrungen würde, welcher von bem evangeliihen Bekenntniffe ſich losgeſagt 

und eine fatholifirenbe, ber religiöjen Ucberzeugung des Tatholifchen Minifterd zujagenbe 
Richtung eingefhlagen hätte, oder wenn eine gläubige, evangelifche Gemeinde von einem 
rationalijtiichen oder ungläubigen Minifter gezwungen würbe, einen deſſen Gefinnung 
entiprechenden ungläubigen Brebiger, melder bie Grunbmwahrheiten des Chriſtenthums 
läugnet, fi als Berfünber ber Heilswahrheiten und ala Religionslehrer ihrer Kinder 
gefallen zu laffen, fo würde jedes gläubige Mitglied der evangeliſchen Gemeinde ein 
ſolches Verfahren als ein jchreiendes Unrecht betrachten: eine analoge Handlungsweiſe 
ber fatbolifchen Bevölferung gegenüber kann von dieſer gleichfalls mit feinem milderen 
Ausdrud bezeichnet werden.” 


29) Antwort Sr. Majeſtät des Kaiſers vom 18. October 1871. 


„Hochwürdiger Erzbiſchof! 

In der Eingabe, welche Ew. ꝛc. unter der Mitunterſchrift anderer Biſchöfe am 
7. v. Mts. an Mich gerichtet haben, werden Maßregeln, welche Meine Regierung auf 
dem Gebiete des höheren Schulweſens zu treffen nach Maßgabe ber beſtehenden Geſetze 
in ber Lage geweſen iſt, als ein ‚offener Eingriff in das innere Gebiet des Glaubens 
und ber Kirche, als ein unverhohlener Gcwiffenäzwang‘ bezeichnet und Ew. zc. finden 
fi veranlaßt, ‚feterlich Proteft einzulegen gegen alle und jede Fingriffe In das Innere 
Glaubens: und Nechtögebtet der Tatholifchen Kirche. Nachdem von den Biſchöfen ber 
katholiſchen Kirche, insbeſondere aber von Sr. Heiligfeit dem Papfte, bisher jeberzeit 
anerfannt worden mar, daß bie Fatholiiche Kirche in Preußen ſich einer fo günftigen 
Stellung erfreut, wie faum in einem anderen Lande, ift e8 Mir umermartet gemefen, 
in einer Eingabe preußifcher Biſchöfe Anflänge an die Sprache zu finden, burch melde 
auf publiciſtiſchem und parlamentariſchem Wege verjucht morben if, das berechtigte Ber: 
trauen zu erſchüttern, mit welchem Meine Tatholifchen Unterthanen bisher auf Meine 
Regierung blidten. Em. ⁊c. wilfen, daß in biefer Gefeßgebung, melche ſich biäher ber 
Anerkennung bed katholiſchen Eptjlopats erfreut hatte, einc Nenderung nicht ftattgefunden 
bat; ein Gefe aber, welches von Meiner Regierung nicht beachtet wäre, ift in Em. x. 
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Eingabe nicht angeführt worden. Wenn dagegen innerhalb der katholiſchen Kirche Vor⸗ 
gänge jlattgefunden haben, in Folge deren bie bisher in Preußen jo befriedigenden Bes 
jebungen berjelben zum Staate thatſächlich mit einer Störung bedroht erſcheinen, jo 
Best es Mir fen, Mich zu einem auf Würdigung bogmatifcher ragen eingehenden 
Ürtheile über biefe Erfcheinung berufen zu finden; es wird vielmehr die Aufgabe Meiner 
Regierung fein, im Wege ber Geſetzgebung dahin zu wirken, Daß bie neuerlich vor⸗ 
gelommenen Sonflicte zwiſchen weltlichen und geiftlichen Behörden, jo weit fie nicht vers 
kätet werben können, ihre geſetzliche Löͤſung finden. Bis bieß auf verfaffungsmäßigem 
Bege erfolgt fein wird, liegt Mir ob, die beftehenden Geſetze aufrecht zu erhalten und 
nach Maßgabe berfelben jeden Preußen in feinen Rechten zu ſchützen. Eine eingehende 
Bürbigung der Vorwürfe gegen Meine Regierung, welde Em. ıc. an Mich gerichtet 
haben, überlaffe ich Meiner Regierung. Ich Hatte gehofft, daß bie gewichtigen Elemente 
imerhalb der fatholifchen Kirche, welche fich früher ber nationalen Bewegung unter 
preußlicher Leitung abgeneigt zeigten, nunmehr nach verfallungsmäßiger Neugeftaltung 
bes Deutfchen Reiche der friedlichen Entwidelung beöfelben im Intereſſe ftaatlicher Orb: 
nung ihre freiwillige Unterflüßung widmen würden. Die mwohlmollenden Kunbgebungen, 
mit denen Se. Heiligkeit der Papſt Mich bei Herftelung bes Reiches in eigenhänbigem 
Schreiben begrüßte, ließen es Wiich hoffen. Aber auch, wenn biefe Hoffnung fi nicht 
verwirklicht, fo wird Feine Enttäufhung auf diefem Gebiete Mich jemals abhalten, auch 
in Zukunft ebenfo mie bisher daran zu halten, daß in Meinen Staaten jedem Glaubens⸗ 
befenntniß das volle Maß der Freiheit, welches mit den Rechten Anderer und mit ber 
Gleichheit Aller vor dem Geſetze verträglich ift, gewahrt bleibe. Im Bemußtlein ge: 
wiffenhafter Erfülung ber Königlichen Pflicht, wohlwollende Gerechtigkeit gegen Zeber: 
mann zu üben, werde Ih Mich in Meinem durch die Erfahrung bewährten Vertrauen 
zu Meinen Tatholifchen Untertbanen nicht Irre machen laſſen, und bin gewiß, daß biefes 
Bertrauen ein gegemjeitiged und cin dauerndes iſt. Indem IH Em. ꝛc. erfuche, biefe 
Meine Antwort den übrigen Unterzeichnern ber Vorftellung vom 7. v. Mts. mitzu- 
tbeilen, verbleibe Ich 
Berlin, den 18. October 1871. 





Ew. Hochwürden mwohlgeneigter 
(gez.) Wilhelm. 
An ben Hochwürdigen Erzbiſchof von Köln zu Köln.” 


30) Immediatvorfiellung des Bifhofs von Ermland an Se. Majeftät den Kaiſer 
vom 8. Sctober 1871. 


„Allerdurhlaudtigfter, SGroßmädtigfter Kaifer und König! 
Allergnäbdigfter Kaiſer, König und Herr! 

Das große Wohlwollen, welches Ew. Kaiferlich Königlihe Majeftät mir ſtets zu 
erweijen gerubt haben, ermuthigt mich, in einer Angelegenheit, die Ew. Majeftät bereits 
befannt geworben und für daß Firchliche und bürgerliche Leben der mir anvertrauten 
Didcefe von tief einfchneidenden Folgen ift, Allerhöchitberen gerechtes Eingreifen auch 
ſpeciell meinerſeits ehrfurchtsvoll anzurufen, nachdem ich bereits mit ben übrigen Lande» 
bifhöfen Preußens von Fulda aus Allerhöchftderen Entſcheidung unterthänigft in An⸗ 
ſpruch genommen. | 

Sie betrifft den traurigen Eonflict an bem Fatholifchen Gymnafium zu Braundberg. 

Um bemfelben vorzubeugen, hatte ich bereit3 unter dem 15. März I. J. dem hoben 
Miniferium bes Cultus und der Unterrichtö-Angelegenheiten Vorftellung von dem Sad: 


verhalte gemacht, und als ber Herr Minifter darauf beftanb, ben mit ber kichlichen 
Autorität In Widerſpruch getretenen Neligionsiehrer in feiner amtlichen Stellung und 
Gehalte zu belaffen, unter bem 5. April mich erboten, auf eigene Koften einen auch ben 
weltlichen Behörben genehmen Geiſtlichen zur Abhaltung bes fatholifchen UnterridhtB zu 
beorbern. Mein Anerbieten wurde jeboch nicht angenommen. Vielmehr erging ber Erlaß 
des Herrn Minifter8 vom 29. Juni, ber nad meiner Ueberzeugung nicht allen mit 
aller wahren Gemifjensfreiheit in Glaubensfadhen, fonbern auch mit ber Berfaffung 
und ben Gefegen Preußens in vollem Wiberfpruche fteht unb eine bittere Verfolgung 
der Katholiken Ermlands auf dem heiligiten Gebtete, dem ihre Glaubens, genannt 
werben muß. Gr zwingt Tatholtfhe Schüler eines ftiftungsmäßig katholiſchen Gym: 
nafiumd zum Beſuche eines Religionsunterrichts, ben fie nach ben Grundſätzen ihrer 
Religion nicht beſuchen bürfen, nach ben Landesgejegen nicht zu befuchen brauchen, 
Die nächfte Folge Hiervon ift, daß die Verordnungen der geiftlichen und ſtaatlichen Be⸗ 
hörden in Bezug auf bie religiöfen Verpflichtungen jener Schüler in vollem Gegenſatze 
fi befinden, biefer Zmielpalt nunmehr auch in bie Herzen der Gymnafiaften bineins 
getragen wirb und in religiöfer wie bürgerlicher Beziehung von den nachtheiligften 
Folgen begleitet fein muß. 

Einerfeit3 haben bereits weit über bie Hälfte der katholiſchen Schüler bie Anftalt 
verlaffen mit Schmerz und Bitterkeit über den Drud, der wegen ihrer religiöfen Ueber: 
zeugung über fie verhängt wird; für Viele war e8 nur möglich, durch öffentlide Samm⸗ 
fung die Mittel zur Fortfeßung ihrer Studien an fremden Anftalten zu beichaffen; 
anbererfeitd fehen fih bie am Gymnafium zurüdbleibenden Schüler, von benen ein 
großer Theil nur aus moralifher Nöthigung dad Gymnafium fortbefucht, fih in Zwie⸗ 
fpalt mit ihrer Kirche verfegt, bie e8 nimmer geftatten fann, daß fie ben Religions: 
unterricht eines ihre Grundprincipien negirenden und ihren Glaubensentſcheidungen 
bartnädig fich wiberjetenden Priefters befuchen. Was ift bie Folge? Zweifelſucht, 
religiöje Gleichgültigkeit, Mißachtung der geiftlichen Autorität niften fi) in bie jugenb» 
lien Herzen ein, die Dischplin wird gelodert, der religiöfe Sinn und bie fittlihe Zucht 
gemindert, ber Sinn der Unbotmäßigfeit und des Widerfpruch8 gegen jegliche Autorität 
gefördert, um fo mehr, als eine aller höheren Autorität feinbfelige Preſſe fih ber Sache 
als eines willfommenen Hebeld für ihre Zmede bemädtigt hat und Diefelbe zu biefem 
Behufe ausbeutet, ihre Erzeugniffe aber von ber in ben Kampf hineingezogenen Schuls 
jugend begierig geleſen werben. 


Daß unter foldden Umftänben ber beſondere Zweck bed ganz aus Tatholifchen 
Stiftungen erwachſenen Braunsberger Gymnafiums, die Pflanzftätte für die katholiſchen 
Candidaten bed geiſtlichen Standes hiefiger Diöcefe zu fein, gänzlich vereitelt mirb, 
liegt am Tage. . 

So fehe id mich benn, wenn ich ander8 vor Gott und meinem Gemiffen alß ein 
pflihttreuer Hirte und nicht als ein feiger Miethling ericheinen fol, in die für einen 
treuen Untertbanen Ew. Kaiſerlich Königlichen Majeftät höchſt traurige und harte Noth⸗ 
wenbigfeit verjeßt, gegen bie Maßnahmen 8. K. Minifterti, durch welche bie meiner 
Obſorge anvertrauten beiligften Intereffen der Tatholifchen Unterthanen Ew. Majefät 
in biefiger Diödcefe verlegt werden, mit aller Entſchiedenheit aufzutreten; tief betrübt 
ſehe ich die traurigen Folgen für Staat und Kirche, melde aus dieſem Zuflanbe ber 
Dinge erwachſen, und mit mir find bie Herzen ber treuen Toyalen Bewohner biefer 
Gegend ſchwer niebergebeugt unb erwarten mit heißem Verlangen das Ende biefer - 
traurigen Wirren. Sie erhoffen basfelbe um fo dringender, als fie vor ber Säcular⸗ 
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feier ber Bereinigung Ermlands mit Preußen ftehen, fi auf biefes Felt freuen unb 
ohme jegliden Mißton dasſelbe feiern möchten. Wir Alle ſchauen vertrauensvoll zum 
Throne Em. Kaiſerlich Königlihen Majeftät und begen die frohe Zuverfiht, daß die 
perfönliche Einfiht und Thatkraft der Herrſcher Preußens, die ftet3 in Zeiten großer 
unb gefährlicher Conflicte als Preußens Hort und Schirm fi erwieſen, auch jett ben 
traurigen Zwieſpalt bejeitigen, den religiöfen Frieden wieder heritellen werbe. 

Aus bem Herzen aller treuen katholiſchen Unterthanen Ermlands ſpreche ich, wenn 
ih Em. Kaiferlih Königliche Majeſtät die ehrfurchtsvolle Bitte vortrage, Allerhöchſt⸗ 
bielelben mögen zu befeblen geruhen, daß in dem Gymnafium zu Braundberg aller Ge: 
wiflendzwang befeitigt und ber katholiſche Religionsunterricht bafelbft wieber durch einen 
mit ber katholiſchen Kirche und dem Diöcefanbifchof in Kommunion ftehenden Priefter 
ertbeilt werde. 

An vertrauendvoller Erwartung eined allerhöchſten gnädigen Entſcheides verharrt 
in tiefiter Ehrfurcht 

Ew. Katjerlih Königlichen Majeftät 
unterthänigfter 
(gez.) PH. Kremenk, 
Bilchof von Ermland. 
Frauenburg in Oftpreußen, den 8. October 1871.” 


s1) Antwort des Eulfusminifters Namens Sr. WMajeftät des Anifers vom 
25. Hovemder 1871. 


„Berlin, ben 25. November 1871. 

Die Immebiatvorftellung vom 8. v. Mt3., in welder Em. Biſchöfliche Hochwürden 
des Kaiſers Majetät um Befeitigung des Gewiſſenszwanges bei dem Gymnafium in 
Braunsberg und um anbermeite Regelung bes katholiſchen Neligionsunterrihts an 
biefer Anftalt gebeten haben, ift an mich abgegeben worden. 

In Erwiederung hierauf beziehe ich mich theils auf den Beſcheid, welchen Seine 
Majeftät der Kaiſer Allerhöchftfelbft zu Händen des Hochwürdigen Erzbiſchofs von Köln 
auf bie benjelben Gegenftand betreffende Immediatvorſtellung der fatholiichen Biſchöfe 
vom 7. September d. J. am 18. v. Mts. zu ertheilen gerubt haben, theils auf die ab⸗ 
ſchriftlich beiliegende Antwort vom heutigen Tage, welche ich aus gleichem Anlaß in 
Grlebigung des mir ertheilten Allerhöchften Auftrages an biefelbe Adreſſe gerichtet babe. 

Em. Biſchöfliche Hochwürden mollen hieraus gefälligft entnehmen, daß ich mid 
außer Stande befinde, die in meinen Erlaffen vom 29. Juni und 21. Juli d. J. ges 
troffenen und motivirten Anordnungen binfichtlich des Religionsunterrichts bei bem 
Gymnaſium in Braunsberg abzuändern. 

(gez.) v. Mübler. 
An ben Biſchof von Ermland, Herrn Dr. Kremenk, 
Biihöflihe Hohmürben zu Frauenburg.“ 


32) Minifteriafrefeript an den Erzdifhof von Köln d. d. 25. November 1871 
in Erwiederung der Immediateingade vom 7. Heptember. 


„Berlin, ben 25. November 1871. 


Nah dem Beſcheide, melden des Kaijerd Majeflät am 18. v. Mid. Em. Erz- 
Biipäftichen Gnaden auf die Eingabe vom 7. September d. J. zu ertheilen gerubt 
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haben, liegt mir ob, bie von Ihnen gegen bie Staatsregierung erhobenen Borwikrfe 
noch näher zu würdigen. Es ift bereitß in jenem Nllerhöchften Beicheibe hervorgehoben, 
baß bie Vorftellung vom 7. September kein Geſetz anführt, welches bei ben angegriffeen 
Berfügungen der Staatöregierung unbeadhtet geblieben wäre. Gbenfo wenig aber ent: 
hält die Vorftellung ben Beweis, daß diejenigen Gefeke, auf welche bie erwähnten Bew - 
fügungen fih gründen, unrichtig angewendet feien. Erweiſen ſich hiernach bie im ber 
Fingabe vom 7. September d. J. erhobenen Angriffe als grunblos, und wird bie Be 
bauptung, daß bet ber Definition de8 Dogma's von ber Unfehlbarfeit des Papſtes jebe 
Beziehung auf das ftaatliche Gebiet vollftändig außgeichloffen jet, durch bie Thatſache 
widerlegt, daß bie entftandenen Conflicte fämmtlich auf ftaatlichem Gebiete ſich entwidelt 
baben, fo bleibt mir nur übrig, einige Bemerkungen hinzuzufügen über ben Inhalt ber 
Denkſchrift, mit welcher Em. Erzbiſchöflichen Gnaden die Vorftellung vom 7. September 
begleitet haben. 


Diejelbe geht von der Unfehlbarkeit des Firchlichen Lehramted aus und bezeichnet 
als die Träger biefed unfehlbaren Lehramtes nad) uralter fatholticher Glaubenslehre bie 
Nachfolger der Apoitel, den mit dem Papſte verbundenen Epiilopat, welcher jene Lehr⸗ 
gewalt auf dem ordentlichen Wege ber fortwährenben Werfündigung des Glaubens, zu 
weilen auch auf dem außerorbentlichen, der Entſcheidung durch conciliariſchen Beſchluß, 
ausübe. Sie führt weiter aus, daß die Enticheidungen allgemeiner Kirchenverſamm⸗ 
Iungen den Katholiken feine neuen Slaubenslehren, jondern nur eine endgültige Fe 
ftelung bejftrittener oder verbunfelter Slaubenswahrheiten bringen, daß es in biefem 
Sinne aud eine Entwidelung des Glaubens in ber Tatholifchen Kirche gebe, und daß 
eine ſolche Entiheidung am 18. Juli 1870 erfolgt fei, welcher fich zu unterwerfen jeber 
Katholif verpflichtet fei, wenn auders er Katholik bleiben wolle. — Tie Richtigkeit 
biefer Ausführung nad ihrer dogmatifhen Seite zu prüfen, liegt außerhalb meines 
Berufes. Aber über ihre logiſche Begründung darf ich urtheilen. Und von biefem 
Standpunfte aus muß ich darauf hinweifen, daß fie einen logifchen Widerfpruch ent: 
hält. Denn wenn einerjeit3, wie Em. Erzbiſchöfliche Gnaben jagen, nad) uralter Fatho: 
Lifcher Lehre der mit dem Papſte verbundene Epiſkopat der Träger des unfchlbaren 
Lehramtes iſt, anderfeit3 die am 18. Juli 1870 verfünbete Conftitution die Kathebrals 
Definitionen des Papſtes ald ex sese, non autem ex consensu ecclesiae irrefor- 
mabiles erffärt, fo folgt mit logiicher Nothmwenbigfeit, daß die Gonftitution vom 
18. Juli 1870 die Perſon des Trägers des Firdhlichen Lehramtes geändert, mithin eine 
neue Lehrentiheibung getroffen hat, welche mit ber von Em. Erzbifhöflichen Gnaden 
und ben übrigen Unterzeichnern der Eingabe vom 7. September bezeugten uralten 
katholiſchen Glaubenslehre in Widerſpruch ſteht. Es ift demnach nit, wie bie Deul: 
ſchrift fich ausdrüdt, ein Spiel mit Worten, fondern eine nicht abzulehnende Folgerung 
aus den eigenen Erklärungen der berufenen Organe ber katholiſchen Kirche, menn be 
bauptet wird, ein Katholif, welcher vor dem 18. Juli 1870 bie an biefem Tage ent: 
ſchiedene Glaubenslehre nicht geglaubt habe, fei, wenn er auch nad) biefem Tage biefelbe 
nicht glaube, noch Katholit, da er dasſelbe glaube, was vor dieſem Tage hinreichte, um 
katholiſch zu jein. 

Mas die Denkſchrift von ber Pflicht des einzelnen Katholifen jagt, mit der Lehre 
feiner Kirche in Mebereinftimmung zu bleiben, hat eine Berechtigung nur in fo weit, ala 
bie Lehre ber Kirche unveränbert bleibt. Tritt hierin eine Aenderung ein, wie e8 durch 
bie Sonftitution vom 18. Juli 1870 geſchehen ift, jo ift ber Staat weder verpfliätet noch 
auch nur bereitigt, bie Anhänger ber alten Lehre in ihrem Verhältniß zum Staat als 
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Btrünnige zu behandeln. Sie find ihres Anſpruchs auf den Schutz bed Staates nicht 
wburd verluftig geworden, daß Die Kirche den Inhalt ihrer Xehre verändert‘ bat, und 
ieſer Schub wird ihnen nach wie vor gewährt werben. 

Ew. Erzbiichöfliche Gnaden ftelle ich ganz ergebeuft anheim, bie vorftehenden Be: 
wrhmgen gefäligft zur Kenntniß der Mitunterzeichner der Vorftelung vom 7. Sep: 


mber d. 3. gelangen zu laſſen. 
v. Mühler.“ 


)) Antwort des Bilhofs von Ermland vom 20. December 1871 auf das 
Minifterialrefcript vom 25. November. 


„Ew. Ercellenz 


ihen in dem Beſcheide, welchen Hochbiefelben unter dem 25. November I. 3. auf meine 
mmebiateingabe an Seine Majeftät den SKaifer vom 8. October um Befeitigung bes 
eniffenszwanges bei dem Gymnafium zu Braunsberg und um anbermeitige Regnuli⸗ 
ng des Religiondunterrichtes dafelbft mir ertheilt haben, zwei Gründe angeführt, auf 
elche geftügt Ew. Ercellenz die verhängten Mafregeln abzuändern nit für ange: 
eſſen erachten. 

Der erfte Grund beiteht darin, daß in meiner Smmebiatvorftellung vom 8. October 
eichwie in jener ber Biſchöfe Preußens vom 7. September weder ein Geſetz angeführt 
be, welches bei den angegrifienen Verfügungen der Staatsregierung unbeadtet 
blieben, noch auch ber Beweis enthalten ſei, daß diejenigen Geſetze, auf welche bie 
dähnten Verfügungen fi gründen, unrihtig angewendet feien. 

Den zweiten Grund finden Em. Excellenz in dem angeblich auß logiſcher Schluß 
gerung refultirenden Sage, daß durch die Vaticanifche Eonftitution vom 18. Yuli 
10 die Perſon bed Trägers bed unfehlbaren Firchlichen Lehramtes geändert 
rden fei, und daß mithin diejenigen, welche biefe Aenderung nicht annehmen wollen, 
bre Katholiken bleiben und als ſolche auch vom Staate zu behandeln jeien. 

Seftatten Em. Ercellenz, daß ich diefe für bie rechtlihe Stellung unferer Kirche 
bebenfliche Auffaffung und Motivirung näher beleuchte. 

I. In Bezug auf den erften Punkt erlaube ih mir zunähft Ew. Ercellenz ganz 
ebenft daran zu erinnern, daß ich ſowohl in meinem Schreiben vom 21. April als 
h in meiner Eingabe vom 9. Juli die ungefeßliche Seite jener Verfügungen unter 
vorhebung der betreffenden Geſetzesſtelle ausführlicher nachgemiefen und nament⸗ 
ı begründet habe, bak die durch jene Erlafje getroffenen Maßnahmen ſowohl die ben 
tholiten durch die Staatsverfaſſung gemwährleiftete Selbftändigfeit und 
eiheit in Ordnung ihrer innern Angelegenheiten aufheben, ald auch ihre Rechte 
den ihnen durch diejelbe Urkunde für ihre religiöfen und Unterrichtszwecke 
rantirten Befigftand verlegen und zudem einen durch die Beftimmungen des 
lg. Pr. L.⸗-R. ausdrüdlich verbotenen Gewiſſenszwang in ſich fließen. 

- Auf diefen redhtlichen Nachweis vom 9. Juli c. haben Ew. Ercellenz unter bem 

Suli c. mir eröfjnet, „es liege nicht in Ihrer Abficht, über bie Berehtigung 
b Angemeſſenheit jener Entideidung in Erörterungen einzutreten, welche 
a vornherein Feine Ausficht auf gegenjeitige Verfländigung gewährten”. 

Ew. Ercellenz werden einfehen, in meld mißliche Lage biefe fich entgegenftehens 
Beſcheide den Beichwerdeführer bringen. Sucht er die Uebertretung des Geſetzes 
sführlicher zu begründen und nachzuweiſen, fo verfügen Ew. Ercellenz, Hochdieſelben 
nten fi) über bie Berechtigung feiner Beſchwerde nicht in Erörterungen einlafjen; 
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hält er aber in einer Immebiateingabe an Seine Majeftät ben Katier eine jurikifge 
Debuction nicht für angemeffen und legt er einfach die unmittelbar und vernehmälf 
genug ſprechenden Thatjachen des Gewiſſenszwanges und des Eingriff in das Glauben 
gebiet ber Kirche ber höchſten Stelle zur Beurtheilung vor, fo wirb ihm durch Em. Er: 
cellenz erwiedert, er führe feine Gefege an, bie verlegt feien und feine Beſchwerde ſe 
deßhalb grundlos. 

Auf welche Weiſe ſoll nun der verlegte Theil fein Recht geltend machen? 

Em. Ercelenz motiviren in bem Referipte vom 21. Juli I. 3. die Ablehnung ber 
Erörterung ded Rechtspunktes mit ber Bemerkung, „ben katholiſchen Biſchöfen Deutſch⸗ 
lands fei e8 nicht unbefannt gemefen unb fie hätten e8 vor ben Beichlüffen bes Batis 
caniſchen Concils wiederholt felbft bezeugt, daß biefe Beſchlüſſe für Deutfchlanb ben 
Keim von Verwickelungen zwiſchen Staat und Kirche in fi) trügen. Nachdem num 
trogdem dieſe Beſchlüſſe gefaßt und verkündet worden ſeien, und auch bie Biichöfe, 
welche den Erfolg vorausgefehen, die Durchführung berjelben fich zur Aufgabe geftellt 
bätten, jo fei von dergleichen Verhandlungen ein Erfolg nicht wohl abzufehen“. 

Jedermann aber fieht ein, daß Befürchtungen, welche lediglich Angeſichts der vor⸗ 
handenen oder in Borausficht der fommenben Mißdeutungen, Mißverſtändniſſe und feinb⸗ 
feligen Agitationen entftanden waren, weber für die Biſchöfe felbft eine Veranlaſſung 
fein konnten, den Beſchlüſſen eines rechtmäßigen allgemeinen Concil3 bie pflidhtmäßige 
Anerkennung und ben fchuldigen Gehorſam zu verfagen, noch auch für den Fall biefer 
Pfligterfülung ben Staatöregierungen eine Befugniß einzuräumen im Stande find, 
die Grörterungen über Nechtöfragen abzuweiſen und bie durch Verfaſſung und Geſetz 
garantirten Rechte ber Fatholiihen Staatsbürger zu beanſtanden oder zu verlegen. 

Ein Abgeordneter kann fih über ein von ben Kammern votirte8 und von dem 
Könige beftätigte und publicirtes Gefeß nicht aus dem Grunde hinwegſetzen, weil er 
mit der Minorität gegen ben Erlaß besielben ſich ausgeſprochen bat unb von bemielben 
Nachtheile befürchtete. Was hier auf dem Gebiete des Staateß gilt, hat auch Geltung 
auf dem Rechtögebiete ber Kirche, und bie Bifchöfe find verpflichtet, dem geſetzmäßig 
gefaßten Beſchluſſe der Höchiten kirchlichen Autorität Gehorfam zu leiften und Aners 
fennung zu verichaflen, auch wenn fie vorher über die Opportunität der Beichlüffe Ans 
fihten begten, welche von ben Anihauungen der Majorität divergirten, unb bei ber 
erregten und irtegeführten Zeitftimmung nachtheilige Folgen von einer an und für fid 
gerechtfertigten Beſchlußnahme befürdhteten. 

Daß aber etwa gar außgeiprochene Befürchtungen übler Folgen ober Gefahren, 
bie mit der Ausübung einer gerechten Sache verbunden fein können, einem Dritten bas 
Recht geben follen, biefe Eventualitäten zu verwirklichen, diefe Annahme würbe einen 
Grundſatz bilden, deſſen Unbaltbarfeit zu beweiſen nicht lohnte, da bie mehr ala bebenfs 
lichen Eonfequenzen desſelben ofien zu Tage liegen. 

Indem ich deßhalb meinen in ben früheren Schreiben und befonbers in jenem 
vom 9. Juli gemaditen und unmiberlegt gebliebenen Nachweis der Ungeſetzlichkeit 
ber minifteriellen Maßnahmen in feinem ganzen Umfange aufrecht erhalte, wieberhole 
ih bier ganz ergebenft die bort gemachten Beichwerden, daß bie in Bezug auf ben 
Religionsunterriht an dem Gymnafium zu Braundberg getroffenen minifteriellen Bers 
fügungen: 

1. Die geſetzlich gemwährleiftete {Freiheit des religiöfen Belenntniffes und naments 
lich das Recht der katholiſchen Kirche verlegen, ihre Angelegenheiten jelbflänbig zu 
ordnen und deßhalb allein zu bejtimmen, welches ihr Glaube ift, wer zu ihrer Gemein⸗ 


— 
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Haft gehört, und wer in ihr geiſtliche Functionen zu verrichten bat (Art. 12 und 15 
Ir Berfaffung vom 31. Januar 1860 und $ 66, 115, 120 und 121 Th. II. Tit. 11 
BEL) 

2. Einen vom Geſetz verbotenen Gewiſſenszwang flatuiren (Allg. L.:R. Th. II. 
fit, 12). 

8. Die Rechte der Katholiken auf ben Befiß und Genuß ber für ihre Unterrichtds 
jwede beitimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds, und damit Art. 15 ber Verfaffungs- 
urfunde vom 31. Januar 1850, fomwie da3 Patent Friedrichs II. vom 13. September 
1772 (Art. 8 ber Warfchauer Tractate vom 5. Auguft 1772) verlegen. 

Auch Tann ich die Rechtögültigkeit des 5 55 Thl. II. Tit. 11 A. 2.:R. in Anwen: 
bung auf die Ercommuntcation be8 Dr. Wolmann, wonach letzterer troß der durch 
bie berechtigten Organe gefchehenen Ausſchließung aus ber Kirche dennoch zur Kirche 
vor wie nach gehören fol, nicht zugeben. Jener $ 55 muß vielmehr, infofern er mit 
bem Rechte einer religiöfen Genoſſenſchaft, ihre Angelegenheiten felbftändig zu orbnen, 
in Widerfprud tritt, duch die Verfaffungsurfunde als aufgehoben erachtet werben, 
Sind nämlich unter „ben vom gewöhnlichen Glaubensbefenntniffe abweichenden Mei⸗ 
nungen“ theologiiche freie Anſichten verftanden, welche fi zwar von ber gemöhnlichen 
Auffaffung des Dogma’3 entfernen, aber feinen weſentlichen Grundſatz verlegen ober als 
beffimmte Slaubensfäge noch nicht erflärt worden, alfo bloße fogenannte Theologumena 
find, fo wird weber Proteftant noch Katholik gegen jenen Gefegesparagraphen etwas 
einzuwenden haben. Sollen aber unter den abweichenden Meinungen wefentliche Dog: 
men unb Grundfäge begriffen werben, fo Tann keine Religionsgeſellſchaft mit dieſen 
Gefegesparagraphen beftehen. Kein wahrer Chrift, Katholik ober Proteftant, der am 
Die Gottheit bes Herrn glaubt, wird z. 3. in religiöfer Gemeinfchaft mit Leuten vers 
Bleiben und noch weniger ihnen religidfe Rechte und Functionen in biefer Gemeinihaft 
einräumen wollen, weldhe über Chriftus, den Sohn Gottes, bie Anſchauungen der Gno: 
Rifer, Artaner, Mormonen ober Juden haben. Sollen foldhe bifferirende Anfchauungen 
im Sinne des Geſetzes als „abweichende Meinungen“ gelten, dann hört felbitverftänd- 
Ti jede Religionsgefellfhaft auf, und das religiöfe Bekenntniß verflüchtigt ſich in bie 
Nebel des Nihilismus. Sch will bierüber die Worte eines Rechtögelehrten anführen, 
welcher gewiß als unverbädtig angefehen und einer Parteilichfeit für fatholiiche Inter⸗ 
effen nicht geziehen werben wird. Dr. Paul Hinſchius fagt in feiner neueften Schrift: 
„Die Stellung ber deutihen Staatöregierungen gegenüber den Belchlüffen des Vati—⸗ 
caniſchen Eoneil8* S. 17 und 18: 

„Dar die Entwidelung und Klarftelung der Hirchlichen Tehre ober de Dogma’s 
eine rein kirchliche Angelegenheit if, wirb Feiner weiteren Ausführung bebürfen. Daher 
bat fi) der Staat in bie Teftfeßung eined neuen Dogma's nicht zu miſchen. Ebenſo 
erſcheint bie Kirche auf Grund jenes Berfaffungsartifel3 (Art. 15 V.⸗U. 1850) berech⸗ 
tigt, ihre rein geiftlicden Strafen für die Nichtanerkennung ihrer Lehre anzubrohen und 
fie nöthigenfalld zu verwirklichen. Allerdings beftimmt für diejenigen Provinzen, in 
welchen das preußiiche Landrecht gilt, ber 5 55 Tit. 11 Thl. II. desfelben: 

Wegen bloßer von dem gemeinen Glaubensbekenntniſſe abmeichender Meinungen 
Tann fein Mitglied ausgefchloffen werben‘; aber biefe Vorfchrift iſt nicht nur mit bem 
Weſen ber Tatholiichen, fondern aud mit bem ber proteſtantiſchen Kirche und jeber 
andern Religionsgefellichaft unvereinbar. Jede Kirche beruht auf dem beftimmten Be: 
fenntniffe und Hat biefes zur Vorausſetzung. Der Glaube an basjelbe bebingt Pie 
Mitgliedſchaft in der betreffenden Kirche, und wer ihr Bekenntniß verläugnet, Tann felbfts 







verftändlich nicht mehr als Angehöriger berfelben betrachtet werben. An ſich würde bie 
innere Unhaltbarkeit der Vorſchrift freilich ihre rechtliche Gültigkeit nicht beeinträchtigen 
fönnen, aber fie muß durch den eben erwähnten Artikel ber Verfaffung in Berbinbung 
mit Artifel 109 derſelben für aufgehoben erachtet werben. Deun zu ber freien Verwal= 
tung der Angelegenheiten einer Religionsgefellichaft gehört zweifellos auch bie Beſtim— 
mung über die Rebingungen, unter denen die Rechte der Mitgliebfchaft erworben unb 
unter denen fie verloren werben.” 

Es dürfte hiernach kaum einem Zmeifel unterliegen, daß Em. Ercellenz fi nide 
auf jenen Paragraphen ded P. A. L.-R. berufen Fönnen, um, indem Hochbiejelben ein 
von ber competenten gelftlichen Behörde aus der fatholifchen Kirche wegen Abfalls vom 
Glauben ausgefchloffenes Glied als noch zu berfelben gehörig erflären, den Vorwurf 
der Verlegung ber Glaubens- und Gewiſſensfreiheit von fi) abzumälzen. 

Es mögen bier noch die Worte, Me ſelbſt ein offener Gegner der katholiſchen Kirche, 
der bayeriihe Eultußminifter, Herr v. Lug, über biefen Gegenſtand neuli in ber 
28. Situng des Reichdtages ſprach, Plak finden: 

„Der moberne Etaat,” fagte er, „ſchreibt auf feine Fahne die Gewiſſensfreiheit. 
Daraus folgt, daß Fein Cultusminifter daB religiöfe Glaubensbekenntniß irgend einer 
Religionsgeſellſchaft orthopädiſch behandeln Tann. Daraus folgt, daß kein Eultuss 
minifter beftimmen Tann, wer als Mitglied einer Kirchengemeinſchaft anzuerkennen 
ift und wer nit. Daraus folgt, dag fein Eultusminifter beflimmen fann, wer geifl: 
lie Yunctionen vornehmen darf und wer nicht.” 

Aus dem vorhin Gefagten dürfte fich ergeben, daß Em. Ercellenz nicht nur für 
Ihre die katholiſchen Intereffen ſchwer verlegenden Maßnahmen in Betreff bes religidſen 
Unterricht3 beim Gymnafium zu Braunsberg feine rechtliche und gefegliche Unterlage 
haben, jondern auch, abgefehen von ben natürlicden in dem Wejen jeber religidien Ges 
meinſchaft Tiegenden flaatsbürgerliden Rechten, den vorhandenen pofitiven gefeßlichen 
Beſtimmungen durch. jene Verfügungen direct entgegenhanbeln. 

II. Ih komme zu dem zweiten angeführten Grunde, daß nämlich, nad) angeblich 
logiſcher Sonfequenz, durch die Baticanifche Conftitution vom 18. Juli 1870 eine Aens 
derung ber fatholifchen Lehre flattgefunden, indem nad alter katholiſcher Auffaffung 
ber mit dem Papſte verbundene Epiffopat Träger des unfehlbaren Lehramtes geweſen 
fet, durch bie Beichlüffe vom 18. Juli aber die Kathedralbefinitionen des Papftes als 
ex scse non autem ex consensu ecclesiae irreformabel erflärt würden, woburd bie 
PVerfon bes Trägers bes fatholifchen Lehramtes fich geändert babe und eine Entſcheidung 
getrofien worden fei, die mit ber alten Lehre im Widerfpruche ſtehe. Es könne deßhalb 
auch derjenige, welcher die neue Definition nicht annehme, nicht als Abtrinniger von 
der fatholiihen Kirche ſeitens des Staates angefehen und behandelt werben. Zu biefem 
Schluffe feien Em. Ercellenz gekommen, nicht indem Sie jene Beſchlüſſe nach Ihrer bog: 
matiſchen Seite prüfen, mas außerhalb Ihres Berufes liege, ſondern indem Ste über 
die logiiche Begründung derjelben urtheilen, was Ihnen zuftehe. 

Aber Ew. Ercellenz werben zugeftchen, daß unfere Kirche dad Recht der Eriftenz 
und der freien Ordnung ihrer Angelegenheiten, namentlich in Glaubensfachen, nicht deß⸗ 
halb bat, weil ihre Dogmen den fubjectiven philofophiichen Anſchauungen und logiſchen 
Normen des jeweiligen Cultusminifters entipredhen, jondern daß fie diefe Freiheit von 
Gottes Gnaden und durch die Verfaffungen aller Rechtsſtaaten befigt und deßhalb bie 
Einmiſchung eined Dritten in ihr Glaubensgebiet, unter welchem Titel dieſes auch ges 
ſchehen mag, nicht zu dulden auch in Preußen gefetlich berechtigt if. Sie ift eben als 
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Kirche vom Staate anerkannt mit bem vollen Rechte, ihre Angelegenheiten, beſonders 
die des Glaubens, felbftändig zu ordnen. Und dieſer Glaube richtet fi nicht nad 
gingerzeigen philoſophiſcher Syſteme oder dem Drude politifcher Erwägungen, ſondern 
nad der Richtſchnur der apoftolifchen lleberlieferung ber heiligen Schrift und Tradition, 
nie fie das Firchlicde Lehramt bewahrt und verfündet. Wo wäre überhaupt die gött- 
fihe Offenbarung, wenn fie nad) den Anforderungen einer fich infallibel dünfenden und 
doch ſehr fallibel ſich erweiſenden Wiſſenſchaft fich richten müßte? Ich braude Em. 
Ercellenz nicht auf die große Zuverſicht hinzuweiſen, womit die Gegner ber Offenbarung 
auf fogenannte unwiberlegliche Gründe der philoſophiſchen, aftronomifchen, philologtichen, 
geologifchen, phyfiologiichen, hiſtoriſchen und anderen Wiffenichaften bin die Mahrheit 
ber heiligen Schrift und den geoffenbarten Glauben angegriffen und den vollftänbigften 
Eieg über Gottes Wort verfündet haben. Hinterher indeffen haben ſich dieſe Sieges⸗ 
bületind als verfrüht gezeigt ober gar als eitlen Dunft ermiefen. 

Ew. Ercellenz werden deßhalb begreifen, bag mir, mißtrauifch gegen alle präten- 
dirte Wiffenfhaft, eine Einmifchung berfelben in unfer Glaubensgebiet nicht geftatten 
und in Bezug auf unſern heiligen Glauben ftreng an unfer göttlihes Recht und den 
Baragraphen ber Verfaffung und halten. Nicht ala ob wir eine rationelle Unterfuchung 
ſcheuen; die katholiſche Kirche Tiebt und pflegt die Wiffenfchaft, und logiſche Confequenz 
ihtes Lehtgebäubes iſt ein Ruhm, den felbft ihre Gegner oft anerkennen; aber von ber 
Fehlbarkeit wiſſenſchaftlicher Debuctionen wollen wir die unfehlbare Gemwißheit unferes 
Glaubens, der auf die Autorität und Offenbarung Gottes ſich gründet, nicht abhangen 
laſſen. Wie richtig dieſes fei, dürfte auch, wie mir ſcheint, aus einer Unterfuchung ber 
logiſchen Prüfung, die Ew. Excellenz in Bezug auf das Dogma ber Infallibilität an- 
Rellen, erhellen. Die Bemweidführung Ew. Excellenz dürfte nicht zutreffen, weil fie auf 
mißverftandenen Borausfeßungen beruht. 

Zunächſt will e8 mir ſcheinen, daß aus der Lehre, nach weldder nur der mit Dem 
Bapfle verbundene Epiflopat Träger bes unfehlbaren Lehramtes ift, mit logi⸗ 
her Sonjequenz ſich folgende Sätze ergeben: 

1. Daß die nicht mit dem Papſte verbundenen Biſchöfe auh nit Träger 
des unfeblbaren Lehramtes find, vielmehr aus dem Firchlicden Lehramte und aus ber - 
Kirche überhaupt außfcheiben ; 

2. daß die Gläubigen, melde den mit dem Papfte verbundenen Biſchöfen nicht 
folgen, außerhalb ber Kirche fich befinden, weil fie gegen dad unfehlbare Lehramt ber 
Kirche ſich auflehnen; 

3. daß befhalb die fogenannten Altfatholiten, oder richtiger Neuproteftanten, welche 
ben mit dem Papfte verbundenen Bifhöfen ben Gehorfam verweigern, nicht mehr 
Glieder der Fatholifchen Kirche find und deßhalb auch katholiſchen Religiondunterricht 
nicht ertheilen können. 

Es würde alfo aus dem angeführten Sate mit logiſcher Confequenz gerade das 
Gegentheil von dem zu folgern fein, wo Em. Ercellenz aus demſelben geſchloſſen haben, 

Aber Em. Excellenz find überhaupt nur durch faljch verftandene Prämiffen zu 
falſchen Schlußfolgerungen gefommen. Hochdiejelben ſcheinen in dem Lehramte ber 
Kirche zwei gleichberechtigte Perfonen (Bapft und Cpijfopat) anzunehmen, welche durch 
ihren gegenfeitigen Conſenſus bie firchlicde Lehre definitiv feitfegen. Diefe Auffaffung 
iR nicht richtig. Em. Ercellenz wollen deßhalb geftatten, daß ich Hochdenſelben bie 
katholiſche Auffaffung von bem Träger des unfehlbaren Lehramted in einigen kurzen 
Sätzen vortrage. 
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1. Das unfehlbare Lehramt beſteht aus ben Biſchöfen ber katholiſchen Kirche, als 
ben Nachfolgern der Apoſtel, und bildet einen großen lehramtlichen Körper, beffen 
Haupt der Biſchof von Rom, deſſen Glieder bie über die Erbe zerfireuten BiſchSſe 
ber Kirche find. 

2. Haupt und Glieder dieſes Lehrkörpers jtehen in einem lebendigen und ae w 
trennbaren Zuſammenhange, weil bie Kirche ein lebendiger, vom Geiſte Eh iff 
‚befeelter Leib ift. 

Nach Anordnung Chrifli, gemäß göttlichem Rechte follen bie Btichöfe bie apo Wie 
liſche Sinterlage de8 Glaubens hüten, bewahren unb verwalten, und in dem Payakk, 
dem Nachfolger des zum Felſen der Kirche erwählten Apoftelfürften Petrus, ihr Hz mupt 
und Gentrum, ihre Einhett und Feftigfeit befiten. Nur auf biefe Weife kann die Lehre 
Chriſti in reicher Mannigfaltigfeit und doch feſtgeſchloſſener Einheit organifch fich entwick In. 

3. Die Bifchöfe fliehen, was die Leitung und Megierung ber Kirche angeht, zu Kc>em 
Bapfle in dem Verhältniffe von Gliedern zu dem Haupte; fie find ihm re üicht 
eoorbdinirt, fondern fuborbinirt. Papft und Bilchöfe find nicht zwei fih gegg en 
überflehende gleichberechtigte Factoren im kirchlichen Lehramte, fondern dem Pr zoke 
fommt (vor und über den Biſchöfen) Die Tegte endgültige Entiheidung und Def 
nitive Feflfeßung in der Lehre zu; er ift bie höchſte und letzte Inſtanz in Glaubert: 
ſachen. Denn nach den Worten des Herrn jelbft ift er „ber Feld, auf welchem Die 
Kirche flieht, der Hirt der Hirten, der Schlüffelträger bes Reiches 
Gottes. Die Kirche felbft erflärt ihn deßhalb als dad Haupt der ganzen Kirche, ald 
ben Bater und Lehrer aller Chriften, und ihm fei im HI. Petrus von unſem 
Herrn Sefus Chriſtus die volle Gewalt, die allgemeine Kirche zu meiden, zu leiten 
und zu regieren, übertragen worden”. (Ag. Concil zu Florenz.) Ihm veriprechen auf 
die Biſchöfe und Vorfteher der Kirhe „wahren und aufridtigen Gehorfjam“. 
(Prof. Ad. Trid.) Seine Kirche, die Römilche, ift die Mutter und Lehrerin aller 
Kirchen (Ibid. 1.); fie befitt „ven höchſten und vollen Primat und PBrincipat 
über die ganze Fatholtiche Kirche, mit der Fülle der Gewalt, durch Petrus, ben 
vom Herrn geſetzten Yürften der Apoftel, beffen Nachfolger der Römiſche Papft tft; unb 
fo wie fie vor den Übrigen Kirchen verpflichtet ift, die Wahrheit des Glaubens zu ver: 
theidigen, fo miüffen au die etwa auftaudenden Glaubendfragen durch 
ihr Urtheil entſchieden werben”. (Zweites allg. Concil von Lyon.) 

Die Biſchöfe find Lehrer und Glaubensrichter zunähft für ihre Diöcefen, aber 
auch mit und unter dem Papfte und von ihm berufen für die ganze Kirche. 

Ale vom Könige berufenen Richter im Staate bilden zujammen ben richterlichen 
Stand des Landes, ſprechen Recht, handhaben das Geſetz und halten die gefammte 
Rechtsordnung im Lande aufrecht, obgleich ihre Urtbeile ber Beitätigung oder Refor⸗ 
mation bes oberften Tribunal8 reſp. des Königs unterliegen. 

4. Der Tatholifche Glaube wird in gewöhnlicher Weife durch das über ben 

Erdkreis zerftreute ordentliche und allgemeine Lehramt ber Kirche verfündet; in 
außergewöhnlicher Weife durch einen förmlichen Entſcheid (solemne judicium) 
feftgefet. 
5. Ein folder förmlicher Entfcheib oder endgültige Feſtſetzung eines Glaubens: 
‚punkte findet ftatt, wenn ber Papft ala Oberhaupt ber Kirche und für bie 
‚ganze Kirche 

a) den von einem allgemeinen Goncil bezeugten Glauben ber Kirche in 

Bezug auf eine noch nicht definitiv feftgefeßte Lehre beftätigt ober promulgirt; 
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db) außerhalb eines allgemeinen Concils durch die ihm zu Gebote fiehenden Mittel 
den in Schrift und ZTrabition enthaltenen und vom kirchlichen Lehramte be- 
wahrten Sinn einer kirchlich noch nicht definitiv fetgefeßten Lehre conſtatirt 
und definitiv feftfegt. 
6. Die vom Papfte beftätigten oder promulgirten Beſchlüſſe eined allgemeinen 
Concils, wenngleih nur ein größerer ober geringerer Bruchtheil bed gefammten Epi⸗ 
flopats daſelbſt verfammelt war, gelten ftet3 als unabänderliche, vom Geifte Gotted vor 
allem Irrthum bewahrte und von allen Gläubigen gehorſam aufzunehmende Ausſprüche 
des firchlichen Lehramtes. 

7. Auch die kathedratiſchen Entſcheidungen der Päpſte wurden in gleicher Weiſe 
nicht allein von ber ganzen Kirche ſtets mit gläubigem Gehorfam aufgenommen, fondern 
galten auch nach faft allgemeiner Annahme als durch göttlichen Beiſtand vor Irrthum 
bewahrte und deßhalb aus ſich unabänderliche Ausſprüche des firchlichen Lehramtes. 
Nur die verhältnißmäßig Meine, durch ſtaatliche Einflüfſe geleitete Schule der Gallicaner 
wollte ihnen den Charakter ber Unabänderlichkeit erft dann zuerfennen, wenn der (aus⸗ 
drüclliche ober ſtillſchweigende) Conſens der Kirche hinzugetreten fei. Diefe Anficht war 
38 zum Vaticaniſchen Concil von der Kirche geduldet; ihre Vertheidiger haben aber 

auch nie verfucht, fie praftifh gegen bie Enticheidung des Römiſchen Stuhles geltend 
zu machen. 

8. Aber aud) vor dieſem Concil ſtand allgemein feit, 

a) daß die päpftlichen kathedratiſchen Enticheidungen von allen Gläubigen mit 
wahrem innerliden Gehorfam des Geiſtes und Herzens aufzu: 
nehmen jeien; 

b) baß fie Die legte Inſtanz bildeten und eine Appellation von ihnen an 
ein allgemeine? Concil nicht flatthaft fei. 

9. Auf dem Batlcanifhen Concil handelte e3 fi um die frage, ob bie gallis 
caniſche Anficht noch ferner gebulbet werben, ober ob nicht vielmehr die aus ben unter 
Nr. 8 angeführten feſtſtehenden Prämiffen von felbft ſich ergebende und faft allgemein 
bereit3 angenommene Gonfequenz der Irreformabilität der feterlichen päpftlichen Defint- 
tionen gezogen werden folle. Die für Alle verbindlichen Vorichriften, daß bie fathe: 
dratiſchen Enticheidungen des Papſtes eine Berufung nicht zulaffen, fondern fofort vollen 
innern Gehorſam des Geiftes und Herzens verlangen, find nur in ber Vorausfegung 
gerechtfertigt, daß jene Entſcheidungen durch Gottes Beiftand von allem Irrthum frei 
und deßhalb aus fi) unabänderlich find. 

10. Daß BVaticanifche Concil hat in feiner vierten Sitzung am 18. Juli 1870 bie 
gallicaniſche Anficht ausgefchloffen und die päpftlichen kathedratiſchen Gnticheibungen 
aus ſich (d. 5. wegen ihrer inneren, durch den göttlichen Beiftand, der fie vor Irrthum 
bewahrt, verbürgten Wahrheit) unabänderlich erklärt; es hat theoretiſch feitgefekt, 
was factifch und praktiſch ftets beobachtet und anerkannt worden ift, daß nämlich 
die Unfehlbarkeit bed firchlichen Lehramtes, fei e8 in, fei e8 außer einem allgemeinen 
Concil, in letter Inftanz durch das Oberhaupt ber Kirche ausgeübt wird. Auch 
bei einem allgemeinen Concil ift es nicht die größere oder geringere Ginftimmigfeit der 
dort verfammelten Väter, welche den Beſchlüſſen den Charakter ber Unabänberlichfeit 
verleiht, ſondern bie Beſtätigung des Papſtes; erft durch dieſe werden bie vorher nod) 
sroviforifhen und abänderlichen Decrete auß fih irreformabel; es ift alfo 
Die durch ben Beiftanb Gottes vor Irrthum bemahrte päpftlide Eonfirmation, durch 
welde auch bier bie Unfehlbarkeit des Firchlichen Lehramtes endgültig ausgeübt wird. 
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Es tft fomit durch das Vaticaniſche Concil beſtimmt und Flar aubgeſprochen wor: 
den, wie dad Wort Gottes, daß Petrus der Feld ber Kirche, ber Schlüffelträger bes 
Himmels und der Hirt der ganzen Herde fet, bei Slaubensentfcheibungen zu verftchen 
ſei; es iſt durch jene Beichlüfje dem Haupte gegeben, mas des Hauptes if. Audge 
ſchloſſen ift der liberalifirende Zeitgeift, ber feine conftituttonellen Heilfünfte mit Kammer: 
majoritäten auch auf die von Gott feftgelegte Negierung ber Kirche übertragen möchte; 
abgemiejen find die ber Kraft des Hauptes mißgünftigen und feinbfeligen Richtungen 
und Secten des Gallicanismus, Janſenismus, Febronianismus und Joſephinismus. Das 
Haupt, nicht die Glieder, ſetzt in letzter Inſtanz die Lehre der Kirche feſt, beglaubigt 
und beſiegelt ſie; das Haupt, in lebendigem Zuſammenhange und ſteter Wechſelbeziehung 
mit den Gliedern, ſprichten dgültig das von ihm erforſchte oder ihm bekannte 
Bewußtſein der Kirche aus; der von Gott geſetzte Hausvater langt aus dem von bem 
ganzen Lehramte gehüteten und verwalteten Schatze ber Schrift und Tradition Altes 
und Neued je nad) dem Bebürfniß ber Zeiten für bie ganze Kirche hervor, und wird 
bei diefem für die Erhaltung ber Hriftliden Wahrheit entſcheidenden 
Acte von jenem Geifte beihüst und geleitet, durch ben bie Kirche Gottes bie nicht 
mwanfende Säule und Grundfeſte der Wahrheit ift. 

Das ift die Fatholifche Lehre von dem unfehlbaren Lchramte des Papſtes, wie fie 
das Vaticaniſche Concil, auf die Meberlieferung und Praris aller Jahrhunderte geftükt, 
conjequent ausgeſprochen bat. 

Ew. Ercellenz werben hieraus erfehen, daß durch die Vaticaniſchen Beſchlüſſe nicht 
bie Perſon bes Träger3 des unfehlbaren Lehramtes geändert, jonbern bie bereits 
vorher praftiih allgemein anerfannte Vollmacht des Haupted jened Lehramtes 
auch theoretiid genau feftgeftellt morden if, und zwar in firenger logijcher 
Conſequenz. 

Dieſe Lehre bewegt ſich auf dem Gebiete des katholiſchen Glaubens und greift 
nicht in eine fremde Sphäre ein, ſo wenig als Gott, welcher der Urſprung der geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Gewalt iſt, auch jeder der beiden Gewalten das ihr Zukommende 
zu geben befiehlt, ſein eigenes Werk zerſtören will. 

Wenn aber Ew. Excellenz ſagen, der Beweis für dieſes Uebergreifen des definirten 
Glaubensſatzes in das Gebiet des Staates liege darin vor, daß die aus dem Dogma 
der Unfehlbarkeit entſtandenen Conflicte factiſch ſich auf ſtaatlichem Boden entwickelt 
hätten, ſo verwechſeln Ew. Excellenz die friedfertige Natur dieſes Dogma's mit dem 
für Verwicklungen empfänglichen Boden der factiſch und rechtlich in Preußen noch bes 
ſtehenden Verbindung des Staates mit ber Kirche auf dem gemiſchten Gebiete des 
Unterrichts, für welche Hochdieſelben bisher mit dankenswerthem Muthe und chriſtlicher 
Ueberzeugungstreue eingeſtanden ſind. Um den fegensreichen Einfluß der religiöſen Ein⸗ 
wirkung auf Geiſt und Gemüth der heranzubildenden Jugend zu wahren und gemäß 
dem hiſtoriſch und rechtlich confeſſionellen Charakter der meiſten Schulen und ihrer 
Stiftungsfonds ſorgt der Staat mit der Kirche für die religiöſe Erziehung und die 
Ertheilung eines confeſſionellen Unterrichts in der Religion, der einen obligatoriſchen 
Theil des Unterrichts überhaupt bildet. Die Vollmacht zur Ertheilung des letzteren 
kann ſelbſtverſtändlich der Staat nicht geben, noch die Ueberwachung desſelben über⸗ 
nehmen, das liegt außerhalb feiner Sphäre. Der Kirche gehört Beides ber Natur ber 
Sade und auch dem Gefete nad. Wenn nun bie Kirche in Ausübung ihres oberen 
Auffichtsredhtö bie nur unter ber Bebingung ber rechtgläubigen Lehre ertheilte Vollmacht 


zum Unterrichte zurüdguziehen ſich genöthigt fieht, fo muß der Staat biejed Urtheil ber 
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Kirche in Glaubensſachen als maßgebend für den Religionsunterricht anerkennen und 

er bat fein Recht, diefe Entfcheibung zu beanftanden und bie Auflehnung gegen biefelbe 

zu fügen. Thut er dieſes, fo verlegt er ein ihm fremdes unb von ihm heilig zu bal- 
tendes Gebiet. 

Nicht die Kirche hat alfo in dem Braunsberger Streite mit ihrem Dogma in das 
Gebiet des Staates hinübergegrifien, fonbern ber Staat ift e8, ber ſich In das Gebiet 
des Glaubens Hineindrängt, der Glaubendangelegenheiten und Dogmen unter nichtigen 
Sorwänben vor fein Forum zieht; der ſich unterfängt, bie Befchlüffe der kirchlichen 
Autorität als binfällig zu erflären und zu beftimmen, was Tatholifcher Glaube ift, und 
was nicht; der fatholifhe Schüler in einen religiöfen Unterricht hineinzuzwängen fudht, 
den fie nach ihrem Gemiffen nicht befuchen bürfen und von welchem aud) das Gefet 
des Staates fie freifpricht; der Staat ift e8, der mit feiner Gewalt, ja mit ufurpirten 
Ärhlicgen Mitteln bie kirchliche Revolution unterftügt. Das Verfahren Em. Excellenz, 
jene Verfügungen, weldhe mit ben göttlihen und menſchlichen Rechten in Wiberfprud) 
Reben, haben die Conflicte geſchaffen; bie Kirche hat nur ihr heiligſtes Gebiet geſchützt 
umb vertheibigt, fie hat in Nichts das Recht bes Staates gefränft. Sie hat aber das 
Recht der freien und felbftändigen Griftenz. 

Für dieſe freie Wirkſamkeit erhebt bie katholiſche Kirche in Ermland Anipruch auf 
ben Rechtsſchutz des Staates. Ste bat Jahrhunderte lang vor der Vereinigung Erm- 
lands mit bem preußifhen,Staate in dieſen Landen jelbitändig und frei beftanden, 
und es find ihr bei der Beſitznahme dieſes Landes durch König Friebrich IT. ihre Nechte, 
ihre Freiheiten und ihr Beſitzſtand durch Staatäverträge und Königliche Wort feterlich 
verbürgt worden. Dieſe Garantien werden jet mißachtet, die Freiheit bes Glaubens 
wird gehemmt, ba8 Wort ber Vertheibigung und ber gerechten Beſchwerde abgefchnitten, 
Gewiſſenszwang und Rechtsverletzung aufrecht erhalten. 

Aber die aus geprektem Herzen emporfteigende Klage über die Bebrüdung unferer 
beiligfien Intereſſen, mag fie auch hier jebt ungehört verhallen, dringt zu den Ohren 
bes Richters, der jegliche Stimme hört, und vor beffen Stuhl auch die Gemwalthaber 
der Erbe Rechenſchaft abzulegen haben. Sie wirb in dem Herzen und dem Munde 
ber Hirten und Gläubigen Ermlands nicht verftummen. Wir werden proteftiren, dulden 
und beten, bis Gott der Herr die Augen unferer Gegner erleuchtet, damit fie ihr Un- 
recht einfehen und erfennen, wie ihr Verfahren ben Staat noch mehr als die Kirche 
ſchädigt unb der ohnehin ſchwer bedrohten geſellſchaftlichen Ordnung bie tiefite Wunbe 
Ihlägt. 

Frauenburg, den 20. December 1871. 

Der Biſchof von Ermland, 
(ge) Ph. Kremeng. 
An ben Königlichen Staatdminifter und Minifter der 
geiftlicden, Unterrichts- und Mebdicinal-Angelegen- 
beiten Herrn v. Mühler Ercellenz zu Berlin.” 


34) Sirtenfchreiben der deutfchen KBifchöfe an die Gläubigen vom Mai 1871. 


„Die unterzeihneten Bifchöfe entbieten den Gläubigen Gruß unb 
Segen im Herrn! 
An Folge der Beſchlüſſe des Vaticaniſchen Concils hat namentli in Deutichland 
manche Geiſter eine große Bewegung ergrifien. Während das gläubige katholiſche Volk 
Gulturtampfs&icten. 6 
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überall mit freubiger Bereitwilligfeit den Entſcheidungen ber allgemeinen Kirdhens 
verfammlung ſich unterworfen hat, finden wir in jenen Kreiſen ber Geſellſchaft, welche 
auf ein höheres Maß von Bildung Anſpruch machen, vielfach Abneigung und Be 
fremdung Angeficht3 der verfündigten Concilsbefchlüffe, insbeſondere über bas unfehl 


bare Lehramt des Papſtes. In dem der Kirche feindlichen Lager aber bat ſich eine | 


heftige und weit verbreitete Agitation erhoben, um bie Kirche zu ſchmähen, zu ver 


leumbden, in Feſſeln zu ſchlagen und felbft zu vernichten, wenn bie Macht ber Menſchen 
vermöchte, was felbft den Pforten ber Hölle nimmer gelingen wird. Woher biefe Er⸗ 
ſcheinung? Die Wiffenihaft in Deutſchland hat vielfach auch auf bem Gebiete ber 
Theologie in neuerer Zeit Wege betreten, welche fich mit bem Weſen des wahren fathos 
liſchen Glaubens nicht vereinigen laſſen. Dieſe wiſſenſchaftliche Richtung, welche fi 
von ber Auctorität ber Kirche losgeſagt bat und nur an ihre eigene linfehlbarfeit 
glaubt, ift unverträglich mit dem katholiſchen Glauben. Ste ift ein Abfall von bem 
wahren Geifte der Kirche, indem fie dem Geiſte einer faljchen Freiheit Huldigt, welcher 
dem Glauben an die göttliche, in ber Kirche durch den Heiligen Geift wirkſame Lehr: 
auctorität perfönliche Anfihten und Meinungen vorzieht. Erſcheint es nicht ſolchen 
Thatfachen gegenüber jetzt al3 ein Werk der göttlichen Vorjehung, daß gerade in unierer 
Zeit, wo die fogenannte freie theologiihe Wiſſenſchaft jo Hoch ihr Haupt erhoben hat, 
bad Dogma von dem unfehlbaren Lehramte des oberften Hirten und Lehrers ber Kirche, 
welches mit jener falſchen Richtung in der Theologie im jchrofiften Gegenſatze fteht, 
verfünbigt worden it? Was würde wohl auf die Dauer auß dieſer jogenannten freien 
Wilfenfhaft auf dem Boden ber katholiſchen Theologie geworben jein, wenn nicht bas 
Vaticaniſche Concil jenen Prüfftein der Geifter aufgeftellt hätte, an bem ber vernunft 
ftolze Dünkel der fich felbft für unfehlbar haltenden Wiſſenſchaft fich gebroden und an 
dem nicht minder jene beklagenswerthe Leichtfertigkeit unferer Zeit ofienbar werben 
mußte, melde die fogenannte öffentlihe Meinung wie ein höchſtes Orakel auch in 
Saden ber übernatürlichen Ordnung anbetet, während fie das von Gott gejegte Lehramt 
ber Kirche verachtet. 

Der ganze Epiſkopat, alle Nachfolger der Apoftel, zu welchen der göttliche Heiland 
gejagt hat: ‚Siehe, ih bin bei euch alle Tage bis an dad Enbe der Welt‘1, unb: ‚Wer 
euch höret, ber höret mich, und wer euch verachtet, ber verachtet mich‘ 2, fie find einig, 
nachdem Petrus geſprochen hat. Sie alle fliehen auf biefem Felſengrunde ber Kirche, 
von welchem ſich Niemand trennen kann, wer immer zu der Herde Jeſu Chrifti 
gehören will. 

Indem wir daher, in dem Herrn Geliebte, in innigfter Gemeinſchaft mit bem 
ganzen Epiffopate Ger katholiſchen Welt unfere volle Zuftimmung und Unterwerfung 
unter alle unb jebe Beichlüffe des Vaticaniſchen Concils hierdurch einſtimmig erklären, 
proteftiren wir zugleih mit aller Entichiebenheit gegen die Behauptung, als fei dadurch 
eine neue, in ber uralten Ueberlieferung der Kirche nicht enthaltene Lehre verfünbigt 
worden, oder ala jei Durch die verfündigte Lehre von dem unfehlbaren Lehramte und 
der Amtögewalt des Papſtes das Verhältniß der Kirche zum Staate geändert ober gar 
der Staatsgewalt gefährlich geworben. Gleichzeitig warnen wir alle Glieder ber und 
von Gott anvertrauten Herden vor den Gefahren ber bezeichneten Irrwege, welche von 
ber Gemeinſchaft der heiligen Kirche trennen. Wir ermahnen alle Gläubigen auf bas 
Eindringlicäfte zum treuen und flanbhaften Feſthalten an dem Glauben unferer Mutter, 


1 Matt. 28, 20. * Luc. 10, 16. 
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ber Heiligen katholiſchen Kirche, welche nach dem Worte bed Apoftels eine Säule und 
Grundfeſte der Wahrheit if. Wir forbern fie auf zum anbächtigen und bebarrlichen 
Gebete für Alle, die dba wanken und irren im Glauben. 

Bei biefer Gelegenheit Tönnen wir nicht umhin, euch Alle, in Ehrifto Geliebte, 
zum fortgefegten Gebete für das theure Oberhaupt unferer heiligen Kirche zu ermahnen, 
welches noch immer wie ein Gefangener im eigenen Haufe ber nötbigen Freiheit zur 
Ausübung feines apoftoliihen Amtes entbehrt. Noch immer find bie Provinzen bes 
Erbtheild Petri mit ber Stabt Rom felber in ber Gewalt berjenigen, melde fie ber 
Kirche und ihrem Oberhaupte durch die rechtlofefte und ſchmählichſte Gewaltthat geranbt 
haben unb bi3 zur Stunde fortfahren, die heilige Kirche in Rom ihrer Güter und jener 
frommen Anftalten, deren viele feit Jahrhunderten zum Helle ber ganzen Chriſtenheit 
von ben Päpften errichtet worben find, zu berauben. 

Zu Florenz find unlängft fogenannte Garantiegefeße beratben und beichloffen 
worden, welche vorgeblich die Freiheit und Unabhängigkeit bes päpftlichen Stubles - 
verbürgen follen. Aber fein Vernünftiger glaubt daran, daß ſolche Geſetze von ber 
ttalientichen Regierung, welche fortwährend die Rechte ber Kirche und bes heiligen 
Stuhles mit Füßen tritt, werden beobachtet werben. Jene Berathung und Befchließung 
erſcheint wie ein Trugipiel, welches ben verübten Raub befhönigen fol. Sollten jene 
Geſetze aber auch wirklich beobachtet werben, fo wird doch Niemand glauben, daß 
dadurch dem beraubten Papfte bie zur Ausübung feines apoftolifchen Amtes durchaus 
nothwendige Freiheit und Unabhängigkeit, welche er mit feiner fouveränen fürftlichen 
Macht verloren hat, wiedergegeben oder erſetzt werden könnte. Diefe Freiheit unb 
Unabhängigkeit Tann ihm nad menjchlicher Einfiht nur durch bie Zurückgabe diefer 
ohne jeden Schein von Recht geraubten Macht zurüderftattet werden. Da3 zu verlangen, 
iR ein Recht und eine Pflicht aller Katholiten ber ganzen Welt. Daß dieſe Wieber- 
erftattung aber gefchehen werde, das hoffen wir zunächſt von Gottes Fürſorge, welche 
in ber Geſchichte von bald zweitaufend Jahren fich ja fo oft in wunderbarer Weife an 
unferer heiligen Stiche bewährt und das Scifflein Petri au Wind und Wellen 
gerettet bat. 

Nach wenigen Wochen, am 16. Juni dieſes Jahres, wird, fo Gott will, unier 
beiliger Vater, Plus IX., den 25. Zahredtag feiner Erwählung zur päpftliden Würbe 
erleben — ein Ereigniß, welches feit ben Tagen des erjten Papſtes, des heiligen Apoftel- 
fürften Petrus, nicht wieder eingetroffen ift und ſchon deßhalb mit ganz beſonderer 
Theilnahme in der Fatholifchen Welt gefeiert werben wird. 


Zwar läßt die gegenwärtige Tage bes feiner Freiheit beraubten, mit Leiden und 
Trübfalen überhäuften Bapftes es nicht angemefjen erfcheinen, den bevorftehenden Jubeltag 
als ein Freudenfeft im vollen Sinne des Wortes zu feiern; aber er wird allen wahren 
Kindern ber Kirche eine willkommene Gelegenheit barbieten, abermals bie in ihren 
Herzen lebendige innere Verehrung und kindliche Anhänglichkeit an ben ehrwürbigen 
Subelgreis Tunbzugeben, welcher nun ſchon feit mehr als 50 Jahren des PriefterthHums 
Würbe und Bürde getragen und feit 25 Jahren mit folder apoftolifcher Liebe und Treue, 
wit folder Slaubenzfeftigkeit und Unerfchrodenheit, unter immerwährenden Stürmen 
und Wiberwärtigleiten dad Amt des Statthalterd Jeſu Chriftt verwaltet und jo Vieles 
und Großes zur Ehre Gottes vollbracht und gebulbet Hat. Gebete und Opfer werben 
die würbige Feier diefes Tages ausmachen — Gebete des Dankes für alles, was Gott 
bar Pius IX. in feiner Kirche gewirkt hat; heiße Bitten zum Allmächtigen um Ab⸗ 
kürzung ber gegenwärtigen Trübjal; Opfer der Liebe endlich für das aller feitherigen 

6* 
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Hülfsmtttel beraubte Oberhaupt ber Kirche. Um bierin ben Wünfdgen ber Släubigen 
zu entfpredien, haben wir theils durch beionbere Erlaſſe in allen Pfarrgemeinben ber 
und anvertrauten Didcefen am Tage der päpftlichen Zubelfeter außerorbentliche Andachten 
fomwie eine Sammlung von Xiebesgaben für den heiligen Vater angeorbnet, theils werben 
wir noch ſolche Anordnungen treffen und laben alle Gläubigen angelegentlift ein, fi 
an biefen Anbachten und an biefem Opfer ber Liebe eifrig zu betheiligen unb überbieß 
für die großen Anliegen bes heiligen Vaters, welche zugleich bie Anliegen ber gangen 
Kirche und aller Katholiken find, eine heilige Communton mit recht würbiger Bor: 
bereitung zu empfangen und aufzuopfern. 

Wir ſprechen ſchließlich den Wunſch aus, daß die Gläubigen auch bie ihnen eiwea 
anderweitig dargebotene Gelegenheit, dem fein Jubelfeſt feiernden Vater ber Chriſtenhelt 
ihre Theilnahme und Liebe zu beweiſen, nach Möglichkeit benützen wollen, um dem 
erhabenen Dulder in ben Tagen feiner gegenwärtigen Bedrängnis Troft unb Freude 
zu bereiten. 

Der Segen bed Allmächtigen und die Gnade de heiligen Geiſtes ſei und bleibe 
mit euch Allen. 

Im Monat Mai 1871. 

f Gregor, Erzhifhof von Münden und Freifing. + Michael, Erzbiſchof von 
Bamberg. Paulus, Erzbiihof von Köln. F Heinrich, Fürſtbiſchof von Breslau. 
+ Heinrich, Biſchof von Paſſau. + Peter Joſeph, Biſchof von Limburg. 
* Chriſtoph Florenttus, Biihof von Fulda. F Wilhelm Emanuel, Biſchof 
von Mainz. + Ludwig, Biſchof von Leontopolis i. p. i., apoftol. Vicar im Könige 
reih Sadfen. F Conrad, Biſchof von Paderborn. +Xobann, Biſchof von Eulm. 
T Ignatius, Bifhof von Regendburg. F Pancratius, Biſchof von Augsburg. 
T Matthias, Biſchof von Trier. + Sohann Heinrich, Bilhof von Osnabrück 
und apoftol, Brovicar der norddeutſchen und dänifchen Miſſionen. F Franz Leopold, 
Biſchof von Eichſtätt. FT Lothar, Biſchof von Leuca i. p. i., Erzbisthumspermwefer 
der Erzbtöcefe Freiburg. + Philipp, Biſchof von Ermland. FAdolpH, Biſchof von 
Agathopolis i. p. i., Felbpropft der fönigl. preuß. Armee. + Johann Bernharb, 
Biſchof von Münfter. + Johann Valentin, präconifirter Biſchof, Capitularvicar 
von Würzburg. Dantel Wilhelm Sommermwerf, genannt Jakobi, Gapitular- 
vicar und erwählter Bifhof von Hildesheim. Johann Peter Buſch, Dompropſt, 
Capitularvicar von Speyer.” 


3) SHirtenfchreiben derfelben Bifchöfe an den Klerns, Mai 1871. 


„Die unterzeihneten Bifhöfe entbieten dem hochwürdigen Klerus 
ihrer Didcefen Gruß und Segen im Herrn! 


In ber gegenwärtigen Verwirrung ber Geifter ift das katholiſche Glaubenszeugniß, 
welches ber hochwürdige Klerus in diefen Tagen einmüthig ablegt, dem katholiſchen 
Volfe ein leuchtendes Beljpiel und eine treffliche Ermuthigung, den Oberhirten ein großer 
Troſt, für die Kirche Gotteß eine ehrende That. Die unterzeichneten Erzbiſchöfe und 
Biſchöfe erachten es für ihre Pflicht, diefe ihre Anerkennung außzufprechen. Zugleich 
aber halten fie e3 an der Zeit, gegenüber von Verſuchen und Thatfadhen, welche ben 
Glauben, die gottgegebene Freiheit und das emige Necht des katholiſchen Volkes und ber 
katholiſchen Kirche in Deutſchland bebrohen, an ben Klerus Deutichlanbs folgende Worte 
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zu richten, die ihm bei ſeinen Belehrungen zum Leitfaden dienen ſollen, und zwar ins⸗ 
beſondere in jenen Diöceſen, in welchen die katholiſche Lehre den Entſtellungen und 
Anfechtungen am meiſten ausgeſetzt if. 


J. 


Unzertrennlich verbunden mit dem göttlichen Haupte der Kirche und mit ſeinem 
ſichtbaren Stellvertreter auf Erden, ſowie unwandelbar feſthaltend an dem im heiligen 
Geiſte verſammelten Vaticaniſchen Concil und uns berufend auf die gemeinſamen 
Hirtenworte, welche vor acht Monaten von dem Epiſkopate Deutſchlands an die Gläu- 
bigen gerichtet wurben, erffären wir neuerdings, daß es heilige, zweifellofe und unab: 
mweisbare Sewifjenspflicht jedes Katholiken ift, fich ben dogmatiſchen Entjcheidungen 
des Baticanifchen Concils mit vollem inneren Glauben und äußerem Belenntniffe zu 
unterwerfen. . 

Die Grundlehren des katholiſchen Glaubensbekenntniſſes fordern dieſe Unterwerfung. 
Eine allgemeine Kirchenverfammlung hat geſprochen. Dieß bezeugt ber Felfenmann, auf 
dem bie Kirche gebaut if. Die bezeugt einhellig mit ihm bie Gefammtheit ber Biſchöfe, 
welche vom heiligen Geiſte gefeßt find, Die Kirche Gottes zu regieren. ine allgemeine 
Kirdhenverfammlung bat geſprochen: und daher nicht bloß bie Biſchöfe und Väter bed 
Concils, jondern mit ihnen und burch fie der verheißene heilige Geift?. Dieß glaubt 
von einer allgemeinen Kirchenverfammlung jeder Katholit. Wer alfo ihren Glaubens⸗ 
entſcheidungen fich nicht untermirft, ber wiberfteht der chriftlichen Wahrheit, der wiber- 
ſteht nicht Menſchen, fondern Gott. 

II. 


Ebenſo laut erflären wir, daß jeder Katholif, welcher wiſſentlich und beharrlich 
den Slaubendentjcheidungen des Vaticaniſchen Concils wiberjpricht, eben dadurch ſich 
der Häreſie ſchuldig macht und dem von dieſem Concil ausgeſprochenen Anathem oder 
dem großen Kirchenbanne mit allen ſeinen kirchenrechtlichen Folgen verfallen iſt; daß er 
ſomit von der Kirche und ihrer Gnadengemeinſchaft fich ſelbſt ausgeſchloſſen Hat. 

Mit tiefftem Schmerze und Kummer, mit innigem Mitleibe für die verirrten 
Seelen beflagen wir es, daß fich unter den Katholiken Deutſchlands, fogar unter den 
Prieftern, Männer gefunden haben , welche, ihre eigene ober fremde Meinung über bie 
von Gott geſetzte Lehrauctorität der Kirche ftellend, und offen und hartnädig ben 
Glaubensentſcheidungen des Vaticaniſchen Concils mwiberfprechend, jener Strafe der Aus: 
ſchließung bereits verfallen find. Bei Einigen bat die fogar durch den Spruch ihres 
Biſchofs namentlih und feierlich erflärt werben müſſen. Aber nicht zufrieden mit dem 
eigenen Unheil, lafjen fie nicht ab, auch Andere in die gleihe Schuld und Strafe zu 
ziehen, ja fie juden eine Genoſſenſchaft Sleihgefinnter zu gründen, zum Kampf gegen 
bie Kirche, gegen die allgemeine Stirchenverfammlung, gegen Chriftus und feinen 
heiligen Geift. 

Darum ift es Pflicht, ohne Unterlaß bie Gläubigen zu warnen, daß fie ſich nicht 
irreleiten und verführen laffen von denen, welche ben Frieden mit Gott und der Kirche 
gebrochen haben, und Anbere mit fich in's Verderben ziehen. Es ift Pflicht, alle Gläu⸗ 
bigen zu ermabnen, allezeit eingeben? zu bleiben, daß, wer nicht in ber Arche, dem 
Borbtlde der Kirhe, war, in ber Sünbfluth zu Grunde ging’; und daß nad) bes 


1 Apoflelgeich. 20, 28. 3 Ebendaſ. 15, 28. 
2 S. Hieronym. Epist. XV. ad Damas. (alias LVII. edit. Vallarsii). 


— 78 — 


1. Das unfehlbare Lehramt beſteht aus den Biſchöfen ber katholiſchen Kirche, «IB: 
ben Nachfolgern ber Apoflel, und bilbet einen großen lehramtlichen Körper, deſen 
Baupt ber Biſchof von Rom, beffen Sieber bie über bie Erbe zerfireuten Biälfe 
ber Kirche find. 

2. Haupt und lieber dieſes Lehrlörpers ftehen in einem leben digen und uw 
trennbaren Zufammenhange, weil bie Kirche ein lebendiger, vom Geifte Cſriti 
‚befeelter Leib if. 

Nach Anordnung Chrifti, gemäß göttlichem Nechte follen die Biſchöfe bie apeße 
liſche Hinterlage de3 Glaubens hüten, bewahren und verwalten, unb in dem Papft, 
bem Nachfolger bes zum Felſen der Kirche erwählten Apoftelfürften Petrus, ihr Haupt 
und Centrum, ihre Einheit und Feſtigkeit befigen. Nur auf biefe Weife kann bie Lehre 
Chriſti in reicher Mannigfaltigkeit und doch feſtgeſchloſſener Einheit organisch fich entwides. 

3. Die Biſchöfe fiehen, was bie Leitung und Meglerung ber Kirche angeht, zu dem 
Bapfte in dem BVerbältniffe von Gliedern zu dem Haupte; fie find ihm wit 
eoordinirt, fonbern fubordintrt. Papft und Biſchsöfe find nicht zmet ſich gegew 
überfiehenbe gleichberech tigte Factoren im kirchlichen Lehramte, fondern bem Papfte 
kommt (vor und iiber ben Bilchöfen) die letzte endgültige Entideibung unb def 
nitive Feſtſetzung in ber Lehre zu; er ift bie höchite und legte Inſtanz in Glaubens 
jahen. Denn nad ben Worten bed Herrn felbft ift er „ber Fels, auf welchem bie 
Kirche fieht, ber Hirt der Hirten, ber Schlüjfelträger bes Reicheß 
Gottes. Die Kirche felbft erklärt ihn deßhalb als das Haupt ber ganzen Kirche, alb 
ben Bater und Lehrer aller Chriften, und ibm ſei im hl. Petrus von unferm 
Herrn Jeſus Chriſtus die volle Gewalt, die allgemeine Kirche zu meiben, zu leiten 
und zu regieren, übertragen worden“. (Allg. Eoncil zu Florenz.) Ihm veriprechen auf 
die Biſchöfe und Vorfteher der Kirhe „wahren und aufridtigen Gehorjam“. 
(Prof. id. Trid.) Seine Kirche, die Römifche, ift die Mutter und Lehrerin aller 
Kirchen (Ibid. 1.); fie befißt „ben höch ſten und vollen Primat und Principat 
über die ganze katholiſche Kirche, mit ber Yülle ber Gewalt, durch Petrus, ben 
‚vom Herrn gefeßten Fürſten ber Apoftel, befjen Nachfolger ber Romiſche Papſt if; unb 
. ‚jo wie fie vor den übrigen Kirchen verpflichtet if, Die Wahrheit des Glaubens zu ver: 
theibigen, jo müffen auch bie etwa auftaudenden Glaubendfragen burd 
ihr Urtbeil entſchieden werben”. (Zweites allg. Concil von Xyon.) 

Die Biſchöfe find Lehrer und Glaubensrichter zunächſt für ihre Didcefen, aber 
au mit und unter dem Papfte und von ihm berufen für bie ganze Kirche. 

Alle vom Könige berufenen Richter im Staate bilden zufammen ben richterlichen 
Stand des Landes, ſprechen Recht, handhaben das Geſetz und halten bie gefammte 
Rechtsordnung Im Lande aufredht, obgleich ihre Urtbeile ber Beftätigung ober Refor⸗ 
mation des oberſten Tribunals reip. des Königs unterliegen. 

4. Der Tatholifde Glaube wird in gewöhnlicher Weife burch das über ben 

Erdkreis zerfireute örbentlidhe und allgemeine Lehramt ber Kirche verfünbet; in 
außergewöhnlicher Weile durch einen förmlichen Entſcheid (solemne judieium) 
feſtgeſetzt. 
5. Ein ſolcher förmlicher Entſcheid ober endgültige Feſtſetzung eines Glaubens⸗ 
punbktes findet ſtatt, wenn ber Papſt als Oberhaupt ber Kirche und für bie 
‚ganze Kirche 

a) den von einem allgemeinen Concil bezeugten Glauben ber Kirche in 

Bezug auf eine noch nicht definitiv feftgefegte Lehre beftätigt ober promulgirt; 





b) außerhalb eines allgemeinen Concils durch bie ihm zu Gebote ftehenden Mittel 
den in Schrift und Tradition enthaltenen und vom Tirchlichen Lehramte be- 
wahrten Sinn einer kirchlich noch nicht befinitiv feftgefehten Lehre conftatirt 
und definitiv feffest. 

6. Die vom Papſte beftätigten ober promulgirten Beſchlüſſe eined allgemeinen 
KConcils, wenngleich nur ein größerer ober geringerer Bruchtheil des geſammten Epi⸗ 
Mopats daſelbſt verfammelt mar, gelten ſtets ald unabänderliche, vom Geifte Gottes vor 
em Irrthum bewahrte und von allen Gläubigen gehorſam aufzunehmende Ausſprüche 
des kirchlichen Lehramtes. 

7. Auch die kathedratiſchen Entſcheidungen der Päpſte wurden in gleicher Weiſe 
nicht allein von der ganzen Kirche ſtets mit gläubigem Gehorſam aufgenommen, ſondern 
galten auch nach faſt allgemeiner Annahme als durch göttlichen Beiſtand vor Irrthum 
bewahrte und deßhalb aus ſich unabänderliche Ausſprüche des kirchlichen Lehramtes. 
Nur die verhältnißmäßig Meine, durch ſtaatliche Einflüſſe geleitete Schule ber Gallicaner 
wollte ihnen ben Charakter der Unabänberlichkeit erft dann zuerfennen, wenn ber (außs 
brũdliche oder ſtillſchweigende) Coniend der Kirche hinzugetreten ſei. Diefe Anſicht war 
bis zum Vaticaniſchen Concil von der Kirche geduldet; ihre Vertheidiger haben aber 
auch nie verfucht, fie praftifh gegen die Entfcheibung bed Romiſchen Stuhles geltend 
zu machen. 

8. Aber au vor dieſem Concil fand allgemein feft, 

a) daß die päpftlichen kathedratiſchen Enticheidungen von allen Gläubigen mit 
wahrem innerliden Gehorfam des Geiftes unb Herzens aufzu⸗ 
nehmen feien; 

b) daß fie bie legte Inftanz bildeten und eine Appellation von ihnen an 
ein allgemeines Concil nicht flatthaft fet. 

9. Auf dem Vaticaniſchen Concil handelte es fi um bie frage, ob bie galli« 
caniſche Anficht noch ferner geduldet werben, ober ob nicht vielmehr bie aus den unter 
Nr. 8 angeführten feſtſtehenden Prämiſſen von felbft fich ergebende und faft allgemein 
bereit3 angenommene Confequenz der Irreformabilität der feierlichen päpftlichen Defini⸗ 
tionen gezogen werben folle. Die für Alle verbindlichen Vorfchriften, daß bie fathe: 
Dratifchen Enticheibungen des Papſtes eine Berufung nicht zulaffen, fonbern fofort vollen 
innern Gehorfam des Geiſtes und Herzens verlangen, find nur in der Vorausſetzung 
gerechtfertigt, daß jene Entſcheidungen durch Gottes Beiftand von allem Irrthum frei 
und deßhalb aus fich unabänderlidh find. 

10. Das Vaticaniſche Concil hat in feiner vierten Sikung am 18. Juli 1870 die 
gallicaniſche Anfiht ausgefchloffen und die päpftlichen Tathebratifchen Entſcheidungen 
aus fich (d. h. wegen ihrer inneren, durch den göttlichen Beiftand, der fie vor Irrthum 
bewahrt, verbürgten Wahrheit) unabänberlih erflärt; es hat theoretiſch feflgefekt, 
was factiſch und praktiſch ſtets beobachtet und anerkannt worden ift, daß nämlich 
die Unfehlbarkeit des firchlichen Lehramtes, ſei e8 in, fei e8 außer einem allgemeinen 
Eoncil, in Tester Inſtanz buch das Oberhaupt der Kirche ausgeübt wird. Auch 
bei einem allgemeinen Concil ift es nicht die größere ober geringere Einftimmigfeit der 
dort verfammelten Väter, welche ben Beſchlüſſen den Charakter ber Unabänberlichkeit 
verleiht, jondern bie Veftätigung bed Papſtes; erft durch biefe werben bie vorher noch 
yroviforifhen und abänderlichen Decrete auß fi irreformabel; es ift alfo 
bie durch ben Beiftand Gottes vor Irrihum bewahrte päpftliche Konfirmation, durch 
welche auch bier die Unfehlbarfeit bes kirchlichen Lehramtes endgültig ausgeübt mirb. 
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Es ift fomit durch das Vaticaniſche Concil beſtimmt und Flar ausgeſprochen wor» 
ben, wie dad Wort Gottes, daß Petrus ber Fels ber Kirche, der Schlüffelträger bes 
Himmel und ber Hirt ber ganzen Herbe ſei, bei Slaubensentfcheibungen zu verſtehen 
fei; es ift durch jene Beichlüfje dem Haupte gegeben, mas des Hauptes iſt. Ausge⸗ 
ſchloſſen ift der liberalifirende Zeitgeift, der feine conftitutionellen Hellfünfte mit Kammer: 
majoritäten auch auf bie von Gott fefigefegte Regierung ber Kirche übertragen möchte; 
abgemiefen find bie ber Kraft bed Hauptes mißgünftigen und feindfeligen Richtungen 
und Eecten des Sallicanismus, Janſenismus, Febronianismus und Joſephinismus. Das 
“ Haupt, nicht die Glieder, jegt in Tester Inſtanz bie Lehre der Kirche feft, beglaubigt 
und befiegelt fie; ba8 Haupt, in lebendigem Zufammenhange unb fleter Wechlelbeziehung 
mit ben Gfliebern, fpricht endgültig daa von ihm erforſchte oder ihm befannte 
Bewußtfein der Kirche aus; ber von Gott gefekte Hausvater langt aus bem von bem 
ganzen Lehramte gehüteten und verwalteten Schatze ber Schrift und Trabition Altes 
und Neues je nad dem Bedürfniß ber Zeiten für die ganze Kirche hervor, und wirb 
bei diefem für die Erhaltung ber Hriftliden Wahrheit entfcheibenden 
Acte von jenem Geijte beihügt und geleitet, Durch ben bie Kirche Gottes bie nicht 
mwanfende Säule und Grunbfefte der Wahrheit ifl. 

Das ift die katholiſche Lehre von dem unfehlbaren Lehramte des Vapftes, wie fie 
das Vaticaniſche Concil, auf die Ueberlieferung und Praxis aller Jahrhunderte geftüht, 
conſequent ausgeſprochen bat. 

Ew. Excellenz werden hieraus erſehen, daß durch die Vaticaniſchen Beſchlüſſe nicht 
bie Perſon bes Trägers des unfehlbaren Lehramtes geändert, ſondern bie bereits 
vorher praktifh allgemein anerfannte Vollmacht des Haupted jened Lehramtes 
auch theoretiih genau feftgeftellt worden ifl, und zwar in ſtrenger logifcher 
Eoniequen;. 

Diefe Lehre bemegt fi auf dem Gebiete bed Tatholiihen Glauben? und greift 
nicht in eine fremde Sphäre ein, jo wenig ald Gott, weldher ber Urfprung ber geift: 
lihen und weltlichen Gemalt ijt, auch jeber ber beiden Gemwalten das ihr Zulommenbe 
zu geben befiehlt, fein eigened Werk zerftören will. 

Menn aber Em. Greellenz fagen, der Beweis für dieſes Uebergreifen bes befinirten 
Glaubensſatzes in das Gebiet bed Staated Tiege barin vor, daf die au8 dem Dogma 
der Unfehlbarfeit entftandenen Conflicte factiſch fih auf flaatlidem Boden entwidelt 
hätten, jo verwechſeln Em. Excellenz die friebfertige Natur dieſes Dogma's mit bem 
für Verwicklungen empfänglichen Boden ber factiſch und rechtlih in Preußen noch bes 
ftehenden Verbindung des Staate8 mit ber Kirche auf dem gemiſchten Gebiete des 
Unterrichts, für welche Hochbiefelben bisher mit dankenswerthem Muthe und chriftlicher 
Ueberzeugungdtrene eingeftanben find. Um ben fegendreihen Einfluß ber religiöfen Ein: 
wirfung auf Geift und Gemüth ber heranzubildenden Jugend zu wahren unb gemäß 
dem hiſtoriſch und rechtlich confeffionellen Charakter der meiften Schulen und ihrer 
Stiftungsfonds forgt der Staat mit ber Kirche für bie religiöje Erziehung und bie 
Grtheilung eines confelfionellen Unterricht8 in ber Religion, der einen obligatorifchen 
Theil bes Unterrichts überhaupt bildet. Die Vollmacht zur Ertheilung bes letzteren 
kann felbfiverfländlic der Staat nicht geben, noch bie Ueberwachung besfelben über: 
nehmen, das liegt außerhalb feiner Sphäre. Der Kirche gehört Beides ber Natur ber 
Sache und auch dem Gelege nad. Wenn nun die Kirche in Ausübung ihre oberen 
Aufſichtsrechts die nur unter der Bedingung ber rechtgläubigen Lehre ertheilte Vollmacht 
zum Unterrichte zurückzuziehen ſich genöthigt fieht, fo muß der Staat dieſes Urtheil ber 
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Kirche in Glaubensſachen als maßgebend für den Religionsunterricht anerkennen und 
er bat fein Recht, dieſe Entſcheidung zu beanftanden und bie Auflehnung gegen biejelbe 
m ſtützen. Thut er dieſes, fo verlegt er ein ihm fremdes und von ihm heilig zu hal: 
tenbes Gebiet. 

Richt die Kirche hat alfo in dem Braundberger Streite mit ihrem Dogma in bag 
Gebiet des Staates binübergegrifien, ſondern ber Staat ift es, ber fich in das Gebiet 
des Slaubens hineindrängt, der Slaubendangelegenheiten und Dogmen unter nichtigen 
Sorwänben vor fein Forum zieht; ber ſich unterfängt, bie Beſchlüſſe ber kirchlichen 
Autorität als hinfällig zu erflären und zu beftimmen, was katholiſcher Glaube ift, und 
was nicht; der katholiſche Schüler in einen religiöfen Unterricht hineinzuzwängen fucht, 
ben fie nach ihrem Gemiffen nicht befuchen bürfen und von welchem auch das Geſetz 
KB Staates fie freiſpricht; der Staat tjt e8, ber mit feiner Gewalt, ja mit ufurpirten 
firchlichen Mitteln die Tirchliche Revolution unterflübt. Das Verfahren Em. Ercellenz, 
iene Verfügungen, welche mit ben göttlichen und menfchlichen Rechten in Widerſpruch 
Reben, haben bie Conflicte geſchaffen; die Kirche Hat nur ihr heiligfte Gebiet geſchützt 
und vertheibigt, fie hat in Nichts das Recht des Staates gefränft. Sie hat aber das 
Recht der freien und felbftändigen Eriftenz. 

Für dieſe freie Wirkſamkeit erhebt bie katholiſche Kirche in Ermland Anipruch auf 
den Rechtsſchutz des Staates. Ste hat Jahrhunderte lang vor ber Vereinigung Erm⸗ 
lands mit dem preußifchen,Staate in diefen Landen ſelbſtändig und frei beftanben, 
ud e8 find ihr bei ber Befignahme biefeß Landes durch König Friebrich IT. ihre Rechte, 
ihre Freiheiten und ihr Beſitzſtand durch Staatöverträge und Königliches Wort feierlich 
verbürgt worben. Dieſe Garantien werben jet mißachtet, die Freiheit des Glaubens 
wird gehemmt, das Wort der Vertheibigung und ber gerechten Beſchwerde abgeſchnitten, 
Gewiſſenszwang und Rechtsverletzung aufrecht erhalten. 

Aber die aus gepreßtem Herzen emporfteigende Klage über bie Bebrüdung unferer 

beiligften Snterefien, mag fie auch bier jebt ungehört verhallen, bringt zu den Obren 
bes Kichters, ber jegliche Stimme hört, und vor beifen Stuhl aud bie Gewalthaber 
ber Erbe Rechenichaft abzulegen haben. Sie mwirb in dem Herzen unb bem Munde 
ber Hirten und Gläubigen Ermlands nicht verftummen. Wir werben proteftiten, dulden 
und beten, bis Gott ber Herr bie Augen unjerer Gegner erleuchtet, bamit fie ihr Un- 
recht einfehen und erfennen, wie ihr Verfahren ben Staat noch mehr ala bie Kirche 
ſchädigt und ber ohnehin ſchwer bebrohten gejellfhaftlichen Ordnung bie tieffte Wunde 
ſchlägt. 

Frauenburg, den 20. December 1871. 
Der Biſchof von Ermland, 


(gez.) Ph. Kremenp. 
An ben Königlichen Staatsminiſter und Miniſter ber 


geiftliden, Unterrichts: und Mebicinal-Angelegen- 
heiten Herrn v. Mühler Ercellenz zu Berlin.” 


34) Sirtenfchreiben der dentfchen Bifchöfe an die Gläubigen vom Mai 1871. 


„Die unterzeihneten Bifchöfe entbieten ben Gläubigen Gruß und 
Segen im Herrn! 
An Folge der Beſchlüſſe des Vaticaniſchen Concil3 hat namentli in Deutſchland 
manche Geifter eine große Bewegung ergriffen. Während das gläubige utpatiiöe Bolt 
Gulturfampfe&cten. 
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überall mit freubiger Bereitwilligfeit ben Entſcheidungen ber allgemeinen Kirchen: 
verfammlung fit unterworfen hat, finden wir in jenen Kreifen der Gefellichaft, welche 
auf ein höheres Maß von Bildung Anſpruch machen, vielfach Abneigung unb Be 
fremdung Angeſichts der verfünbigten Concilsbeſchlüſſe, insbeſondere über das unfehl: 
bare Kehramt bed Papftes. In dem ber Kirche feindlichen Lager aber bat fi eine 
heftige und weit verbreitete Agitation erhoben, um die Kirche zu fchmähen, zu ver 
leumben, in Feſſeln zu Schlagen und felbft zu vernichten, wenn bie Macht ber Menfchen 
vermöcdte, was felbft ben Pforten ber Hölle nimmer gelingen wird. Woher biefe Er⸗ 
(Heinung? Die Wifjenihaft in Deutihland bat vielfah auch auf bem Gebiete ber 
Theologie in neuerer Zeit Wege betreten, welche fich mit dem Weſen des wahren Tatho- 
lichen Glaubens nicht vereinigen laſſen. Diefe wiflenfchaftlihe Richtung, welche fi 
von ber Auctorität der Kirche losgeſagt Hat und nur an ihre eigene Unfehlbarkeit 
glaubt, tft unverträglid mit dem katholiſchen Glauben. Sie ift ein Abfall von bem 
wahren Geifte der Kirche, indem fie dem Geiſte einer falfchen Freiheit huldigt, welcher 
dem Glauben an bie göttliche, in ber Kirche durch ben heiligen Geift wirffame Lehr⸗ 
auctorität perfönliche Anfihten und Meinungen vorzieht. Erſcheint es nicht ſolchen 
Thatfachen gegenüber jet als ein Werk der göttlichen Vorfehung, daß gerabe in unjerer 
Zeit, wo die fogenannte freie theologiſche Wiſſenſchaft fo hoch ihr Haupt erhoben hat, 
da3 Dogma von dem unfehlbaren Lehramte des oberften Hirten und Lehrers ber Kirche, 
welches mit jener falfehen Richtung in der Theologie im ſchroffſten Gegenſatze flebt, 
verfünbigt worben iſt? Was mwürbe wohl auf die Dauer aus biefer fogenannten freien 
Wiſſenſchaft auf dem Boden der katholiſchen Theologie geworden fein, wenn nicht bas 
Vaticaniſche Concil jenen Prüfftein ber Geiſter aufgeftellt hätte, an dem ber vernunft: 
ſtolze Dünfel der fich felbft für unfehlbar haltenden Wifjenichaft ſich gebrochen unb an 
bem nicht minder jene beklagenswerthe Leichtfertigfeit unferer Zeit offenbar werben 
mußte, welche bie jogenannte Öffentlide Meinung wie ein höchſtes Drafel aud in 
Saden ber übernatürliden Ordnung anbetet, während fie das von Gott gejegte Lehramt 
ber Kirche verachtet. 

Der ganze Epiſkopat, alle Nachfolger der Apoftel, zu welchen der göttliche Heiland 
gejagt hat: ‚Siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an das Enbe der Welt‘, und: ‚Wer 
euch höret, ber höret mich, und mer euch verachtet, ber verachtet mich‘ 2, fie find einig, 
nachdem Petrus gefprochen hat. Sie alle ftehen auf biefem Feljengrunde ber Kirche, 
von weldem ſich Niemand trennen kann, wer immer zu ber Herde Sefu Chriſti 
gehören will. 

Indem wir daher, in dem Herrn Geliebte, in innigfier Gemeinfhaft mit bem 
ganzen Epiſkopate der katholiſchen Welt unfere volle Zuſtimmung und Unterwerfung 
unter alle unb jebe Beſchlüſſe bes Vaticaniſchen Concils hierdurch einſtimmig erflären, 
proteftiren wir zugleih mit aller Entjchiebenheit gegen die Behauptung, als fei dadurch 
eine neue, in ber uralten Ueberlieferung ber Kirche nicht enthaltene Lehre verfünbigt 
worden, ober als ſei durch bie verfünbigte Lehre von bem unfehlbaren Lehramte und 
der Amtsgewalt des Papſtes das Verhältniß der Kirche zum Staate geändert ober gar 
der Staatsgewalt gefährlich gemorben. Gleichzeitig warnen wir alle Glieder ber uns 
von Gott anvertrauten Herben vor ben Gefahren ber bezeichneten Irrwege, welche von 
ber Gemeinjchaft der heiligen Kirche trennen. Wir ermahnen alle Gläubigen auf das 
Eindringlichite zum treuen und ftandhaften Feſthalten an dem Glauben unferer Mutter, 





1 Matth. 28, 20. 2 Luc. 10, 16. 
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der heiligen katholiſchen Kirche, welche nach dem Worte des Apoſtels eine Säule und 
Grundfeſte der Wahrheit iſt. Wir fordern ſie auf zum andächtigen und beharrlichen 
Gebete für Alle, bie da wanken und irren im Glauben. 

Bei diefer Gelegenheit können mir nicht umbin, euch Alle, in Chrifto Geliebte, 
zum fortgefeßten Gebete für das theure Oberhaupt unferer heiligen Kirche zu ermahnen, 
welches noch immer wie ein Gefangener im eigenen Haufe ber nöthigen freiheit zur 
Ausübung feines apoftoliichen Amtes entbehrt. Noch immer find die Provinzen des 
Erbtheild Petri mit der Stabt Rom felber in der Gewalt derjenigen, welche fie ber 
Kirche und ihrem Oberhaupte durch bie rechtlofefte und ſchmählichſte Gewaltthat geranbt 
baben unb bis zur Stunde fortfahren, bie heilige Kirche in Rom ihrer Güter und jener 
frommen Anftalten, beren viele jeit Jahrhunderten zum Helle ber ganzen Chriſtenheit 
von den Päpſten errichtet worden ſind, zu berauben. 

Zu Florenz find unlängſt ſogenannte Garantiegeſetze berathen und beſchloſſen 
worden, welche vorgeblich die Freiheit und Unabhängigkeit des päpſtlichen Stuhles 
verbürgen ſollen. Aber kein Vernünftiger glaubt daran, daß ſolche Geſetze von der 
italieniſchen Regierung, welche fortwährend die Rechte der Kirche und des heiligen 
Stuhles mit Füßen tritt, werden beobachtet werden. Jene Berathung und Beſchließung 
erſcheint wie ein Trugſpiel, welches den verübten Raub beſchönigen ſoll. Sollten jene 
Geſetze aber auch wirklich beobachtet werden, ſo wird doch Niemand glauben, daß 
dadurch dem beraubten Papſte die zur Ausübung ſeines apoſtoliſchen Amtes durchaus 
nothwendige Freiheit und Unabhängigkeit, welche er mit ſeiner ſouveränen fürſtlichen 
Macht verloren hat, wiedergegeben oder erſetzt werden könnte. Dieſe Freiheit und 
Unabhängigkeit kann ihm nach menſchlicher Einſicht nur durch die Zurückgabe dieſer 
ohne jeden Schein von Recht geraubten Macht zurückerſtattet werden. Das zu verlangen, 
iſt ein Recht und eine Pflicht aller Katholiken der ganzen Welt. Daß dieſe Wieder⸗ 
erſtattung aber geſchehen werde, das hoffen wir zunächſt von Gottes Fürſorge, welche 
in der Geſchichte von bald zweitauſend Jahren ſich ja ſo oft in wunderbarer Weiſe an 
unferer heiligen Kirche bewährt und das Schifflein Petri aus Wind und Wellen 
gerettet bat. 

Nach wenigen Wochen, am 16. Juni diefes Jahres, wird, fo Gott will, unfer 
beiliger Vater, Pius IX., den 25. Jahrestag feiner Erwählung zur päpftlicden Würbe 
erleben — ein Ereigniß, welches feit den Tagen bes eriten Papftes, des Heiligen Apoftel- 
fürften Petrus, nicht wieder eingetroffen ift und ſchon deßhalb mit ganz bejonderer 
Theilnahme in der katholiſchen Welt gefeiert werben wird. 


Zwar läßt die gegenwärtige Lage des feiner Freiheit beraubten, mit Leiden und 
Trübfalen überhäuften Bapftes es nicht angemefjen erfcheinen, ben bevorflehenden Jubeltag 
als ein Freudenfeſt im vollen Sinne des Wortes zu feiern; aber er wird allen wahren 
Kindern ber Kirche eine willlommene Gelegenheit barbieten, abermals bie in ihren 
Herzen lebendige innere Verehrung und kindliche Anhänglichfeit an den ehrwürdigen 
Qubelgreis kundzugeben, welcher nun ſchon ſeit mehr ala 50 Jahren bed Prieſterthums 
Würde und Bürde getragen und feit 25 Jahren mit folcher apoftolifcher Liebe und Treue, 
mit folder Slaubenzfeftigfeit und Unerjchrodenheit, unter immerwährenden Stürmen 
und Wiberwärtigfeiten dad Amt des Statthalters Jeſu Chrifti verwaltet und jo Vieles 
umb Großes zur Ehre Gottes vollbracht und gebulbet hat. Gebete und Opfer werben 
die würbige Feier diefed Tages ausmachen — Gebete bed Dankes für alles, was Gott 
duch Pius IX. in feiner Kirche gewirkt hat; heiße Bitten zum Allmächtigen um Ab» 
fürzung ber gegenwärtigen Trübfal; Opfer ber Liebe eudlich fir bad aller feitherigen 
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Hülfsmittel beraubte Oberhaupt der Kiche. Um hierin ben Wünfchen ber Gläubigen 
zu entſprechen, haben wir theil3 durch befonbere Erlafjfe in allen Pfarrgemeinben ber 
und anvertrauten Didcefen am Tage der päpitlichen Jubelfeter außerorbentlicde Andachten 
jowie eine Sammlung von Liebesgaben für den heiligen Vater angeorbnet, theils werben 
wir noch ſolche Anordnungen treffen und laden alle Gläubigen angelegentliäft ein, fi 
an biefen Andachten und an dieſem Opfer ber Liebe eifrig zu betbeiligen und überbieß 
für bie großen Anliegen bes heiligen Vaters, welche zugleich bie Anliegen ber ganzen 
Kirche und aller Katholiken find, eine heilige Communion mit recht würbiger Bor: 
berettung zu empfangen und aufzuopfern. 

Wir ſprechen fchlieglih den Wunſch aus, daß die Gläubigen auch bie ihnen etwa 
anberweitiä bargebotene Gelegenheit, dem fein Jubelfeſt feiernden Vater ber Ehriftenheit 
ihre Thellnahme und Liebe zu beweifen, nach Möglichkeit benützen wollen, um bem 
erhabenen Dulber in ben Tagen feiner gegenwärtigen Bebrängnig Troft und Freude 
zu bereiten. 

Der Segen bed Allmächtigen und die Gnade des heiligen Geifteß jet unb bleibe 
mit euch Allen. 

Am Monat Mai 1871. 


T Gregor, Erzbiſchof von München und Freifing. + Michael, Erzbiſchof von 
Bamberg T Paulus, Erzbiichof von Köln. Heinrich, Fürſtbiſchof von Breslau. 
T Heinrih, Biſchof von Paſſau. F Peter Joſeph, Biſchof von Limburg. 
T Chriſtoph Florentius, Bifchof von Fulda. + Wilhelm Emanuel, Biſchof 
von Mainz. F Ludwig, Biſchof von Leontopolis i. p. i., apoftol. Vicar im König: 
reih Sachſen. F Conrad, Biſchof von Paderborn. + Fohann, Bilhof von Eulm. 
T Ignatius, Bifhof von Regensburg. + Pancratius, Bilhof von Augsburg. 
+ Matthias, Bilhof von Trier. + Johann Heinrich, Bilhof von O8nabrüd 
und apoftol, Brovicar der norbdeutichen und däniſchen Milfionen. FYranz Leopold, 
Biſchof von Eichftätt. F Lothar, Biſchof von Leuca i. p. i., Erzbisthumsverweſer 
ber Erzdiöcefe Freiburg. F Philipp, Bilchof von Ermland. Adolph, Biſchof von 
Agathopolis i. p. i., Feldpropſt ber königl. preuß. Armee. + Sohann Bernhard, 
Biſchof von Münfter. + Johann Valentin, präconifirter Biſchof, Capitularvicar 
von Würzburg. Daniel Wilhelm Sommermert, genannt Jakobi, Gapitular- 
vicar und erwählter Bifhof von Hildesheim. Johann Peter Buſch, Dompropſt, 
Capitularvicar von Speyer.” 


35) SHirtenfchreiben derfelben Sifchöfe an den Alerns, Mai 1871. 


„Die unterzeihneten Bifhöfe entbieten dem hochwürdigen Klerus 
ihrer Didcefen Gruß und Segen im Herrn! 


In der gegenwärtigen Verwirrung ber Geifter ift das Fatholifche Glaubenszeugniß, 
welches ber hochwürdige Klerus in biefen Tagen einmüthig ablegt, dem fatholifchen 
Volke ein leuchtenbes Beiſpiel und eine treffliche Ermuthigung, den Oberhirten ein großer 
Zroft, für bie Kirche Gottes eine ehrende That. Die unterzeichneten Erzbiſchöfe und 
Biſchöfe erachten ed für ihre Pflicht, biefe ihre Anerkennung außzufprechen. Zugleich 
aber halten fie e3 an der Zeit, gegenüber von Verſuchen unb Thatfadhen, welche ben 
Glauben, bie gottgegebene Freiheit und das ewige Recht des katholiſchen Volkes und ber 
fatholifchen Kirche in Deutſchland bedrohen, an den Klerus Deutſchlands folgende Worte 
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zu richten, die ihm bei ſeinen Belehrungen zum Leitfaden dienen ſollen, und zwar ins⸗ 
beſondere in jenen Diöceſen, in welchen die katholiſche Lehre den Entſtellungen und 
Anfechtungen am meiſten ausgeſetzt iſt. 


J. 


Unzertrennlich verbunden mit dem göttlichen Haupte der Kirche und mit ſeinem 
ſichtbaren Stellvertreter auf Erden, ſowie unwandelbar feſthaltend an dem im heiligen 
Geiſte verfammelten Vaticaniſchen Concil und uns berufend auf bie gemeinfamen 
Hirtenmworte,, welche vor acht Monaten von dem Epiſkopate Deutſchlands an die Gläu- 
bigen gerichtet wurben, erklären wir neuerdings, daß ed heilige, zweifellofe und unab⸗ 
weisbare Gewiſſenspflicht jedes Katholiken ift, fi ben dogmatiſchen Entſcheidungen 
des Vaticaniſchen Concils mit vollem inneren Glauben und Außerem Belenntniffe zu 
unterwerfen. , 

Die Grundlehren des katholiſchen Glaubensbekenntniſſes fordern dieſe Unterwerfung. 
Eine allgemeine Kirchenverſammlung hat geſprochen. Dieß bezeugt der Felſenmann, auf 
dem die Kirche gebaut iſt. Dieß bezeugt einhellig mit ihm die Geſammtheit der Biſchöfe, 
welche vom heiligen Geiſte geſetzt find, bie Kirche Gottes zu regieren. Eine allgemeine 
Kirchenverfammlung bat geſprochen: und baher nicht bloß die Biſchöfe und Väter bes 
Coneils, fonbern mit ihnen unb durch fie der verheißene heilige Geift?. Dieß glaubt 
von einer allgemeinen Kirchenverfammlung jeder Katholil. Wer aljo ihren Glauben3: 
entiheibungen fich nicht unterwirft, der wiberfteht ber chriſtlichen Wahrheit, ber wider⸗ 
fieht nicht Menſchen, fondern Gott. 

II. 


Ebenſo laut erflären wir, daß jeder Katholif, welcher wiſſentlich und bebarrlich 
den Slaubensenticheidungen des Vaticaniſchen Eoncil3 widerſpricht, eben dadurch fich 
der Häreſie ſchuldig macht und dem von diefem Concil audgeiprochenen Anathem oder 
dem großen Kirchenbanne mit allen jeinen Firchenrechtlichen Folgen verfallen ift; daß er 
jomit von ber Kirche und ihrer Gnabengemeinfchaft ſich felbit ausgeſchloſſen hat. 

Mit tiefftem Schmerze und Kummer, mit innigem Mitleide für die verirrten 
Seelen beflagen mir es, daß fich unter den Katholiten Deutjchlands, fogar unter ben 
BPrieftern, Männer gefunden haben , melche, ihre eigene oder fremde Meinung über bie 
zon Gott gefeßte LTehrauctorität der Kirche ftelend, und offen und bartnädig ben 
Glaubensentſcheidungen des Vaticaniſchen Concils mibderjprechend, jener Strafe der Aus: 
ſchließung bereit verfallen find. Bei Einigen bat die ſogar durch ben Spruch ihres 
Biſchofs namentlich und feierlich erflärt werden müſſen. Aber nicht zufrieden mit dem 
eigenen Unbeil, laſſen fie nicht ab, auch Andere in die gleihe Schuld und Strafe zu 
ziehen, ja fie ſuchen eine Genoſſenſchaft Sleihgefinnter zu gründen, zum Kampf gegen 
die Kirche, gegen die allgemeine Stirchenverfammlung, gegen Chriſtus und feinen 
heiligen Geift. 

Darum iſt es Pflicht, ohne Unterlaß die Gläubigen zu warnen, daß fie ſich nicht 
irreleiten und verführen laffen von denen, weldhe den Frieden mit Gott und der Kirche 
gebrochen haben, und Andere mit fich in's Verderben ziehen. Es ift Pflicht, alle Gläu⸗ 
bigen zu ermahnen, allzeit eingeben? zu bleiben, baß, wer nicht in der Arche, bem 
Borbilbe der Kirche, war, in ber Sünbflutd zu Grunde ging’; und daß nad) bes 


s Apoflelgeich. 20, 28. 3 Ebendaſ. 15, 28. 
3 S. Hieronym. Epist. XV. ad Damas. (alias LVII. edit. Vallarsii). 
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Apoſtels Wort! die Chriſten nicht gleich ſein dürfen Kindern, bie von den Wellen 
geichaufelt, von jedem Winde ber Lehre hin⸗ unb hergetrieben werben durch bie Bos⸗ 
willigfeit der Menjchen und durch bie argliftigen Kunftgriffe ber Verführung zum 
Irrthume. 

III. 


Am meiſten ſuchen die Gegner der Kirche dadurch zu täuſchen, daß ſie theils den 
Wortlaut der Glaubensentſcheidungen des Vaticaniſchen Concils verſtümmelt oder un⸗ 
richtig anführen, theils deren Sinn durch eine falſche Auslegung entſtellen ober ungebühr⸗ 
lich erweitern. So machte e3 ftet3 die Härefie. 

Wir erflären daher, daß der Wortlaut jener Entſcheidungen, im Tatholifchen 
Staubensbemußtfein und in ihrem Zujammenhange erfaht, nicht ben mindeſten gegrüns 
beten Anlaß zu den Entftellungen ihrer Gegner bietet; daß aber zu einer rechtsgültigen 
Auslegung bes Sinnes und der Tragweite jener Entſcheidungen, fofern e3 einer folchen 
bebürfte, Niemand befugt ift, al3 ber Papſt und die mit ihm in ber Einheit ftehenben 
Bifchöfe, weil nur fie das göttlich beftellte Tehramt in ber Kirche bilden. Wir erklären 
ferner, daß bie Ausfegungen und Anwendungen, welche bisher bie Urheber unb Leiter ber 
fogenannten Bewegung gegen das Baticaniihe Concil machten, durchaus im Wiber- 
ſpruche ftehen mit den Darjtellungen, durch welche die Biſchöfe ihre Gläubigen über die 
Ausiprüche des Vaticaniſchen Concils belehrten oder melde in ben Aeußerungen des 
apoftoliihen Stuhles darüber fih finden. 

Mir proteftiren alfo laut und feierlich gegen jene verkehrten, faljchen und feind⸗ 
feligen, vielfad) ganz unverftändigen Auslegungen und Anmendungen. 

Darum find alle Katholiken an ihre von Gott auferlegte Pflicht zu erinnern, fi 
in Sachen ber fatholifhen Lehre an ben Unterricht ihrer Biſchöfe und ihrer von biefen 
befiellten Seelforger zu halten und nur aus oberhirtlich gutgeheifenen Schriften Beleh⸗ 
rung über bie Ausſprüche des Concils zu Schöpfen. Wer aus unfatbolifhen und 
glaubensfeindlichen Blättern oder Schriften fein Urtheil über ben Sinn und bie Be: 
deutung ber Goncildentiheidungen bilden will, gebt zu einer unlauteren, vergifteten 
Duelle und trägt felbft Schuld, wenn er dem Irrthum verfällt oder feine Glaubens 
verluftig geht. Wir aber legen entichleden Verwahrung ein gegen ba3 jedem natürlichen 
Nechtögefühle widerftreitende Verfahren, auf Grund ſolcher entftellter und falſcher Deu⸗ 
tungen ber katholiſchen Lehre Folgerungen für das öffentliche Recht und Leben ber 
Katholifen zu ziehen. 

IV. 

Die Fälſchungen des Sinne der Concil3entfheibungen haben fi) neueſtens in 
zwei Schlagwörtern concentrirt: bie Allgewalt des Papftes und bie perſönliche Unfehl: 
barkeit des Papftes. 

Das Eoncil ſpricht von keiner Allgemalt bes Papſtes und es gibt Feine Allgewalt 
bes Papſtes. Wohl ift die Fülle der geiftliden Gewalt, welche der Gottmenſch in der 
Kirche Hinterlegt hat — zum Heile der Seelen und zur Orbnung feines Reiches auf 
Erden —, dem hl. Petrus und feinen Nachfolgern anvertraut, aber biefe Gewalt iſt 
feineswegs fchranfenlos. Ste ift befchränft durch bie geoffenbarten Wahrheiten, durch 
daB göttliche Geſetz, durch die von Bott gegebene Verfaſſung ber Kirche; fie iſt beſchränkt 
durch den ihr gegebenen Zweck, welder ift bie Erbauung ber Kirche, nicht ihre Here 
flörung 2; fie if beſchränkt burch bie göttlich geofienbarte Lehre, daß es neben ber kirch⸗ 





lien auch eine bürgerliche Ordnung gibt, neben ber geiftlichen auch bie weltliche Gewalt, 
weile ihren Urjprung von Gott bat, welde in ihrer Orbnung die höchſte iſt, und 
welcher man in allen fittlih erlaubten Dingen biefer Orbnung um des Gewilfens willen 
gehorchen muß. 

Das Concil hat dem Papft feine größere Gewalt beigelegt, ala er ftet8 befaß, 
und e8 konnte ihm feine größere beilegen: e8 ſprach über biefe Gemalt nur aus und 
wiederholte, was im Slauben3bemußtfein und in ber Uebung ber Kirche ſtets feftges 
halten war. 

Das zweite Schlagwort: „bie perjönliche Unfehlbarkeit des Papſtes“, fol andeuten, 
al8 ob nach der Lehre des Concils die Unfehlbarfeit eine perfönliche Eigenichaft bes 
Bapftes jei, vermöge welcher jeder Ausfpruch desſelben unfehlbar werde; und als ob es 
ganz von dem perjönlichen Willen ober Belieben jedes Papfte8 abhängig fei, neue 
Glaubenswahrheiten und Pflichten aufzuftellen. Dieß tft eine fehr grobe Täuſchung. 

Das Eoncil überichreibt das bezügliche Lehrftüd: „Bon dem unfehlbaren Lehramte 
bed Papſtes.“ Es ſpricht nur aus, daß bie Unfehlbarfeit bei einer genau beftimmten 
und böchften Ausübung feined oberften Lehramtes dem Papfte verheißen fei; es erflärt 
die Unfehlbarkeit bei biefem Acte ald eine Amtsgnade, melche in bem vor Irrthum bes 
wahrenden Beiftanbe de3 heiligen Geiftes befteht; e8 erklärt, daß es hiermit feine neue 
Lehre, fonbern eine von Gott geoffenbarte, in den Glaubensſchatz ber Kirche burch bie 
Apoftel niebergelegte Wahrheit vortrage; es erflärt, daß biefe Iehramtliche Unfehlbarkeit 
des Papftes feine andere fei, feinen anderen Gegenftand und Umfang babe, als bie 
Unfeblbarkeit, mit welcher ber göttliche Erlöfer feine Kirche in Entfcheidung einer den 
Glauben ober die Sitten betreffenden Lehre außgeftattet wiſſen wollte; es erflärt, daß 
ber Papſt bei der Ausübung feines oberfien Magifteriums an biefelben Mittel der Er: 
fenntniß ber Dfienbarungslehre unb bes Kirchenglaubens im Allgemeinen und im Ein: 
zelnen gebunden jei, wie das kirchliche Magifterium überhaupt, werde es in oder außer 
äiner Synode bethätigt. 

Wir proteftiren alfo laut und feierlich gegen jene und ähnliche, ebenſo unmahre 
als gefährliche Schlagworte, erfunden, um bie Fatholifche Lehre gehäffig zu machen: und 
wir erflären e8 für ein verabjcheuungswürbiged Verbrechen gegen Gott, gegen feine 
Kirche und gegen bie Menjchheit, wenn man durch ſolche Schlagworte unb burch ben 
Begriff, ber fi unmillfürlich mit ihnen verbindet, bie katholiſche Lehre brandmarken 
will, als wiberftreite fie der Vernunft unb der Offenbarung, ber Menſchenwürde und 
dem Staatswohle. 

V. 


Die Irrlehre ruft, wie ſonſt gewöhnlich, ſo auch dießmal die politiſche Gewalt 
auf, um die Kirche und das katholiſche Volk zu unterdrücken, dem Irrthum aber von 
Gtaatöwegen zur Herrſchaft zu verhelfen. 

Wie einft bie Schriftgelehrten und Pharifäer den Heiland ber Welt und feine 
Lehre als aufwiegleriih anflagten!, fo treten bie Erben threr Sefinnung gegen jeine 
Braut mit ber Läfterung auf, daß fie und ihre Lehre die Fürften und Staaten gefährbe. 

Wir erachten diefe Verleumdung einer Widerlegung nicht werth; denn es iſt welts 
Iuubig, daß bie Kirche es war, welche zuerft bie Treue gegen Fürft und Obrigfeit um 
Goettes willen und den Gehorfam gegen die flaatlichen Geſetze um des Gewiſſens 
willen lehrte. 


ı Luc. 28, 2 ff. 
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Aber die Mittel, welche die Verleumder der Kirche und ihrer Lehre ben Staats⸗ 
gewalten anrathen, um fich gegen dieſe angebliche Feindin zu ſchützen, bürfen unferer 
Aufmerkſamkeit nicht entgehen, weil fie das katholiſche Bolt unb jeine Kirche im Heilige 
ſten rechtlos machen mwürben, und weil ſchon Thatſachen vorliegen, welche zeigen, daß 
Vertreter der Staatögemwalten in ihren Anſchauungen ben kirchenfeinblicden Korberungen 
entgegenfommen. 

VI 


Man jpricht der Staatögemwalt die Befugniß zu, durch eine In das innerfte Geblet 
bes Glaubens eingreifende Anwendung und Ausbehnung des landesherrlichen Schutz⸗ 
und Auffichts:Rechtes den Biichöfen und Prieftern zu verbieten, daß fie bie katholiſche 
Lehre verkünden, erflären und vertheibigen — während man für alle Angriffe auf bie 
felbe volle Freiheit in Aniprud nimmt. Man legt ferner ber Staatägewalt bie Befug- 
niß bei, darüber zu entſcheiden, was zur Lehre ber katholiſchen Kirche gehöre und was 
nicht; welche die Bedingungen fein, um ald Mitglieb der Kirche rechtlich gelten zu 
Eönnen, und welche nicht; welche die mit dem Glaubenabelenntnifje zufammenhängenden 
Erforbniffe jeien, um im Befige und Genuffe firchlicher Aemter und Ginfünfte bleiben 
zu fönnen, und welche nicht. 

Dieß heißt aber nichts ander, als dem Grundſatze huldigen: bie Staatögemwalt 
bat über den Glauben und das Glaubensmaß ihrer Unterthanen zu enticheiben. Es 
ift Die Wieberermedung und die neue, wenn auch etwas mobificirte Anwendung des 
tyranntichen Princips: Cujus regio, illius religio. Und Männer, welche das ents 
ſcheidende Richteramt in Glaubensſachen dem Papfte abipreden — mollen, daß das 
katholiſche Wolf fich hierin ber Entſcheidung eine Staatöbeamten unterwerfe! 

Dieß thun Männer, welche fonjt immer den Namen ber freiheit im Munde 
führen. Wir mwiffen es alſo: das ift die Gemwiffensfreiheit, das die Cultusfreiheit, das 
die Lehrfreiheit, welche fie meinen. 

Jener Mann, deſſen Auctorität gegenwärtig dem Feinde der Kirche Alles gilt, 
bezeichnet ben Sat: cujus regio, illius religio, als „ein tief unfittliche® und unchriſt⸗ 
liches Princip“, als einen „Despotismug, deſſen Gleihen bis dahin noch nicht gefehen 
worden war” 1. 

Und mit einem ſolchen Despotismus bedroht man und in Deutichland! 

An Deutſchland fol der Katholicismus unterbrüdt werben, nachdem das katho⸗ 
liſche Volk in unerfchütterlicher politifcher Treue Gut und Blut für König und Vater 
land bingegeben, während bie zahllofen Wunden noch nicht vernarbt, die Thränen um 
bie Taufende ſiegreich Gefallener noch nicht getrodnet, bie Schlachtfelber noch nicht ver: 
geilen find! 

VID. 


Mie man der Staatögewalt die Befugniß über ben Glauben zuſchreibt, fo ſoll fie 
auch über die Güter ber fatholifchen Kirche verfügen. 

Die katholiſche Kirche, welche in der Welt fett faft zwei Jahrtauſenden befteht, 
welche einft das deutiche Volk zur Einheit verband, deren Recht, Eigenthun und Selbft- 
ftänbigfeit in Deutfchlanb fpäter die Völferverträge und jegt auch Berfaffungen ver: 
bürgen, ift biejenige, beren fichtbares Oberhaupt ber Bapft ift und melde in Einheit 
mit bemfelben der Epiſkopat leitet und vertritt. Es gibı Feine alte und feine neue 
katholiſche Kirche: es gibt in aller Zeit nur die Eine, in ihrem Weſen unvergängliche 


1 Döllinger, Kirche und Kirhen. ©. 49—55. 
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und unmanbelbare katholiſche Kirche, bie in ewiger Augendfraft fih nach Innen und 
Außen fort und fort entfaltet. Die katholiſche Kirche ift kein bloßes Syſtem einiger 
Rerrer Glaubensſätze; fie ift eine göttliche Anftalt des Glaubens und Heiles, in welcher 
der ganze Schatz ber Offenbarung hinterlegt ift, damit die Gläubigen mehr und mehr 
fortfgreiten in feiner Erkenntniß; fie ift ein lebendiger Organismus, befeelt von dem 
heiligen Geifte, fi in einheitlichem Weſen fortbilbend zur Vollendung, nach dem Maße 
des in Ehrifto volllommenen Alters. Der Papft und der mit ihm geeinigte Epiflopat 
find bie fihtbaren Träger biejeß gottmenſchlichen Organismus; ohne fie gibt es Feine 
latholiſche Kirche; und wer wiſſen will, wo bie Kirche Ift, bat nur zu fragen, wo 
Petrus if. Denn fo fpricht der Herr?: „Du bift Petrus, und auf biefen Felſen will 
ih meine Kirche bauen.” 

An der That — bie katholiſche Kirche, mit welcher die deutſchen Fürften Concor⸗ 
date und Uebereinfommen mancherlei Art gefchloffen haben, ift die vom Papſte Traft 
jener Bollmacht vertretene Kirche; biefer Kirche ift vertrags: und verfaffungsmäßig das 
Eigenthum ihrer Stiftungen und ber Genuß ihres Einfommens nad) ben urjprünglichen 
Stiftungs-Urkunden und dem rechtmäßigen Befite, fie feien für ben Eultus, ben Unter: 
tiht ober die Wohlthätigkeit beſtimmt, vollſtändig gefichert. 

Ber alfo die Sanction eines Gefeßes über das Vermögen ber Fatholifchen Kirche 
zu Gunſten derjenigen, welche ſich von der Gemeinfchaft biefer Kirche getrennt haben, 
verlangt , verlangt den Umfturz aller Verfaflungsbefiimmungen und aller Eoncorbate, 
welche der katholiſchen Kirche ihre rechtliche Eriftenz, ben Beſitz und Genuß ihres Eigen⸗ 
thums garantiren. 

VII. 


Durch jene faliden Deutungen des wahren Sinnes der Concilsbeſchlüſſe hat man 
zugleich bie unbegründetftien Befürchtungen aller Urt angeregt. Ja man bat ji) ſogar 
nicht geicheut, von ber Nothwendigfeit bed Ausſchluſſes der Katholifen vom Fortgenuffe 
der vollen politifhen Rechte zu reben. 

Das aljo ift die Gleichberechtigung, das bie Parität, das die Unabhängigkeit ber 
bürgerliden und politiſchen Rechte von dem religiöjfen Belenntniffe. 

Was ift aber ber furze Ausdruck aller jener Befürchtungen? Dean bezeichnet als 
ihren Gegenſtand die bevorftchende Wichereinführung bed „hierarchiich-mittelalterlichen 
Syſtems“. Aber welch ein Gefchichtöverftändniß feßt ed voraus, wenn man glaubt, 
vergangene Zeiten und bie in ihnen waltenden Regierungsiyiteme laſſen fich wieder 
einfach in die jetige oder Fünftige Welt zurüdführen? So wenig ber einzelne Menſch 
zu den Tagen feiner Vergangenheit zurüdzufehren vermag, fo wenig werden auch bie 
Bölker und die Staaten zurüdtehren zu dem Stande be8 Mittelalterd. Die Kirche, 
unwandelbar in ihrem Wefen, wird, geleitet vom heiligen Geifte, zu den Völkern und 
Staaten ſtets fich ftellen, wie deren Sein und Wandel es mit fi bringt. Mutter und 
Lehrerin aller Gläubigen muß und wird fie allegeit bleiben; fie wird ihnen gegenüber 
ihre Pflicht zu Iehren, zu warnen, felbft zu frafen, ſtets ausüben, welchem Volke und 
Staate fie auch angehören mögen, fofern fie gegen ihre geiftige Mutter ſich auflehnen 
unb Gefege ber chriſtlichen Sittenlehre verlegen. 

Nur wer die Weltgefhichte tiefer aufzufaffen nicht gelemt bat und wer zugleih 
die Wege ber Vorſehung im Gange der Kirche verfennt, kann im Ernſte befürchten, 


1 Ephef. 4, 13. 2 Matth. 16, 18. 


daß dieſe die Zuftänbe vergangener Seiten mwieber in ihrer früheren Geftalt vom Grabe 
erweden werde ober Türme. 

Es iſt offenbar Täufhung, wenn man aus ben Beichlüffen des Vaticaniſchen 
Concils folgert, daß alle älteren päpftliden Bullen ober Gonftitutionen, welche flaat« 
liche und bürgerliche Verhältniffe berühren, nun ben Charakter unfehlbarer Lehrent⸗ 
ſcheidungen an fich tragen. 

Man verfcäweigt, wie fireng bie Enticheidungen ex cathedra find, unb mie wertige 
ber oben bezeichneten Bullen u. f. w. unter biefen Begriff fallen können. 

Man überfieht, daß auch bei wirklich bogmatifchen Bullen, wie bei Concils⸗ 
befchlüffen, nur ber förmlich entfchlebene Lehrſatz die zum Glauben verpflichtende Kraft hat, 
keineswegs aber die Gefammtheit bed übrigen Inhalts, feien es Motive ober Beweiſe. 

Bon allen den Bullen, welche bisher bie Gegner mit Vorliebe als ſtaatsgefähr⸗ 
lich bezeichnen, ift nur Eine dogmatiſch. Diele ift aber zugleich von einem allgemeinen 
Eoncdil 1 angenommen, und e3 müßte demnach bie Unfehlbarkfeit der allgemeinen Kirchens 
verfammlungen und ber Kirche ebenfo gefährlich für den Staat fein, wie bie ber Päpſte. 
Zudem enthält jene Bulle in ber That nur eine Lehrentſcheidung über ben Primat, 
welche nicht3 außfpricht, als mas alle Katholiken von jeher ohne Gefahr für den Staat 
glaubten ?. 

Ale anderen Bullen, bie zumeift von ben Gegnern hervorgehoben werben, finb 
nicht dogmatiſcher Natur: fie find Disciplinar-Gefebe und Straf-Sentenzen, welche weber 
unwanbelbarer Natur noch unverjährbar find, und welche den allgemeinen Bedingungen 
fowohl ber pofitiven menſchlichen Gejebgebung überhaupt, als des canoniſchen Rechtes 
insbejondere unterliegen. 

Unter diefen Umftänben können wir in dem ungeredhtfertigten und leidenfchaft: 
lichen Ausbeuten folcher päpftliden Erlaffe nur Verſuche fehen, die Geiſter zu verwirren 
und Haß zu erzeugen. 

Ueber die Richtung einer großen geiftigen und fittlihen Macht, mie bie katholiſche 
Kirche felhft in den Augen ihrer Gegner ijt, gibt nichts ficheren Aufihluß, als ihre 
feierlichen Acte, als Öffentliche Thatſachen. 

Solche feierliche Thaten des heiligen Stuhles in der Neuzeit find Concorbate 
ober Verträge mit den Staaten des 19. Jahrhunderts. Welches tft die Grunbrichtung 
dieſer Verträge? Ueberall finden wir in denfelben ein Zurückgehen des Papftes auf 
bad ftreng Firchlicde Gebiet, ein Beichränfen ber alten kirchlichen Immunitäten ober 
Privilegien auf ein Maß, das der modernen Rechtsgleichheit nirgends binberlich if; 
überal€ wird bie vigens Ecclesise disciplina zu Grunde gelegt. Noch mehr. Der 
Heilige Stuhl hat fi fogar durch diefe feine feierlichen und öffentliden Verträge zum 
Feltbalten an dem fo geichaffenen Rechtszuſtande in der Weiſe verpflichtet, baß er fi 
be3 Rechtes begeben, ihn einjeitig zu ändern. Und ber heilige Stuhl iſt es erfahrungß: 
gemäß nicht, der bie Concorbate und völkerrechtlichen Verträge bricht. 


1 Die vom Papſt Bonifacius VIII. erlaffene Bulle: Unam sanctam. V. Las 
teran. Concil. 

2 „Porro subesse Romano Pontifici omni humanae creaturae declaramus, 
dicimus, definimus et pronuntiamus omnino esse de necessitate salutis.* Der 
Ausbrud: omni humanae creaturae ift entlehnt au8 dem I. Briefe ded HI. Petrus 
2, 13 und wird im fünften Concil des Laterand von Papft Leo X. erflärt durch bie 
orte: omnes Christi fideles 
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Es befteht auch Feine Thatfache in neuefter Zeit, welche zu dem Schluffe berech⸗ 
tigte, baß der heilige Stuhl eine andere Stellung zu den Staaten nehmen wolle, ala 
wege er biöher eingenommen bat. Die Unfehlbarkett feiner ex cathedra gegebenen 
Rehrentfcheibungen berechtigt fürwahr nicht dazu. Denn der apofolifche Stuhl hat fie 
bekanntlich allezeit feftgehalten, und in der Kirche war fie überall thatſächlich angenom⸗ 
men und faft überall öffentlich gelehrt. Der Mangel eines Concils-Beſchluſſes über 
biefe Unfehlbarkeit war es wahrlich nicht, mas ben apoftolifhen Stuhl veranlaßte, bie 
oben bezeicänete Stellung gegenüber den Staaten zu nehmen. Der Beſchluß wird eben 
fo wenig auf biefe einen Einfluß haben. Sie wurde eingenommen, weil bie Päpfte, 
alz Sions oberfle Wächter beitellt, die Zeit wohl verfiehen. Sie wenden auf biefelbe 
weht bie alten und ewigen Principien be göttlichen Rechtes an, aber fie wecken bie 
alten Formen nicht auf, welche in ganz anberer Zeit zur Geltung kamen. 

Wir proteftiren daher gegen das ebenfo unmiffenichaftliche als ungerechte Ber: 
feßren, bie Glaubensentſcheidungen des Vaticanifhen Concils als Attentate gegen bie 
beſtehenden deutſchen Staatöverfaffungen und insbeſondere gegen jene Grundlagen ber: 
klden barzuftellen, melde bie Gleichheit Aller vor dem bürgerlichen Gefebe mit ſich 
bringen, und durch Handhabung ber von ben Verhältniffen in Deutfchlanb und anderswo 
geforberten politiſchen Toleranz bie ftaatlihe und bürgerliche Gleichberechtigung ber 
Confeſſionen, ſowie die Gewiſſens- und Cultus-Freiheit verbürgen. 

Wir weiſen vielmehr, geſtützt auf dieſe Rechtsprincipien, die Verſuche zurück, von 
dem Vollgenuſſe ber genannten Rechte die katholiſche Kirche und das katholiſche Volk 
auszuichließen, alle Verſuche, bie durch das göttliche und Völkerrecht, ſowie durch das 
Öfientliche Recht ber deutſchen Nation Im Allgemeinen und einzelner Staaten insbeſondere 
garantirte Selbſtändigkeit und Freiheit der katholiſchen Kirche zu verkürzen. 


Im Monat Mai 1871.” 
(Unterfchriften, wie im vorigen Hirtenbrief.) 


20) Brief des FKürften Bismarck an den Reichstagsabgeordneten Frankenberg 
vom 17. Iuni 1871. 


„Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich auf bie von Ihnen unter dem 12. d. Mts. 
an mich gerichtete gefällige Zufchrift zu erwiebern, daß bie von Ihnen angeführte That: 
lache einer Unterredung bes Grafen Tauffkirchen mit dem Carbinal:Staatsfecretär unb 
einer von Lebterem babei ausgeſprochenen Mißbilligung des Vorgehens ber ſogen. 
Fraction des Centrums begründet if. Diefe Mipbiligung ift mir nit unerwartet 
gemeien, ba bie Kundgebungen, melde St. Majettät dem Katfer nach Herftellung be 
beutichen Reiches von Sr. Heiligkeit dem Papfte zugegangen waren, jederzeit den un⸗ 
zweideutigfien Außbrud der Genugthuung unb des Vertrauens enthalten haben. Ich 
hatte deßhalb gehofft, daß die Fraction, melde fi im Neichstage unter dem Namen 
des Centrums bildete, in gleihem Sinne zunächſt die Befeftigung ber neuen Inftitution 
und bie Pflege bes inneren Friedens, auf dem fie beruht, fich zur Aufgabe ftellen werbe. 
Diefe Vorausfegung traf nicht zu. Der parlamentarifhe Einfluß der Fraction de 
Centrums fiel thatfächlich in berfelben Richtung in's Gewicht, wie die parlamentarijche 
Thätigfeit ber Elemente, welche bie von Sr. Heiligfeit bem Bapfte mit Sym- 
pathie begrüßte Herftellung bes beutfhen Reiches prindpiell anfechten 
und negiren. Ich habe von biefer Wahrnehmung bie Geſandtſchaft bes deutſchen 
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Reiches in Rom unterrichtet, damit fie Gelegenheit habe, ſich zu überzeugen, ob bie 
Haltung dieſer Partei, welche ſich ſelbſt als den ſpeciellen Vertheibiger bes Römifchen 
Stuhles bezeichnet, den Intentionen St. Heiligkeit entiprede. Den Wortlaut ber 
Aeußerungen Sr. Eminenz bin ich nicht berechtigt, ohne ſpecielle Erlaubniß bes Herz 
Cardinals wiederzugeben; ich barf aber Hinzufügen, baß Aeußerungen von Vertretern 
anberer Mächte in Rom mir die Beftätigung geben, baß ber Garbinal in feiner gegen - 
ben Grafen Tauffficchen ausgeſprochenen Mißbilligung ber Haltung ber Gentrurmäpartel 
auch den perfönlichen Gefinnungen Sr. Heiligkeit Ausbrud gegeben habe. 
v. Bismard.” 


37) Brief des Cardinals Antonelli an Bifchof v. Ketteler vom 5. Inni 1871: 


„Aus Ihrem Schreiben vom 28. Mai babe ich erjehen, daß durch bie Gegner ber 
Kirche in deutſchen Zeitungen verbreitet wurbe, es fei bie Handlungsweiſe ber katho⸗ 
lichen Fraction im deutſchen Reichstag von mir getabelt worden. Daß bieß gefchehen, 
bat mich nicht wenig betrübt. Damit Sie aber beutlih und Flar erfennen, wie bie 
Sache fi) zugetragen bat, will ih Ahnen mittheilen, daß id) auf Grund von Zeitungße 
nachrichten, welche im Allgemeinen berichteten, es fei von einigen Katholiken im Reichätag 
der Antrag eingebracht worden, ſich der Angelegenheiten des Apoftolifhen Stuhles ans 
zunehmen, in einer Unterrebung mit bem bayerifchen Gefandten und zeitweillgen Ges 
Ichäftsträger des beutichen Reiches geäußert habe: ich erachte bie Abficht, den Meichätag 
zu einer Meinungsäußerung über eine zum Schuge ber weltlichen Herrſchaft der Kirche 
zu befchließende Intervention zu veranlafien, nur für verfrübt. Es hätten biefelben 
nämlich biefer Abficht Folge gegeben bei Berathung ber auf bie Faiferliche Thronrebe zu 
gebenden Antwort. Hieraus läßt fich ermefjen, daß ich in jener Unterredung durchaus 
nicht das Beftreben ber katholiſchen Abgeordneten getabelt habe, das Wohl ber Kirche 
zu fördern und die Rechte des heiligen Stuhles zu hüten, inbem es durchaus nicht 
zweifelhaft fein kann, daß dieſelben mitten unter den Verfuchen, welche man gemadt 
bat, fie einzufchüchtern, jede geeignete Gelegenheit ergreifen würden, ihrer Gewiſſens⸗ 
pfliht zu genügen, mozu bie Wahrung und bie Verteidigung der Religion unb ber 


Mechte ihres Dberhaupted gehört. 
Antonelli.* 


38) Allerhöchſtet Erlaß, betreffend die Aufhebung der katholifchen 
Abtheilung im Enltusminifterinm, vom 8. Inli 1871. 


„Auf ben Bericht des Staatöminifterlumd vom 30. vd. Mts. will Sch genehmigen, 
daß die im Minifterium der geiftlihen, Unterrichts: und Mebicinal:Angelegenheiten 
jet beſtehenden geionderten Abtbeilungen für bie evangelifhen Kirchen: Angelegenheiten 
und für bie Fatholifchen Kirchen: Angelegenheiten aufgehoben und deren Geſchäfte Einer 
Abtbeilung für die geiftlichen Angelegenheiten übertragen werben. 

Diefe Ordre iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Berlin, den 8. Suli 1871. 


Wlihelm. 
Fürft v. Bismard,. Srafv. Roon. Grafv. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. 


Camphauſen. 
An das Staatsminiſterium.“ 
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) Gefeh, betreffend die Ergänzung des Strafgeſehbuchs für das deutfche 
Reich, vom 10. December 1871. 


„Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaiſer, König von Preußen ıc. 
wrorbnnen im Namen bed Deutſchen Reiches, nach erfolgter Zuftimmung bes Bundes⸗ 
sethed und bed Reichstages, was folgt: 

Ginziger Artifel. Hinter F 130 bes Strafgeſetzbuchs für dad Deutfche Reich 
wird folgender neue F 1308 eingeftellt: 

Ein Geiftlicder oder anderer Religionsdiener, welcher in Ausübung ober in Ber: 
enlaffung der Ausübung feincd Berufes öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder welcher 
in einer Kirche ober an einem anderen zu religiöfen VBerfammlungen beftimmten Orte 
sr Mebreren Angelegenheiten bed Staates in einer den Öffentlichen Frieden gefähr- 
denden Weile zum Gegenftande einer Verkündigung oder Erörterung macht, wirb mit 
Gefängniß ober Feſtungshaft bis zu zwei Jahren beftraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudtem Kaiſer⸗ 
fihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, ben 10. December 1871. 


8. Wilhelm. 
18) Fürſt v. Bismard.“ 


46) Eingabe der preußischen Bifchöfe an dns Herrenhans und das Hans 
der Abgeordneten vom Iannar 1872 gegen das Gefeh in Betreff der 
Aufficht über die Unterrichtsanftalten. 


Diejelbe wurde zwar von den Bilchöfen einzeln eingereicht, hatte aber, 
ſoviel ich ermitteln Konnte, bei allen denſelben Wortlaut. 


„Hohes Abgeordnetenhaus! 

Ter von der Königlichen Staatsregierung einem Hohen Haufe vorgelegte Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend bie Aufficht über bie Unterrichts- und Erziehungsanftalten, 
enthält Beſtimmungen, melde in hohem Grabe bie beftehenden Erziehungsanftalten 
beeinträchtigen und beſchädigen. 

Indem darin bem Staate ein ausſchließliches Recht der Beauffihtigung dieſer 
Anftalten beigelegt wird, entzieht man der Kirche das ihr nach geichichtlidher Ent: 
widelung unb ber Berfafjung zufolge zuftehende Recht ber Aufficht über bie Schule in 
einer ſolchen Welle, daß auch nicht einmal die Leitung des Religionsunterrichtes frei- 

gelaffen wirb — ben außbrüdlichen Beflimmungen der Art. 15 und 24 ber Verfaffung 
zuwider. Ueberbieß follen nad) dem Entwurfe die Diener der Kirche ohne Rüdficht auf 
ihren unb der kirchlichen Vorgefegten Willen verpflichtet fein, ein Staatdamt zu über: 
nehmen, welches möglichermweife biefelben mit der Kirche und ihrem Gemifjen In Eonflict 
verfeßen unb ber gedeihlichen Ausübung bed geiftliden Amted leicht große Hinberniffe 
und Schwierigkeiten bereiten kann. 

Ueberzeugt, daß ber vorliegende Gejegentwurf ein weſentlicher Schritt auf dem 
Wege zur confeffionslofen Schule und für die chriſtliche Erziehung und Bildung ber 
Jugend in hohem Grade gefährlich iſt, erlaube ih mir, an daB Hohe Haus bie gehor- 
famfte Bitte zu richten, dem Gefeßentwurf die Genehmigung nicht ertheilen zu wollen.“ 
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41) Immediateingabe des preußiſchen Epifkopats gegen den Entwurf de 
Schulanffichtsgefehes, vom 13. März 1872. 


„Allerburdglaudtigftier Großmädtigfier Kalfer und König! 
Allergnädigfter Katfer, König und Herr! 


Der von Em. Majeſtät Etaatsregierung bem Lanbtage vorgelegte Geſetzentwurj 
betreffend die Zeauffihtigung der Unterrichts: und GErziehungsanftalten, ift von beiba 
Häufern genehmigt worden und wirb nunmehr Ew. Kaiſerlich Königlichen Majeflät zu 
Allerhöchſten Sanction unterbreitet werben. Die gehorſamſt unterzeichneten Oberbirte 
bes Königreich8 Preußen erkennen in biefem Gefegentwurf eine ſchwere Beeinträchtigum: 
und Schädigung ber Fatholiichen Kirche, weil berjelbe bie biejer Kirche nach ben un 
wanbelbaren Grunbjägen bes ChriftentHumß jomohl als auch nad geſchichtlicher Ent 
widelung, auf Grund von Etaatöverträgen, nad Objervanz und burch bie Verfafſun— 
gebührende Mitwirkung am Unterrichte und ber Erziehung in ben Schulen durch dei 
ausfhlierlih dem Staate beigelegte Auflichtörecht ber Kirche entzieht, weil er ferner bt 
Beiugniß zur Beauffihtigung und Leitung des Neligiondunterrichtd in ben Schulen in 
Frage jtelt, weil berielbe den chriſtlichen und conieljionellen Charakter ber Schule ge 
tfährbet und da3 zur gebeihlichen Entwickelung bed Volksſchulweſens unerläßliche ein 
heitliche Zuſammenwirken ber Kirche und des Staates unmöglid madt und ebei 
dadurch die weientlihen und böchſten Anterejien bed Staates, ber Kirche und ber Elter: 
beeinträchtigt. 

Ew. Majejtät wollen allergnädigſt zu ermeſſen geruben, bag wir unjerer oberftri 
lichen Pflicht nicht nachkommen würden, wenn wir Angejichtd der Gefahren und Nack 
theile, welche der Religion durch bieien Geiepentwurf bereitet werben, unjere Stimme 
gegen benielben nicht erheben tollten. Non dieier Ueberzeugung tief durchdrungen, nahe 
wir daher Ew. Wajeltat erbabenem Thron in vollfommenfter Ghrerbietung mit be 
unterthänigiten Bitte, Allerböchſtdieielben wollen gnädigit geruben, biefem Gejegentwur! 
die Allerhöchſte Sanciion nicht zu ertbeilen. 

An tiefiter Ehrfurcht verharren 
Em. Kaiſerlich Königliden Majeſtät 
Ten 13. März 1872. 
untertbänigite treugehoriamite 
Tberhirten ber katholiſchen Kirche Preußens. 

= Raulus Meldbers, Erzbiichof von Köln. 7 Miecislaus, Erzbiihof vo 
Sneien und Toien. + Heinrich, würtbiihof von Breslau 7 Peter Sofeph 
Riihof von Yimburg. 7 Ebriſtoph Florentius, Biichof von fulda. 7 Conrad 
Biſchof von Paderborn. Jobannes, Biſchoi von Culm. — Philippus, Biſcho 
von Ermland.“ 


42) Gefch, betreffend die Beaufſichtigung des Unterrichts- und Erziehungs 
welens, vom Il. Alärz 1812. 

„Bir Wilhelm, von Eottes Gnaden König von Preußen u. i. w., verordnen ir 

Ausfübrung des Artife!3 23 ber Terfaliungsurfunde vom 80. Januar 1850, mit Zu 


fimmung ber beiden Häuier des Landtages, für den Umfang ber Monardie, was felgt 
$ 1. Unter Aufhebung aler in einzelnen Landestheilen entgegenfiehenden Be 
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Rimmungen ſteht bie Auffiht über alle öffentlichen und Privat: Unterrichts: und Er: 
ziehungs⸗Anſtalten bem Staate zu. 

Demgemäß handeln alle mit biefer Aufficht betrauten Behörben und Beamten im 
Auftrage bed Staates. 

F 2. Die Ernennung ber Local: und Kreis⸗Schulinſpectoren und die Abgrenzung 
ihrer Auffichtöbezirfe gebührt dem Staate allein. 

Der vom Staate ben Inſpectoren ber Vollsſchule ertheilte Auftrag ift, fofern fie 
dieß Anıt als Neben= ober Ehrenamt verwalten, jederzeit widerruflich. 

Alle entgegenftehenden Beftimmungen find aufgehoben. 

F 3. Unberührt durch dieſes Geſetz bleibt Die ben Gemeinden und beren Organen 
ifiehenbe Theilnahme an ber Schulaufficht, ſowie ber Artikel 24 der Verfaffungsurfunde 
som 31. Januar 1850. 

$ 4. Der Minifter der geiftliden, Unterrichts: und Mebicinal: Angelegenheiten 
wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhänbigen Unterſchrift und beigebrudtem Kö⸗ 
ziglihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, ben 11. Mär; 1872. 

Wilhelm.“ 


8) Miniſterialerlaß vom 13. März 1872 zur Ausführung des 
Schulanffichtsgefebes. 


„Das Geſetz, betrefiend die Beaufſichtigung des Unterrichts: und Erziehungsmefeng, 
ändert das biöherige Verhältniß, nach welchem bie Schulaufficht zumeift als ein Ausfluß 
Srhlicher Aemter unmittelbar mit denſelben verbunden war, principiell. 

Das Recht der Beauflihtigung gebührt demnach dem Staate allein, und ed han» 
bein demzufolge alle mit diefer Aufficht betrauten Behörden und Beamten im Auftrage 
des Staates. 

Der Eintritt der Rechtsverbindlichkeiten bes Geſetzes entzieht ſomit bem größten 
Theile ber jebt fungirenden Local» und SKreis-:Schulinfpectoren bie Legitimation zur 
Führung biefed ihres Amtes. 

Zur Fortführung ihres Amtes bebürfen fie, dem Geſetze entſprechend, eined Auf: 
trageß von Seiten bed Staateß. 

Um keine Unterbrechung eintreten zu lafjen, veranlaffe ich die Königliche Regierung, 
zunächſt bie jet fungirenden Locals und Kreid:Schulinipectoren in biefem ihrem Amte 
zur Fortführung besfelben im Auftrage bed Staated zu beftätigen. ine allgemeine 
Kundgebung ſcheint, in Verbindung mit einer Nachricht an bie betreffenden geiftlichen 
Behörden, bierzu zu genügen. 

Zugleich erwarte ich möglichſt fchleunigen Bericht darüber, welche von ben Schul: 
infpectoren das Vertrauen der Königlichen Regierung nicht befigen, unter Darlegung 
der Gründe, die es nothwendig und wünſchenswerth ericheinen laſſen, ben ertheilten 
Auftrag nad) $ 2 des Geſetzes zu widerrufen, und unter gleichzeitiger Bezeichnung ber: 
jenigen Perfonen, welche fich bazu eignen unb bereit find, in bie erlebigten Stellen 
einzutreten. 

Die Königlihe Regierung wolle in dem erwarteten Bericht ſich auch darüber gut⸗ 
achtlich äußern, ob und welche Veränderung ber betreffenden Auffihtäbegörbe nöthig 
unb wünjchenswerth erſcheine. 
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Außer — im Allgemeinen — dem Mangel der treuen Hingebung an die Inter⸗ 
eſſen des Staates und einer denſelben entſprechenden Erziehung der Jugend bezeichne ich 
als beſonderen Grund zum Widerruf des ertheilten Auftrages bie Vernachläſſigung des 
deutſchen Sprachunterrichts in ben Volksſchulen der polniſchen, namentlich der polniſch⸗ 
katholiſchen Gegenden des Bezirks, welche mehr oder weniger immer dem Schulinſpector 
wird zur Laſt gelegt werden müſſen. 

Ich vertraue außerdem, daß die Königliche Regierung in dieſer Beziehung auch 
in Zukunft fortgeſetzt ein wachſames Auge haben und Sorge tragen wird, daß ihre 
Wahrnehmungen, ſoweit fie Veranlaſſung geben können, von dem Widerruf des ertheilten 
Auftrages Gebrauch zu machen, unverzüglich zu meiner Kenntniß gelangen. 

Den Widerruf ſelbſt auszuſprechen und die Ertheilung des Auftrages an andere, 
dafür in Vorſchlag zu bringenbe Perfonen will ih mir auß finanziellen und allgemeinen 
Gründen ber oberen Schulaufficht einftweilen hiermit vorbehalten. 

Berlin, den 13. März 1872. 

Der Minifter der geiftlicden ꝛc. Angelegenheiten.” 


4) Erklärung des preußifchen Epifkopats an das Staatsminiſterinm 
in Betreff des Schnlaufſichtsgeſetzes, vom 11. April 1872. 


„Als von der Hohen Staatäregierung ein die bisherigen Beitimmungen über Be 
auffihtigung der Unterrichts- und Erziehung3-Anftalten weſentlich verändernder Gefek- 
entwurf ber Landesvertretung zur Berathung und Beſchlußfaſſung vorgelegt war, haben 
die fatholifden Biihöfe Preußens in motivirten Borftelungen ſich theils an beide 
Häufer bed Landtages, theila an den Landesherrn gewendet, um zu verhüten, baß -ber 
fraglide Entwurf zum Gefeg erhoben mwürbe. 

Bei diefen unferen Bemühungen, das Zuſtandekommen dieſes Gefeged zu verbin- 
bern, wurben wir einzig geleitet von dem Bemwußtfein einer ung obliegenden flar er: 
fannten Pfliht. Wir waren von der Innigften Ueberzeugung durchdrungen, baß ber 
organifche Verband, welcher zwiſchen Volksſchule und Kirche mehr denn ein Jahrtauſend 
beitand und melcher durch biefes Geſetz im Princip verlegt wird, ohne eine Schmälerung 
der Rechte der Kirche und ohne eine ſchwere Beeinträchtigung der wahren Sntereffen ber 
firhlichen und ber bürgerlichen Geſellſchaft nicht gelöst werben könne. Jener organifche 
Zufammenhang der Volksſchule mit der Kirche ſtützt ſich nicht allein auf ein gefchichtlich 
überliefertes Herfommen, welches auch durch Geſetze und Verordnungen be3 Staates 
vielfadh anerfannt und verbürgt war, fondern auch auf ein der Kirche eingeboreneß 
göttliches. Recht, deflen fie fich, felbft wenn fie wollte, nicht entäußern fönnte, ba es ihr 
nur zur Erfüllung einer unerläßlichen Pflicht, des cHriftlichen Unterricät8 und ber Er⸗ 
ztehung der Jugend, von ihrem göttlichen Stifter iibertragen worden ift. 

Unfere Bemühungen waren vergeblich, das Geſetz ift zu Stande gefommen, umjere 
Meberzeugung aber ift biefelbe geblieben. Daher fühlen wir uns gedrungen, der Hohen 
Staatäregierung feierlich zu erflären, daß wir durch dieſes Geſetz das unveräußerliche 
heilige Recht der Kirche auf die Volksſchule beeinträchtigt erfennen und daß wir von 
dieſem Geſetze verberbliche Folgen für bie Kirche wie für den Staat ficher vorausfehen. 

Dem Allen gegenüber aber werden wir fortfahren, unfere Pflicht zu erfüllen, 
unfere Pfliht in Bezug auf die Wahrung des Friedens zwiſchen Kirche und Staat, 
fo viel an und Tiegt — aber auch unfere Pflicht gegen die unfjerer Hirtenforge anvere 
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ttauten Glänbigen, insbefondere gegen bie Kinder, welche Gott zu hrifllichem Unterricht 
ud zu Kriftlicher Erziehung in Haus und Schule der Kirche überwieſen bat. 

Möge das Hohe Staatäminifterium dieſe ung durch Amt und Pflicht abgenöthigte 
kierlide Erklärung wohlwollend entgegennehmen, in geneigter Berüdficgtigung, daß bie 
holiſchen Bifchöfe ihre Weberzeugung nicht von den wandelbaren Meinungen bed 
Tages abhängig machen, fonbern fich lediglich von den unmwandelbaren Principien ber 
migen Wahrheit leiten laſſen. 

Fulda, den 11. April 1872. 

= Baulus, Erzbifhof von Köln. + Heinrich, Fürſtbiſchof von Breslau. 
+Beter Joſeph, Btfchof von Limburg. F Chriſtoph Florentius, Bifchof von 
rise + Eonrad, Bilhof von Paderborn. F Matthias, Bilhof von Trier. 
Philipp, Biſchof von Ermland. + Lothar, Verweſer ber Erzdiöcefe Freiburg, 
fir Hobenzolen. + Johann Bernhard, Bilhof von Münſter. + Wilhelm, 
Liſchof von Hildesheim. Im Auftrage des Biſchofs von Culm: Klingenberg, 
General⸗Vicar.“ 
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4) pPaſtorale des prenßifchen Epifkopats vom 11. April 1872 in Betreff 
des Schulanffichtegefehes. 


Die unterzeihneten Oberbirten der Fatholifhen Kirche in Breußen 
entbieten dem hochwürdigen Klerus ihrer Diöcefen Gruß unb 
Segen im Herrn! 


Das Geſetz vom 11. März d. J., welches die Beauffihtigung der Schule, bie 
von ihrem Urfprunge an in allen Kriftlichen Rändern eine Tochter der Kirche war und 
WB in die neuefte Zeit von ber Kirche als eine Tochter geliebt und gepflegt wurde, 
km Staate als ein außfchliehliches Recht beigelegt bat, veranlaßt die am Grabe bes 
Sl. donifacius verfammelten unterzeichneten Oberbirten, nachſtehende Worte an ben body 
sirhigen Klerus ihrer Diöcefen zu richten. 

Wir haben angefihts der vielen und ſchweren Bebenten, melche Firchlicherfeits 
dieſem Geſetze entgegenftehen, es nicht unterlaffen, gegen den betreffenden Gefeßentwurf, 
d8 er ben beiden Häufern des Landtages zur Berathung und Beihlußfaffung vorgelegt 
var, theils an diefe hohen Berfammlungen motivirte Vorftellungen zu richten, theils 
ader, nachdem ber Entwurf die Genehmigung ber Landesvertretung erhalten hatte, Seine 
Najeſtät unfern Kaiſer und König durch Immebiatgefuche gebeten, dem Gefegentwurfe 
die Allerhöchſte Sanction nicht zu ertheilen. Wir haben endlich, nachdem bieje dennoch 
erteilt war, eine gemeinſchaftliche Erflärung an das Königliche Staatsminiſterium ge- 
rigtet und bemfelben unfere Ueberzeugung ausgeſprochen, daß durch das neue Geſetz 
weientliche und unveräußerliche Rechte der Kirche verlegt feien und dem Staate ſowohl 
als ber Kirche große Gefahren und Nachtheile bereitet würden. 

Bon folder Ueberzeugung durchdrungen, waren wir nicht in der Lage, dem Geſetze 
unfere Zuſtimmung ober Billigung zuzumenben. Weil jedoch unfer biſchöfliches Amt 
unb bie Liebe Chriſti una drängt, Alles zu thun, was in unfern Kräften flebt, um jene 
Gefahren und Nachtheile zu vermindern, und meil feine Macht der Erbe uns entbinben 
fann von ber Sorge für die hriftliche (Frziehung der uns vom göttlichen Hellande an- 
vertrauten Kleinen, jo find wir entſchloſſen, au zu Gunſten der nunmehr im Rrincip 
durch das neue Geſetz von ihrer Mutter, ber Kirche, loſsgeriſſenen Volksſchule nach wie 
Gulturfampfs:Acten. 7 
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vor bie Pflichten bes Hirtenamtes gegen dieſelbe treu zu erfüllen, infofern und fe lauge 
e3 und nicht unmöglid gemacht wirb, 

In bem feften Vertrauen, baß bie gefammte Geiſtlichkeit unſerer Dideeſen biefe 
Gefinnungen mit uns theilt, finden wir unß zu nachſtehenden Anordnungen und Male. 
nungen veranlaßt: J 

. 1. Jeder Pfarrer hat die Localinſpection über bie Schulen feiner Pfarrei zus 
führen, ohne daß es einer beſondern bifchöflicden Genehmigung bebarf. | 

2. Dagegen ift eine folche Genehmigung nöthig, wenn es fi um Veberngieme = 
ber Kreisfchulinipection ober einer OrtBfchulinfpection außer ber eigenen Pfarrei haudelt. 

Für bie bereits fungirenden Schulinfpectoren biefer Kategorie foll es einer ſelchen 
Genehmigung nicht bebürfen. 

3. Für ben Fall, daß an geiſtliche Schulinipectoren in Beziehung auf ihre Ann. 
Anforderungen geftellt werben follten, welche mit ihren priefterlihen ober Tixchfichess 
Pflichten collibiren, werben biefelben nicht ohne vorgängiges Benehmen mit bem Orbie 
nariate ihr Schulamt nieberlegen. 

4. Auch wirb von ben betreffenden Geiftlicden Anzeige an bie bifchöfliche Behörbe 
erforbert, fo bald bie ihm übertragene Schulinfpection ftaatlicherfeitß widerrufen wird, 
ober anderweitige bemerkenswerthe Veränberungen im Bereiche feiner Amtswirkſamkeit 
vortommen follten. 

5. Zu Euch aber, theure Brüber, haben wir das Vertrauen, daß Ihr fortan mit 
verboppeltem Eifer ben Religionsunterricht ertheilen und pflegen unb in bem hoch⸗ 
verbienftlichen Werke ber chriſtlichen Erziehung und gefammten Bildung ber Jugend 
nicht ermüden werbet. 

6. Tarum werbet ihr ben Lehrern, Euren Mitarbeitern, mit Achtung, Liebe umb 
Theilnahme entgegenfommen und ihnen durch Euer Wort, Euer Wirken und Euer Leben 
ſtets Vorbilder eines frommen, gottgefälligen Wanbeld fein. 

Schließlich ermahnen wir Euch, im Herrn geliebte Brüber, werbet in allen Trüb⸗ 
falen und Bebrängniffen biefer ſchweren Zeit nicht muthlos. Bei ben Verkennungen, 
Schmähungen und Kräntungen, bie wir von fo vielen Seiten erleiben, gedenket beö 
apoftoliiden Mahnwortes: 

„In allen Dingen erweifet Euch ald Diener Gotte®, durch große Gebulb in 
Trübſal und Nöthen, in Aengſten, in Schlägen, in Gefängniffen, in Aufruhr, in Mühen, 
in Nachtwachen, in Faften, burch Keufchheit, mit Klugheit, mit Langmuth, mit Freudig⸗ 
feit, mit bem heiligen Geifte, mit ungeheuchelter Liebe, mit bem Worte ber Wahrheit, 
mit der Kraft Gottes burch bie Waffen der Gerechtigkeit, bei Ehre und Schmad, Bei 
ſchlechtem und gutem Rufe, als VBerführer verachtet und doch wahrhaft, als befannt 
unb unbekannt; wir fterben und fiehe wir leben, als gezüchtigt und doch nicht getöbtet, 
wie betrübt und doch immer freudig, wie arm und doch Viele bereihhernb, wie nichts⸗ 
habend unb doch allesbeſitzend“ (IL. Cor. 6, 4). 

Betet mit und zu Gott, dem Allmächtigen, daß er die Zeit ber Heimſuchung ab» 
kürze, feiner Kirche ſtets opferwillige Priefter, fromme Lehrer, getreue Arbeiter gebe unb 
und Allen aus ben Tagen zeitlicher Trübfal eine friebfertige Frucht ber Gerechtigkeit 
erwachſen lafje zum ewigen Xeben. 

Die Gnabe unſeres Herrn Sefu Chriſti je mit Euch Allen! 


Gegeben zu $ulda, ben 11. April 1872.“ 








(Unterfchriften, wie oben.) 
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46) Depefche des Fürften v. Bismarck vom 14. Mai 1872 an die Vertreter 
des dentfchen Reiches bei den fremden Regierungen in Betreff der 
zukünftigen Papſtwahl. 

„Vertraulich. Berlin, den 14. Mai 1872. 

Die Geſundheit des Papſtes Pius IX. iſt nach allen uns zukommenden Berichten 
eine durchaus befriedigende und Feine Symptome einer baldigen Aenderung barbietende. 
Ueber kurz ober fang aber muß eine neue Papſtwahl immer eintreten; und ber Zeit- 
punkt entzieht ſich der menſchlichen Berechnung und Borausfiht. Die Stellung des 
Oberhauptes ber Fatholifchen Kirche ift für alle Regterungen, innerhalb beren Länber 
biefe Kirche eine anerfannte Stellung hat, von folder Bedeutung, daß es geboten fcheint, 
fh die Folgen eines Wechſels in der Perfon bes Papftes rechtzeitig zu vergegenmwärtigen. 
Es iſt Schon früher anerkannt worden, daß bie Regierungen, welche Tatholliche Unter: 
thanen haben, dadurch auch ein großes und unmittelbare Intereffe an einer Papft: 
wohl Haben, ſowohl an der zu mählenden Perjönlichkett ſelbſt, als beſonders auch daran, 
daß die Wahl von al den Garantien in formaler und materieller Beziehung umgeben 
fl, welche e8 den Regierungen möglich machen, fie als eine giltige und allen Zweifel 
ausihliegende auch für ſich und ben Theil der Tatholifchen Kirche in ihren Länbern an⸗ 
zuetkennen. Denn daß die Regierungen, ehe fie dem durch Wahl conftituirten Souverän, 
ber berufen iſt, fo weitgreifenbe, in vielen Stüden nahe an die Souveränetät grenzenbe 
Rechte in ihren Ländern auszuüben, biefe Rechte factifch zugeftehen, verpflichtet find, 
gewiffenhaft zu erwägen, ob fie bie Wahl anerfennen können, darüber fcheint mir fein 
Imeifel fein zu können. Ein Papſt, welchem die Gefammtheit ober die Mehrzahl ber 
aropäifchen Souveräne aus formalen ober materiellen Gründen glaubte bie Anerfennung 
verſagen zu müffen, würbe fo menig benfbar fein, mie e8 denkbar tft, daß ein Landes⸗ 
biſchof in irgend einem Lande Rechte ausübte, ohne von der Staatsregierung anerfannt 
zu jein. Dieß galt ſchon unter ber früheren Ordnung der Dinge, wo die Stellung ber 
diſchöfe noch eine felbftändigere war, und die Regierungen nur in feltenen Fällen 
in kirchlichen Dingen mit dem Papfte in Berührung famen. Schon die im Anfange 
dieſes Jahrhunderts geichloffenen Concordate haben birectere, gewifjermaßen intimere 
Beziehungen zwilchen dem Papſt und den Regierungen hervorgerufen; vor Allem aber 
bat das Baticanifche Concil und feine beiden wichtigiten Beſtimmungen über bie Uns 
fehlbarkeit und über bie Surisbiction des Papſtes die Stellung bes legteren auch ben 
Regierungen gegenüber gänzlich verändert, und das Intereſſe der letzteren an ber Papſt⸗ 
wahl auf’3 Höchfte gefteigert, damit aber ihrem Rechte, fih darum zu kümmern, aud) 
eine um fo feitere Baſis gegeben. Denn durch dieſe Beichlüffe ift der Papft in bie 
Lage gekommen, in jeder einzelnen Diöcefe bie bijchöflichen Rechte in die Hand zu 
nehmen und bie päpftlide Gewalt ber landesbiſchöflichen zu ſubſtituiren. Die bifchöf- 
liche Jurisdiction ift in ber päpftlicden aufgegangen; ber Papft übt nicht mehr, mie 
bisher, einzelne beftimmte Reſervatrechte auß, fonbern bie ganze Fülle ber biichöflichen 
Rechte ruht in feiner Hand; er ift im Princip an bie Stelle jedes einzelnen Biſchofs 
getreten, und es hängt nur von ihm ab, fi aud in ber Praxis in jebem einzelnen 
Augenblid an bie Stelle desſelben gegenüber ben Regierungen zu feben. Die Bifchöfe 
find nur noch feine Werkzeuge, feine Beamten ohne eigene Verantwortlichkeit ; fie find 
ben Regierungen gegenüber Beamte eined fremben Souveränd geworben, und zwar eine 
Souveränd, der vermöge feiner Unfehlbarkeit ein vollfommen abfoluter iſt — mehr ala 


irgend ein abfoluter Monarch in der Welt. Che bie Regierungen irgend einem neuen 
7* 


- AI 


u MM Fu Mr 


— 100 — 


Papſte eine ſolche Stellung einräumen und ihm bie Ausübung ſolcher Rechte geſſatten 
müſſen fie ſich fragen, ob die Wahl und bie Perſon befelben bie Garantien barbieten, 
welche fie gegen ben Mißbrauch folder Gewalt zu forbern bereiitigt find. Dazu kommt 
noch, daß gerabe unter ben jetzigen Verhältniffen nicht mit Sicherheit zu erwarten ficht, 
daß auch nur bie Garantien, mit welchen in früherer Zeit ein Gonclave umgeben war, 
und welche es jfelbft in feinen Formen unb feiner Zufammenfekung barbot, zur Uns 
mwenbung kommen werben. Die vom römilchen Kaifer, von Spanien unb Frankreiqh 
geübte Erclufive Hat ſich oft genug als illufortich bewiefen. Der Einfluß, welchen bie 
verſchiedenen Nationen durch Carbinäle ihrer Nationalität im Conclave ausüben Tyan 
ten, Bängt von zufälligen Umftänden ab. Unter welchen Umflänben bie nächſte Papf- 
wahl flattfinden, ob biefelbe 'nicht vielleicht im übereilter Weiſe verfucht wirb, jo daß 
bie frühern Garantien, auch ber Form nad, nicht gefihert wären — mer wellte 
das vorausſehen? 

Auß dieſen Erwägungen ſcheint es mir wünſchenswerth, daß biejenigen euros 
pätichen Regierungen, welche durch bie Tirchlichen Intereſſen ihrer katholiſchen Unter 
thanen unb durch bie Stellung ber katholiſchen Kirche In ihrem Lande bei ber Papft 
wahl intereffirt finb, fich rechtzeitig mit ben biefelbe betreffenden ragen befchäftigen 
und, wo möglid, fi unter einander über die Art und Weiſe verflänbigen, wie fie ſich 
berfelben gegenüber verhalten wollen, unb über bie Bebingungen, von welchen fie 
eventuell bie Anerkennung einer Wahl abhängig machen würben. 

Eine Einigung der europäiſchen Regierungen in biefem Sinne würbe von uner⸗ 
meßlichem Gewicht und vieleicht im Stande fein, im Voraus ſchwere unb bebenfliche 
Eomplicationen zu verhindern. 

Em. ꝛc. erfuche ich daher ergebenft, bie Regierung, bei welcher Sie beglaubigt zu 
fein die Ehre haben, vertraulich zu fragen, ob fie geneigt fein möchte, zu einem Ideen⸗ 
austauſch und einer eventuellen Verfländigung mit uns über diefe Frage die Hand zu 
bieten. Die Form, in welcher bieß gefchehen Fönnte, mürbe dann leicht gefunden werben, 
wenn wir vorerft der Bereitwilligkeit ficher find. 

Ich ermächtige Em. ꝛc., biefen Erlaß vorzulejen, bitte Sie aber einftweilen, ben: 
jelben noch niit aus ber Hand zu geben unb bie Sache überhaupt mit Dißcretion 


zu behandeln. 
(gez.) v. Bißmard.* 


47) Rundſchreiben Bluntſchli's vom 8. October 1871 Namens des Darm- 
ſtädter Proteſtantentages zum Zweck der Organifation einer 
Jeſuitenhetze. 


„Hochgeehrter Herr! 

Wir benachrichtigen Sie, daß auf dem Proteſtantentag zu Darmſtadt beſchlofſen 
worben ift, den Kampf gegen bie Jeſuiten nachdrücklichſt aufzunehmen unb bis zu ihrer 
Entfernung aus dem Deutichen Reiche fortzuführen. Dieſe Agttation fol nun zunächſt 
dadurch in Bewegung gefeßt werden, daß die Darmftädter Beichlüffe mit ber Begrüns 
Dungsrebe unter dem Titel: „Wider die Jeſuiten“ gebrudt und in großartigem Maß—⸗ 
ftabe verbreitet werben, und zwar fol ber Zweck, ber dadurch erreicht werben foll, ein 
doppelter fein: einmal fol die Verbreitung ber Flugfchrift zur Aufflärung und zur 
Erzeugung einer entichiebenen öffentlichen Stimmung bienen, bann aber follen durch 
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den Berfauf ber Schrift zu bem Preife von 5 Silbergrofchen ober 18 Kreuzer das 
Eremplar bem Verein bie Mittel geſchafft werben, beren er für feine Beftrebungen be- 
darf, jowohl.gegen bie Sefuiten in der Römiſchen als in ber proteftantiichen Kirche. 
Bir bitten bazu auf's Dringendite um Ihre Mitwirkung. 

Unfere Meinung ift bie, daß überall, wo Localvereine ober Vereinshelfer ober 
fonft befreundete Männer fich befinden, dieſe alle ihnen zu Gebote fiehenben Mittel an: 
wenben, bie zur Verbreitung der genannten Schrift dienen. Die Wege, biefelbe unter 
das Bolt zu bringen, koͤnnen je nach ben örtlichen Verhältniſſen ſebr verſchiedene fein. 
Einmal kann durh Annoncen und Aufrufe in ben Ort3blättern darauf aufmerkſam 
gemacht werben unb Gelegenheit gegeben werben, fie durch ben Vorſtand des Vereins 
sder aus näher bezeichneten Verkaufs-Localen, wo eine Anzahl Exemplare beponirt 
werben, zu beziehen, wobei bemerft wird, daß bie Auslagen auß den Einnahmen be: 
Aritten werben können. Ein anberer Weg ift der, baß, wo fich geeignete Buchhand⸗ 
lungen vorfinden, man fich mit biejen in Verbindung feßt; es iſt dabei ſelbſwerſtänd⸗ 
I, daß biefelben ben Anſpruch auf einen angemefjenen Rabatt haben. Enblich erfcheint 
und al3 ein beſonders erfolgreiches Mittel die GColportage in den Häufern, auf ben 
Bahnhöfen 2c., weil erfahrungsgemäß auf biefem Wege ber Abfay ein viel größerer ift, 
als durch öffentliche Einladungen und Aufrufe; die Herren Vorftände und Vereinähelfer 
haben dabei natürlich die Vollmacht, entſprechenden Rabatt zu gewähren. 

Wir erfuchen Sie, jo bald ala möglich bie Beftellung auf bie Anzahl Eremplare, 
die Sie glauben abfegen zu können, beim Berleger Herrn R. €. Friedrichs in Elber⸗ 
feld (Verlag der Daniel Schenkel'ſchen „Aug. Kirchl. Zeitfchr.”) zu machen. Da bereits 
10000 Eremplare im Drud begriffen find, kann bie Beftelung jofort ausgeführt werben. 

Heidelberg, ben 8. October 1871. 

Der geihäftsführende Ausſchuß des deutſchen Proteflantenvereins. 
Bluntſchli. Höntg.“ 


48) Breve des Heiligen Vaters Papſt Pins IX. vom 2. März 1872 an den 
Cardinal Patrizzi, betreffend die Gefellfchaft Jeſn. 


Pius IX., Papſt. Ehrwürdiger Bruder! Gruß und Apoſtoliſchen 
Segen. 


Gleichwie die Kirche Gottes ähnlich einer in manchfacher Zier ſtrahlenden Königin 
mit bem eblen Schmude ber verichiebenen kirchlichen Orden ſich geziert bat, jo bat fie 
auch immer ber eifrigen Mitwirkung derfelben fich bedient, um bie Ehre bes göttlichen 
Ramens zu mehren, bie Angelegenheiten ber chriftliden Geſellſchaft zu beforgen unb 
mit Hülfe ber Lehre und werkthätigen Liebe bei den Völkern bie Eivilifation einzuführen 
unb zu fördern. Die Gegner ber Kirche, jo viele deren auch im Laufe ber Zeit auf: 
getreten find, haben deßhalb auch ſtets bie religiöfen Drben am meiften verfolgt, und 
unter benjelben pflegten fie den ärgften Haß auf die Geſellſchaft Jeſu zu werfen, 
weil fie bei biefer größere Wirkſamkeit und darum größeren Widerſtand gegen ihre 
Pläne annehmen. Wir fehen bieß gegenwärtig neuerdingd zu Unferem Schmerze ge 
ſchehen, inbem es ben Anſchein bat, ald wollten jene, welche beutegierig über Unfere 
weltliche Herrichaft, die immer ihren Räubern zum Verderben geworben ift, berfielen, 
mit der Aufhebung aller klöſterlichen Genofjenichaften bei ben Vätern ber Gejellichaft 
Sefu den Anfang madıen. 
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Um zu biefer Frevelthat filh ben Weg zu babmen, ſuchen fie bie Bätee ‘ber: 
fellfhaft Jefu beim Volle zu verbächtigen und klagen fie feinblicher 
gegen bie jebige Regierung an; namentlich aber geben fle vor, biefelbe erfrene N 
Uns eines ſolchen Einfluffes und einer ſolchen Gunſt, daß Wir infolge beffen gegen 
Regierung immer erbitterter gemacht würben, unb zwar fländen Wir fo ſehr unter 
Herrſchaft, daß Wir in allen Unferen Handlungen nur durch ihren Rath Uns: 
ließen. Wenn biefe thörichte Berleumbung darauf abztelt, Uns zum bias 
Mißachtung zu machen, indem man Uns als geiſtesſchwach hinſtellt und unfähig, tegemb‘ 
einen Beſchluß zu faflen, fo liegt beren Albernheit klar zu Tage, ba Jedermann eig‘ 5 
beb ber Roͤmiſche Papft gewohnt ift, nad) Anrufung göttlidder Erleuchtung mb. HEMe 

daB zu thun und anzuordnen, was er für recht und ber Kirche erſprießlich eradiiet, in 
wichtigeren Dingen aber ohne Rüdfiht auf Rang, Stand ober Ordendangehbrigkelt 
bes Beiftanbes folcher fich zu bedienen, welche er im Htnblid auf größere GSachlenninik 
eines weijeren unb Plügeren Urtheils für fähig hält. Wir zieben aud in ber That 
nicht felten Väter aus ber Gefellichaft Jeſu zu Mathe und übertragen benfelben vers 
ſchiedene Aemter und namentlich im heiligen Dienfte, da fie bei beren Ausübung immer 
neu jenen Pflichteifer bethätigen, um befjentmwillen fie von Seiten Unferer Borgänger 
häufiges und reichlichftes Lob verbienten. Indeß ift biefe Unfere wohl geredhifertigte 
Liebe und Werthſchätzung jener Geſellſchaft, welche fi um bie heilige Kirche Chriſti, 
um ben Römifchen Stuhl unb das riftliche Volt immer in ausgezeichnetem Grabe ver: 
bient gemacht bat, weit entfernt von jener fervilen Hingebung, welche eine Erfindung 
ihrer Feinde ift, eine Verleumbung, weldhe Wir von Uns und von ber befcheldenen Gr: 
gebenbeit ber guten Väter mit Unmillen zurückweiſen. Wir glaubten, Dir, ehrwürbiger 
Bruder, dieß mittheilen zu follen, um bie binterliftigen Pläne, welche gegen bie Geſell⸗ 
ſchaft gefchmiebet werben, an’8 Licht zu bringen, um Unfere in ſchändlicher und unver- 
ftändiger Weife verbrehte und verkehrte Gefinnung wieber in das rechte Licht zu fleflen 
und enblidy ber berühmten Gefellichaft ein neued Zeichen Unſeres überaus geneigten 
Wohlgefallens außzuftellen.” 







49) Erklärung der Erzbifchöfe und mehrerer Biſchöfe Preußens vom 
October 1871 zu Gunſten der Iefniten. 


„Erflärung: Den maßlofen Schmähungen und Angriffen gegenüber, welche 
unlängft auf ben Berfammlungen der fogenannten Proteft:Statholifen zu Münden unb 
bes Proteftantenvereind zu Darmftabt ſowohl als auch anderweitig in ber kirchenfeind⸗ 
lichen periobifchen Preſſe faft überall gegen bie Jeſuiten laut geworben finb, fühlen bie 
unterzeichneten Oberhirten, in deren Didcefen bie Sefuiten feither domicilirt unb thätig 
geweien find, im Intereſſe der Wahrheit und Gerechtigkeit ſich gezwungen, hierdurch dad 
Zeugniß abzulegen, daß jene Schmähungen, Anklagen und Angriffe gänzlich unbegründet 
find; daß vielmehr bie Mitglieder der Geſellſchaft Jeſu ſich durch einen ächt fittlichen 
und chriſtlichen Wandel eben fo jehr empfehlen, als insbeſondere bie Prieſter derſelben 
durch gründliche Kenntniffe und gefunde Principien in ber theologiſchen Wiſſenſchaft, 
fowie nicht minder durch eifrige und gefegnete Wirkſamkeit in ber Hülf3-Seeljorge unter 
bifhöflicher Leitung fih auszeichnen. Namentlich muß hervorgehoben werben, baß bie 
Sefuiten ſich der Seelforge für bie Kabrifarbeiter mit einem fehr günftigen Erfolge arte 
genommen unb biefelben an den Orten ihrer Wirffamleit vor ben großen Gefahren ber 
ſocial⸗demokratiſchen und communiftifchen Verirrungen bewahrt haben. Wir bezeugen 





— 10 — 


meleih, daß bie Jeſuiten der Autorität des Staates ſowohl ala ber Kirche gegenüber 
durch Ioyale und treue Haltung ben Gläubigen mit einem guten Beifpiele vorangehen 
mb nach beiden Seiten bin fich einen gerechten Anipruch auf lobende Anerkennung er: 
werben, keineswegs aber bie gegen fie erhobenen Anklagen und Beſchuldigungen verbient 
haben. Schließlich bemerken wir, daß in ben beiden letzten Kriegen insbeſondere bie 
Prieſter ſowohl als bie Laienbrüder ber Geſellſchaft Jeſu durch geiftliche reſp. leibliche 
Pflege der verwundeten und erkrankten Krieger fich in einer ganz hervorragenden Weiſe 
um Staat und Kirche verdient gemacht und dafür die allgemeinſte Anerkennung ge⸗ 
fanden haben. Indem wir für die von der katholiſchen Kirche gutgeheißene, von ihren 
geinden aber ungerecht verleumbete und verfolgte Geſellſchaft Jeſu das obige Zeugniß 
ablegen, zeichnen wir 

Im October 1871. 

+ Mtectslaus, Erzbifhof von Gneſen und PBojen. + Paulus, Erzbiſchof 
on Köoln. + Heinrich, Fürſtbiſchoff von Breslau. + Peter Joſeph, Biſchof 
von Limburg. + Conrad, Biſchof von Paderborn. F Matthias, Biſchof von 
Tier. + Johann Bernhard, Bilhof von Münſter.“ 


”) Aus der Rede v. Aallinckrodt's im dentfchen Reichstage vom 
14. Inni 1872. 


Alle die alten, längſt widerlegten Anſchuldigungen gegen die Jeſuiten: 
der blinde Cadavergehorfam, die vaterlandslofe Gefinnung, die lare Moral 
u. ſ. w, wurden von den Vorfämpfern der „Cultur“ wieder aufgemärmt. 
Dad Centrum ließ ihnen die gebührende Abfertigung zu Theil werben. 
Mit Recht machte ferner Graf Balleftrem (am 17. Juni 1872) darauf 
aufmerffam, daß, wenn auch all die Schandthaten, die man den Sefuiten 
früherer Sahrhunderte vorwarf, ebenjo wahr wären, als fie falfch find, fo 
hätte dieß doch für Die gegenwärtige Frage, in der es fich um die heutigen 
deutichen Sefuiten handelt, gar keine Bedeutung. In Bezug auf diefe aber 
Ionnte der Abgeordnete v. Mallinrodt jagen (D. R. 14. Juni 1872): 


„Ich hebe hervor, daß nach fünfundzmanzigjähriger Wirkſamkeit des Sefuitenorbens 
in den beutfchen Ländern auch nicht ein einziges Vergehen, nicht eine einzige 
Befegübertretung gegen auch nur ein einziges Mitglied bed Jeſuitenordens 
zur Sprache gebracht ift; im Gegentheil, es bat felbft dasjenige Mitglieb des hoben 
Haufes (Windthorft:Berlin), weldhes mit größter Xeibenichaftlichfeit gegen ben Orben 
ſprach und melches die Behauptung des Herrn Reichscommiſſarius, daß biefe Frage 
mit einem Angriffe gegen bie Kirche gar nichts gemein babe, dahin illuftrirte, daß er 
fogar den Spruch mwieberholte: &crasez l'infame, — dieſes Mitglieb hat fich ſelbſt ver- 
pflichtet gefühlt, den einzelnen Angehörigen bed Sefuitenorbend das Leumunb3- 
zeugniß auszuftellen, daß fie „durchweg achtbare und ehrenwerthe Leute” felen. Es 
find Ihnen ferner vorgelegt aus Stadt und Land, von Hoch und Niedrig, hundert: 
taujende von Zeugniffen, fpeciell aus den Gegenden, mo ber Zefuitenorben wirkſam ge⸗ 
weſen ift; fie flimmen überein in den Ausbrüden ber entichiebenften Anerkennung und 
des größten Lobes. Es ift Ihmen vorgeführt das Zeugniß, das vor einigen Decennien 
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bie preußifche Staatsregierung... . ben Jeſuiten ertheilt Kat, daß man —— 
Seite der Staatsgewalt auch nicht bie minbefte Veranlaflung habe, die Wirkfamfelt bei. 
Sefuttenorbens zu bemängeln. &3 find Ihnen ferner vorgelegt worben bie Seugniffe: 
der Leitung ber freiwilligen Krankenpflege über bie Thätigleit, bie aufopfernbfie Thätige: 
feit des Ordens in bem jüngften Feldzuge. Das Alles bat in Ihren Augen nik: 
gewogen.” 






51) Geſetz, betreffend den Orden der Gefellfcheft Iefu. Vom 4. Inti 1872. - 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben Deuter Kaifer, König von Preufen x, - 
verorbnen im Namen bed Deutſchen Reiches nad erfolgter Zuftimmung des Bude: 
rathes und bes Neichdtages, was folgt: 

6 1. Der Orben ber Geſellſchaft Jeſu und bie ihm verwandten Orden unb 
orbensähnlichen Congregationen find vom Gebiete des Deutichen Reiches ausgeichlofken. 

Die Errichtung von Nieberlaffungen berfelben iſt unterfagt. Die zur Zeit ber 
ſtehenden Nieberlaffungen find binnen einer vom Bundesrathe zu beſtimmenden Friſt, 
welche ſechs Monate nicht Überfteigen darf, aufzulöfen. 

F 2. Die Angehörigen des Ordens ber Geſellſchaft Jeſu ober ber ihm verwandten 
Drben ober orbensähnlichen Kongregationen können, wenn fie Ausländer find, aus 
bem Bunbesgebiete auögewiefen werben; wenn fie Snlänber find, kann ihnen ber Aufs 
enthalt in beftimmten Bezirken oder Orten verfagt ober angemwiefen werben. 

F 83. Die zur Ausführung und zur Sicherſtellung bes Vollzugs dieſes Geſetzes 
erforberlihen Anordnungen werben vom Bundesrathe erlaffen. 

Urfundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Kaiſer⸗ 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 4. Juli 1872. 


.S. Wilhelm. 
(u. 8) Fürſt v. Bismard.“ u 


52) Bekanntmachung, betreffend die Ausführnng des JIefnitengefebes. 
Dom 5. Iuli 1872. 


„Auf Grund der Beflimmung im $ des Geſetzes, betrefienb ben Orben ber Ge: 
jellfchaft Zefu, vom 4. d. Mts. hat ber Bunbesrath beſchloſſen: 

1. Da der Orden der Geſellſchaft Jeſu vom Deutfchen Reiche außgeichlofien if, 
fo tft den Angehörigen dieſes Ordens die Ausübung einer Orbensthätigfeit, insbeſondere 
in Kirche und Schule, ſowie bie Abhaltung von Mifftonen nicht zu geflatten. 

2. Nieberlaffungen bes Orbens ber Geſellſchaft Jeſu find ſpäteſtens binnen ſechs 
Monaten, vom Tage ber Wirkfamfeit bed Geſetzes an, aufzulöjen. 

8. Die zur Vollziehung des Geſetzes in den einzelnen Fällen zu treffenden Anorb: 
nungen werben von ben Lanbespolizetbehörben verfügt. 

Berlin, den 5. Juli 1872, 

Der Reihslanzler. 
An Vertretung: 
Delbrück.“ 





ı 
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53) Weitere Berfügung vom 28. September bezw. 10. October 1872, durch 
weiche den Iefniten jede prieflerliche und feelforgliche Thätigkeit 
verboten wird. 


„Münfter, den 10. October 1872. 

Em. Hochwohlgeboren haben wir durch unfere Verfügung vom 3. Auguft d. 3. 
beauftragt, ben Angehörigen ber auf ber fogenannten Friedrichsburg in ber Gemeinde 
Lamberti beſtehenden Nieberlaffung bes Orbens ber Geſellſchaft Jeſu die Ausübung jeber 
Ordensthätigleit in Kirche und Schule, insbeſondere die Abhaltung von Miffionen und 
Brebigten, ſowie jebe feelforgerifche Thätigfeit zu unterfagen. Das inzwiſchen an uns 
ergangene Reſcript ber Herren Minifter des Innern und ber geiftlichen Angelegenheiten 
vom 28. September db. 3. beftimmt inbeffen, baß allgemein jebe priefterliche unb 
ſeelſorgeriſche Thätigkeit des Ordens ald unter das Verbot ber Ausführungs- 
verordnung vom 5. Juli d. J. fallend zu betrachten, dem Orden daher unbebingt na= 
mentlich das Prebigen, die Abhörung ber Beichte, die Ertheilung ber Abfolution, bie 
&fung der Meffe und Verwaltung der Sacramente, begleichen bie Leitung von Con» 
gregationen und Erercitien zu unterfagen fei. 

Ew. Hochwohlgeboren veranlaffen wir daher, dieſes den Mitgliedern bes qu. Or⸗ 
dend zu eröffnen, benfelben die bezeichneten Functionen ausdrüdlih zu unterfagen und 
auch die ſtriete Befolgung bed Verbotes zu überwachen. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
(ge3.) v. Jaski. 
An den Herrn Landrath, Freiherrn von Drofte, 
Hochwohlgeboren bier.“ 


54) Bekannimachung, beireffend die Ansführung des Gefehes über den 
Orden der Gefellfchaft Iefu. Vom 20. Mai 1873. 


„Auf Grund ber Beftimmung im $ 3 bed Geſetzes, betreffend den Orden ber Ge: 
ſelſchaft Jeſu, vom 4. Juli 1872, hat ber Bundesrath beichloffen, daß behufs weiterer 
Ausführung biefes Gefeges nachfolgende Genoſſenſchaften: 

die Gongregation ber Redemptoriſten (Congregatio Sacerdotum sub titulo 
Sanctissimi Redemptoris), 
die Congregation ber Lazariſten (Congregatio Missionis), 
( die Kongregation der Prieſter vom heiligen Geiſte (Congregatio Sancti 

Spiritus sub tutela immaculati cordis Beatae Virginis Mariae), 

bie Geſellſchaft vom Heiligen Herzen Jeſu (Societe du sacré coeur de Jesus), 
ald im Sinne des gedachten Neichögefeged mit dem Orden ber Geſellſchaft Jeſu ver: 
wandt anzujehen ſeien und demzufolge bie in ber Bekanntmachung vom 5. Juli 1872, 
betreffend die Ausführung des Geſetzes über ben Drden der Geſellſchaft Jeſu, erlaffenen 
Vorſchriften auch auf die vorgenannten Genofjenfchaften mit der Maßgabe Anwendung 
zu finden baben, daß Niederlafjungen dieſer Genofjenichaften jpäteftens binnen ſechs 

Monaten vom Tage der Bekanntmachung dieſes Beichluffes an aufzulöfen find. 

Berlin, den 20. Mai 1873. 
Der Reichskanzler. 
Fürſt v. Bismard.“ 
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55) Miniferialeriag som 15. Inmi 1872, betreffend die Ausfchlicfung- der 
Ordensperfouen von der Tätigkeit in den öffentlichen Schulen. | 


„Auf die Berichte vom 23. Januar und 27. März b. J. fehe ich mich veranlaft, 
hierdurch im Allgemeinen zu befiimmen, daß bie Mitglieber einer geiſtlichen Gongres 
gation ober eines geifllichen Ordens in Zukunft als Lehrer ober Lehrerinnen an diiende 
lichen Volksſchulen nicht mehr zuzulaffen unb zu beftätigen finb. 

Was dagegen bie zwifchen einzelnen Gemeinben einerſeits und geiftlichen Genefien 
ſchaften oder Mitgliedern berfelben anbererfeits wegen Wahrnehmung ‚bed Schulblenfeh 
ober Beſetzung ber Schulftellen bereit? abgeſchloſſenen und in Wirkſamkeit getretemen 
Verträge anbetrifit, fo hat bie Königliche Regierung auf eine balbige Loſung ber ley⸗ 
teren in ber Art Bebacht zu nehmen, daß babei ſowohl bie Möglichkeit ber fofartigen 
Wieberbefekung ber betreffenden Stellen burch weltliche Lehrer und Lehrerinnen, als bie. 
finanzielle Lage ber Gemeinden zu berüdfichtigen if. Wo ſolche Bebenken einer Küns 
bigung ber beftehenden Verträge nicht entgegenftehen, tft mit berfelben fchleunigf vor 
zugehen, mit Löſung aller anderen Verträge aber alddann fortzufähren, wenn unter 
Beachtung ber vorbezeichneten Geſichtspunkte bieß nach den thatfächlichen Verhältuifien 
thunlich erſcheint. Selbftverftändlih wird in denjenigen Zällen, in welchen geſetzliche 
Gründe der Befeltigung des gegenwärtigen Zuftandes entgegenftehen follten, biefelbe 
auszufeben fein. Ich erwarte indeß für ſolche vorausſichtlich feltenen Fälle einen ein- 
gehenden Bericht, in welchem meine Entſcheidung im Specialfall einzuholen ift, wie ich 
anbererfeitd binnen brei Monaten einer näheren Anzeige über das Geichehene entgegens 
feben will. In biefem Berichte find zugleich bie geiftlichen Männerorden unb Congres 
gationen namhaft zu machen, welche durch ihre Mitglieder an öffentliden Schulen 
Unterricht ertheilen, und biermit biejenigen ſtatiſtiſchen Mittheilungen zu verbinden, 
weldhe in ben früheren Berichten in Betrefj der Schulfchweitern enthalten find. Wegen 
ber Zulaffung der Mitglieder geiſtlicher Genoſſenſchaften an Brivatichulen behalte ich 
mir befondere Bellimmungen vor. 

Der Minifter der geiftlicden 20. Angelegenheiten.” 


56) Minifterinlerlag vom 4. Inli 1872 an fümmtliche Provinzial-Ichul- 
collegien, betreffend die Aufhebung der Longregationen, religiöfen 
Dereine nnd Srnderfihaften an den höheren Lehranftalten. 


„Es iſt zu meiner Kenntniß gefommen, daß in einigen Provinzen des Staateß 
Marianiſche Eongregationen, Erzbruberichaften ber heiligen Familie Jeſus-Maria⸗Joſeph 
unb anbere religiöfe Vereine beftehen, welche theil3 nur für bie Schüler der Gymnaſien 
und anderer höhrerer Unterrichtsanſtalten beftimmt find, theil8 Schüler diefer Anftalten 
als Mitglieder aufnehmen. Ich kann weder das Eine noch des Andere gutbeißen. Ich 
beftimme baher, unter Aufhebung aller dem entgegenftehenden Verfügungen, daß bie bei 
ben Gymnafien und anderen höheren Unterrichtsanſtalten beftehenben religlöfen Vereine 
aufzuldien find, daß den Schülern biefer Anftalten bie Thetlnahme an religlöfen Ber 
einen birect zu verbieten ift, und daß Zumiberhanblungen gegen bieß Verbot diseipli⸗ 
nariſch, nöthigenfald durch Entfernung von ber Anftalt zu beftrafen find. Das Könige 
liche Provinzial-Schulcollegium hat hiernach das Weitere zu veranlaffen.” 
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7) Schreiben des Ariegsminifters v. Roon vom 29. Mai 1872 an die 
Generalcommandos, beireffend die Amtsfuspenfion des katholifchen 
Feldpropſtes. 


„Der katholiſche Feldpropſt Biſchof Namszanowski hat vor einigen Monaten dem 
tatholiichen Diviſionspfarrer der 15. Diviſion das Abhalten bes Gottesdienſtes in ber 
Garniſonskirche zu Köln um deßhalb unterfagt, weil feitend ber Militärbehörbe ben 
Atlatholifen bie Mitbenugung besjelben Gotteshaufes geftattet worden war. Nachdem 
e auf das Ernſtlichſte darauf aufmerffam gemacht worden war, mie fehr er feine 
Sefugniffe damit überfchritten babe, und daß, wenn er verjuchen follte, ben oben 
gebachten Divifionspfarrer an ber Ausführung berechtigter Befehle feiner Milttär-Bor- 
gelegten zu binbern, die Staatöregierung fich genöthigt fehen mwürbe, ihn von feinem 
Amte zu juspenbiren und eventuell ba8 Amt felbit aufzuheben, wandte fi p. Namsza⸗ 
nowsti mit biesfeitigem Vorwiſſen an den Apoftolifchen Stupl. 

Unterm 21. d. Mts. hat nun 2c. Namszanowski, geftütt auf Weifungen, bie ihm 
Kbt aus Rom zugegangen find, das in Rebe ftehende Verbot in einer bie Nüdfichten 
gegen bie Staatöregierung verlegenden Weije erneuert. Er hat dadurch bie Regierung 
genöthigt, ihn unterm 28. Mai c. vom Amte zu fuspenbiren, nachdem er durch fein 
anderweites Verhalten und durch unangemeffene Aeußerungen gegen mich bie Frage, ob 
8 nicht nöthig fei, ihn vom Dienfte zu juspenbiren, mir ohnehin fehr nahe gelegt hatte. 
Indem ich dem Königlichen General-Commando hiervon Kenntniß gebe, erſuche ih 
ergebenft, folgende Beftimmungen gefl. event. zur Ausführung bringen und ben Tatholifchen 
Militärgeiſtlichen, ſowie den mit der katholiſchen Seelforge für Militärperfonen beauftrag: 

ten Eipilgeiftlihen die nachfolgenden Punkte 1 bis incl. 3 al8bald mittheilen zu Iaffen. 

1. Die katholiſchen Militärgeiftlichen und die mit ber Seeljorge für Tatholiiche 
Niltärperjonen beauftragten Givilgeiftliden haben Verfügungen, die etwa noch von 
dem x. Nambzanowski oder von dem von bdiefem mit feiner Vertretung beauftragten 
Generalvikar, Divifionsprediger Parmet, ausgehen follten, nicht mehr anzunehmen ober 
zu befolgen. So lange fie diefer Meifung gehorchen und ihren fonftigen Pflichten ge- 
nügen, bleibt ihre Stellung der Militärbehörde gegenüber unveränbert. 

2. Wenn dagegen Fatholifhe Milttärgeiftlicde dur Handlungen oder Unterlaf: 
lungen zu erkennen geben, daß fie nicht gefonnen find, ihren militärtihen Vorgeſetzten 
den Gehorfam zu leiſten, den fie ihnen ala Militärbeamte fehuldig find, jo tft ihnen“ 
von ben ihnen zunächſt vorgefegten Militärbefehlöhabern auf Grund bes F 54 bed Ge- 
ſetzes vom 21. Zuli 1851 bie Ausübung ihrer Amtöverrichtungen als Militärgeiftliche 
vorläufig zu unterfagen. Die Kirchenbücher, Dienftfiegel und was ihnen jonft zum 
Dienfigebraud an Kirchengeräthen, Dienftbiichern 2c. übergeben ift, ift ihnen abzunehmen 
und zu afferpiren. Zugleich ift hierher auf dem Inftanzenmege davon Mittheilung zu 
machen, und wird darauf dad Weitere angeorbnet werden. 

3. Wenn ein mit Fatholifher Militär-Seelforge beauftragter Civilgeiftlicher zu 
erfennen geben jollte, daß er nicht mehr gemillt ift, feinen Pflichten gegen die Militär: 
behörde nachzukommen, fo tft in berjelben Welfe, mie sub 2 angegeben, zu verfahren. 

4. Sollte ein katholiſcher Milttärgeiftlicher oder ein mit der katholiſchen Militär- 
Seelforge beauftragter Eipilgeiftlicher zu den Altfatholifen übertreten, fo findet zunächſt 
in dem Verhältniß der Militärbebörde zu ihm feine Aenderung ftatt. Auch in dieſem 
Falle ift indeß Mittheilung hierher zu machen und dabei anzugeben, ob und wie viele 
Anhänger er unter ben Militärperfonen bat. 


a a Ze 
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5. Mannſchaften katholiſcher Gonfeffion find ba, wo nad Pafluk .3 nuh:B 
Vorſtehenden das biöherige Verhältniß der katholiſchen Geiſtlichen zur 
etwa aufgelöst wird, ober mo ber Geiſtliche zu ben Mitfathöftten Abertiiit, WE * 
Weiteres nicht mehr dienſtlich in bie Kirche zu führen. 

Es iſt ihnen vielmehr in biefen Fällen zu überlaffen, ihr kirchliches Bebä 
nach eigenem Ermeſſen zu befriebigen. Die Zeit Hierzu if ihnen au den Genn- 
Feſttagen (cf. Inftruction betr. den Garniſonsdienſt Abfchnitt II $ 1) fo weit ais te: 
möglich zu gewähren. - 

Da, wo bie katholiſchen GBeiftlichen in Function bleiben, wirb bag bisperige Be 
fahren in Bezug auf den Kirchenbeſuch nicht geändert. Alttatholiken follen indeß wa 
wider ihren Willen zu Roͤmiſch⸗-katholiſchen Geiſtlichen geführt werben. 

6. Wenn kranke katholiſche Milttärperfonen in ben Lazarethen ꝛc. ſolcher Wi 
nifonen, in denen eine amtliche katholiſche Militär⸗Seelſorge nad Borfiehenbem wi 
nicht mehr ftattfindet, nach geiftlicdem Beiftand verlangen oder ihrem Ende 
gehen, ohne einen ſolchen Wunſch ausſprechen zu können, fo ift einem Tatholifchen Bes 
lichen des Ortes Anzeige davon zu machen unb ihm zu überlaffen, ob unb wie er biefer 
Anzeige Folge geben will. 

Sinb mehrere katholiſche Geiftlide am Orte, fo ift bie Anzeige an benjeniger 
zu richten, ben ber Kranke zu fehen wünſcht, ober zu bem er ſich etwa früher ger 
halten bat.” 





58) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Aufhebung des Amtes eines 
katholifchen Seldpropfies vom 15. März 1873. 


„Auf Ihren gemeinſchaftlichen Vortrag finde Sch Mich bewogen, daß Amt eines 
katholiſchen Felbpropfies ber Armee hierdurch bis auf Weiteres aufzuheben. Ich bes 
auftrage Ste mit ben zur Ausführung dieſer Beflimmung erforberlidden Anorbnungen, 

Berlin, den 15. März 1878. 

Ä Wilgelm. 
Graf v. Roon. Fürſt v. Bismard. Ball, 
An die Minifter des Krieges, der auswärtigen unb 
ber geiftlicden Angelegenheiten.“ 


59) Erlaß des preußifchen Cultusminiſters Falk vom 29. Februar 1872 
an fämmtliche Provinzial-Schuicollegien nnd Regierungen, betreffend 
den Religionsunterricht an den höheren Lchranfalten. 


„Das Gebiet des höheren Unterrichtsweiens hat von ben Firchlichen Bewegungen 
ber Gegenwart nicht unberührt bleiben können. Die verjchiebenen für bie Schulver⸗ 
waltung dadurch angeregten Fragen werben ihre befinitive Erledigung erft im Zuſammen⸗ 
bange des in Ausficht genommenen Unterrichtögefeßes finden. Hinſichtlich bes Reli⸗ 
gionsunterrichtes ſelbſt iſt jeboch zur Vermeidung brüdenber Uebelſtände ſchon 
jetzt eine Aenderung der beſtehenden Vorſchriften geboten. 

Demgemäß beſtimme ich Folgendes: 

1. In ben öffentlichen höheren Lehranſtalten iſt hinfort bie Dispenſation vom. 
Religionzunterricht zuläffig, fofern ein genügender Erſatz dafür nachgewieſen wirb, 
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2. Die Eltern und Vormünder, weldhe bie Dispenfation für ihre Kinder reip. 

Bflegebefohlenen wünſchen, haben in biefer Beziehung ihre Anträge mit Angabe, von 
wen der Religionsunterricht außerhalb der Schule ertheilt werben fol, an das könig⸗ 
Re Provinzial-Schulcollegium oder bie Föniglide Regierung zu richten, unter beren 
Wuffiht die betreffende Anftalt fteht. 
3. Die genannten Auffihtsbehörben haben barüber zu befinden, ob ber für ben 
Religtondunterricht der Schule nachgewielene Erſatz genügend iſt. Ein von einem orbi- 
nirten Geiſtlichen ober qualificitten Lehrer ertheilter, ber betreffenden Confeſſion ent: 
ſyrechender Unterricht wirb in ber Regel dafür angefehen werben können. 

4. Während der Zeit ihres kirchlichen Katechumenen⸗ ober Confirmanben-Unter: 
ats find bie Schüler höherer Lehranftalten nicht genöthigt, an bem daneben beitehenden 
Religiondunterricht berfelben theilzunehmen. 

An ber Zugehörigkeit der religiöjen Unterweifung zu ber gejfammten Aufgabe ber 
höheren Lehranftalten, ſowie an dem Lebrziel des Meligionsunterrichts berjelben wird 
buch vorftehende Beftimmung nichts geändert. Diejenigen Schüler, welchen die Dispen⸗ 
tion zugeftanben worben tft, haben deßhalb, wenn fie fih ber Abiturientenprüfung 
auterzieben, auch in dieſer Hinficht den allgemeinen Anforderungen zu genügen; es 
ſinden darin bie für bie Ertraneer bei ber Prüfung geltenden Beſtimmungen auf fie 
Anwendung. 

In den jährliden gebrudten Schulnachrichten ift gehörigen Orts die Zahl ber 
Edüler anzugeben, welche in den verſchiedenen Klaffen der Anftalt vom Religions- 
interricht bispenfirt geweſen if. 

Ich beauftrage bie Fönigliche Regierung (das königliche Provinzial:Schulcollegium) 
hiemnach zu verfahren, und die Directoren refp. Rectoren ihres (jeined) Reſſorts mit 
Anweiſung zu verjehen, wobei auch darauf Bedacht zu nehmen ift, daß in den Schulen 
der Religiondunterricht überall in bie erfte oder in bie letzte Vormittagsſtunde ges 
legt wird. 

In Betreff der Qualificationd-Zeugniffe, in melden bisher bie Theilnahme an 
allen Gegenftänden des Klafjenunterrichts bezeugt werben mußte, bleibt eine Ber: 
fügung vorbehalten. 

Berlin, den 29. Februar 1872. 

Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts- und Medicinal:Angelegenbeiten. 
Falk.“ 


60) Erlaß des Cultusminiſters Falk vom 11. März 1872, betreffend die 
Ercommunication der D. D. Wollmann und Michelis in Sraunsberg. 


„Sw. ꝛc. haben mittelft Decretes vom 4. Juli v. 3. bie Strafe der großen Ex⸗ 
communication über den katholiſchen NReligionslehrer Dr. Wollmann zu Braunsberg 
ausgeſprochen und biefes Decret zur öffentlichen Kenntniß Ihrer Diöcefanen bringen 
laſſen. Ein gleiches Verfahren ift von Hochdenfelben gegen ben Profeſſor Michelis aus 
Braundberg eingehalten worben. 

Ueber die Wirfungen der genannten Genfur auf ben Verkehr mit den von ihr 
getroffenen Perfonen ſpricht fi ein Aufſatz, welchen das „Baftoralblatt für die Diöcefe 
Ermland“ vom 1. Auguſt v. 3. dem Abdrude des von Em. ꝛc. an bie Geiftlichkeit und 
bie Gläubigen Ihres Sprengels gerichteten, die Ercommunication des Mollmann ver: 
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fünbenben Hirtenbriefed vom 22. Juli pr. unter bem Titel: Weſen und Wirkungen 
des Kirchenbanns“ anfügt, in folgenber Weiſe auß: 

„Die Gläubigen find fireng verpfliätet, mit einem Soldden, weicher namentlich and 
ber Kirche auögeichloffen tft, keinen Verkehr zu pflegen, mag biefer in Befuchen, Grüße, 
Unterriht u. f. mw. befleben. . nd 

Wer mit einem namentlich Excommunicirten Verkehr pflegt, verfällt sn Behneren 
Ereommuntcation. . 

Mit namentlich Ercommunicirten bürfen nur bie Eltern, bie leiblichen —2* 
die Dienſtboten und dergleichen Perſonen verkehren.“ 

Daß hiermit nichts Neues aufgeſtellt, ſondern lediglich — und zwar nicht einmal 
in feinem vollen Umfange — das in ber katholiſchen Kirche geltenbe Recht zum Made 
brud gekommen iſt, zeigt bie quellenmäßige Bearbeitung, welche bie betreffenbe Leher in 
. der neueren Doctrin bei Kober: „Der Kirchenbann nad) ben Brunbfähen bed cams. 
niſchen Rechts“ (Tübingen 1857) ©. 884 fi. und erft vor Kurzem wieber durch einen 
preußiichen Praktiter, ben Präfes bes erzbiichöflichen Dfficalats in Köln, Dr. Münden: 
„Canoniſches Gerichtsverfahren und Strafrecht” (Köln 1866) II. 167 fi. erfahren bei. 

Da hiernach bie vorliegende große Excommunication Teine rein geiftliche Straſe 
iR, fonbern burch bie Aechtung, mit welcher fie ben von ihr Betroffenen nad. allen 
Richtungen bed foctalen Lebens belegt, neben ber Tirchlichen zugleich eine bürgerliche 
Bebeutung bat, fo kann eine einfeitige Berhängung berfelben durch den Tirchlichen 
Oberen nicht für zuläffig erachtet werben. Gin berartigeß Vorgehen ftellt ſich vielmehr 
ala eine Verlegung ber dem Schube des Staates anheimfallenden Gerechtſame feiner 
Angehörigen und als ein Eingriff der Kirchengewalt in das bürgerliche Rechtsgebiet 
dar, welchem ber Staat zu wehren befugt unb verpflichtet ifi. In ben vorliegenben 
Fallen gilt dieß um fo mehr, als daB für bie bortige Provinz in Betracht Tommenbe 
pofitive Landesgeſeʒ (F 57 II. 11. U. 8.:R.) bei Ausſchließungen von ber Kirchen⸗ 
gemeinichaft, ſoweit damit nachtheilige Folgen für bie bürgerliche Ehre des Ausgeichlofs 
jenen verbunden find, „vor deren Veranlaſſung“ ausbrüdlich bie Einholung ber Staats 
genehmigung vorjchreibt, und, wie bie Materialien ergeben, hierdurch jpectell ben büzs 
gerliden Wirkungen ber großen Ercommunication in ber katholiſchen Kirche hat begegnet 
werden follen. 

Die VBerhängung des großen Kirchenbannes über ben Dr. Wollmann und ben 
Profeſſor Michelis zu Braunsberg iſt Tebiglih auf Grund Ihrer Entſchließung, mithin 
unter Ueberſchreitung ber nad) preußiſchem Landrecht geſetzlichen Grenzen ber biſchöf⸗ 
lichen Amtsbefugniß erfolgt. 

Indem ich daher mit Zuſtimmung des königlichen Staatsminiſteriums an Gm. x. 
das ergebenſte Erſuchen richte, den Widerſpruch, in welchem jene Cenſurdecrete durch 
ihre bürgerlichen Wirkungen mit den Landesgeſetzen ſtehen, in geeigneter Weiſe zu be⸗ 
ſeitigen und dieſe Beſeitigung zur Kenntniß der dortigen Diöceſanen zu bringen, darf 
ich einer baldgefälligen Mittheilung über die desfalls ergehenden Verfügungen mit 
dem Bemerken ergebenſt entgegenſehen, daß, wenn es nicht gelingt, jenen Widerſpruch 
zu heben, die königliche Staatsregierung in bie Lage geſetzt ſein würde, bie Ew. x. 
vom Staate ertheilte Anerkennung als Bifchof von Ermland als eine durch bag Ver 
fahren Em. ꝛc. hinfällig gemworbene anzuſehen und bie bisher beftanbenen ftaatlichen 
Beziehungen zu der durch Em. zc. geleiteten Didcefanverwaltung nicht fortfegen zw 
können.“ 


— 
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6) Antwort des Sifchofs von Ermland vom 30. März 1872. 


„Ew. Ercellenz 
haben in bem fehr geehrten Schreiben vom 11. März I. J. mid erfucht, den Wiber: 
pruch, in welddem meine Genfurbecrete gegen bie Herren Dr. Rollmann und Dr. Mi: 
chelis durch ihre bürgerlichen Wirkungen mit den Landesgefegen ftehen, in geeigneter 
Belle zu befeitigen und dieſe Befeitigung zur Kenntniß meiner Diöcefanen zu bringen. 

Em. Ercellenz beehre ih mich ganz ergebenft hierauf zu erwiebern, daß, wenn ein 
folder Widerſpruch wirflich beftände, ich nicht im Stande fein würde, ihn zu Idfen. 
Denn bei der Ausſchließung ber beiden Herren Dr. Wollmann und Dr. Michelis habe 
ich mich firenge an bie Vorſchriften bes katholiſchen Kirchenrecht? in Betreff hartnäckiger 
Häretifer gehalten. Das canoniiche Recht ift aber in feiner Kirchlichen Gültigkeit für 
Katholiten durch Staatsverträge, durch die Gefeßgebung und durch die Verfaſſungs⸗ 
stunde ſtaatlich anerfannt. Glauben die gegenwärtigen Staat3behörben nun, daß ein 
Diſſenſus zwiſchen den Vorfchriften des Kirchenrechtes und denen bes Staates vorhanden 
fi, jo wird e8 Sache ber oberften Staats- und oberften Kirchenbehörde fein, eine Bes 
kitigung bes Widerſpruchs herbeizuführen, da es dem einzelnen Btfchofe ebenfomenig 
imfleht, ein allgemeines Kirchengeſetz, als ein zu Necht beftehendes Staatsgeſetz außer 
Kraft zu ſetzen, er aber in Glaubensſachen, wie fie hier vorliegen, zunächſt darauf an⸗ 
gewiefen tft, nach den kirchlichen Normen zu banbeln. 

Aber id muß entſchieden in Abrebe fielen, daß ein folder Wiberfpruch befteht, 
oder eine Beeinträchtigang der bürgerlichen Ehre der Ausgeichloffenen durch die Publi- 

cation ber Excommunication ftattgefunden hat. 

1. Zunächſt tft mir gänzlich unbefannt, worauf diejer Vorwurf bafırt, indem in 
dem fehr geehrten Schreiben vom 11. März jegliche Angabe vermißt wird, wie unb 
worin durch jene Genfurbecrete die bürgerliche Ehre ber betreffenden Herren verlekt 
worden fei, und welche Thatjachen biefes erhärten. Ginzelne Sätze eines aller offictellen 
Geltung entbehrenden, abgefürzten und unvollfländigen Aufſatzes im Ermländiſchen 
Paſtoralblatt dürften ebenfomenig, als der nicht näher präcifirte Inhalt ber beiden an- 
seführten, vor der Bulle Apostolicae sedis erſchienenen, mehr literarhiftorifchen als praf: 
tiſchen canoniftiichen Werke, ein abäquated Bild bes factiich beſtehenden Rechts und noch 
weniger ben Beweis liefern, ob und wie letzteres ben bürgerlichen Verkehr betreffend in 
essu zur Anmenbung gelommen ift, da eine Publication hierüber meinerfeit3 nicht ge: 
ſchehen ift, und ich biefen Punkt lediglich dem religiöjen und fittlichen Bemußtiein und 
Takt meiner Diöcefanen überlaffen habe. Somit fehlt nach biefer Seite das Subſtrat 
zu ber Anklage. 

2. Weber ber Inhalt noch die Art und Weife der Verfündigung ber Ausſchließung 
gibt zubem zu biefer Beſchuldigung Anlaß. Es ift von mir fein Act ausgegangen, 
welcher als folcher die bürgerlide Ehre eined Staatdangehörigen angriffe ober be⸗ 
einträcdhtigte. Sch habe nichts Anderes gethban, ala was ich thun durfte und mußte, 
nämlich in der hierfür beflimmten canonifchen Form einfach erflärt, daß bie beiden 
Herren „wegen bartnädiger Verwerfung der Firchlichen Lehre in die von dem Baticani: 
ſchen Concil gegen die Leugner der bajelbft publicitten Blaubensbecrete verhängte Strafe 
der Ausſchließung aus ber Kirche verfallen feien“. Diefe münblih ohne jeben bie 
Perſon oder Ehre tangirenden Beiſatz geichehene Publication babe ich ebenjo einfach in 
einem über bie traurige Braundberger Angelegenheit verfaßten Hirtenfchreiben, dem 
Teinerlei Bemerkungen beigefügt waren, erwähnt. 
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Sofern an biefen obligatoriſchen Wet bifchöflicher Amtagewalit ih eime ies 
Nachtheile ober Unannehmlichkeiten anſchließen könnten, tft weder ber Biſchef welchẽ 
nach den kirchlichen Canones zu handeln berechtigt und verpflichtet iſt, noch auch das 
katholiſche Kirchenrecht dafür verantwortlich zu machen, ba lektereö, wie gefagt, dm 
Staate Preußen durch internationale Verträge, durch bie Gefebgebung unb bie Bers 
faflungsurfunbe zu Recht befteht, fonbern nur Diejenigen, bie ala Mitglieber unb 
Prieſter der Tatholtichen Kirche durch ihr unkirchliches, trreligiäfes Gebahren bie Strenge 
bes Gefebes namentlider Excommunication berausforbern. Richt ber Richter, noch 
auch das Geſetz, ſondern bie Menſchen, welche dieſes verlegen, finb zu beichulbigen. 

8. Der $ 57 Th. II Tit. 11 des A. L.R. greift in feiner Welfe Platz, weil bie 
„bürgerliche Ehre“ dur bie unfreiwillige Ausſchließung aus ber Tatholtidden Kirdge 
ebenfo wenig berührt wird, wie burch ben freiwilligen Austritt, ober burch Verweigerung 
der Sacramente ober bes Firchlichen Begräbniſſes. Wenn jenes früher ber Fall geweſen 
fein mochte, fo ift e8 heute nicht mehr, nachdem Art. 12 der VBerfaffungsurfunbe ben 
Genuß der bürgerliden und ftaatsbürgerlichen Rechte für unabhängig erflärt vom reli⸗ 
gioſen Bekenntniſſe. 

4. Aber auch die Vorſchriften bes katholiſchen Kirchenrechts in Betreff bes 
geſellſchaftlichen Verlehrs mit den namentlid Ercommunteirten enthalten Nichts, waB 
zu jenen im Miniftertalerlaß vom 11. März enthaltenen Beſchuldigungen Anlaß 
böte. Denn 

a. bafiren jene Beflimmungen auf dem natürlichen Mechte einer jeben Gefellichaft 
(Familie, Schule, Heer, Officierscorps, Richtercollegium 2c.), unmwürbige ober unfügfame 
Glieder auszuſchließen, und infofern biefelden dem Beftanbe ober der Ehre ber Geſell⸗ 
haft ſich gefährlich erweifen, den Verkehr mit benfelben ben Vereinsangehörigen zu 
verbieten. 

b. Sie find nit an die Staatsbürger, fondern an die Glaubenägenoffen gerichtet, 
gehen nicht den Menſchen oder Bürger, fonbern ben Katholifen an, finb deßhalb ein 
religiöfeß Verbot, eine Firchliche Strafe, eine res interna ber Kirche. 

o. Sie betreffen freie, Durch bürgerliches Gejeb nicht gebotene Handlungen, greifen 
alfo in die Rechtsſphäre des Staates nicht ein, find nicht mit bürgerlich nachtheiligen 
Rechtsfolgen verbunden. Die Kirche verbietet ebenfo aus fittlihen ober religiäfen 
Zwecken den Genuß ber Fleiſchſpeiſen an gewiſſen Tagen, bie Feier der Hochzeiten 
ober rauſchende Vergnügen zu gewiſſen Zeiten, ben Beſuch gefährlicher Theater ꝛc. 
Miemohl daB Verbot diefer menſchlichen ober bürgerliden Handlungen mandherlei Uns 
bequemlichfeiten, Unannehmlichfeiten und felbft irdiſche Nachtheile für Manchen mit fi 
führt, wird bie Nechtsiphäre bed Staates nit verlegt, da es freie, durch das Geſetz 
nicht gebotene Acte betrifft. 

d. Sie fireben religiös-fittliche Zwede an (Abwendung religiöfer oder ſittlicher 
Gefahr, Abftellung öffentlichen Aergernifjes, Befjerung des Ausgeichloffenen) und ber 
wegen ſich ganz auf fittlicdem Gebiete. 

e. Bon demjelben find von vornherein erimirt Alle, welche durch natürliches ober 
pofitives Geſetz In dem Verhältniffe der Zufammengehörigfeit ober Abhängigfeit zu dem 
Ausgeſchloſſenen ſtehen. (Erceptionen lex, humile.) 

f. Aber auch der freiwillige, durch feine rechtliche Verpflichtung hervorgerufene 
Verkehr iſt erlaubt, fo oft ein triftiger Grund hierfür vorhanden iſt (utile, necesse). 

Wie mild hierin die canoniftifchen Beltimmungen find, möge aus unjern berühm⸗ 
teften deutſchen Ganoniften, welche als Autoritäten bei ben Tirchlichen Gerichtshöfen 
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gelten, erhellen. Reiffenſtuel fagt (jus canon. univ. lib. V. tit. 89 n. 151): Prima 
esusa (ob quam a peccato et ab excommunicatione excusatur is, qui cum ex- 
communicato vitando communicat) est utilitas tum temporalis tum spiritualis tam 
excommunicati quam communicantis. 

Zu ber Erception necesse bemerft er: Quinta causa est necesseitas quaecungue 
mtabilis, sive se teneat ex parte excommunicati vitandi sive ex parte communi- 
entis vel alterius, sitque necessitas animae, corporis, vel famae vel fortunae 
idque sive necessitas proveniat ex violentia vel metu gravi injuste incusso, sive 
aliunde ex defeetu subsidiorum vitae, victus, vestitus, medicinae, consilii, auxilii 
necessarii. 

Es geht hieraus hervor, daß eine Beeinträchtigung der bürgerlichen Ehre bes 
Ecommunicirten von der Beobachtung ber kirchlichen Beflimmungen erimiren würde. 

Der nicht minder berühmte Sanonift Schmalzgrueber (in h. tit. 82, 8 183) fagt 
von demfelben Firchlichen Verbote: Lex ecclesiastica benigna est ideoque illius obli- 
gatio cossat, si gravis jactura ex ejus observantis sequatur. Welche Rüdfichten 
Bierbei gelten, mag bie Bemerkung dieſes Ganoniften, beffen Lehre unbedenklich ein» 
gehalten werben Tann, über bie Verfagung des Grußes (vale) bezeugen. Er fagt 
(Le. n. 172): Probabile est, licitum esse assurgere excommunicato, caput illi 
sperire, locum concedere; licet enim haec sint quaedam exterior salutatio, con- 
suüstudine tamen videntur habere rationem salutationis non tam voluntarise, quam 
Recessariae, non ut per ista excommunicatus honoretur, sed ne inhonoretur et 
contemni videatur; quod a fortiori procedit, si excommunicatus te prius salutet, 
tunc enim resalutatio videtur debita ob priorem excommunicati salutationem. 

Wenn nun biernach bie bebeutendften canoniſtiſchen Autoritäten felbft jenen Gläu⸗ 
Sign, Die durch Fein Rechtöverhältnig mit bem excommunicatus vitandus in pflichts 
mäßiger Verbindung ftehen, fonbern ganz frei fi) ihm gegenüber verhalten können, 
gefatten, wegen einer necessitas quaecungue notabilis famae ober einer utilitas 
temporalis excommunicati mit demfelben in Verkehr zu treten, fo werben Em. Ercellenz 
Heraus erfehen, wie meit das firchliche Verbot von einer Verlegung ber bürgerlichen 
Ehre oder gar von einer Nechtung bed Auögefchloffenen auf allen Gebieten des focialen 
Lebens entfernt ift, und mit welcher weitgehenden Milde es auch auf bie außer ber 
Bürgerlichen Nechtsiphäre ftehenden Berhältniffe de Excommunicirten Rüdfiht nimmt. 

g. Hierzu fommt noch, daß durch die Bulle Pius’ IX. Apostolicae sedis bie früher 
für den unerlaubten Verkehr feftgefegte Strafe ber excommunicatio minor in Wegfall 
gelommen und dadurch für den bürgerlichen Verkehr, wo er nicht zugleich eine parti- 
eipatio in crimine criminoso ift, überhaupt keine Strafe mehr befteht, das Verbot alio 
za einer rein perfönlidden Gemwifiensangelegenheit für den Ginzelnen geworben tft, 
fomeit aus bem Verkehr für ihn eine religiöſe ober fittliche Gefahr reſultirt. Es beftcht 
fest nur für ben kirchlichen Verlehr die poena interdicti ab ingressu ecclesiae für 
biejenigen Geiftlichen, welche einen nominell Ercommunicirten zulafien ad divina officia 
seu ecclesisstica sacramenta vel ecclesiasticam sepulturam. Dieje Strafen finb 

latae sententiae und hängen nicht erfi vom Urtheilsfprud bed Richters ab. 

h. Endlich wirb der unerlaubte Verkehr, wenn nicht erſchwerende Umſtände hinzu⸗ 
treten, nur als leichte Vergehen (peccatum leve) betrachtet. 

Um fomit die kirchlichen Vorſchriften kurz zuiammenzufaflen, eritredt fi das 
Berbot auf ben freiwilligen, unmotivirten geſellſchaftlichen Verkehr mit außgeichlofjenen, 
bem Beſtande und ber Erhaltung ber kirchlichen Gemeinſchaft gefährliden Menichen, 
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und bezwedt bie Abwendung religiöß»fittlicher Gefahren und Wergerniffe won her 
Slaubensgenofien. Der Verkehr iſt erlaubt, fo oft ein natürliches ober pofittve Ge 
ober ein namhafter Grund es fordert. Kirchliche Strafen für ben bürgerlichen 
gibt es Leine mehr. 

5. Wenn nun Em. Ercellenz bemerken, baß, wie auß ben Materialien fih ergebe, 
durch ben $ 57 fpeciell ben bürgerlidden Wirkungen ber großen Ercommunication ig 
ber katholiſchen Kirche hat begegnet werben jollen, fo erlaube ich mir hierauf zw, 
erwiebern:: un 
a. daß bie große Srcommunication zur Zeit der Emanation bed U. 2.:W. nd, . 
vielfach von bürgerliden Wirkungen begleitet war, und von Biſchöfen, bie mit weile. 
licher Gewalt umkleidet waren, ober von ihren fortbeſtehenden Gerichtähöfen, bie ned 
in alter Weife verfuhren, ausging und wegen Eintritt biefer bürgerlichen Nachtheile 
Mitwirkung der Staatsgewalt naheltegen konnte; . 

b. daß jedenfalls nicht die von ben Mebactoren bes Landrechts etwa Iintenbirie 
excommunicatio major im Allgemeinen, fonbern bie durch ben Wortlaut bed Geſetzet 
wirklich bezeichnete Handlung, db. h. eine Ercommunication, welche mit nachtheillgen 
Wirkungen für bie bürgerlihe Ehre verbunden if, unter das Gejek fällt; 

ce. daß nad den gemachten Ausführungen eine Benachtheiligung ber bürgerlichen 
Ehre durch die excommunicatio major nicht ftattfinbet und ber $ 57 gleich den übe 
verwandten 5 55 und $ 56 aus der damals herrſchenden Anfiht von bem Gumms 
epiffopate des Lanbesherrn in religiöfen Dingen hervorgegangen ift, welche vielleicht für 
bie proteftantifche, aber nicht für die katholiſche Kirche zutrifft. Wenigſtens urtbheilt über 
ben 5 55 noch neuerdings Hinihius (Stellung der beutfchen Staatäregierung 2c., S. 17 
und 18), daß berjelbe „nicht allein mit dem Weſen ber katholiſchen, fondern auch mit 
bem der proteftantifchen Kircye und jeder andern Religionsgeſellſchaft unvereinbar iR“; 

d. daß neben ben FF 55, 56, 57 1. c. rüdfihtlich ber Stellung ber Tatbolifchen 
Kirche und ihrer Strafgewalt Spectalbeflimmungen im U. 2.:R. enthalten find ($$ 06, 
131, 124, 126), melde bie volle Anwenbung des canoniſchen Rechtes in Sachen ber 
Kirchenzucht vorſchreiben oder geflatten und bis jetzt im Wege ber Gefehgebung nicht 
aufgehoben find; 

e. daß nad Art. VIII. ber Warſchauer Tractate und der Proclamation König 
Friedrichs II. vom 18. September 1772 an feine neuen Untertbanen biejen durch Buig⸗ 
liches Wort die Verfiherung gegeben ift: Les catholiques Romains dans les pro- 
vinces cödees ...... par rapport & la religion seront entiörement conserv6s im 
statu quo, c. a. d. dans le möme libre exercice de leur culte et discipline aves 
toutes et telles &glises et biens ecolöslastiques qu’ils posssdaient au moment ds 
leur passage sous la domination de Sa Maj. Pr. au mois de Septembre en 1772, 
ot sa dite Majests et ses successeurs ne se servira point des droits de souverain 
au pröjudice du statu quo de la religion catholique Romaine dans les pays 
susmentionnes, und baß demnach jebenfalls auf dieſes feierlich garantirte, unter bem 
Biſchoͤfen Ermlands beftehende unb durch keine Souveränetätsrechte zu alterirende Recht 
ber freien Uebung des Tatholifhen Cultus unb der katholiſchen Disciplin ber Art. VIIL 
bes Allerhöchften Patents über die Bublicatton bed A. 2.:#. vom 5. Februar 1794 ans 
zumenden ift, welcher befagt, daß ein Jeder, welcher ſich zur Zeit ber Publication dieſes 
Landrechts in einem nad den bisherigen Geſetzen gültigen und zu Recht beftehenben 
Befig einer Sache ober eined Rechtes befindet, dabei gegen Jedermann geſchützt unb im 
bem Genuſſe ober ber Ausübung biefer feiner wohlerworbenen Gerechtfame unter irgenb 
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w Vorwand aus dem neuen Landrechte nicht geftört ober beeinträchtigt werben fol. 
ſelben Grundſatz wiederholt das Allerhöchfte Publications-Patent vom 4. Auguft 1801, 
fel 5, in Betreff unferes oftpreußifhen Provinzialrechts; 

f. Daß, da nad den Beftimmungen der Berfaffungsurfunde vom 81. Januar 1850 
Römifchstatbolifche Kirche ihre Angelegenheiten felbftändig ordnet und vermaltet, eine 
tige Ordnung und Bermaltung aber nur nad ben eigenen Geſetzen ber Kirche 
heben Tann, hiermit die Befugnig der fatholifchen Kirche zur vollen Anwendung des 
oniſchen Rechtes in allen kirchlichen Verhältniffen gefeglich anerkannt tft und damit 
6$ 55, 56, 57 des U. 2.:R. als hinfällig erachtet werben müſſen. Es ift biefes 
dere ſowohl durch bie höchſten Gerichts: und Verwaltungsbehörben, ald durch bie 
sirin und Praxis anerfannt. 

6. So wieß ber Gerichtähof zur Enticheidung ber Sompetenz-Gonflice burd Er⸗ 
mtniß vom 80. Mat 1857 eine Beichwerbe gegen eine wirkliche Ausführung bes 
teibungSverboted eine Excommunicirten ber Trierer Diöcefe zurüd, weil, wie es in 
x Motiven beißt, die Ercommunication, durch welche der Berfehr mit bem Excom⸗ 
micirten nicht nur für fünbbaft, fondern auch für kirchlich firafbar gilt, nur eine 
tchliche Strafe fei, die nicht über das Gebiet der betreffenden Kirchengefellfchaft hinaus⸗ 
#, und bie in Bezug auf denjenigen, welcher ihr unterworfen wird, ben Glaubens⸗ 
meflen, bie ben Umgang mit bemfelben meiden follen, kundzugeben if. (Vgl. Archiv 
r kathol. K.:R. 8. II. ©. 719.) 

Aehnlich entſchied das DOber-Tribunal in Saden Boefe c. feparirte Gemeinde zu 
meblinburg durch Erlenntniß vom 26. October 1857 (Archiv für Rechtsfälle von 
triethorſt, 27. Bd. S. 87 ff.). Und der Eultußminifter v. Labenberg refcribirte am 
6. April 1849 bezüglich eines an ihn gegen ein Disciplinar-Erfenntniß feines Biſchofs 
kurrirenben Geiſtlichen: „Eine Einwirkung auf bie Ausübung der kirchlichen Disciplinar: 
walt von Seiten der Staatsbehörden fann nad ben in ber Verfaffungdurfunde ents 
altenen Grundſätzen nicht ferner ſtattfinden.“ 

7. Diefem ſtimmt die Doctrin bei. Der Specialift in dieſem Fache, der Hallenfer 
tefeflor Laspeyres (Gefchichte und heutige Verfaſſung ber katholiſchen Kirche B. I. 
468 f.), rechnet unfere Paragraphen zu den „Grundſätzen bed A. 2.:R., deren buch 
lie Anwendung in directem Wiberipruche mit ber katholiſchen Lehre unb bem 
fen ihrer Verfaſſungshierarchie ſtehen würde“. Ebenſo miflenfchaftlih wie fireng 
ribifch fällt derſelbe darum das Urtheil: „Starres Feſthalten an bem Buchſtaben bes 
eſezes müßte bier entweber zu Aenberungen ber Kirchenverfaflung führen, die gleich: 
„ul als Gegenſtand ber Legislatur eigentlid gar nicht galt und ſogar in ber fort- 
vernden Gültigkeit des particularen Rechts geradezu anerfannt wurbe, ober e3 würbe 
6, im Widerſpruch mit den Principien, welche das Landrecht ſelbſt ausgeſprochen, bie 
egierung ſtets beftätigt hat, Glaubens: und Gewiſſensfreiheit in ſolchen Angelegens 
ken gefährden, welche weder in irgenb einer Beziehung zum Staate fliehen, noch 
dere als rein kirchliche Sntereffen berühren.” 

Aehnlich urtheilen darüber Rod, Allgemeines Landrecht für bie Preußifchen 
'aaten, zu $ 57. „Die Ercommunication der Römiſchen Kirche bat gar feine nad: 
tigen Folgen für bie bürgerliche Ehre, baher bie weltliche Obrigkeit Feine Kenntniß 
von nimmt.” Vgl. Gitzler, De statu ecclesise catholicae secundum jus Borrus- 
um, Breslau 1853, ©. 15. Vogt, Kirchen⸗ und Eherecht der Katholiten, Breslau 
6, ©. 90. Nach der Lehre ber katholiſchen Kirche hat der Staat nicht das Recht, 
in bie Ercommuntcationd- Angelegenheiten ber Kirche zu mifchen und dem kirchlichen 
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Richter zu verbieten, Jemanden zu escommuniciren ober zu gebieten, bie uerhängte Gi 
communication zu widerrufen. (Conc. Trid. sess. XXV. cap. 8 de ref.) Und all 
nad) Art. 15 ber Verfafjungsurfunde.” Walter, Lehrbuch bes Kirchenrechis aller dupkie 
lichen Gonfeffionen, 11. Aufl. ©. 817. Schulte, Syſtem beB allgemeinen Kirchenrechth 
Gießen, 1856, ©. 990: „Die bürgerlichen Wirkungen, welche die Strafe in beme | 
Meiche nad) fi zog, fallen, ba fie nur auf Grund ber weltlichen Legißlation Aintrgigg 
fonnten, im heutigen Rechte aber nicht mehr beſtehen, ber Weltgeſchichte, nicht Ag 
Syſteme anheim.“ XR 

8. Daß die preußiſchen Gerichte ober Verwaltungsbehörben auf Grunb jene 
Varagraphen je eine excommunicatio major ber katholiſchen Kirche inhibirt, iſt kein 
Fall bekannt geworben. Dagegen ſteht es feft, daß, wo eB bie Geſetze ber Kirdjenzudit 
erheiſchten, auch früher von ben Kirchenbehörben berarlige Ercommuntcationen verhängt 
und publicitt worben find, und bie weltlichen Behörben fi) entweber darum nid) 
fümmerten, ober, wo fie um ifte Einmiſchung angerufen wurben, das ausſchlleßliche 
Recht der Kirche einfach anerkannt haben. So wurde im Jahre 1845 vom Drbinariat 
in Breslau über Ronge, Kerbler, Dr. Theiner und Nitſche bie Ercommunication vers 
bängt und von ben Kanzeln ber Didcefe feierlich verfündigt, ohne daß bie weltlichen 
Behörben eine Einmiſchung verfucht oder auch nur eine Anfrage gethan hätten, obgleiqh 
die Autonomie ber Kirche durch bie Verfafjungsurkunde vom 31. Januar 1850 noch niqit 
außgefprochen war. Dasfelbe geihah in der Didcefe Kulm am 24. December 1845 gegen 
ben zum Rongetbum abgefallenen Klerifer Domiat und durch amtlich publicirteß Decrei 
vom 1. Auguft 1847 gegen ben Pfarrer von Kulm, Auguftin Pot, und gegen ben Pfarr 
verwalter Anfelm Bernhard zu St. Maria in Thorn. Ebenfo in der Baberborner Diöcch. 

Es geht bierauß hervor, daß bie Staatsregierung ſelbſt ben $ 57 1. c. bereit ven 
ber Emanation ber Verfaffung auf die große Ercommunication und ihre Folgen in ber 
katholiſchen Kirche nicht für verwendbar erachtet hat. 


9. Die Kirche betrachtet als ihr größtes, von Chriflus dem Herrn Ihr überlommenel 
But bie göttliche Wahrheit, den heiligen Glauben, ohne den es unmöglich if, Gott zu 
gefallen und felig zu werben, und betrachtet diejenigen Menſchen als ihre gefährlichken 
Feinde, welche darauf ausgehen, Spaltungen zu ftiften und bie Gläubigen zum Abfall 
von ber überlieferten Lehre zu verführen. Wenn fie biefelben aus ihrer Mitte au 
ſchließt und ihren Angehörigen den Verkehr mit ihnen verbietet, . jo befolgt fie Hierbei 
nit nur bie Forberungen des natürlichen Geſetzes, ſondern aud die ausbrüdlichen 
Vorſchriften des Worted Gottes, wie e8 in ber beiligen Schrift enthalten if. Der 
Herr ſpricht: „Wer bie Kirche nicht hört, den halte wie einen Heiben und öffentlichen 
Sünder.” (Matth. 18, 17.) 

In gleicher Weife mahnen die Apoftel des Herrn. Wenn ber heilige Apoftel Paulus 
im Allgemeinen vor bem Umgange mit ben öffentlichen Uebertretern bes göttlichen Geſeges 
warnt und 1 Cor. 5, 11 befiehlt: „Mit einem Solchen follt ihr nicht einmal eſſen“, fo 
ſchreibt er an Titus (8, 10) in Betreff der Hartnädigen Irrlehrer: „Einen häretiſchen 
Menſchen meibe nad einer ober zwei’ Zurechtweifungen und wiſſe, baß ein ſolcher ver: 
kehrt if und fünbigt, ba er ſich felbft fein Verbammungsurtheil ſpricht.“ Und an bie 
Thefialonicher (IL. 8, 14): „Wenn Jemand nicht gehorchet unferm Worte in bem Briefe, 
jo zeichnet einen Solden an unb babet feinen Umgang mit ihm, auf daß er beichämt 
werde.” Und ber HI. Johannes fchreibt (IL. 10, 11): „Wenn Jemand zu euch Tomamgt 
und dieſe Lehre nicht bringt, fo nehmt ihn nicht in's Haus auf unb grüßet ihn nicht; 
denn wer ihn grüßt, nimmt Theil an feinen böfen Werken.“ e) 
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Auf die Befolgung dieſes Worteß Gotted wirb und Tann bie Kirche nie verzichten. 
Bas fie in ihrer Geſetzgebung über ben Verkehr mit gefährlichen Ercommunicirten feft: 
gelebt, iſt nur bie Anwendung der Vorſchriften ber heiligen Apoftel bes Herrn. Wer 
hierin ihr Verfahren verurtbeilen will, verurtheilt dad Wort Gottes, die heilige Schrift. 
Mag darum der Zeitgeift bamiber ſich auffehnen, mögen ungerechte Verbächtigungen 
mb Berfolgungen bie Kirche deßhalb treffen; fie wird fefthalten am Worte Gotteß, 
web ben Auftrag bed Herrn, es treu unb unverfehrt zu bewahren, ſtets unmeigerlich 
ausführen. 

Ew. Ercellenz, wollen aus bem Geſagten gütigft entnehmen, baß ich zu meinem 
Berfahren gegen Wollmann und Michelis durch natürliches, göttliches und Firchliches 
Reit befugt war, daß nichts gefchehen ift, was bie bürgerlichen Rechte ber Herren 
gend verlegt bat, und daB ich deßhalb einen Widerſpruch meiner Genfurbecrete mit 
km $ 57 1. c. des Landesgeſetzes nicht anerkennen Tann, ben ich ohnehin nebſt ben 
Beiden vorhergehenden mit bem höchſten Gerichtshofe Preußens nah Erlaß ber Ver: 
ſeſſingsurkunde als rechtsbeſtändig nicht erachte. Sollte durch Mißverſtändniß ober 
Keldenichaftlichkeit irgend eine perſoͤnliche ungerechte Kränkung ober Benachtheiligung 
eines von ber Kirche Ausgeſchloſſenen hervorgerufen worden fein, fo bin ich gern bereit, 
ker bie mir zu Gebote ſtehenden amtlichen Mittel nach Kräften Remedur eintreten 
m laſſen. Es ift mir aber über ſolche Beeinträdhtigungen bis jest nicht? befannt ges 
worden, vielmehr glaube ich gerechten Grund zu haben, über das weithin kundgewordene 
Öffentliche Gebahren ber betreffenden ercommunicitten Herren gegen mid) unb meinen 
Mens ſchwere Klage zu erheben. Da ber kurze Auflat In bem Paftoralblatte über 
Veſen und Folgen der Ercommunication, für ben allein bie Hebaction bes Blattes vers 
ontwortlich ifl, durch bie mangelnde Ausführung vielleicht Anlaß zu Mißverſtändniſſen 
geben Tonnte, habe ich bereit vor längerer Zeit der Redaction empfohlen, eine weitere 
Erpofition des Gegenftanbes in ihr Blatt aufzunehmen. Diefelbe ift jett erfchienen, und 
erlaube ich mir, bie betreffende Nummer Em. Ercellenz zur gefälligen Kenntnißnahme 
ganz ergebenft beizulegen. Ich glaube, daß durch diefen Auffat etwaige Mißverſtänd⸗ 
alfle vollſtändig befeitigt werben, und gebe mich der Hofinung hin, daß bierburd auf 
Defem Gebiete, wie wũnſchenswerther Weiſe bald auch rüdfichtlih anderer Differenzen, 
de für Staat und Kirche allein eriprießliche Uebereinflimmung beider Gewalten dauernd 

VergeRellt werben möge. 
Srauenburg, ben 30. März 1872. 
Der Biſchof von Ermland, 
(ge3.) Pb. Krementz.“ 





62) Schreiben des Cultusminiſters vom 21. Mai 1872 an dem Biſchof 
von Ermland. 


„Berlin, den 21. Mai 1872. 
Ew. Biſchofliche Hochwürden haben in dem gefälligen Schreiben vom 80. März d. J. 
daB gegen die D. D. Wollmann und Michelis Ihrerſeits eingehaltene Verfahren durch 
He Borichriften des canoniſchen Rechts zu rechtfertigen geſucht und an bie Spike Ihrer 
Ausführungen den Gap geftellt, daß, wenn zwiſchen dieſen Vorſchriften und ben Landes⸗ 
gefehen ein Widerfpruch befiche, es Pflicht bes Vifchofs fei, jo lange nad) den kirchlichen 
Normen zu handeln, Bis bie oberfien Staats- und Kirchenbehörden eine Beſeitigung des 
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Wiberipruches herbeigeführt haben. Nur mit höchſtem Befremben Bat bie - 
Staatöregierung von biefer Erklärung Kenntniß genommen. 

Diefelbe ftellt bie kirchlichen Verordnungen über bie Staattgeſehe, und Die. 
ob den letzteren zu gehorchen ober nicht, in das perſoͤnliche Ermeflen ber 
Obern. Ein folder Anſpruch ift mit ber Stantshoheit unverträglich. Weber bie Gy 
gebung noch ein Staatövertrag bat den katholiſchen Biſchöfen ber Monarchie jemais: 
berartigeß Recht eingeräumt. Gleich allen andern Eorporationen iſt auch bie 
Kirche Preußens den Staatögefegen unterworfen. Deren Befolgung ift eine ber ugw: 
nehmften faatöbürgerlichen Pflichten, und biefen darf burd Ausübung ber Religien⸗ 
freiheit kein Abbruch geichehen. (Artikel 12 ber Verfaſſungsurkunde.) 

Die Obern der katholiſchen Geiſtlichkeit werden überbieß durch bag Geſetz (W. IR. 
DI. 11. $ 184) bem Staate noch beſonders zu vorzüglidher Treue unb Gehorſam ser 
pflichtet. Ew. Biſchoͤfliche Hochmürben haben bie Erfüllung aller biefer Pflichten in be 
Sr. Majeftät dem Könige geleifteten Homagialeibe gelobt. 

Die in dem Schreiben vom 80. März d. 3. beftrittene Gouveränetät bes Stasted 
zmeifelloß zu ftelen, iſt um fo mehr für die fönigliche Staatsregierung geboten, «IS 
Ew. Biſchoͤfliche Hochwürden durch bie gegen Wollmann und Michelis erlaffenen Cenſur⸗ 
decrete Ihrer grundſätzlichen Auffaffung , daß Firdliche Verordnung über Staatägefeh 
gehe, thatfächliche Folge gegeben Haben. Denn der außgeiproddene Bann bat bie bürge® 
liche Ehre der Betroffenen verlegt, und biefe Verlegung verflößt gegen bie Staatsgefel@® 

Der 55T U. L.-R. II. 11 iſt nicht aufgehoben und findet in feinem weientlige® 
Inhalte durch den Schlußſatz be Art. 12 der Verfafjungsurfunde Beſtätigung. 
barf ben bürgerlichen und flaat#bürgerlichen Pflichten durch bie Ausübung ber Nett 
gionsfreiheit Fein Abbruch geſchehen, und zu biefen Pflichten gehört es, fein Verhaltet 
fo einzurichten, daß die Ehre anderer Staatangehöriger nicht beeinträchtigt werbe, 

Bei folder Sachlage muß die königliche Staatsregierung an bem Anfprude fe 
halten, daß mittelſt einer entiprechenden amtlichen Kundgebung bie Beeinträhtigussg 
befettigt werbe, welche die D. D. Wollmann und Michelis durch bie Öffentliche Verlüzs” 
bigung ber über fie verhängten Ercommunication an ihrer bürgerliden Ehre erlittest 
baben, und einer Erklärung Ew. Biſchöflichen Hochwürden barüber entgegenfehen, daß 
Ste gewillt felen, fortan die Staatögefege in ihrem vollen Umfange zu befolgen. 

Am Einflange mit einem Beichluffe des königlichen Staatsminifteriums erfuche ih 
Hochbiefelben ergebenft , bemgemäß zu verfahren. Wenn Em. Biſchöfliche Hochwürben 
biefe Forderung ablehnen, fo würbe die Staatöregierung in Ihrer Weigerung , bie 
Staatsgeſetze zu befolgen, ben Bruch ber amtlichen Beziehungen erbliden,, in welchen 
Em. Biſchöfliche Hochwürden als Biſchof zu den amtlichen Organen bed Staates ſtehen, 
und würbe bemgemäß verfahren, infomweit e8 die gegenwärtige Geſetzgebung geftattet, 
unb wenn letztere zur Wahrung ber flaatlichen Rechte gegen Beeinträchtigung ber 
Staatshoheit und be bürgerlichen Friedens nicht ausreichende Mittel gewähren follte, 
ber Landesvertretung die zu biefem Zwecke erforberlichen Vorlagen machen.“ 










63) Antwort des Biſchofs vom 15. Juni 1872. 


„Ew. Ercellenz ſehr geehrter Erlaß vom 21. Mai I. 3. bemerkt, ich hätte au bie 
Spige meiner Ausführungen in dem ergebenften Schreiben vom 80. März b. I. dem 
Sat geftelt, daß, wenn zwifchen ben Vorſchriften bes canoniſchen Rechts und den 
Landesgeſetzen ein Widerſpruch beftehe, ed Pflicht bes Biſchofs fet, jo lange nad indie 
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lichen Rormen zu handeln, bis bie oberfie Staats: unb Kirchenbehörde eine Befeitigung 
hes Widerſpruchs herbeigeführt hätten. Die Königliche StaatBregierung habe nur mit 
Höfen Befremben von biefer Erflärung Kenntniß genommen. Dieſelbe ftelle bie kirch⸗ 
den Berorbnungen über die Staatögefege, und bie Frage, ob den Ietteren zu gehorchen 
ser nicht, in daB perfönliche Ermeſſen der geiſtlichen Obern. 

Geftatten Ew. Excellenz bie ganz ergebene Ermwieberung, daß mein Schreiben vom 
%. März b. 3%. den obigen Sab, beziehungsmelfe eine ſolche Erklärung, nicht ents 
Mit. Ich Habe vielmehr gefagt: 

1. das canonifche Recht, an welches ich mich in einer Härefie betreffenden Angelegens 
beit gehalten, ſei in feiner kirchlichen Gültigkeit für Katholiken in Preußen durch 
Staatsverträge, durch die Gefeßgebung und bie Verfaſſungsſsurkunde anerlannt ; 

2. im Falle eines Widerfpruches zwifchen dem Staatögefete und bem ſtaatlich 
anerlannten Stirchengefeße ſtehe es dem einzelnen Biſchofe nicht zu, daß 
Eine ober Andere außer Kraft zu ſetzen; eine Löfung des Widerſpruchs 
ber Gefeße fet Sache ber oberftien Gemalten in Kirche und Staat; 

8. wo es fi aber um Glaubensſachen handle, fei der Biſchof zunächſt dar⸗ 
auf angewieſen, nad kirchlichen Normen zu handeln. 

Ich betone, daß nur von Glaubensſätzen bie Rede war, und nicht im Allgemeinen 
von Ficchlichen Verorbnungen oder Vorfchriften des canoniſchen Rechts. Glaubensſachen 
aber in das Gebiet der ſtaatlichen Angelegenheiten bineinzuziehen, bat ber biöherigen 
preußiichen Geſetzgebung grundſätzlich und thatjächlich fern gelegen. Somit kann aud 
in dieſem Satze Feinerlet Verftoß gegen bie Staatshoheit oder bie factiſche Geltung 
| 8 Staatögefeßed liegen. Ich muß aber das flattgefunbene und bereits in bie Deffents 
lichkeit gebrungene Mißverftänbniß meiner Worte um fo mehr bedauern, als ich meiner: 

ſeltz ber ſtaatsbürgerlichen Pflichten, insbeſondere ber eiblich gelobten Pflicht ber Treue 

und beß Gehorſams gegen Se. Majeftät ben König mir vollfommen bewußt bin und 

' Ne volle flnatliche Souveränetät des Staates durchaus anerfenne und flet3 anerkannt 

habe, fowie ich auch nicht im Minbdeſten anftehe, zu erflären, ba in bem vorliegenden 
galle ber Ercommunication ed lediglich Sache des Staates ift, mit biefer an und für 
fh rein kirchlichen Strafe bürgerliche Rechtsfolgen zu verbinden. 

Em. Ercellenz bemerken ferner, ich hätte durch die gegen Wollmann und Michelis 
elafienen Genfurbecrete meiner grundjäglicden Auffaffung, daß kirchliche Verordnung 
über Staatsgeſetz gehe, thatſächlich Folge gegeben; denn der ausgeſprochene Bann habe 
bie bürgerliche Ehre der Betroffenen verlegt, unb biefe Verlegung verfloße gegen bie 
Staats geſetze. 

Nun babe ich aber in meinem ergebenſten Schreiben vom 30. März d. J. In 
befien dritter Alinea — unb biefes if eigentlidh ber Kern des ganzen Echrelbens — 
gefagt:: ih müſſe entfhieden in Abrebe fiellen, daß ber behauptete Widerſpruch 
zwiſchen meinen Genfurbecreten und den Landesgefegen beftehe, ober baß eine Beeins 
trädtigung der bürgerliden Ehre der Ausgeichloffenen durch die Publication 
der Ercommunication flattgefunden habe. Auch habe ich mid feinesmegs auf bie bloße 
Berneinung beſchränkt, fondern ben Beweis ihrer rechtlichen Begründung angetreten 
unb biefen Beweis ebenfowohl auf dem Gebiete Der ſtaatlichen wie ber firhlihen Bes 
feßgebung erbracht. Zugleich Habe ih auf Präcebenzfälle hingewieſen, an welden bie 
Yönigliche Staatsregierung keinerlei Anflon genommen hat. Wo aber fein Widerſpruch 
zwifägen ſtaatlichen unb Firdhlidyen Geietzen befteht, fehlt aud der Anlaß, an Leber: oder 
Untersrbuung derielben zu benfen. 
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Em. Excellenz geehrtes Schreiben nom 21. Mai enthält eine Wiberfegung obe 
Berichtigung meiner Beweisführung nicht. Ih muß biefes aufrichtig bebenera, wei 
ein näheres Eingehen auf ben Gegenfland von Selten Ew. Ercellenz, namenzibd 
bie nähere Bezeichnung ber verlegenden Wirkungen, welde bie Berfüänbigumg 
ber eingetretenen Ausſchließung aus ber Kirde auf bie bärgerlich 
Ehre ber Betroffenen Außern fol, mir erſt bie erwünſchte Möglichfel: biele 
würbe, etwaige Mißverſtändniſſe, wo immer ſolche obwalten mögen, zu befeltigen.: 4 
bin darum auch leider einftmeilen außer Stande, dem Erſuchen Ew. Excellenz zu ewb 
ſprechen und eine Beeinträchtigung zu befeitigen, bie ich nicht erfenne unb bie weh 
weber nachgewieſen, noch auch felbft näher bezeichnet ifl. 

Um jeboch meinerfeitß alles zu tBun, was eine enbliche Erlebigung dieſer Ange 
legerheit herbeiführen kann, bin ich bereit, in einer befonbern Belehrung an melm 
Didcefanen meine bereit? mieberholt außgeiprochene Ueberzeugung hervorzuheben, baf 
nad bem heutigen Staats⸗ und Kirchenrecht durch die Ausſchließung auß ber Kirch 
bie bürgerliche Ehre ber Betroffenen nicht beeinträchtigt iſt und überhaupt bürgerlich 
Rechtsfolgen nicht hervorgerufen werben. Ich gebe mich der Hoffnung bin, bag eim 
foldde Erklärung den Anſprüchen bes hohen Königlichen Staats: Minifterli genügen un 
zur Herftellung bes alten friedlichen Verhältniffes zwiſchen Kirche und Staat in meine 
Diöcele beitragen werbe. 

Srauenburg, ben 15. Juni 1872. 

Der Biſchof von Ermlanb, 
(gez.) Philippus.“ 


64) Schreiben des Biſchofs von Ermland vom 22. Anguſt 1872 an das 
Königliche Hofmarfchallamt. 


„Zu dem feftlihen Tage, welcher in Erinnerung an bie hunbertjährige Vereinigung 
Weftpreußend und Ermlands mit der Krone Preußen am 18. September zu Marien: 
burg begangen wird, beabfiätige ih, an ber Spige einer Deputation daſelbſt zu er⸗ 
feinen, um Sr. Majeftät unfere ehrfurchtsvollen Gefühle der Treue und Devotion 
außzufprechen und eine Ergebenheitsadreſſe des gefammten ermländiſchen Klerus zu 
überreichen. 

Königlichen Hofmarſchallamt erlaube ich mir ganz ergebenft um hochgeneigte Auß« 
kunft zu bitten, ob Se. Majeflät geruben wollen, bie Deputation zu empfangen und 
event. warn unb wo ber Empfang flattfinden foll. 

Frauenburg in Oftpreußen, ben 22. Auguft 1872. 

An vorzüglicher Hochſchätzung geharrt ehrerbietigft 
Königl. Hofmarſchallamtes 
ergebenfter Diener 
Ph. Kremeng, 
Biſchof von Ermland.“ 


65) Antwort des Hofmarſchallamles vom 3. September 1872. 


„Berlin, ben 8. September 1872, | 
Das Schreiben, welches Eure Biſchöfliche Hochwürden unter bem 23. v. WM. an 
das Fönigliche Hofmarſchallamt gerichtet haben, {ft von biefem an mid abgegeben wer 
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ten, worauf ich über den Inhalt besfelben Sr. Majeftät dem Kalfer und Könige Vor: 
Wing gehalten habe. Se. Majeftät gerubten babei auf das Allerhöchſte Handſchreiben 
vom 3. d. M., welches inzwiſchen in Eurer Bijchöflihen Hochwürden Hände gelangt 
w kin wirb, hinzuweiſen und mid im Anfchluffe hieran zu beauftragen, Eurer Biſchöf⸗ 
Khen Hochwürden mitzutheilen, daß Allerhöchfibiefelben Eure Biſchöfliche Hochwürben 

a Marienburg nur dann empfangen Tünnten, wenn zuvor ber in dem Allerhöchſten 
im Henbichreiben enthaltenen Aufforderung Folge geleiftet fei. In Erledigung dieſes Allers 
Kähen Auftrages habe ich die Ehre, Eure Biſchöfliche Hochwürden von dem Vorſtehen⸗ 


den ganz ergebenſt in Kenntniß zu ſetzen. 
(gez.) Wilmowski.“ 


"IE W 


6% Allerhöchſtes Schreiben Zr. Majeſtät des Kaiſers an den Biſchof von 
Ermland d. d. 2. September 1872. 


„Mein Herr Biſchof! Mittelft Ihrer Vorftelung vom 15. Sunt d. 3. haben Sie 
Rir die Antwort vorgelegt, welche von Ihnen an ben Minifter ber geiftlichen Ange⸗ 
kgenbeiten in Bezug auf die ernfle, zwifchen Meiner Regierung und Ihnen beftehende 
Differenz gerichtet worden ift, und zugleich der Verfiherung Ausbrud gegeben, daß Sie, 
afrihtig bedacht, für bie friebliche Geftaltung ber äußerſt ſchwierigen Verhältniſſe in 
Iter Diöcefe zu wirken, zum Zweck bed Ausgleichd in jener Antwort bis zu ben weite: 
fen Grenzen gegangen feien. Daran anfchliekend haben Sie Ihre und Ihrer tiefbe- 
lorgten Didcefe Angelegenheit vertrauend in Meine Hand gelegt und bie zuverſichtliche 
hoffnung ausgeſprochen, daß hierdurch einem bieberen und loyalen Lande größere und 
bellagenswerthe Prüfungen würden erfpart werben. 

Es iſt Ihnen befannt,, in wel’ hohem Maße Mir die Erhaltung bed Friedens 
milden Staat und Kirche am Herzen liegt. - Ihr Schreiben vom 22. März d. 3. hat 
Nie Anla gegeben, diefe Meine Gefinnung Ihnen gegenüber zum befonbern Ausdrucke 
m bringen. Einen neuen, weitgehenden Beweis Deines landesväterlichen Sorgens In 
Neier Richtung wollen Ste in der Aufforderung erkennen, welche Ich — bevor Ich 
weitere Entſchließung in Ihrer Angelegenheit treffe — Ihnen gegenwärtig an das Herz 
ge. DaB Schreiben, welches Sie unter dem 80. März d. 3. an den Minifter ber 
ißliden Angelegenheiten richteten, hat Meine Regierung in bie Nothwenbigkeit ver: 
et, von Ihnen ein ausdrückliches Anerfenntnig ber vollen Souveränetät des Staates 
in zweifellofer Geſtalt zu verlangen. 

Sn der Antwort, melde Sie Mir vorgelegt haben, ift indeß nicht bie von Meiner 
Regierung erwartete Zuſage, daß Sie gemwillt ſeien, die Landesgeſetze in ihrem vollen 
Unfange zu befolgen, fondern die Erflärung enthalten, daß Sie „bie ſtaatliche 
Gouveränetät bes Staates“ anerfennen. Mit diefem Sape wird in Meinen Landen 
Meiner Souveränetät eine andere Souveränetät, als welche nur bie firchliche gebadht 
werben Tann, gegenübergeftellt, damit aber die Grundlage verſchoben, auf welcher das 
Berhältnig zwiſchen Staat und Kirche in Meiner Monarchie verfafjungsmäßig ge 
regelt iſt. 

Die Befeitigung bes hiernach beſtehenden tiefgreifenden Gegenſatzes zwiſchen Meiner 
Regierung und Ihnen ift Vorausſetzung für den Ausgleich der vorhandenen Differenz 
und für die Fernhaltung ihrer Entwidelung zu ernflen Gonfequenzen. Nur durch eine 
anderweitige Erklärung von Ihrer Seite kann ber Gegenſatz befeitigt werben. 

Die wiederholte Berfiherung, daß Sie Si Ihrer eiblih gelobten Pflicht ber 
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Treue und des Gehorfams gegen Mid) ebenfo bewußt feien, wie Ihrer übrigen Road 
bürgerlichen Pflichten, und daB Gtreben nad) einer Berflänbigung, weldieß Ihre Medi 
bekunden, laſſen Mich bofien, daß Ich Keinen fruchtlofen Schritt thue, wenn auch 
Sie aufforbere, rüdhaltloß zu erflären, bag Ste gemwillt jelen, ben Gtantögejepen I 
vollem Umfange Gehorfam zu leiften. 

Wenn Sie biefer Aufforberung entſprochen haben, werbe Ich bei ber 
feier ber Vereinigung ber bortigen Landestheile mit Meiner founeräuen Krone wi 
Freuben bie Gefinnungen ber Treue unb Ergebenheit, welche ben ermlänbifdhen Ei 
unverändert bejeelen, durch Ste beftätigen hören. Im andern Falle wirb biefe 
gung durch Wort und Schrift zwar auch zu Meiner hoben Genugthuung 
aber auß Ihrem Munde und Ihrer Hand würde Ich biefelbe nicht entgegennehmen em 

Berlin, ben 2. September 1872. 








(ge) Wilhelun.“ 


67) Immedintvorftellung des Biſchofs Aremenk an Se. Majeflät den Aeifr 
vom 9. September 1872. 


„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter Kaiſer und Köntgl 
Allergnädigſter Kaiſer, König und Herr! 


Em. Kaiſerliche und Königliche Majeſtät möge huldvoll geruhen, auf Allerhöchſider 
gnäbige Zuſchrift vom 2. September I. J. bie ehrerbietige Verſicherung entgegenzunehme 
daß ich durch meine in bem gehorfamften Schreiben vom 15. Juni I. 3. an bes Hert 
Eultusminifterd Excellenz enthaltene Betheuerung meiner Anerkennung ber vollen fiac 
lichen Souveränetät des Staates irgend eine Beſchränkung der Souveränetätsrech 
besfelben auf feinem Gebiete ober des aus benjelben refultirenben fchulbigen Gehorſar⸗ 
gegen bie Lanbeögeiege weber intenbirt, noch auch, wie ich glaube, außgeiprodhen Ha 

Um jeboch der wohlmeinenden Aufforderung Ew. Majeftät zu entipreden ug 
jebes Mißverſtändniß zu befeitigen, erfläre ich hiermit gern und rückhaltslos: 

1) daß ich die volle Souveränerät ber weltlichen Obrigkeit auf ſtaatlichem & 

biete anerfenne; 

2) daß ich eine andere Souveränetät auf diefem Gebiete nicht anerkenne; 

3) daß ich demgemäß bie mir durch Gottes Wort auferlegte Pflicht, den Staatd 

gelegen In vollem Umfange Gehorfam zu leiften, treu erfüllen werde. 

Ich ſpreche dieſes mit derfelben Aufrichtigfeit und Gewiſſenhaftigkeit aus, mit de 
ich anbererfeit3 befenne, bag mir in Sachen des Glaubens und für die Wege beB ewigen 
Helles Gottes Offenbarung und Geſetz als alleinige und unumſtößliche Norm gelten 
und ich hierin der Offenbarung unfere® Herrn und Hellandes Jeſu Chriſti umb be 
Autorität feiner von ihm geftifteten und durch feinen heiligen Geiſt geleiteten Kirqh 
ebenfalls ohne Rüdhalt mich untermerfe, 

Em. Majeftät bitte ich unterthänigft, biefe meine Erflärung mit gewohnter Hull 
entgegennehmen zu wollen. 

In tieffter Ehrfurcht und unmanbelbarer Treue verharrt Em. Kaiferliden König 
lien Majeftät unterthänigfter und treugehorfamfter 

(gez.) Ph. Kremeng, 


Biſchof von Ermlanb. 
Srauenburg, 5. September 1873.” ' 


— Lea aan 2 


9 
— 1233 — 


es) Antwort des Fürſten Bismarck Namens des Kaiſers vom 
| 9. September 1872. 


„Berlin, 9. September 1872. 
Hochwürdiger Herr Biſchof! 

Ew. Biſchoͤflichen Gnaden Erklärung an Se. Maj. den Kaiſer und König vom 
ı 5.5. M. trägt in ber Form einen entgegenkommenden Charabkter, und ich verſchließe 
wid der Hoffnung nicht, daß es Em. Biſchöflichen Gnaden möglich fein werde, Se. 
Mei., unferen Allergnäbigften Herrn, in den Stand zu feßen, daß er Sie empfangen 
Üimne. Als amtlicher Rathgeber St. Maj. de Kaiſers und Königs kann ih Ew. Biſchöf⸗ 
figen Gnaden perfönlidden Empfang durch Allerhöchfidenfelben erfi dann mit der Würbe 
der Krone verträglich halten, wenn jeber Zweifel darüber gehoben if, daß Sie bie 
Antorität der von unferen Königen gegebenen Geſetze biefes Landes unbedingt unb volls 
Rindig anerkennen. 

Ew. Biſchöfliche Gnaden haben gegen bie Lanbesgefege gefehlt, indem Sie bie 
große Excommunication ohne Vorwiſſen ber Regierung gegen Untertbanen Sr. Maj. 
des Königs öffentlich verhängten. Es Tann Em. Biihöflichen Gnaden meines Grad 
tens nicht ſchwer werben, biefe Thatfache Ihrem Lanbesheren gegenüber anzuerkennen. 
GSobald dieſes erfolgte, würde ich mich freuen, jede Schwierigkeit gehoben zu fehen, 
velche ſich bis heute noch Ihrem perfönlichen Empfang durch Se. Majeftät, unferen 
Wergnädigfien Herrn, entgegenftellt. 


In Seine Bifchöflihe Gnaden, den Herrn Biſchof 
son Ermland, Ph. Krement zu Frauenburg.” 


(ge) v. Bismarck. 


9) Erwiederung des Biſchofs an Ze. Majeſtät den LKaifer vom 
11. September 1872. 


„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter Kaifer und König! 

Allergnäbdigfter Kalfer, König und Herr! 

Ew. Kaiferliden Königlien Majeftät erlaube ich mir ehrerbietigft die Anzeige zu 
machen, daß ich in Folge einer Zuſchrift St. Durdlaudt bes Reichskanzlers vom 
9. September, welche mit dem gnäbigen Schreiben Em. Majeftät vom 2. September 
L$. nit im Einflang flieht, abgehalten werbe, vor Ew. Majeftät bei der Marienburger 
Jubelfeier zu erfcheinen. 

Diefed tief bebauernd, verharre ich in größter Ehrfurcht Em. Majeflät unter 
thänigfter Diener 





(gez.) Ph. Kremens, 


Biſchof von Ermland. 
Frauenburg, 11. September 1872.“ ’ 


20) Erwiederung des Bifhofs auf das Schreiben des Fürſten Bismark. 
Dom 13. September 1872. 


„Em. Fürſtliche Durchlaucht werben es nit -ungütig aufnehmen, wenn ich in 
Bezug auf Hochberen geehrtes Schreiben vom 9..Cchk ‚erlaube, daß 
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ih basfelbe mit dem gnäbigen Schreiben Gr. Majeftät ‚Dom 2. Sept. nicht im 
zu bringen weiß. ; 

Se. Majeftät, unfer allergnäbigfter Herr, Hatte auf meine Anfrage vom 22. Ung; 
in Betreff der Theilnahme an ber Marienburger Zubelfeler fi) geäußert, daß, went: 
ich eine Erflärung abgeben würbe, den Staatsgeſetzen in vollem Umfange Gehorſam zu 
leiften, Alterhöchftberfelbe bei der Erinnerungsfeler ber Vereinigung Grmelanbs weit bez 
jouveränen Krone Preußens mit Freuden bie Geſinnungen ber Treue und ‚Grgebenel: 
welche ben ermländifchen Klerus bejeelen, durch mich beflätigen ‚Hören würbe. Er 

Diefer Aufforderung glaubte id in bem Schreiben vom 5. Sept. volRänbig mb 
iprochen zu haben, unb burfte mid) deßhalb ber Hoffnung hingeben, dah meinem. @» 
ſcheinen bei dem Feſte Fein Hinderniß Im Wege flehe, weßhalb ich auch meine Hinliken ' 
funft nah Martenburg bem dortigen Yeflcomits hatte anfagen laffen. 

Da erhielt ih am 10. Sept. Ew. Durchlaucht Brief vom 9. ajusd. Derfelbe 
enthielt eine neue in dem Schreiben Sr. Majeftät nit enthaltene Bebingung für mein | 
Erſcheinen, und injofern eine wejentliche Aenberung ber ganz beftimmt lautenben Faifers 
lien Zufage, und kam zu einer Zeit ein, in welcher eine Erlebigung durch brieflichen 
Berkehr nicht mehr zum Ziele führen Eonnte. 

Ew. Durchlaucht werben es deßhalb begreiflich finden, daß ich eine Auskunft über 
bie Gründe ber Umänderung bed kaiſerlichen Wortes dringend wünſche, unb erlaube 
ih mir Ew. Durdlaudt um biefelbe ganz geborfamft zu Bitten. 


Srauenburg, 13. Sept. 1872. 





Ph. Kremeng, 
Biſchof von Ermlaud.“ 


71) Antwort des Sürften vom 16. September 1872. 


„Berlin, 16. Sept. 1872. 
Hochwürdiger Herr Biſchof! 

Auf daB geehrte Schreiben vom 13. d. M. erwiebere ich Ew. Biſchöflichen Gnaben 
ganz ergebenft, daß bie In bemielben enthaltene Vorausſetzung, ald ob Sie durch baß 
Schreiben vom 5. d. M. der allerhöchften Aufforderung vom 2. Sept. vollftänbig ent 
ſprochen hätten, nach ber Anfiht Sr. Maj. bed Katferd und Königd nicht zutrifft, 
indem einer Erflärung, welche, wenn obne einſchränkende Zufäte gegeben, genügend ers 
ſcheinen könnte, feitend Em. Biihöflihen Gnaben Erwägungsgründe und Aufähe bei⸗ 
gegeben find, welche ben Sinn ber Erklärung zweifelhaft machen, unb biefelbe Ausle 
gung minbeftend zulaffen, weldhe in Em. Biſchöflichen Gnaben ber Föntglicden Regiernng 
früher gegebener Erflärung allerdings unzweideutiger hervortrat, und welde eben bie 
Bedenken Sr. Maj. bed Kaifer gegen Ew. Biſchöfl. Gnaben perfönlicden Empfang 
hervorrief. 

Indem ich hieraus erkannte, wie ſchwer es Em. Biſchofl. Gnaden wird, eine bie 
Zukunft betreffende unumwundene und befriedigende Erflärung über Ihre Stellung zur 
Königlichen Landeshoheit und zu den Landesgeſetzen zu geben, babe ich geglaubt, Ew. 
Biſchöfl. Gnaden den Schritt, welcher es Sr. Mai. dem Kaiſer möglich gemacht haben 
würde, Sie zu empfangen, dadurch zu erleichtern, daß ich vorſchlug, denſelben auf eine 
Erklärung über die Vergangenheit einzuſchränken, ohne bei dieſer Gelegenheit Bürgs 
ſchaften für die Zukunft von Ew. Biſchöfl. Snaben nochmals zu verlangen. 

Mein Erfuchen vom 9. d. M. ging deßhalb nur auf ein Anerkeuntni ber Thabe 
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ſachen, daß Ew. Biſchofl. Snaben in ber Vergangenheit gegen bie Landesgeſetze gefehlt 
haben. Diefes Verlangen war ein minder weitgehendes und leichter erfüllbares als das 
frühere, weldes auf Zuſicherungen in Betreff Ihres zukünftigen Verhaltens gerichtet 
geweſen unb von Ew. Biſchöfl. Snaben nicht erfüllt worden war. 

Dat Em. Biſchöfl. Gnaden eine ſolche Erflärung nicht ober wenigſtens nicht rechts 
zeitig mehr haben abgeben können, bebaure ich lebhaft, da es mir erwünſcht gemeien 
wäre, unabhängig von ben Beziehungen zu Gr. Maj. Regierung, wenigftend Em. Bi- 
ſchöfl. Snaben perfönliches Verhältniß zu St. Maj. dem Kaifer in einer der Feier ents 
ſprechenden Reife georbniet zu fehen. 

(gez.) v. Biſsmarck. 
An Se. Biſchöfl. Gnaden den Herrn Biſchof von 
Ermland, Ph. Kremenk zu Frauenburg.“ 


72) Weiteres Schreiben des Kifchofs an den Fürften Bismarck vom 
| 20. September 1872. 


„Ew. Fürſtlichen Durchlaucht ſehr geehrtes Schreiben vom 16. Sept. 1872 babe 
ich erhalten, und aus bemjelben Hochderen wohlgemeinte Antentionen in Betreff meiner 
Theilnahme an ber Marienburger Jubelfeier Tennen gelernt. Ach bebaure nur, daß bie 
zu beren Verwirklichung getroffenen Schritte nicht zu dem für mich erwünſchten Ziele 
führen Tonnten, fowie auch, daß die mir durch Ew. Durchlaucht geehrtes Schreiben ge: 
machten Eröffnungen eine andere Auffaffung der Angelegenheit, als ich mir in dem 
ergebenften Schreiben vom 13. Sept. Em. Durchlaucht vorzutragen erlaubte, mir nicht 
näher gelegt haben. Se. Maj. der Kaiſer hatte eine ganz beitimmte Bedingung geftellt, 
ber id) vollftändig genügt zu haben glaube. Befriebigte diefelbe Inbeffen nach der Anz 
ficht Sr. Mai. des Kaiſers nicht, fo durfte ich erwarten, entweder eine ablehnende Ant⸗ 
wort oder die Angabe ber Grünbe zu erhalten, aus welchen meine Erflärung als une 
zureihend und etwa eine nachträgliche Ergänzung nothwendig befunden worden war. 
Keined von beiden ift gefchehen, ſondern es wurbe mir eine neue, in dem Fatjerlichen 
Erlafje nicht enthaltene Bedingung von Em. Durdlaudt als Rath ber Krone vor⸗ 
geichtieben. Diefe betraf aber nichts mehr und nichts weniger als das Aufgeben meineß 
in wiederholten Schreiben begründeten und feftgehaltenen Standpunktes, deſſen geſetz⸗ 
liche Berechtigung ich in meinem Schreiben vom 80. März ausführlich behandelt Hatte, 
umb Tonnte biefelbe um fo weniger in den Intentionen St. Majeftät liegen, ald nad 
ben ausdrücklichen Worten ber allerhöchſten Zuſchrift vom 2. Sept. Se, Majeftät bie 
Entſcheidung über bie zwiſchen dem hohen Minifterium und mir ftrittige Angelegenheit 
fich vorbehalten, alfo offenbar nicht die Abficht hatte, ein Schuldbekenntniß von mir zu 
fordern, wodurch ja eine folde Entſcheidung überflüffig geworden wäre. Indem ich 
deshalb meiner Anſchauung, es ſei der gütigen Zuſage und Intention Sr. Maj. ded 
Kaiſers durch Ew. Fürſtlichen Durchlaucht Zufchrift nicht entſprochen worden, mich zu 
entſchlagen außer Stande ſehe, kann ich nicht umhin, gegen einen andern in dem geehr⸗ 
ten Schreiben Ew. Durchlaucht mir gemachten Vorwurf mich zu verwahren, als ob id) 
nämlich in einer früher von mir verlangten und gegebenen Erflärung mid den Ber: 
pflichtungen bes Gehorſams in Betreff meines zufünftiigen Verhaltens den Landesgeſetzen 
gegenüber zu entziehen gefttebt und deßhalb dem an mich geftellten Verlangen köonig⸗ 


lcher Regierung, ben Gehorfam gegen bie Landesgeſetze in ihrem "" Zu 
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dekennen, nicht entſprochen Hätte. Wäre bie der Fa gemeien, jo wilrbe, bei 
ſtrengen Yufmerffamfeit, mit welcher das hohe Miniſterlum meinen Grflärungen 
iR, Hoßbasfelbe bie nöthigen Erinnerungen zu machen wohl nicht aufer Acht m 
haben. Nun bürfte e8 aber nicht leicht fein, wie ich glaube, aus hem Gape: bafı 
die volle ftaatliche Souveränetät des Staats anerkenne, ben Verfuch Herauszulefen, mid, 
meinen Berpfligtungen gegen ben Staat zu entziehen, indem doch der Anerfenntmif ber 
vollen ſtaatlichen Souveränetät des Staats bie Anerlenwung ber Verpflichtung zum 
vollen Gehorſam gegen bie von biefer ſtaatlichen Gouveränetät auf ihrem Gebiet er- 
laſſenen Geſetze ald nothwendiges Gorrelat entipricht, es ſei Denn, daß man bie Some 
veränetät des Staats auf alle Gebiete, aud) auf das ber Religion ober ber Wiffenfchaft, 
außbehnen will — eine Xuffaffung, gegen welche ich allerdings entfdpleben mich vermahre, 
Em. Fürflige Durchlaucht Bitte Id) ganz gehorfamft, biefe meine Crörterungen mit bem 
Vertrauen unb dem Wohlwollen, ohne welches ſchwierige und verwidelte Verhandlungen 
zu einem friebfertigen und guten Ende nicht gelangen Tönnen, geneigteftens entgegen: 
nehmen zu wollen. 
Frauenburg, 20. Gept. 1872. 







PH. Krement, 
Biſchof von Ermianb.* 


2”) Antwort des FSürften som 23, September 1872. 


„Barzin, 28. Sept. 1872. 
Em. Biſchöflichen Gnaben 
Schreiben vom 20. d. M. Habe id zu erhalten bie Ehre gehabt. Ich war burd allen 
hochſten Befepl veranlapt, Bezüglich ber von Em. Biſchöflichen Gnaben beabfichtigten 
Vorſtellung in Marienburg mich perfönlih an Hochdieſelben zu wenben. 

Naäbem biefer Zwifchenfal ber Vergangenheit angehört, muß id; mir bie weitere 
unmittelbare Beteiligung an ben Verhandlungen mit Em. Biſchöflichen Gnaben für 
jest verfagen, unb habe ich daB geehrte Schreiben vom 20. d. M. mit umferer vorher⸗ 
gehenden Eorreiponbenz bem Herrn Minifter für die geiſtlichen Angelegenheiten überreicht. 

Genehmigen Em. Biſchöflichen Gnaden ben Ausbrud meiner vorzüglichen Hods 
achtung. 
* (ge.) v. Diamard.⸗ 


34) Schreiben des Cultusminiſters Falk an den Biſchof von Ermlaud vom 
25. September 1872. 


„Berlin, 26. Gept. 1879. 

Unter dem 21. Mat d. 2. find Ew. Biſchöſtiche Hodwürben aufgeforbert worben, 
wittelR einer entſprechenden amtlichen Kundgebung bie Beeinträchtigung zu befeitigen, 
welde D. D. Wollmann und Micelis, im offenen Widerſpruch mit der im $ 57 
LLR. IT. 11 enthaltenen Vorjchrift beB Lanbeögefegeß, durch bie Bfientlihe Berküns 
bigung ber über fie verhängten Greommunication am ihrer bürgerlichen Ehre erlitten 
haben. Insbeſondere aber fah fi) bie Staatöregierung gegenüber ben Außführungen 
des gefälligen Schreibens vom 80. März. d. I. genöthigt, eine unzweibeutige Erflärung 
dahin zu forbern: dah Sie gewilt feien, fortan bie Gtantßgefege in ihrem vollen u⸗ 
fange zu befolgen. Diefen Aufforberungen gegenüber haben Gm. Biſchöfliche Hech⸗ 
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ũrden mittelſt gefälligen Schreibend vom 15. Juni d. 3. fi bereit erflärt, in einer 
fenberen Belehrung an bie bortigen Diöcefanen Ihre Weberzeugung hervorzuheben, 
xB nach bem heutigen Staatd: und Kirchenrecht durch Ausſchließung aus ber Kirche 
ie bürgerliche Ehre der Betrofienen nicht beeinträchtigt ſei und überhaupt bürgerliche 
techtöfolgen nicht hervorgerufen werden. Sodann haben Hochbiefelben in ber zur , 
fenninig ber Stantöregierung gelangten Immediatantwort vom 5. d. M. auf ein 
Merböchftes Handſchreiben vom 2. d. erflärt: daß Sie die Ihnen durch Gottes Wort 
merlegte Pflicht, den Staatägelegen in vollem Umfange Gehorſam zu leiften, treu ers 
üBlen mwürben. Die Staatöregierung verkennt weber dad Entgegenkommende biefer Er⸗ 
Märungen, noch bie Sefinnung, melde ihnen zu Grunde liegt; daß Beftreben nad) 
einer Wiederherſtellung bes friedlichen Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche würde 
ſich mit ben bieffeitigen Wünjchen um jo mehr begegnen, ald man dieſſeits felbft den, 
Schein einer Beeinträchtigung ber katholiſchen Kirche ober einer Schädigung ihrer In⸗ 
tezeffen zu vermeiden bemüht if. Es geichieht nicht ohne aufricätiged Bedauern, wenn 
die Staatöregierung fich gleichwohl außer Stande fieht, in Ew. Biſchöflichen Hochwürden 
Erflärungen bie Bürgichaften zu finden, welche fie im Intereſſe des Staats und feiner 
Ungebörigen zu fordern verpflichtet if. Die in Ausficht genommene Belehrung, melde 
überbieß biöher micht erfolgt ift, enthält bie verlangte Kundgebung nicht, und bie 
Aenßerung in der Immebiatantwort ift mit Erwägungsgründen und Zuſätzen verfehen, 
weldhe bie unveränderte Feſthaltung Ihres Standpunkts darthun. Der Gegenſatz zwiſchen 
den von Ew. Bifchöflichen Hochwürden vertretenen ſtaatsrechtlichen Anfchauungen und 
den Grundprincipien des preußifchen, wie jedes andern Staatsweſens befteht baber, 
ungeachtet der Hochbenjelben gebotenen Gelegenheiten zur Ausgleichung, ohne die von 
uns gebofite Löfung fort. Em. Biſchöfliche Hochwürden find wiederholt davon in Kennts 
niß gefegt worden, daß, wenn die von und gefuchte Ausgleichung nicht einträte, bie 
Beziehungen der Stantöregierung zu Ahnen nicht unverändert bleiben könnten. Die 
Gtantäregierung vermag zunächſt die Verantwortung bafür nicht weiter zu übernehmen, 
dab aud den Mitteln des Staats, deſſen Geſetzen Sie ſich nicht unbebingt unterwerfen, 
für Ihren Unterhalt Zahlungen geleiflet werden. Diefe Zahlungen find vom Landtag 
in der Vorausſetzung bewilligt worben, daß bie Gelege und Berfaffung Preußens, auf 
deren Grund biefe Bewilligungen erfolgten, von ben Empfängern ber beirefienden Staats⸗ 
gelber nach wie vor als für fie gültig und verbinblid anerfannt würben. Sobald biefe 
Boraußfegung,, wie es durch Ew. Bilhöflihen Hochwürden amtlihe Grflärungen ber 
Hal war, aufgehoben if, wird unſeres Crachtens und bis zu weiterer Entſcheidung bie 
Berehtigung der Töniglichen Regierung zur Zahlung eine zweifelhafte. Tie Fönigliche 
Reglerung wirb daher die betrefiende Zahlung bis auf Weiteres einflellen. Der Ober 
präfident ber Provinz Preußen iR mit Ausführung biefer Anorbnung beauftragt worben. 


(gez, Aal. 
An den Bifchof von Ermland, Hra. Dr. Kremens, 


Biſchofliche Hochwũrden zu Frauenburg 


7) Antwort des Biſchofs vom 6. Octsber 1872, Proich gegen die 
Tempsralienfperre. 
„Ew. Excellenʒ 


haben durch Anidyreiben vom 25. Exept. e., tiotz der Anerlennung meines loyalen 
Strebens, bie bedanerlichen Mifserhänbnifie zwildgen Tänigliger Megierung und mir 
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Staatsregierung von biefer Erklärung Kenntniß genommen, 

Dieſelbe ſtellt die kirchlichen Verordnungen über bie Staatögeiche, und bie Pa 
ob ben letzteren zu gehorchen ober nicht, in das perjönliche Ermeflen ber 
Obern. Ein folder Anſpruch iſt mit ber Stantshoheit unwerträglidh. Webder 
gebung noch ein Staatövertrag hat den katholiſchen Biſchofen ber Fe 
derartiges Recht eingeräumt. Gleich allen anbern Corporationen IR auch bie 
Kirche Preußens den Stantdgefegen unterworfen. Deren Befolgung iR eine 
nehmften ſtaatsbürgerlichen Pflichten, und biefen barf durch Ausübung ber Refgisub 
freipeit fein Wbbruch geſchehen. (Artikel 12 ber Verfaffungdurfunbe.) 

Die Obern ber katholiſchen Geiſtlichkeit werben überbieß buch baB Gefeg (X. 2... 
I. 11. $ 184) ben Staate noch beſonders zu vorzüglidder Treue unb Gehorfam vexs 
pflichtet. Ew. Biichöflicde Hochwürden haben bie Erfüllung aller biefer Pflichten in bewm 
Sr. Majeſtät dem Könige geleifteten Homagialeide gelobt. 

Die in dem Schreiben vom 30. März d. 3. beftrittene Souveränetät des State) 
zweifellos zu ftellen, {ft um fo mehr für bie königliche Staatsregierung geboten, a 
Ew. Biſchoͤfliche Hochwürden durch die gegen Wollmann und Michelis erlafjenen Genfum- 
becrete Ihrer grundſätzlichen Auffaffung , daß kirchliche Verorbnung über Staatsgeſ — 
gehe, thatjächliche Yolge gegeben haben. Denn ber außgeiprochene Bann hat bie bürge v 
liche Ehre der Betroffenen verletzt, und dieſe Verletzung verflößt gegen bie Stantägefeguge* 

Der $ETAU.LR. II. 11 iſt nit aufgehoben und findet in feinem weſentlicccc 
Anhalte durch den Schlußſatz des Art. 12 der Verfaffungsurfunde Beflätigung. Dana 
darf den bürgerlichen und ftaatöbürgerlichen Pflichten durch bie Ausübung ber 
gionsfreigeit fein Abbruch gefchehen, und zu biefen Pflichten gehört eB, fein Verkaltuui® 
fo einzurichten, daß bie Ehre anderer Staatangehöriger nicht beeinträchtigt werbe, 

.. Bei folder Sachlage muß bie Töniglide Staatöregierung an dem Anſpruche (3 
halten, daß mittelft einer entſprechenden amtlichen Kundgebung bie Beeinträhtigumm- 
befeitigt werbe, welche bie D. D. Wollmann und Michelis durch die Öffentliche VBerlünz* 
bigung ber über fie verhängten Ercommunication an ihrer bürgerlidden Ehre erlitten? 
haben, und einer Erflärung Em. Biſchöflichen Hochwürden darüber entgegenfchen, da *— 
Ste gewillt feien, fortan die Staatdgefege in ihrem vollen Umfange zu befolgen. 

Am Einklange mit einem Beſchluſſe des königlichen Staatsminifteriums erfuche ih 
Hochdieſelben ergebenft, demgemäß zu verfahren. Wenn Em. Biſchöfliche Hochwürden 
diefe Forderung ablehnen, fo würde die Staatöregierung in Ihrer Weigerung , bie 
Staatdgefeße zu befolgen, den Bruch der amtlichen Beziehungen erbliden,, in welchen 
Em. Biſchoͤfliche Hochwürden als Biſchof zu ben amtlichen Organen des Staates ſtehen, 
und würbe bemgemäß verfahren, inſoweit es bie gegenwärtige Geſetzgebung geftattet, 
und wenn lebtere zur Wahrung ber flaatlidhen echte gegen Beeinträchtigung ber 
Staatshohelt und des bürgerlichen Friedens nicht ausreichende Mittel gewähren follte, 
ber Landesvertretung die zu biefem Zwecke erforderlichen Borlagen machen.“ 


’ 










Hl 





6) Antwort des Biſchofs vom 15. Inni 1872. 


„Ew. Ercellenz ſehr geehrter Erlaß vom 21. Mat I. 3. bemerft, ich hätte an bie 
Spitze meiner Ausführungen in dem ergebenflen Schreiben vom 80. März d. I. ben 
Gab geftellt, daß, wenn zwiſchen ben Vorfchriften des canonifchen Rechts und beu 
Lanbeögejegen ein Widerſpruch beſtehe, es Pflicht des Biſchofs jet, jo lange nach Finde 
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lichen Normen zu banbeln, bis bie oberſte Staats: und Kirdhenbehörbe eine Befeitigung 
des MWiderfpruchs herbeigeführt hätten. Die Königliche Staatdregierung habe nur mit 
Höchften Befremden von diefer Erflärung Kenntniß genommen. Diefelbe ftelle die kirch⸗ 
Uchen Berorbnungen über die Staatdgefege, und bie frage, ob den letzteren zu gehorchen 
ober nicht, in dad perfönliche Ermeſſen der geiſtlichen Obern. 

Geftatten Em. Excellenz die ganz ergebene Ermieberung, daß mein Schreiben vom 
on. März d. 3%. den obigen Satz, beziehungsmwelje eine ſolche Erflärung, nicht ent: 
alt. Ich babe vielmehr gefagt: 

1. das canoniſche Recht, an welches ich mich in einer Härefie betreffenden Angelegen: 
beit gehalten, ſei in feiner kirchlichen Gültigkeit für Katholiken in Preußen durch 
Staatdverträge, burch bie Geſetzgebung und die Verfaſſungsurkunde anerkannt; 

2. im Falle eines Widerjpruches zwiſchen dem Staatögefete und dem ſtaatlich 
anerkannten Kirchengeſetze ftehe ed dem einzelnen Biſchofe nicht zu, das 
Eine oder Andere außer Kraft zu ſetzen; eine Löfung bes Widerſpruchs 
der Gefeße ſei Sache der oberjten Gemwalten in Kirche und Staat; 

3. wo es fih aber um Glaubensſachen handle, fei der Biſchof zunächſt bar: 
auf angewieſen, nach kirchlichen Normen zu handeln. 

Ich betone, daß nur von Glaubensſätzen die Rebe mar, und nicht im Allgemeinen 
von kirchlichen Verordnungen oder Borjchriften des canoniſchen Rechts. Glaubensſachen 
aber in das Gebiet ber flaatlichen Angelegenheiten bineinzuziehen, bat ber biöherigen 
preußifchen Geſetzgebung grundfägli und thatfächlich fern gelegen. Somit kann aud 
in biefem Satze keinerlei Verfioß gegen die Staatöhohelt oder bie factiſche Geltung 
bes Staatsgeſetzes liegen. Ich muB aber das ftattgefundene und bereit3 in bie Deffent- 
lichkeit gedrungene Mißverſtändniß meiner Worte um fo mehr bedauern, als ich meiner: 
feit3 ber ſtaatsbürgerlichen Pflichten, insbeſondere der eidlich gelobten Pflicht ber Treue 
und bes Gehorſams gegen Se. Majeſtät ben König mir vollfommen bewußt bin und 
bie volle flaatliche Souveränetät des Staated durchaus anerfenne und ſtets anerfannt 
habe, fowie ich auch nicht im Minbeften anftehe, zu erklären, baß in bem vorliegenden 
Falle ber Ercommunication es lediglich Sache des Staates ift, mit biefer an und für 
fi) rein firchliden Strafe bürgerliche Rechtsfolgen zu verbinden. 

Ew. Ereellenz bemerken ferner, ich hätte dur) bie gegen Wolmann und Michelis 
erlaſſenen Senfurdecrete meiner grundfäplicden Auffaflung, daß kirchliche Verordnung 

über Staatsgeſetz gehe, tbatjächlich Yyolge gegeben; denn ber ausgeſprochene Bann babe 
die bürgerliche Ehre ber Betroffenen verlegt, unb dieſe Verlegung verfioße gegen bie 
Staatsgeſetze. 

Nun habe ih aber in meinem ergebenſten Schreiben vom 80. März d. J. in 
befien dritter Alinea — und dieſes ift eigentlich der Kern des ganzen Schreibens — 
gefagt: ich müſſe entſchieden In Abrede fiellen, baß ber behauptete Widerſpruch 
zwifchen meinen Cenfurbecreten und ben Landesgeſetzen beftehe, ober daß eine Beeins 
trädtigung der bürgerlihen Ehre der Außgeichloffenen durch die Publication 
der Ercommunication flattgefunden habe. Auch babe ich mich keineswegs auf die bloße 
Berneinung beſchränkt, ſondern den Beweis ihrer rechtlichen Begründung angetreten 
unb biefen Beweis ebenfowohl auf dem Gebiete der ftaatlidien wie ber kirchlichen Ger 
feßgebung erbracht. Zugleich habe ich auf Präcebenzfälle hingewieſen, an melden bie 
Töniglide Staatöregterung Teinerlei Anftoß genommen bat. Wo aber kein Widerſpruch 
zwiſchen ſtaatlichen und kirchlichen Geſetzen befteht, fehlt auch ber Anlaß, an Ueber: ober 
Unterorbnung derjelben zu benfen. 
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Ew. Grcellenz geehrte Schreiben vom 21. Mei enthält eine Biberlegung. al 
Berichtigung meiner Beweisführung nicht. Ich muß biefes aufriätig vebanern, my 
ein näheres Eingehen auf ben Gegenſtand ven Seiten Cw. Erallenn, namentih 
bie nähere Bezeihnung ber verletzenden Wirkungen, welde bie Berkünpigug 
ber eingetretenen Ausfäließung aus ber Kirche auf bie bärgerliqh 
Ehre der Betroffenen äußern fol, mir erſt bie ermünfdte Möglichkelr Diele 
würde, etwaige Mißverflänbniffe, wo immer ſolche obwalten mögen, zu beſeltigen. % 
bin darum auch leider einftweilen außer Stande, dem Erſuchen Ew. Eycelienz zu uu 
ſprechen und eine Beeinträchtigung zu befeitigen, bie ich nicht erkenne unb bie m 
weber nachgemiefen, noch auch felbft näher bezeichnet IR. | 

Um jedoch meinerſeits alles zu thun, was eine enbliche Erlebigung biefer Ing 
legegheit Herbeiführen Tann , Bin id) bereit, in einer befonbern Belehrung an meh 
Didcefanen meine bereits wiederholt ausgeſprochene Ueberzeugung hervorzuheben, be 
nad dem Heutigen Gtaatd: und Kirchenrecht durch die Ausſchliehung aus ber Kird 
die bürgerliche Ehre ber Betroffenen nicht beeinträchtigt if unb überhaupt bürgerfid 
Rechtsfolgen nicht hervorgerufen werben. Ich gebe midy ber Hoffnung bin, daß eh 
ſolche Erffärung den Anfprüden de hohen Königlichen Staats-Miniſterii genügen us 
zur Herftellung bes alten friedlichen Verhältniffes zwiſchen Kirche und Staat in mein 
Didceje beitragen werde. 

Sranenburg, ben 15. Juni 1872. 

Der Biſchof von Ermlanb, 
(ge) Philippus.“ 


64) Schreiben des Biſchofs von Ermland vom 22. Auguf 1872 an I 
Königliche Hofmarfchallamt. 


„Zu dem feftlicden Tage, welcher in Erinnerung an bie hunbertjäßrige Vereinigu 
Weſtpreußens und Ermlands mit ber Krone Preußen am 13. September zu Marie 
burg begangen wird, beabſichtige ich, an ber Spitze einer Deputation bafelbft zu ı 
Heinen, um Sr. Majeſtät unfere ehrfurchtsvollen Gefühle ber Treue und Devotl 
auszuſprechen und eine GErgebenheitäabreffe ded gefammten ermländiſchen Kleruß | 
überreichen. 

Königlihes Hofmarſchallamt erlaube ich mir ganz ergebenft um hochgeneigte Au 
kunft zu bitten, ob Se. Majeftät geruhen wollen, bie Deputation zu empfangen ıı 
event. wann unb wo ber Empfang flattfinden fol. 

Frauenburg in Oftpreußen, den 22. Auguft 1872. 

In vorzüglicder Hochſchätzung geharrt ehrerbietigft i 
Königl. Hofmarſchallamtes 
ergebenfier Diener 
DH Kremeng, 
Biihof von Ermland.“ 


6 Antwort des Hofmarfchallamtes vom 3. September 1872. 


„Berlin, ben 8. September 1872, 


Dad Schreiben, welches Eure Biſchöͤfliche Hochwürden unter dem 22. v. M. ı 
das Fönigliche Hofmarſchallamt gerichtet haben, ift von biefem an mich abgegeben we 
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ben, worauf ih über den Inhalt desielben Sr. Majeität dem Kaifer und Könige Vor: 
ing gehalten habe. Ge. Majeftät gerubten babei auf das Allerhöchſte Handfchreiben 
m2 b. M., welches inzwilhen in Eurer Biſchöflichen Hochmürben Hände gelangt 
hin wirb, hinzuweiſen und mich im Anfchluffe hieran zu beauftragen, Eurer Biſchöf—⸗ 
den Hochwürden mitzutheilen, daß Allerhöchftdiefelben Eure Biſchöfliche Hochwürden 
in Rerimburg nur dann empfangen Tönnten, wenn zuvor ber in dem Allerhöchften 
Sebiäreiben enthaltenen Aufforderung Folge geleiftet fei. In Erlebigung dieſes Aller: 
Haken Auftrages habe ich die Ehre, Eure Biichöfliche Hochwürden von dem Vorſtehen⸗ 
ben ganz ergebenft in Kenntniß zu fegen. 

(gez.) Wilmowski.“ 


e) Allerhöchſtes Schreiben Zr. Majeſtät des Kaiſers an den Biſchof von 
Ermland d. d. 2. September 1872. 


„Mein Herr Biſchof! Mittelft Ihrer Vorftelung vom 15. Juni d. 3. haben Sie 
Mir die Antwort vorgelegt, weldhe von Ihnen an ben Minifter ber geiftlichen Ange⸗ 
legenheiten in Bezug auf bie ernfle, zwiſchen Meiner Regierung und Ihnen beftehende 
Differenz gerichtet worden tft, und zugleich der Verfiherung Ausdrud gegeben, daß Sie, 
afrihtig bedacht, für bie friedliche Geſtaltung der äußerſt ſchwierigen Verhältniſſe in 
Ihrer Didcefe zu wirken, zum Zweck des Ausgleichs in jener Antwort biß zu ben weite 
Rem Grenzen gegangen ſeien. Daran anſchließend haben Sie Ihre und Ihrer tiefbe: 
lorgten Diöcefe Angelegenheit vertrauenb in Meine Hand gelegt und bie zuverfichtliche 
Soffnung ausgeſprochen, daß hierdurch einem bieberen und Ioyalen Lande größere und 
bellagenzwerthe Prüfungen würben erfpart werben. 

Es if Ihnen bekannt, in wel’ hohem Maße Dir die Erhaltung des Friedens 
wilden Staat und Kirche am Herzen Liegt. Ihr Schreiben vom 22. März d. 3. hat 
Nir Anlaß gegeben, biefe Meine Gefinnung Ihnen gegenüber zum befondern Audbrude 
ia bringen. Einen neuen, weitgehenden Beweis Meines landesväterlichen Sorgend in 
dieſer Richtung wollen Sie in der Aufforderung erkennen, welche Ih — bevor Ich 
weitere Entfchliegung in Ihrer Angelegenheit trefie — Ihnen gegenwärtig an das Herz 
lege. Das Schreiben, welches Sie unter bem 80. März d. 3. an den Minifter ber 
iflichen Angelegenheiten richteten, hat Meine Regierung in bie Nothwenbigfeit ver 
ht, von Ihnen ein ausdrüdliches Anerkenntniß der vollen Souveränetät bed Staates 
in zweifellofer Geſtalt zu verlangen. 

In der Antwort, welche Sie Mir vorgelegt Haben, ift indeß nicht bie von Meiner 
Regierung ermwariete Zufage,, daß Sie gemillt ſeien, die Landesgeſetze in ihrem vollen 
Unfange zu befolgen, fondern die Erflärung enthalten, daß Sie „bie ſtaatliche 
Enuveränetät des Staates“ anerkennen. Mit biefem Sage wird in Meinen Landen 
Meiner Souveränetät eine andere Souveränetät, als melde nur bie kirchliche gebacht 
werben Tann, gegenübergeftellt, damit aber bie Grundlage verfchoben,, auf welcher das 
Verhältniß zwiſchen Etaat und Kirche in Deiner Monarchie verfafjungsmäßig ges 
tegelt if. 

Die Befeitigung bed hiernach beſtehenden tiefgreifenden Gegenſatzes zwifchen Meiner 
Regierung und Ahnen ift VBorausiegung für den Auögleih der vorhandenen Differenz 
und für die Fernhaltung ihrer Entwidelung zu ernſten Eonfequenzen. Nur durch eine 
anderweitige Erflärung von Ihrer Seite kann ber Gegenſatz befeitigt werben. 

Die wieberholte Berfiherung, daß Sie Si Ihrer eidlich gelobten Pflicht ber 
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Treue und bed Gehorſams gegen Mich ebenſo bewußt feten, wie Ihrer übrigen Rail] 
bürgerlichen Pflichten, und daB Streben nad) einer Berflänbigung, weldhes Ihre Edel 
befunden , laffen Mich hoffen, daß Ich einen fruchtlofen Schritt thue, wenn and U 
Ste aufforbere, rückhaltlos zu erlären, daß Sie gewillt jeten, ben Gtaatögefeipen Ü 
vollem Umfange Gehorfam zu leiften. | 

Wenn Sie biejer Aufforderung entiprodden haben, werbe Ich bei der Eriunerungl 
feier ber Vereinigung ber bortigen 2anbestheile mit Meiner fouwerkuen Krewt wi 
Sreuben die Gefinnungen der Treue unb Grgebenheit, welche ben ermlänbifdien Eike 
unverändert befeelen, durch Ste beftätigen hören. Im andern Falle wirb biefe Be 
gung durch Mort und Schrift zwar auch zu Deiner hoben Genugthuung gereihig 
aber auß Ihrem Munde und Ihrer Hand würbe Ich diefelbe nit entgegennehmen Mumen. 

Berlin, den 2. September 1872. 4 

(ge) Witpelm“ ' 


6) Immedintvorftellung des Bifchofs Aremenk an Ze. Majeftät den Kaifer 
vom 5. September 1872. 


„Allerdurälaudtigfter, Großmächtigſter Kaiſer unb König! 
Allergnäbigfier Kaifer, König unb Herr! 


Ew. Kaiferliche und Königliche Majeftät möge Hulbvoll geruben, auf Allerhöchſtden 
gnäbige Zuſchrift vom 2. September I. 3. bie ehrerbletige Verſicherung entgegenzunehmen 
daß ich durch meine in dem gehorfamften Schreiben vom 15. Juni I. 3. an bes He 
Eultusmtinifterd Excellenz enthaltene Betheuerung meiner Anerfennung ber vollen flaal 
lichen Souveränetät be3 Staates irgend eine Beſchränkung der Souveränetätsreil 
besfelben auf feinem Gebiete ober bed aus denſelben tefultivenden ſchuldigen Gehorſam 
gegen bie Landesgeſetze weber intenbirt, noch auch, wie ich glaube, ausgeſprochen hab 

Um jeboch der wohlmeinenben Aufforderung Ew. Majeſtät zu entiprechen un 
jebes Mißverſtändniß zu befeitigen, erfläre ich hiermit gern und rückhaltslos: 

1) daß ich die volle Souveränetät ber weltlichen Obrigkeit auf ſtaatlichem & 

biete anerfenne; 

2) daß ich eine andere Souveränetät auf diefem Gebiete nicht anerlenne; 

3) daß ich demgemäß bie mir durch Gottes Wort auferlegte Pflicht, ben Staat 

geſetzen In vollem Umfange Gehorfam zu leiften, treu erfüllen werde. 

Ich fpreche diefes mit derfelben Aufrichtigkeit und Gewiſſenhaftigkeit aus, mit d 
ich anbererfelts befenne, daß mir in Sachen bed Glaubens und für bie Wege des ewig 
Helles Sottes Offenbarung und Geſetz als alleinige und unumſtößliche Norm gelte 
und id hierin ber Offenbarung unfere® Herrn und Hellandes Jeſu Chriſti unb d 
Autorität feiner von ihm geftifteten und burd feinen Heiligen Geift geleiteten Kir 
ebenfalls ohne Rüdhalt mich unterwerfe. 

Em. Majeflät bitte ich unterthänigft, biefe meine Exflärung mit gewohnter Hu 
entgegennehmen zu wollen. 

An tieffter Ehrfurcht und unmanbelbarer Treue verharrt Ew. Kaiſerlichen Köni 
lichen Majeftät untertbänigfter und treugehorfamfter 

(ge) Ph. Kremenk, 


Biſchof von Ermland. 
Srauenburg, 5. September 1873.” ‘ 
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'“) Antwort des Sürften Bismarck Namens des Raifers vom 


9. September 1872. 


„Berlin, 9. September 1872. 
Hochwürdiger Herr Biſchof! 

Em. Biſchöflichen Gnaden Erklärung an Se. Maj. ben Kaiſer und König vom 
6. d. M. trägt in ber Form einen entgegentommenben Charakter, und ich verfchließe 
nich der Hoffnung nicht, dag ed Ew. Biſchöflichen Gnaben möglich fein werde, Se. 
Mei, unferen Allergnädigfien Herrn, in den Stand zu fepen, daß er Sie empfangen 
Bane. Als amtlicher Ratbgeber Sr. Maj. bed Kaiſers und Königs Tann ich Ew. Biſchoöͤf⸗ 
Ren Gnaden perſönlichen Empfang durch Allerhöchfibenfelben erft dann mit der Würbe 
ker Krone verträglich halten, wenn jeber Zweifel barüber gehoben ift, daß Sie bie 
Autorität der von unferen Königen gegebenen Geſetze dieſes Landes unbebingt unb voll 
fändig anerkennen. 

Em. Biſchöfliche Gnaben haben gegen bie Lanbesgefeße gefehlt, indem Sie bie 
große Excommunication ohne Vorwiſſen ber Regierung gegen Unterthanen Sr. Maj. 
des Königs Öffentlich verhängten. Es Tann Em. Biſchöflichen Gnaden meines Erach⸗ 
ind nicht ſchwer werben, dieſe Thatſache Ihrem Landesherrn gegenüber anzuertennen. 
Sobald dieſes erfolgte, würde ich mich freuen, jede Schwierigfeit gehoben zu ſehen, 
melde fich bis Heute noch Ihrem perjönlichen Empfang durch Se. Majeftät, unferen 
Wergnäbigfien Herrn, entgegenftellt. 

(gez.) v. Bismard. 
An Seine Biſchöfliche Gnaden, den Herrn Biſchof 
son Ermland, Ph. Krementz zu Frauenburg.“ 


t) Erwiederung des Bifchofs an Se. Majeſtät den Kaiſer vom 
11. Zeptember 1872. 


„Allerburglaudtigfter, Großmächtigſter Kaiſer und König! 

Allergnäbdigfier Kalfer, König und Herr! 

Em. Kaiferliden Königlihen Majeftät erlaube ich mir ehrerbietigft bie Anzeige zu 
maden, daß ich in Folge einer Zufchrift St. Durchlaucht des Reichsſskanzlers vom 
9. September, welche mit dem gnäbigen Echreiben Em. Majeſtät vom 2. September 
J. J. nicht im Einflang ſteht, abgehalten werde, vor Em. Majeftät bei ber Marienburger 


Jubelfeier zu erfcheinen. 
Diefed tief bebauernd, verharre ich in größter Ehrfurcht Ew. Majeflät unters 


i Di 
manigner Diener (GGez.) Ph. Kremenk, 


Biſchof von Ermland, 
Srauenburg, 11. September 1872.” 


70) Erwiederung des Biſchsſs anf das Schreiben des Fürſten Bismarck. 
Dom 13. September 1872. 


„Ew. Fürftlihe Durchlaucht werden es nit ungütig aufnehmen, wenn ih in 
Bezug anf Hochderen geehrtes Schreiben vom 9. Sept. bie Vemerkung mir erlaube, ba 
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ich basfelbe mit dem gnädigen Schreiben Er. Mapfiät vom 2. Sept. nicht ja 
zu bringen weiß. 

Se. Majeſtät, unſer allergnädigſter Herr, hatte auf meine Anfrage vom 22; 
in Betreff der Theilnahme an ber Marienburger Jubelfeier fi geäußert, daß, wei 
ich eine Erflärung abgeben würbe, den Gtantsgefegen in vollem Umfange Gehorſam zu 
leiften, Alerhödftberfelbe bei ber Erinnerungsfeier ber Bereinigung Grmianbs weit eh 
fouveränen Krone Preußens mit Freuden bie Gefinuungen ber Treue unb -C aa: 
welche den ermlänbifchen Klerus befeelen, durch mich befätigen Hören würbe- .:3; 

Diefer Aufforderung glaubte ih in bem Schreiben vom 5. Sept. vellkänbig. eubr: 
ſprochen zu haben, und durfte mich deßhalb ber Hoffnung hingeben, bag meiitenm, Mes : 
ſcheinen bei dem Feſte fein Hinbernig im Wege fiehe, weßhalb ich and) meine Hinäkte : 
funft nad) Marienburg bem dortigen Feſtcomits hatte anlagen laffen. 

Da erhielt id am 10. Sept. Ew. Durchiaucht Brief vom 9, ajusd. Derfelbe . 
enthielt eine neue in dem Schreiben Str. Majeflät nicht enthaltene Bebingung für mein 
Erſcheinen, und injofern eine weſentliche Aenberung ber ganz beſtimmt Iautenben kaiſer⸗ 
lien Zufage, und fam zu einer Zeit ein, in welcher eine Erlebigung durch brieflichen 
Berkehr nicht mehr zum Ziele führen Eonnte. 

Ew. Durchlaucht werben es deßhalb begreiflich finden, daß ih eine Auskunft über 
bie Gründe ber Umänberung bed Taiferlihen Wortes dringend wünſche, umb erlaube 
ih mir Ew. Durdlaudt um biefelbe ganz geborfamft zu bitten. 


Srauenburg, 13. Sept. 1872. 









Ph. Krementz, 
Biſchof von Ermlanb.* 


71) Antwort des Sürften vom 16. September 1872. 


„Berlin, 16. Sept. 1872. 
Hochwürdiger Herr Biſchof! 

Auf das geehrte Schreiben vom 18. d. M. erwiebere ich Ew. Biſchöflichen Gnaben 
ganz ergebenſt, daß die in demſelben enthaltene Vorausſetzung, als ob Sie durch das 
Schreiben vom 5. d. M. der allerhöchſten Aufforderung vom 2. Sept. vollſtändig ent⸗ 
ſprochen hätten, nad ber Anfiht Sr. Maj. bes Kaiſers und Königs nicht zutrifft, 
indem einer Erflärung, welde, wenn ohne einſchränkende Zufäte gegeben, genügend ers 
ſcheinen Tönnte, ſeitens Ew. Bifchöflihen Gnaben Crwägungsgrünbe und Zuſätze beis 
gegeben find, welche den Sinn ber Erklärung zweifelhaft maden, unb biefelbe Ausle⸗ 
gung minbeftend zulaflen, welche in Ew. Biſchöflichen Gnaden ber Föntglicden Regiernng 
früher gegebener Erflärung allerbing8 unzweideutiger hervortrat, und welche eben bie 
Bebenten Sr. Mai. bed Kaiferd gegen Em. Biſchöfl. Gnaben perfönliden Empfang 
bervorrief. 

Indem id} hieraus erfannte, wie ſchwer e8 Em. Biſchöfl. Gnaben wirb, eine bie 
Zukunft betreffende unummunbene und befriedigende Erflärung über Ihre Stellung zur 
königlichen Lanbeshohelt und zu den Landesgeſetzen zu geben, babe ich geglaubt, Cw. 
Biſchöfl. Gnaden den Schritt, welcher es Sr. Maj. dem Kalfer möglich gemacht: haben 
würde, Sie zu empfangen, dadurch zu erleichtern, daß Ich vorſchlug, benjelben auf eime 
Erklärung über die Vergangenheit einzufchränten, ohne bei biefer Gelegenheit Bürg⸗ 
haften für die Zukunft von Ew. Biſchöfl. Gnaben nochmals zu verlangen. 

Mein Erſuchen vom 9. d. M. ging deßhalb nur auf ein Anerlfeuntnig ber Tyait 


- — — — 


— 125 — 


jachen, daß Ew. Biſchofl. Gnaden in ber Vergangenheit gegen bie Landesgeſetze gefehlt 
haben. Dieſes Verlangen war ein minder weitgehendes und leichter erfüllbares als bas 
frühere, welches anf Zuſicherungen in Betreff Ihres zukünftigen Verhaltens gerichtet 
geweſen und von Em. Biſchöfl. Snaben nicht erfüllt worben war. 

Daß Ew. Biſchöfl. Gnaden eine foldde Erflärung nicht oder wenigſtens nicht rechte 
zeitig mehr haben abgeben fönnen, bebaure ich Tebhaft, dba es mir erwünſcht gemeien 
wäre, unabhängig von den Beziehungen zu St. Maj. Regierung, wenigftend Ew. Bis 
ISöfl. Gnaden perfönliches Verhältnig zu St. Maj. dem Kalfer In einer der Feier ent⸗ 
ſprechenden Weife geordnet zu feben. 


Un Se. Biſchöfl. Snaben ben Herrn Biſchof von 
Ermland, Ph. Kremenk zu Frauenburg.“ 


(gez.) v. Biſsmarck. 


72) Weiteres Schreiben des Liſchofs an den Fürſten Bismarck vom 
| 20. September 1872. 


„Ew. Fürſtlichen Durchlaucht jehr geehrte Schreiben vom 16. Sept. 1872 babe 
i& erhalten, und aus demielben Hochberen wohlgemeinte Intentionen in Betreff meiner 
Theilnahme an ber Martenburger Aubelfeter kennen gelernt. Ich bebaure nur, baß bie 
zu beren Verwirklichung getroffenen Schritte nicht zu dem für mich ermwünfchten Ziele 
führen Tonnten, ſowie auch, daß die mir durch Ew. Durchlaucht gechrtes Schreiben ges 
machten Eröffnungen eine andere Auffaffung ber Angelegenheit, als ih mir in bem 
ergebenften Schreiben vom 13. Sept. Ew. Durchlaucht vorzutragen erlaubte, mir nicht 
näher gelegt haben. Se. Maj. ber Kaiſer hatte eine ganz beitimmte Bedingung geſtellt, 
ber ih vollftändig genügt zu haben glaube. Befriebigte diefelbe indeſſen nach ber Ans 
fiht Sr. Maj. des Kaiferd nicht, fo durfte ich erwarten, entweder eine ablehnende Ants 
wort oder bie Angabe der Gründe zu erhalten, auß melden meine Grklärung als uns 
zureichend und etwa eine nachträgliche Ergänzung nothwendig befunden mworben war. 
Keine von beiden ift gefchchen, fonbern es wurde mir eine neue, in dem falierlichen 
Erlaſſe nit enthaltene Bedingung von Ew. Durchlaucht als Rath der Krone vors 
geichtieben. Diele betraf aber nichts mehr und nichts weniger ald bad Aufgeben meineB 
in wiederholten Schreiben begründeten und fefigehaltenen &tanbpunftes, beflen geſetz⸗ 
fie Berechtigung ich in meinem Schreiben vom 30. März ausführlich behandelt Hatte, 
uud konnte biefelbe um jo weniger in den Intentionen &r. Majeftät liegen, als nad 
ben ausdrücklichen Torten der allerhödften Zuidrifi vom 2. Sept. Se. Majeflät bie 
Enticheidung über die zwiichen dem hohen Miniiterium und mir firittige Angelegenheit 
fih vorbehalten, alſo offenbar nicht die Alficht hatte, ein Zchulbbelenninie von mir zu 
fordern, woburd ja eine iolche Enticheidung überfluiiig geworben wäre. Indem id 
deshalb meiner Anichaunng, es iei ber gütigen Zulage und Intention Zr, Maj, bes 
Kaiſers durch Ew. Fürfitiden Durchlaucht Zuihriit nit entiprochen worben, mid zu 
enifchlagen außer Eranbe fche, Tann ih nicht umhin, gegen einen andern in bem gechts 
ten Schreiben Ew. Durchlaucht mir gemadıen Vorwuri mich zu verwahren, als ob ich 
nämlich im einer früher nen mir verlangen und gegebenen Grflärung mid ben Bars 
Wichtungen bes Gchoriemb in Betreit meins sulun’:igen Bertaltens ben Lanbebgriegen 
gegenuber zu eutzichen geütebt uub beutalb tem an mich geftrlum Terlangen lönig 
licher Regierung, ben Schoriam gegen biz Landesgeiere in ihrem ganzen Umſange zu 
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bekennen, nicht entſprochen hätte. Wäre bieß ber Fal gemweht, jo mürbe, 
Rrengen Aufmerffamkeit, mit welcher das hohe Minifterkum meinen Erklärungen 
iR, Hochbasfelbe bie nöthigen Erinnerungen zu machen wohl wicht aufer Acht 
haben. Nun bürfte es aber nicht leicht fein, wie Ich glaube, aus bem Sape: bah 
bie wolle ſtaatliche Souveränetät des Staats anerkenne, den Verfuch herauszulefen, 
meinen Verpflichtungen gegen ben Staat zu entziehen, Inbem bach ber Anerfenninig 
vollen ſtaatlichen Souveränetät des Staata bie Unerfenwung ber Verpflichtung 

vollen Gehorſam gegen bie von biefer ſtaatlichen Gowseränetät auf ihren Geblet er- 
laffenen Gefege ala nothwenbiges Gorrelat entfpricht, es fei ea, bafı man bie Go 
veränetät bed Staats auf alle Gebiete, auch auf bad ber Religion oder ber Wiffenfcdaft, 
außbehnen will — eine Yuffafjung, gegen welche id; allerbings emtichieben mich vermahre, 
Ew. Fürflihe Durchlaucht bitte id} ganz gehorfamft, biefe meine Grörterungen mit bem 
Bertrauen und dem Wohlwollen, one welches ſchwierige unb verwidelte Verhandlungen 
zu einem friebfertigen und guten Ende nicht gelangen können, geneigteftens emtgegene 
nehmen zu wollen. 

Frauenburg, 20. Sept. 1872. 








BH. Kremeng, 
Biſchof von Ermland.“ 


”) Antwort des FSürften vom 23. September 1872. 


„Barzin, 28. Gept. 1872. 

Ew. Bthöfligen Gnaben 

Schrelben vom 20. d. M. habe ich zu erhalten bie Ehre gehabt. Ich war durch aller 

hohſten Befehl veranlagt, Bezüglich der von Em. Bildöfligen Gnaben beabfichtigten 
Borftellung in Marienburg mid perſönlich an Hocbiefelben zu wenden 

Nachdem biefer Zwiſchenfall ber Vergangenheit angehört, muß ich mir bie meitere 

unmittelbare Betheiligung an ben Verhandlungen mit Em. Biihöfligen Gnaden für 

jebt verfagen, und habe id) daß geehrte Schreiben vom 20. d. M. mit unferer vorher 

gehenden Corteſpondem dem Herrn Minifter für die geifficgen Angelegenheiten überreidt. 

Genehmigen Ew. Biſchöͤflichen Gnaben ben Außbrud meiner vorzüglicen Hoqh⸗ 


aqchtung. (ez.) v. Bismard.“ 


24) Schreiben des Cultusminiſters Falk an den Biſchof von Ermlaud vom 
25. Ieptember 1872. 


„Berlin, 25. Sept. 1879. 

Unter dem 21. Mat d. 3. find Em. Biſchöfliche Hochwürden aufgeforbert worben, 
mittel einer entſprechenden amtlichen Kundgebung bie Beeinträdtigung zu befeitigen, 
welde D. D. Wollmann und Midelis, im offenen Wiberfprud mit ber im $ 57 
LER. II. 11 enthaltenen Vorſchrift des Landeßgejehes, durch bie dffentliche Berfüns 
digung ber über fie verhängten Excommunication am ihrer bürgerlien Chre erlitten 
haben. Insbeſondere aber fah ſich die StaatBregierung gegenüber ben Außführungen 
deB gefäligen Schreibens vom 30. März. d. I. genötbigt, eine unzweibeutige Erflärung 
dahin zu fordern: bag Sie gewillt felen, fortan bie Gtaatögefege in ihrem vollen Is 
fange zu befolgen. Diefen Aufforberungen gegemüber haben Gm. Biſchofliche Hech⸗ 


— 127 — 


rürben mittelft gefälligen Schreibens vom 15. Juni db. J. ſich bereit erflärt, in einer 
wjonberen Belehrung an bie bortigen Diöcefanen Ihre Ueberzeugung hervorzuheben, 
a5 nach bem heutigen Staats⸗ und Kirchenrecht durch Ausſchließung auß ber Kirche 
Ne bürgerliche Ehre ber Betrofjenen nicht beeinträchtigt jei unb überhaupt bürgerliche 
Redhtöfolgen nicht hervorgerufen werben. Sobann haben Hochbdiefelben in ber zur , 
Renntnig ber Staatöregierung gelangten Immediatantwort vom 5. d. M. auf ein 
erhõchſtes Handſchreiben vom 2. db. erflärt: daß Sie bie Ihnen durch Gottes Wort 
ıuferlegte Pflicht, den Staatsgeſetzen in vollem Umfange Gehorſam zu leiften, treu ers 
füllen würben. Die Staatöregierung verkennt weder ba8 Entgegenkommende biejer Er⸗ 
Härungen, noch bie Gefinnung, welde ihnen zu Grunde liegt; bad Befireben nad) 
tiner Wieberherfiellung des frieblichen Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche würde 
Rh mit den bieffeitigen Wünfchen um fo mehr begegnen, als man biefjeit3 jelbft ben, 
Schein einer Beeinträchtigung ber Fatholifchen Kirche ober einer Schädigung ihrer In» 
tereſfſen zu vermeiden bemüht if. Es gefchieht nicht ohne aufrichtiged Bebauern, wenn 
bie Staatdregierung fich gleichwohl außer Stanbe fieht, in Em. Biichöflichen Hochwürden 
Erflärungen die Bürgichaften zu finden, welche fie im Intereſſe bes Staats und feiner 
Ungehörigen zu fordern verpflichtet if. Die in Ausficht genommene Belehrung, welche 
überbieß bisher nicht erfolgt ift, enthält bie verlangte Kundgebung nicht, und bie 
Yeußerung in der Immebiatantwort ift mit Erwägungdgründen und Zuſätzen verjehen, 
weldhe die unveränberte Feſthaltung Ihres Stanbpunfts barthun. Der Gegenſatz zwiſchen 
den von Ew. Biſchöflichen Hochwürden vertretenen flaatsrechtlichen Anfhauungen und 
den Grunbprincipien bed preußifchen, wie jebed andern Staatsweſens befteht baber, 
ungeachtet der Hochdenjelben gebotenen Gelegenheiten zur Außgleichung, ohne die von 
uns gehofite Löſung fort. Ew. Biſchöfliche Hochmürben find wieberholt bavon in Kennt» 
niß geſetzt worden, daß, wenn die von und gefuchte Außgleihung nicht einträte, bie 
Beziehungen der Staatsregierung zu Ihnen nit unverändert bleiben könnten. Die 
Staatsregierung vermag zunächſt bie Verantwortung bafür nicht weiter zu übernehmen, 
dab aus den Mitteln des Staats, deſſen Geſetzen Sie ſich nicht unbebingt unterwerfen, 
für Ihren Unterhalt Zahlungen geleiftet werben. Diefe Zahlungen find vom Landtag 
in der Vorausſetzung bewilligt worben, daß bie Geſetze und Berfaffung Preußens, auf 
deren Grund diefe Bewilligungen erfolgten, von ben Empfängern ber beitefienden Staats⸗ 
gelder nach wie vor als für fie gültig und verbindlich anerfannt würben. Gobald dieſe 
Boraußfegung, wie ed durch Ew. Biſchöflichen Hochwürden amtliche Grilärungen ber 
Fall war, aufgehoben ift, wird unſeres Crachtens und biß zu weiterer Entſcheidung bie 
derechtigung der Töniglichen Regierung zur Zahlung eine zweifelhafte. Die königliche 
Regierung wirb daher die betreffende Zahlung bis auf Weiteres einflellen. Der Obers 
präfident der Provinz Preußen iſt mit Ausführung diefer Anorbnung beauftragt worden. 


(gez. Zalt. 
An den Bifchof von Ermiand, Hrn. Dr. Kremensg, 


Biſchofliche Hochwũrden zu Frauenburg.“ 


7) Antwort des Biſchofs vom 6. October 1872, Protch gegen die 
Cempsralienfyerre. 


„Im. Ercellenz 
haben durch Anidreiben vom 25. Exept. e., tray ber Anerkennung meines loyalen 
Strebens, bie bedauerlichen Mikverkänbnifie zwilden lniglicher Regierung unb mir 
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durch eingehende Erflärung zu befeltigen, bie Temporalleufperre gegen mid; verhängt] 
Auf bie Anfiht Hin, bie Berechtigung Bniglicher Begierung zur Zahlung ber wi 
geſeblich gebührenden Gubfiftenzmittel fet durch mein Werhalten eine gmeifeifufte fi 
worben, haben Hochbiefelben bie mir durch köonigliche Urkunde zugefläjerten und BISgE 
. von mir rechtmäßig bezogenen, durch Gtaatäverträge unb Geſetz garantirten Be 
bes biſchöflichen ECinkommens fifttrt. Dieſe meine Gußftfienz und amtiidde Geeikil 
empfindlich ſchädigende Maßregel iſt ohne richterlichen Spruch unb ofme Nngeibe iii 
dieſelbe beftimmenben Geſetes von einer Behörde, bie Hierbei zugleich als Geſehiu 
leger, Antläger und Richter auftritt, angeorbnet und in Vollzug gefekt worden. J 
Aufrechthaltung meines bijchöfligen Rechtes finde Ich mich veranlaft, Em. Urrriili 
gegenüber zu erflären, daß ich bie Ergreifung biefer Maßnahmen feltenB ber Stac 
regierung für ungefeglih eradjte unb mein unb meine Biichöfliden Stuhles Ste 
gegen alle Gonfequenzen berfelben Hiermit. feierlich verwahre. 

Die ergriffene Mafregel wird gegründet auf einen Verſtoß gegen HR, rd 

zit. 119. L⸗R. Mber abgefehen 

1. von ber Thatſache, daß köonigliche Staatsregierung die von ben Btichöfen am 
geordnete öffentliche Verhängung ber Ercommunication biöher nie beanſtandet 
bat, unb daß bebeutenbe juriftiiche Autoritäten wie Koch, Laſspeyres u. U. be 
Anwenbbarleit be $ 57 1. c. auf die Ercommunicationen in ber kathollſchen 
Kirche In Abrede flellen; 

2. von ber frage, ob der befagte $ 57 nad Erlaffung der Berfaffungsurfunbe 
vom 80. Januar 1850, den Artikeln 12 und 15 berfelben gegenüber, noch ais 
rechtsbeſtändig erachtet werben Tann; 

3. von ber ferneren Frage, welche Auslegung im Falle der Rechtsbeſtändigkeit bem 
Ausbrude „bürgerliche Ehre“ zu geben tft und ob nicht nad dem Wertlaut 
und der Faflung des Gefeges, nad dem juriſtiſchen Sprachgebrauch (vgl. Ber 
werbeorbnung vom 21. Juni 1869, $ 88 und Strafgeſetzbuch für bie preußticden 
Staaten vom 14. April 1851, $ 11) unb ber wiſſenſchaftlichzuriſtiſchen Auf⸗ 
faffung (vgl. Befeler, Gommentar über das Strafgeſetzbuch, S. 108) jene bürgen 

. lichen Ehrenrechte unter bemfelben zu verſtehen find, melde das Strafgeſerbuch 
vom 31. Mai 1870 Nr. 34 aufzählt, und mit welden bie Ercommuntcation 
Nichts zu ſchaffen hat; 

4. von ber Thatſache, daß dem $ 57 1. c. A. 8.:R. Specialbefiimmungen emts 
gegenſtehen ($ 66, 121, 124, 125, 126 1. c.), welche bie Rechte ber Aufficht umb 
Kirchenzucht nad) bem canoniſchen Rechte dem Bifchofe zuſprechen; 

5. von dem ferneren Momente, baß, da ich bie von competenter Stelle erflärte 
ober zu erflärende Rechtsbeſtändigkeit eined Gefebesparagraphen nicht beftritten 
babe, die ganze Erörterung bisher ſich auf rein boctrinärem und theoretiſchem 
Gebiete bewegt bat, dem jeber reale Boben fehlt, während bie noch nicht ges 
löste Meinungsverſchiedenheit zwiſchen mir und ber Staatsregierung lebiglich 
thatſächlicher Natur iſt. da ich nur beftritten habe, baß bie öffentliche Verlefung 
des Grcommuntcationsbecret® von ber Kanzel bie bürgerliche Ehre ber Ber 
troffenen berührt, hingegen aber yon Ew. Grcellenz ber Beweis einer Thatſache 
nicht erbracht oder auch nur verfucht worben if; 

fo kann ein Verftoß gegen den $ 57 1. c. fon aus bem Grunde nicht vorliegen, be 
ich als geiftlicher Richter, ber bie Ercommuntcation verhängt bat, es außgeiprochen babe, 
daß biefe Kirchenftrafe bie bürgerliche Ehre nach katholiſchem Standpunkt nicht verlche 
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— auch mid bereit erflärt babe, wenn bie Staatdregierung biefe8 zur Berichtigung 
allenfallfiger Irrthümer für nützlich erachtet, bie betreffenden Erläuterungen des geiſt⸗ 
lichen Richterſpruchs zu veröffentlichen. 

Da bie Staatsregierung ſelbſt jenes Anerbieten mit Stillſchweigen übergangen, — 
da ber von bem ercommunlcirten Profeſſor Dr. Michelis angegangene Staatsanwalt, 
ker Oberſtaatsanwalt und Yuftizminifter eine öffentlide Anflage wegen Ehrverletzung 
nicht für gerechifertigt erachtet; und da bie angeblich Beleidigten felbft nicht von ihrem 
Rechte, eine Injurienklage anzuftellen, Gebrauch gemacht, jo muß wohl bie dem Reſcripte 
som 25. September co. zu Grunde liegende Behauptung als eine offenbare petitio prin- 
eipii ericheinen. 

Ebenfowenig begrünbet ift ber Vorwurf, ich hätte ber Verfaffung und ben Geſetzen 
Preußens den Gehorſam aufgefündigt, da meine Rechtsausführungen fi ſtets auf 
beiem Boben bewegt haben, ohne einer Wiberlegung zu begegnen, unb ba ich mwiebers 
holt meine Anerkennung ber vollen Souveränetät bed Staated auf feinem Gebiete und 
bes entiprecdenben vollen Gehorlams ber Unterthanen gegen bie Landesgeſetze aus⸗ 
geiprochen babe, während bie binzugefügten Erwägungen nur bie Heilighaltung ber 
zeligidjen Ueberzeugung, bed Glaubens» und Sittengefeged, alfo Dinge betreffen, für 
bie jeber Chriſt, ja jeglicher Belenner einer pofitiven Religion auch ben Staatsgeſetzen 
gegenüber einzuftehen befugt und im Gewiſſen verpflichtet ift, und bie in das Gebiet ber 
ſtaatlichen Geſetzgebung zu ziehen dem Staate nicht zufteht, was auch bem Geiſte ber 
preußilchen Herrider und Staatsmänner bisher ſtets ferne gelegen bat. 

Wenn trogbem bie Staatsregierung an jenem Vorwurfe fefthalten zu bürfen 
glaubt, jo erlaube ich mir die Frage zu flellen, welches Geſetz und welche Verfaffungss 
beſtimmung ihr die Zefugniß zu ber ergrifienen Maßregel beilegt. Selbſt den Staats» 
Beamten gegenüber hat königliche Regicrung dieſes Recht nicht, und bedarf es hierzu nach 
ben Geſetze vom 24. Mai 1861 eined Richteripruches ober eines Disciplinarerkenntniſſes. 

Um fo weniger ift fie hierzu ben preukiichen Biſchöfen gegenüber befugt, ba beren 
Dotationen auf einem Staatävertrage mit dem Oberhaupte der Fathollichen Kirche be- 
rmben und Emolumente find, welche ber Staat Preußen dem Römiſchen Stuhle gegen: 
über nach der Bulle De salute animarum ben Biſchöfen aus ben eingezogenen Kirchen⸗ 
gätern zu verabiolgen jich verpflichtet Hat. Sie bilden eine bei der Eäcularifation ber 
geikfihen Güter formell contrahirte Staatsſchuld und eine vom Fiscus zu zahlende 
Rente, fo lange nicht das bei ber Publication der Bulle De salute animarum eins 
gegangene Berfprechen der Rabicirung biefer Totation in Tiegenden Gründen verwirk⸗ 
licht iR. Vgl. Hierzu bie (Srläuterung des preußiſchen Gultusminiflers v. Labenberg 
som 15. Tecember 1848. I. Art. 12 zur Zerfaffungsurfunde vom 5. Tecember 1848: 
„Deßhalb war es, als über die Wiederherſtellung ber Kirchenveriaffung mit bem 
Römiſchen Stuhle unterhandelt wurde, nicht eine Gnade, Sondern bie Erfüllung einer 
mohlbegrünbeten Verpflichtung, wenn ber Staat die Totation der Tiäthümer unb ber 
za ihnen gehörigen Inñitute übernahm, wie benn bieled ausbrüdli fomohl während 
ber Berhanblungen ielbiz, al3 ipäter bei ber Zerfündigung bed Reſultats berielben, ber 
Bulle De salute animarum vom Nahre 1821, gnerfannt worden ift (Breuklie Staats⸗ 
zitung vom 11. Augun 1821. Es ift befannı, bat aus finanziellen Gründen bie 
Redicirung der Torationen ber Yisıgümer und Gapitel auf bie Staauſswaldungen, be: 
ießenslich die Austastumg berieiben mir Sruntbere nit hat erfolgen können. Um ſo 
mehr aber in ber Sıaat zur torıgeiegien Yeitung in ber biäherigen Ziele durch das 
Recht unb feine Ehre verpfiidier.“ 

GulturfamyisBiczer 3 
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Für Ermland fpeciel beſtimmte die GabinetSorbre vom 1. November 1772, bei 
„bie geiftlichen Güter von den Töniglihen Kammern mit ber Bebingung übernommen 
werben jollten, bag fünfzig Procent bes Reinertrageß ben Grundherrſchaften, fle ſelen 
Bifchöfe, Prälaten, Aebte ober andere Vorgeſetzte geiſtlichen Ordens, gezahlt werben 
follten*. Die hiernach nicht unbebeutenden Einkünfte wurben durch Ipecielle Verhaud⸗ 
lungen mit dem Römifchen Stuhl auf bie jegige Höhe rebucirt und ber Ermlänbiide 
Bisthumßetat im Jahre 1860 von Sr. Majeflät unferem jest regierenden Könige 
vollzogen. 

Diefe Dotationen find durch Artikel 15 ber Verfaffungsurkfunde grunbgefehfiä 
garantirt. Ich halte mich hiernach für befugt, die nah dem StaatBhaushaltsetat für 
mich ausgeworfenen Emolumente im Rechtswege zu beaniprudden und behalte mir bie 
Beichreitung besfelben vor. 

Em. Ereellenz erflären aber in bem verehrlichen Mefeript vom 25. September, ba 
Sie ſelbſt den Schein einer Beeinträchtigung ber katholiſchen Kirche ober eine Schäbi- 
gung ihrer Intereffen zu vermeiden bemüht ſeien. Auf biefe erfreuliche und willlom⸗ 
mene Erklärung geftütt, gebe ich bie Hofinung nicht auf, daß es auch ohne Ergreifung 
jene äußerſten Schrittes und in geneigter Berückſichtigung meiner gegenwärtigen Err 
klärung zu einem frieblichen Austrage ber Sache kommen möge, und erlaube mir auf, 
ber gütigen Nemebur durch Em. Ercellenz verſchiedene Intereffen zu empfehlen, deren 
Verlegung bie Katholiten Ermlands fehr ſchmerzlich empfinden. 

1. Em. Ercellenz ift e8 aus Reclamationen ber Eltern und aus fonftigen Bes 
richten befannt, daß troß Hochberen Erlaß vom 29. Februar 1872, wonach an höheres 
öffentlichen Lebranftalten Dispenfation vom Religionsunterrichte unter gewiſſen Bedin⸗ 
gungen ftattfinden kann, in dem Lehrerfeminar zu Braunsberg bie Alumnen fortwährend 
verpflichtet werben, ben Religiondunterricht eines vom Glauben ber Kirche abgefallenen 
juspendirten Priefter8 zu befuchen, was ein um jo größerer Gewiſſenszwang ift, als bie 
Alumnen zum größten Theile wegen ihrer Dürftigfeit auf bie in jener Anſtalt zu er: 
baltenben Freitiſche angewieſen find und fie felbft beim Verlaſſen des Braunsberger 
Seminars wohl in Feinem anderen Aufnahme finden, und fo indirect vom Lehrerberufe 
ausgeichloffen würden. 

2. Ew. Excellenz iſt e8 ferner befannt, daß für das Tatholifche Militär zu Inſter⸗ 
burg, Wehlau und Gumbinnen, beögleihen für bie katholiſchen Irren zu Allenberg, 
besgleihen für bie Fatholifchen Tetinirten im Arbeitshauſe zu Tapiau ein von feiner 
geiftlichen rechtmäßigen Behörde abgefegter, der Excommunication be3 Vaticaniſchen 
Concils notoriich verfallener Priefter fungirt, und baß bie unter flaatlidder Vormund⸗ 
ſchaft ftehenden Detinirten in ben beiden legten Anftalten gezwungen find, bem Unter 
richte und facrilegifchen Gottesbienfte dieſes Priefter8 beizumohnen, eventuell Sacra: 
mente zu empfangen, die nad katholiſchem Glauben gerabezu ungültig find. (Cone. 
Trid. sess. 14 c. 7 de poenitentia.) 

8. Ew. Ercellenz ift e8 ebenfallß befannt, daß an ben Klaffen ber katholiſchen 
Pfarrfchule in Elbing von bem bortigen Magiftrate nach feiner ausbrüdlichen, ben Be 
hörden belannten Erflärung nur Lehrer angeftellt werben, melde das für jeben Tatho: 
liſchen Ehriften verbindliche Dogma von bem unfehlbaren Lehramte bed Papfteß leug⸗ 
nen, daß bieje Lehrer mit Ausschluß ber Hilfägeiftlicden mit dem Religionsunterrichte 
für die fatholifchen Kinder betraut find, und Iegtere gezwungen werben, bem Religiond« 
unterrichte abgefallener und aus ihrer Kirche ausgeſchiedener Lehrer beizuwohnen. In 
biefer Nöthigung zum Beſuche bes Neligiondunterrichteß ober ſacrilegiſchen Gottes⸗ 
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denſtes vom katholiſchen Glauben abgefallener Lehrer und Priefter erblidt der Katholik 
eine bittere Verfolgung ſeines Glaubens, eine Verlegung ber Gewiſſensfreiheit, eine 
Unterbrüdung ibm feierlich garantirter Rechte. Bon Herzen beflage ich bie Entfrem: 
Yung der Gemüther unb daB tiefe Mißtrauen, welches burch ſolche, die heiligften In⸗ 
: treffen treuer unb Ioyaler Unterthanen verlegende Maßnahmen gegen bie Tönigliche 
Staatsregierung hernorgerufen wird, und Tann Ew. Ercellenz nur auf's Dringenbfte 
biten, Mißſtände zu befeitigen, die für Kirche und Staat von gleich traurigen Folgen 
begleitet find. 
Srauenburg, ben 6. October 1872. 





Der Biſchof von Ermland, 
T 2b. Krementz.“ 


%) Abfchlägige Autwort des Königlichen Obertribunnis vom 14. Iuli 1873 
anf die eingelegte Befchwerde des Bifchofs. 


„Ihre Beſchwerde über bie die Einleitung ber gegen ben königlichen Fisſcus an- 
gebrachten Klage vom 15. März d. 3. ablehnenden Verfügungen bes königlichen Stabts 
gerihtd vom 19. März und 17. April d. 3. ift nicht begründet und wirb deßhalb hier: 
nit zurũckgewieſen. 

Ohne baß es eineß fpeciellen Eingehens auf alle zur Motivirung ber Beſchwerde 
geführten Gründe bebarf, genügt zur Mechtfertigung ber Abmelfung ber Klage Fol⸗ 
gendes: 

1. Daß Patent vom 18. September 1772, die allerhöchſte CabinetBordre vom 
1. unb 2. Rovember 1772, ber Warſchauer Tracdat vom 18, September 1773, jowie 
die allerhöchſte Cabinetsordre vom 23. und 29. December 1804, vom 28. Mai 1808 
und das Patent vom 16. Juli 1808 find Megierungsbanblungen, aus welden für bas 
Yisthum Privatrechte nicht begründet worden find und nicht begrünbet werben konnten. 

2. Wenn auch das bem Präjubiz Nr. 2186 zum Grunde gelegene Sad: und 
Rechtsverbältnig in einigen Beziehungen verſchieden von dem in ber Klage vorgetra- 
genen iſt, fo find doch bie in bem 19. Bande der Enticheibungen ©. 409 fi. angeführten 
Gründe dafür, daß aus ber Bulle De salute animarum in Verbindung mit ber aller: 

höchſten Gabinetöorbre vom 28. Auguft 1821 einem geiftliden Snititute ein Klagerecht 
zit zuftebe, fo lange bie Ausführung ber Dotation besfelben den einzelnen Inſtituten 
alt Privateigentbum zugewiejen babe, auch für bie in Nebe ftebenbe Klage maß⸗ 
gebenb. 

Hierin bat auch das Eonfiftorialderret Providam vom 9. Auguft 1855 unb bie 
Feſtſetzung des Dotationdetat® vom 12. März 1860 Feine Aenderung bewirken 
tünnen. Denn 

8. dieſe Etatzfeftfegung für das Bistum Ermland ift eine bloße Regierungs⸗ 
Handlung, mwoburd in Feiner Welfe vertragsmäßige Verpflitungen ber Staatskaſſe 
dem Bisthum gegenüber begründet worben find, und ebenfo ift bie allerhöchſte An- 
eriennungurfunde vom 1. Mai 1868 lediglich als ein kraft der Staatskirchenhoheit 
erlaffener Staatsact anzufehen, wodurch Privatrechte des zeitigen Herrn Biſchofs nicht 
conſtituirt worden find, auch nicht Haben begründet werben follen und können. 

Fehlt es aber hiernach dem Bistdum an einem Privatrechtätitel, wodurch die ein- 
gellagten Einfünfte erworben worben, fo betrifft die Klage Feinen Gegenftand bed Pri- 
vateigenthums und iſt ſonach von ber Entſcheidung durch richterliche Ausiprüche aus: 

9* 
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geſchloſſen, weßhalb fie als unzuläffig nad F 13 it. 56, $ 7 TH. L Ti. 6 C⸗ 
mit Grund zurüdgemwiefen worben if. 

Es behält baher bei ben Verfügungen vom 10. Mär unb 1m. April N 
Bewenben, ohne daß eB einer Prüfung ber Nichtigkeit jebes einzelnen darin angefäfkh 
Grundes bebarf. 

Die Koften biejer Verfügung mit 4 Rthlr. find an bie Solarientaffe bes nn 
Königlicden Stadigerichts binnen 14 Tagen zu zahlen. 

Berlin, ben 14. Juli 1878. 
Königliche Obertribunal. 
(ge) v. Uhben. 
An das Bisthum Ermland 3. H. des Herm Rechts⸗ 
anwalt Fenner.“ 


7) Anſprache Papſt Pius’ IX. au den deutfchen Leſeverein in Rom 
am 24. Inni 1872. 


„Bor Allem bante Ich euch für bie Gefühle der Anbänglichkeit, bie ihr Mir ei 
andgebrüdt habt. Sie flimmen überein mit benjenigen, welche Mir von allen Theil 
Deutſchlands Her außgefprochen wurden, und bie Dir felber zu einer großen Grmut 
gung unb Erhebung dienen. Gerade in ben jüngften Tagen noch erhielt Jh M 
theilungen aus Köln, Münfter, Baberborn, aus München, Regensburg unb vielen ı 
deren Didceſen Deutilands. — Ich babe daraus vernommen, daß bie Tatholifche 9 
völferung eures Vaterlandes die Verlängerung Deines Lebens und Meines Pontiflcı 
an bem jüngft verflofienen Jahrestage mit großen Feſtlichkeilten, mit öffentlichen € 
beten und vor Allem durch eifrigen Empfang ber heiligen Sacramente begangen f 
Wohl, baB iſt das Mittel, die Verfolgung der Kirche zu hemmen! 

Was nun diejenige Verfolgung angeht, Die jebt in eurem Vaterlande außgebrod 
if, fo ſtellt ihr entgegen das Gebet und bie Stanbhaftigfeit; gebraucht die Mittel ! 
BVreffe wie bes Öffentlichen Wortes; handelt mit ebenfo viel Befonnenheit als Feſtigk 
Gott will, baß man bie Landesobrigkeit achte unb ihr gehordde: allein er will au 
dag man die Wahrheit fage und den Irrthum befämpfe. 

Wir haben es mit einer Verfolgung zu thun, bie von weiten vorbereitet u 
jet ausgebrochen iſt. Es ift ber erfie Minifter einer mächtigen Regierung , ber m 
feinem fiegreihen Erfolg im Felde nun ſich an die Spipe dieſer Verfolgung flellt. © 
babe ihn wiſſen laſſen — und eB fol bieß fein Gebeimniß fein; alle Welt mag «8 
fahren —, daß ein Triumph ohne Mäßigung nit von Dauer iſt; baß ein Trium 
ber fi in einen Kampf gegen bie Wahrheit und bie Kirche einläßt, ber größte Wal 
finn tft. Diefe Verfolgungen werben unfehlbar ben Glanz jener Erfolge wie U 
Dauer gefährden. Ich Habe ihm vorhalten laſſen, wie die Katholiten bis auf bie 
Augendlid ihrer Regierung ergeben gewejen feien; immer unb immer wieber hätt 
die Bifchöfe, Briefter und hervorragende Laien Mir es ausgeiprochen, wie fie daB Ws 
wollen ber Regierung und bie Freiheit, ber fich die Kirche erfreue, zu ſchäzen wußt 
Ebenio Habe bie Regierung ihrer Zufriebenheit mit der Haltung ber Katholiken wieb 
bolt Außdrud gegeben. Angeſichts dieſer amtliden Erklärungen und Zugeſtändu 
nun, wie ließe es fich begreifen, daß jebt auf einmal bie Katholiken fidh in Leı 
verwanbelt Hätten, bie ben Gehorfam verweigern, bie ſich in gefährliche Tmtriebe e 
Uehen, bie auf ben Untergang bes Staates fännen? Dieſe Frage babe Ich an I 
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a: rifer gerichtet; bie Antwort erwarte Ich noch immer — vielleicht, weil es auf bie 





Vahrheit Feine Antwort gibt. 
Grheben wir im Mebrigen unferen Blid zu Gott! Stehen wir feſt im Ber: 


immen, halten wir in Eintracht zufammen! Wer weiß, ob nicht bald fich das 
Gteinden von ber Höhe loslöst, daB den Fuß bes Koloſſes zerſchmettert. Aber wenn 
Gott auch zulafien will, daß meitere Verfolgung fommt, — bie Kirche hat eine Furcht. 
In Gegentheil! In ber Verfolgung wird fie ja geläutert, gefräftigt, mit neuer Schöne 
mfleidet. Ohne Zweifel bedarf es auch in ber Kirche hier und ba ber Reinigung, und 
eine ſolche wirb am beften ausgeführt durch Verfolgungen, bie von mächtigen politifchen 
Gemalten kommen. Da wird das Unkraut vom Weizen gefonbert und alle Halbheit 
geſichtet. Warten wir vol Zuverſicht ab, was Gott beflimmt. Erweiſen wir der Re⸗ 
gierung Ehrfurcht und Unterwürfigkeit, fo lange fie nicht gegen das Gebot Gottes und 
der Kirche befiehlt. 

Ich fegne nun euer Baterland, Ich fegne euch und eure Familien, eure Freunde 
uns ale guten Katholifen Deutihlands! Möge Gott eu in feinen Schutz 


uchmen x... .. “ 


%) Denkfchrift der am Grabe des hi. Bonifacins verfammelten Erzbifchöfe 
und Bifchöfe über die gegenwärtige Lage der katholifchen Kirche 
im dentfchen Reiche. Vom 20. September 1872. 


„Wenn in ber jüngften Zeit ber Friede zwiſchen dem Staate und der Tatholiichen 
Kirche beklagenswerthe Störungen erfahren hat, jo glauben bie deutſchen Biſchöfe ſich 
d08 Zeugniß geben zu können, daß fie weder gemeinfan noch einzeln hierzu Anlaß 
gegeben Haben. Ueber fie, wie über bie Katholiken überhaupt, find bie gegenwärtigen 
Virten plöglich, gegen Erwarten hereingebrochen und Wir beflagen es auf’3 Innigfte, 
daß ein Streit heraufbeſchworen wurbe, welcher fo leicht hätte vermieden werben können. 

Läßt fih aber Geſchehenes nicht ungeichehen machen, fo bleibt e8 Unfere Pflicht, 
eineßtheils bie Rechte und Intereſſen der katholiſchen Kirche zu vertheidigen, und an- 
derntheils Die Herftellung bes Friedens zwifchen ber katholiſchen Kirche und dem Staate 
beharrlich anzuftreben. 

Dieb ift der Zweck, den Wir bei Beſprechung der gegenwärtigen Lage ber katho⸗ 
liſchen Kirche im Auge Haben. Wir hoffen burch eine rüdhaltlofe Darlegung ber Ver: 
bältniffe dazu beizutragen, daß bie tief erfchütterte Mechtöficherheit wieberbergeftellt und 
der Friede wieber gemonnen werbe. 

Diefes tft nur möglich auf Grund des pofitiven Rechts und ber befithenden Rechts⸗ 
verhältniffe.e Wir glauben deßhalb, vor Allem auf biefe hinweiſen zu follen. 

I. Vom Standpunkte bes pofitiven Rechtes aus kann es nicht dem minbeften 
Zweifel unterliegen, daß bie katholiſche Kirche in Deutichlanb völker⸗ und ſtaatsrechtlich 
anerfannt ift und in ihrer ganzen Integrität zu Recht beiteht. 

Insbeſondere wurde durch ben Weftfälifchen Frieden der katholiſchen Kirche wie 
den anderen reichsrechtlich anerkannten Confeffionen ihr Rechts: und Beſitzſtand nad 
dem Normaljahr garantirt. Diefer Kirchliche Rechtsbeſtand der Gonfelfionen war durch 
die Reichsgerichte geſchützt und durch das Princip ber itio in partes in Religions: 
ſachen auf bem Reichstage auch gegen jede gefeßgeberifche Aenberung, auf melde eine 
andere Confeſſion Einfluß üben konnte, ſichergeſtellt. Als durch die Säcularifation 
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zahlreiche Gebiete katholiſcher Landesherren und reidäsunnsttelbarer Stifter am peatks 
Rantifche Lanbesherren übergingen, murben, was bie Religion betrifft, bie Beflturmeuugent 
bes Weftfältfchen Friedens durch den Reichsdeputationshauptſchluß vom 1808 Scpätigt 
und auf3 Neue angewenbet. 

Daß durch den Untergang des deutſchen Keiches an ben Reiten der Gonfeffiseil 
nichts geänbert wurbe, iſt außgemachte und von allen bebentenben Juriſten anerfaunil : 
Wahrheit. Der in ber Reichsverfaſſung und ben Reichtgerichten Tiegenbe Sup YErdE 
allerdings factifh auf. Allein es blieb anerkannte Pflicht ber fonveränen bemildkeis 
Fürften und Staaten, bie Rechte und Freiheiten ber anerkannten Confeffiorien ebenis n 
[häten, wie biefelben zuvor durch Kalfer und Reich gefhliht waren. 

Auch Haben fowohl damals al8 bei früheren und fpäteren Uebernahmen Tutyen 
Ifcher Territorien bie beutfchen Fürften es fletB als eine ihrer erften unb felbfiwerkänbe 
lichſten Pflichten erachtet, ihren neuen Untertbanen den vollen und ungeidgmälerien 
Fortbeſtand ihrer Religion und Kirche und bie ungefchmälerte Aufrechthaltung aller 
ihnen bisher zuftehenden Rechte und Freiheiten feierlih und unverbrüchlich zuzuſichern 
und zu gewährleiften. 

Auch fat alle neueren Berfaffungsurfunden der deutſchen Länber erneuern un» 
verallgemeinern principiell die Gemwährleiftung dieſes alten Rechtsbeſtandes ber großen 
chriſtlichen Sonfeffionen und fügen in der ben Belennern berfelben, wie allen Gtaate 
bürgern zugefiherten Gewifiensfreigeit eine neue Garantie hinzu. Denn fo wie ber 
Katholik nur als Mitglieb feiner Kirche Katholik if, fo iſt er auch nur inſofern frei 
in feinem religidfen Glauben und feinem katholiſchen Gewiſſen, als feine Kirche frei if. 

Unter allen deutſchen Verfaffungsurfunden dürfte die preußiidde vom 81. Jannar 
1860, Art. 15—18 bie rehtmäßige Selbftänbigfeit ber Romiſch⸗katholiſchen wie ber evan⸗ 

geliſchen Kirche in der Harften und umfaffenbften Weiſe verbrieft haben. 

Daß durch diefe Verfaflungsbeftimmungen, fomie durch ähnliche neuere geſet⸗ 
geberiſche Acte die der katholiſchen Kirche und ihren Anhängern, ſowie ben andern 
Sonfelfionen in Deutſchland zuftehende rechtliche Selbſtändigkeit und Freiheit nicht erſt 
geichaffen, ſondern garantirt und theilweiſe von Beichräntungen befreit wurbe, Tann 
nicht dem minbeften Zweifel unterliegen. 

Ein fernerer großer Beweis für die ſtets fich gleich bleibende Anerkennung ber 
katholiſchen Kirche und ihrer rechtlichen Selbflänbigfeit in Deutfchland find alle Ber- 
handlungen, welche die beutfchen Fürften und Staaten zur Orbnung kirchlicher An⸗ 
gelegenheiten mit dem Oberhaupte ber Tatholiichen Kirche geführt, die Vereinbarungen, 
bie fie mit ihm getroffen, unb bie Öffentlichen Acte, welche baraufbin von beiben Selten 
erfolgten. 

II. An biefen Rechisverhältniffen Haben bie wichtigften Greigniffe ber leiten Jahre, 
welche die Stiftung des beutichen Reiches zur Folge hatten, und bat bie Errichtung 
biefes Reiches felbft nicht bag Minbefte geänbert. Wohl aber hatte die katholiſche Kirche 
allen Grund, vom erneuten deutſchen Reihe den Träftigftien Schuß ihrer Rechte unb 
ihrer Freiheit zu erwarten. Iſt ja der Schub beB Rechtes und ber rechtmäßigen Freiheit 
bie erhabenfte und mweientlichfte Prärogative beB Kaiſers. 

Indem wir alſo den Schuß bed Kaiſers in Anſpruch nehmen, können wir nicht 
umbin, einen ebenfo unbegrünbeten als verhängnißpollen Gedanken zu berühren. Es 
wurde gejagt, mit ber Erhebung Sr. Majeftät des König von Preußen zur beutfdien 
Kaiſerwürde ſei bie Gefinnung und Stellung ber Katholiten eine anbere, dem Reiche 
feinblicde geworben. Denn baß bie Kaiſerkrone nun an ein evangeliiches Herricherhen® 
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übergegangen ſei, das könnten fie nimmermehr verzeihen, und barum fünne auch ber 
dentſche Kaiſer ber katholiſchen Kirche und ihren Anhängern nicht mebr biefelbe Freiheit 
geſtatten, wie vorbem ber König von Preußen. 

Wir beftreiten mit aller Entſchiedenheit biefe Scählußfolgerung und ihre Prämiffe. 
Gerade im Gegentheil mußten die Katholiten von dem nicht ihrer Kirche angehörigen 
Ratfer unb einer nit Tatholiiden Majorität gegenüber eine um fo volllommenere 
Sicherſtellung ihrer kirchlichen Selbflänbigfeit erwarten. Und fie konnten ſolche mit um 
fo größerer Zuverficht hoffen, ba das preußifche Königshaus und die preußifche Regie 
zung durch bie VBerfafjung von 1850 und deren Handhabung ben Dank und das Ber- 
trauen ber Katholiken ſich erworben Hatten, und das Princip Tirchlicher Freiheit ein 
Zunbamentalprincip der preußiſchen Regierung geworben war. 

Umgelehrt hatte auch ber König von Preußen, mie alle beutfchen Fürften und 
deren Regierungen, allen Grund, dem katholiſchen Volke, feinen Biihöfen und feinem 
Klerus Bertrauen zu ſchenken. Frei von Schmeichelei und Heuchelet hatten bie gläu- 
bigen Katholiken ſowohl in ben revolutionären Krifen früherer Sabre, als in ben 
focialen ber neueften Zeit, wie nicht minber in ben großen Kriegen, vor Allem Im lebten, 
eine auf religiöfe Gewifjenhaftigleit gegründete tabellofe Treue in allen ihren ſtaats⸗ 
hürgerliden und patriotifchen Pflichten und eine opferwillige Hingebung bewieſen. Die 
VBiichöfe und ber Welts und Ordensklerus aber hatten bei allen dieſen Anläffen ſich 
reblih bemüht, die Gläubigen in ihren guten Gefinnungen zu befefligen und ihnen mit 
ihrem eigenen Beiſpiele voranzugehen. 

Nichtsdeſtoweniger wurden, wie leiber auch früher wieberholt in ebenfo grund⸗ 
loſer Weiſe geichehen, ſchon während be3 Krieges aus gemiffen Kreifen Stimmen laut, 
welche die Katholifen der Neichsfeinblichkeit und Vaterlandsloſigkeit beichulbigten, unb 
faum war ber Sieg errungen und. ber Friede geſchloſſen, als man immer brohenber 
hören konnte, nachdem ber äußere Feind überwunden fel, gelte es nun, einen nod 
ſchlimmeren inneren Feind zu befiegen, ben Jeſuitismus, Ultramontanimus, Katholicis⸗ 
muß; mun müfle ber Krieg gegen Rom begonnen und raſch zu Ende geführt werben. 

Daß das eine bie Katholiken tief Fränfenbe und beunrubigenbe Spradhe war, be: 
barf feines Beweiſes. Allein fie Tonnten fie nur als ben Ausbrud privater Wünſche 
unb Erwartungen und al8 Parteiäußerungen anfehen, nimmer aber durften fie dem 
Gebanten Raum geben, daß jene Stimmen Zutritt und Einfluß bei Denen gewinnen 
fönnten, in beren Hand bie Vorfehung den Schuß ihrer heiligſten Rechte und Intereſſen 
gelegt Hatte. 

Das jedoch mußte den Katholiken frühzeitig klar werben, daß ihre Lage eine ernfle 
geworben, dag mächtige Parteien in verfchiebenen und zum Theil entgegengefeßten In⸗ 
terefien danach tradhten würden, die katholiſche Kirche ber Freiheit, deren fie ſich bisher, 
zumal in Preußen, zu erfreuen hatte, wieber zu berauben und ben Katholicizsmus und 
vielfad daß Chriſtenthum überhaupt zu beſchädigen. Diefer Gefahr entgegenſehend, er: 
fannten bie Katholiken es allgemein ala ihre Pflicht, in ben Reichſstag Männer zu 
wählen, von benen fie eine tüchtige Vertretung ihrer Rechte und Intereſſen erwarten 
fonnten. Man bat ben Katholiten biefe Wahlen, bie Betheiligung der Geiſtlichen an 
benfelben, bie Bildung unb Haltung ber ‚Sentrumsfraction zum Vorwurf gemacht. 
Allein gewiß mit Unredt. Die Katholiken Haben offenbar ebenfo in ihrem Rechte als 
loyal gebanbelt, wenn fie durch Ausübung ihrer ftantsbürgerlicden Mechte ihrer religiäfen 
Freiheit im Reiche eine kräftige Vertretung zu ſichern bemüht waren. Sie haben dadurch 
nicht religidfe Zwiftigfeiten in eine rein politifhe Verſammlung unb Ungelegenheit hin⸗ 
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eingetragen, fonbern haben Iebiglich auf bem. Boben. bei Medhten sub. ber —— 
religidſe Selbſtändigkeit ſicher zu ſtellen geſucht. * 

Was die Centrumsfraction betrifft, fo haben Wir bie rein gelitikäje Seiue 
Wirkſamkeit nicht in's Auge zu faſſen. In religiäfer Beziehung hat ſich bdieſelbe 
beſchränkt, auf Grund des beſtehenden Rechtes und ber allgemeinen rechtkichen 
die Selbſtändigkeit ber Tatholifchen Kirche zu vertheibigen. Ihr Untrag, bie 
mungen ber preußiſchen Verfaffung Art. 15—18 in bie Reidgäverfaffung 
mar ber fprechende Ausdruck biefes ihres Stanbpunftes. . 

Daß biefer Antrag fofort von der compacten Mafjorität bei Meidiätages 
Buftimmung ber Reichſsregierung abgewiejen wurde, war Teiln gutes Zeichen. 
hatten alle deutſchen Verfafſungen, felbft ſolche, bie aus einer ber Religten und Fir 
lichen Freiheit ungünftigen Zeit hervorgegangen waren, irgenbwie eine Garantie ber 
den anerfannten Confeffionen zuftehenben Rechte und Freiheiten enthalten. Da 

Allein das Reich verfagte nicht bloß den Katholifen eine ſolche Garantie in Ber” 
Neichäverfaflung, fonbern e8 traten leiber ſowohl im Reiche als in einzelnen Reichs⸗ 
ländern Maßnahmen und Erflärungen ein, welche die Furcht nahe legten, daß Ulieh, 
maß bisher von Freiheiten und Rechten ber katholiſchen Kirche beftand, In Frage geftellt 
fet, unb daß, als ob tabula rasa vorhanden wäre, eine ganz neue, ber katholiſchen Kirche 
unb der kirchlichen Freiheit höchſt ungünſtige Orbnung ber religidfen Verhältniſſe ges 
ſchaffen werben follte. 

II. Steht es hiernach feſt, daß die katholiſche Kirche in Deutſchland, wie zuvor 
unb ſeit unvorbenfliden Zeiten, das unantaftbare Recht hat, in ber ganzen Integrität 
ihrer Berfafjung und ihres Weſens zu beftehen, fo Tann es leider feinem Zweifel unter 
liegen, baß fie durch eine Reihe von Maßregeln jomohl im Reiche als in einzelnen 
Neichslanden in diefem ihrem Rechte fchwer verlegt worben iſt. 

Wir müffen Hierbei vor Allem bie Maßregeln hervorheben, welche zu Gunften ber 
fogenannten Altfatholiten gegen bie katholiſche Kirche getroffen wurben. Dieſelben bes 
ruben offenbar auf den ſchwerſten Irrungen und Wir wollen barum nicht Bloß Bes 
ſchwerde über das Geichehene erheben, fonbern zugleich ben katholiſchen Stanbpunft tn 
biefer Angelegenheit klar machen. 

Das bie katholiſche Kirche weientlich Unterfcheibenbe iſt unfer Glaube an bie götts 
liche Einfegung eines lebendigen kirchlichen Lehramtes, die Ueberzeugung, daß Chriſtus 
zur Erhaltung und Erklärung feiner Lehre in Petrus unb den Apoſteln unb beren 
Nachfolgern, dem Papft und den Biſchöfen, ein bis an's Ende der Welt fortbauernbed 
Lehramt gegründet hat, und daß biefeß Lehramt vermöge bes ihm verheißenen göttlichen 
Beiftandes in Sachen der geofienbarten Glaubens⸗ und Sittenlehre in feinen förmlichen 
und befinitiven Lehrenticheibungen gegen Irrthum ficher geftellt if. 

Nur Derjenige ift ein Tatholiicher Chriſt, der auf Grund dieſes Glaubens das 
kirchliche Lehramt anerkennt und feinen Entfeibungen In Glaubensſachen fi) glänbig 
unterwirft. Wer dagegen einer Lehrentfcheibung bes kirchlichen Lehramts die Anerken⸗ 
nung verfagt, hat eben damit aufgehört, Katholik zu fein. Er bat dadurch nicht bloß 
den in Frage fiehenden Lehrfag, jondern daB katholiſche Glaubensprincip jelbft geläugnet. 
Die katholiſche Kirche bat nicht nur das Recht, fonbern bie unerläßliche Pflicht, einen 
Solden von ihrer Gemeinſchaft auszufchließen. 

Wo nun bie Tatholifche Kirche das Recht zu eriftiten hat, ba hat fie auch bad 
Recht, ihr Lehramt ihren Mitgliedern gegenüber zu üben. Deßgleichen haben bie Kar 
tholiken das Necht, in ihrem Glauben und ihrem Bekenntniß von Niemandem, als 
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«kein von bem Lehramte ihrer Kirche abzuhangen. Der Kirche verbieten, Glaubens: 
eutigeibungen zu treffen und biefelben zu publiciren, beißt baher bie Kirche felbft ver: 
Weten ; bie Kirche Kindern, diejenigen, welche ihren Lehrentfcheibungen ſich nicht unter: 
werten, von ihrer Gemeinſchaft auszufchließen, beißt bie Kirche zum Abfalle von fich 
ſebſt unb zur Irrlehre nöthigen; bie Katholiten zwingen, mit Solchen, welche ber kirch⸗ 
chen Lehrautorität ben Gehorſam verfagen, in Tirchlicder Gemeinſchaft zu bleiben, ja 
von ihnen Religiondunterricht oder Sacramente zu empfangen, beißt ihnen ben furcht⸗ 
Verkten Gewiſſenszwang anthun und ihnen Handlungen befehlen, welde nad ihrer 
gewifienbaften Ueberzeugung einen Abfall vom Glauben unb eine ſchwere Sünde in 
55 ſchließen. 
Benn nun einige wenige deutſche Profefloren und Weltgeiftlie und eine Anzahl 
Laien den Cutſcheidungen bed Vaticaniſchen Concils ben Gehorfam verfagten unb fich 
mit vom Glauben ber gejammten Fatholifhen Kirche trennten, fo mochte die Staats: 
galt benfelben geftatten, eine neue religiöfe Gemeinde für ſich zu bilben; nimmer aber 
fonnte der Staat bie Fatholifche Kirche nöthigen, dieſe Männer in ihrem Schooße zu 
Kalten, ihnen bie Rechte ber Kirchengemeinichaft, ja bes geiftlichen Amtes, insbefonbere 
RB tirchlichen Lehramtes einzuräumen und mit ihnen an bemfelben Altare bie heiligen 
Geheinmiſſe zu feiern. Am allermenigiten konnte bie Staatsgewalt auf die abſurde 
Behauptung biefer Männer eingehen, daß fie allein die wahre katholiſche, der ftaatlichen 
Inerlennung genießende Kirche, bagegen ber Papft und bie Bifhöfe ber ganzen Welt 
zugleich mit ber mit ihnen verbunbenen Ehriftenheit eine Secte geworben, welche bie 
Anerkennung des Staates nicht befike. 
Wenn man bie Belafjung von ber Kirche getrennter Religionslehrer und Theo⸗ 
Iogen und Profeſſoren in ihrem Lehramte mit deren Staatsanftellung gerechtfertigt bat, 
16 beftreiten wir dem Sigate nicht bie Befugniß, diefelben als Staatsbiener nad all: 
geneinen Grundſätzen zu behandeln; dagegen ift boch ſonnenklar, daß ber Staat nicht 
durch eine Fiction bewirken fann, daß ein Staatöbiener, der ſich von ber fatholifchen 
Kiche getrennt bat, noch ein Mitglied ber katholifchen Kirche fei. Daher kann auch 
aimmermehr ein Solcher als Lehrer ber katholiſchen Religion, ober als Profeſſor ber 
latholiſchen Theologie, oder als Mitglieb einer fatholiich:theologifchen Facultät fungiren. 

Man hat den Bilhöfen daß Recht der Ercommunication ber fogenannten Alt 

latholiken beftritten, weil mit berfelben bürgerliche Nachtheife verfnüpft jeien. Allein 
dieſer Grund kann nicht geltend gemacht werben. Wenn in der That auf Grund bes 
früheren Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche bie Ercommunication bürgerliche 
Rechtbeile nach ſich zog, fo mußte der Kirche das Mecht der Ercommuntication dennoch 
ungeichmälert bleiben. Aber dieſes Verhältniß befteht ja gar nicht mehr. Die Kirche 
ſelbſt verbindet mit dem Ausſchluß von der Kirchengemeinſchaft feine bürgerlichen Nach⸗ 
tbeile, und wir verlangen bezüglich ber Greommunicirten nicht8 Andered vom Staate, 
als bie Anerkennung, baß ein Ercommunicirter eben nicht mehr ein Mitglieb der Tas 
tholiſchen Kirche iſt. 

Das Einſchreiten der Staatsregierung gegen den Biſchof von Ermland wegen ber 
son ihm in vollfommen berechtigter Weile verhängten Ercommunicationen bat Uns 
daher um fo mehr überraſcht, als in dem Laufe ber Zeit gegen bie in ben einzelnen 
Diöcelen von den Biſchöfen verhängten Ercommunicationen, aud wenn fie öffentlich 
von ben Kanzeln verfünbet wurben, feitend ber weltlichen Behörben nie ein Anflanb 
erhoben worden iſt. Was Biſchof Krement getban, bat er im guten Bewußtiein feines 
ihm zuftehenden Rechtes und in ber Ausübung feines oberbirtlihen Wächteramtes 
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gethan, ohne eine Ahnung, dab ihm dadurch ein Confliet mit ber Gtantäregiere 
erwachſen könnte. Wir würben im gleichen Falle ins bas gleiche Recht wit wi 
Iafien koͤnnen. — 

Beſonders ſchmerzlich waren bie Begünftigungen ber Diffibenten Kun. Die mais | 
behörben in Preußen und bie baran fich. fnüpfenden Maßnahmen. .. 4 

Als vor wenigen Jahren Se. Majeſtät ber König von Preußen bie Auteſci 
eines eigenen Armeebiſchofs beim Oberhaupte ber Kirche beantragte, unb ber Vapf Wii 
Wünſchen beB Königs entipra, war es bie Abſicht Belber, bem Totpoltiäien \ 
hierdurch eine befonbere Pflege zuzumenben. 

Wenn bei biefer Einrichtung auf militäriige Orbnung und Disciplin iu iW 
faffender Weiſe Rüdficht genommen wurbe, fo lag boch ber Gedanke gänzlich fern, Dei 
der Armeebifhof und bie ihm untergebenen Geiſtlichen in kirchlichen unb reilgiiiie: 
Dingen von ben Militärbehörben bependbiren follten. In kirchlicher — X 
ſtehen vielmehr die Militärgeiſtlichen der Jurisdiction ihres Biſchofs, und biefer bey 
Jurisdietlon des Papſtes. 

Wir glauben Uns überzeugt halten zu dürfen, daß weder ber Armeebiſchof, nad 
bie ihm untergebenen Feldgeiftlichen e8 jemals an treuer Pflichterfüllung unb an emie 
gegenfommenber Rüdfihtnahme auf bie Wünfche ber Milttärbehörben fehlen Itepen, be 
fie fih namentli niemals eine Störung ber militäriſchen Ordnung ober irgend 
etwas erlaubten, was zur Loderung ber Disciplin ober bed militäriidden Gehorfemb 
führen Tonnte. 

Wie ſchmerzlich mußte es baher berühren, als bie Militärbehörbe ben fogenannten 
altkatholiſchen Diifibenten bie Militärfiche zu Köln zu ihrem Gottesdienſte bemilligte. 
Je mehr dieſe Diffibenten prätenbiren, noch zur Gemeinſchaft der Tatholtidden Kirche zu 
gehören, um fo mehr war es für bie Tatholifche Kirche eine Pflicht des Gewifſenß umb 
der Ehre, jeben Schein einer ſolchen Gemeinſchaft fern zu halten. Es mußte baber ber 
katholiſche Gottesbienft in ber Kirche und am Altare, wo unmittelbar zuvor bas Meh⸗ 
opfer in facrtlegiicher Weile von einem von.ber Kirche abgefallenen Priefter gefelert 
worben war, unterjagt werben. Der Armeebiichof fonnte, ohne fi) eines Aergernifleß 
vor ber ganzen Kirche Ichulbig zu machen, unmöglich die feier des katholiſchen Militärs 
gotteßbienfteß in einer ſolchen Kirche geftatten. 

Wir beflagen auf's Tieffte biefe Vorfälle. Aber ber Armeebiſchof konnte nicht 
anber8 handeln. Gr bat baburd offenbar bie Grenzen feiner Jurisbiction nit üben 
ſchritten und in feiner Weife in bie Sphäre ber Militärbebörben eingegriffen. Mir 
laſſen hierbei bie frage unerörtert, ob bie Milttärbehörben über Militärfirchen in jeber 
Beziehung unumfchränkte Dispofition haben und fie zu jebem beliebigen Zwecke ver 
wenden unb jeben Cultus darin geftatten können. So viel iſt gewiß, baß nicht bie 
Militärbehörbe, fonbern ber Armeebiſchof bie competente Behörde war, um über. bie 
Aulälfigkeit der Feier der heiligen Meſſe im Fragefalle zu entſcheiden. 

Daraufhin wurde ber Armeebiſchof durch die Militärbehörbe vor das Milttär- 
gericht geftellt und fofort, ohne jegliche Rückſichtnahme auf bie Kirche unb ben Papſt, 
ber allein einem Biſchof die Jurisbiction, wie verleihen, fo wmieber entziehen Tann, 
wurden alle Amtöverrihtungen ihm unterfagt, jelbft die AInfignien feiner biſchöflichen 
Würbe ihm abgenommen, ben Militärgeiftlichen jeber amtliche Verkehr mit ibm ver⸗ 
boten und eine Reihe ber lekteren ihres Dienſtes entfebt, weil fie erflärten, daß ſie ſich 
zum Geborfam gegen ihren Biichof in geiftlichen Dingen auch fortan verbunben hielten. 

Während fo bie ihrer Kirche treuen Geiflichen entießt wurden, wurde ein new 
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ver Tatholifchen Kirche abgefallener Militärfeelforger in feinem ihm von feinem Bifchof 
entzogerren geiftlichen Amte aufrecht erhalten. 

IV. Eine andere Schädigung bed Rechtes unb ber Freiheit ber Tatholifchen Kirche 
kegt in dem Berbote der Geſellſchaft Jeſu und anderer verwandter Orden unb religidfer 
Genofieniäaften. 

Das Flöfterlide Leben und die Wirkſamkeit ber Orben und religiöfen Genoſſen⸗ 
Weiten find im Wefen der katholiſchen Kirche begründet. Sie verbieten, heißt bie In» 
kerität der katholiſchen Kirche zerfiören. Man fagt, bie Orben gehörten nicht zum 
weientliden Organiſsmus ber katholiſchen Kirche, und dieſe könne auch ohne Klöfter bes 
Ken. Allein, daB ift eine zweibeutige und, wie fie gemeint if, unmahre Behauptung. 
Die Orben gehören nicht zur Hierarchie, und es hat deren Unterbrüdung nicht fofort 
ben Untergang ber Kirche zur Folge. Aber es tft fatholifhe Glaubenslehre, daß bie 

desbachtung ber evangeliſchen Räthe zur chriftlichen Vollkommenheit gehört, und baf 
wende Menſchen zu biefem Stande von Gott berufen find. Das Verbot des klöſter⸗ 
lichen Lebens ift daher nichts Anderes, als ein theilmeifes Verbot ber freien Uebung bed 
Ithofifden Glaubens. Ueberdieß gehört das Gebet, das Beilpiel und die mandfaltige 
Datigkeit ber Orben und religtöfen Genofjenfchaften zur Gefundheit und Vollſtändigkeit 
bs fatholifchen Lebens. Es ift offenbar arger Gewiſſenszwang, wenn man daB Leben 
sub bie Bebürfniffe der Tatholiichen SKirche nah dem Maße der Grundfähe und 
Knfhauungen einer anderen Gonfeifion ober irgend einer rationaliſtiſchen Anficht 
meilen wollte. 

Es ift überbieß ein unerträglicher Widerſpruch und eine auffallenbe Rechtsungleich⸗ 
keit, freie Entwidelung aller Kräfte und Thätigkeiten, Freiheit aller genoſſenſchaftlichen 
Berbindungen zu geftatten und als eine Grunbbedingung freier und gefunder Zuflände 
enufehen , bieje Freiheit aber ber Tatbolifchen Kirche und dem katholiſchen Volke zu 
verſagen. 

Den Einwand, daß ein Ueberwuchern der Orden und Klöſter ſociale Nachtheile 
habe, wollen Wir nur kurz berühren, indem Wir bemerken, 1. daß, wenn wirklich dem 
fo wäre, daraus höchftend geeignete Maßregeln gegen wirklich eingetretene namhafte 
Lachtheile, nicht aber ein Verbot des Ordenslebens ſelbſt gefolgert werden könnte; daß 
aber 2. gerade die religiöſen Genoſſenſchaften nicht Nachtheile, ſondern Vortheile für 
Be ſocialen Verhältniſſe bieten. Die Erfahrung wird vielleicht in nicht ferner Zeit bie 
Ücberzeugung allgemein machen, baß wichtigen Bebürfnifien der gegenwärtigen Geſell⸗ 
Saft nur durch bie Opferwilligfeit und ben Dienft religiöfer Genoſſenſchaften wirkſam 
abgeholfen werben Tönne. 

Nach diefen allgemeinen Bemerkungen gehen Wir über zum Verbote ber Geſell⸗ 
Haft Jeſu. Man bat beren Nieberlaffungen im beutichen Reiche verboten, ja den Pries 
Rem biefer Gefellichaft die Freiheit bed Aufenthaltes unb die Ausübung einfacher prieflers 
der Functionen unterfagt, obwohl nicht einmal ber Tenor bes Geſetzes unſeres Dafür: 
baltens bazu beredtigie. 

Daß ein folches Verbot nur unter Aufhebung ber allgemeinen ſtaatsbürgerlichen 
unb Bereinsfreiheit möglich war, if eine ausgemachte und zugeflanbene Wahrheit, Und 
nicht genug an biejer Unbilligleit und Härte ohme Gleichen, bag nämlid unter allen 
auf beuticher Erbe wohnenden Menichen einzig dieſen katholiſchen Orbensleuten bie all 
gemeine Freiheit verjagt wirb; felbft die Ausübung ihre von der Ordensthätigkeit 
»öllig unterſchiedenen prieiterlicden Amtes wirb Ordensprieſtern verboten. 

Man fagt zwar, bie Geſellſchaft Jeſu Habe immoraliſche und fFaatögefährliche 
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Grunbfäge. Diefe Behauptung tft aber, fo Iamge bieſelbe midht durch 
Thatjſachen erwiefen if, was befanntlich bisher mod) nicht gefjehen, eine 
die katholiſche Kirche unb eine Unwahrheit. Die katholiſche Kische Yan 
mit immoralifgen und ſtaatsgefährlichen Grunbfäpen ober Tendenzen in ihrem, 
dulden. Der Jeſuit iſt ein katholiſcher Chriſt und Priefter mie jeber andere, 
ben, ber. Sittenlehre und ben Gefegen ber katholiſchen Kirdge in Ullem ohme jegliche 
Ausnahme unterworfen. Das iſt bie Wahrheit, alles Anbere iR Unwahrheit unb Be 
urtheil. unb fo lange bie katholiſche Kirche felbft ein Recht Hat auf ihre hriftliche 
Hat fie auch bad Recht, zu fordern, daß man Fein ihr angehöriges Juftitut, me 
fie bie Verantwortung trägt, als immoraliſch ober Rantsgefährlich Bezcichne. 
behauptet werben, daß einzelne Mitglieber der Gefellſchaft Jeſu fidh bes — 
wurfeß der Iumoralität und Gtaatägefäprlichteit jhuldig gemacht haben, fo 
bie Gerechtigkelt, daß auch ber Einzelne nicht verurtheilt werbe ohne vorhergegangent 
Unterfuhung und Gonftatirung der von ihm angeblich begangenen Echuld 

Man fagt ferner, die Geſellſchaft Jeſu flöre ben confeffionellen Frieden. Auch bad 
iR unwahr und durch feine einzige Thatfache belegt. Die Jefuiten find eifrige Vers 
theibiger des katholiſchen Glaubens, wie Andere eifrige Vertheibiger ihrer Gonfels 
fion find. 

Man fagt enblich, bie Öfientliche Meinung forbere bie Vertreibung ber Jeſuiten 
Bir aber fragen: welches ift biefe Öffentliche Meinung? Die Reprüjentanten ber bier 
competenten ffentligen Meinung find bod wohl die katholiſchen Biſchöfe, ber Faiholiice 
Kleruß, das datholiſche Bolt, jenes insbefonbere, meldes bie Wirkjamfeit ber Wäter ber 
Gefelfhaft Jefu mit angefehen unb in fi feibR erlebt Bat, unb mun vem tieffen 
Scämerze über die Entreißung fo bewährter Seelenführer erfüllt if. Wenn bagegen 
über bie Rechte unb Frelheiten ber katholiſchen Kirche bie Ab⸗ und Zumeigungen bever 
entſcheiden, welche ber katholiſchen Kirche nicht angehören, dann wären mir freilich recht⸗ 
los. So gewiß wir bie weltliche Obrigkeit als Träger ber Gerechtigkeit verehrten, fo 
fehr müffen wir erwarten und verlangen, daß fie ohne Rüdficht auf confeſſionelle ober 
ſubjective Abs und Zunelgungen das Recht und bie Freiheit ber Katholilen und ihrer 
Kite, gerabe fo wie jedes andere Recht und jebe anbere Freiheit, füge unb, men 
wir in ber Minorität find, mit doppelter Sorgfalt ſchũte. 

Auch bie ber Geſellſchaft Jeſu „verwandten“ Orben und religiöfen Genoſſenſchaften 
follen vom Boben des Reiches verbannt werben. 

Allein wenn man erwägt, daß Mare Grunbfäge, wonach biefe Verwanbſchaft bes 
urteilt werben ſoll, gar nicht aufgeſtellt find, daß ferner eine contrabictorifde Dideuf-⸗ 
fion biefer Frage gar nicht geftattet fein wirb, daß endlich das Urteil barüber, melde 
Genoſſenſchaften ben Jefuiten verwandt find, vorausfigilih auf ben Bericht Solcher 
wird gefällt werben, melde fi) als entſchledene Gegner ber katholiſchen Kirche offen 
befennen, fo kann bie Befürdtung, ba durch den im Reichsgeſetze vom 4. Juli c. ents 
Haltenen Wortlaut „verwandte Orben und Genoſſenſchaften“ ber Wilfir Thor und 
Thür eröffnet, jeber teligiöfen Genoſſenſchaft alle Rechtaſicherheit entzogen’ werde, als 
eine unbegrünbete nicht erachtet werben. 

In der That hat man ſchon bie Rebemptoriſten, man hat fogar bie Lazariften, 
ſelbſt bie Trappiften und bie Schulbrüber als ſolche verwandte Genofienfchaften genanzt. 
In der Wirflicgfeit haben alle biefe auch nicht bie mindeſte Verwandtſchaft mit bew 
Zefuiten. Eine Achnlichkeit Tann man wohl in Folgendem finden. Diefe Genoſſenſchaſ⸗ 
ten find nämlich alle in der neueren Zeit entſtanden und entiprechen deßhalb, etma vom 
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den Trappiften abgefehen, in beionderer Welfe ben Bebürfniffen der Gegenwart. Dann 
wäre alio ber Sinn bed Geſetzes: es möge etwa zur Beirtebigung ber Katholiken ein 
ser das andere alte Klofter beitehen bleiben, auch einige Songregationen zur Pflege ber 
Kranten; bagegen alle jene geiftlichen Genoſſenſchaften, welche bie Kirche in ber neueren 
Belt aus ſich hervorgebracht Bat, um ben geiftigen, ben feelforglichen, ben erziehlichen 
und wiſſenſchaftlichen Bebürfniffen ber Zeit Im Geifle bes katholiſchen Glaubens zu 
Bienen, Diefe alle find ben Sefuiten verwandt und zu verbannen. Wäre bad der Sinn 
des Geſetzes, fo ginge fo recht klar baraus hervor, daß eB barauf abzielt, bie Lebens: 
traft ber Tatholifchen Kirche möglichſt zu erfliden, und fie mehr und mehr innerlich 
ebfterben zu maden. Daß wäre aber von allen Arten ber Verfolgung ber Kirche und 
son allen Arten ber Unterbrüdung ihrer Freiheit die ſchlimmſte. 

An das Verbot, wenigſtens das partielle, bed Ordenslebens fchließt ſich die Ver: 
tseibung ber einer geiftlichen Genoſſenſchaft angehörigen Lehrer und Lehrerinnen aus 
ben Schulen, welche in Preußen unb dem zur Zeit noch unmittelbaren Reichsgebiete 
von Elſaß und Lothringen durch einfache Verordnung des Cultusminiſteriums ver 
fügt wurbe. 

Es liegt darin 1. eine überaus harte Verlegung ber wohlerworbenen Rechte unb 
bes Wohles der von biefer Maßregel betroffenen Lehrer und Lehrerinnen, bie dadurch, 
obwohl jie allen Anforderungen des Staates Genüge geleijtet haben, aus ihrem Lebens: 
Beruf herausgeworfen, ihres Lebendunterhaltes beraubt, mit Unbanf für ihre opfernollen 
und durchweg tüchtigen Leiftungen belohnt, bem Kummer unb vielleicht dem Elende 
preisgegeben werben. Diefelbe Verlegung trifft aud) mehr ober weniger bie bisher vom 
Staate anerkannten Genofjenichaften, welchen fie angehören; 

3. eine Kränkung ber (Shre ber Fatholifchen Kirche und Religion. Denn ba ber 
Orumb der Entfernung jener Lehrer und Lehrerinnen aus kirchlichen Genoſſenſchaſten 
nicht in ihrer päbdagogiichen Thätigkeit liegt, jo liegt er eben nur in ihrem kirchlichen 
Gharafter, in dem Umftande, daß fie ſich in beſonderer Welfe Gott und aus Liebe zu 
ihm ber Erziehung ber Jugend geweiht haben, daß fie in ihren Schülern und Echüles 
innen neben ber Schulbilbung beren religiöfe Erziehung mit befonderer Sorgfalt 
Wegen, Alle unter ber Aufficht der DOrtsfeelforger und ber Biſchöfe und im Geifte 
ud nach ben VBorfchriften bes katholiihen Glaubens. Das ift aber nicht bloß unver: 
täglich mit ber NRechtögleichheit, fondern auch mit ber Ehre ber katholiſchen Kirche 
und Religion ; 

3. eine tieie Verlegung und Beſchädigung der katholiſchen Eltern und ber katho⸗ 
lichen Gemeinden, melde dieſen religiöien Xehrern und Lehrerinnen ihre Kinder anvers 
trauen wollen. Es ift das heiligfte und unantaſtbarſte Recht fatholifcher Eltern, ihren 
Kindern eine fromme fatholiihe Erziehung geben zu lajien. Nun aber nimmt man 
ihnen jene Lehrer unb Lehrerinnen, zu benen fie mit Mecht bas Vertrauen begen, bag 
fie ihren Kindern eine ſolche Erziehung geben; 

4. endlich fönnen Wir das Bebenken nicht unterbrüden, ob eine folge Verfügung 
zit 65 4 und 24 ber preußiſchen Zerfafjung vereinbar ſei. Dieſer Punft Hängt aber 
unmittelbar zuiammen mit ben auf die Entchriſtlichung und Entfirdlicgung der Schule 
überhaupt gerichteien Marregeln. 

V. Ohne Hriftlihde Eulen, in benen bie Kirche ben ihr gebührenden Einfluß 
übt, gibt es feine chriftliche Grziebung. Iſt bie Schule nit mit ber Kirche und ber 
driflichen Zamilie harmoniſch befreunber, fo ift fie bie ichlimmfle Feindin beider; fie 
it eine Unti-Rirdge unb Ami⸗Foamilie, welche in einer in ber Geichichte bisher unerhör: 
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ten Welfe die Kinder ben Herzen ber Eltern und dem Geiſte ihrer Kirche entivembet 
und zu trreligiöfen ober wenigſtens religionsgleichgültigen Menſchen erzießt. 

Daber liegt in ber rechtlichen Anerkennung einer jeben Confeifion weſentlich bai 
Recht auf confeifionele Schulen. Das heute noch gültige pofitive Recht, auf bem ber 
ganze religiößsfirchliche Rechtszuſtand Deutſchlands beruht, erflärt bie Schule alB ein 
Annexum religionis. 

Wohl Hat der Staat fi) die Schule nunmehr angeeignet; allein ſtets Hat er ſih 
auch verpflichtet gehalten, der Schule jenen religiöfen unb confeifionellen Sharakter m: 
wahren, und deßhalb ber Kirche wenigftens jenen Einfluß auf bie Schule gelafien, ber’ 
nothwenbig ift, bamit bie Schule einer confeffionell chriſtlichen Erziehumg biene und 
nit vielmehr fie untergrabe. 

Es muß Uns nun und alle gläubigen Katholiken mit tieffter Beforgnig erfüllen, 
wenn wir wahrnehmen, daß die Kirche mit ihrem Einfluffe Immer mehr aus ber Schule = 
verdrängt, bie geiftliden Schulinfpectoren in eine precäre Stellung verfekt, daß in bem 
neuen Reichslanden confeffionslofe Schulen gegründet und daß jene päbagogifchen 
Strömungen fidtli gefördert werben, welche bie völlige Entchriſtlichung ber Schule 
anftreben und biefelbe zum Werkzeug machen mollen, um bie Menſchheit allmählich dem 
chriſtlichen Glauben zu entfremden und für eine rein humanitäre Bildung zu erziehen. 


VI. Als eine weſentliche Beſchränkung ber Freiheit ber Neligionsübung müſſen 
Wir auch bie Verbote bezeichnen, daß bie Schulfinder und bie chriflliche Jugend an 
religtöfen Vereinen Theil nehme, wie e8 bereit? in Preußen geichehen tft. 

Daß diefe einfadyen frommen Vereine mit ihren Fleinen Gebeten und Anbadts 
übungen ober auch mit ihren Fleinen Almofen für fromme Zwecke nichts Staatsgefähr⸗ 
liches oder Schulmibrigeß enthalten, ift doch recht klar. Sie find aber fehr geeignet, 
um das jugendliche Herz für das Gute empfänglich zu machen und Frömmigleit, Uns 
ſchuld und alle chriſtlichen Tugenden zu fördern. Das ift das Urtheil ber Tatholifchen 
Kirche, die biefe Vereine billigt, das eine Thatfache ber Erfahrung. 

Es enthält baher das Verbot diejer Vereine ber Tatholifden Jugend ofienbar 
etwa Feindſeliges gegen bie Religion und Tann nur ſchädlich auf das Herz ber Kinber 
unb jungen Leute wirken. Weberbieß ift es ein Gingrifi in bie Rechte der Kirche und 
ber Eltern. Die Kirche hat das Recht, durch die ihr eigenthümlichen Mittel auf bie 
katholiſche Jugend religiös einzumirken, und bie Eltern wie die Kinder felbft haben baB 
Recht, fich frei aller Hülfsmittel der Frömmigkeit zu bedienen, welche ihr Glaube und 
ihre Kirche ihnen barbieten und empfehlen. 


VI. Zu den Maßregeln, melde die Fatholifche Kirche beſchweren, gehört auch ber 
Zuſatz zu F 130 des Reichsſtrafgeſetzbuches. Wir mollen nur kurz diefen Punkt be⸗ 
rühren. Praktiſch ift dieſe Strafverfügung jo ziemlich objectlos, ba ber Prebiger, ber 
nach Vorſchrift ber Kirche prebigt, nimmer einen politifchen Anftoß geben wird. Allein 
es bleibt immer ein kränkendes Ausnahmegefe und ein Anlaß zu ſchädlichen Verdäch⸗ 
tigungen bes chriftlichen Prebigers. 

VIII Wir haben offen bie Maßnahmen ber legten Zeit beiprochen, in benen Wir 
Kränkungen ber mohlerworbenen und natürlichen Rechte der katholiſchen Kirche und 
ihrer Mitglieder, ſowie mefentliche Beeinträchtigungen ber freien Uebung ber katholiſchen 
Religion erbliden müffen. 

Leider fcheint fich die Zukunft für uns noch trüber zu geftalten. Diefelben Stims 
men, bie fih mit fo viel Erfolg für bie bisherigen Maßregeln geltend machten, ver⸗ 
langen, daß das ganze Verhältniß bes Staates zur katholiſchen Kirche ohne Verhand⸗ 
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lung und Vertrag mit ber Kirche unb ihrem Oberhaupte einfeitig durch bie Staats» 


geießgebung ganz neu geregelt werbe, unb zwar nicht im Geifte ber Firchlicden Freiheit 
wnb einer chriſtlichen StaatBanfhauung, fondern durch möglichſten Ausſchluß ber Kirche - 


: uud Religion von ber Schule und bem Leben und durch ein Syſtem allfeitiger Bevor: 


wammbung ber Kirche durch ben Staat In al’ ihren weſentlichen Lebensthätigkeiten, in 
Erziehung und Anftelung ihrer Diener, Uebung ber Seelforge und Pflege des reli⸗ 
aidjen Lebens. 

Es wird aber diefe Forderung 1. auf baB unumichräntte Recht bed Staateß, bie 
Rechts» und Freiheitdfphäre ber Kirche einfeitig und einzig nad feinem Ermeſſen zu 
Gerimmen, 2. auf die Behauptung gegründet, daß bie katholiſche Kirche reichBfeinblich, 
Rantögefährlih, culturwidrig fei. 

In jemem Grundſatz und in diefer Behauptung liegt, falls fie ftaatlide Marimen 
werben follten, bie abjolutefte Zerftörung des Nechtes und ber Freiheit ber Tatbolifchen 
Kirche, die Quelle perpetuirlicher Verfolgung und Beſchädigung berfelben, bie Vernich⸗ 
tung des religiöjen Friedens unb der Gewilfensfreiheit für ben katholiſchen Theil ber 
dentſchen Nation und bie Außerfte Gefahr für ben Glauben und bie Sitten des chriſt⸗ 
lichen Boltes. 

Es ift in ber That ein erſchreckender Gedanke, daß die Nachfolger jener Biichöfe, 
die ben deutſchen Völkerſchaften das Chriſtenthum geprebigt haben, in bie Lage gekom⸗ 
wen find, beweifen zu müſſen, daß bie katholiſche Kirche daB Recht habe, in ihrer Eigen: 
thümlichkeit und Integrität in Deutfchland zu erifliren, und daß das katholiſche Volt, 
das feit anderthalb Jahrtauſend und mehr Jahren von Geſchlecht zu Geſchlecht frei 
nach, feinem katholiſchen Glauben gelebt, auf bieje Freiheit feines Glaubens ein unan⸗ 
tefibares, unveräußerliches Recht beſitze, unb daß diefer Glaube nicht ſtaatsgefährlich jet. 
Daß das Chriſtenthum flaatögefährlich fei, war Marime des antiken heidniſchen Staate, 
woraus bie Verfolgungen der Chriſten in ben brei erften Jahrhunderten hervorgingen. 

Seitdem aber bie Völker Hriftlich geworben, erfennen fie an, baß das Chriſten⸗ 
thum unb bie chriſtliche Kirche unmittelbar von Gott daB Recht ber GEriftenz und um: 
geigmälerter Lebensthätigfeit habe. 

Die Anerkennung dieſes göttlichen Rechtes der Kirche ift bie Grundlage ber ges 
femmten Gntwidlung ber abendländiſchen Staaten und insbefondere bes deutſchen 
Reiches, welches ein Jahrtauſend hindurch beftand. 

Allerdings wurde die Einheit ber abenblänbifchen Ghriftenheit im 16. Jahrhunbert 
geipalten und es trat zwiichen beiben Theilen ein langer Kampf ein. Jeder ber beiben 
Theile behauptete, bie wahre Kirche zu fein und allein das unverfälſchte Ghriftenthum 
zu befigen, und ber religiöfe Gegeniag führte zu einem politiiden Kampfe. Nachdem 
Verfelbe nur allzu lange gedauert, wurde zu Münfter unb Osnabrüd jener Ariebe zwi: 
ſchen beiden Theilen in unierem Vaterlande hergeitellt, der der Natur ber Dinge nah 
fo lange beflehen muß, als bie Glaubensſpaltung bauert; biefe zu heben iſt aber nicht 

der Beruf des Staates. Jeber derartige Verſuch Seitens bed Staates wäre Wahn und 
Frevel und könnte nur Greuel und Berberben zur Folge haben. 

Auf dem Boden bes Rechtes und bes politiidyfocialen Lebens find bie durch ben 
Weffälifchden Frieden in Deurihland anerfannıen Gonfeffionen, wie wir bereit Gin: 
gangs ausführten,, gleichberechtigt und vollberechtigt, und zwar if biele Gleich⸗ und 
Bollberechtigung, bie urtprünglid nur innerha!b ber Brensen des Normaljahres gegeben 
anb im Uebrigen vom Willen bes Landeſsherrn und etwaigen Berträgen mit ihren Lanb- 
#änben abhängig war, nun eine ganz allgemeine. 
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Diefe Vollberechtigung und Sleichberechtigung ber Genfefftemen iii für 
ein unantaſtbares, wohlerworbenes Recht, das ber Staat fügen muß, bad er, 
nicht nad) feinem Willen ändern fann. Mm allerwenigfen berf- eB burd) 
beichlüffe des andern Gonfeifionstheiles geänbert werben. 

Bas wir hier ausſprechen, das iſt unbeftreitbar ein umantalbarer 
des in Deutſchland geltenden Öffentlichen Rediteß, eine fefehende Jurisprubenz bir 
alten Reichsgerichte, und if bis In bie meuefte Zeit Lehre ber berfhmteiten beutiden, 
Juriſten aller Gonfeffionen. 

Erf Die neuefle Zeit Hat eine anbere Doctein geſchaffen: bie Behre, bap ca ham 
Stante gegenüber fein felbftänbiges unb mohlermorbenes Reit gebe, bafı ber Giadlir 
wille ſchlechthin abfolut ſei, und daß biefer founeräne Wille allein bie Medis- und, 
Breifeitß« Sphäre ber Kirchen unb Gonfeffionen in jebem Moment, jo mie er cs für 
gut halte, beftimmen könne. 

Das ift bie moberne Theorie; aber biefe Theorie iſt nicht die des pofitiven Redteh, 
fonbern ift eine philofophlice Behauptung, und zwar eine faliche, mit der Natur ber 
Dinge und ber Wahrheit in Widerſpruch ſtehende Lehre, eine Lehre, bie evibent ben 
Umfturz jeber Rechtsorbnung, vor Allem aber eine perpetuirliche Verfolgung des Eprifien- 
tums in fi) ſchließt, das dadurch ber Willfür berienigen preißgegeben wäre, welche 
biefe Theorie erfunden Haben. 

Aufgeftellt aber ift biefe Theorie nicht von einer chriſtlichen Gonfeffion, auch nidt 
von ben hiſtoriſch beftchenden Stantögewalten, fondern von einer bem Ghriftentfum 
und jeber üernatürlichen Religion principle entgegengefepten Philoſophie ober, mens 
man will, von eimer neuen, Im Iegten Jahrhundert zur Macht gefommenen Schule. 

Es läßt fi nicht in Abrede ftellen, daß ber Proteſtantismus zu jener Theorie 
eine gewifle, aber bod nur ſcheinbare Handhabe bot. In ben proteftantifchen Eonfefe 
fionen ift das Kirchenregtment, wenigſtens in Deutſchland, auf bie Lanbeßherren über 
gegangen. Allein nichtsbeftomeniger ift auch nad) proteſtantiſchem Kirchenrechte ſpecifiſch 
wiſchen dem Träger ber Kirhengemalt und ber Staatgemalt zu unterfdeiben. WS 
Träger der Kirchengewalt Hat ber evangelifche Landerherr nach ganz andern Geſeben 
und Marimen zu verfahren, benn als Träger ber Gtaatsgewalt, bie als ſolche nie unb 
nimmer in bie Kirchenſachen einzugreifen das Recht hat und fi firenge Innerhalb ihrer 
Gompetenz halten muß. 

Ganz anders bie neuere Philofophie, welche ſeit dem 18. Jahrhundert in immer 
weiteren Kreiſen und in mannigfaltigen Formen bie Geifter zu beherrſchen anfing. Wir 
wollen dieſen neuen, neben bem Chriſtenthum und im Gegenfag zu ihm aufgelommenen. 
Geiſt den ratlonaliſtiſchen Naturalismus nennen. Sein weſentliches Grunbprindp iſt 
bie Läugnung jeber übernatürlien Offenbarung und jeber übernatürlichen Ordnung. 
Da nun bad Chriſtenthum ganz und gar eine übernatürliche Offenbarung Gottes unb- 
durch Gottes Offenbarung und Gnabentraft geſchaffene Lebensorbnung und bie Kirche 
eben bie Verförperung biefer Lebensorbnung iſt, jo erſcheint bem Nationalismus Chriſten ⸗ 
tum und Kicdhe eben alß ein Wahn, ber eigentlich nicht fein follte, umb auf beffem. 
Vernichtung Bingearbeitet werben müfle. 

Nicht mehr biefer Wahn einer übernatürlicen Offenbarung, fönbern einzig unb- 
allein bie menſchliche Vernunft und bie ihr allein entiprungene Wiſſenſchaft fol des 
Menſchengeſchlecht beperrichen, und biefe Vernunft und Wiſſenſchaft erfennt weber ee, 
Grenze ihrer berechtigten Sphäre, noch eine höhere, gottentiprungene Wahrheit u, ne 
foldjes bie Griftliche Wiffenfchaft tHut. 
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Der höchſte Träger dieſer vom Kriflliden Glauben emancipirten menſchlichen Ver⸗ 
sanft fol nad) biefer Lehre der Staat fein. Nicht das Recht zu ſchützen und bie gefell- 
qaftliche Wohlfahrt zu fördern, noch weniger ber Schuß und bie Förderung des Chriften: 
ums if hiernach die höchſte Aufgabe des Staates; feine Aufgabe ift vielmehr die Ver: 
nirklichung bes Vernunftreiches, Daher auch, wie ſchon bie alten Philofophen träumten, 
f recht eigentlih die Männer dieſer Wiſſenſchaft bie Leiter des Staates fein follen 
mb müflen. - 

| Wie bieje neue Lehre fich das Verhältniß bed Staates ben Religionen und Con: 
feffionen gegenüber denkt, ergibt fi) von felbfi und iſt in unferer Zeit ein öffentliches 
Seheimniß. Der Staat joll fie nah ben Grundſätzen der ungläubigen Vernunft und 
nach den Rückſichten ber Nüslichkeit behandeln. Da nun bie Eriftenz eines chriſtlichen 
und gläubigen Volkes, Hriftlicher Coufeſſionen und insbeſondere ber Fatholiichen Kirche 
immer noch eine nicht zu entfernenbe Thatfache iſt — und da plögliche und gewaltſame 
Wihaffung des Chriſtenthums und ber Kirche unaußführbar und graufam wäre, jo 
hi der Staat ein Doppeltes thun: 

1. Die gläubigen Eonfeffionen und insbeſondere bie katholiſche Kirche durch mög- 
lichſte Einfchränfung ihrer Freiheit und ihres Einfluffe auf die Menſchen und 
bie menſchliche Geſellſchaft mehr und mehr zu einem ruhigen Abfterben bringen. 

. Dur die völlige Lostrennung des gefammten Unterrichts und Erziehungs⸗ 
weſens von der Kirche, durch vollftändige Säcularifirung aller ſocialen Xhätig- 
teiten ber Kirche und ber chriftlichen Confeffionen,, namentlid aud ber Wohl: 
thätigfeitöpflege,, ferner durch die Preffe, durch Wilfenfchaft und Kunft, durch 
bie öfjentliden Vergnügungen, Alles unter Leitung und Förderung bed Staateß, 
und iiberhaupt burch bie gefammte ftaatliche Thätigfeit allmählich das Volk zur 
Herrichaft der bloßen Vernunft binüberfilhren, mo daun endlich der rechte Augen: 
blick kommen wird, mit den letzten Reften des Chriſtenthums unb jeinen tief 
in Geſchichte und Geſellſchaft eingejentten Wurzeln und vielverzweigten Aus⸗ 
geftaltungen aufzuräumen. 

Es wird biefe Darftellung vielleicht bei Manchen Befrembung, ja Mipbilligung 
erregen; für eben jeboch, ber bie wirkliche Weltlage erkennt, ift fie unbeftreitbas, und 
8 if unmöglich, bie gegenwärtige religiöfe Lage richtig aufzufaffen, wenn wir von 
dieſen thatſächlichen Zuftänden und Geiftesrichtungen abfehen wollten. 

Das ChriftenthHum aber, das hiſtoriſche und pofitive Recht, das chriftlide und 
deutfche Bewußtfein weiß nichts von jener unumſchränkten Macht bed Staates und der 
Staatsgefeßgebung den chriſtlichen Confelfionen gegenüber. 

Jener moderne Grundſatz, daß daB Necht ber Kirche nnd ihrer Bekenner lediglich 
auf der ſtets wiberruflicden Gonceffion ber Staatsgewalt beruhe, und ſchlechthin von ber 

jeweiligen Staatsgeſetzgebung abhange, ſteht mit allem chriſtlichen und pofitiven, ins: 
befonbere mit dem in Deutichland geltenden Nechte in Widerſpruch. Ber Verſuch, ihn 
zu verwirklichen, würbe zu einem Umfturz des gefammten pojitiven Rechtes und zu einer 
Berfolgung be3 ChriftentHums führen, 

IX. Wir gehen über zum Vorwurfe ber Reichsfeindlichkeit und der Staatsgefähr⸗ 
lichkeit der katholiſchen Kirche. 

Was vor Allem den gegen bie beutfchen Katholifen und den katholiſchen Klerus 
erhobenen Vorwurf ber Reichsfeindlichkeit, ber Baterlanbsfeindlichkeit, der Staatsgefähr⸗ 
lichteit betrifft, fo fehlen uns Worte, um bie ganze Größe des Schmerzes und Nb- 

ſchenes auszubrüden, welche ſolche Vorwürfe in und hervorrufen. 
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Die deutſchen Stämme, melde Heute noch katholiſch find, haben baB- heut 
Vaterland geliebt und für es geblutet, ehe es eine Kirchenipaltung gab, A man X 
von jener Geifteßfreiheit und Wiſſenſchaft ahnen konnte, welche heute bie Nacht 
ber alten Franken und Sachen, Alemannen, Schwaben und Bayern auf Beaterl 
Iofigfeit anflagt und die Knechtung ihrer Kirche beantragt, bloß weil fie dem Bi 
threr Väter treu geblieben und heute noch wie biefe den Papſt als ihr kirchliches 
haupt verehren. . j 

Die katholiſchen Deutichen haben gerabe fo wie ihre proteſtantiſchen Mitbribe 
in ben Jahren 1813—14 unfer Vaterlanb von ber Frembherrichaft befreien Helfen, med 
in dem letzten Kriege haben alle Stände des Tatholifchen Deutſchlands alle Opfer wi 
gebracht, und haben darum ein volles Recht, auch alle Ehren und Bortheile des Ce 
zu theilen. 

Doch das iſt genugiant gelagt worben, obwohl es eigentlich nicht oft genug 
holt werben Tann. Wir müſſen etwas genauer in's Einzelne eingeben. Die —*5 
find ſich bewußt, daß fie gegen alle ihre Mitbürger ohne Unterſchied ber Confeſſien 
ftets Recht und Frieden geübt und nie ihre Ehre angetaftet, fie nicht wegen ihrer Ges 
finnungen verbächtigt, fie niemals als landes- ober ſtaatsgefährlich denuncirt ober gar 
auf Schmälerung ihrer ſtaatsbürgerlichen und religiöjen Rechte und Freiheiten ange 
tragen haben. Sie müffen aber mit Schmerz eB ausfpreden, daß ihnen nicht immer 
unb überall gleiche Behandlung zu Theil wurde, 

Schon im Anfange des Jahrhunderts folgte unmittelbar auf bie Befreiungskriege. 
ähnlich wie auf bie neueften gemeinſam erfochtenen Siege, eine gehäffige und verbadht: 
volle Bewegung gegen bie Katholiken und ihre Kirche. E83 Tam immer mehr auf, 
Deutſchthum und Proteftantismus zu Ibentificiren unb bie heiligfien und berechtigtften 
Gefühle des Patriotismus ohne allen Grund zur Bekämpfung und Beſchädigung des 
Katholicismus auszubeuten. 

So oft die katholiſche Kirche in Deutſchland zur Wiedererringung ihrer in den 
erſten Decennien des Jahrhunderts ſchwer beeinträchtigten Freiheit einen Kampf zu 
beſtehen hatte, wurde fie und wurden die Katholiken als Feinde und Verräther bei 
Baterlandes hingeſtellt. Wurde ja ber ſelige Erzbifhof Clemens Auguſt von Köln, ber 
treueſte Sohn ſeines Vaterlandes, und wurden die Katholiken des Rheinlandes eines 
Bündniſſes mit den Revolutionären Belgiens und Frankreichs beſchuldigt, gerade wie 
wir heute die wahnwitzige Rede von einem Bündniſſe der Katholiken mit der rothen 
Internationale hören mußten. 

Als ber Krieg im Jahre 1866 ausbrach, wurde er ald ein Religionskrieg barges 
ftellt und bie ſchmachvollſten und albernſten Beſchuldigungen gegen bie Katholiten er: 
hoben. Als ber rein polttifche Krieg mit Frankreich ausbrach, war biejelbe Fabel wieber 
da und wurde dur Schrift und Mebe verbreitet, und mit foldem Erfolge, daß faR 
durch ganz Deutſchland Hin, ſelbſtverſtändlich mit abfoluter Erfolglofigkeit, gerichtliche 
Unterfudungen gegen katholiſche Geiſtliche wegen Vaterland3feindlichleit eingeleitet wur⸗ 
den. Es wurde — im himmelfchreienben Wiberfprudde mit aller Wahrheit — biefer 
Krieg ala ein von katholiſchen Parteien, von den Sefuiten, ja von dem Oberhaupte ber 
Kirche angefachter dargeftellt, um durch die Franzoſen das proteftantiiche Preußen zu 
ftürzen. Diefe vor dem Sriege und während besfelben auägeftreuten Fabeln wurben 
nach dem Siege und Frieden weiter gefponnen. Katholiken aller Länder, hieß es, jest. 
zum Sturze bes neuen Reiches verſchworen. Nach Polen Hin, wie nach Frankreich um. 
Belgien folten die Fäden der Verſchwörung geiponnen fein. Das Reich befände w 
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diernach in großer Gefahr und jede Maßregel gegen bie Katholiken müfle durch das 
Geſch ber Nothwehr gerechtfertigt ericheinen. Belege für ſolche Verbächtigungen kann 
man der Natur der Sache nad immer finden. Was einzelne Wortführer eined berech⸗ 
tigten ober nicht berechtigten Particularismus in ber Tagesprefie vorbradhten, was 
fatholiiche Zranzofen in ihrem Schmerz ober in ihren patriotifden Träumen audipradden, 
web einzelne durch das Unrecht, bad bem Papſte und ber Kirche in Stalien wiberfährt, 
ebitterte ober eraltirte Katholiten an Hofinungen ober Befürchtungen äußerten, jebe 


‚ taftlofe Handlung oder Aeußerung eine katholiſchen Geiftliiden ober Laien, Alles war 


bienlih, um jenes Phantom ber Reichs» und Staatsgefährlichfeit der Katholiken plau: 
bel zu machen. 

Und doch wie evibent nichtig und ohne jegliche Stütze find al’ jene Anklagen und 
Leſchuldigungen. Tadellos nah allen Seiten war und ift in ben fo erfchütternden 


. amd verwirrenden Vorgängen unferer Zeit die Haltung der Kirche, die Haltung bes 
Heiligen Vaters. Lebterer hat ſtandhaft gegen das ihm zugefügte Unrecht proteftirt; aber 


eben fo ſtandhaft hat er jede politiiche Parteinahme in dem Kampfe verſchmäht und 
niemals aufgehört, alle Vöolker wie zur Treue gegen Chriftuß und bie Kirche, fo zur 
Gerechtigkeit und zum Gehorfam gegen bie weltlichen Obrigfeiten zu ermahnen. TQTabel: 
lod und über jeben Verdacht erhaben war in allen biefen Zeiten bie Haltung bes Fatho- 
liſchen Kleruß und ber katholiſchen Völker in Deutichland, und was die Biſchöfe betrifft, 
jo glauben fie bis in's Kleinfte alle Pflichten, bie ihre Stellung ihnen auflegte, gegen 
Fürſt und Vaterland, gegen Reich und Heimath erfüllt zu haben. 

Ohne jede thatſächliche Begründung, umgekehrt durch bie Thatſachen gänzlich 
widerlegt find alſo alle jene Anklagen, aus denen man jeht ein Recht herleiten will, bie 
latholiſche Kirche und das kirchliche Leben in feiner Freiheit zu beſchränken und unter 
enge polizeiliche Aufficht zu ftellen. 

X. Allein man bat den Vorwurf der Staatögefährlichfeit gegen die katholiſche 
Kirche auch auf ihre neueften Lehreutſcheidungen gründen wollen. Man bat nämlid) 
in Rede und Schrift behauptet, daß bie fatholifche Kirche durch daB Vaticaniſche Decret 
über den Primat und deffen Lehranıt ſtaatsgefährlich geworben fei. Hier ift hervor⸗ 
jubeben, daß dieſe Beſchuldigung zwar auch von proteſtantiſchen GSchriftftellern, vor 
Allem aber in ber gehäſſigſten Weiſe von jenen Tilfidenten ber Tatholifchen Kirche ers 
hoben wurbe, welche dem Vaticaniſchen Eoncil die Anerfennung verfagt und baburd), 
wie wir oben näher ausgeführt, von ber katholiſchen Kirche fich getrennt haben. 

Es wäre über Alles beklagenswerth, wenn bie leidenſchaftlichen und unmwahren 
Veſchuldigungen biefer mit ber Kirche zerfallenen Männer ben minbeften Einfluß auf 
bie Reichd: und Stadis:Regierung üben würden. Es ift bier nicht ber Ort, um alle 
ine Mißdeutungen und unberechtigten Anwendungen theologiicher oder canoniftifcher 
Voetrinen und der für bie Gegenwart unanmwendbaren Thatſachen lang vergangener 
Geſchichtsperioden zu beleuchten, woraus man jene Anfchuldigungen zu rechtfertigen ſucht. 
Wir wollen vielmehr all’ diefem Gerede nur wenige Sätze entgegenftellen. 

1. Die Tiffidenten behaupten, durch das VBaticanifche Decret fei dem Papſte eine 
abſolute Macht verliehen, nach feinem Belteben neue Dogmen zu maden, neue Sitten: 
lehren aufzuftellen, bie Verfaſſung ber Kirche nad) feinem Belieben zu ändern. Das 
Beaticanifche Decret felbft, ver Papft, alle Bilhöfe der ganzen Welt, alle katholiſchen 
Theologen und die ganze Fatholiiche Ghriitenheit verabſcheuen eine joldde Behauptung 
und verwerien fie al3 einen unfinnigen und unfatholiihen Irrthum, bezeugen vielmehr, 


Daß weder ber Bapit, noch das Concil, noch irgend Jemand an ber überlieferten Tathos 
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Hidden Glaubens und Sittenlehre das Minbefte zu Anbern befugt if. Weil‘ 
nach ber weltbefannten katholiſchen Glaubensregel bie authentiſche and deſiultive 
zeugung und Erklärung ber katholiſchen Glaubens» und Sittenlehre nicht bew 
urtheil, jonbern ber von Chriſtus eingefeßten Lehrantorität zu. 

2. Jene Diffibenten behaupten, daß durch bie Lehre von ber pupſtlichen 
und Unfehlbarkeit bie Souveränetät umb Sicherheit ber Staaten gefährbet fel, 
nun ber Papft Oberherrſchaft über alle Fürſten und Staaten in Anſpruch nehwe, über 
doch jeden Augenblid in Anſpruch nehmen unb als Dogma ausſprechen Kärme. | 

Der Bapft aber und mit ihm bie gefammte Kirche anerfennt nidht bloß mit 

ten, fonbern durch eine fich ſtets gleich bleibende Prariz die Selbſtändigkelt aller Stauien 
ohne Unterſchied ihrer Verfaſſung und die Souveränetät ber Fürften und ſonſtigen 
ften Staatsgewalten. Die Kirche verpflichtet beigleichen alle Untertbanen zum 
haften Gehorfam gegen ihre weltlichen Obrigkeiten, und Pius IX. bat, wie feine Wer 
gänger, biefes Gebot Chriſti und ber Apoftel, jeber beftehenben Gewalt wegen @ott ge 
borfam zu fein, wiederholt und auf's Nachdrücklichſte eingefhärft und jebe Rebelllon 
aufs Entichtebenfte verworfen. Der Apoftolifde Stuhl bat ſtets in ber loyalſten Weiſe 
und mit aller fhulbigen Rüdfiht ben Staaten gegenüber gehanbelt, geſchloſſene Ber 
träge gehalten, Iebiglih bie Grundſätze bes katholiſchen Glaubens unb bie Selbftänbig« 
feit der Kirche in kirchlichen Dingen mit vollkommener Berückſichtigung aller beftehenben 
Berhältniffe und ber Wünſche ber Regierungen geltenb gemacht. 

Wir glauben bier wieberholen zu follen, maß wir bereit3 in einem gemeinfamen 
Hirtenſchreiben vom Mai v. 3. feterlich ausgeſprochen haben, daß bie Fülle ber geiſt⸗ 
lien Gewalt, welche ber Gottmenſch zum Heile der Seelen unb zur Orbnung feines 
Reiches auf Erben in ber Kirche Hinterlegt und bem HI. Petrus und feinen Nachfolgern 
anvertraut bat, keineswegs eine ſchrankenloſe if. „Diefelbe iſt vielmehr beſchränkt durch 
bie geoffenbarten Wahrheiten, durch das göttliche Geſetz, durch bie von Gott gegebene 
Berfaffung ber Kirche; fie ift beſchränkt durch ben ihr gegebenen Zweck, welcher ift bie 
Erbauung der Kirche, nicht ihre Zerflörung; fie iſt beſchränkt durch bie göttliche geoffen⸗ 
barte Lehre, daß es neben ber kirchlichen auch eine bürgerliche Ordnung gibt, neben ber 
geiftliden auch) eine weltliche Gewalt, welche ihren Urfprung von Gott hat, welche in 
ihrer Ordnung bie hoͤchſte if, und welcher man in allen fittlih erlaubten Dingen um 
bes Gewiffens willen gehorchen muß.” 

3. Was aber bie abſtracten Theorien über das Verhältniß zwiſchen Kirche unb 
Staat betrifft, fo kann nichts unberechtigter und unbilliger fein, al aus ber Inter 
pretation, welche Gegner ber Kirche von einzelnen Aeußerungen aus vergangenen Jar: 
hunderten ober von wiſſenſchaftlichen Grörterungen Tatholifer Theologen, Ganonifen 
ober Philoſophen geben, Folgerungen zu ziehen, bie mit ber ganzen in allen Öffentlichen 
Acten befolgten Hanblungsweife ber Kirche ben Staaten gegenüber in vollem Biber 
ſpruch ſtehen. 

4. Aber noch mehr. Jene moberne Theorie, welche ben Staat als das Reid ber 
Bernunft und als ſchlechthin omnipotent betrachtet, erflärt felbft ſolche Wahrheiten für 
ſtaatsgefährlich, die Far im Worte Gotted enthalten find, unb worin bie glänubigen 
Ehriften aller Seiten, aller Länder und aller Belenninifje ftetS übereinftimmten. So 
lange es ein Chriftenthum gibt, wurbe gelehrt unb geglaubt, daß Chriftuß eine Kirde 
geftiftet bat, daß bie Kirche vom Staate verſchieden if; bag bie Bewahrung ber Lehre 
Chriſti, die Hanbhabung feines Geſetzes, die Verwaltung feiner Gnabenmittel von Gott 
der kirchlichen Autorität und nicht ber Staatsgewalt anvertraut if; daß ber Chriſt in 
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Sachen ber Religion nicht dem Staate, ſondern ber Kirche Gehorfam ſchuldet; daß bie 
Lenker ber chriſtlichen Völker vor Gott verpfliätet find, das Chriftenthbum und bie 
Kirche nicht zu ſchädigen, fonbern zu ſchützen, und deßhalb auch bie Wahrheiten bes 
Chriſtenthums und bie Geſetze der Kirche in ihrer Handlungsweiſe zu berüdficdhtigen. 
Ale diefe Grundſätze folgen mit Nothwendigkeit aus ber chriſtlichen Weltanſchauung. 
88 it eben darum ein Uebermaß von Ungebühr, wenn dieſe Grundſätze von Seiten 
einer undriftlicden Weltanihauung als ftaatägefährlich bezeichnet werben. 

Uebrigens ift es ſehr zu beklagen, wenn überaus ſchwierige, auch von ber katho⸗ 
Eichen Kirche nicht entjchiebene Fragen ohne jegliche Noth in Öffentliche Discuffion ge⸗ 
zogen und dadurch bie einfachiten Berhältniffe verwirrt und bie Gemütber aufge: 
wgt werben. Aber eben fo menig iſt e3 zuläffig, eine Gefahr für Deutichlandb ober für 
andere Eonfeffionen aus Hriftlichen und Fatholifchen Grundſätzen ableiten zu wollen, bie 
für rein katholiſche Nationen, in denen bie Einheit des Glaubens befteht, ausgeſprochen 
wurden. Nur darf man umgekehrt der Kirche nicht zumutben, Grundſätze, bie für ge 
gebene Berhältnifie durchaus berechtigt und maßgebend find, ober gar abftracte Theo: 
tien des modernen Liberalismus als abfolute Wahrheiten anzuertennen und ihnen zu 
Lieb chriſtliche Principien zu verläugnen. 

Endlich flellen wir jenen aus angeblichen oder wirklichen Tatbolifhen Thorien 
über das Verhältnig zwiſchen Kirche und Staat, ſowie ben aus ber höchſten Lehrautorität 
deB Bapfteß bergeleiteten Verbächtigungen noch bie einfache Bemerkung entgegen: 

Die Grundfäße und Marimen des Apoftolifden Stuhles find Beute ganz biefelben, 
wie zu ber Zeit, als bie beutfchen Regierungen mit ihm über bie Ordnung ber fird- 
lichen Verhältniſſe unterhanbelten und Verträge ſchloſſen. Was follte daher Heute ben 
Staat abhalten, in gleicher Weife die kirchlichen Verhältniffe zu ordnen? 

Die Katholiten In Deutfchland verlangen nichts für ihre Kirche, als jene Selbft- 
fänbigfeit und Freiheit, bie fie von jeher rechtmäßig in Anipru nehmen konnten und 
die fie ohne Gefährde bis in bie neueite Zeit befeflen haben. Nur Ausnahmegefeke, 
Raatlicde Bevormundung in Firhlichen Dingen, Behinderungen im freien Belenntnifje 
ihres Glaubens und in ber freien Bethätigung ihres religiöfen und kirchlichen Lebens 
müffen fie zurũckweiſen. 

Der katholiſche Theil der deutſchen Nation ift mit Ausnahme einer verhältniß- 
mäßig fehr Pleinen Zahl, bie entweber gänzlich ungläubig geworben, ober body bie ka⸗ 
tholiſchen Glaubensprincipien aufgegeben, feinem Fatholifchen Glauben auß ganzer Seele 
treu ergeben. Wir Bifchöfe wilfen und mit dem gefammten Kleruß unb mit bem ge: 
fammten katholiſchen Volke vollfommen einig im Glauben und in allen Grundſätzen 
besielben. 

Wir Fönnen nun nicht glauben, baß bie Regierung bed deutſchen Reiches und 
bie Regierungen ber deutſchen Einzelländer entfchloffen fein follten, in Behandlung der 
katholiſchen Kirche fi von Principien leiten zu laffen, deren Folgen — wie fich bie 
Regierungen felbft unmöglich verhehlen können — für bie beutfchen Katholiten und für 
daß deutſche Vaterland die traurigftien Zuftände herbeiführen müßten. 

Wir Hoffen vielmehr, daß man uns, unferem Klerus und bem katholiſchen Volke 
gegenüber von dem Mißtrauen zu ber Ueberzeugung zurückkehren wirb, baß unfer katho⸗ 
liſches Gewiſſen für Fürft und Vaterland bie feftefte Bürgfchaft der Treue und des Ge: 
horſams ift, und dag bie Regierungen e8 als ihre Pflicht anerkennen werben, bie katho⸗ 
liſche Kirche in dem ungeſchmälerten Genuſſe jener Selbftänbigfeit und Freiheit zu er: 
Halten und zu fügen, bie ihr nach göttlihem Mechte gebührt, bie fie feit unvorbent: 
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lichen Zeiten in Deutſchland beſeſſen, und auf deren Beſth fie im Deutflanb » siehe 
Rechtstitel erworben Hat. 

Kraft diefer Freiheit und Selbſtändigkeit ber katholiſchen Kirdde in Deutilanb 
nehmen wir e8 al3 ein unbeftreitbares Recht berfelben in Anfpruch, daß Btidgäfe, ba 
bie Geiſtlichen ber Kathedral-Kirchen unb die Seelſorgs⸗Geiſtlichen nur nah ben Ge 
ſehen ber Kirche und nad ben zu Recht befiehenden Vereinbarungen pwiſchen Kirdfe 
und Staat ernannt werben. 

Nach eben biefen Gefetzen unb Vereinbarungen aber kann weber von unB, nedh 
von bem Fatholifchen Volke ein Seeljorger ober Religionslehrer als rechtmäßig angeſchen 
werben, ber nicht von feinem zuftänbigen Biſchofe, und niemals kann von uns unb oews 
Tatholifchen Volke ein Biſchof als rechtmäßig anerfannt werben, ber nicht vom Papfte 
feine Senbung empfangen hat. 

Auf dem gleihen Grunde ber Kirchengefeße und der Vereinbarungen zeifdien * 
Kirche und Staat beanſpruchen wir als ein unveräußerliches Recht, daß ber Berker 
ber Bifchöfe mit dem Apoftoliihen Stuhle und mit den Gläubigen unbebinbert bleibe. 

An gleiher Welfe nehmen wir für und und alle Katholiten bag Recht in Anfprud, 
überall in Deutfchland unferen heiligen Tatholtihen Glauben in feiner ganzen Integrität 
allzeit frei zu befennen, und nach feinen Principien zu richten und in feiner Weiſe ge= 
nöthigt zu werben, Solde in unierer kirchlichen Gemeinfchaft zu bulben, bie nit in Allem 
bem katholiſchen Glauben zuflimmen und ber kirchlichen Lchr-Autorität fih unterwerfen. 

Jede Beeinträchtigung ber freien Ausübung unjered Cultus, fowie eine jebe Beeins 
träddtigung ber freien Bewegung unjered religiöfen Lebens, und in nothwendiger Folge 
hiervon eine jebe Beeinträchtigung ber Freiheit bed Drdenslebend unb ber religiöfen 
Genoſſenſchaften müſſen mir als eine Verlegung bed Weſens unferer Kirche und ber 
garantirten Rechte betrachten. 

Ebenſo bezeichnen und beanſpruchen wir als ein weſentliches und unveräußerliches 
Recht der katholiſchen Kirche die volle freiheit berfelben, ihre Diener ben kirchlichen 
Geſetzen gemäß zu erziehen, fomwie nicht bloß jenen Ginfluß ber Kirche auf bie katho⸗ 
liſchen Schulen — Volksſchulen, Mittels und Hochſchulen —, welcher bem katho⸗ 
liſchen Volke die katholtihe Bildung und Erziehung feiner Jugend an biefen Säulen 
verbürgt, jonbern wir nehmen für bie Kirche auch bie Freiheit in Anſpruch, eigene An⸗ 
falten zur Pflege der Wilfenichaft nach katholiſchen Principien zu gründen, zu befigen 
und jelbftändig zu leiten. 

Enbli behaupten und vertheibigen wir ben geheiligten Charakter ber chriſtlichen 
Ehe als eines Sacramentes ber katholiſchen Kirche, ſowie bie Rechte, welche ber katho⸗ 
liſchen Kirche kraft göttlicher Anorbnung in Bezug auf dieſes Sacrament zuftehen. 

Dieß iR das offene und einmüthige Zeugniß, bad wir vor Gott, vor bem wir 
einft von ber Verwaltung unferes Hirtenamted Rechenſchaft zu geben Haben, unb vor 
aller Welt öffentlich und feierlich abzulegen uns gebrungen fühlten. Wir glauben gethan 
zu baben nach ben Worten ber heiligen Schrift: „credidi propter quod locutus sum.* 
Die bier von und ausgeiprochenen Grundſätze werben immerbar bie Richtſchnur unjereß 
Handelns jein, und wir erachten und verpflichtet, dafür jebes Opfer, auch das ſchwerſte, 
zu bringen, denn es find bie Grundſätze, die und unfer göttlicher Lehrmeifter felbft gelehrt, 
ber gejagt hat: „Gebet bem Kaifer, was bed Kaiſers, und gebet Gott, was Gottes if.” 

Fulda, den 20, September 1872.” 

' (Namen fämmtlicher beutichen Bilchdfe.) 


— 11 — 


79) Aufruf des Vorſtandes des Vereins der dentfchen Katholiken an die 
Katholiken Dentfchlands vom 8. Inli 1872. 


„An die Katholiken Deutſchlands! 


Die Lage ber beutfchen Katholifen ift unverkennbar eine fehr ernite gemorben. 
Mer fich darüber bis jest einer Taufchung hingeben Fonnte, ben müffen die jüngften 
Ereigniſſe endlich belehren. Tage find über das fatholiiche Deutichland hereingebrocdhen, 
wie fie von den treuen Söhnen ber Kirche, welche in ben Schlachten des letzten Krieges 
für das Vaterland bluteten, nicht geahnt werben fonnten; Erfahrungen haben bie Ka- 
tholifen gemacht, welche einen beflagenswerthen Mißton in den Siegesjubel bed neuen 
beutiden Reiches bringen mußten. Wir leben in Zuftänden, melde man Verfolgung 
ber Kirche zu nennen berechtigt if, felbit wenn bie kirchenfeindlichen Blätter nicht 
täglich von dem „Vernichtungsfampfe” ſprächen, welcher gegen bie Kirche geführt 
werben fol. 

Man begünftigt Spaltung und Abfall in ber katholiſchen Kirche, jelbit auf bie 
Gefahr Hin, dem gläubigen Volke ſchwer zu ſühnendes Aergerniß zu geben, und Sacri⸗ 
Iegien gleihfam zu autorifiren, welche bie bereit3 drohenden Strafgerichte Gotted noch 
Ihredlicher herausfordern. Man mifcht ſich von Staatsmegen in bie Iehramtliche Thä- 
tigkeit der Kirche und maßt fi die Befugniß an, über den meientlichen inhalt ber 
katholiſchen Lehre zu enticheiben: man bezeichnet einen Glaubensſatz, welchen wir Ka- 
tholifen als göttlich geofienbarte und von ber Kirche auf ökumeniſchem Concil feierlich 
verfündete Wahrheit fefthalten, als im Wiberfpruch mit dem menichlichen Rechte, ben 
Forberungen ber Zeit und ben Staatögejegen fiehend, und deßhalb als ſtaatsgefährlich. 
Die Biſchöfe, melde jolhem Vorangehen ber Staatsgewalt mit apoftoliihem Muthe 
miberfieben, behandelt man als Uebertreter bed Geſetzes, fucht die Wirkungen ihrer 
richterlichen Gemalt zu vereiteln oder wenigftend zu ſchwächen, und ftellt ihnen, als 
angeblich unbotmäßigen Unterthanen, Proces und Temporalieniperre in Ausfiht. Dan 
verkehrt in folder Weife die dem chriſtlichen Staate obliegende Pflicht, die Kirche zu 
Tüten, in die abfolute Gewalt iiber bie Kirche, 

Damit wir aber über bie Tragmeite der firchenfeindlicden Anftrengungen nicht 
Tänger im Unflaren bleiben, entzieht man ber Kirche ihr heilige taufenbjähriges Recht 
auf bie Schule, deren Gründerin fie ift: man taftet fogar ihre göttliche Miſſion auf 
bie Erziehung überhaupt an. Daneben werden Ausnahmegefege gegen ben Klerus er⸗ 
laſſen. Auf dem Reichstage felber ruft man bie gerechte Entrüftung von Millionen 
Katholifen wach, indem man zur wahren Schmach des Jahrhunderts und zum Hobne 
alles Rechts die ehrwürbigen Orden ber katholiſchen Kirche verfolgt; insbeſondere aber 
bie ſegensreich wirkende Gejellichaft Jeſu durch längſt miberlegte Verleumbungen auf’8 
Neue verbädtigt, dem ungerechteſten Haſſe preißgibt, und mit Hintanſetzung alles 
Billigkeitgefühls darauf ausgeht, die gefeierten Prediger der Wahrheit, die trefilichen 
Erzieher ber Jugend, die gründlich gebildeten Gelehrten, bie fledenlos reinen Mriefter, 
bie barmherzigen Samariter bed jüngften Krieges, ald gefährlichen Auswurf der Geſell⸗ 
ſchaft vom deutſchen Boden zu verjagen. 

Dabei wird bie firchenfeinbliche Prefje zum Kampfe gegen und förmlich organifirt; 
ihr läßt man den zügellojeiten Spielraum, die Katholifen zu verbächtigen, zu verleum: 
den, ihr Oberhaupt zu verhöhnen, die ehrmwürbigften Snftitutionen ber Kirche zu bes 
ſchimpfen, Spott zu treiben mit Allem, was uns heilig ift! 

Sp müffen wir ed uns denn von Tag zu Tag bewußter werben, felbft wenn es 
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uns bie Gegner nicht von ber Tribüne bes Parlamentes guriefen, und im. kewnsifäheg 
Tageblättern unaufhörlich wieberholten, bag ber Kampf ber. Gegenwart gegen 1 
Eriftenz ber katholiſchen Kirche in Dentichland überhaupt gerichtet IR. 

Der Staat, das heißt jener Staat, wie ihn die Gegner ber geoffenbarten Rellgion 
und ber Kirche fi mit Willkür conftruiren unb mit Leibenfchaft zur Geltung zu bringen 
ſuchen, leidet feine geiftige Macht in feinem irdiſchen Bereiche, welche ihm bie Wehrheit 
fagt, wenn er irrt, jein Unrecht rügt, wenn er frevelt. . 

Wir dagegen fiehen feft in unferen kirchlich⸗politiſchen Grunbfägen, melde un 
Vernunft und Glaube lehren. Wir halten baran, daß es auf Erben zwei Gewelkg 
gebe, bie von Gott zum Helle be Menſchengeſchlechtes beflellt find; daß es aber Kar, 
Wille Gottes ift, beffen Fügung bie irdiſche Orbnung im Staate ihr Tafeln verbaut, 
und beffen Gnade bie Heilorbnung in ber Kirche geftiftet bat, beibe Orbnungen nicht 
getrennt zu fehen, fonbern vereint zur Herftellung des großen chriſtlichen Gemeinweienf, , 
welches über ben ganzen Erbfreis ſich zu erftreden beftimmt ifl. Das richtige Ber 1 
hältnig von Staat und Kirche aber erkennen wir aus ben Zielen, welche beiben geftedt 
find: bort ein Ziel in ber. Irbifchkeit, daB ſich nothwendigerweiſe dem höheren ewigen Stele 
bes Menſchen unterorbnet; bier dieſes ewige Ziel, das unendlich weit über dieſes enb⸗ 
Ihe Dafein hinausreicht, und zu welchem fi) jened verhält, wie das Mittel zum Zwed. 
Darum halten wir feft an ber Welfung bes göttlichen Stifterß unferer heiligen Res 
ligion, bem Kalfer zu geben, was des Kalferd, und Gott, was Gotteß if. Unb wie 
wir und bewußt find, daß ber Glaube bie fichere Leuchte ber Handlungen jebes Eins 
zelnen fei, fo verehren wir auch in bem apoftolifhen Lehramte ber Kirche jene Autorität, 
welche die Völker und bie Fürften in ber Wahrheit bed chriftlichen Sittengeieged unter: 
weißt, und uns mahnt und flärkt, mit ben Apofteln zu fpreden: Man muß Gott mehr 
gehorchen, als den Dienichen. 

Erkennt man bort, wo bie Zügel ber irbifhen Gewalt ruhen, biefe Grundſähe. 
daB wahre Fundament aller bürgerlichen und ftaatlihen Ordnung, nit mehr an, fo 
müffen wir um fo mehr mit allen uns geſetzlich zu Gebote ſtehenden Mitteln Anertens 
nung zu erringen beſtrebt fein: einerjeitß um ber Kirche die ihr von Gott verliehene 
Freiheit und Selbflänbigkeit, und damit den Wirkungskreis ihrer göttlichen Milfton zu 
wahren; anbererfett3, um nach Kräften dazu beizutragen, daß ber Auflöfung und Zers 
feßung der bürgerlichen Ordnung, welche bei ber Herrichaft der entgegengejegten Grund⸗ 
fäte unausbleiblich eintreten werben, ein Damm entgegengeftellt werbe. 

„Für Gott und Vaterland“ fol unfer Wahlſpruch fein In dem Kampfe, zu bem 
wir uns in biefem ernften Augenblid erheben. 

Aber nur durch Einigkeit können wir zu fiegen bofien; bewegen müffen bie far 
tholiſchen Männer Deutſchlands ſich über Die Grundſätze verfländigen, welche ihr öffent: 
liches Wirken zu Ieiten haben. Sie müflen fich zu gemeinfamen Handeln vereinigen, 
um auf das politifche Leben gebührenden Einfluß zu üben. 

Nur durch eine fefte und umfaflende Organifation find wir im Stande, unfere 
Preſſe gegen bie Uebermacht der Gegner zu fügen, bei ben politifchen Wahlen unfere 
Stimme zur Geltung zu bringen und unferen Interefien bei ben Regierungen Gehör 
zu verichaffen. 

Um eine ſolche Einigung aller beutfchen Katholiken zu fchafien, ift jüngſt im 
Mainz ein Berein gegründet worden, beffen Statuten ber unterzeichnete Vorſtand vers 
Öffentlicht. Alle katholiſchen Männer Deutichlands, denen bie Freiheit ber Kirche nicht 
minber als bie Wohlfahrt des Vaterlandes am Herzen liegt, werben zum Beitritt eingeladen. 


ir 
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Die heiligſten Güter find in Gefahr. Erheben wir uns alfo als treue Söhne ber 
Kirche und bes Baterlandes. Kämpfen wir unermübli, unerihroden für Recht und 
Bahrheit. Recht muß Recht bleiben und ber endliche Sieg ift der Wahrheit. 


Mainz, den 8. Juli 1872. 
Der Vorſtand bes Vereins der deutfhen Katholiken: 


Freiherr Felir v. Los in Terporten bei Goch, Präfident. Reichsrath Freiherr 
». Srantenftein in Ulftabt bei Tangenfelb, Bayern, Vicepräfibent. Kaufmann Joſ. 
Nie Rade in Mainz, 1. Secretär. Kaufmann Eugen Haffner in Mainz, 2. Ser 
entär. Oberrechnungsrath Bade in Darmftabt, Rendant. Friedrich Baudri in 
Köln, Mitglied des Directoriumd. Fürft Karl zu Iſenburg in Birftein, Mitglieb 
des Directoriumb. Freiherr Kranz v. Wamboldt in Groß-Umſtadt, Mitglieb bes 
Directoriums. Graf Ludwig v. Arco-Zinneberg in Münden. Inſpector Dies 
fenbach in Sachſenhauſen (Deutfches Haus). Johann Falk III. in Mainz. Rechts⸗ 
enwalt Fiſcher in Paderborn. Domcapitular Dr. Haffner in Main, Dr. Jung 
in Kleinheubach. Legationsrath a. D. von Kehler in Berlin, Potsdamerſtraße 64. 
greiherr Fritz v. Ketteler in Schwarzenraben bei Paderborn. Advocat⸗Anwalt Joſ. 
Lingen in Aachen. Domcapitular Dr. Molitor in Speyer. Freiherr v. Schor: 
lemer in Alſt bei Horſtmar in Weftfalen. Graf Cajus zu Stolberg:-Stolberg 
in Brauna bei Camenz, Sachſen. Graf Wilderich vo. Walberdorff in Molsberg 
bei Walmerod, Naſſau.“ 


80) Reſolntionen der Generalverſammlung der Katholiken Dentſchlands | 
zu Alainz vom 12. September 1872. 


„1. Die Generalverfammlung hält e8 vor Allem für ihre Pflicht, im Namen ber 
Geregtigfeit und ber Religion den Proteit zu wieberholen, welchen bie Katholiken 
Ventihlands bei früheren Veranlafiungen gegen die frevelhafte Entthronung des Heis 
figen Bater8 und bie damit verbundene Schädigung ber Nechte des Heiligen Apoſto⸗ 
den Stuhles und der gefammten katholiſchen Chriftenheit erhoben haben. 

3. Die Seneralverfammlung erflärt das Unterfangen ber römiſchen Localregierung, 
bie Generalate ber Orden, welche dem Heiligen Stuhle in der Regierung ber geiammten 
Kirche unentbehrlihe Dienfte leiften, aus ihren Wohnbäufern zu vertreiben und ihre 
Selehungen zum Papſt zu erichweren, als eine rechtswidrige Gewaltthat unb einen 
anerträglicden Gingriff in die auf göttlichem Recht beruhende Freiheit und Selbflän- 
digkeit des kirchlichen Oberhauptes. 

8. Die Generalveriammlung erfennt in dem durch nichts gerechtfertigten Vorgehen 
gegen die Geſellſchaft Jeſu eine unbeilvolle Maßregel, welche bie Freiheit der Gewiſſen 
unb bie Rechte und Intereſſen ber Fatbolifchen Kirche, ſowie bie beihmorenen Gewähr: 
leiſtungen unbeſcholtener Staatsbürger auf’3 Tiefſte verlegt, religiöfen Hader erzeugt 
und das Wohl des deutſchen Baterlandes, das auf der Pflege der Religion wie auf 
dem Frieden der Confeffion beruht, auf das Bedenklichſte gefährdet. 

4. Die Generalverſammlung proteſtirt gegen das behauptete ſtaatliche Schul⸗ 
monopol als gegen eine Verletzung ber Rechte ber Eltern, ber Gemeinde und ber Kirche 

unb forbert für bie chriſtlichen Eltern die Freiheit, ihre Kinder in folde Schulen zu 
fgiden, die ihrer Ueberzeugung entiprechen, unb demgemäß ben ungeichmälerten Fort⸗ 
beſtand der vorhandenen dhriftlichen und confeifionellen Eulen und Lehranftalten. 
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5. Da bie Ehe ber Chriſten eines ber heiligen Sacramente if, berem | ng 
nur ber Kirche zufteht, fo fan die Beneralverfammlung bie ansgeiprodene: — 7 
Deutſchland die ſogenannte Civilehe geſetzlich und obligatoriſch einzuführen, nur uf 
Tiefſte beklagen, zumal dieſes Inſtitut ber religiöſen Geſinnung bes deutſchen Bei 
zuwider und ein Bedürfniß Hierzu keineswegs vorhanden iſt. Der Staat märde 
basjelbe die Achtung vor ber Heiligkeit und Unverletzlichkeit der Ehe abſchwächen, gar 
Manche zu Verbindungen veranlaffen, bie feine wahren und giltigen Ehen ſtab, uk 
unzählige Gonflicte zwiſchen bem Gemiffen und der Gefebgebung, ſowie zwiichen Aefi 
weltlichen und kirchlichen Obrigkeit hervorrufen. Im Interefie ber Religion umb € 
lichkeit, im Intereſſe bes Friedens In den Familien, nicht minder wie in bem bei: un 
ſehens des Staates proteſtirt bie Generalverfammlung gegen bie Einfäfeung ı — 
ſolchen Geſetzes und bie damit verbundene Abſicht, die Führung ber Gintffiaubäre 
ber Pfarrgeiftlichkeit zu entziehen. 

6. Da die katholische Kirche eine von Gott gegründete, vollkommene unb in —— 
eigenen Rechtsgebiet ganz ſelbſtändige Geſellſchaft iſt, weil die Vorſteher der Kirche, der 
Papſt und die Biſchöfe, von Chriſtus dem Herrn ſelbſt mit der kirchlichen Regierungßk⸗ 
gewalt außgeftattet find, jo bat die weltliche Macht nicht bad Recht, in bie Juris⸗ 
dictionsgewalt des Heiligen Vaters und des Epiſkopats oder in bie denſelben allein 
zuſtehende Handhabung ber kirchlichen Disciplin, in das kirchliche Strafe und Aus⸗ 
ſchließungstecht ſtörend einzugreifen, ober darüber bie Biſchöfe zur Verantwortung zu 
ziehen. Die Generalverſammlung ſieht in jedem ſolchen Verſuche einen Uebergriff in 
ein dem Staate fremdes Gebiet und ſomit eine ſchwere Verletzung der Gerechtigkeit. 

7. Nach dem katholiſchen Glauben beſitzt der Papſt die Fülle der von Jeſus 
Chriſtus ſeiner Kirche hinterlaſſenen geiſtlichen Gewalt, ſowohl des ewigen Prieſter⸗ 
thums als des Lehr: und Hirtenamtes. Darum muß die Wahl eines Papſtes eine durch⸗ 
aus freie und den canoniſchen Satzungen entſprechende ſein, wobei nur auf bie 
Intereſſen der Kirche Rückſicht zu nehmen iſt. Keiner weltlichen Regierung als ſolcher 
ſteht hiernach ein Recht auf Einmiſchung In dieſe wichtigſte Angelegenheit ber katho⸗ 
liſchen Kirche zu. Die Generalverſammlung ſieht ſich veranlaßt, gegen jeden Verſuch 
unberechtigter Einmiſchung weltlicher Gewalt im Voraus zu proteſtiren, da leider in 
jüngſter Zeit ſich Stimmen haben vernehmen laſſen, die ohne Rückſicht auf bie For⸗ 
berung bed Rechts und die Lehren ber Geſchichte eine ſolche unbefugte Einmiſchung 
verlangt haben. 

8. Angeſichts der zahlreihen, ebenjo unerwarteten als maßloien Anfeinbungen 
wider bie katholiſche Religion und Kirche, ihre Inſtitute und Diener, jowie gegen ihren 
ganzen jeitherigen Rechtsbeſtand forbert die Generalverfammlung alle von Glauben 
und von Liebe zur Kirche befeelten Katholiken Deutſchlands auf, fich des Wortes Chriſti 
zu erinnern, daß Jeder, ber nicht für ihn iſt, wider ihn ift, fich deßhalb mit Muth 
und Opferwilligkeit zu erfüllen und mit Gleichgefinnten im ganzen Vaterlande zu vers 
einigen, um gemeinfam im Gebet zu Gott und im feften Anſchluß an den Heiligen Apos 
ſtoliſchen Stuhl durch alle geſetzlichen Mittel bie bebrohlichen Angriffe abzuwehren unb 
ben rechtlichen Frieden auf neuer fefter Grunblage wieber zu gewinnen. 

9. Da der wahre Glaube in ber Liebe fi thätig erweiſen muß, fo ſpricht bie 
Generalverfammlung es aus, daß fie an den Notbftänden der arbeitenden Klafien ben 
Innigiten Antheil nimmt und beftrebt ift, fo weit fie e3 vermag, an Befeitigung ber. 
jelben mitzumirfen. Sie legt deßhalb allen Katholiten es an's Herz, daß jeber in 
jeinem Kreife und mit ben ihm zufiehenden Mitteln dahin wirken möge, bat fowehl 
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durch die Gejehgebung und Hülfe bes Staates, al8 auch durch bie Gerechtigkeit und 
Liebe ber Privaten Zuftände herbeigeführt werden, welche dem tüchtigen, fleißigen 
unb fittlichen Arbeiter eine zufriebenftellenbe und geficderte Eriftenz zu gemähren im 
Stande find. 

10. Bei dem unberehenbaren Einfluß, melchen bie Preffe auf die Gefinnung ber 
Bevölkerung und Geftaltung ber öffentlichen Verhältnifie ausübt, kann bie Generalver: 
femmilung es nicht unterlaffen, bie Katholifen Deutſchlands auf's Nachdrücklichſte vor 
den bdeitructiven Blättern politifchen wie fonfligen Inhalt zu warnen, bagegen bie 
Förderung folder Zeitungen und Schriften, welche bie Ereigniffe auf religiöfen:, ſtaat⸗ 
lichem und bürgerlichen Gebiete nah Wahrheit berichten und nach den Grundjäßen ber 
Religion und Gerechtigkeit beiprechen, auf’8 Angelegentlichite zu empjehlen. Indem bie 
Generalverjammlung jenen Rebactionen katholiſcher Zlätter, welche bisher für bie Sache 
ber Kirche eingetreten find, ben mohlverbienten Dank zuerfennt, fpricht fie den Wunſch 
und bie Grwartung aus, daß biefe größeren Zeitungen Immer mehr verbreitet und in 
ifrem Beſtande gefichert werben, daß aber neben benjelben in den einzelnen Bezirken 
Neinere und woblfeilere Localblätter entſtehen, um in alle Kreije ber Fatholifchen Be: 
völferung die richtige Beurtheilung ber Tagesereignijje zu vermitteln.” 


31) Verfügung der einzelnen preußifchen Regierungen in Betreff des Alainzer 
Rutholikenvereins. 


„Aachen, den 13. November 1872. 


Tuch Berfügung vom 7. d. M. haben mir die Kreislandräthe bezüglich bes in 
Rein; gegründeten Verein ber beutichen Katholiken und der zur Förderung besfelben 
Rattfindenden Wanderveriammlungen, deren Tendenzen unzmeifelhaft einen regierung3: 
kindlichen Charakter haben, mit Initructionen verjehen und fie gleichzeitig angewieſen, 
Die Fälle, wo unmittelbare und mittelbare Staatsbeamte fih an den regierungsfeind: 
lichen Agitationen betheiligt haben, jofort bei uns zur Anzeige zu bringen. Indem wir 
men hiervon Kenntniß geben, veranlaffen wir Eie, die Pfarrer in Ihrem Schul: 
inſpectionsbezirke, welche Mitglieder des Schulvorftandes und Schuldirigenten, ober 
Local⸗Schulinſpectoren find, und bie Lehrer darauf aufmerffam zu maden, daß ihre 
amtlide Stellung die Theilnahme an den erwähnten Randerverjammlungen, den Ein: 
tritt in den Mainzer Katbolifenverein als Mitglied wie aud ben Beitritt in jonflige 
Bereine, welche regierungsfeinblidde Zmede verfolgen, unb überhaupt die Betheiligung 
an berartigen Agitationen nicht geftattet, und benjelben nachdrücklichſt zu empfehlen, 
ben agitatoriichen Bewegungen und Bejtrebungen tern zu bleiben. Außerdem beauf- 
tragen wir Sie, bie Lehrer unb Lehrerinnen dahin anzumeilen, daß fie fi) be8 Mit: 
wirfens zur Verbreitung regierungsfeindlicher Schriften durch bie Schule und bie Schul⸗ 
finder zu enthalten haben. 
An die fatholiihen Herren Schulinipectoren. 
Abichrife vorſtehender Berfügung zur gleihmäßigen eigenen Nachachtung unb zur 
Infttuction ber Zehrer. 
Königlide Regierung, Abtbeilung bed Innern. 
An das Rectorat ber ...... zu...“ 
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82) Adreffe des Meinyer Autelkensereins an Japf Pius IK. vom 
12. December 1872. 


„Helliger Vater! 

Es if} Deiner Heiligfeit befannt, wie viele Vereine zum Schuhe und zur ui 
tigen Forderung des Katholicismus ſeit bem Jahre 1848 in Deutſchland dus Lei 
getreten und aufgeblüht find. Diefe Vereine, bie großentheils Deinen Kodjwereiietike 
Namen tragen, wurben von Dir dfterß belobt und beſonders bei ben jährlichen Genersk 
verfammlungen ber katholiſchen Vereine Deutſchlands durch Deinen apoflolifcgen Go 
beftärft und gefeftigt. 

Zu biefen Vereinen ift in ber jüngften Seit ein neuer Binzugetreten, ber (je 
nannte Verein ber beutichen Katholiken, welcher im Juli 1872 zu Mainz 'gegränßet 
mwurbe und alle deutſchen Katholiken in fi aufzunehmen beftimmt iR. 

Es wird Dir nicht unbekannt fein, baß jene früheren Vereine von allen rein 
politiſchen Fragen ſich fern hielten. Heutzutage aber, mo man ber Kirche ihre göttliche 
Verfafſung vollftändig abſpricht und bie Rechte unb Freiheiten, welche feit Jahrhun⸗ 
berten durch bie Staatsgefege und feierlichen Verträge anerkannt und auch zu unferen 
Zeiten im öffentlichen Rechte beftätigt worden, entweber ſchon geichmälert, ober zu ver: 
letzen und umzuftoßen begonnen bat; wo die Kühnheit und Verwegenheit ber Gegner 
von Tag zu Tag zunimmt und fteigt und die Anhänger jener fo oft von Dir gerügten 
unb verurtheilten Lehren Alles zu unterwühlen und nad ihrer Willkür umzubilben be 
firebt find: da find wir nothgebrungen auf ben Kampfplaß getreten, um mit vereinten 
Kräften unfere verwegenen Gegner zu befämpfen. 

Daher haben wir jenen allgemeinen Berein für alle beuticden Katholiken gegründet, 
welcher ſich zur Aufgabe geftellt bat: 

„die Vertheibigung der Freiheit und ber Nechte ber katholiſchen Kirche, und 
Geltendmadung ber chriftlicden Grundſätze in allen Gebieten bes öffentlichen 
Lebens durch alle fittlid und geieglich erlaubten Mittel, insbeſondere durch Aus⸗ 
übung ber verfafjungsmäßig anerfannten und garantirten ftaatBbürgerlichen 
Rechte.” 

Zu unferem tieffien Schmerze müſſen wir jehen, wie jener traurige Irrthum, baf 
bie weltlide Macht für fih allein bie Quelle alles Rechtes fei, unb die Kirche fich ber: 
felben zu unterwerfen und zu gehorchen babe, immer weitere Verbreitung gewinnt. Du 
ſelbſt, Heiliger Vater, Haft nur zu oft gewarnt, und bie tägliche Erfahrung beftätigt 
bieß mehr und mehr, wie gefährlich und wahrhaft verberblich dieſer Irrthum ift. 

Eben darum haben wir auch in unferem Aufruf an bie Katholiten Deutſchlands 
bie Worte gerichtet: Erkennt man bort, wo bie Zügel ber irbifchen Gewalt ruben, biefe 
Grunbjäte, das wahre Fundament aller bürgerliden und ftaatliden Ordnung, nidt 
mehr an, fo müflen wir benfelben um fo mehr mit allen uns gejeßlidh zu Gebote 
ftehenben Mitteln Anerkennung zu erringen befirebt fein: einerfeitB um ber Kirche bie 
ihr von Bott verliehene Freiheit und Selbftänbigkeit und bamit ben Wirkungskreis 
ihrer göttliden Miffion zu wahren, anbererjeit8 um nad Kräften bazu beizutragen, 
daß der Auflöfung und Zerfegung ber bürgerliden Orbnung, welche bei ber Herrichaft 
ber entgegengefeßten Grundſätze unausbleibli eintreten müflen, ein Damm entgegen: 
geftellt werde. 

Biele Taufende von katholiſchen Männern haben ohne Zögern unferem Aufrufe 
Folge geleiftet, und von Tag zu Tag mehrt ſich ihre Zahl, fo daß unfere Gegner biefen 
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erfreulihen Aufſchwung nicht allein mit neidiſchen Blicken, fonbern mit Beſorgniß zu 
derfolgen beginnen. 

Unter biejen Berhältniffen ift e8 boppelt zu beflagen, wenn fogar unter ben Ka- 
tholifen fi Männer finden, bie unferen Verein verdächtigen und ſich nicht fcheuen, ihn 
öffentlich zu tabeln und zu verleumben; body kann uns dieſes um fo weniger beirren, 
alz Du, Heiliger Bater, ſchon zu verſchiedenen Malen perjönlich bie Chriftgläubigen zur 
dbildung berartiger Vereine aufgemuntert haft. 

Deßhalb find wir ber feften Zuverſicht, Du werbeft auch unferem Vereine Deine 
ligung nicht verfagen. Denn zu Wem follten wir befjer in biefer elenben Zeit eine 
Zuflucht nehmen, ald zu Dir, Heiliger Vater, bem Haupte ber ganzen Kirche, bem Stell: 
vertreter Chrifti, Der an Geduld, Stanbhaftigfeit und Starkmuth Allen vorleudtet, ben 
kin Leiden nieberbrüdt, deſſen Zuverſicht unerſchütterlich ift, ber fein Vertrauen auf 
dad allerheiligfte Herz Jeſu Chriſti und die glorreiche, unbefledte Jungfrau geſetzt. Durch 
Deinen Segen geflärtt, werben auch wir unbefiegt bleiben. 

Um biefen apoſtoliſchen Segen bitten und flehen zu ben Füßen Deiner Heiligfeit 

Deine bemüthigften, gehorfamften Söhne. 





Mainz, ben 12. December 1872.” 
(Folgen bie Unterſchriften bed Vorſtandes.) 


83) Antwortfihreiben des Heiligen Vaters vom 10. Sebrunr 1873. 


„Pius P. P. IX. 

Geliebte Söhne, Gruß und apoftolifden Segen! 

Während Wir mit größtem Kummer die Verfolgung ber Kirche fait überall beran- 
wachſen ſehen, gereichte e8 Uns zu großer Freude, daß Ahr, geliebte Söhne, weit ent: 
fernt, niebergefehlagen ober entmuthigt zu fein, vielmehr burch ben feindlichen Angriff 
geftärkt, unbelümmert um bie von allen Seiten brohenden Schwierigfeiten, und obgleich 
felbR einer von Senen, welde Eurem Unternehmen vor Allen Unterflügung gewähren 
follten, Cuch feine Gunft verfagte, einen katholiſchen Verein gegründet habt, welcher, 
über ganz Deutſchland ausgebehnt, dem Angriff ber Feinde mit vereinten Kräften ent⸗ 
gegenzutreten beftimmt ift. 

Euer Berein vermödhte feinen Zweck, die Lehre ber Kirche, wie bad Recht und bie 
Freiheit ber Neligionsübung in allen Gebieten bed Öffentlichen Lebens zu wahren, in 
der Gegenwart wahrjcheinlich nicht zu erreihen, wenn Ihr nicht, über DaB engere Ge: 
biet des religidfen Lebens binausgehend, mit allen in ber Staatöverfaffung Euch ge: 
botenen Mitteln ber übermäßigen Willfür und ben vielen gegen bie Kirche erlaffenen 
ungerechten Geſetzen Widerſtand leiften würdet. 

Fürwahr! Wenn alle Rechte ber kirchlichen Gewalt verlegt werden, wenn bie Frei⸗ 
heit ber Verwaltung bes heiligen Dienſtes unterbrüdt wird, wenn man bem Priefter: 
thum den Mund fließt: dann muß ba8 Fatholifche Volt, geſtützt auf fein heiliges 
Recht, fih zur Vertheidigung feiner Religion erheben, um ben Gegnern auf geſetzlichem 
Boden mit Entfchlebenheit entgegen zu treten und fi) gegen deren Willfür zu ſchützen. 

Diefe über bie Maßen fchlimme Lage ber Dinge müßte für ſich allein genügen, 
jenen fo oft ſchon zurüdgemiefenen und vermworfenen verberbliden Wahn zu zerflören, 
welcher bie weltliche Gewalt als bie Duelle alles Rechtes betrachtet, und deren Allmacht 
ſelbſt die Kirche unterwirft. Wiffen ja doch alle Chriſten, daß Chriſtus ber Herr feiner 
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Kirche alle Gewalt im Himmel und auf Erben, bie ihm felbft verliehen worben , über- 
gab; daß er ihr befahl, alle Völker auf bem weiten Erbenrunde zu lehren, ohne Gr 
laubniß, und ſelbſt gegen das Verbot ihrer Fürften, und daß er über alle Jene — aud 
bie Könige nicht außgenommen —, welche bie Kirche nicht hören umb ihr nicht glauben 
wollen, das Urtheil gejprochen bat. Zu Unferem Schmerz haben Wir baber vernommen, 
daß jener verberbliche Irrthum heutzutage nicht bloß von Anberägläubigen vertheibigt, 
ſondern ſelbſt von einigen Katholiten angenommen wurde. 

Eben darum habt Ihr, bie Ihr in Mitte fo großer Verwirrung von ber gött 
lichen Borjehung zum Schutze ber Kirche und ber katholiſchen Religion, und zur Hälfte 
be3 unterdrückten Klerus berufen wurbdet, Eure Miffton Teineswegs überfchritten, wenn 
Ihr unter feiner Leitung in ber vorberften Schlachtreihe kämpfet; vielmehr Ieiftet Ihr 
bem gefejlelten Klerus in Wahrheit nur einen pflichtſchuldigen Dienft unb eine kinb⸗ 
liche Hülfe. 

Dur diefen Kampf aber tretet Ihr nicht bloß für Eure religidfe Freiheit ımb 
nicht bloß für bad Recht der Kirche ein, fondern auch für Euer Vaterland und für 
die menſchliche Gefelfchaft, welche nothiwendig ber Auflöjung und dem Ruin entgegen 
geht, wenn ihr da3 Fundament ber göttlichen Autorität und ber Religion ent: 
zogen wird. 

Indem Wir deßhalb Gott danken, welcher der ſchwer leidenden und von allen 
Seiten umdrängten Kirche, feiner Braut, durch Cuch und bie anderen Gläubigen bed 
Erdfreifes alfo Hülfe gewährt, beten Wir von ganzem Herzen für Euren Verein unb 
verheißen ihm die mädhtigite himmliſche Hülfe und die reichften Gaben der Gnade, auf 
daß er nicht abweiche von dem rechten Wege, noch der geiftlichen Mutorität ben ſchul⸗ 
digen Gehorfam verfage, noch in dem berben und Iangmwierigen Kampfe ermatte. 

Indeſſen ertheilen Wir als Unterpfand ber göttlichen Gnade und ald Beweis Un: 
jeres väterlihen Wohlwollend Euch Allen und Eurem Unternehmen mit innigfier Liebe 
Unjeren apoftoliihen Eegen. 

Gegeben zu Rom beim hl. Petrus den 10. Februar 1873. In dem 27. Zahre 
Unſeres Pontificats. 

Pius P. P. IX.“ 


84) Proteft des hochw. Biſchofs von Münſter vom 31. December 1872 gegen 
den Gefebentwurf über die Errichtung von Kirchenvorſtünden n. f. w. 


„Die Verfaſſer des Gefeßentwurfs find augenicheinlich von dem Satze außgegangen, 
baß die Fatholifche Kirche in Preußen in corporativer Beziehung bis jeht ohne rechtliche 
Eriftenz geweſen, ihr folche jett erft gemährt werben folle und daher der Staat bes 
rechtigt fei, die Bedingungen und Modalitäten der für fie zu ichafienden Rechtsexiſtenz 
fertzuftelen. Damit widerſpricht ber Entwurf ebenjowopl den evibenteften Thatſachen 
ber geſchichtlichen Entwidelung, als auch dem factiſch vorhandenen Rechtsbeſtande ber 
kirchlichen Verhältniffe; feine Beftimmungen verftoßen gegen die hergebrachte Verfafjung 
der kathokiſchen Kirche, laſſen die beſchworene Verfaſſungsurkunde unbeachtet, verlepen 
bad Recht der Parität und bie einzelnen Paragraphen jogar das natürlide Ge 
ſellſchaftsrecht. 

Der Entwurf befaßt ſich im erſten Theile mit dem eigentlichen Kirchenvorſtande 
und im zweiten Theile mit der Gemeindevertretung, ſetzt ſonach die katholiſche Kirche 
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im ihren einzelnen Parochien ald eine societas ordinata voraus, ohne jedoch dieſem 
Rechtöbeftande bie notwendige Rüdficht angebeihen zu laſſen. 
Es ift Grundſatz des canoniſchen Rechtes, daß das Eigentum am Kirchengute 
— ben Beneficialgütern zum Unterhalt des Pfarrers und der Hülfsprieſter, wie Kirchen: 
fabrifgütern zum Unterhalt der Kirche und bes Gottesdienſtes — den einzelnen Kirchen 
qus pia causa zuſteht, und nicht ben Kirchengemeinden als folchen (Richter, Lehrbuch 
des Kirchenr. 5. Aufl. 6 8015 Schulte, Lehrbuch des Kirchent. 2. Aufl. F 182; Eich: 
Yom, Grunbfäge bes Kirchenr. Bd. II. Buch 7; Walter, Lehrbuch des Kirchenr. 
6 361 f.; Conc. Trid. sess. VII. c. 8. de reform., sess. XXIV. c. 3. ibid. et sess. 
ZXU. c. 9). 
Die Verwaltung ber ben einzelnen Kirchen gehörigen Fabrikgüter führten urſprüng⸗ 
Rd die Pfarrer unter ber Aufficht des Bifchofs. Gegen das breizehnte Jahrhundert kam 
aber, namentlich dort, wo der größere Umfang ber Verwaltung ſolches nothwenbig ober 
wänihensmwerth machte, der Gebrauch auf, bem Pfarrer einige angeſehene und kirchlich⸗ 
gefinnte Gemeinbeglieber (administratores seu provisores fabricae) beizugeben. (Cfr. 
Clement. Quia contigit 2 de religiosis domibus; Craisson, Manuale totius juris 
«anonici tom. 3. Nr. 5309.) ‘Der Zweck dieſer Einrichtung ging vornehmlich dahin, 
den Gemeindegliebern einige Kenntniffe von ber Art und Weife der Verwaltung der 
Sobrifgüter zu vermitteln und jo den Pfarrer bezüglich feiner Adminiftration vor un- 
begründetem Zabel, als gebrauche er etwa das Fabrikgut für ſich ſelbſt u. dgl., mög- 
ÜGR zu fichern, wie auch benjelben von einzelnen, für die Stellung bes Geiftlichen 
weniger paflenden Geſchäften zu entheben. (gl. Bouix, Tract. de parocho p. V. 
$8) Die Annahme und Beftallung diefer Kirchenproviforen erfolgte Lediglich durch 
die firhliche Auctorität, und ihre Thätigkeit unterftand ber bifchöflichen Jurisdiction. 
Daß fie insbeſondere dem Bifchof alljährlich Rechnung ablegen follten, machte das Concil 
von Trient (sess. XXII. c. 9. de reform.) ihnen förmlich zur Pflicht, indem es jeg- 
Üdes Ausnahmerecht diejer Art ausdrücklich aufhob. Dieſer ausſchließlich Kirchliche 
Charakter der Kirchenproviforen fand fo allgemeine und burchgreifende Anerkennung, 
dei man felbft in ber proteftantifchen Kirche, mo doch das Rechtsſubject, principiell ver: 
ſchieden von ber Katholischen Kirche, ausſchließlich ober doch intenfiver in bie Gemeinbe 
gelegt wird, an der Auffaffung fefthielt, die Beſtallung des Kirchenvorftandes als eine 
tein firchliche Angelegenheit zu betrachten. (Horum constitutio est negotium ecclesiae, 
ſagt der Proteftant Georg Ludw. Böhmer in Princ. juris canon. edit. 6. $ 195.) 
Im weitfälifchen Frieden wurde das nod) vorhandene Kirchengut durch verfaſſungs⸗ 
mäßige Zuficherungen von Seiten ber Staaten gegen jebweben Eingriff feierlich gewahrt 
und das Recht ber constitutio provisorum ber katholiſchen wie evangelifcyen Kirche als 
ein annexum religionis ausdrücklich gemwährleiftet (Instr. pacis Osnabrug. art. V. 
848, art. VIII. 8 1, art. V. 8 7. 80. 31) und going bieje8 Nechtöverhältnig in bie 
neuere Zeit über (G. L. Böhmer 1. c. $ 102 unb De finibus jurisd. imperial. quoad 
in causis ecclesiae in ejus observationibus juris canon. p. 154 sq.; Pütter, Rechts⸗ 
fälle 3b. III. Thl. I. Responsum 264; R.-Deput..Receß vom 25. Yebr. 1803. $ 63). 
Auch thatſächlich it in der Diöcefe Münfter diesjeitsrheintichen Antheild — vom 
jenfeitigen linksrheiniſchen Antheil ift weiter unten beſonders die Rede — ber Kirchen: 
vorftand, was deſſen Einrichtung und Beaufjichtigung anbelangt, bis jett ſtets als ein 
rein Firchliches, zum Reffort des Biſchofs gehöriges Organ betrachtet und ald Gegen: 
Hand der Synobdalbecrete behandelt worben. 
Das preußiiche Allgemeine Landrecht ijt im Jahre 1815 in Betreff derjenigen 
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Materien, worüber ber Code Napolson feine beſondere Beftimmungen t 
dieſes rüdfichtlich des Kirchenvermögens unb der Kirdienvorjtänbe ber Fall if, 
darüber provinzialrechtlich durch Herlommen ober befonbere Ginrichtungen 
beftanden, nur als fubfibiäreß Recht eingeführt (cfr. Publications-PBatent vom 
tember 1814. $ 2). 

Bei Einführung des Allgemeinen Landrechts im Jahre 1815 konnte auch 
einmal baran gebadjt werben, bie im weſtfäliſchen Friedensſchluſſe gegebenen 
Beftimmungen zu befeitigen, ba beren Kechtszuſicherung in ber deutſchen 
ausdrũdlich mieberholt mar!. DaB Kirchen und Beneficial-Bermögen hat 
Biefigen Didcefe, und namentlih auch zur Zeit, als bie Perfafjungss 
81. Januar 1850 gegeben wurde, als Kirchengut Im eigentlichen Sinne gegolten, 

Die Berfaffungdurfunbe verorbnet im Artifel 15: 

„Die evangeliſche und Römiſch-katholiſche Kirche, ſowie jebe anbere Mel 
gefelihaft, orbnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbftänbig und. bi 
Befige unb Genuffe ber für ihre Euftuß«, Unterrichts und Wohlthätigfeitsgwede 
beftimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds.“ 

Der Artikel 15 jagt hier ausbrüdlih: die Römijch-tatholiiche Kirche ordnet umb 
verwaltet ihre Angelegenheiten felbflänbig. (Ofr. Peter Reichenfperger im Archiv für 
tatholiſches Kirhenreht Bb. XI, ©. 60 f., und insbeſondere auch bie betreffenben 
ſtenographiſchen Berichte) Werben zur Durchführung bes Artifels 15 ber Verfajfungs: 
urkunde noch Specialgefege für nothwendig erachtet, ſo muß babei body unbebingt ber 
Grundſad gelten, baß feine foldje Speclalgefege hintenbrein gemacht werben bürfen, 10 
durch bie Selbftänbigkeit ber Kirche fogar noch weit unter daß Niveau, auf bem fie vor 
ber Berfafjungsurfunde ftand, herabgebrüdt unb bie Kirche unfelbftänbiger als früher 
gemadt würde. GB würde fonft bie bereit fanctionirte und beſchworene Berfaflung 
fo befanbelt, als wenn ein bloßer Verfafjungsentwurf, ber noch feine Wirkung ger 
Habt, vorläge. 

Der Hier in Frage ſtehende Gefegentwurf verlegt aber nicht nur ben Artikel 15 
ber Berfafjungsurfunde, fonbern enthält Beftimmungen, wodurch daB Diöcefanrecht des 
Biſchofs fogar noch erheblich unter ben landrechtlichen Zuſtand herabgebrüdt würde. 
Es gehören dahin namentlich) bie $$ 2, 4, 5, 6, 15, 21, 25, 28, 88, 84 und 40 be 
Entwurfed. 

In allen dieſen Paragraphen wirb bie Königliche Regierung als mitbeftimmenb 
unb alß ber eigentlich entfcheibende Factor In ben Organismus bes Kirchenvorſtandes 
hineingetragen. Vielfach gewinnt es fogar ben Anſchein, ala wenn berartige, bie Gelb: 
Ränbigkeit des kirchlichen Organismus herabbrüdenbe und bie Staatöpotenz begünftigenbe 
Zufäge dem Entwurfe erft nachträglih noch eingelgaltet wären. Bon einem ſoichen 
Hineintragen ber Staatögewalt mitten in ben Organismus bed Kirchenvorftanbes weiß 
das Allgemeine Landrecht nichts. Der $ 662 Thl. IT. Tit. 11 Hat nur bamalige Zus 
fände in ben Öftfichen Provinzen im Auge und wird durch ben $ 558 limitirt: 

„Wo nad; bißheriger Objervanz bie Beſtellung ber Vorficher von anderen 
Perſonen ober Behörden abgehangen, fo bat es deßhalb ſowie in Anfehung ber 
Dauer des Amtes bei biefer hergebrachten Gewohnheit jein Bewenden.“ 






4 Artifel VII. ber deutſchen Bundesacte vom 8. Juni 1816, betreffend bie Bes 
ſchlußfaſſung in Religions-Angelegenheiten. Klüber, Recht des deutſchen Bundes, 5 80, 
und bie Literatur bort Not. f. 
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\ Und im 9. Abichnitte bed gedachten 11. Titeld bes Allgemeinen Landrechts, ber 
BB Der Berwaltung ber Güter und bes Vermögens der Pfarrkirchen handelt, ericheint 
wa nur bie geiftliche Obrigleit als bie competente Aufſichtsbehörde und nicht bie 
Bäche Regierung. 
. Der Entwurf verftößt auch dadurch gegen ben Rechtszuſtand ber Tatholifchen 
ie, daß er das Beneficialvermögen nicht genügend biftinguirt, und verlegt inſoweit 
-"Jars quaesita der bereits angeftellten Beneficiaten. 
* Neberhaupt und im Allgemeinen aber wird man vom Rechtsſtandpunkte aus nicht 
Kennen köonnen, daß, wenn es ſich um eine Kirchenordnung handelt, darüber auf dem 
aſſungsmäßigen Wege vorab berathen und verhandelt werden muß. Dieſer 
mubiag iſt auch auf dem Gebiete der evangeliſchen Kirche feſtgehalten und beobachtet 
Barden, wie bie evangeliſche Kirchenordnung für Rheinland-Weſtfalen vom 5. März 1885 
itundet. Diefe Allerhöchſt ala Geſetz janctionirte Verordnung, welche auch die Kirchen: 
Rwaltung organifirt, ift bad Product der Synodal-Berathung und -Beſchließung. Die 
Nothwendigkeit einer ſolchen commiffarifchen Verhandlung ift als verfaffungsmäßig von 
höchſten Staatöbehörden wiederholt anerfannt worden. (Vgl. Rönne, Staatsrecht des 
preußiſchen Staates Bd. I. 2. Abth. S. 647 der 3. Aufl.) 

Wenn biefer Grundfag ſchon lange vor der Verfaffungsurfunde rüdfichtlich der 
evangeliſchen Kirche feftgehalten ift, fo würde bie Fatholifche Kirche als durchaus rechtlos 
erſcheinen, wenn auf biefem Gebiete fiir die Sondergefete auf parlamentarifchem Wege, 
wo ber Tatholifhe Theil ftetd die Minderheit bildet, ohne Weiteres beliebig ge- 
ſchaffen würben. 

Der Entwurf endlich gemährt ber Fatholifchen Kirche nicht einmal die Stellung 
unb Gompetenz, die landrechtlich (A. L.-R. Thl. II. Tit. 6) den gewöhnlichen mit Cor: 
porationsrechten verjehenen Gefellichaften zufteht. Der preußiſche Staat, ſowie der Staat 
überhaupt, bat bie Fatholifche Kirche nicht erit geichaffen. Nah F 26 TH. II. Tit. 6 
beftimmt daher die Grunbverfaffung der Fatholifchen Kirche die Verhältniffe und Rechte 
biefer Corporation. Im Uebrigen haben die corporativen Gejellichaften ihre äußeren 
und inneren Gefellfchaftsrechte und Pflichten durch Gefellichaftsbefchlüffe zu regeln, ohne 
daß ber Staat, wie in dem hier vorliegenden Entmwurfe in den vorhin angezogenen Para: 
graphen geſchieht, eingreift und mitten in bie Autonomie der Geſellſchaft ſich hineinſetzt. 

Wo dem Staate bei Eorporationen oder piis causis ein Aufſichtsrecht landes⸗ 
rechtlich beigelegt ift, da beſchränkt fich biejed auf die Dberauflicht, die eben nur darauf 
fi eritredt und das ficherftellen will, daß nad) den vom Staate ausdrüdlich ober fill: 
ſchweigend genehmigten Verordnungen bes Stifterd verfahren werde, und nichts ein: 
ſchleiche, was dem allgemeinen Endzwecke ſolcher Stiftungen zumibderläuft (A. L.⸗R. 
Thl. II. Tit. 6. $ 75 f. und Tit. 19. $ 38). 

Schon nad) diefem Grundfage find, abgejehen von der Verfajjungdurfunde, alle 
Paragraphen, beziehungsmeije Einjchiebjel, im Entwurfe nicht zu rechtfertigen, welche 
innerhalb der Verwaltung ein Cinvernehmen mit ben Staat3behörben fordern oder ber- 
ſelben fogar die Entſcheidung vinbdiciren. 

Anftatt daß der Staat nad F 38 Tit. 19 loc. cit. darüber wachen follte, daß 
bie fatholifche Kirche ihrem Weſen und ihrer Verfaffung nach aufrecht erhalten bleibt, 
fteuert der Entwurf zu dem entgegengeietten Ziele hin und trägt insbeſondere aud im 
Widerſpruche mit der Grundverfaffung der Tatholiihen Kirche das demokratiſche Grund: 
element in biefelbe hinein. Schon die politiihen Wahlen, wenn fie zu oft vorfommen, 
find nicht felten von bebenfliden Folgen für den Frieden in den Gemeinden; vollends 

Culturtampf⸗Acten. 11 
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gilt diefes von den Wahlen in Betreff ber kirchlichen Verhältniſſe, wie bie Erfah 
bei den Prebigerwahlen zeigt, wo ſolche durch bie Gemeinben erfolgen. 

Das nun aber ein folches Eingreifen in das Selbfiverwaltungsreht ber 
liſchen Kirche, wie ber fragliche Gefegentwurf es bezielt, durchaus gegen bie Berf 
urkunde verftopen würde, kann nicht irgendwie zweifelhaft jein. v. Rönne lehrt 
Staatörecht der preußiſchen Monarchie loc. cit. ©. 641: 

„Dana (nach Artikel 15 ber Verfaſſungsurkunde) iſt faatögrundgefeglid 
gefiellt worden, daß fortan eine pofitive Theilnahme von Seiten ber Staatögemwalt bei gı 
ber Anordnung und Verwaltung ber eigenen Angelegenheiten ber Kirche unb ber 
Religionsgejellfchaften überhaupt nicht mehr ftattfinden ſolle, ſondern daß bie Kirdew 
gewalt ganz ausſchließlich an die Kirche felbft zurückkehren, das Ianbesherrliche Kirchen 
regiment in ihr aufhören und fie Freiheit haben folle, nad) ihrem Wefen felber ihn 
Verfaſſung zu geftalten.” 

Seite 648 und folgende heißt es in bem gedachten Werke: 

„Alle diejenigen Befugniffe und Gerechtjame, welche das Allgemeine Lanbrecht den 
geiftlichen Obern beilegt, find für bie katholiſche Kirche fortan durch ben betrefienben 
Biſchof ober befjen Stelivertreter auszuüben, weldhen daher die Wahrnehmung aud) ber 
jenigen biefer Befugniſſe anheimfällt, bie bisher durch die Fönigliche Regierung aub 
geübt wurben, was insbejondere auch in Beziehung auf die Verwaltung und Beaufe . 
fihtigung des Kirchen:, Pfarr⸗, Benefictal: und jedes fonftigen kirchlichen Stiftungs⸗ 
Vermögens gilt, da nach der Berfafjungsurfunde die in dieſer Hinfiht vom Gtaate 
bisher geführte Aufficht als auf die Biſchöfe devolvirt anzuſehen ift.“ 

Es wird dort Seite 649 auch fpeciell durch eine Menge von Erlaſſen Seitend 
der höchſten Staatöbehörben nachgewiefen, daß in diefem Sinne der Artifel 15 ber 
Verfaſſungsurkunde verftanden und zur Ausführung gebradt ift. 

Was den zmeiten Theil des Gejegentmwurfes, die Gemeindevertretung, betrifit, von 
welder der Entwurf in den FF 41—72 handelt, jo enthalten mehrere der aufgeftellters 
Paragraphen, namentlich ber F 46, ebenfall3 die einſchneidendſten Eingriffe in bie 
innere Verwaltung der Stirhe und befeltigen im Effecte vollftändig bie feitherige 
Selbftänbigkeit der Kirhe in Beziehung auf das Dotalgut. Das Allgemeine Land⸗ 
recht kennt die Kirchengemeinde-Repräjentanten als ftchended Inſtitut nicht, fonbern 
ipriht von benfelben nur für einzelne ertraordinäre Fälle. Zunächſt iſt landrechtlich 
die Herbeiführung eines Gemeinbebefchluffes nah dem Allgemeinen Landrecht Th. IL 
Ti. 6 Sache der Gemeinde, ohne daß die Staatöbehörde ſich von vornherein einzu: 
miſchen hat. Die Zufammenberufung der Gemeinde ift durch das Geſetz vom 23. Jas 
nuar 1846 geregelt. Ter Entwurf nun erpropriitt im F 46 das eigentliche Kirchengut, 
greift fogar in das Benejicial-Vermögen ein und macht die Anjtellung befolbeter Kirchen: 
beamten, deren Zahl und NRemuneration von dem Beichlujje ber Gemeindevertretung 
mit abhängig. Der Unterhalt der Diener der Kirche, ſowie die Beitreitung der Eultus- 
bedürfniffe iſt zunächit ein Ausfluß der chriftlichen Charitas, die der heidniſche Etaat 
nicht kannte. Aus diefer Quelle jtammt zunächſt dad Beneficial: und Kirchengut. 
Nah dem Entwurfe würde fogar, wenn Jemand 3. 2. ein Legat zur Dotirung einer 
nothwendigen firhlichen Stelle ausfegte, der Gemeindebeſchluß erit darüber zu befinden 
haben, ob noch ein Getjtlicher zuzulaffen fei. 

Die Gemeindevertretung kann doch principiel nur erft ba und injomeit eintreten, 
als es fih um SHeranziehung der Parochianen zur Dedung ber durch das eigene Aerar 
ber Kirche nicht zu beftreitenden Laften oder Abgaben handelt, reſp. wo bie Gemeinde 
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ber Berbinbung als singuli verhaftet werben fol. In ber biefigen Didcefe iſt auch 
Berhältnig auf Grund einer Verhandlung vom 8. Januar 1845, reip. durch das 
ber föniglicden Regierung vom 30. April 1845, geregelt worben. 

Wenn ber Staat fi darauf beruft, daß ihm bie Verpflichtungen unb Laften ber 
ianen, weil fie zugleihd Staatsbürger feien, nicht gleichgültig bleiben, jo mürbe 
gleiche Bevormundung doch ebenfo für alle corporativen Geſellſchaften im Stante, 
Ktlens und Gründungsvereine als nothwendig erjcheinen. 

Außerdem aber ift auf dem kirchlichen Gebiete dieſe Fürſorge vollſtändig gewahrt 
ud gefichert. Die Kirche befißt Feine executive Gewalt, und muß biefe, jobald Umlagen 
ww die Parochianen nothwendbig werben, bei dem Staate ſuchen. Der Staat erklärt 
Ge Repartitionsliften erfi dann für erecutiviich, wenn ein gehöriger Beſchluß ber Kirchen: 
gemtindetepräfentanten vorliegt. Bei biefer Gelegenheit wird auch dem F 38 U. LM. 
%.IL Zit. 19 die gebührende Rechnung getragen. Dur Schulbverichreibungen ober 
andere Berträge wirb die Collectiv-Kirchengemeinde als folche ohnedieß nicht verpflichtet, 
wenn die Contrahirung nicht von ben Kirchengemeinde-Repräjentanten ausgegangen iſt. 

Im Uebrigen hat bie fönigliche Regierung auch ſeit dem Dafein ber Verfafjungs- 
ulunde bie Wahlen der Kirchengemeinbe-Repräjentanten in Nebereinftimmung mit ben 
in». Rönne, Staatsrecht loc. cit. Seite 649 erwähnten Regulativen und Maßnahmen 
ds eine zum kirchlichen Reſſort gehörige Angelegenheit anerfannt und zur Ausführung 
gradt, fogar in ben Fällen, wo nach dem Regulativ vom 30. April 1845 ein Mit: 
vitlen der königlichen Regierung oder ber Localbehörbe eintrat, biefeß abgelehnt mit 
Hinweis darauf, daß feit der Verfaflungsurfunde bie Kirche biefe ihre Angelegenheit 
KÜbR zu ordnen und zu leiten babe. 

Was endlich den Gegenftanb bes Geſetzentwurfes betrifit, ſoweit er ben links⸗ 
theiniſchen Antheil ber biefigen Diöceje betrifit, jo mwirb bort nach dem Fabrifbecrete 












Ben er Tatholiich if, fonft ber älteite Fatholifche Beifiter, zu ben geborenen Mitgliedern 
des Airchenraths, allein auch biejes beruht auf dem beionberen Grunbe, daß die Civil: 
gemeinde als folche nad) dem Decrete die directe Auflage der Baulaft unb anbere 
Laſten hat. 

Wenn ein Geſetz, wie ber Entwurf es aufſtellt, an Stelle des Decrets vom 
30. December 1809 eingeführt würde, fo würbe bie Selbftändigkeit und Selbſtverwaltung 
der Kirche weit unter ben Zuftand, wie er vor dem Artikel 15 ber Berfafjungsurfunbe 
dort befanden hat, herabgebrüdt werben (cfr. Tie Kirchenfabrifen bes linfen Rhein: 
ufers, von Otto Saebt, K. General:Abvocaten am rheiniſchen Appellationd-Gerichtöhof 
zu Köln, Seite 153—158, und v. Rönne, Staatsrecht loc. cit. Eeite 648, Note 6).“ 


85) Denkfchrift des gefammten preußifchen Epifkopais, dem königlichen 
Staatsminiſterium von den Erzbifchöfen von Köln und Pofen zugleich 
im Namen und Auftreg aller übrigen Biſchöfe des Landes 
vorgelegt am 30. Iannar 1873. 
„Bor einigen Tagen hat das Föniglihe Minifierium dem Lanbtage Entwürfe zu 
Geſetzen vorgelegt, welche in daß innere Leben der Fatholiichen Kirche und in ihre Rechts 
11° 
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fohäre auf das Tieffte eingreifen; und der Banbtag iſt aufgeforbert, biefen Grikwirfen 
mögliäft bald feine Zuſtimmung zu ertheilen. 

Abgefehen davon, daß nad) natürlichem und poflttvem echte unb mach unver 
denklicher Uebung in deutſchen Landen bie Verhältniſſe zwiſchen Staat unb Kirche mie 
durch Heiberfeitigeß Uebereinfommen reditinäßtg unb für beibe Theile erfprieflich georbe 
net werben fönnen, hätten bie preußifchen Biſchöfe zum Minbeften erwarten müſſen 
ihnen Gelegenheit geboten würbe, über fo wichtige, bie katholiſche Kirche betreffende 
Sefegentwürfe fi auszufprehen unb bie katholiſchen Grunbjäge geltend zu machen. 
Sie würden dann in ber Lage geweſen fein, einzelne Beftimmungen ber in Mebe fiehenz 
den Gejegentmwürfe ohne Pfliätverlegung zu acceptiren, für einige andere wilrbe vielleicht 
eine Vereinbarung mit bem Apoſtoliſchen Stuhle zu erreichen geweſen fein Da munz 
mehr aber bie Gefegvorlagen, obgleich fie in das innerfle Leben ber Kirche eimichneiben, 
von ber öniglihen Staatzregierung kraft ber von berfelben in Anſpruch genommenen 
Machtvollkommenheit einfeltig und ohne alle vorgängige Berftänbigung und Verbands 
kung mit ben berechtigten kirchlichen Organen erlaſſen worden find, fo bleibt für biefe 
nichis übrig, als von vornherein gegen alle, bie natürlichen unb mohlerworbenen Medite 
ber katholiſchen — und die Gewiſſens· und Religionsfreiheiten ber Katholiten ver— 
letzenden Beſtimmungen dieſer Entwürfe und ber etwa auf Grund derſelben zu erlaſſen⸗ 
ben Geſetze förmliche und feierliche Verwahrung einzulegen. 

Wir erlauben und, über einige Punkte folgende Bemerkungen beizufügen, bie aber | 
bei ber gebotenen Eile den Gegenftand keineswegs erihöpfen, weßhalb wir uns meitere 
RehtBausführungen und Begrünbungen vorbehalten. 

Nach der katholiſchen Glaubenslehre, die wir Katholifen als auf göttliher Offene 
barung berubenbe unbebingt für wahr Halten und glauben, unb fo gewiß zu glanbess- 
berechtigt find, als unfere Gemifjendfreiheit nicht angetaftet werben barf; 

nad bem natürlichen Rechte, der Natur ber Dinge unb ben Gefegen ber” 
Vernunft; 

nad) dem hiſtoriſchen und wohlerworbenen Rechte der katholiſchen Kirche in Deutſch⸗ 
land und der katholiſchen Landestheile ber Monarchie, welche nicht rechtlos, ſondern mit 
bem durch feierlihes Königswort gemährleifteten Rechte be vollen und ungeſchmälerten 
Fortbeflandes ihrer Religion und Kite bem Königrei Preußen einverleibt wurbe; 

nad) den zwiſchen dem Apoſtoliſchen Stuhle unb ber Krone Preußen reip. den 
anbern betreffenden Landesherren getroffenen Vereinbarungen und ben barauf beruhen- 
den Eireumferiptiond-Bullen; 

endlich nad) ben biefeß Recht der katholiſchen Kirche wie den andern großen rifl« 
gihen Confeffionen gewährleiftenden Beftimmungen ber preußiſchen Berfaffung : 

Beſitzt bie katholiſche Kirche in Preußen das unantaftbare und unveräußerliche 
Recht, in ber ganzen Integrität ihrer Glaubens und Sittenlehre, ihrer Verfaffung und 
Disciplin zu beftchen unb ihre Angelegenheiten durch ihre rechtmäßigen Organe zu orbe 
nen unb zu verwalten. 

DaB allererfte und allerweſentlichſte Recht eineß jeden katholiſchen Bisthums und 
eine jeben Katholifen ift aber das Recht, eben ber Einen katholiſchen Kirche, berem 
Öberhaupt ber Papft ift, als Glied anzugehören, und baher mit bem Papfie, ber nah 
tatholiſcher Glaubenslehre Fraft göttlicher Einfegung bad Fundament und ber obere ; 
Hirt der ganzen katholiſchen Kirche und aller Theile berfelben iſt, in ber Einheit des 
Glaubens unb ungehemmter Lebendverbinbung zu ftehen unb zu bleiben. B 

Das zweite nicht minder weſentliche Recht eineß jeben katholiſchen BtsthumB 
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eines jeben Katholiten befteht darin, in religidjen und Tirchlicden Dingen von Niemand 
Anderm als den zufländigen rechtmäßigen firchlichen Obern, den Biſchöfen in der geſetz⸗ 
lichen Unterordnung unter den Papft, regiert und geleitet zu werben, ba biefelben nad 
unjerm katholiſchen Glauben von Gott gejeßt find, bie ihnen anvertrauten Diöcefanen 
„ach den Vorjäriften Chriſti und den Geſetzen ber katholiſchen Kirche zu verwalten. 
Demgemäß Bat ber Biſchof feiner Diöcefe gegenüber hauptſächlich eine breifache, 
son Gott ihm felbfi auferlegte Pflicht, ber das ebenjo weſentliche, göttlich verliehene 
Recht entipricht, diefe Pflicht frei und ungehemmt zu üben. 
Gs if eritens bie Pflicht und das Recht, bie Glaubend- und Sittenlehre ber 
Tetbofijchen Kirche zu verkünden und zu bewahren und deren Gnabenmittel zu verwalten. 

Es ift zweitens die Pfliht und das Recht, bie Priefter und niederen Kirchen: 
diener, welche ihn in feinem apoftoliihen Amte als feine Gehülfen und Stellvertreter 
mierftügen, nad) Vorſchrift ber Kirchengeſetze auszuwählen, zu erziehen, zu fenden unb 
ihnen Firchliche Aemter zu übertragen. 

Es iſt drittens bie Pfliht und das Recht, die Geiftliden zur Erfüllung ihrer 
Amtspflichten und bie Gläubigen zur Erfüllung ihrer Chriftenpflichten zu ermahnen 
und anzuhalten und fie, wenn fie ber Lehre ber Kirche, dem Glauben und den Gefegen 
derſelben ben Gehorſam hartnädig verweigern, von ber Kirchengemeinſchaft auszuſchließen 
und, wenn es Geiſtliche find, fie ihres geiftlichen Amteß zu entjegen und ihnen alle 
giefterlichen Verrichtungen zu unterjagen. 

Diefe drei Pflichten find unauflöslich mit einander verbunden, jo daß feine ber: 
klben ohne die andere beſtehen kann. Der Biſchof Tann bie katholiſche Glaubens: und 
Eittenlehre nicht rein bewahren und verfünben, er kann die Gnabenmittel Chrifti nicht 
öt und würdig verwalten und den Gläubigen jpenden, wenn er nicht bie Geiftlichen, 
de in feinem Auftrage Beides thun, erziehen, beauffichtigen, ſenden und nach ihrer 
Vürdigkeit und Fähigkeit anftellen fann. Und er vermag Beides nicht, am allerwenig- 
fien vermag er die katholiſche Religion vor Verfälfhung zu ſchützen und bie Verfafjung 
der Kirche vor Zerftörung zu bewahren, wenn er nicht häretiſch oder ſchismatiſch ge- 
wordene oder ſonſt unmürbige Geiftliche von ihrem geiftlicden Amte entfernen und be- 
harrliche Läugner bes Firchlichen Glaubens und VBerleter und Gegner ber Berfafjung 
und ber Geſetze der Kirche von deren Gemeinihaft ausſchließen fann. 

Die vorgelegten Geſetzentwürfe verlegen und vernichten nun biefe mwejentlichen 
Rechte ber Tatholifchen Kirche und ihrer Biſchöfe, Rechte, ohne welche fie ihre weient- 
lichen Pflichten zu üben außer Stande find, in mehrfacher Beziehung. 

Der Gefegentwurf über die Vorbildung und Anftelung ber Geiſtlichen erkennt 
zwar, wie es jcheint, das Recht ber Bifchöfe an, bie geiftlichen Aemter zu befegen, allein 
er beſchränkt die Freiheit biefer Befeßung vor Allem dadurch, daß für den Staat das 
Recht in Anſpruch genommen wird, gegen eine Anſtellung nit bloß Einſprache zu er: 
heben, fondern auch felbft In Iekter Inftanz über die Begrünbetheit bed Einſpruchs zu 
enticheiden. Zwar wirb dieſe Erklärung dadurch beichränft, daß fie nur aus bürgerlichen 
unb fiaatäbürgerliden Gründen erhoben werben kann. Allein wir Tönnen uns nicht 
verheblen, daß unter Umſtänden unter dem Titel einer folchen Erclufive der Freiheit 
der Kirche, Integrität bes geiftlihen Standes und der Perfon der mwürbigften und 
pflichttreueſten Geiftlichen bie ſchwerſten Verfolgungen zugefügt werben könnten, falls 
einfeitig und ſchließlich der Staatsbehörbe es zuftände, vorgebradhte Einteben gegen 
bie eines Geiftliden reip. bie ihnen zu Grunde liegenden Thatfachen zu prüfen 
und " heurtheilen. Unter allen Umftänben aber fteht jene Beftimmung mit bem be— 
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ftehenben Rechte und ber ber katholiſchen Kirche in der preußiſchen Berfaffung gewähr 
leifteten Selbfiverwaltung in Widerſpruch. Wenn einigen Regierungen von Selten ber 
Kirche in Folge gegenfeitiger Vereinbarung bie Befugniß zugeftanden wurde, aus rein 
bürgerlichen und politifden Gründen gegen bie Anftelung eines Geiftliden Einiprade $: 
zu erheben, fo fann der Staat nicht einjeitig fich felbft ein ſolches Recht zufchreiben, 
überdieß ift wohl zu bemerken, daß ein ſolches Einſpruchsrecht ſtets nur bei befinitinen 
Anftelungen und faſt immer nur in Betreff ber Pfarrer in Aniprud genommen unb 
gewährt wurbe, während es der Gefetentwurf auf einfache Hülfspriefler und auf Bioß 
proviforifche Anftelung ausdehnt, was unſeres Wiſſens noch nirgendwo beanfprudt 
wurde. Es hängt biefes, wie ber Gefetentwurf ausdrücklich zu verftehen gibt, mit 
einer zweiten weit größeren Verlegung ber Tirchlichen Freiheit und Gelbflänbigfedt, 
nämlich mit den Beitimmungen über bie Erziehung bed Klerus, zufammen. Die 
Beilimmungen enthalten den tiefiten unb verberblidften Eingriff in das innerſte Leben 
ber Kirche, in die höchſten Intereffen der Religion, in bie Freiheit bes katholiſchen 
Glaubend. Wir werden uns darüber mit aller Offenheit, die unferem Amte ziemt, und 
bie wir dem Staate fchuldig find, ausſprechen. Die mwejentlichfte unter allen Pflichten 
und das widtigfte unter allen Rechten ber Kirche und ber Biſchöfe ift Die Erziehung 
bes Klerus. Dieſes Recht ift feit achtzehn Jahrhunderten noch in feiner Zeit und in 
feinem Lande der Welt der Kirche beftritten worden, als etwa im vorigen Sahrhunbert 
in Oeſterreich, in unferm Jahrhundert theilmeije in beutichen Staaten, nie aber in 
foldem Umfange, wie durch den neueften Gefeßentwurf für Preußen. Ueberall, wo bie 
katholiſche Kirche beiteht, ift auch das Recht berjelben, ihre Geiitlichen in kirchlichen 
Lehr: und Grziehungsanftalten auszubilden, als jelbfiverftändlidh anerfannt: in Eng 
land und Nordamerika, in Holland und Belgien. 

In Stalien, Spanien, Frankreich, mo Revolutionen die Kirche vermüftet, fie zeit⸗ 
weiſe blutig verfolgt haben, fiel e3, jobald nur bie Uebung ber katholiſchen Religion 
geftattet und freigegeben ward, Niemandem ein, ben Biſchöfen bie Erziehung bes Kleruß 
ftreitig zu machen. 

Die Kirche Hat durch das allgemeine Eoncil von Trient das Geſetz gegeben, daß 
Jene, bie ſich dem geijtlichen Stande widmen, von Jugend auf in Seminarien follen 
erzogen werben, und daß jedes Bisthum ein ſolches Seminar befiten fol. Die be 
trefienden Circumferiptionsbullen fehreiben ausbrüdlich die Ausführung biefeß Geſetzeß 
in allen preußiichen Biſthümern vor. 

Menn die preußiichen Biſchöfe den Stubirenden der Theologie den Beſuch ber 
Univerfitäten Bonn und Breslau und der Afademie Münfter, ſowie anderer beuticher 
Hochſchulen geftatteten, fo wollten und konnten fie dadurch nimmermehr auf das Redt 
und bie Pfliht ber Erziehung und theologifchen Ausbildung ihres Klerus verzichten. 
Sie konnten daher ſolches nur unter ber Borausjetung geftatten, daB bie theologiichen 
Yacultäten an jenen Staatsanftalten fid) in theologiicher und religiöfer Beziehung ber 
kirchlichen Autorität im rechter Weife unterorbneten, daß durch diefe Unterordnung und 
bie kirchliche Sefinnung ber Profejioren für die Katholicität ber Lehrer und des Unter: 
richts, ſowie Durch wohl eingerichtete Eonvicte für die Sittenreinheit und das religiöie 
Leben ber jungen Theologen genügende Bürgfchaft gegeben, und daß auch überhaupt 
von Seiten der Univerfität auf die fatholifche Kirche und die Candidaten ihre Prieſter⸗ 
thums bie gebührende mohlmollende Rüdficht genommen würde. 


Wenn dagegen, wie namentlich in jüngfter Zeit in Bonn geihah, bie Mehrzahl 
ber Profefforen ber theologiſchen Facultät vom Glauben ber Kirche abfällt und gegen 
I 
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Die Tirchliche Autorität fich erhebt; wenn nichtsdeſtoweniger biefe Profefjoren als Lehrer 
der katholiſchen Theologie feitgehalten und als Vertreter ber Facultät aufgeitellt werben, 
wub wenn bie Mehrzahl ber übrigen Profeſſoren ber Univerfität Partei für fie ergreift, 
bau ift ein Zuſtand eingetreten, ber gerabezu unerträglich ift, und den auf die Dauer 
ga dulden eine ſchwere Schuld für bie Biſchöfe conftituiren würde. 

Diefes in Kürze die factifche Tage ber Dinge, bie erft in Verbindung mit ben 
Wotiven bie ganze furchtbare Tragweite be Geſetzentwurfes Far macht. 

Derjelbe ſpricht zwar den Biſchöfen und der Kirche das Recht des theologiichen 
Unterrichts und ber Erziehung bes Klerus nicht förmlich ab, aber er macht ed zum 

großen Theil illuſoriſch. 

Der Entwurf gebietet erjtens einem jeben Theologen unter Strafe bed Aus⸗ 
Wluffes von jebem geiftlichen Amte ben dreijährigen Befuch einer beutfchen Univerfität 
md verbietet den Bilchöfen bie Anftelung eines eben, ber fortan biefer Forderung 
ziht genügt bat. Nur an bereits beftehenden Seminarien, die vom Staat als tbeolo- 
ide Lehranftalten anerfannt find, ſoll den Angehörigen ber betreffenden Diöcefe das 
Studium geftattet, allen Andern aber verboten fein — eine gehäffige Ausnahmsbeſtim⸗ 
mung zum Nachtheil diefer Firchlichen Lehranftalten, bie nur als ein Nothbehelf in ben 
agften Schranken gebulbet werden! Das Verbot, daß die Univerfitätsftubenten gleich» 
Kitig einem Seminar angehören, iſt faum zu verftehen, wenn man barunter nicht ein 
Berbot de Gonvict? in Bonn und der in Miünfter beftehenden Einrichtung ver: 
fchen mill. 

Sodann wird unter gleicher Strafe von den Theologen nicht bloß, wie von allen 
mberen Studenten, ein Maturitäteramen,, fonbern eine Prüfung über philologifche, 
hiſtoriſche und pHilofophiiche Fächer nach beſtandenem Univerfitäts-Triennium geforbert, 
vas in Feiner anderen Yacultät vorgeichrieben if. Sowohl dieſe überaus gehäffige 
AusnapmsBeflimmung,, als auch überhaupt das Ilniverfitäts:Triennium bat auöges 
Prodener Maßen nicht fo fehr den Zweck, den Theologen in ben genannten Fächern 
Kenntniffe zu vermitteln, als vielmehr auf ihre Gefinnung und Grunbfäge Einfluß zu 
üben. „Nationale Erziehung” hat man verlangt und dabei behauptet, daß eine kirch⸗ 
liche Erziehung antinattonale und antipatriotifche Gefinnung erzeuge. Wir weiſen biefe 
Rets wieberfchrenbe Beichuldigung immer auf’3 Neue mit Entjchiebenheit zurüd. Wir, 
bie Biſchöfe, unfer glaubendtreuer Klerus und die gläubigen Katholifen aller Stände 
Reben Niemandem nach in ber Pflihttreue gegen König und Staat und in aufrichtiger 
Liebe zum PVaterlande. Die Erziehung, die unfere Theologen zu guten Prieftern und 
trenen Dienern ihrer Kirche macht, macht fie auch zu treuen unb gewiljenbaften Unter: 
thanen ber weltlichen Obrigfeit. 

Dagegen haben wir leider Grund zu fürchten, daß der Ausbrud: „nationale Ers 
ziehung” eigentlich eine unkatholiſche Erziehung bebeute, und daß biefelbe ben Zweck 
babe, den Candidaten bes geiftliden Standes unfirchliche Gefinnungen und Anſchauungen, 
wenn möglich, beizubringen. 

In den großen Anfehtungen, welche der Abfall einer Anzahl von Theologie: 
Brofefforen bereitet hat, gaben nicht bloß die Geiftlichen, fondern aud) die Studenten 
ber Theologie in ganz Deutſchland aufrichtige und unerfchütterlicde Glaubenstreue zum 
Trofte ber Biſchofe und des ganzen katholiſchen Volkes bemiefen. 

Wir fürdten, daß die beabfichtigten Vorfchriften bes Geſetzentwurfes darauf ab⸗ 
zielen, eine Ummanblung biefer Gefinnung und biefer Glaubenstreue anzubahnen und 
zu bewirken. 
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Hat man ja von einem, wie man zu fagen beliebt, ultramontanen Geiſte gerebet, 
ber im Klerus überhand genommen babe unb ben man burch bie „nationale Erziehung“ 
befämpfen müjje. Allein der Geijt, ber unjern Klerus im Glauben und in kirchlicher 
Treue erhalten Hat, ift nicht ein Ihm künſtlich angethaner Parteigeiſt, fonbern es iR 
ber reine und unverfäljchte Geift des katholiſchen Glaubens, es ift ber ſich ſtets gleich⸗ 
bleibende Geift der gefammten Fatholifchen Kirche, es iſt ber von ben Vätern feit um 
vordenklichen Zeiten ererbte Geift unſeres katholiſchen Volles, es ift ber Geiſt, ben Be 
aus dem väterliden Haufe mitgebradt haben und fort und fort mitbringen. Wenn 
baber biefer Geift in ihnen durch bie „nationale Erziehung“ geſchwächt, veränbert, ge 
fälſcht und erftidt werden follte, dann müßten wir eine ofjene, ja eine blutige Berfel 
gung einer ſolchen „nationalen Erziehung“ unbebingt vorziehen. Sie wäre eine fort: 
gejegte Verführung der zum geiftliden Stande berufenen Zünglinge zum Abfall von “ 
ihrem priefterlichen Berufe, ja von ihrem fatholifchen Glauben. 

Was die Bellimmungen des Gefetentwurfes über die Gymnaſial-Studien, über 
Knabenconvicte und Knabenfeminarien betrifit, fo haben wir bereit3 bemerkt, daß die 
Kirche auf letztere ein pofitives und natürliches Recht bat. In der ganzen katholiſchen 
Welt beftehen den Geſetzen der Kirche gemäß faft überall ſolche ober ähnliche Anftalten - 
In Deutichland haben ſich die Biſchöfe meiftend darauf beſchränkt, bloße Convicte ein= 
zurichten, deren Zöglinge die Staatögymnafien befuchen, und wo fie Mittelſchulen errich⸗ 
teten, haben fie biejelben mit Zuftimmung der Staat3behörben und den allgemeinen 
Anforderungen des beftehenden öffentlichen Unterrichtsweſens entſprechend eingeridtet- 
Die Zöglinge ſowohl dieſer firchlichen Lehranftalten als der bloßen Convicte haben ſich 
ftet3 nach den übereinftimmenben Zeugniſſen der kirchlichen ſowohl ald ber Staatsbehö x” 
den dur Kenntniffe und fittlide Haltung ausgezeichnet, fie haben die vom Staat® 
vorgefchriebenen Prüfungen gut beitanden und vielfach bie beiten Noten erhalten. 

Nun follen dieſe Anftalten verboten und auf’8 Ausfterben gefeßt werden; auch) 
bier ift e8 einzig die Gefinnung dieſer Kuaben und Zünglinge, d. h. ihr religiöfer Geift 
und die Liebe zu ihrer Kirche, die einen Vorwurf gegen fie bildet. 

Diefe Convicte und Lehranftalten find für viele Kinder unjerer chriftliden Fami⸗ 
lien, zumal auf dem Lande, das einzige Mittel, um dem innigften Wunſche ihreß Herzens 
und bem ausgeiprochenen Berufe zum Studium und zum geiftlichen Stande zu genügen. 
Dhne fie müßten fie vielfach auf das Stubium verzichten, oder, was noch ſchlimmer iſt, 
fern vom elterlichen Haufe und in den ungünftigften äußern Verhältnifien in Religion und 
Tugend Schaden nehmen und mitunter ganz zu Grunde gehen. Für bie Kirche aber 
find dieſe Anftalten ein vorzügliches Mittel, um mwürbige Geiftlihe in genügender An⸗ 
zabl zu erhalten. Diefelben unterbrüden, heißt baher ben geiftlihen Stand verwülten 
unb die Kirche und das katholiſche Volk in ihren heiligften Intereſſen tief beichäbigen. 

Und welche Unbilligfeit! unter dem unmahren und beleidigenden Vorwurf, daß 
durch bie Erziehung in ben Gonvicten Geift, Charakter und Patriotismus bejchäbigt 
werde, verbietet man ber Fatholiichen Kirche dasjenige, was auf allen andern Gebieten 
erlaubt ift unb für nüßlih und zweckmäßig erachtet wird. Der Staat bildet feine 
Dffiziere von frühefter Tugend an in Cadettenhäuſern; Penfionate jeglicher Art und für 
alle Berufäzmweige beftehen frei; nur ber Kirche und den Kalholifen will man es ver: 
wehren, Penfionate für Kinder Fatholifcher familien und Zöglinge des geiftlidhen Stan- 
bes, bie jolcher Anftalten mehr als alle Anderen bebürfen, zu haben und zu behalten. 

Bezüglich der Gefetentwürfe über bie Ausübung ber kirchlichen Straf: und Dis 
ciplinargewalt wollen wir nur folgendes bemerfen: Das Urrecht jeder Geſellſchaft, 
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ohne welches fie ihre eigene Exiſtenz nicht behaupten kann, ift das Recht, Mitglieber 
aus ihrer Mitte audzufchließen, die fi den Geſetzen der Gefellichaft nicht fügen und 
auf bie Untergrabung berfelben binarbeiten. 

Die katholiſche Kirche, deren Geift ein Geift der Liebe und Milde ift, macht von 
dieſem Mittel nur einen äußerſt feltenen Gebrauch, nur zur Beſſerung bes Betrefiens 
den, unb nur wo eine unabweisliche Pflicht gegen bie Gefammtheit fie dazu nöthigt. 
Uber wo cine ſolche Pflicht vorliegt, da muß fie auch davon Gebrauch machen und fann 
& nicht unterlaffen, ohne fich felbft zu zerfiören. Namentlich alfo, wenn ein Prieiter 
und Lehrer ber fatholifchen Religion vom katholiſchen Glauben abfällt; der kirchlichen 
Uutorität ben Gehorfam auffündigt, zu einem Bekämpfer des Glaubens und einem 
Berächter ber Kirche wird, dann muß fie einen ſolchen nicht bloß von allen geiftlichen 
Aemtern, ſondern auch von ber Gemeinſchaft der Kirche jelbit ausſchließen. 

Es mußte und daher befremben, in dem Gejeßentwurf dem Verbot von Ercoms 
sunicationen wegen Uebung politiicher Wahlrechte und dergleichen zu begegnen, ein 
Berbot, dem ebenſo fehr der Gegenftand fehlt, ala dem Verbot Förperlicher Züchtigung 
«8 Disciplinarmittel gegen Geiftlihe. Wohl aber find folche Verbote in einem Geſetze 
geeignet, bei AnberSgläubigen und Unmifjenden Vorurtheile zu erweden und fie mit 
Viderwillen gegen die katholiſche Kirche und ihre Diener zu erfüllen. Nur in bem 
Galle, ben Bott verhüten wolle, daß Staatögefeke gegeben würben, welche Mitglieder 
der katholifchen Kirche zur Auflchnung gegen bie Kirche aufforderten ober ermädhtigten, 
Eante zwifchen dem Staatögefeß und der Uebung ber kirchlichen Straf: und Discipli- 
nargewalt ein Conflict entftehen. Dann befänden wir Katholiten uns aber im Zuftande 
fer Berfolgung, und bann müßten wir Bifchöfe unfere Pflicht erfüllen, wenn uns auch 
dehhalb nicht bloß Geldſtrafen, ſondern noch viel härtere Strafen treffen würben. Hier 
Umnen wir nicht unterlaffen, es auszuſprechen, daß uns bie fo häufige Androhung von 
Gelbftrafen im Gefegentwurf, und zwar mit ſichtlicher Richtung gegen bie Biſchöfe, tief 
gehränft hat. Wahrlich, dad wäre ein unwürdiger Biſchof, der durch Rückſicht auf 
Gelbverluft auch nur einen Augenblid in Grfüllung feiner Pflicht wankend gemacht 
werben Tönnte. 

Wir müffen demnach auf das Feierlichſte Proteft erheben gegen jebe Beſchränkung 
und Vereitelung ber kirchlichen Tisciplinargemwalt; Nichts wird uns abhalten können, 
die Reinheit des Glaubens, den Beftand und bie Verfaffung ber Kirche durch die von 
den kirchlichen Geſetzen vorgeichriebenen Mittel zu vertheibigen und aufrecht zu erhalten. 

Wie der Entwurf zwar ben Ausſchluß von ber Kirchengemeinſchaft geftatten, aber 
die Beröffentlihung besfelben verbieten kann, ift uns unfaßbar. Beſteht ja der Haupt: 
zwei ber Ercommunication gerade barin, das öfientliche Intereffe ber Kirchengemein- 
haft gegen die Angrifie und Vergehen Cinzelner zu wahren. 

Mit Uebergehung einer Reihe anderer Punkte heben wir noch einige Beflimmungen 
hervor, welche, wie e3 ſcheint, den Zweck haben jollen, ben Kleruß gegen bie Gewalt 
der Biichöfe zu ſchũtzen. 

Dahin gehört die Beſtimmung, daß fein Geiſtlicher ungehört und ohne Beobach⸗ 
tung der rechtmäßigen Form disciplinariter beftraft werben könne; daß feiner länger 
als drei Monate in einer Demeritenanftalt dürfe untergebracht werben ; baß bazu über- 
al bie Beauffihtigung ober Kenntnignahme ber weltlichen Behörde nothwendig fei. 
Ganz befonders aber gehört hierher bie Appellation von kirchlichen Richteriprüchen an 
den Staat, beigleihen auch die Aufhebung ber iogenannten Succurfalpfarren als 
folder auf dem linken Rheinufer und das Berbot ber Amovibilität. 
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Wir haben bie Gemikheit, daß ber gefammte Fatholifche Klerus ben Urhebern bes 
Gefepentwurfes für Alles dieſes micht ben geringften Dank wiffen wird. Gr weiß woßt, 
daß die Biichöfe fih bei der Befegung und Mutation von Stellen gewiffenhaft an bie 
Pflichten ihres Amtes und an die Vorichriften bes canonifchen Rechtes, das bie Rechte 
und Intereilen ber Geiftlihen auf das Sorgfältigfte wahrt, jeberzeit halten unb aud 
bei den burch die franzöfiiche Gejebgebung eingeführten Suceurfalen bie canonifchen 
Grundſatze gehörig berüdfichtigen. 

Mas aber die Hebung ber Dischplinargemalt betrifft, fo kommen Fälle, wo fie 
nothwenbig wäre, bei unferem würdigen und vortrefflidden Klerus nur äußerſt felten 
vor. Wenn jedoch ein Geiftlider einen Fehler begangen bat, dann wird ibm jebe 
Einmiſchung ber weltlichen Obrigfeit weit ſchmerzlicher fein, als bie gerechte und milbe 
Büßung, welche fein Biſchof ihm auferlegt. 

Die Appellation vom kirchlichen Gericht an ein weltliches ift eine Zerftörung ber 
Selbftänbigfeit der Kirche, eine Aufhebung des Unterfchiedes ber Grenzen zwiſchen Staat 
und Kirche, und find daher die Biſchöfe gänzlich außer Stande, eine ſolche Appellation 
als ſtatthaft und gültig anzuerkennen und ar den Verboten berfelben burch bie allges 
meinen Kirchengeſetze das Minbefte zu änbern. Auch hier find wir übrigens gewiß, 
daß fein Geiftlicher, der nit am Glauben und feinem Berufe Schiffbruch gelitten, 
jemals von diefem Mittel Gebrauh maden, oder ſich die Dfficial-Appellation ſeitens 
der weltlichen Behörde gefallen laſſen wird. 

Mährend der Geſetzentwurf das mefentliche Recht der Kirche, burh Excommuni⸗ 
cation, Suspenfion, Amtdentjegung und überhaupt durch Uebung ber Disciplin ihre 
Reinheit zu bemahren mehr und mehr zu vereiteln jucht, jchreibt er dagegen dem Staate 
ein weitgehendes Recht der Amtdentfeßung über die Geiftlichen, bie Biſchöfe eingefchloffen, 
zu. Allein, fo gewiß die Kirche nicht Diejenigen begünftigt, die fich eines Verbrechens 
gegen bie bürgerliche und ſtaatliche Ordnung ſchuldig gemacht, ebenfo gewiß fleht dem 
Staate nie und nimmer das Recht zu, mefentlich kirchliche Strafen zu verhängen unb 
von Aemtern zu entjegen, die den Vetreffenden nicht durch den Staat, fonbern durch 
die Kirche übertragen find. 

Nach dem Gefegentwurf fol ein Staatsgerichtshof für kirchliche Sachen eingeſetzt 
werben. Wir können ein für alle Mal eine folche Sompetenz besfelben nicht anerfennen 
und darin nur einen Schritt erbliden, um bie, kraft göttlicher Einſetzung freie und 
unabhängige Fatholifche Kirche in eine unkatholiſche Etaatsfirhe umzumandeln. Sollte 
man deBhalb uns felbit vor dieſen ober einen andern Staatsgerichtshof ftellen, jo hoffen 
wir von der göttlichen Gnade, daß uns die Kraft nicht fehlen werde, vor demſelben 
ebenfo ſtandhaft Zeugnig für unfern Glauben abzulegen, und auch das Härtefle für bie 
Freiheit Der Kirche fo freudig zu dulden, wie unzählige unferer Vorfahren und Mit- 
brüder im biſchöflichen Amte in vergangenen Zeiten und das Betipiel binterlaffen haben. 

Zum Schluß müſſen wir auf das Allernahbrüdliääfte gegen die Beflimmung bes 
Entmwurfes, daß die Disciplinargemalt nur von inländiſchen geiftlichen Behörden geübt 
werben könne, feierliche Verwahrung einlegen, infofern dadurch die oberſte Jurisdiction 
bes Dberhauptes der Kirche beeinträchtigt wird. 

Im Frieden zwiihen Staat und Kirche beruht das Heil Beider und der geſamm⸗ 
ten Geſellſchaft. Die Biichöfe, der Klerus und das Fatholifche Volk find nicht ſtaats⸗ 
und reichsfeindlich, fie find nicht unbulbfam, nicht ungerecht und gehälfig gegen anbere 
Eonfeifionen. Sie verlangen nichts fehnlicher, als mit Allen in Frieden zu leben. Nur 
Eines fordern fie, daß man fie nach ihrem Glauben, von deſſen Wahrheit und Götts 
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lichkeit fie durchdrungen find, ruhig und ficder Ieben laſſe, daß man bie Integrität ihrer 
Religion umd Kirche und bie Freiheit ihres Gewiſſens nicht antafte, und fie find feft 
entihloffen, dieſe ihre vechtmäßige Freiheit und auch das Feinite ihrer Firchlichen Rechte 
unerihroden und flanbhaft durch alle rechtmäßigen Mittel zu vertheidigen. 

Aus innerfier Seele aber müſſen wir im Intereſſe bes Staates ſowohl ala bet 
Kirche die Lenker des Staates und Alle, welche auf Staatdangelegenheiten Einfluß 
haben, bitten und beſchwören, von dem unbeilvollen Wege, ben man eingeichlagen hat, 
wrüdgutreten, ber katholiſchen Kirche und ihren nad vielen Millionen zählenden Bes 
Innern im Königreich Preußen und im Deutichen Reiche den Frieden ber Rechtsficher- 
keit und ber allgemeinen freiheit zurüdzugeben und und nicht zwangsweiſe Geſetze auf: 
wiegen, deren Beobachtung für jeden Biſchof unvereinbar mit den von ihm beſchworenen 
Amtspflichten und für ihn ſowohl als für jeben Priefter und für jeben Katholifen mit 
dem Gewiſſen in Widerſpruch, moraliſch unmöglich ift, deren gemwaltfame Durchführung 
aber namenloſes Unglück über unfer treues Fatholifches Volk und unfer geltebteß Vater: 
land bringen würde.“ 


%) Adreſſe der preußifchen Bifchöfe an das Herrenhans vom 5. Februar 1873. 


„Hohes Herrenhaus! 

Die Kaiſerlich Königliche Staatsregierung hat dem Hohen Haufe zwei Gefekent: 
würfe über bie Vorbildung und Anjtelung der Geiftlichen, wie auch über die Disciplinar: 
gewalt zur Beichlupfaffung vorgelegt, welche den Satzungen und dem eigentlichen Wefen 
ber heiligen katholiſchen Kirche gerabezu wmiberftreiten. Wenn biefe Vorlagen zur An⸗ 
nahme gelangen follten, io würde kein fatholifcher Chrijt und um fo weniger ein Pries 
Rer oder ein Biſchof ohne ſchwerſte Verlegung feines Glaubens biefelben anerkennen 
oder freiwillig ihnen fich unterwerfen können. Deßhalb wenden fi) bie unterzeichneten 
diſchöfe Preußen? hochachtungsvoll an das Hohe Haus mit ber bringenbfien Bitte, 
unter Anerkennung der der Kirche gebührenden freiheit in ber Verwaltung ihrer eigenen 
Angelegenheiten bie in Rebe ftehenben Gefeßesvorlagen nicht anzunehmen und eben ba- 
mit die beffagenswerthen Folgen von dem preußifchen Staate abzuwenden, welche bie 
Vergewaltigung bes Gewiſſens von Millionen katholiſcher Bürger nothwendig nad) fich 
jiehen müßte. 

Berlin, den 5. Februar 1873. 


7 Paulus, Erzbiihof von Köln. + Miecislaus, Erzbifhof von Gneſen 
und Pofen. 7 Heinrich, Fürftbiihof von Breslau. 7 Johannes, Biſchof von 
ulm. + Andreas, Biihof von Strapburg. T Peter Joſeph, Bifchof von Lim⸗ 
bug. + Chriſtoph Florentius, Bilchof von Fulda. 7 Matthias, Bichof 
von Trier. + Conrad, Biſchof von Paberborn. 7 Philipp, Biſchof von Ermland. 
+ 305. Heinrid, Biſchof von Osnabrüd. 7 Johann Bernard, Bilhof von 
Münfter. 7 Wilhelm, Biſchof von Hildesheim. F Lothar, Biſchof von Leufai.p.i. 
und Bermeier ber Erzdiöcefe Freiburg, für Hohenzollern : Sigmaringen. + Adolph, 
Biſchof von Agathopoli3 i. p. i., fatholiicher Yelbpropft ber Armee.“ 


Eine gleiche Adrejle it an das Abgeordnetenhaus gerichtet worden. 
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57) Zuſtimmungsadreſſe der englifchen Bifchöfe an den preufifchen ——— 
vom 21. Hovember 1872. 

Der Erzbifhof und bie Bifhdfe von England entbieten ben Erz 

bifhöfen und Bifhdfen Deutfhlands Gruß im Herrm. Pr 


Nachdem wir mit tiefer Bewegung bed Herzend bie Denkſchrift geleſen, 
Ihr, Ehrmwürbige Brüder, bie Oberhirten von ganz Deutſchland, am Grabe 
Heiligen Martyrers Bonifachus verfammelt, mit allem apoftolifcgen Freimuth und 
drud neulich erlafen Habt, iſt es uns unmdglid, zu ſchweigen. & 
als wahre Hirten, nicht ald Miethlinge, Habt Ihr Angefichts der bie Heerbe = 
drohenden Gefahren, eigenes Ungemad; unb angebrofte Unbill uneriroden verachtenb, 
muthool Eure Stimme erhoben. Die Sade, für melde Ihr einſteht, If zwar du 
Eurige, aber auch bie unferige und bie ber ganzen Kirche Gottes; ja fogar alle unk 
jegliche Freiheit, nicht bloß ber Kirche, bes Gemifens, ber Religion, bes Glaubens, bei 
Seelſorgeramtes, bed Apoſtoliſchen Stuhles, ſondern auch bie bürgerliche Freiheit, end 
lich die Rechte ber Familie, ber Eltern nicht weniger als ber Kinder, werben, wie 
durch einen und benfelben gemwaltfamen Angriff betroffen, fo aud durch ein unt 
dasſelbe Wort aus Eurem Munde und dur) Eure Stanbhaftigfeit in Schug genommen 
und vertheibigt. 

Alle, melde bie fatholifche Kirche ofien oder verftedt verfolgen, wollen fie, bie 
Mutter jebweber Freißeit, in Sflaventetten fchlagen. Aber vergeblid); benn „wo ber 
Geift Gottes ift, ba iſt Freiheit“, — „iened Jerufalem, bad von Oben kommt, ift frei.“ 
Die Freiheit ber Kirche iſt bie Duelle ber Freiheit ber Völker und Nationen. Wirb bie 
geiftige Freiheit ber Menfchen unterbrüdt, bann geräth fofort alles öffentliche und pri⸗ 
vate Recht in Schwanken und Verberben. Diejenigen aber, melde bie von Gott ben 
Menſchen gegebene Freiheit verlegen, richten nicht bie Freiheit, fonbern ſich felbft zu 
Grunde. 

Deßhalb rühmen wir und, bie wir aus ber Ferne zufchauen, während Ihr, theuerfle 
und ehrwürbige Mitbrüber, in ber vorberfien Reihe bie Schlachten bes Herrn ſtreitet, 
Euren fiegreiden Kampf als ben unferigen zu betrachten. Denn durch ein doppeltes 
Band find wir Mitbrüber; zunächſt al Genoſſen im katholiſchen Cpiffopat, fobann 
aber auch in Folge einer übernatürlichen Verwanbtichaft durch ben glorreichen Apoftel 
Deutſchlands als Glieder berfelben Familie. Wir erkennen Euch an als ächte Söhne 
und Grben bed HI. Bonifaciuß, als Zeugen und DVertheidiger feines Schwures, ben er 
felbft mit feinem Blute befiegelt Hat. Was nämlich jener bem HI. Petrus, dem Fürſten 
ber Apoftel, und befien Nadfolger, Gregor IT., verſprochen hat, das fehen wir von 
Euch unferem Heiligen Vater Pius gegenüber in glängender Weife erfüllt: mie Ihr 
nãmlich, feſthaltend ander gefammten Lehre und an ber Reinheit des Heiligen Batholie 
fen Glaubens, in ber Einheit desſelben Glaubens mit Gotteß Hülfe verharret unb 
auf Feine Meife bur was immer für Rathſchläge gegen biefe Einheit Eud eins 
nehmen laſſet. 

Wenn daher in biefem fummervollen Kampfe, worin Ihr Cuch befindet, es Cuch 
einigermaßen zum Trofte unb zur Stärkung gereichen fann, daß Ihr auf bie Liebe 
und Verehrung ber Gläubigen und Hirten Englands gegen Euch rechnen fönnt, fo 
ſeid verſichert, theuerfte Herren und Brüber, daß wir täglid und inbrünftig für ud 
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uniere Herzen im Gebete zu Gott, dem Herrn der Heerſchaaren, bem Haupte und Be: 
Wäper feiner Apoftel, ergießen. 
Am Feſte der Opferung Mariä, 1872. 


(L. 8.) 

T Heinrich Eduard, Erzbiihof von Weſtminſter. F Thomas Joſeph 
(0. S. B.), Biſchof von Newport und Menevia. + Wilhelm Bernhard, Bilchof 
von Birmingham. Jakob, Bilhof von Shrembbum. + Richard, Biſchof von 
Rottingham. + Wilhelm, Bilhof von Plymouth. F Wilhelm, Biſchof von Elif 
tm. 7 Franz, Bilhof von Nortbampton. + Robert, Bifhof von Beverly. 
fJakob, Biſchof von Herham und Nemcaftle. + Jakob, Bilhof von Southwark. 
t Herbert, Biſchof von Salforb.” 

(Der biſchöfliche St von Liverpool ift erledigt.) 





8) Geſetz, betreffend die Abänderung der Artikel 15 und 18 der Verfaffungs- 
urknnde vom 31. Jannar 18501. Dom 5. April 1873. 


„Air Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verorbnen, unter 
Jufimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, was folgt: 

Einziger Artifel. Die Artikel 15 und 18 der Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 
1850 find aufgehoben. 

An die Stelle berfelben treten folgende Beilimmungen: 

Art. 15. Die evangeliiche und die Römiſch-katholiſche Kirche, ſowie jebe andere 
Reigionsgefellfchaft orbnnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbftändig, bleibt aber 
den Stantögejeßen und ber gejeglich geordneten Aufficht des Staated unterworfen. Mit 
der gleichen Maßgabe bleibt jede Neligionsgefellihaft im Beſitz und Genuß ber für 
Ihre Cultus⸗, Unterrichts: und Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anftalten, Stiftungen 
md Fonds. 

Art. 18. Dad Ernennungd:, Vorſchlags-, Wahl: und Beftätigungsredht bei Be⸗ 
kung kirchlicher Stellen ift, ſoweit es dem Staat zufteht und nicht auf dem Patronat 
oder beſondern Rechtstiteln beruht, aufgehoben. Auf Anftelung von Geiftlichen beim 
Milttär und öffentlichen Anftalten findet diefe Befimmung feine Anwendung. Im 
Uebrigen regelt das Geſetz die Befugniffe bes Staates hinfichtlich der Vorbildung, Ans 
Relung und Entlaffung der Geiftlichen und Religionsdiener und ftellt die Grenzen ber 
firhlichen Disciplinargemalt feft. 


1 Diefelben hatten vordem folgenden Wortlaut: 

Art. 15. Die evangelifche und die Römtich-Fatholifche Kirche, ſowie jebe andere 
Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbftändig und bleibt 
Im Beſitz und Genuß ber für ihre Eultus-, Unterrichts: und Wohlthätigkeitszwecke be: 
fimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds. 

Art. 18. Das Ernennungs⸗, Vorihlagd:, Wahl: und Beitätigungsredht bei Be: 
ſetzung kirchlicher Stellen ift, joweit e8 dem Staate zufteht und nicht auf dem Patronat 
ober befonbern Rechtötiteln beruht, aufgehoben. 

Auf die Anftelung von Geiftlihen beim Militär und an öÖffentliden Anitalten 
findet dieſe Beſtimmung feine Anmenbung. 
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Urfunblih unter Unferer Höchfteigenhänbigen Unterfchrift und beigebrudtem Königs 
lichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, ben 5. April 1878. 
(L. S.) Wilkelm. 
Graf v. Roon. Fürſt v. Bismard. Graf vo Itzenplit. 


Graf zu Eulenburg Leonhardt. Camphauſen. Yall. ». Kameke. 
Graf v. Königsmard.” 


89) Sendfchreiben der am Grabe des hi. Konifacins in Fulda verſammelten 
Oberhirten an den hochwürdigen Klerns und fümmtliche Gläubigen 
ihrer Diöcefen. Dom 2. Mai 1873. 


„Beliebte im Herrn! 

Ihr wiffet, im Herrn Geliebte, in welche Lage die Kirche Jeſu Ehrifti, wie beis 
nahe in der ganzen Welt, fo namentlih auch in unjerem Baterlande durch Gotteß 
anbetung3mwürdige Zulaffung gefommen ijt. 

Eine Reihe von Geſetzen ſoll demnächſt erlaffen werben, welche mit ber von Gott 
georbneten Berfaffung und Freiheit der Kirche in mejentlihen Punkten im Wider⸗ 
ſpruch ftehen. 

Sogleich als dieje Gelee dem Landtage vorgelegt wurden, erfannten wir es als 
eine heilige Pflicht unferes bifchöflichen Hirtenamtes, vor dem Throne ſowohl ald vor 
den beiden Häufern des Landtags gegen bdiefelben laut und entſchieden unfere Stimme 
zu erheben. Aber auch euch, ehrwürdige Mitbrüder und geliebte Didcefanen; ift ed nicht 
entgangen, wie bei Durchführung folcher Gefeke die Abtrennung ber Bilchöfe von dem 
fidtbaren Oberhaupte ber gefammten katholiſchen Kirche, die Trennung des Klerus und 
bes Volles von feinen rechtmäßigen Biſchöfen, die Trennung der Kirche in unſerem 
Baterlande von ber die ganze Erde umfaffenden Kirche des Gottmenjchen und Erlöſers 
der Welt, bie völlige Auflöfung der von Gott gegebenen Organifation der Kirche noth- 
wenbig erfolgen werde. Diefer eurer Haren und richtigen Erkenntniß ber Lage und 
eurer aus biefer Erkenntniß entipringenden tiefernften Beforgniß habt ihr burch Abrefien 
und Teputationen, mündlich und ſchriftlich in mannigfaltigfter Weife vor euren Bifchöfen 
Ausdrud gegeben. Mit biefer Kundgebung verbanbet ihr Angefichtö ber ſchweren Ges 
fahren, mit welchen bie Kirche und die Hirten berjelben in nächfter Zeit bedroht find, 
bie heilige Verficherung, bag ihr, maß auch immer die Zukunft bringen werde, unwan⸗ 
belbar treu zu dem Heiligen Vater, dem gemeinfamen Lehrer und Hirten aller Chriften, 
und zu und, euren rechtmäßigen Biſchöfen, ftehen mwerbet, und daß ihr, wie ihr bie 
Theilnehmer unjerer ſchweren Kümmerniffe feib, fo auch die treuen Theilnehmer unjerer 
Kämpfe und Leiden fein werdet. Dieje freien und freudigen, bieje rührenden und ers 
hebenden Bezeugungen eure Glaubens und eurer treuen Anhänglichkeit an Die Kirche, 
welche von allen Seiten her und entgegengebracht wurben, gereichen uns in ber Trübjal 
ber gegenwärtigen Zeit und unter den drohenden Metterzeichen der Zufunft zu größter 
Freude, zu innigftem Trofte. Vereinigt zu ernfter Berathung an bem Grabe des hl. Bos 
nifacius, fenden wir euch Allen aus bewegtem Herzen den gemeinfamen Dank für bieje 
taufendfältigen Bezeugungen der Treue. Wir werben biejelben bewahren als theure 
Andenken an eine hochernfte, ewig denkwürdige Zeit ber Kirche. Wir halten an ben» 
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3m kelben feft als an einer Bürgſchaft eurer unerſchütterlichen Treue, und wir befhwören 
eu Alle in ber Liebe Jeſu Chriſti, unter allen Berhältniffen treu in eurer Gefinnung 
‚ia bebarren und durch die That euer gegebenes Wort zu beftätigen. Gottes Gnade 
wirb euch Dazu nicht fehlen. Er, ber das gute Werk angefangen bat, mirb e8 aud 
vollenden auf ben Tag Chriſti Jeſu. 

Noch haben die gedachten Vorlagen keine Geſetzesökraft; — was immer aber 
konmen mag, wir werben mit ber Gnade Gottes die in unſern Denk: 
ſhriften entwidelten Grundſätze, die nit Die unfern, ſondern bie 
bes ChriftentHums und ber emigen Gerechtigkeit find, ſtandhaft und 
einmüthig vertbeibigen und unjere Hirtenpfliht fo erfüllen, daß 
wir in der Stunde unferes Todes vor dem Richterſtuhle des gött- 
ligen Hirten, ber uns gefenbet und ber fein Leben für bie Seinigen 
hingegeben bat, nicht als Miethlinge verworfen werben. 

Eingeben? bes apoitolifhen Wortes, daß der heilige Geift die Bilchöfe gejekt bat, 
Die Kirche Gottes zu regieren, bie er mit feinem Blute erfauft bat, baß es bemnad 
anfere unverbrüchliche Pflicht ift, Diefer Anorbnung bes heiligen Geiftes getreu nachzu⸗ 
Immen , werben wir in Bezug auf bie Leitung und Verwaltung der und anvertrauten 
Kirchen nichts zulaffen dürfen, mas den Geboten bed Fatholiiden Glaubens und bem 
göttlichen echte der Kirche zumiber ift. 

Ihr aber, geltebte Mitarbeiter und Diöcefanen, haltet eurerjeit3 unverbrüchlich 
daran feft, dag nur derjenige ein rechtmäßiger Biſchof ift, der als folder vom Helligen 
Later und dem Apoftoltichen Stuhle, diefer Duelle der kirchlichen Einheit und ber kirch⸗ 
lichen Amtsgewalt, gefendet it, und ber In ber Gemeinfchaft des Apoftolifchen Stuhles 
verharrt. Ingleichen werdet ihr ftet3 nur diejenigen als rechtmäßige Seelforger an⸗ 
erfennen können, welche von den rechtmäßigen Bilchöfen für biefed Amt würbig und 
thtig erfunden, von ben Biſchöfen mit diefem Amte betraut und gefenbet werben, 
und welche in ber Gemeinſchaft mit den Biichöfen verbleiben. Jeder Andere wäre ein 
Gindringling. 

Nah der Einrihtung, welche Gott feiner Kirche für alle Zeiten gegeben bat, kann 
Remandem durch Beftimmung einer weltlichen Obrigkeit ein echt verliehen werben, 
wonach er, unbefchabet feiner Angehörigkeit zur Kirche, in kirchlichen Dingen von dem 

geifilichen Urtheilsſpruche an bie weltlihe Macht appelliten könnte. Vielmehr ruht auf 
ſolchem der göttlichen Ordnung wiberjtreitenden Vorgehen die Strafe ber Greommunis 
cation, welche in Folge einer jolchen Appellation von felbft eintritt. 

Wir werden, dem beitänbigen Brauche der Kirche folgend, bie Entſcheidung in 
allen bie Kirche betrefienben zmeifelhaften ragen in die Hände des Helligen Vaters 
legen, den Chriſtus zum oberiten Hirten feiner Kirche gelegt Hat, und in deſſen Se: 
meinfchaft und Gehoriam wir mit Gottes Gnade fteis verbleiben werben. 

Wir werben aber au uniere Pflichten gegen bie weltliche Obrigkeit, gegen bas 
bürgerliche Gemeinweien und gegen das Vaterland mit unverbrudlicher Treue und 
Gewiffenhaftigkeit zu erfüllen fortfahren, indem wir riz vergelien, daß nicht Kampf und 
Trennung, jonbern Friede und Eintracht das Verhältniß ift, bad nah Gottes Willen 
zwifchen den beiden von ihm zur oh.iag:: ber meuihiigen Feieligaft angeordneten 
Gewalten beiteben io“. 

Zur Pertheidigurg ber unveräuter!iSen Freihti: ber Kirhe: und ber Yurer bes 
CEhriftenthums emiehien wir eu neben tem treuen Ar’Siuz an bie Kirche, bem freien 
Belenntniſſe ber Vahreit, einem meteiisten —— — ausdauernder Gebuib und 
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Ergebung ganz beſonders, wie mir ſchon oft gethan, bas Gebet. 
thigſte, inftänbigfte, das beharrlichfte, vertrauenBvotite Gebet zu 
Heiland, ber allein unfere Hoffnung und Hälfe iR. Denn jeit bem 
ſtantin der Große ſich zum Chriſtenthum befehrte unb ber 30Ojährigen Wer 
Kirche durch bie 6iß dahin heidniſche Stantägemalt ein Ende machte, ME 
eine Zeit geweſen, in ber bie Kirche auf ber ganzen Welt allek me 
beraubt unb von fo großen Gefahren bebropt war, wie in ber 
hierbei haben wir nicht Bloß unfere augenblidlichen Bebrängnifje im 
dasjenige, was und in ber Zukunft droht. Wenn bie Kirche Ehrifti i echt 
Freiheit beraubt wird, wenn das Öffentliche Leben, wen Preſſe und ane 
Unglauben und Geringfhägung ober Haß gegen das Chriſtenthum bie 
athnen, wenn bie Jugenb durch eine bem Gpriftentfum entfeembete Schule und 
ſchaft gebildet wirb, wenn unter bem Drude biefer Zuftände ber elerus mel 
mehr audftirbt ober vom Zeitgeifte erfült und verberbt wird: banın mu ber hrinkliche 
Glaube, bie chriſtliche Liebe und Eintracht, bie Hriftliche Sitte auch ba zufammenbreden 
und ſchwinden, wo fie biöher fo feft beftanben, im unferem gutem katholiſchen Bolke, 
Und bann wird nichts mehr ein Verderben und eine Zerftörung aufhalten, an bie wir 
' nur mit Entjegen benfen können. Mir müßten daher feine Erkenntniß, feinen Glauben, 
feine Liebe mehr befigen, wir müßten der Mahnungen und Warnungen unferes götts 
lichen Heilandes gänzlich vergefien, wenn wir in biejer jchmeren und verhängnißvollen 
Zeit nit zum Gebete unfere Zuflucht nehmen und euch Allen im Namen Jeſu zurfen 
würben: Betet, betet insgeſammt, betet ohne Unterlaß! 
Gruß und Segen im Herm! 
Fulda, am See des HI. Athanaſius, ben 2. Mai 1873. | 
+ Baulus, Erzbiſchof von Köln + Miecislaus, Etzbiſchof von Gueſen 
und Poſen. + Heinrich, ZFürftbifhof von Breslau. + Peter Joſeph, Bilder 
von Limburg. Chriſtoph Florentius, Bifhof von Fulda. + Wilpelm Gme 
manuel, Biſchof von Mainz, für ben preußifchen Antheil feiner Didcefe. + Conrad, 
Biſchof von Paderborn. + Matthias, Biſchof von Trier. + Johann Heinrid, 
Biſchof von Oßnabrüd. + Lothar, Biſchof von Leufa 1. p. i., Verweſer des Erz⸗ 
bisthums Freiburg, für Hohenzollern. + Philippus, Bilchof von Ermland. Is— 
Hann Bernard, Biſchef von Münfter. + Wilhelm, Bifhof von Hilbekheim. 
Für ben Biſchof von Culm: Klingenberg, Generalvicar und Domcapitular. 


Um feinem Zweifel Raum zu geben, erfläre ich hierburch, daß ich das Genb- 
freiben ber am Grab bed HI. Bonifacius verfammelten Oberhirten [vom 2. Mat co.) 
lediglich auß dem Grunde nicht unterfchrieben habe, meil bie bort beſprochenen Befege 
mich nicht berüßten. 

Dagegen iſt es mir eine unabweisbare Gemiffenzpflit, in freubiger und freier 
Ueberzeugung meine innigfte Webereinffimmung mit bem Sendſchreiben außzubrüden. 
und zu erflären, baß id} immer unb überall mit ber Gnade Gottes beſtrebt fein werbe, 
nichts zu billigen, was ben Geboten bes katholiſchen Glaubens und bem göttlichen. 
Rechte ber Kirche zumiber iſt. 

Berlin, am Feſte ber Grideinung bed Heiligen Erzengels Michael, bem. 
8. Mat 1873. 

+ Adolph, 


Biſchof von Agathopolis i. p. 1.” 
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)  Gefeß über die Vorbildung und Anftellung der Geiflichen. 
Dom 11. Mai 1873. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., verorbnen mit Zu⸗ 
Bimmung beiber Häufer des Landtages, für ben Umfang der Monardie, einfchließlich 
des Jadegebietes, was folgt: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


F 1. Gin geiflliches Amt darf in einer ber chriſtlichen Kirchen nur einem Deutſchen 
übertragen werben, welcher feine wiſſenſchaftliche Vorbildung nad) deu Vorfchriften dieſes 
Geſetzes dargethan hat, und gegen beifen Anjtellung fein Einfpruch von der Staats: 
regierung erhoben worden ift. 

$ 2. Die Vorſchriften des 5 1 fommen zur Anmenbung, gleichviel, ob dag Amt 
bauernb ober widerruflich übertragen werben ober nur eine Stelivertretung ober Hülfs- 
leitung in bemfelben ſtatthaben ſoll. Iſt Gefahr im Berzuge, fo kann eine Steliver: 
tretung ober Hülfgleiftung einftweilen und vorbehaltlid) bed Einſpruchs der Staats⸗ 
tegierung angeordnet werden. 

F 3. Die Vorſchriften des 5 1 fommen, vorbehaltlich der Beitimmungen bes 6 26, 
auch zur Anwendung, mein einem bereitd im Amte (N 2) ſtehenden Geiſtlichen ein 
anderes geiftliche8 Amt übertragen ober eine widerrufliche Anjtellung in eine dauernde 
verwanbelt werben foll. 


I. Vorbilbung zum geiitlihen Amte. 
F 4. Zur Bekleidung eines geiftlihen Amtes ift die Ablegung ber Entlafjungs:- 


prüfung auf einem deutſchen Gymnajium, bie Zurüdlegung eines breijährigen theofo: 


giſchen Stubiumd auf einer bdeutihen Staatäuniverfität, fomie die Ablegung einer 
wiflenidaftlihen Staatöprüfung erforderlich. 

F 5. Der Minifter ber geiftliden Angelegenheiten ift ermächtigt, mit Rüdjiht auf 
ein vorangegangene3 anderes Univerfitätäjtubium, al3 bas der Theologie, ober mit Rüd: 
ft auf ein an einer aurerdentichen Staatduniverjität zurüdgelegted Stubium, ober 
mir Rüdfit auf einen fonjtigen, belonderen Bildungsgang von dem vorgeichtiebenen 
dreijährigen Studium an einer beutichen Staatsuniverſität einen angemeifenen Zeit: 
raum zu erlajien. 

5 6. Tas theologiihe Studium fann in ben bei Verkündigung dieſes Geſetzes in 
Preußen beftebenden, zur wilienihaftlihen Vorbildung der Theologen beftimmten kirch⸗ 
ligen Seminaren zurüdgelegt werben, wenn ber Miniiter ber geiftlichen Angelegenheiten 
anerkennt, daB dieſes Erudium das Univerttätdttublum zu eriegen geeignet iei. 

Tiefe Vorichriit finber jedoch nut auf bie Seminare an denjenigen Irten Anwen: 
bung, an welchen rich feine theologiihe wacultär befindet, und gilt nur für bizjenigen 
Etubirenden, weile dem Sprenge! angrkören, fir ben das Zeminar errichter ift. 

Tie im eriten Ab’age ermäfn:: Aner!ennung bart nicht vermweiger: werben, wenn 
die Einrichtung der Anita‘: den Benimmungen dieſes (weienes entipricht und der Mi: 
nifter ber geiſtlichen Angeregenbeiten ten Lebrrlan birieiben gene&migt. 

5 7. Während des voraeihriebenen Eniverttäteitutiems birfen tie Sıubirenden 
einem kirchlichen Seminare nid: ancrtizen. 

5 8. Die Zraasdar::tung ka: red surztcelsaum :troloat'dem Studium Matt. 
Bu berielben bar! nur zugeiatien werben, wer den Loriäröiten dieies Geieges aber bie 
GSpmmafalbilbung unb heologiie Lordiikurg veltansice omi:gt Sat. 

Gulturfomy: Ar. 12 
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Hat man ja von einem, wie man zu fagen beliebt, ultramontanen Geiſte 
der im Klerus überhand genommen babe und ben man durch bie „nationale Erz 
befämpfen müjje. Allein der Geift, der unfern Klerus im Glauben und in . 
Treue erhalten bat, ift nicht ein ihm künſtlich angethaner Parteigeift , ſondern e LZ- 
der reine und unverfäljchte Geiſt des Fatholifchen Glaubens, es ift ber ſich flets 
bleibende Geiſt der gefammten katholiſchen Kirche, es ift ber von ben Vätern fe wim- 
vordenklichen Zeiten ererbte Geift unferes katholiſchen Volkes, es iſt der Geift, ben fe: 
aus dem väterlihen Haufe mitgebracht haben und fort und fort mitbringen. Wem 
daher diefer Geift in ihnen durch die „nationale Erziehung” geſchwächt, veränbert, ge 
fälſcht und erjtidt werben follte, dann müßten wir eine offene, ja eine biutige Verfek 
gung einer ſolchen „nationalen Erziehung“ unbebingt vorziehen. Sie wäre eine fir 
gejeßte Verführung der zum geiftliden Stande berufenen Zünglinge zum Abfall ven 
ihrem priefterliden Berufe, ja von ihrem fatholifhen Glauben. 

Was die Beitimmungen des Giefepentwurfes über die Gymnaſial-Studien, übt 
Knabenconvicte und Knabenfeminarien betrifit, jo haben mir bereit bemerft, daß dr 
Kirche auf legtere ein pofitives und natürliches Recht hat. In der ganzen katholiigen 
Welt beftehen den Geſetzen der Kirche gemäß faft überall ſolche oder ähnliche Anftalten: 
In Deutſchland haben fich die Biſchöfe meiſtens barauf beichränft, bloße Convicte eins 
zurichten, deren Zöglinge die Staatögymnafien befuchen, und mo fie Mittelſchulen errid- 
teten, haben fie biejelben mit Zuftimmung der Staatsbehörben und ben aligememen 
Anforderungen des beftehenden öffentlichen Unterrichtsweſens entſprechend eingerichtet. 
Die Zöglinge ſowohl biefer kirchlichen Lehranftalten als der bloßen Convicte haben fi 
ftet3 nach den übereinftimmenden Zeugniffen der kirchlichen ſowohl als der Staat8behör: 
ben dur SKenntniffe und fittlicde Haltung ausgezeichnet, fie haben die vom Staate | 
vorgeiähriebenen Prüfungen gut beitanden und vielfach bie beften Noten erhalten. 

Nun follen diefe Anftalten verboten und auf’3 Ausfterben gefeßt werben; aud 
bier ift ed einzig bie Gefinnung dieſer Knaben und Zünglinge, d. h. ihr religiöfer Geift 
und bie Liebe zu ihrer Kirche, die einen Vorwurf gegen fie bildet. 

Diefe Convicte und Lehranftalten find für viele Kinder unferer chriſtlichen Fami⸗ 
lien, zumal auf dem Lande, das einzige Mittel, um dem innigften Wunſche ihres Herzens 
und bem ausgejprochenen Berufe zum Stubium und zum geiftliden Stanbe zu genügen. 
Ohne jie müßten fie vielfach auf das Stubium verzichten, oder, was noch ſchlimmer ift, 
fern vom elterlichen Haufe und in den ungünftigjten äußern Verhältniffen in Religion und 
Zugend Schaden nehmen und mitunter ganz zu Grunde gehen. Für die Kirche aber 
find dieſe Anftalten ein vorzügliches Mittel, um würdige Geiftlihe in genügender Ans 
zahl zu erhalten. Diejelben unterbrüden, heißt baher den geiftlihen Stand verwüften 
und die Kirche und das katholiſche Volk in ihren heiligiten Intereſſen tief beichädigen. 

Und welche Unbilligfeit! unter dem unmahren und beleibigenden Vorwurf, bap 
durch die Erziehung in ben Gomvicten Geift, Charakter und Patriotismus beſchädigt 
werde, verbietet man der Fatholijchen Stirche dasjenige, was auf allen andern Gebieten 
erlaubt ift und für nützlich und zweckmäßig erachtet wird. Der Staat bildet feine 
Dffiziere von frühefter Jugend an in Cadettenhäuſern; Penfionate jeglicher Art und für 
alle Berufszweige bejtehen frei; nur der Kirche und ben Katholifen will man es ver: 
mehren, Penfionate für Kinder fatholiicher Kamilien und Zöglinge des geiftliden Stan- 
bes, die folcher Anijtalten mehr als alle Anderen bebürfen, zu baben und zu behalten. 

Bezüglich der Geſetzentwürfe über die Ausübung der kirchlichen Straf: und Dis: 
ciplinargewalt wollen mir nur Folgendes bemerfen: Das Urrecht jeder Gejellichaft, 







welches fie ihre eigene Eriftenz nicht behaupten Tann, iſt das Recht, Mitglieder 
5. ihrer Mitte auszuſchließen, bie fi) ben Gefegen ber Gejellihaft nicht fügen und 
bie Untergrabung berfelben binarbeiten. 

. Die Tatholifche Kirche, deren Geift ein Geift ber Liebe und Milbe ift, macht von 
‚Sefem Mittel nur einen äußerſt feltenen Gebrauch, nur zur Beſſerung bed Betrefien- 
den, unb nur wo eine unabweisliche Pflicht gegen die Gefammtheit fie dazu nöthigt. 
ber wo cine jolche Pflicht vorliegt, da muß fie auch davon Gebrauch machen und kann 
es nicht unterlajjen, ohne ſich felbft zu zerftören. Namentlich alfo, wenn ein Prieſter 
und Lehrer der Fatholifchen Religion vom katholiſchen Glauben abfällt; ber kirchlichen 
Autorität den Gehorſam auffündigt, zu einem Bekämpfer des Glaubens und einem 
Berächter der Kirche wird, dann muß fie einen folchen nicht bloß von allen geiftlichen 
Aemtern, fondern auch von der Gemeinſchaft der Kirche felbit ausſchließen. 

Es mußte und daher beftemben, in dem Gejegentwurf dem Verbot von Ercoms 

mmwnicationen wegen Uebung politifcher Wahlrechte und dergleichen zu begegnen, ein 
Verbot, dem ebenſo fehr der Gegenftand fehlt, als dem Verbot Förperlicher Züchtigung 
als Disciplinarmittel gegen Geiftlihe. Wohl aber find ſolche Verbote in einem Geſetze 
geeignet, bei Anderögläubigen und Unwiſſenden VBorurtheile zu erweden und fie mit 
Wiberwillen gegen bie Tatholiihe Kirche und ihre Diener zu erfüllen. Nur in dem 
Salle, ben Gott verhüten molle, daß Staatögefege gegeben mwürben, melde Mitglieder 
der katholiſchen Kirche zur Auflehnung gegen die Kirche aufforberten ober ermädhtigten, 
lönnte zwifchen dem Staatögefeß und ber Hebung der kirchlichen Straf: und Discipli- 
nargemalt ein Conflict entitehen. Dann befänden wir Katholiken uns aber im Zuftanbe 
ber Berfolgung, und dann müßten wir Bifchöfe unfere Pflicht erfüllen, wenn und au 
deßhalb nicht Bloß Gelditrafen, fondern noch viel härtere Strafen treffen würden. Hier 
Eönnen wir nicht unterlaflen, e8 auszufprehen, daß uns die jo häufige Androhung von 
Geldftrafen im Gefeßentmurf, und zwar mit fichtliher Richtung gegen bie Bifchöfe, tief 
gelräntt bat. Wahrlih, das wäre ein unmürbiger Biſchof, der durch Rüdficht auf 
Geldverluſt auch nur einen Augenblid in Erfüllung feiner Pflicht wankend gemadht 
werben fönnte. 

Wir müffen demnach auf das Feierlichfte Proteft erheben gegen jebe Beſchränkung 
unb Bereitelung ber kirchlichen Disciplinargewalt; Nichts wird und abhalten können, 
Die Reinheit des Glaubens, den Beſtand und die Verfaffung der Kirche burch bie von 
den kirchlichen Geſetzen vorgejchriebenen Mittel zu vertheibigen und aufrecht zu erhalten. 

Wie ber Entwurf zwar ben Ausſchluß von ber Kirchengemeinſchaft geftatten, aber 
Die Veröffentlichung besjelben verbieten kann, ift uns unfaßbar. Befteht ja der Haupt: 
zwed ber Ercommuntcation gerade barin, das öffentliche Intereffe der Kirchengemein- 
Schaft gegen die Angriffe und Vergehen Einzelner zu wahren. 

Mit Uebergehung einer Reihe anderer Punkte heben wir noch einige Beftimmungen 
hervor, welche, wie es fcheint, ben Zwed haben jollen, den Klerus gegen bie Gemalt 
der Biichdfe zu ſchützen. 

Dahin gehört die Beitimmung, daß Fein Geiftlicher ungehört und ohne Beobach⸗ 
tung ber rechtmäßigen Form diseiplinariter beftraft werben könne; daß feiner länger 
ala drei Monate in einer Demeritenanftalt bürfe untergebracht werden ; daß dazu über: 
aU die Beauffihtigung ober Kenntnißnahme ber weltlichen Behörde nothwendig fei. 
Ganz befonbers aber gehört hierher bie Appellation von kirchlichen Richterſprüchen an 
den Staat, befgleihen auch die Aufhebung ber fogenannten Succurfalpfarren als 
folder auf dem linfen Rheinufer und das Verbot der Amovibilität. 
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Wir haben bie Gewißheit, daß ber gefammte fatholifche Klerus ben Urhebern bei 
Geſetzentwurfes für Alles dieſes nicht den geringften Dan? wilfen wirb. Er weiß weil 
daß bie Biſchöfe fich bei der Beſetzung und Mutation von Stellen gemwifjenhaft an bk 
Pflichten ihres Amtes und an die Vorihriiten des canoniſchen Rechtes, das bie Rede 
und Intereſſen der Geiftlihen auf das Sorgfältigfte wahrt, jeberzeit Halten unb axd 
bei den durch die franzöfiihe Geſetzgebung eingeführten Suceurfalen bie canonifdes 
Grundſätze gehörig berüdfichtigen. 

Mas aber die Uebung ber Disciplinargewalt betrifft, fo kommen Fälle, wo fk 
nothwenbig wäre, bei unferem würbigen und vortreffliden Klerus nur äußerſt ſellen 
vor. Wenn jeboh ein Geiftlicher einen Fehler begangen hat, dann wirb ibm je 
Einmifhung der weltlichen Obrigfeit weit ſchmerzlicher fein, als bie gerechte und milk 
Büßung, welche fein Biſchof ihm auferlegt. 

Die Appellation vom kirchlichen Geriht an ein weltliches iſt eine Zerftörung ber 
Selbftändbigfeit der Kirche, eine Aufhebung des Unterfchiebeß ber Grenzen zwiſchen Stant 
und Kirche, und find daher die Biſchöfe gänzlich außer Stande, eine ſolche Appellatiom 
als ftattHaft und gültig anzuerkennen und an ben Verboten berfelben durch bie allge 
meinen Kirchengefeße das Mindefte zu ändern. Auch bier find wir übrigens gemif 
daß fein Geiftlicher, ber nit am Glauben und jeinem Berufe Schiffbruch gelitter 
jemal8 von biefem Mittel Gebrauh machen, ober fih die Offictal-Appellation ſeiten 
der weltlichen Behörde gefallen laſſen wird. 

MWährend der Geſetzentwurf daB mejentliche Recht der Kirche, durch Excommun 
cation, Suspenfion, Amtsentjegung und überhaupt durch Hebung der Disciplin ih 
Reinheit zu bewahren mehr und mehr zu vereiteln jucht, fchreibt er dagegen dem Staai 
ein weitgehended Recht der Amtsentſetzung über die Geiftlichen, die Biſchöfe eingeichloffe 
zu. Allein, jo gewiß die Kirche nicht Diejenigen begünftigt, die fich eines Verbrechen 
gegen bie bürgerliche und ſtaatliche Ordnung ſchuldig gemacht, ebenfo gewiß fteht bei 
Staate nie und nimmer das Recht zu, weſentlich Firchliche Strafen zu verhängen un 
von Nentern zu entjeßen, bie den Betreffenden nicht durch ben Staat, fondern dur 
die Kirche übertragen find. 

Nah dem Gejegentwurf fol ein Staat3gerichtähof für kirchliche Sachen eingefet 
werben. Wir können ein für alle Mal eine ſolche Sompetenz beöfelben nicht anerfenne 
und darin nur einen Schritt erbliden, um bie, Fraft göttlicder Einfeßung freie un 
unabhängige Fatholifche Kirche in eine unkatholiſche Staatäfirhe umzumandeln. Soli 
man deßhalb uns felbit vor biefen ober einen andern Staatsgerichtshof ftellen, fo hoffe 
wir von der göttlichen Gnade, daß uns die Kraft nicht fehlen werbe, vor bemielbe 
ebenfo ftandbhaft Zeugniß für unfern Glauben abzulegen, und auch das Härtefte für bi 
Freiheit der Kirche fo freudig zu dulden, wie unzählige unferer Vorfahren und Mi: 
brüber im biſchöflichen Anıte in vergangenen Zeiten und das Beilpiel hinterlaffen haber 

Zum Schluß müffen wir auf das Allernahdrüdlichfte gegen bie Beftimmung be 
Entmwurfes, bag die Disciplinargewalt nur von inländiſchen geiftlichen Behörden geüt 
werben könne, feierliche Verwahrung einlegen, infofern dadurch die oberfte Jurisdictio 
bes Oberhauptes der Kirche beeinträchtigt wird. 

Im Frieden zwiſchen Staat und Kirche beruht das Heil Beider und ber gefamn 
ten Geſellſchaft. Die Biſchöfe, ber Klerus und das katholiſche Volk find nicht ftaati 
und reichsfeindlich, fie find nicht unduldſam, nicht ungerecht und gehäſſig gegen anbeı 
Eonfejfionen. Sie verlangen nichts fehnlicder, al8 mit Allen in rieden zu leben. Nu 
Eines fordern fie, dag man fie nach ihrem Glauben, von beffen Wahrheit und Göt 
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Uchkeit fie durchdrungen find, ruhig und ſicher leben laffe, daß man bie Integrität ihrer 
Neligien und Kirche und die Freiheit Ihres Gewiſſens nicht antafte, und fie find feſt 
estihlofien, dieſe ihre rechtmäßige Freiheit und auch das kleinſte ihrer kirchlichen Rechte 
werihroden und ſtandhaft durch alle rechtmäßigen Mittel zu vertheidigen. 

Aus innerſter Seele aber müſſen wir im Intereſſe des Staates ſowohl als bet 
Kiche die Lenker des Staates und Alle, welche auf Staatdangelegenheiten Einfluß 
baden, bitten und beſchwören, von dem unheilvollen Wege, den man eingelchlagen hat, 
amüdzutreten, ber Tatholifchen Kirche und ihren nad vielen Millionen zäblenden Bes 
iennern im Königreich Preußen und im Deutſchen Reiche den Frieden ber Rechtsſicher⸗ 
kit und ber allgemeinen Freiheit zurüdzugeben und und nicht zwangsweiſe Gefege auf: 
jilegen, deren Beobachtung für jeden Biſchof unvereinbar mit den von ihm beſchworenen 
Imtspflichten und für ihn ſowohl als für jeden Priefter und für jeben Katholifen mit 
den Gewiffen in Widerſpruch, moraliih unmöglid ift, deren gewaltfame Durchführung 
aber namenlofes Unglüd über unfer treueß fatholifches Volk und unfer geliebtes Vater: 
land bringen würde.” 





%) Adreffe der preußifchen Bifchöfe an das Herrenhaus vom 5. Februar 1873. 


„Hohes Herrenhaus! 

Die Kaijerlih Königliche Staatsregierung hat dem Hohen Haufe zwei Geſetzent⸗ 
würfe über bie Vorbildung und Anjtellung der Geiftlichen, wie auch über bie Disciplinar⸗ 
gemalt zur Beſchlußfaſſung vorgelegt, welche den Satungen und dem eigentlichen Wefen 
ber heiligen katholiſchen Kirche geradezu wiberftreiten. Wenn biefe Vorlagen zur Ans 
nahme gelangen follten, io würde fein katholiſcher Chrift und um fo weniger ein Prie⸗ 
Rer ober ein Biſchof ohne jchwerfte Verlegung feines Glaubens biefelben anerkennen 
öder freiwillig ihnen fich unterwerfen können. Deßhalb wenden ſich die unterzeichneten 
Biſchöfe Preußens hochachtungsvoll an das Hohe Haus mit ber dringendften Bitte, 
unter Anerkennung der ber Kirche gebührenden Freiheit in ber Verwaltung ihrer eigenen 
Angelegenheiten bie in Rebe ſtehenden Gefepesvorlagen nicht anzunehmen unb eben ba- 
mit die beffagenswerthen Folgen von dem preußiichen Staate abzuwenden, welche bie 
Sergewaltigung des Gewiſſens von Millionen katholiſcher Bürger nothwendig nach fid 
jiehen müßte. 

Berlin, den 5. Februar 1873. 

+ Baulus, Erzbiihof von Köln. 7 Miecidlauß, Erzbifhof von Gnefen 
und Poſen. — Heinrich, Fürftbiihof von Breslau. 7 Johannes, Biſchof von 

Culm. + Andreas, Biihof von Straßburg. 7 Peter Joſeph, Biſchof von Lims 
burg. + Chriſtoph Florentius, Bilhof von Zulda. — Matthias, Bilchof 
von Trier. 7 Conrad, Liihof von Paderborn. — Philipp, Biſchof von Ermland. 
+ 305. Heinrid, Liihof von Tänabrüd. 7 Johann Bernard, Bilhof von 
Münfter. 7 Wilhelm, Biſchof von Hildesheim. 7 Lothar, Biſchof von Leufai.p.i 
unb Bermweier ber Erzdiöceſe Zreiburg, für Hohenzollern» Sigmaringen. + Abolpb, 
Biſchof von Agathopolis i. p. i., fatholiicher Feldpropſt ber Armee.“ 


Eine gleihe Adretie it an das Abgeordnetenhaus gerichtet worben. 
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87) Bufimmungsadreffe der englifchen Biſchöfe an den prenßifchen Crinape 
vom 21. November 1872. 


„Der Erzbiihof und bie Biſchöfe von England entbieten ben Gr | 
bifhöfen und Bifhöfen Deutfhlands Gruß im Herrn. 


Nachdem wir mit tiefer Bewegung bes Herzen? bie Denkſchrift gelefen, melde 
Ahr, Ehrwürdige Brüder, die Oberhirten von ganz Deutſchland, am Grabe unfereß 
heiligen Martyrerd Bonifacius verfammelt, mit allem apoftolifchen Freimuth und Nach⸗ 
brud neulich erlaffen habt, ift e8 und unmöglich, zu ſchweigen. 

Als wahre Hirten, nicht als Miethlinge, habt Ihr Angefichts ber die Heerbe be⸗ 
drohenden Gefahren, eigenes Ungemad und angebrohte Unbill unerſchrocken verachtend, 
muthvol Eure Stimme erhoben. Die Sache, für melde Ahr einfteht, iſt zwar bie 
Eurige, aber auch die umferige und Die der ganzen Kirche Gottes; ja fogar ale unk> 
jegliche Freiheit, nicht bloß der Kirche, bes Gewiſſens, der Religion, des Glaubens, beiB 
Seelforgeramtes, des Apoftolifhen Stuhles, fondern auch die bürgerliche Freibeit, end = 
ih die Rechte der Familie, der Eltern nicht meniger als der Kinder, werben, wie 
durch einen und denſelben gemwaltfamen Angriff betrofien, jo auch durch ein unk> 
dagfelbe Wort aus Eurem Munde und durch Eure Standhaftigfeit in Schuß genommerzz 
und vertbeibigt. 


Alle, welche die katholiſche Kirche ofſen oder verftedt verfolgen, wollen fie, bie 
Mutter jedweder Freiheit, in Sflavenfetten fchlagen. Aber vergeblih; benn „wo ber” 
Geiſt Gottes ift, da ift Freiheit“, — „jenes Serufalem, das von Oben kommt, ift frei.” 
Die Freiheit der Kirche iſt die Tiuelle der Freiheit der Völker und Nationen. Wirb bie 
geiftige Freiheit ber Menſchen unterbrüdt, dann geräth fofort alles öffentliche und pri⸗ 
vate Recht in Schwanfen und PVerberben. Diejenigen aber, melde bie von Gott ben 
Menſchen gegebene Freiheit verlegen, richten nicht die Freiheit, ſondern fich felbft zu 
Grunde. 

Deßhalb rühmen wir uns, die wir aus der Ferne zufchauen, während Shr, theuerfte 
und ehrwürbige Mitbrüber, in der vorberften Reihe die Schlachten bes Herrn fireltet, 
Euren fiegreihen Kampf als den unjerigen zu betrachten. Denn durch ein boppeltes 
Banb find wir Mitbrüber; zunächſt als Genofjen im katholiſchen Epiſkopat, ſodann 
aber auch in Folge einer übernatürlihden Verwandtiſchaft dur den glorreihen Apoftel 
Deutſchlands ala Glieder berjelben Familie Wir erkennen Euch an als ächte Söhne 
und Erben des hl. Bonifacius, als Zeugen und Vertheidiger feine8 Schwures, ben er 
ſelbſt mit feinem Blute befiegelt hat. Was nämlich jener dem hl. Petrus, dem Fürften 
der Apoftel, und beffen Nachfolger, Gregor II., verſprochen hat, das fehen wir von 
Euch unferem Heiligen Vater Pius gegenüber in glänzender Weife erfüllt: mie Ihr 
nämlich, fefthaltenb an ber gefammten Lehre und an der Reinheit bes beiligen katholi⸗ 
{hen Glaubens, in der Einheit besfelben Glauben? mit Gottes Hülfe verharret und 
auf Feine Weife durch was immer für Rathſchläge gegen diefe Ginheit Euch ein: 
nehmen laſſet. 

Wenn baher in biefem fummervollen Kampfe, worin Ihr Euch befindet, e8 Euch 
einigermaßen zum Troſte und zur Stärfung gereihen kann, daß Ihr auf bie Liebe 
und Verehrung der Gläubigen und Hirten England8 gegen Euch rechnen könnt, fo 
jeid verfidert, theuerfte Herren und Brüder, bag wir tägli und inbrünftig für Euch 
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unfere Herzen im Gebete zu Gott, dem Herm ber Heerſchaaren, dem Haupte und Be⸗ 
Khüßer feiner Apoftel, ergießen. 

Am Teile ber Opferung Mariä, 1872. 
(L. 8.) 

T Heinrih Eduard, Erzbiihof von Weftminftr. 7 Thomas Joſeph 
(0. S. B.), Bifchof von Newport und Menewia. + Wilhelm Bernhard, Biichof 
von Birmingham. + Jakob, Bilhof von Shrewsbury. + Richard, Biſchof von 
Rottingham. + Wilhelm, Bilchof von Plymouth. Wilhelm, Biſchof von Elifs 
tm. 7 Franz, Biſchof von Northampton. F Robert, Bilchof von Beverley. 
kJakob, Bifchof von Herham und Nemeaftle. Jakob, Bifhof von Southwark. 
t Herbert, Biſchof von Salford.” 

(Der biſchöfliche Stk von Liverpool ift erledigt.) 
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) Geſetz, betreffend die Abänderung der Artikel 15 nnd 18 der Verfaſſungs- 
urknnde vom 31. Januar 1850. Vom 5. April 1873. 


„Rir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preußen ꝛc., verorbnen, unter 
Zuſtimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, was folgt: 

Einziger Artifel. Die Artikel 15 und 18 ber Verfaffungsurkunde vom 31. Januar 
1850 find aufgehoben. 

An die Stelle berjelben treten folgende Beflimmungen: 

Art. 15. Die evangeliſche und die Römifch-katholifche Kirche, ſowie jebe andere 
Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbftändig, bleibt aber 
den Staatsgeſetzen und ber gefetlich georbnieten Aufficht des Staates unterworfen. Mit 
der gleichen Maßgabe bleibt jede Religionsgefellihaft im Beſitz und Genuß ber für 
ihre Cultus⸗, Unterrichts: und Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anftalten, Stiftungen 
und Fonda. 

Art. 18. Das Ernennungs:, Vorſchlags-, Wahl: und Beſtätigungsrecht bei Bes 
fegung kirchlicher Stellen ift, foweit e8 dem Staat zufteht und nicht auf dem Patronat 
oder befondern Rechtätiteln beruht, aufgehoben. Auf Anftelung von Geiftlicden beim 
Milttär und öffentlichen Anftalten findet dieſe Befimmung feine Anwendung. Im 
Uebrigen regelt das Geſetz die Befugniſſe des Staates hinſichtlich der Vorbildung, Ans 
Rellung und Entlafjung der Geiftlihen und Religionsbiener und ftellt die Grenzen ber 

Arhlihen Disciplinargemwalt feit. 
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1 Diefelben Hatten vordem folgenden Wortlaut: 

Art. 15. Die evangeliiche und die Römiſch-katholiſche Kirche, ſowie jebe andere 
RKeligionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenpeiten felbitändig und bleibt 
im Befig und Genuß ber für ihre Cultus-, Unterrichts: und Wohlthätigkeitszwecke be- 
flimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds. 

Art. 18. Das Ernennungs⸗, Toridlagd:, Zahl: und Beſtätigungsrecht bei Be⸗ 
fegung kirchlicher Stellen iſt, ſoweit es dem Staate zufteht und nicht auf dem Patronat 
ober beſondern Rechtstiteln beruht, aufgehoben. 

Auf die Anttelung von Geiſtlichen beim Militär und an öifentlichen Anitalten 
findet dieſe Beſtimmung feine Anwendung. 
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Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändtgen Unterfchrift und beigebrudttem Könige | 
lien Inſiegel. | 
Gegeben Berlin, den 5. April 1873. 
(L. S.) Wilhelm, 
Graf v. Roon. Fürſt v. Bismard. Graf v. Itzenplitz. 
Graf zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kamekt 
Graf v. Königsmarck.“ 


89) Sendſchreiben der am Grabe des hi. Bonifacins in Fulda verſammellen 
Oberhirten an den hochwürdigen Klerus und fümmtliche Gläubigen 
ihrer Diöcefen. Dom 2. Mai 1873. 


„Beliebte im Herrn! 

Ihr wiffet, im Herrn Gellebte, in welche Lage die Kirche Jeſu Ehrifti, wie bei⸗ 
nahe in der ganzen Welt, fo namentlih aud in unferem Vaterlande durch GotteB 
anbetung3mwürdige Zulaffung gekommen iſt. 

Eine Reihe von Geſetzen fol demnächſt erlaffen werben, welche mit ber von Gott 
geordneten Verfaffung und Freiheit ber Kirche in wejentlihen Punkten im Wider 
ſpruch ftehen. 

Sogleich als diefe Gejeke dem Landtage vorgelegt wurden, erfannten wir es als 
eine heilige Pflicht unſeres bifchöflichen Hirtenamtes, vor dem Throne ſowohl ald vor 
den beiden Häufern des Landtags gegen biefelben laut und entichieben unfere Stimme 
zu erheben. Aber auch euch, ehrwürbige Mitbrüber und geliebte Diöcefanen, ift es nicht 
entgangen, wie bei Durchführung folcher Gefeße die Abtrennung ber Biſchöfe von bem 
fihtbaren Oberhaupte der gefammten fatholifchen Kirche, die Trennung des Kleruß und 
bes Volkes von feinen rechtmäßigen Biſchöfen, bie Trennung ber Kirche in unierem 
Baterlande von ber bie ganze Erde umfaffenden Kirche des Gottmenſchen und Erlöfers 
ber Welt, bie völlige Nuflöfung der von Gott gegebenen Organifation der Kirche noth- 
wendig erfolgen werde. Diejer eurer Haren und richtigen Erfenntniß ber Lage und 
eurer aus biefer Erfenntniß entipringenden tiefernten Beſorgniß Habt ihr durch Adreſſen 
und Teputationen, mündlich und jhriftlich in mannigfaltigfter Weife vor euren Bifchöfen 
Ausdrud gegeben. Mit diefer Kundgebung verbanbet ihr Angeficht3 der ſchweren Ges 
fahren, mit welchen die Kirche und die Hirten berfelben in nächſter Zeit bedroht find, 
bie heilige Verfiherung, daß ihr, mas auch immer bie Zufunft bringen werde, unwan⸗ 
belbar treu zu bem Heiligen Vater, dem gemeinfamen Lehrer und Hirten aller Chriſten, 
und zu uns, euren rechtmäßigen Biſchöfen, fliehen werdet, und daß ihr, wie ihr bie 
Theilnehmer unjerer fchmeren Kümmernifje ſeid, jo auch bie treuen Theilnehmer unferer 
Kämpfe und Leiden fein werdet. Dieje freien und freubigen, biefe rührenden und ers 
bebenden Bezeugungen eure8 Glaubens und eurer treuen Anhänglichkeit an die Kirche, 
welche von allen Seiten ber und entgegengebracht wurben, gereichen ung in der Trübjal 
ber gegenmärtigen Zeit und unter ben drohenden Wetterzeichen ber Zufunft zu größter 
Freude, zu innigftem Trofte. VBereinigt zu erniter Berathung an dem Grabe des hl. Bo: 
nifacdus, fenden wir euch Allen aus bemegtem Herzen den gemeinfamen Dank für biefe 
taufenbfältigen Bezeugungen der Treue. Wir werben biejelben bewahren als theure 
Andenken an eine hochernfte, ewig benfwürbige Zeit ber Kirche. Wir halten an ben: 
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felben feft als an einer Bürgichaft eurer unerfchütterlichen Treue, und wir befchwören 

und Alle in ber Liebe Jeſu Ehrifti, unter allen Berhältniffen treu in eurer Gefinnung 
\.su bebarren und durch die That euer gegebened Wort zu beftätigen. Gottes Gnade 
wird euch Dazu nicht fehlen. Cr, ber das gute Werk angefangen hat, wirb e8 auch 
vollenden auf den Tag Ehrifti Jeſu. 

Noch Haben bie gedachten Vorlagen Feine Gefeßesfraft; — was immer aber 
lommen mag, wir werben mit der Gnade Gottes bie in unfern Denk 
iHriften entwidelten Grundſätze, bie nicht die unfern, fonbern bie 
bes Chriſtenthums und ber ewigen Gerechtigkeit find, ſtandhaft und 
eiamüthig vertheidigen und unjere Hirtenpflidht fo erfüllen, daß 
wir in ber Stunde unferes Todes vor dem Richterſtuhle des gött 
liden Hirten, ber uns gejendet und der fein Leben für bie Seinigen 
hingegeben bat, nicht als Miethlinge verworfen werben. 

Eingebent des apoſtoliſchen Wortes, daß der Heilige Geift die Biſchöfe gefebt bat, 
de Kirche Gottes zu regieren, bie er mit feinem Blute erfauft hat, daß es demnach 
unfere unverbrüchliche Pflicht ift, diefer Anordnung bes heiligen Geiftes getreu nachzu⸗ 
Iommen , werben wir in Bezug auf bie Leitung und Verwaltung ber und anvertrauten 
Sirhen nichts zulaffen bürfen, was ben Geboten bes Fatholifhen Glaubens und bem 
göttlichen Rechte der Kirche zumiber ift. 

Ihr aber, geliebte Mitarbeiter und Didcefanen , haltet eurerſeits unverbrüchlich 
daran feft, daß nur derjenige ein rechtmäßiger Biſchof tft, der als folder vom Heiligen 
vater und dem Apoſtoliſchen Stuhle, diefer Quelle ber kirchlichen Einheit und ber Fird: 
lien Amtögewalt, gejenbet ift, und ber in ber Gemeinfchaft des Apoftolifchen Stubles 
derharrt. Ingleichen werdet ihr ſtets nur diejenigen als rechtmäßige Seeljorger an⸗ 
etlennen können, welche von ben rechtmäßigen Biſchöfen für dieſes Amt würdig und 
tüchtig erfunden, von ben Biſchöfen mit dieſem Amte betraut und geſendet werden, 
und welche in der Gemeinſchaſt mit den Biſchöfen verbleiben. Jeder Andere wäre ein 
Eindringling. 

Nach der Einrichtung, welche Gott feiner Kirche für alle Zeiten gegeben bat, kann 
Riemandem durch Beſtimmung einer weltlichen Obrigkeit ein Recht verliehen werben, 
wonach er, unbeichabet jeiner Angehörigkeit zur Kirche, in firchlichen Tingen von bem 
geiſtlichen Urtheilsſpruche an bie mweltlihde Macht appelliten könnte. Vielmehr ruht auf 
ſolchem ber göttlihen Ordnung wiberjtteitenden Vorgehen bie Strafe ber Grcommunis 
“ation, welche in Folge einer iolchen Appellation von ſelbſt eintritt. 

Wir werben, dem beitändigen Brauche der Kirche folgend, bie Entſcheidung in 
allen bie Kirche betrefienden zweiielhaften Fragen in bie Hände des Heiligen Vaters 
legen, ben Ghriftu3 zum obertten Sirten feiner Kirche gelegt hat, und in befien Ge: 
meinjchaft und Cehoriam wir mit (Zortes Enabe itis verbleiben werben. 

Bir werben aber au un'ere Erihten gegen bie weliliche Tbrigkeit, gegen das 
bürgerliche Gemeinwein und gegen das Lareriart mit unverbrüchlicher Treue und 
Gewifſenhaftigleit zu ertiien forztagzen, indem wir nie vergtüen, bar nit Kampf und 
Trennung, fondern Friede und Ein:racht bes Zerkälinie in, Las nad Gottes Lillen 
zwiichen ben beiben ven i5mı sur Zofragır tr muiigigen Gerligafı angeorbneien 
Gewalten bettegen ic“. 

Zur Vertheidigatg ber urgeiuterigern wergeit ber Kiche und ber Siter be 
CEhriñenthums rmteg.m wi: 1u% neben Lem zum Aniston bie Kirdge, bem freien 

Belennmifle br Zxetrte:, arm meleiisın Zılenrimante:, ausbeuenber Cebit und 
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Grgebung ganz beſonders, wie wir ſchon oft gethan, das Gebe 
tbigfte, inftänbigfte, das beharrlichſte, vertrauensnollite Gebet zu 
Heiland, der allein unfere Hoffnung umb Hälfe ift. Denn jeit ben’ 
Rantin ber Große fi zum Thriften hum bekehrte umb ber 300jährigen | 
Kirche durch bie bis bahin heidniſche Staatögemalt ein Ende madhle 
eine Zeit geweſen, im ber bie Kirche auf ber ganzen Welt allek mi 
beraubt unb von fo großen Gefahren bebroßt war, mie in ber gegemmärkigen, 
hierbei haben wir nicht bloß unfere augenblidlichen Bebrängniffe im Muge, fonben 
dasjenige, was un in ber Zufunft broht. Wenn bie Kirche Ehrifti Ährer wehtmähige 
Freiheit beraubt wirb, wenn das öffentliche Leben, wenn Preffe und 

Unglauben und Geringiägung ober Hab gegen bas Ghriftentgum umb bie 
athmen, wenn bie Jugenb durch eine bem Epriflentgum entfrembete Gijufe sunb Kiffen 
ſcheſt gebifbet wird, wenn unter bem Drude biefer Zuflänbe ber Kerne mehr und A 
mehr ausſtirbt ober vom Zeitgeifte erfült und verberbt wirb: bann muß der 
Glaube, bie chriſtliche Liebe und Eintracht, bie hriftliche Sitte auch ba zufammenbredien 
und ſchwinden, wo fie bisher fo fett befanden, in unſerem guten fatholifchen Volle, 
Und dann wirb nichts mehr ein Verberben und eine Zerftörung aufhalten, an bie mir 
nur mit Entjegen benfen fönnen. Wir müßten daher feine Erkenntniß, feinen Glauben, 
feine Liebe mehr befigen, wir müßten der Mahnungen und Warnungen unferes götte 
lichen Heilandes gänzlich vergeffen, wenn wir in biefer ſchweren und verhängnifvollen 
Zeit nicht zum Gebete unfere Zuflugt nehmen und eud) Allen im Namen Jefıt zurufert 
würben: Betet, betet insgeſammt, betet ohne Unterlafi! 

Gruß und Segen im Herm! 

Fulba, am Feſte bes HI. Athanafius, den 2. Mai 1873. 

+ Paulus, Erzbiihof von Köln + Mieciölaus, Erzbiſchof von Gnefer 
unb Poſen. + Heinrich, Fürfbifcof von Breslau. + Beter Jofeph, Bilhof 
von Limburg. + Chrikoph Florentius, Biſchof von Fulda. + Wilpelm Ems 
manuel, Biſchof von Mainz, für ben preußifchen Antheil feiner Diöcefe. + Conrad, 
Biſchof von Paderborn. + Matthias, Biſchof von Trier. F Johann Heinrich, 
Biſchof von Oßnabrüd. + Lothar, Biſchof von Leufa 1. p. i., Verweſer beB Are . 
bisthums Freiburg, für Hohenzollern. + Philippus, Biſchof von Ermland. + Jor 
dann Bernard, Biſchof von Münfter. + Wilhelm, Biſchof von Hilbetheim. 
Fur den Biſchof von Eulm: Klingenberg, Generalvicar und Domcapitular. 


Um feinem Zweifel Raum zu geben, erfläre ich hierdurch, daß id; das Senb- 
freiben ber am Grab bed BI. Bonifacius verfammelten Oberhirten [vom 2. Mai co.) 
lediglich aus dem Grunde nicht unterfcrieben Habe, weil bie bort befprochenen Geſehe 
mid) nicht berühren. 

Dagegen iſt es mir eine unabmeisbare Gewiſſenspflicht, in freubiger und freier 
Ueberzeugung meine innigfte Uebereinftimmung mit bem Sendſchreiben außzubrüden. 
und zu erflären, daß ich immer unb überall mit ber Gnabe Gottes befttebt fein werbe, 
nichta zu billigen, mas ben Geboten bed katholiſchen Glaubens und bem göttlichen. 
Rechte ber Kirche zumiber if. 

Berlin, am Feſte ber Erſcheinung des Heiligen Erzengels Michael, bem. 
8. Mat 1878. 

+ Adolph, 


Biſchof von Agathopolis i. p. 1.” 
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Geſcth über die Vorbildung und Anflellung der Geiftlichen. 
Yom 11. Aai 1873. 


„Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., verorbnen mit Zu: 
mung beiber Häufer bes Landtages, für ben Umfang ber Monarchie, einfchließlich 
Jadegebietes, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


$ 1. Ein geifliches Amt barf in einer ber chriſtlichen Kirchen nur einem Deutſchen 
tirggen werben, welcher feine mifjenichaftliche Vorbildung nach ben Vorfchriften biefes 
ſeßes dargethan bat, und gegen deſſen Anftellung fein Einſpruch von ber Staats⸗ 
lerung erhoben worden ift. 

F 2. Die Vorfchriften des 5 1 fommen zur Anwendung, gleichviel, ob daB Amt 
ſernd ober wiberruflich übertragen werden oder nur eine Stellvertretung ober Hülfs⸗ 
ung in bemjelben ftatthaben jol. Iſt Gefahr im Verzuge, fo Tann eine Stellver- 
ung oder Hülfsleiftung einftweilen und vorbehaltlich des Einſpruchs ber Staats⸗ 
lerung angeorbnet werben. 

F 3. Die Vorſchriften des 5 1 kommen, vorbehaltlich ber Beftimmungen bes 6 26, 
h zur Anwendung, wenn einem bereit im Amte ($ 2) ftehenben Geiftlichen ein 
eres geiftliche8 Amt übertragen oder eine widerrufliche Anftellung in eine bauernbe 
wanbelt werben foll. 


II. VBorbildung zum geiftlihen Amte. 


S 4. Zur Bekleidung eines geiftlichen Amtes ift die Ablegung ber Entlaſſungs⸗ 
fung auf einem beutfchen Symnafium, die Zurüdlegung eineß dreijährigen theolo- 
den Stubiumd auf einer deutſchen Staat3univerfität, ſowie bie Ablegung einer 
ſſenſchaftlichen Staatsprüfung erforderlich. 

F 5. Der Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten ift ermächtigt, mit Rüdjicht auf 
vorangegangenes andered Univerfitätäftubium, al3 das ber Theologie, oder mit Rüd- 
jt auf ein an einer außerdeutſchen Staat3univerfität zurüdgelegtes Stublium, ober 
t Rüdfiht auf einen fonftigen, befonberen Bildungsgang von dem vorgejchriebenen 
jährigen Stublum an einer beutihen Etaatuniverfität einen angemefjenen Zeit: 
um zu erlafjen. 

5 6. Das theologifhe Stubium fann in ben bei Verkündigung dieſes Geſetzes in 
reußen beſtehenden, zur wiſſenſchaftlichen Vorbildung der Theologen beitimmten kirch⸗ 
ben Seminaren zurüdgelegt werben, wenn ber Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
erkennt, daß dieſes Studium dad Univerfitätäftubium zu erfeßen geeignet fei. 

Tiefe Borichrift finder jedoch nur auf die Seminare an denjenigen Orten Anwen 
ng, am welchen fich Feine theologiſche Facultät befindet, und gilt nur für diejenigen 
tubirenbden, welche dem Sprengel angehören, für den das Seminar errichtet if. 

Die im erſten Abſatze erwähnte Anerfennung darf nicht verweigert werden, wenn 
eEinrichtung der Anftalı den Beſtimmungen dieſes Geſetzes entſpricht und ber Wi: 
fer ber geiftlichen Angelegenheiten den Lehrplan berielben genehmigt. 

5 7. Während des vorgeihriebenen Univerfitätätubiums dürfen bie Stubdirenden 
sem kirchlichen Seminare nicht angehören. 

F 8. Die Staatsprüfung hat nad zurüdgelegtem theologiihem Studium flatt. 
a berfelben darf nur zugelaiien werben, wer ben Zorichriiten dieſes Geſetes über bie 
ymmafialbilbung und theologiihe Zorbildung volltändig genügt hat. 

Gulturfampf:Acten. 12 
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Die Prüfung ift Öffentlih und wirb barauf gerichtet, ob ber Ganbibet fid 
für feinen Beruf erforderliche allgemeine wiſſenſchaftliche Bildung, insbefonbere auf 
Gebiete der Philofophie, ber Geſchichte und ber deutſchen Literatur erworben habe. 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten trifft die näheren Anorbnungen über: 
die Prüfung. 

G 9. Ale kirchlichen Anftalten, welche ber Vorbildung ber Geiftlichen 
(Knabenjeminare, Klericalſeminare, Prediger: und Priefterfeminare, Gonvicte zc.), ſtehen 
unter Aufficht des Staates. 

Die Hausordnung und das Reglement über bie Disciplin in diefen Unfalten, 
ber Lehrplan der Knabenſeminare und Sinabenconvicte, ſowie derjenigen Seminare, für. 
welche die im $ 6 bezeichnete Anerkennung ertheilt ift, find dem DOberpräfibenten ber 
Provinz von dem Vorſteher der Anjtalten vorzulegen. 

Die Anftalten unterliegen ber Reviſion durch Commiffarien, welche ber Oberpräß. 
dent ernennt. 

F 10. An ben im vorftehenden Paragraphen gedachten Anftalten darf als Lehrer 
obet zur Wahrnehmung der Dizciplin nur ein Deutjcher angejtellt werben, melcher ſeine 
wiſſenſchaftliche Befähigung nach Vorichrift des F 11 dargethan bat und gegen deſſen 
Anftelung Fein Einſpruch von der Staatöregierung erhoben morben ift. 

Die Vorfchriften der FF 2 und 3 finden entjprechende Anmenbung. 

F 11. Zur Anftelung an einem Stnabenjeminare oder Sinabenconvicte ift bie Bes 
fähigung zur entfprechenden Anjtelung an einem preußifchen Gymnaſium, zur Anftellung 
an einer für die theologiiche mwifjenichaftliche Vorbildung beitimmten Anftalt bie Bes 
fähigung erforderlich, an einer deutſchen Staat3univerjität in der Disciplin zu lehren, 
für welche die Anftellung erfolgt. 

Kleriker und PVredigtamtscandidaten müffen die für Geiftliche vorgeichriebene Bots 
bildung befißen. 


Diefelbe genügt zur Anitelung an den zur theologiſch-praktiſchen Vorbilbung be: 
ſtimmten Anftalten. 

F 12. Für die Erhebung bes Einſpruchs gegen die Anftellung finden bie Beſtim⸗ 
mungen entiprecdende Anwendung, welche die Erhebung des Einſpruchs gegen bie Ans 
ſtellung von Geiftlidden regeln ($5 15—17). 

F 13. Werden die in den 68 9—11 enthaltenen Vorſchriften ober bie getroffenen 
Anordnungen der Staatsbehörden nicht befolgt, fo ift der Minifter der geiftlichen An: 
gelegenheiten ermächtigt, bis zur Befolgung die der Anſtalt gewidmeten Staatsmittel 
einzubebalten oder bie Anftalt zu jchließen. 

Unter der angegebenen Vorausfegung und bis zu dem bezeichneten Zeitpunkte 
fönnen Zöglinge der Knabenjeminare und senabenconvicte von dem Beluche ber Gym: 
nafien und von ber Entlafjungsprüfung ausgeichloffen und den im $ 6 erwähnten Ans 
ftalten die ertheilte Anerfennung entzogen werben. Diele Anordnungen ftehen bem 
Minifter der geiftlichen Angelegenheiten zu, 

Nah Errihtung eines Föniglichen Gerichtshofes für die Firchlichen Angelegenheiten 
fann über die Gejegmäßigfeit der nah diefem Paragraphen getroffenen Anordnungen 
und Verfügungen innerhalb 30 Tagen bei dem gedachten Gerichtähoje Berufung eins 
gelegt werden. Durch Einlegung derjelben wird die Vollfiredung ber angefochtenen 
Anordnung oder Verfügung nicht aufgehalten. Der Gerichtshof kann jeboch beflimmen, 
daß bis zur endgiltigen Entſcheidung die Vollſtreckung unterbleibe. 

$ 14. Knabenjeminare und Knabenconvicte ($ 9) dürfen nicht mehr errichtet unb 
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in bie beſtehenden Anftalten biefer Art neue Zöglinge nicht mehr aufgenommen 
werben 


Im Falle ber Aufnahme neuer Zöglinge ift der Minifter ber geiftlichen Angelegen: 
beiten zur Schließung der betreffenden Anftalt befugt. 


II. Anftellung der Geiftliden. 


S 15. Die geiftlidden Oberen find verpflichtet, denjenigen Canbibaten, dem ein geiſt⸗ 
liches Amt übertragen werben fol, dem Oberpräfidenten unter Bezeichnung bed Amtes 
zu benennen. 

Dasjelbe gilt bei Verjegung eines Geiftlichen in ein anderes geiftliches Amt ober 
bei Umwandlung einer wiberruflichen Anftelung in eine bauernbe. 

Innerhalb 80 Tagen nach der Benennung kann Einipruch gegen die Anftellung 
erhoben werben. 

Die Erhebung des Einſpruchs fteht dem Oberpräfidenten zu. 

$ 16. Der Einfprud if zuläffig: 1) wenn dem Anzuftellenden bie geſetzlichen Ers 
forderniffe zur Bekleidung bes geiftlichen Amtes fehlen; 2) wenn ber Anzuftellende wegen 
eines Verbrechens ober Vergehens, welches das beutfche Strafgeſetzbuch mit Zuchthaus 
oder mit dem Verluſte ber bürgerlichen Chrenrechte, oder dem Verluſte ber öffentlichen 
Aemter bebroht, verurtheilt ift ober fich in Unterfuchung befindet; 8) wenn gegen den 
Anzuftellenden Thatſachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß derſelbe ben 
Stantögefeten ober den innerhalb ihrer geſetzlichen Zuftändigfeit erlaffenen Anorb- 
nungen ber Obrigkeit entgegenmwirfen oder den öffentlichen Frieden flören merbe. 

Die Thatfachen, welche den Einſpruch begründen, find anzugeben. 

Gegen die Einfpruchserflärung kann innerhalb 30 Tagen bei dem Töniglichen Ge: 
richtzhofe für die kirchlichen Angelegenheiten und, fo lange deſſen Einfeßung nicht 
erfolgt ift, bei dem Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten Berufung eingelegt werben. 

Die Entſcheidung ift endgültig. 

$ 17. Die Uebertragung eines geiftlihen Amtes, welche der Vorſchrift des S 1 
zwiderläuft, ober welche vor Ablauf ber im F 15 für die Erhebung bes Einſpruchs 
gewährten Friſt erfolgt, gilt als nicht gefchehen. 

F 18. Jedes Pfarramt ift innerhalb eines Zahres vom Tage der Erlebigung, wo 
geieplich ober obſervanzmäßig ein Gnabenjahr beiteht, vom Tage ber Erledigung ber 
Pfründe am gerechnet, dauernd zu bejegen. Die Frift ift vom Oberpräfidenten im Falle 
des Bebürfnifles auf Antrag angemeffen zu verlängern. 

Nah Ablauf der Frift ift der Oberpräfibent befugt, die Wiederbeſetzung ber Stelle 
durch Geldftrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen. Die Androhung 
und Feftfegung ber Strafe darf wiederholt werben, bis dem Gefege genügt iſt. 

« Außerdem ift ber Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt, bis dahin 
Staatsmittel einzubehalten, welche zur Unterhaltung ber Stelle ober desjenigen geift- 
lien Oberen bienen, ber das Pfarramt zu befeken ober bie Beſetzung zu geneh⸗ 
migen bat. 

F 19. Die Errichtung von Seelforgeämtern, deren Inhaber unbedingt abberufen 
werben dürfen, ift nur mit Genehmigung des Miniſters der geiftlichen Angelegenheiten 
zuläffig. 

Die Beftimmungen des $ 18 beziehen ſich auf die fogenannten Succurfalpfarreien 
bes franzöfiichen Rechts, mit der Maßgabe, daß die in Abſatz 1 bed F 18 vorgefchriebene 
Friſt vom Tage ber Publication dieſes Geſetzes an zu laufen beginnt. 

12* 
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$ 20. Anordnungen ober Vereinbarungen, welche bie durch daß Geſen 5 
Klagbarkeit der aus dem geiſtlichen Amtsverhältniſſe entſpringenden 
lichen Anſprüche ausſchließen ober beſchränken, find nur mit Genehmigung der 
bebörbe zuläffig. 

21. Die VBerurthellung zur Zuchthausſtrafe, bie Aberfennung ber 
Ehrenrechte unb ber Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter bat bie u 
ber Stelle, bie Unfähigfeit zur Ausübung bes geiſtlichen Amtes unb den Berka 
Amtseinkommens zur Yolge. 







IV. Strafbefimmungen. 


F 22. Ein geiſtlicher Oberer, welcher ben 65 1 bis 8 zumiber ein geiſtliches 
überträgt ober bie Uebertragung genehmigt, wirb mit Gelbfirafe von 200 BIS 3 
1000 Thalern beftraft. 

Diefelde Strafe trifft denjenigen, welcher ber Vorfchrift des F 19 Abfay 1 —* 
widerhandelt. 

F 23. Wer geiſtliche Amtshandlungen in einem Amte vornimmt, welches ihm ben 
Vorſchriften der SS 1 bis 3 zuwider übertragen worden iſt, wird mit Geldſtrafe bis gu 
100 Thalern beſtraft. 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, der geiſtliche Amtshandlungen in einem von ihm 
nicht dauernd verwalteteten Pfarramte vornimmt, nachdem er von dem Oberpräfidenten 
benachrichtigt worden iſt, daß das Zwangsverfahren behufs Wiederbeſetzung der Stelle 
in Gemäßheit der Vorſchrift in F 18 Abſatz 2 eingeleitet ſei. 

F 24. Wer geiftlide Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in Folge gerichtlichen 
Strafurtheils die Fähigkeit zur Ausübung bes geiftlichen Amtes verloren hat ($ 21), 
wirb mit Geldfirafe bis zu 100 Thalern beftraft. . 


V. Uebergangs: und Schlußbeftimmungen. 


F 25. Ausländer, welden vor Berfündung dieſes Geſetzes ein geiftliches Amt 
($ 2) ober eines ber im $ 10 erwähnten Aemter an kirchlichen Anftalten übertragen 
worben ift, haben bei Vermeidung ber Yolgen des F 21 innerhalb jech Monaten bie 
Reichsangehörigkeit zu erwerben. 

Der Dinifter ber geiftlichen Angelegenheiten kann mit Rückſicht auf bie befonberen 
Bebürfniffe bes einzelnen Falles biefen Zeitraum verlängern. 

5 26. Die Vorſchriften dieſes Gefeged über ben Nachweis wiſſenſchaftlicher Bor 
bildung und Befähigung finden feine Anwendung auf PBerfonen, welche vor Berfäns 
dung biejes Geſetzes im geiftlichen Amte angeftellt find ober bie Fähigkeit zur Anftellung 
im geiftlicden Amte erlangt haben. 

Außerdem ift ber Minifter ber geiſtlichen Angelegenheiten ermächtigt, benjenigen 
Perfonen, welche vor Verkündung dieſes Geſetzes in ihrer VBorbilbung zum geifllichen 
Amte vorgejähritten waren, ben in biefem Geſetze vorgejchriebenen Nachweis ber Bor 
bildung ganz ober tbeilmeife zu erlaffen. 

Der Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten ift auch ermächtigt, Ausländer von 
ben Erforbernifjen des $ 4 dieſes Geſetzes zu bispenfiren. 

$ 27. Die in ben $5 4 und 8 dieſes Geſetzes vorgefchriebene Staatäpräfung kann 
mit ber theologiſchen Prüfung verbunden werben, infofern bie Einrichtung biefer Ieteren 
Prüfung und bie Bildung ber Prüfungscommiffionen Behörben zuſteht, beren Ricnie 
ber fämmtlich ober theilweiſe vom Könige ernannt werben. 
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5 28. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über daB Einſpruchsſsrecht des Staates 
(85 1, 8, 10, 12, 15 und 16) finden in den Yällen feine Anwendung, in welden bie 
Unftellung durch Behörden erfolgt, deren Mitglieder ſämmtlich vom Könige ernannt 
werben. 

F 29. Somelt die Mitwirfung des Staates bei Beſetzung geiftlicher Aemter auf 
Srund bes Patronatd ober befonberer Rechtstitel anbermweit geregelt tft, behält es babei 
kin Bewenben. 

Desgleichen werben bie beſtehenden Rechte bes Staates bezüglich der Anftellung 
von Geiſtlichen beim Militär und an öffentlichen Anftalten durch das vorliegende Gefek 
nicht berührt. | 

$ 80. Der Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten ift mit ber Ausführung biefes 
Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem König: 


lichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 11. Mai 1873. 
(L. 8.) Wilyelm. 


Graf v. Room Fürft v. Bismarck. Graf vo. Itzenplitz. 
Graf zu Eulenburg Leonhardt. Gamphaufen Fall. v. Kameke. 
Graf v. Königsmarck.“ 


1) Gefeh über die kirchliche Disciplinargewalt und die Errichtung des 
Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. Vom 
12. Mai 1873. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., verorbnen, mit 
Jufimmung beider Häufer bed Landtages, für ben Umfang der Monarchie, einichließlich 
des Jadegebietes, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


F 1. Die kirchliche Disciplinargewalt iiber Kirchendiener darf nur von beutfchen 
lirchlichen Behörden ausgeübt werben. 

F 2. Kirchliche Disciplinarftrafen, melde gegen die freiheit ober daß Vermögen 
gerichtet find, dürfen nur nach Anhörung des Beſchuldigten verhängt werben. 

Der Entfernung au8 dem Amte (Entlaffung, Verſetzung, Suspenfion, unfreimwillige 
Emeritirung u. f. m.) muß ein georbneteß prozeffualifches Verfahren voraußgehen. 

In allen diefen Fällen tft bie Entſcheidung fchriftlich unter Angabe der Gründe 
zu erlaflen. 

F 3. Die Körperliche Züchtigung ift als kirchliche Disciplinarftrafe oder Zuchtmittel 
unzuläffig. 

F 4. Seldfirafen dürfen den Betrag von 30 Thalern, oder, wenn das einmonats 
Ne Amtdeintommen höher tft, den Betrag des letzteren nicht überfteigen. 

5 5. Die Strafe der Freipeitsentziehung ($ 2) darf nur in ber Verweifung in 
eine Demeritenanftalt beftehen. 

Die Verweiſung darf die Dauer von drei Monaten nicht überfleigen, und bie 
Vollſtreckung berfelben wider den Willen des Betroffenen weder begonnen noch fort: 
gefeht werben. Die Verweifung In eine außerdeutſche Demeritenanftalt iſt unzuläffig. 
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5 6. Die Demeritenanftalten find ber ſtaatlichen Aufficht unterworfen. Ihre 
ordnung if dem Dberpräfibenten ber Provinz zur Genehmigung einzureichen. 

Er if befugt, PVifitationen ber Demeritenanſtalten anzuorbuen und nom 
Einrichtungen Kenntniß zu nehmen. 

Bon ber Aufnahme eines Demeriten bat ber Borfieher ber Auſtalt unter 
ber Behörbe, welche fie verfügt, binnen 24 Stunden bem Oberpräflbenten Sinzeige: 
machen. Ueber ſämmtliche Demeriten ift von bem Borfleher ein Verzeichniß zu 
welches ben Namen berfelben, die gegen fie erfannten Strafen unb bie Zelt ber 
nahme und Entlaffung enthält. Am Schluß jedes Jahres If bad Verzeichniß Kam 
Oberpräfidenten einzureichen. . 

$ 7. Bon jeber kirchlichen Disciplinarentielbung, welche auf eine Gelbfärafe neu: 
mehr als 20 Thalern, auf Verweifung in eine Demeritenanftalt für mehr als 14 Eage, 
ober auf Entfernung auß bem Amte ($ 2) lautet, iR dem Oberpräfibenten, gieldägeitig: 
mit der Zuftellung an den Betroffenen, Mittheilung zu machen. 

Die Mittheilung muß bie Entſcheidungsgründe enthalten. 

6 8. Der Oberpräfibent iſt befugt, bie Befolgung ber in ben SS 5 bis 7 enuthals 
tenen Vorschriften unb ber auf Grund berfelben von ibm erlaffenen Verfügungen durch 
Gelbfirafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen. 

Die Androhung und Feſtſetzung der Strafe darf wiederholt werben, bi bem Ges 
ſetze genügt if. 

Außerdem Tann bie Demeritenanftalt geſchloſſen werden. 

5 9. Eine Vollſtreckung kirchlicher Disciplinarentiheibungen im Wege ber Staats⸗ 
verwaltung findet nur bann flatt, wenn biefelben von dem Dberpräfibenten nad) er⸗ 
folgter Prüfung ber Sache für vollſtreckbar erflärt worden find. 


I. Berufung an den Staat. 


F 10. Gegen Entſcheidungen ber kirchlichen Behörden, welche eine Disciplinarftrafe ' 
verhängen, fteht bie Berufung an bie Staatsbehörbe (5 82) offen: Ä 

1) wenn bie Entſcheidung von einer durch die Staatsgeſetze audgefchloffenen Bes 
börbe ergangen iſt; 2) wenn bie Vorfchriften bes 5 2 nicht befolgt worben find; 
8) wenn bie Strafe gefeglich unzuläffig tft; 4) wenn bie Strafe verhängt ifl: a. wegen 
einer Handlung ober Unterlaffung, zu welcher die Staatögejeße ober bie von ber Obrig- 
keit innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaffenen Anorbnungen verpflicäten; b. wegen Aus⸗ 
Übung oder Nichtausübung eines Öffentlichen Wahl: und Stimmrechts; c. wegen Ges 
brauchs ber Berufung an bie Staatsbehörde ($ 32) auf Grund dieſes Geſetzes. 

$ 11. Die Berufung findet außerdem flatt, wenn 1) die Entfernung aus bem 
kirchlichen Amte ($ 2 Abſ. 2) als Visciplinarftrafe ober fonft wider ben Willen bes 
bavon Betroffenen auögeiprocdhen worden if, und die Entſcheidung ber klaren thatiäd- 
lichen Lage wiberfpricht ober die Geſetze bed Staates ober allgemeine Rechisgrunbfäge 
verlegt; 2) nach erfolgter vorläufiger Sußpenfion vom Amte daB weitere Verfahren ums 
gebührlich verzögert wirb. 

6 12. Die Berufung flieht Jedem zu, gegen welchen bie Entieibung ergangen 
if, ſobald er die dagegen zuläffigen Rechtsmittel bei ber vorgeſetzten kirchlichen Inſtanz 
ohne Erfolg geltend gemacht bat. 

Liegt ein Öffentliche Antereffe vor, jo fteht bie Berufung auch bem Oberpräfibenten 
zu, jedoch erfi dann, wenn bie bei ben kirchlichen Behörben angebrachten Rechtsmittel 
ohne Erfolg geblieben find, ober bie FZrift zur Einlegung berfelben verfäumt if. 
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$ 18. Die Berufung ift bei dem koͤniglichen Gerichtshofe für kirchliche Angelegen- 
heiten jchriftlich anzumelden. 

Die Friſt zur Anmeldung beträgt in ben Fällen bed F 10 und $ 11 Abfjag 1 für 
ben durch die Enticheibung Betroffenen vier Wochen. Sie beginnt mit Ablauf bes 
Tages, an welchem bie Entſcheidung mit Gründen ihm zugeftellt if. 

In den Fällen des F 11 Abjag 2 ift die Berufung an feine Frift gebunden. 

Für ben Oberpräfibenten beträgt die Friſt, wenn ihm die Entſcheidung als enb- 
gültige amtlich mitgetheilt iſt, brei Monate, andernfalls ift berjelbe an feine Frift 
gebunden. 

F 14. Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung der angefochtenen 
Entfcheibung aufgehalten. Der Gerichtähof iſt jedoch befugt, Die vorläufige Vollfiredung 
zu geftatten. Andernfalls fann die Einftellung der Vollſtreckung von dem Gerichtähofe 
buch Geldfirafen bis zum Betrage von 1000 Thalern erzwungen werben ($ 8 Ab: 
jab 2). | 

6 15. Die Berufung ift Innerhalb 14 Tagen nad) ber Anmeldung fchriftlich zu 
rechtfertigen. Diefe Frift kann auf Antrag verlängert werben. 

6 16. Die Anmeldung und die Rectferttgungsfchrift wird der Firchlicden Behörbe 
zur Abgabe einer fjchriftlicden Erflärung und Einreihung der Ucten innerhalb vier 
Boden zugefertigt. Die Einreichung der Acten Tann erzwungen werden, geeignetenfalld 
durch Geldftrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern ($ 8 Abſatz 2). 

F 17. Der Gerichtshof trifft die zur Aufflärung der Sache erforberlicden Ver: 
fügungen. Die Bemeisverhandlungen find unter Zuziehung eines vereibeten Protofoll- 
führer8 aufzunehmen. 

F 18. Die Entiheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung in öffent: 
licher Sigung. 

Die Oeffentlichkeit kann durch Beſchluß des Gerichtöhofes auögefchloffen ober auf 
beftimmte Perſonen beichränft werben. 

6 19. Zu den Verhandlungen (SG 17 und 18) jind ber Berufenbe unb die kirch⸗ 
liche Behörde zuzuziehen. Diejelben können fi durch einen Abvocaten oder Rechts⸗ 
anwalt vertreten laſſen. Im Fall ihres Ausbleibend wird nad Lage der Verhand⸗ 
lungen erfannt. 

Außerdem ift ber Miniſter der geiftliden Angelegenheiten zu benachrichtigen, 
welcher einen Beamten mit feiner Vertretung beauftragen kann. Hat ber Oberpräfibent 
die Berufung eingelegt, jo übernimmt der von dem Minifter bezeichnete Beamte bie 
Vertretung bed Berufenden. 

6 20. In dem Termin zur mündlichen Verhandlung gibt ein von dem Borfigenden 
des Gerichtshofes aus der Zahl feiner Mitglieder ernannter Meferent eine Darftellung 
ber Sache, wie fie aus ben bisherigen Verhandlungen hervorgeht. Hierauf wird ber 
Berufende ober deffen Vertreter, fomie der Vertreter der kirchlichen Behörde und des 
Miniſters der geiftlichen Angelegenheiten mit ihren Bor: und Anträgen gehört. 

6 21. Bei ber Enticheibung hat der Gerichtshof, ohne an pofitive Beweißregeln 
gebunden zu fein, nach feiner freien, aus dem ganzen Anbegriff der Verhandlungen 
unb Beweiſe geihöpften Ueberzeugung zu entjcheiden. In dem Urtheil ift entweder bie 
Berwerfung der Berufung ober die Vernichtung der angefochtenen Entſcheidung auß- 
zuiprechen. 

Das mit Gründen verfehene Urtheil wirb in der Situng, in welder die münd⸗ 
Ihe Verhandlung beenbet worden ift, ober in einer der nächſten Sitzungen verfündet 
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und eine Ausfertigung desſelben bem Berufenben ober deſſen Vertreter, jowie ber firdh- 
lihen Behörde und dem Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten zugeftellt. 

$ 22. Ueber die mündliche Verhandlung wirb ein Protokoll aufgenommen, welches 
bie Namen ber Anmejenden und bie wefentlicden Momente ber Verhandlung enthalten muß. 

Das Protokoll wird von dem VBorfitenden und bem vereibeten Protofollführer 
unterzeichnet. 

F 23. Wird die angefochtene Entſcheidung vernichtet, fo hat die kirchliche Behörde 
bie Aufhebung ber Vollſtreckung zu veranlaffen und bie Wirkung ber bereit3 getroffenen 
Maßregeln zu beſeitigen. 

Der Oberpräſident iſt befugt, bie Befolgung ber von. ihm deßhalb erlaſſenen Ber 
fügungen durch Gelbitrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen (6 8 
Abſatz 2). 

Gegen bieje Berfügungen fteht ber kirchlichen Behörde die Beſchwerde bei bem 
Gerichtshofe für bie kirchlichen Angelegenheiten offen. 


III. Einſchreiten de3 Staates ohne Berufung. 


F 24. Kirchenbiener, welche bie auf ihr Amt oder ihre geiftlichen Amtsverrichtungen 
bezügliden Vorfchriften der Staatögefete oder bie in dieſer Hinficht von ber Obrigkeit 
innerhalb ihrer geſetzlichen AZuftändigfeit getroffenen Anordnungen fo ſchwer verleken, 
daß ihr Verbleiben im Amte mit der öfjentlichen Ordnung unverträglich erfcheint, 
können auf Antrag der Staatsbehörde durch gerichtliches Urtheil aus Ihrem Amte ent: 
laſſen werben. 

Die Entlaffung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit zur Ausübung bed 
Amtes, den Verluft des Amtseinkommens und die Erledigung ber Stelle zur Folge. 

$ 25. Dem Antrage muß eine Aufforderung an bie vorgefette kirchliche Behörde 
vorausgehen, gegen den Angefchuldigten die firchliche Unterfuhung auf Entlaſſung aus 
ben: Amte einzuleiten. Steht der Angeſchuldigte unter Feiner kirchlichen Behörde inner: 
halb des Deutichen Reiches, fo ift derielbe zur Niederlegung jeines Amtes aufzuforbern. 

Die Aufforderung erfolgt jchriftlid unter Angabe bed Grundes von dem Ober: 
präfidenten ber Provinz. 

6 26. Wird der Aufforderung nicht binnen geießter Friſt Folge gegeben oder führt 
bie kirchliche Unterſuchung nicht binnen gefegter Frift zur Entlafjung des Angeſchuldigten 
aus dem Amt, fo ftellt der Dberpräfibent bei dem Gerichtähofe für kirchliche Angelegen⸗ 
beiten den Antrag auf Einleitung bed Verfahrens. 

F 27. Auf das Erſuchen des Gerichtähofes hat das Gericht höherer Juſtanz, in 
beffen Bezirk der Angefchuldigte jeinen amtliden Wohnfik hat, einen etat3mäßigen 
Richter mit Führung der Vorunteriuhung zu beauftragen. Bei der Vorunterſuchung 
fommen die entſprechenden Beftimmungen der Strafprocehgeiete zur Anmendung. 

Die Verrichtungen ber Staatsanmaltichaft werben durch einen von dem Minifter 
ber geiftliden Angelegenheiten ernannten Beamten wahrgenommen. 

F 28. Der Gerichtshof fann mit Rüdfiht auf den Ausfall der Vorunterſuchung 
das Verfahren einftellen. In diefem Fall erhält ber Angefchulbigte Ausfertigung des 
darauf bezüglichen, mit Gründen auszufertigenden Befchluffes. 

F 29. Wird das Verfahren nicht eingeftellt, fo ift ber Angejchulbigte unter Mits 
theilung der von dem Beamten der Staatsanwaltſchaft anzufertigenden Anſchuldigungs⸗ 
fchrift zur mündlichen Verhandlung vorzuladen. Derjelbe kann fich des Beiſtandes eines 
Abvocaten oder Rechtsanmwaltes als Vertheidigers bedienen. 

Außerdem ift der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten zu benachrichtigen. 
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5 80. Für das Verfahren finden die Beflimmungen ber 66 17, 18, 20, 31, 22 
finnentiprecdende Anwenbung. 

In dem Urtheil ift entweder die Freiſprechung oder bie Entlaffung bed Angeſchul⸗ 
Sigten aus ben von ihm beffeibeten firchlichen Aemtern audzufprechen. 

F 31. Kirchendiener, welche Amtshandlungen vornehmen, nachdem fie in Gemäß: 
beit des F 80 aus ihrem Amte entlaſſen worben find, werden mit Geldbuße bi8 zu 
100 Thalern, tm Wieberholungsfalle bis zu 1000 Thalern beftraft. 


IV. Köntglider Gerihtshof für firhliche Angelegenheiten. 

F 32. Zur Entſcheidung der in den 65 10—23 und 24—80 bezeichneten, ſowie 
der anbermeitig durch Gele zugemielenen Angelegenheiten wirb eine Behörbe errichtet, 
welde ben Namen: „Königlicher Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten“ führt und 
ihren Sit in Berlin bat. 

F 38. Der Gerichtshof befteht aus eilf Mitgliedern. Der Präfident und wenigftend 
fünf andere Mitglieder müffen etatsmäßig angeftellte Richter fein. Die mündliche Ver⸗ 
banblung und Entieibung in den einzelnen Sachen erfolgt durch fieben Mitglieder. Der 
Borfipenbe und wenigftend drei Beiſitzer müfjen zu den richterlihen Mitgliedern gehören. 

Die Gefhäftsordnung, insbejondere bie Befugnifje des Präfidenten und bie Reihen: 
folge, in welcher die Mitglieder an den einzelnen Sikungen Theil zu nehmen haben, 
wirb dur) ein Regulativ georbnet, welches ber Gerichtähef zu entwerfen und dem 
Staatsminifierium zur Betätigung einzureichen bat. 

Dur Plenarbeichlüffe des Gerichtshotes Tönnen auch die in dieſem Gele ges 
gebenen Borjchriften bes Verfahrens ergänzt und deren finngemäße Anmwenbung auf 
andere durch Geſetz dem Gerichtshofe iiberwielene Angelegenheiten geregelt werben. 

F 34. Die Mitglieder des Gerichtähofes merden vom Könige auf den Vorſchlag 
de Staatdminifteriumd, und zwar bie bereitö in einem Staatdamte angeftellten für 
die Dauer ihres Hauptamtes, die anderen Mitglieder auf Lebenszeit ernannt. 

Für die Rechte und Pflichten der Mitglieder des Gerichtshofes find bie für bie 
Mitglieder bed Dbertribunal3 beitehenden Vorſchriften maßgebend. 

F 85. Der Gerichtöhof enticheidet endgültig mit Ausſchluß jeber weiteren Berufung. 

F 36. Die Juſtiz- und Verwaltungsbehörden haben den an fie ergebenden Er- 
fuchen des Gerichtshofes Folge zu geben. Die Beichlüffe und Entſcheidungen bed 
Gerichtshofes find im Bermaltungsmwege vollfiredbar. 

F 87. Ueber die Verpflihtung zur Zahlung der Koften des Verfahrens entjcheibet 
ber Gerichtshof nach freiem Ermeſſen. Als Koften werben nur baare Audlagen in 
Anſatz gebracht. 

V. Schlußbeſtimmung. 

F 38. Das Erforderniß ſtaatlicher Beſtätigung kirchlicher Disciplinarentſcheidungen 
und der Recurs wegen Mißbrauchs der kirchlichen Disciplinarſtrafgewalt an den Staat 
treten, ſoweit ſolche im bisherigen Rechte begründet ſind, außer Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem König: 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 12. Mai 1873. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Graf v. Roon. Fürft v. Bismard. Graf v. Itzzenplitz. 
Graf zu Eulenburg. Leonhardt. Camphaufen Half. v. Kameke. 
Graf v. Königsmarck.“ 
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92) Geſetz über die Grenzen des Rechts zum Gebraude kirchlicher Straf- 
und Zuchtmittel. vom 13. Mai 1873. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preußen ꝛc., verorbnen, mit 
Zuftimmung beider Häuſer des Landtages ber Monarchie, für ben Umfang ber lehteren, 
einſchließlich des Jadegebiets, was folgt: 

$ 1. Keine Kirche oder Religionsgeſellſchaft iſt befugt, andere Straf- ober Zucht 
mittel anzubrohen, zu verhängen ober zu verfünben, als folde, welche dem rein religidſen 
Gebiete angehören ober bie Entziehung eines Innerhalb ber Kirche oder Religions: 
geſellſchaft wirkenden Rechts ober bie Ausfchließung auß ber Kirchen- oder Religions: 
gefelfchaft betrefien. 

Strafe ober Zuchtmittel gegen Leib, Vermögen, freiheit ober bürgerliche Ehre 
find unzuläffig. 

$2. Die nad $ 1 zuläffigen Straf: ober Zuchtmittel bürfen über ein Mitglieb 
einer Kirche ober Religiondgefelliaft nicht behhalb verhängt ober verfünbet werben: 
1) weil dasſelbe eine Handlung vorgenommen hat, zu welcher bie Staatsgeſetze ober 
die von der Obrigfeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuftänbigfeit erlaffenen Anordnungen 
verpflichten; 2) meil dasſelbe öffentliche Wahl: ober Stimmrechte in einer beſtimmten 
Richtung ausgeübt ober nicht ausgeübt Hat. 

$ 3. Ebenfo wenig bürfen derartige Straf- ober Zuchtmittel angebroht, verhängt 
ober verfünbet werben: 1) um baburd) zur Unterlaffung einer Handlung zu beftimmen, 
zu welcher bie Stantögefege ober bie von ber Obrigfeit innerhalb ihrer geſeblichen Zu⸗ 
ſtändigkeit erlafjenen Anorbnungen verpflicten; 2) um dadurch bie Ausübung ober Nichte 
ausübung öffentlicher Wahl: und Gtimmregte in befimmter Richtung herbeizuführen. 

$ 4. Die Verhängung ber nad; biefem Geſetz zuläffigen Straf: und Zuchtmittel 
darf night öffentfid) befannt gemacht werben. 

Eine auf die Gemeinbemitglieber beſchränkte Mittheilung iſt nicht ausgeſchloſſen. 

Die Bollziehung ober Verkündung derartiger Etraf: ober Zuchtmittel darf auch 
nicht in einer beſchimpfenden Weiſe erfolgen. 

$ 5. Geiflige, Diener, Beamte ober Beauftragte einer Kirche ober Religions: 
geſellſchaft, welche ben Vorſchriften biefeß Geſehes ($$ 1—4) zuwider Straf- oder Zucht 
mittel aubrohen, verhängen ober verfünden, werben mit Gelbftrafen bis zu 200 Thalern 
ober mit Haft oder mit Gefängnik bis zu einem Jahre unb in ſchwereren Fällen mit 
Gelbftrafen bis zu 500 Thalern ober mit Gefängnik dis zu zwei Jahren befttaft. 
$ 6. Die beionderen Disciplinarbefugniffe der Kirchen: ober Religionsgeſellſchaften 
über ihre Diener und Beamten unb bie barauf bezüglicen Rechte be8 Staateß werben 
durch biefes Gefeg nicht berührt. 

Insbefondere findet bad dem Staat in folden Gejegen vorbehaltene Recht ber 
Entlaffung von Kirdenbienern wegen Verlegung ber öffentlichen Orbnung unabhängig 
von ben in $ 5 enthaltenen Strafbeftiimmungen ftatt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhänbigen Unterfrift und beigebrudtem Königs 
uchen Zafege. . 

Gegeben Berlin, ben 18. Mat 1873. 
(L. 8.) Wilhelm, 

A Fürf v. Bismard. Graf v. Jpenplie. 
Leonharb Camphaufen. Fall. dv. Kameke. 
Graf d. Königsmard“ 


ID 
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33) Geſeh, betreffend den Austritt ans der Kirche. Vom 14. Mai 1873. 


„Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von Preußen zc., verorbnnen, mit 
Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für ben Umfang ber Monardie, einſchließlich 
bes abegebietd, was folgt: 

F 1. Der Außtritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wirkung erfolgt durch Er- 
Märung des Austretenden In PBerfon vor dem Richter feined Wohnortes. 

Rückſichtlich des Mebertrittes von einer Kirche zur anderen verbleibt e8 bei dem 
beſtehenden Recht. 

Will jeboch ber Uebertretende von ben Laften feines bisherigen Verbandes befreit 
werben, fo ift bie in biejem Gefeg vorgejchriebene Form zu beobachten. 

F 2. Der Aufnahme der Außtritt3erflärung muß ein hierauf gerichteter Antrag 
vorangeben. Derſelbe ift durch den Richter dem Vorftande der Kirchengemeinde, welcher 
ber Antragfteller angehört, ohne Verzug befannt zu machen. 

Die Aufnahme der Austrittserflärung findet nicht vor Ablauf von vier Wochen, 
und ſpäteſtens innerhalb ſechs Wochen nah Gingang des Antrages zu gerichtlichen 
Protofol flatt. Abichrift des Protokolls ift dem Vorſtande der Kirchengemeinde zu: 
zuftellen. 

Eine Beicheinigung des Außtrittes ift Dem Ausgetretenen auf Verlangen zu ertheilen. 

F 3. Die Austrittderflärung bewirkt, daß ber Ausgetretene zu Leiftungen, welche 
auf ber perfönlichen Kirchen: oder Kirchengemeinde-Angehörigfeit beruhen, nicht mehr 
verpflichtet wird. 

Diefe Wirkung tritt mit dem Schluffe ded auf die Austrittserflärung folgenden 
Kalenderjahres ein. Zu ben Koften eines außerordentlidhen Baues, deffen Nothwendig⸗ 
feit vor Ablauf bes Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der Kirche erflärt wird, 
feftgeftellt ift, hat der Außtretende bis zum Ablauf des zweiten auf bie Austrittserklä⸗ 
zung folgenden Kalenderjahres ebenjo beizutragen, ald wenn er jeinen Austritt aus ber 
Kirche nicht erflärt hätte. 

Leiftungen, welche nicht auf ber perfönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde⸗ 
Angebörigfeit beruhen, insbeſondere Leitungen, welche entweder kraft bejonderen Rechts⸗ 
titel8 auf beftimmten Grundftüden haften, oder von allen Grundftüden des Bezirks, 
ober boch von allen Grundftücden einer gewiſſen Klaffe in dem Bezirf ohne Unterſchied 
bes Befiterd zu entrichten find, werben durch die Austrittserflärung nicht berührt. 

5 4. Perfonen, welche vor dem Intrafttreten des gegenwärtigen Gefeßes ihren 
Austritt aus der Kirche nach den Vorfchriften der biäherigen Geſetze erflärt haben, 
folen vom Tage der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes ab zu anderen als ben im britten 
Abſatz des F 3 bezeichneten Leiftungen nicht ferner herangezogen werben. 

$ 5. Ein Anfpruh auf Stolgebühren und andere bei Gelegenheit beflimmter 
Umtshandlungen zu entrichtende Leiftungen kann gegen Perſonen, welche ber betreffenden 
Kirche nicht angehören, nur dann geltend gemacht werden, wenn bie Amtshandlung auf 
ihr Verlangen wirklich verrichtet worben if. 

F 6. Ald Koften des Verfahrens werden nur Abichriftsgebühren und baare Aus- 
lagen in Anja gebradt. 

F 7. Die in diefem Gejete dem Richter beigelegten Verrihtungen werden im Ber 
zirke bes Appellationsgerichtähofed zu Köln durch den Friedensrichter, im Gebiete der 
ehemald freien Stabt Frankfurt a. M. durch die zmeite Abtheilung des Stadtgerichtd 
bafelbft wahrgenommen. 
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G 8. Was in ben SS 1-6 von den Kirchen beflimmt if, findet auf alle Reli⸗ 
gionsgemeinſchaften, welchen Corporationsrechte gewährt find, Anwendung. 

$ 9. Die Verpflichtung jüdiſcher Grundbefiger, zur Erhaltung Hriftlicher Kirchen: 
fofteme beizutragen, wirb mit dem Eintritt ber Gefegesfraft dieſes Geſetzes auf ben 
Umfang derjenigen Leiftungen beichränft, welche nach dem britten Abſatz des $ 3 bes 
gegenwärtigen Geſetzes den aus ber Kirche außgetretenen Perfonen zur Laſt bleiben. 

$ 10. Alle dem gegenwärtigen Gefeße entgegenftehenden Beftimmungen werben 
hierdurch aufgehoben. 

$ 11. Der Juftizminifter und der Minifter der geiftlicden Angelegenheiten find 
mit der Ausführung dieſes Gefetes beauftragt. 

Urkundli unter Unferer Höchiteigenhänbigen Unterfchrift und beigebrudtem König: 


lien Inſiegel. . 
Gegeben Berlin, ben 14. Mai 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 


. Graf v. Roon. Fürſt v. Bismard. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Fall. v. Kamefe Graf v. Königdmard. 
'Achenbach.“ 


94) Collectiveingabe des preußiſchen Epifkopats, dem Königlichen Stants- 
minifterium vorgelegt am 26. Mai 1875. 


„Hohes Königliche Staatäminifterium! 


Unter Bezugnahme auf die veröffentlichte bifchöfliche Denkiärift vom 20. Sep 
tember v. 3. und auf die am 30. Sanuar db. 3. dem hohen Königlichen Staatsminiſte⸗ 
rium vorgelegte Collectiv: Eingabe find wir, die unterzeichneten Erzbifchöfe und Bifchöfe, 
zu unſerem tieften Bedauern genöthigt, Hochdemfelben ganz ergebenft zu erflären, daß 
wir nit im Stande find, zum Vollguge der am 15. d. M. publicirten Geſetze mit⸗ 
zuwirken. 

Dieſe Geſetze verletzen die Rechte und Freiheiten, welche der Kirche Gottes nach 
göttlicher Anordnung zuſtehen. Sie verläugnen gänzlich das Grundprincip, nach wel⸗ 
chem ſeit Conſtantin dem Großen die chriſtlichen Völfer in den verſchiedenen Staaten 
das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche geordnet fahen, das Princip, welches im 
Staate und in ber Kirche zwei verjchiebene von Gott eingelegte Gemwalten anerkennt, 
die bei der mandjfaltigen Berührung und Verfchlingung der Verhältniſſe in Bezug 
auf die Regulirung der Grenzen ihrer Befugniffe darauf angemiefen find, nicht ein⸗ 
feitig vorzugehen und eigenmädtig die Grenzen und Schranken zu jegen, fonbern 
über bie zu treffenden Anorbnungen und Beſtimmungen fich zuvor friedlich zu vers 
ftänbigen. 

Die Kirche Tann das Princip des heibnifchen Staates, daß die Staatsgejeke bie 
legte Duelle alles Rechtes feien und bie Kirche nur bie Nechte befite, welche die Geſetz⸗ 
gebung und die Berfaffung bes Staates ihr verleiht, nicht anerkennen, ohne die Gott: 
heit Chrifti und die Söttlichfeit feiner Lehre und Stiftung zu läugnen, ohne bad Chri⸗ 
ftenthum ſelbſt von der Millfür der Menſchen abhängig zu machen. 

Eine Anerfennung biefer Geſetze wäre daher eine Verwerfung des göttlichen Ur: 
ſprunges be3 Chriſtenthums, weil fie das unbebingte Recht des Staates einräumen 
würbe, das ganze Gebiet des chriftlichen Lebens durch Geſetze zu beftimmen. 
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Eine ſolche Anerkennung wäre aber auch ein Verzicht auf alle anderen hiſtori⸗ 
ſchen und poſitiven Rechte der Kirche in Preußen, weil die Geſetzgebung als einzige 
Quelle des Rechtes fie alle ohne Ausnahme nach Gutdünken einſeitig in Zukunft auf: 
heben Eönnte, 

Auch denjenigen einzelnen Beftimmungen der gebadhten Geſetze, welche von ber 
Kirche an verjhiebene Staaten fraft eines Uebereinkommens derſelben mit dem Apofto- 
liſchen Stuble zugeftanden find, vermögen mir aus biefem Grunde nicht Folge zu geben; 
font würben wir bie Competenz des Staateß, über Tirchliche Dinge einfeltig zu vers 
fügen, anertennen.” 

(Namen der Bilchöfe.) 


%) Erlaß des Enlinsminifters vom 31. Mai 1873. 


„Nach 5 26 AL.2 des Gejehes über die VBorbildung und Anftelung der Geiftlichen 
som 11. d. M. (Geſ.Samml. ©. 191) ift der Mintfter der geiftlichen Angelegenheiten 
ermächtigt, benjenigen PBerfonen, welche vor Verkündigung dieſes Geſetzes in ihrer Vor- 
bildung zum geiftliden Amte vorgeichritten waren, ben in dieſem Geſetze vorgeichriebenen 
Nachweis der Vorbildung ganz oder theilmeife zu erlaffen. Da es für diejenigen Stu: 
direnden ber Theologie, die dem Abfchluß ihrer theologiichen mwifjenichaftliden Vor: 
bildung nahe find und nicht in der Lage fein möchten, den Erforbernifjen des $ 4 des 
Geſetzes zu genügen, von Antereffe fein wird, baldigft darüber Gewißheit zu erlangen, 
ob und inwieweit ihnen Dispens ertheilt werden wird, fo veranlaffe ich die Fönig- 
lichen Univerfitäts-Guratorien zc., die bortigen Studirenden ber Theologie bavon tn 
Kenntniß zu ſetzen, daß es ihnen unbenommen fei, Geſuche um gänzlichen oder theil- 
weifen Erlaß des Nachweiſes der vom Geſetz vorgeichriebenen Vorbildung auch fchon 
jetzt, unb nicht erſt, wenn e3 ſich dereinft um ihre Beichäftigung im geiftlichen Amte 
handeln wird, anzubringen. Dergleichen Geſuche find durch Vermittelung bes Fünig- 
len Curatoriums ⁊c. mir einzureichen, und müffen die Nachmeife über die gymnafiale 

unb bie bisherige akademiſche Vorbildung der Gefuchiteller, ſowie bie Darlegung ber 
Umftände enthalten, welche biefelben zur Begründung ihrer Gefuche glauben anführen 
zu Pönnen. 

Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegenbeiten. 
(ge3.) Halt. 

An ſämmtliche königliche Univerfitäts - Curatorien, 

ſowie bie Curatorien der tbeologifchen und philo- 

ſophiſchen Afademien zu Münfter, des Lyceums 

Hoflanum zu Braundberg und die theologijdhe Fa⸗ 

cultät ber Univerfität Berlin.” 


96) Schreiben der Oberpräfidenten au die Bifchöfe vom Ende Mai 1873, 
betreffend die Ansführung des Geſehes vom 11. Mai. 


„Der 5 6 des Geſetzes über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlihen vom 
11. d. M. (Geſ.“Samml. S. 192) verordnet: das theologtihe Studium Tann in den 
bei Berfünbigung dieſes Geſetzes in Preußen beftehenden, zur wiſſenſchaftlichen Bor: 
bildung der Theologen beftimmten firchlichen Seminarien zurüdgelegt werben, wenn ber 
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Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten anerkennt, daß biefes Stublum das Univerfitäts- 
ftubium zu erfegen geeignet ſei. Diefe Vorfchrift findet jeboch nur auf bie Seminare 
an benjenigen Orten Anwendung, an welchen fich keine theologifche Facultät befindet, 
und gilt nur für diejenigen Stubirenden, welche dem Sprengel angehören, für ben bas 
Seminar errichtet ift. Die im erften Abfag erwähnte Anerkennung darf nicht verweigert wer: 
ben, wenn bie Errichtung ber Anftalt den Beftimmungen dieſes Geſetzes entfpridht unb ber 
Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ben Lehrplan berfelben genehmigt. Behufs Aus⸗ 
führung diefer Vorjchrift beehre ich mich Ew. ꝛc. ganz ergebenft zu erfuchen, mir balbs 
gefälligft mittbeilen zu mollen, ob und eventuell für welches Seminar der Provinz 
Wohldieſelben die im $ 6 cit. vorgefehene Anerkennung zu erhalten wünſchen, mir aud 
in Betreff des erwa in trage kommenden Seminar bie Statuten, ben Lehrplan unb 
eine fpecificirte Nachmweilung aller Berfonen, welche als Lehrer oder zur Wahrnehmung 
ber Disciplin an der Anftalt angeftelt find ober commiſſariſch reſp. widerruflich bes 
(häftigt werden, zu übermitteln, in welcher ſowohl die perfönlichen Verhältniffe biefer 
Perſonen (Alter, Herkunft, Indigenatsverhältnifje), als auch bie Art ihrer Anftellung 
und Beſchäftigung, jomwie endlich unter Berüdfihtigung der FF 10 und 11 bed Geſetzeß 
eine Tarlegung über ihre Vorbildung, Qualification aufzunehmen find. 
Der Oberpräfident.” 


97) Schreiben des Biſchofs von Paderborn an den Oberpräſidenten von 
Weftfalen vom 5. Iuni 1873. 


„Ew. Ercellenz geehrtes Schreiben vom 24. v. M., die Ausführung bed $ 6 des 
Geſetzes über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen betreffend, ift mir erſt vor 
mehreren Tagen bei meiner Rückkehr von einer breimöchentlichen Firmungs- und Viſi⸗ 
tationsrelje vorgelegt worden, und beeile ih mich, darauf ganz ergebenft zu erwiebern, 
mie ih aus den in unſerer Gollectiveingabe an das hohe Staatöminifterium vom 
26.0. M. dargelegten Gründen mi nicht in ber Lage fehe, zur Ausführung 
bes genannten Geſetzes rüdfichtlich des gedachten $ 6 dieſes Geſetzes die Hand 
zu bieten. Schmerzlich würbe ich es bedauern, wein der bier zu Paderborn beftehen: 
den philofophijch-theologifchen Lehranftalt, worin die Theologie Studirenden einen voll: 
ſtändigen philojophiichen umb theologiichen Curſus abmaden, und welche, was ihre an: 
erfannten Leiftungen betrijjt, meiner innerften Ueberzeugung nach Hinter feiner theo⸗ 
logiſchen Facultät Deutichlands zurüditeht, bie ftaatliche Anerkennung, deren fie fich fo 
lange erfreut, auf einmal entzogen werben follte, und nicht ohne die fehwerfte Sorge 
und Bekümmerniß kann ich an die unberehenbaren Nachtheile und Mißſtände denken, 
welche als bie unausbleibliche Folge einer folhen Maßregel mir Elar vor der Seele 
ftehen:: gleichwohl ericheint mir die principtielle Beeinträßtigung ber Frei: 
heit und Selbftändigfeit der Kirche in der Erziehung ihres Klerus 
doch noch. als das größere Uebel. Hierzu irgend mitzumirfen, würde ich ala 
einen Verrath an meinem Hirtenamte anjehen und als cine eibbrüchige Verlekung der 
Treue, die ich bei Uebernahme dieſes Amtes feierlich vor Gott und der Welt, aud An⸗ 
geſichts ber ftaatlichen Behörden, der Kirche angelobt habe. 


Paderborn, den 5. Suni 1873. 
Der Biihof von Paderborn.“ 
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ss) Gberpräfidialfskreiben vom Iuni 1873, betreffend die Auabenfeminare 
nnd Lonvicte. 


„Der S 9 des Gefeked vom 11. v. M. über bie Borbildung und Anftellung ber 
Geiſtlichen unterftellt alle Firchlichen Anftalten, welche ber Vorbildung ber Geiftlichen 
dienen, indbefonbere auch die Knabenfeminare und Convicte, der Aufficht des Staates. 
Unter Knabenfeminaren und Convicten find folche kirchliche Anftalten zu verftchen, 
weile dazu beflimmt find, in Gemäßheit der Vorfchriften bes Tridentiner Concils, 
Knaben mit Rüdficht auf ihren fünftigen Beruf als Geiftliche vorzubilden, jei ed durch 
Unterritung und Erziehung (eigentliche Knabenfeminare), ſei e8 nur durch Erziehung, 
io daß bie Knaben den Unterricht außerhalb der Anitalt erhalten (Knabenconvicte). 
Diefe Eigenſchaft wird auch durch den Umftand nicht ausgeichloffen, daß auch Knaben, 
weldde nicht außgeiprochenermaßen dem geiftlichen Stanbe fi widmen wollen, Aufnahme 
finden, da es auf ben Charakter der Anftalten im Ganzen anfommt. Da bie Aufficht des 
Staates über bie bezeichneten Anftalten nah Maßgabe der näheren Beitimmungen des 
genannten Geſetzes in erfter Linie von mir zu üben ift, fo beehre ich mich zu bem Ende, 
Ew.... ganz ergebenft zu erjuchen: 1. mir mitzutheilen, welche Anftalten ber in Rebe 
fehenden Art in ber dortigen Diöceie vorhanden find; 2. mir darzulegen, wie diefelben 
biftorifh entftanden find und fich bisher entmwidelt haben, insbeſondere, woher fie bie 
Nittel zu ihrer Unterhaltung nehmen; 3. mir die Statuten der Anſtalten zuzuitellen 
und damit eine gefällige Aeußerung darüber zu verbinden, ob die dermalen beftehenbe 
Einrihtung den ſtatutenmäßigen Beſtimmungen noch entipridt; 4. den Zweck ber 
Einzelnen Anftalten mir im Näheren darzulegen, indbejondere inwieweit bie Aufnahme 
von Knaben, welche fich nicht dem geiftlichen Stande widmen mollen, zuläffig ift und 
in den leßten fünf Jahren ftattgefunden bat, ſowie welchen Xebensberuf bie aus ben 
Anfalten entlaffenen Zöglinge gewählt haben; 5. mir die Haudorbnung, dad Dis- 
Aplinarreglement und den Lehrplan dieſer Anftalten vorzulegen und 6. mir eine Nach⸗ 
weifung über ben Perjonalbeitand ber als Lehrer ober zur Wahrnehmung ber Disciplin 
an dieſen Anftalten fungirenden Perſonen zuzuftelen. Ew.... erjuche ich zugleich ganz 
ergebenft, in dieſe Nachmeifung ſowohl die perfönlichen Verhältnilfe der Genannten: Alter, 
Herkunft, Inbigenatöverhältniffe, als auch die Art ihrer Anftellung und Beichäftigung, 
lowie unter Berückſichtigung ber FF 10 und 11 des obengenannten Geſetzes eine Dar: 
legung über ihre Vorbildung und Qualification aufnehmen zu mollen. 

Em... . erlaube ih mir noch, um die baldgefällige Erledigung dieſes meines Er: 
ſuchens ganz ergebenft anzuiprechen. 

Der Dberpräfident.” 


99) Protef des Biſchofs von Paderborn gegen die Verfügungen der Regierung 
in Bezug auf dag Seminarium Theodorianum in Paderborn. 
Yom Juli 1873. 


„An des Königlichen Staatsminifterd, Minifterd der 
geiftlichen, Unterrichtd: und Medtcinal-Angelegen- 
beiten Herrn Dr. Falk Ercellenz zu Berlin. 
Ginem von Ew. Ercellenz ertheilten Auftrage gemäß hat ber Tberpräfjident von 
Weſtfalen, Herr v. Kühlmetter, unter bem 18. v. M. mir mitgetheilt, daß das Stubium 
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auf dem Seminarium Theodorianum zu Paberborn das Stublum auf einer dentſchen 
Staatsuniverſität zu erfegen für geeignet nicht zu erachten fel, unb unter bem 28.0. M. | 
mic) benachrichtigt, daß Hochdieſelben bie Einfiellung der Zahlungen für ba8 Semina- | 
rium Theodorianum aus dem biefigen Stubienfond und dem Haus Büren'ſchen Feub 
angeorbnet haben. Meine oberhirtliche innigfte Theilnahme an bem Beftanbe unb Ge⸗ 
beihen der meiner Diöcefe angehörenden, bereits über dritthalb Jahrhunderte zählenber 
Anftalt, die in ihrer berechtigten Befriedigung gefährbeten geiftlicden und jeelforglidien 
Bebürfniffe der zu meinem Sprengel gehörenden achtmalhunderttauſend Katholiken, bie 
plögliche und jede Rüdficht auf ihre Lage außer Acht Taffende Entziehung ber Exiſten, 
mittel für acht völlig ſchuldloſe Profefforen biefer Anftalt, von benen mehrere übe 
dreißig Jahre für die Kirche und, nach einer früher fo bereitwillig anerfannten Wechlel⸗ 
wirfung, aud für den Staat treu gewirkt haben, gebieten mir, eine Verwahrung ber. 
Mechte der Anftalt und ihrer Lehrer hiermit ganz ergebenft zu überreichen. 

Die hieſige philoſophiſch-theologiſche Lehranftalt Teitet fich zurüd auf die Grünbung 
der von dem Fürftbifhof Theodor v. Fürftenberg.Herdringen im Jahre 1614 geftifteten, 
von dem damaligen Bapfte Paul V. und dem Kaifer Matthias beftätigten Untverfität. 
Die Befürchtungen, welde nach der im Anfange dieſes Sahrhundert3 flattgefundenen 
Aufhebung ber Univerfität wegen des Fortbeſtehens ber theologiichen und philoſophiſchen 
Facultät den damaligen Oberhirten, die Stadt und die gefammte Diöceje Paderborn 
drückten, wurden in erfreulichfter Weife befeitigt Durch die Worte, welche bed hochſeligen 
Königs Friedrich Wilhelm III. Majeftät unter dem 18. Februar 1819 an ben Fürk 
biſchof Franz Egon v. Fürftenberg richtete: 

„IH eröfine Em. Licbden, daß die Aufhebung der in Paberborn beftandenen 
Univerfität der bort bejtehenden Unterricht8- und Erziehungsanftalt für fatholiide 
Geiſtliche feinen Nachtheil bringen fol und es vielmehr die Abficht ift, letztert 
in beſtmöglichen Zuſtande zu erhalten.” 


Eo mar dur dag Wort eines gerechten und milden Königs der Fortbeitand einer 
altehrwürbigen und unentbehrlichen Anftalt gefichert, die nach den Beſtimmungen ber 
als bindendes Statut ber Fatholifchen Kirche des Staates erflärten Bulle De salute 
animarum, auch wenn fie nicht vorhanden gemwejen wäre, hätte in’3 Xeben treten müſſen. 

Das Bisthum Paberborn erhielt durch die Circumfcription bieler Bulle eine über 
feine früheren (Srenzen weit hinausgehende Ermeiterung und gleihmäßig bie Anftalt 
einen bedeutenden Zuwachs ber auf fie angemiejenen Theologie-Beflifienen. War fie 
{bon früher ein Bedürfniß der Diöcefe, jo war nunmehr letzteres in boppeltem wndb 
breifahem Maße geftiegen. In Iandesväterlicher Berücfichtigung desjelben wurde vom \ 
Seiner Majeftät dem König Friedrich Wilhelm IV. der Fortbeſtand der philoſophiſch— 
theologiichen Lehranſtalt auf’3 Neue zugefichert und genehmigt, daß biefelbe neben dem 
biichöflichen Priefterfeminar unter dem Namen „Seminarium Theodorianum“ als Bil: 
dungsanftalt der Diöceſe verbleibe. Sie erhielt neue Statuten, mit denen bie Anorb- 
nung und Zahl ber Lehrfächer für Philofophie und theoretiſche und praftiiche Theologie, 
bie Bertheilung der Gegenftände auf bie Zahre des Studiums, fomit der gejammte 
Lehrplan durch den Herrn Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten unter dem 8. Mai 
1844, die Tisciplinargejeke für die Stubirenden der Anftalt im Auftrage des König- 
lien Minifteriumsd durch den Oberpräfidenten ber Provinz Weftfalen unter dem 
14. November 1845, endlich die Errichtung einer befonderen Profeſſur für die phyſika⸗ 
liſchen Wiffenihaften unter dem 7. December 1866 von dem Herrn Minifter ber geift: 
lichen ꝛc. Angelegenheiten genehmigt wurde. 
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Da fomit die mehrgenannte Anftalt fein Seminar im gewöhnlichen Sinne bes 
orte, fonbern eine auf bie oben angeführte Stiftung des Fürſtbiſchofs Theodor von 
Irftenberg zurüdzuleitende, von den Herrichern Preußens wiederholt garantirte, in 
rer gefammten Einrichtung und in ihrem Lehrplane von ben Königlihen Minifterien 
reits genehmigte Lehranftalt ift, fo burfte ih und burften mit mir bie Bisthums- 
gehörigen erwarten, daß auch nach dem Erlafje des Geſetzes vom 11. Mat d. 3. Ihr 
nibeftand nicht in Frage geftellt, fondern, wie feither, da8 Stubium an berjelben als 
a das Studium an der fatholifchen theologifhhen Facultät einer Univerfität erſetzendes 
tracdhtet werbe. 

Ew. Ercellenz haben außer ber Ablehnung biefer Anerkennung bie Einftellung ber 
eblungen aus bem Paberborner Stubienfond unb dem Haus Büren'ſchen Fond und 
mit bie Entziehung der Eriftenzmittel fämmtlicher Lehrer angeorbnet. 

Wenn biefe Fonds zu den im $ 13 des gebachten Geſetzes erwähnten, der Anflalt 
wibmeten Staatömitteln gerechnet werben follen, jo bedarf es einer über bie gewöhn⸗ 
de Auffaflung weit hinausgehenden Erweiterung dieſes Begriffe. Der Stubienfond 
eſteht aus ben Zumenbungen des erften Gründers und fpäterer Wohlthäter ber hiefigen 
Infalten. Die Verfegung ihrer Lehrer in eine völlig mittellofe Lage ift mit dem Willen 
ee Stifter ganz unvereinbar. 

Unter dem Namen des Haus Büren’ihen Fonds werben bie fehr bedeutenden Be⸗ 
ungen bes früheren Sefuitencolegiums zu Büren befaßt. Dieſe konnten der Säcula- 
Hatlon nicht unterzogen werben; fie follten dem Aufhebungsbreve gemäß ein ber Ad⸗ 
niniſtration der betreffenden Biſchöfe unterftellte® Corpus pium verbleiben. Demnach 
kht dem Staate fein anderer Rechtstitel zur Seite, al3 der ber factiſchen Beſitznahme. 

Wenn nun durch die anfangs gedachten Anordnungen Dasjenige zerftört wird, 
die Pietät ber früheren Fürften von Paderborn erbaut, Preußens Könige garantirt 
mb neu begründet haben, fo Tann ich darüber nur meinen tiefften Schmerz ausſprechen, 
uf aber bie Verantwortung für bie verhängnifvollen Folgen, deren erfte ein ſehr 
alb fühlbarer Mangel an Seelforgern für die mehr als vierhunbert Pfarreien meine 
ſZthums fein wird, und deren weitere Nachwirkungen für Kirche und Staat barzulegen 
y mich enthalte, ſowohl für mich als für bie biöher fo ſegensreich wirkende philoſophiſch⸗ 
eologiſche Lehranftalt ablehnen. 

legiſche Lehranſt Der Biſchof von Paderborn. 


(gez.) Dr. C. Martin.“ 


0) Allgemeine Verfügung, betreffend die in Unterſuchungsſachen gegen 
Geiſtliche und Kandidaten geifllichen Amtes zu macenden 
Mittheilungen. Vom 12. Iuni 1873. 


„Rad den beitehenden Beitimmungen ift von jeder gegen einen Geiftliden wegen 
erbrechens ober Vergehen eingeleiteten Unterfuchung ben geiftlichen Oberen Mitthei- 
ng zu machen. 

Iſt das Verbrechen oder Vergehen mit Zuchthaus, mit dem Berlufte ber Ehren: 
te ober ber öffentlichen Uentter ober mit Unfähigkeit zur Belleibung öffentlicher 
nmter bebrobt, fo haben die Beamten ber Staats-Anwaltſchaft — wie hierdurch er: 
inzenb beflimmt wird — aud dem Oberpräfidenten ber Provinz bie Einleitung ber 
sterfuchung ohne Verzug mitzutheilen, demſelben auch die ergebenden Entſcheidungen 
Bbaldb nad) beren Verkündung in Abichrift zu überfenden. 

EulturtampfrActen. 13 


— UM — 


An Unterfuungsfadden, welche gegen Ganbibaten bes "geiftlichen Wiıktel :. ey 
eines Verbrechens ober Vergehens ber bezeichneten Art aineleitet werden. fa dem 
prajidenten ebenbiefelben Mittheilungen zu machen. :.cri 


Berlin, 12. Juni 1878, m 
Der Juſtir wehetter 
Leonhardt. 
An ſämmtliche Beamte der StaatsAnwaltſchaft.“ .. 


101) Allgemeine Verfügung, betreffend die Ausführung des Geſehes über 2 
Anstritt aus der Rirche vom 14. Alai 1873. Dom 13. Juni 1873. 


„Zur Ausführung des Geſetzes über den Austritt aus ber Kirche vom 14. M 
1873 wird, im Einverfländnifje mit dem Herrn Minifter der geiftliden, Unterrich 
und MebicinalsAngelegenheiten, Folgendes beitimmt: 

1. Die in dem bezeichneten Gejeke ben Gerichten zugewiefenen Geſchäfte werb 
durch die für die Aufnahme von Handlungen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit beſtimmt 
richterlichen Beamten verfehen. Inſofern für die Führung ber Regifler über bie 6 
burten, Trauungen und Sterbefälle der Diſſtdenten und Juden ein befonderer Goı 
miffarius beftimmt ift, hat berfelbe auch jene Geſchäfte wahrzunehmen. 

Für ben Bezirk des Appellationsgerichtähofes zu Köln und für das Gebiet & 
ehemals freien Stabt Frankfurt a. M. find die zuftändigen Beamten in dem Gefe 
ſelbſt (F 7) beflimmt. 

2. Der Antrag auf Aufnahme ber Außtritt3erflärung ($ 2 bes Geſetzes) Taı 
mündlich zu Protokoll oder fhriftlich erfolgen. Wird der Antrag als vollftändig I 
funden, fo ift berfelbe unverzüglich dem Vorftande der Kirchengemeinde, welcher dd 
Antragfteller angehört, in Ubfchrift nachrichtlich zuzuftellen. Dem Antragfteller ift hi 
von unter Bezeihhnung bed Tages, an welchem fein Antrag eingegangen if, Kenntn 
zu geben. 

Die Anberaumung eine Termin zur Aufnahme der Austritiderflärung fint 
nicht flatt. Es ſteht vielmehr dem Antragfteller frei, fih an jedem Geſchäftstage, w 
her in bie von dem Geſetze ($ 2, Abi. 2) beflimmte 14tägige Frift fällt, zur Abga 
ber Austrittgerflärung an ber Gerichtöftelle zu melden. Erfolgt die Meldung red 
zeitig, fo bat ber Richter Die Austrittserffärung zu Protokoll zu nehmen und bie 8 
ftellung einer beglaubigten Abichrift bes Protokolls an ben Vorſtand der Kirchengemein 
zu veranlafien. 

Ueber die beiden Zuflellungen an den Vorftand der Kirchengemeinde find Beſche 
nigungen zu ben Acten zu bringen. 

3. Verlangt der Antragiteller eine Beicheinigung über den von ihm erflärten Au 
tritt, fo iſt ihm biefelbe nach dem beigefügten Formulare zu ertheilen und, daß bi 
geſchehen, unter dem Protofoll zu vermerfen. 

4. Die auf Austrittserklärungen bezüglichen Verhandlungen find nad ber Reihe 
folge zu einem befonderen Actenftüde zu bringen. Dasielbe ift mit einem alphabetifch 
Regifter zu verjeben, in welches bie Namen ber aus ber Kirche ausgetretenen Perſon 
fortlaufend nachzutragen find. 

5. An Koften bes Verfahrens werben außer den baaren Auslagen (Porto, @ 
bühren ber Gerichtänogte oder Gerichtsvollzieher) nur Abſchriftsgebühren erhoben. D 
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: Gab ber Tettteren wird für den Geltungsbereich des Geſetzes über ben Anſatz und bie 
Erhebung ber Gerichtskoſten vom 10. Mai 1851 auf 10 Sgr. beftimmt. Haben bie 
Berhandlungen nicht zur Aufnahme der Außtrittäerflärung geführt, fo wird nur bie 
Hälfte dieſes Satzes erhoben. 

Für die Belcheinigung des Austritts (Nr. 3) ift eine Stempelgebühr von 5 Ear. 
zu erheben. 

Schließlich werben die Gerichte darauf aufmerfjam gemadt, daß diejenigen Bor: 
Köpriften noch ferner maßgebend bleiben, melde die Beurkundung der Geburten, Het: 
rathen und Sterbefälle folder Perſonen betreffen, melde einer Religiondgefellichaft, 
deren Geiftliche zu Amtshandlungen mit bürgerlicher Wirkung ermächtigt find, nicht 
angehören. Insbeſondere ift die Verordnung vom 30. März 1847 (Gefeß:Sanımlung 
6. 125) mit ber Maßgabe in Kraft verblieben, bag an Stelle ihres F 17 bie Bor: 
Köriften des Geſetzes vom 14. Mai d. J. über bie Form bes Außtrittö aus ber Kirche 
treten und baß ihre Beitimmungen, gemäß ber in F 8 des Geſetzes enthaltenen Ermei: 
terung, fortan auch auf ſolche Perſonen Anwendung finden, welde nicht aus einer ber 
Surlihen Kirchen, fondern aus einer anderen, mit Corporationsrechten verjehenen 
Religtondgemeinfchaft auögetreten find. 

Berlin, 13. Juni 1873. 





Der Auftiz-Minifter. 
Leonhardt. 
An ſämmtliche Gerichtsbehörben.“ 


10) Inftrnction für die durch das Gefeh vom 11. Mai 1873 angeorönete 
wiſſenſchaftliche Staatsprüfung der Landidaten des geifllichen 
Amtes. Vom 26. Iuli 1873. 


„F 1. Der Zweck ber Prüfung ift, zu erforfchen, ob der Candidat fich bie für das 
geinlihe Amt erforberliche allgemeine wiſſenſchaftliche Bildung erworben hat. 

$ 2. Die Gegenſtände der Prüfung find: Philofophie, Geſchichte und deutſche 
kiteratur. 

6 3. Der Ort und bie Termine der Prüfung werben in öffentlichen Blättern 
der verichiebenen Provinzen zu Anfang jebes Jahres befannt gemacht. 

6 4. Die Mitglieder der Prüfungs-Commiſſion und ber Vorfigenbe 
unter ihnen werden von dem Mintfter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten auf bie Dauer 
eines Jahres ernannt. Jedes ber drei Fächer ift in der Commiffion durch einen be- 
ſonderen Eraminator vertreten. 

5 5. Die Meldung zur Prüfung gefchieht bei dem Vorfipenden der Commilfion. 
Borzulegen find bei der Meldung: 

a) eine kurze Darftellung ber bisherigen Lebensverhältniffe und bes Bildungs: 
gangeß des Candidaten in beutjcher Sprade. Es muß daraus unter Anderem auch zu 
erfehen fein, mann und mo berfelbe geboren, melden Standes fein Vater ift, und 
welcher Confeſfion er jelbit angehört; 

b) das Zeugniß über die Ablegung der Entlafjungsprüfung auf einem deutſchen 
Gnmnaftum; 

e) die Zeugniffe über die Zurüdlegung eines dreijährigen theologifchen Studiums 
auf einer deutſchen Staat3-Univerfität oder auf einem Firchlichen Seminar, in Betrefi 
deffen ber Minifter der geiftlichen Angelegenheiten nach $ 6 des Geſetzes vom 11. Mai 

13 * 
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b. 3. anerfannt hat, bag das Stublum auf bemfelben bas Univerfitätäftublum ‚zu 
fegen geeignet jet, fofern der Ganbibat bem Sprengel angehört, für ben bei 
errichtet if. 

Iſt ein Sandidat in der Lage, eine von ihm herausgegebene Drudfärift. ober | 
andere freie Ausarbeitung mit vorlegen zu Tönnen, fo if ihm dieß geflattet, mh 
Sommiffion wird dergleichen Leiftungen bei ber Prüfung unb bei ber Beurtheilung 
Candidaten nad) Befinden berüdfichtigen, 

F 6. Die Prüfung iſt öffentlich und nur münblid. Der Borfigenbe 
bie Zahl ber gleichzeitig zu prüfenden Candidaten. 

F 7. Ztele der Prüfung und leitende Geſichtspunkte für biefelke: GE Tommek 
allen drei Gegenſtänden F 2 nicht ſowohl barauf an, daß eine Menge einzeimer. 
(Hichtlicder Notizen In das Gedächtniß aufgenommen, als vielmehr barauf, ba 
innere Zufammenhang ber Hauptmomente der Entwidelung eines jeden berfelken:uß 
wiſſenſchaftlichem Sinn erfaßt fei und Mar dargelegt werben Tönne. Dabel wirb bie 
Commilfion dem Nachweife fpecteller frei gewählter Studien auf einem ber brei Pri 
fungsgebiete gebührende Beachtung fchenten. 

A. Philoſophie. Der Candidat muß von dem Begriff der Philofophie und 
ihren verfchtedenen Disciplinen eine deutliche Erkenntniß haben, und mit ber Geſchlqhte 
der Philoſophie fo weit befannt fein, daß er das Charakteriſtiſche ber epochemachenben 
Spfteme, ſowie ihr gegenfeitiges Verhältniß in ihrer Aufeinanderfolge anzugeben im 
Stande if. Er muß ferner eine nähere Bekanntſchaft mit den Grunblehren ber Pfycho⸗ 
logie und der Logik, ſowie mit denjenigen Syftemen wiſſenſchaftlicher Pädagogik nach⸗ 
zumelfen vermögen, welche in ben letzten zwei Jahrhunderten einen nachhaltigen Gin 
fluß auf Erziehung und Unterricht gehabt haben. 

B. Geſchichte. Die Anforderung auf biefem Gebiet if, daß der Candidat einese 
fideren Ueberblid über die allgemeine Entwidelung der Weltgefchichte befige, und miß 
ber Gefchichte ber drei legten Jahrhunderte, vornehmlich aber mit ber vaterlänbifcher® 
Geſchichte, im weiteren und engeren Sinne bed Wortes genauer befannt fei. Ein be⸗ 
ſonderes Augenmerk ift barauf zu richten, ob der Candidat von ben bie verjchlebeners 
Zeiträume bewegenden und beherrſchenden Ideen, ſowohl nad) der politiſchen Seite wie 
nach ber ber Eulturentmwidelung, eine klare Vorftelung hat. Der Fünftige Beruf be 
Candidaten legt es nahe, dabei auch daB Gebiet ber KKirchengeichichte zu betreten, und 
den Einfluß zur Sprache zu bringen, welchen die Religion und bie Kirche ſowohl auf 
das Staatöleben wie auf bie Gultur ber Völker gehabt hat. 

C Deutſche Literatur. Auch bei biefem Gegenftanbe ift die Prüfung haupt: 
fählih darauf zu richten, ob dem Candidaten ber innere Entwickelungsgang unb dies 
jenigen geſchichtlichen Momente befannt find, welche auf denfelben fördernd ober hem⸗ 
mend eingewirft haben. Auf Zahreszahlen und dergleichen ift dabei wie bei allen ges 
ſchichtlichen Theilen der Prüfung fein unverhältnigmäßiger Werth zu legen. — Die 
hervorragenden Schriftftieller der deutſchen National:Literatur, vornehmlid aus ben 
beiden legten Sahrbunderten, dürfen feinem Candidaten unbelannt fein, und bie eins 
gehendere Beſchäftigung mit einigen ber bebeutendften Faffiichen Werke muß von jebem 
nachgemwiejen werben können. Die Prüfung bat bem Candidaten Gelegenheit zu geben, 
ſich im diefer Beziehung über bie nach freier Wahl getriebenen Studien außzufpredien. 

$ 8. Ueber den Gang ber Prüfung wird wechſelnd von ben Mitgliedern ber 
Commiffion, welche während ber ganzen Prüfung anweſend bleiben, ein Protokoll 
aufgenommen. Dasſelbe wird von allen Mitgliedern unterzeichnet. 
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S 9. Die Dauer der Prüfung richtet fih nad dem Zweck berfelben. Bei zweifel: 
Yaftem Ergebniß Tann der Vorfigende eine Fortſetzung der Prüfung in dem betreffenden 
Gegenftande angzbnen. Ebenſo ift berfelbe befugt, auch in ben von ihm nicht ver: 
twetenen Fächern feinerjeitß ergänzende Fragen zu ftellen. 

$ 10. Die Entfheidung über den Ausfall ber Prüfung wirb von 
fer Eommiffion collegialifch getroffen und ben Canbibaten alsbald mitgetheilt. Die 
Annahme einer Compenfation unter den drei Gegenftänben ift dabei nur foweit zuläffig, 
daß ein Mangel an Detailfenntnig in ber deutſchen Literatur⸗Geſchichte durch deſto 
grändlichere Kenntniffe tm Gebiet der allgemeinen Geſchichte und ber Philoſophie aus⸗ 
geglicden werben kann. 

G 11. Das über das Ergebniß der Prüfung audzuftellende Zeugniß lautet 
auf „beflanben” ober „nicht beftanben”, nachdem zuvor bei ben einzelnen Gegenftänben 
Dasjenige angegeben ift, was für die Beichafienheit ber Kenntniffe und ber allgemeinen 
geifigen Bildung bes betreffenden Candidaten bezeichnend ift. 

G 12. Wiederholung der Prüfung. Diejenigen Candidaten, welche bie 
Prüfung nicht beftanden haben, können zu berfelben nicht vor Ablauf eine halben 
Jahres wieber zugelaffen werden. Sie haben fich wegen ber Wieberholung3prüfung an 
dieſelbe Eommiffion zu wenden, von welcher fie bad erfte Mal geprüft worben find. 
Die Sulaffung bei einer andern Commiffion bedarf ber Genehmigung bes Minifters der 
eifliden Angelegenheiten. 

F 18. Eine BPrüfungs-Gebühr wird von den Candidaten nicht erhoben. 

F 14. Am Ende jebes Jahres wird von jeder Commijfion dem Minifter ber geift- 
en Angelegenheiten ein Berzeihniß ber im Laufe besfelben von ihr geprüften 
Kandidaten mit Angabe ber Prüfungsergebniffe eingereicht. 

F 15. Die vorftehenden Beftimmungen finden auch Anmendung, wenn bie Staats⸗ 
rüfung mit der Iheologifchen Prüfung verbunden wird. Die durch dieſe Verbindung 
bedingten Abänderungen und Ergänzungen bleiben befonderer Verfügung vorbehalten. 

Berlin, 26. Juli 1873. 

Der Miniſter der geiftlicden, Unterrihts: und Mebdicinal-Angelegenbeiten. 
Dr. Salt.” 








En 
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18) Brief des Papftes Pins IX. an den deutfchen Kaiſer vom 
7. Anguft 1873. 


„Maestä, Tutte le disposizioni che si prendono da qualche tempo dal Go- 
verno di Vostra Maestä mirano sempre piü alla distruzzione del Cattolicismo. 
E mentre rifletto meco stesso alle cause che possono aver dato luogo a queste 
durissime misure, confesso di non trovarne nessuna. D’altronde mi si dice che 
V. M. non approvi la condotta del suo Governo, e non lodi la severitä delle 
misure contro la Religione Cattolica. Ma se & vero che V. M. non approva, e 
le lettere ch’Ella ha scritto nel tempo passato, proverebbero a sufficenza ch’Ella 
non può approvare quanto ora si sta facendo; se V. M., dissi, non approva, come 
poi si prosegue dal suo Governo nel cammino intrapreso che moltiplica le misure 
di rigore contro la Religione di G. Cristo, che mentre recano tanto pregiudizio 
alla medesima, si asseouri Maestä che non fanno altro che minare il Trono della 
siessa Maestä Vostra? Parlo con franchezza, giacche la verità & la mia bandiera, 
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6 parlo per esaurire un mio dovere il. quale m’Impone di dire a tut 1}: vero, 
anche 8 chi non d Cattolico, giacchd chiungue .& batteszato sppartisne in. XX 
parte, e in qualche modo che non & qui Iuogo a spiegare, appartiene, sl, 

Papa. Sono persuaso che la V. M. accoglierä con l’usata ana cortesia la m 
riflessioni, e prenderä quelle misure che nel caso si richiedono, mentre.cen pi 
nezza di osservanza ed ossequio prego Iddio a unirlo meco coli vinceli .del 
stessa. caritä. . 


Dal Vaticano, 7. Agosto 1878. 
Pio P. M.“ 


Angeſichts der Wichtigkeit, welche dem Briefe von allen Seiten beigele 
wurde, fügen wir nachſtehende woͤrtliche Ueberſetzung bei: | 


„Majeſtät! Alle Anordnungen, welde feit einiger Zeit von ber Regierung a 
Majeflät getroffen werben, zielen immer mehr auf die Zerftörung bed Katbolicigee 
hin. Wenn ich indeſſen bei mir jelber über bie Urſachen nachdenke, welche zu jenen fe 
harten Maßregeln bie Veranlafjung gegeben haben können, fo geitehe ich ein, keine 
finden. Anderfeit3 jagt man mir, daß Eure Moajeftät die Haltung Ihrer Regierus 
nicht billige, und bie Strenge der Maßregeln gegen bie katholiſche Religion nicht gu 
heiße. Aber wenn e3 wahr iit, daß Eure Majeftät dieß nicht billigt, und bie Brie 
welche Sie in vergangener Zeit gefchrieben hat, mwürben e8 zur Genüge bemeilen, bi 
Sie nicht billigen Tann, was Alles (eigentlich: wie viel) jebt gefchieht; wenn Eu 
Majeftät, jage ich, es nicht billigt, dap von Ihrer Regierung anf ber begonnenen Bal 
meiter fortgeſchritten wird und bie harten Maßregeln gegen die Religion Jeſu Chri 
vervielfältigt werden, bie indeſſen der Lebteren zu jo großem Nachtheile gereichen, wi 
Eure Majeftät dann verfichert fein, daß biefelben nichts Anderes zu Wege bringe 
als den Thron Eurer Majeftät felber zu unterwühlen? Ich ſpreche mit Freimut 
benn bie Wahrheit ift mein Panier, und ich fprede, um einer meiner Pflichten in « 
(Höpfendem Maße nachzufommen, bie mir auferlegt, Allen da Wahre zu fagen, uı 
auch dem, der nicht Katbolif ift; benn Seber, welcher bie Taufe empfangen bat, gebl 
in irgend einer Art und in irgend einer Weife, welche (hier) nicht ber Ort iſt, darz 
legen, gehört, fage ih, dem Papfte an. Sch bin überzeugt, daß Eure Majeflät m 
Ihrer gewohnten Courtoifie meine Erwägungen entgegennehmen und diejenigen Ma 
regeln ergreifen wird, welche im vorliegenden Falle erfordert werben. Unterdeſſen bi: 
ih Gott mit der Fülle von Ehrfurcht und Ergebung, Sie mit mir mit ben Banben t 
gleichen Liebe zu vereinigen. 


Aus dem Batican, 7. Auguft 1873. 
PioP.M“ 


104) Antwort Ir. Aajeſtät des Kaiſers vom 3. September 1873. 


„Berlin, ben 3. September 1878. 


Ich bin erfreut, daß Eure Heiligkeit Mir, wie in früheren Zeiten, die Ehre 
weijen, Mir zu ſchreiben; Sch Bin es um fo mehr, als Mir dadurch bie Gelegenh 
zu Theil wirb, Irrthümer zu berichtigen, welche nach Juhalt des Schreibens Eu 
Helligkeit vom 7. Auguf In ben Ihnen über beutfche Verhältniffe zugegangenen IRı 
bungen vorgelommen fein müffen. Wenn bie Berichte, welche Eurer Helligfeit üf 
deutſche Berhältuiffe erftattet werben, nur Wahrheit meldeten, fo wäre e8 nicht mögli 
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baß Eure Heiligkeit ber Vermuthung Raum geben könnten, bag Meine Regierung 
Bahnen einfchlüge, welche Sch nicht billigte. Nach der Berfaffung Meiner Staaten kann 
ein ſolcher Fall nicht eintreten, da die Geſetze und Regierungsmaßregeln in Preußen 
Meiner landesherrlichen Zuftimmung bedürfen. 

Zu Meinem tiefen Schmerze hat ein Theil Meiner Fatholifchen Unterthanen ſeit 
zwei Jahren eine politiſche Partei organifirt, welche ben in Preußen feit Jahrhunderten 
beſtehenden confeffionellen Frieden durch ſtaatsfeindliche Umtriebe zu ſtören jucht. Leider 
baben höhere katholiſche Geiſtliche dieſe Bewegung nicht nur gebilligt, ſondern fich ihr 
bis zur offenen Auflehnung gegen bie beftehenben Landesgeſetze angeſchloſſen. 

Der Wahrnehmung Eurer Heiligkeit wird nicht entgangen jein, bag ähnliche Gr: 
ſcheinungen fich gegenwärtig in der Mehrzahl ber europäifchen und in einigen über: 
feeiihen Staaten wiederholen. 

Es ift nicht Meine Aufgabe, bie Urſachen zu unterjuchen, durch welche Priefter und 
Gläubige einer der chriſtlichen Konfeffionen bewogen werben können, den Feinden jeder 
Raatlihen Orbnung in Belämpfung ber legteren behülflich zu fein; wohl aber ift es 
Meine Aufgabe, in ben Staaten, beren Regierung Dir von Gott anvertraut ift, ben 
inneren Frieden zu hüten und das Aniehen der Geſetze zu wahren. Ach bin Mir be: 
mußt, daß SH über Erfüllung dieſer Meiner königlichen Pfliht Gott Rechenſchaft 

iulbig bin, und Ich werde Ordnung und Gejeß in Meinen Staaten jeder Anfechtung 
gegenüber aufrecht Halten, fo lange Gott Mir die Macht dazu verleiht; Ach bin al 
örtlicher Monarch dazu verpflichtet auch da, wo Ach zu Meinem Schmerz biejen Tö- 
niglihen Beruf gegen bie Diener einer Kirche zu erfüllen habe, von der Ich annehme, 
dag fie nicht minder, wie bie evangelifche Kirche, das Gebot des Gehorfamd gegen die 
weltlihe Obrigkeit al3 einen Ausflug des uns geofjenbarten göttlichen Willens erkennt. 

Zu Meinem Bedauern verläugnen viele der Eurer Heiligfeit unterworfenen Geift- 
fihen in Preußen die chriſtliche Lehre in dieſer Richtung und ſetzen Meine Regierung 
in die Nothwendigkeit, geftübt auf die große Mehrzahl Meiner treuen katholiſchen und 
eangeliſchen Unterthanen, die Befolgung der Landesgeſetze durch weltliche Mittel zu 
etzwingen. 

Ich gebe Mich gern der Hoffnung hin, daß Eure Heiligkeit, wenn von der wahren 
Loge der Dinge unterrichtet, Ihre Autorität werden anwenden wollen, um ber unter 
bebauerlicher Entftellung der Wahrheit und unter Mißbrauch des priefterlichen Anſehens 
betriebenen Agitation ein Ende zu machen. Die Religion Zeiu Ehrifti Hat, wie Ich 
Eurer Heiligkeit vor Gott bezeuge, mit biefen Umtrieben nichts zu thun, auch nicht bie 
Vahrheit, zu deren von Eurer Heiligkeit angerufenem Panier IH Mid rüdhaltslos 
befenne. 

Noch eine Aeußerung in dem Schreiben Eurer Heiligkeit kann ich nicht ohne 
Ziderjpruch übergehen, wenn fie auch nicht auf irrigen Berichterjtattungen, ſondern auf 
Eurer Heiligkeit Glauben beruht, die Neuerung nämlich, daß Jeder, ber bie Taufe 
empfangen bat, dem Papſte angehörte. Der evangelifche Glaube, zu dem Ich Mich, wie 

Eurer Heiligkeit befannt fein muß, gleihd Meinen Vorfahren und mit der Mehrheit 
Meiner Unterthanen befenne, geftattet uns nicht, in bem Verhältniß zu Gott einen an- 
beren Vermittler als unferen Herrn Sefum Chriftum anzunehmen. 

Diefe Berfchiebenheit de3 Glaubens halt Mich nicht ab, mit Denen, welde ben 
ımjeren nicht theilen, in Frieden zu leben und Eurer Heiligkeit den Ausdruck Meiner 


perfönlicden Ergebenheit und Verehrung barzubringen. 
Wilhelm.” 
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105) Anerkennungsurkunde für den „Bifhef“ Reinkens vom 
19. September 1873. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preußen x., thun Bunb 
fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir ben orbentlidhen Profefier in ber bathelſchhesle⸗ 
giſchen Facultät ber Univerfität zu Breslau, Dr. Joſeph Hubertus Reinkens, auf Grunb 
ber am 4. Junt d. 3. in Köln flattgefunbenen Bifchofswahl unb ber ihm am 11. Tugeifl 
b. 3. in Rotterdam burd) ben Bifhof von Deventer ertheilten Gonferration als Tate 
liſchen Biſchof Hiermit und in Kraft Diefeß anerkennen. Demgemäß Befehlen Wir Un⸗ 
feren Oberpräfibenten, Präfibenten und Lanbe8sEollegiis, wie auch Allen unb Sehen 
Unferer Bafallen und Unterthanen, weh Namens, Standes, Würben unb Weſens fie ſein 
mögen, biermit fo gnäbig als ernftlih, baß fie gebachten Joſeph Hubert Reinkend als 
katholiſchen Biſchof anerkennen und aditen, auch denfelben Alles basienige, was an 
Ehren und Würden, Nubung und anderen Vortheilen von feinem Amte abhängig, bazu 
gehörig oder fonft erforderlich fein mag, geruhig, volllommen und ohne Jemanbes Eins 
fpruch befißen, haben und genteßen laſſen, bei Vermeibung Unſerer Königlichen Ungnabe 
und ſchwerer unausbleiblicher Ahndung, jeboch Alles Uns und Unferen Königlicden und 
oberlanbeßfürftlicden Gerechtfamen in alle Wege unbefchabet. Defien zu Urkund haben 
Wir gegenwärtige Anerkennungsurkunde Höchfteigenbhänbig vollzogen und mit Unferem 
Königliden Infiegel befiegeln Tafjen. 

So gegeben Berlin, ben 19. September 1878. 





Wilhelm. 
gegengez. Falk.“ 


106) Aundgebungen der preußifchen Regierung, betreffend die Correfpondenz 
zwifchen Papſt und Raifer im Anguf und September 1873. 


„Berlin, den 19. October 1878. 

Im Wahlkreiſe Rheinbach-Bonn follen 10 000 Druderemplare ber Gorrefponbenz 
zwifchen bem Kaiſer und dem Papfte mit beftem Erfolge vertheilt worben fein. Wenn 
Ew. Hochwohlgeboren auch für Ihren Verwaltungsbezirk ober einzelne Theile besfelben 
eine folde Maßregel für opportun halten, jo will ich die Koften decken. Daß Erforber 
liche müßte dann aber fofort veranlaßt werben, bamit e8 noch vor den Wahlmänners 


Wahlen wirffam wirb. 
Der Minifter bes Innern. 


(gez.) Eulenburg. 
Un ben königl. Oberpräfibenten Herrn v. Barbeleben N 
Hochwohlgeboren zu Koblenz.“ 
II. 
„Koblenz, den 21. October 1878, 
Abſchrift Hiervon laſſe ih Em... . zur gefälligen Kenntnignabme unb mit ber 
Ermächtigung zugeben, falls Ste ſich den gewünfchten Erfolg davon verfpredden, Crem⸗ 
plare der gebachten Correſpondenz ebenfalls zu vertheilen und bie bierburd erwachfenen 
Koften bei mir zur Erftattung zu liquibiren. 
Der Oberpräfibent ber Rheinprovinz. 


3.) v. Barbeleben. 
An den königl. Landrath Herrn N. zu N.” an) 
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III. 


„Den durch ben ‚Staatds und Meichdanzeiger‘ publicirten Briefwechſel zwiſchen 
Sr. Heiligkeit dem Papfte und Sr. Majeftät unferem Kaiſer⸗König hält fein vernünf- 
tiger Menſch für eine private Correfpondenz, fonbern für hochwichtige Staatsbocumente, 
zu deren allgemeiner Verbreitung ich mich nicht nur als Reichöbürger befugt, ſondern 
auch in meiner amtlichen Stellung für verpflichtet halte, und bieß um fo mehr, als bie 
Zuſammenſtellung beider Schreiben wohl geeignet jein bürfte, im gegenwärtigen Augen 
Slide Klarheit in die politiſche Situation zu bringen. 

Der Lönigl. Polizeipräfident und Lanbrath. 
Hirid. 

Un das ‚Echo der Gegenwart‘ in Aachen.“ 


199) Bekanntmachung der Landräthe in Betreff der Amtshandlungen 
maigefehwidrig angeftellter Geiflicher. 


Wir geben beifpielßmweije eine Bekanntmachung des Landraths von 
Tarnowitz vom October 1873. 


„Der Kaplan Reinhold Paul, bisher zu Ober-Glogau, ift in ber Gemeinde 
Broslamwip ald Pfarrer aufgetreten und Bat bort geiftliche Amtshanblungen ver: 
richtet. Wie der $ 15 des Geſetzes über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen 
som 11. Mai d. J. vorjchreibt, ſoll vor ber Uebertragung eines geiftlichen Amtes ber 
beirefienbe Candidat von dem geiftlichen Oberen dem Oberpräfidenten benannt werben, 
demit von biefem, falls einer ber im F 16 bed Geſetzes näher bezeichneten Grünbe vor: 
Hegen follte, innerhalb einer Friſt von 30 Tagen nad) ber Benennung ein Einſpruch 
gegen die Anftellung erhoben werben kaun. 

Die Uebertragung eines geiftlichen Amtes, weldde vor Ablauf der eben erwähnten 

Friſt erfolgt, gilt nad $ 17 des Geſetzes als nicht geichehen. Der 2. Paul ift vor 
feiner Einjegung von deſſen geiftlichem Oberen dem Oberpräfidenten nicht benannt, das 
Geſetz alfo nicht beachtet worden. Demnach gilt die Uebertragung bes geiftlichen Amtes 
als Pfarrer zu Broslawitz auf den 2c. Paul als nicht geſchehen, fo daß alle geiftlichen 
Amtsbanblungen, welche berfelbe in biejer Stellung vorgenommen bat oder noch vor: 
nehmen follte, vor dem Gefeße ber Wirkſamkeit entbehren. Insbeſondere ift zu bes 
achten, daß bie Durch das Geſetz ausgeſprochene Ungültigkeit ber Amtshandlungen auch 
auf Eheſchließungen Anwendung findet, was felbftverftändlih auf die Civilſtands⸗ 
verbältniffe und die Erbfolge nicht ohne bie entiprechenden Folgen bleiben fann. Ebenſo 
wenig ift ber geſetzwidrig angeftellte Geiftliche zur Empfangnahme von Zahlungen und 
Hebungen für die Stelle berechtigt, fo daß Jeder, ber Zahlungen oder andere Präſta⸗ 
tionen an benfelben leiftet, ich ber Gefahr ausſetzt, nochmals zahlen zu müflen. 

Da ferner der gefegwibrig angeftellte Geiftlihe zur Führung der Kirchenbücher 
nicht berechtigt iſt, daher die von ihm vorgenommenen Eintragungen und ertheilten 
Auszüge des Öffentlichen Glaubens entbehren würden, fo tit daB Kirchenbuch in Bros: 
Iowig, um zu vermeiden, daß dasſelbe durch ungültige Eintragungen in Verwirrung 
gerathe, und zugleich um ben Gemeinbemitgliedern die Möglichkeit zu fihern, orbnungs: 
mäßige Ktrhenbuchszeugnifie zu erlangen, mit Beſchlag belegt und an bie Tönigliche 
Regierung zu Oppeln, als die für Sachen ber Kirchenbuchführung dem Geiftlichen vor: 
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gejegte Bchörbe, abgegeben worben, welche auf Antrag ber Intereffenten bie Kirdlı 
zeugnifle aus dem SKtirchenbuche ertheilen wird. 
Am Auftrage des Herrn Oberpräfibente ber Provinz bringe ich bieh Sierweit 3 
Kenntniß der Fatholifchen Kirchengemeinde. 
. Der koͤnigl. Landrathramtaverweſer. 


Barchewitz“ 


108) Allgemeine Verfügung, betreffend die Sührung der Kirchenbücher 
folchen Parochien, bei welchen in Folge gefehwidriger Beſeung des 
geiflichen Amtes ein zur Führung des Kirchenbuchs berechtigter 
Geiftlicher nicht vorhanden if. Dom 13. October 1873. 


„In Betreff der Führung der Kirchenbücdher in ſolchen Parochien, für melde 
Folge geſetzwidriger Beſetzung des geiftlichen Amtes ein zur Führung bed Kirchenbuch 
berechtigter Geiftlicher nicht vorhanden ift, hat ber Herr Minifter ber geiſtlichen, Unte 
richt3- und Mebicinal-Angelegenheiten unter dem 19. September db. J. an ben Her 
Oberpräfidenten ber Provinz Poſen eine Verfügung erlaffen und biefelbe ſämmtlich 
übrigen Herren Oberpräfidenten ber Monarchie, fowie ber Regierung in Gigmaringı 
zur gleihmäßigen Beachtung mitgetheilt. 

Der Anhalt diefer Verfügung wird durch den nachſtehenden Abbrud zur Kenn 
niß ber Gerichte und Beamten der Staatsanwaltſchaft gebradt. Die Behörden, ( 
welche jene Verfügung ergangen ift, find zugleich angemiefen worben, in jedem einzelm 
Falle, in welchem zur Beichlagnahme der Kirchenbücher und Ablieferung bderjelben « 
die Bezirksregierungen gefchritten wird, hiervon ben betreffenden Appellationdgericht 
Nachricht zu geben. Die Legteren haben hiervon die ihnen untergebenen Gerichte uw 
verzüglih in Kenntniß zu fegen. 

Berlin, den 18. October 1873. 

Der Auftizminifter. 
Leonhardt” 


Der Verfügung liegt folgender Auszug aus der Verfügung des M 
nifterd der geiftlichen, Unterrichts- und WMebicinal- Angelegenheiten vo 
19. September 1873 bei: 

„Der geſetzwidrig angeftellte Geiftliche ift zur Führung ber Kirchenbücher nicht b 
rechtigt, und Eintragungen, die er vornimmt, und Auszüge, bie er daraus eribeilt, em 
bebren bes öffentlichen Glaubens. Um zu vermeiden, daß bie Kirchenbücher durch wı 
gültige Eintragungen in Verwirrung gerathen, und zuglei, um ben Gemeinbemitgli 
bern bie Möglichkeit zu fihern, ordnungsmäßige Kirchenbuchözeugniffe zu erlangen, I 
daher fortan in allen Fällen, mo ein geiftliched Amt, mit bem bie Führung von Kirche 
büchern verbunden ift, gegen bie Vorfchriften des Geſetzes beſetzt wirb ober bereits jet 
beſeht it, fofort daß Kirchenbuch unb zur Vermeidung des Mißbrauch zugleiih au 
das Kirchenfiegel mit Beſchlag zu belegen und if Beides an bie betreffende Töntglid 
Regierung, als die für Saden der Kirchenbuchführung dem Geiftlichen vorgefehte B 
börbe, abzugeben, welche aladann auch auf den Antrag ber AIntereffenten bie Kirchen 
zeugniffe aus dem Kirchenbuch zu ertheilen bat. 

Den Herrn Yuftizminifter habe ich erjucht, die königlichen Gerichte von biefer Wı 
ordnung, bie ich allgemein für ben ganzen Umfang ber Monardie habe ergeben laffe 
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in Kenntniß zu feben; Em. Hochwohlgeboren aber erjuche ich ergebenit, danach bie bes 
theiligten Verwaltungsbehörben ber bortigen Provinz ſchleunigſt mit Anweiſung zu ver 
jeden, auch in den einzelnen Fällen die Gemeinden gefälligft von ber getrofienen Ans 
orbnung in Kenntniß zu jeßen. 
Berlin, den 19. September 1873. 
(gez.) Falk. 
An ben fönigl. Oberpräfidenten Herrn Günther 
in Poſen.“ 


109) Proteft des Erzbifchofs von Gneſen und Pofen gegen obige Verfügung. 
Dom 6. November 1873. 


„Nach Inhalt der mir feitend meiner beiben Generalconfiftorien erflatteten Berichte 
fnd auf Euer Hochmwohlgeboren Anorbnung in Filehne, Hintzendorf, Chelmee und 
dythyn bie Kirchenbücher, welche die Eintragungen der vollzogenen Taufen, Trauungen 
und Beerdigungen enthalten, wie auch bie Kirchenſiegel trotz ber ſeitens ber betreffenden 
Geiflihen erhobenen Proteftationen abgenommen morden. Die Bücher ſowohl als 
die Kirchenfiegel ſind ein unbeftreitbares Eigenthum ber refp. Kirchen, und muß ich ben 
Staatsbehörden ein Recht auf diefe Gegenftände ausbrüdlich beftreiten; benn wenn 
auch nach ben landrechtlichen Beftimmungen die Pfarrer verpflichtet find, Duplicate aus 
den von ihnen geführten Kirchenbüchern alljährlich regelmäßig anzufertigen und ben 
Gerihtshehörben einzureichen, fo kann hieraus ein Recht ber weltlichen Behörde auf 
das Eigenthum der Kirchenbücher ſelbſt noch keineswegs gefolgert werden, wie denn 
auch die letzteren und bie Kirchenſiegel lediglich aus den Mitteln der Kirchenkaſſe oder 
des Pfarrers ſelbſt beichafft werben. Indem ich daher gegen dieſe Verwaltungsmaßregel 
in den oben angeführten wie auch in allen etwa noch vorkommenden Fällen hiermit 
entihieden Verwahrung einlege, erſuche ich Euer Hocmohlgeboren ganz er: 
gebenſt, bei dem Herrn Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten unter Mitthetlung 
Meines gegenwärtigen Schreiben? wegen Zurüdnahme der getroffenen Anordnung 
geneigteſt vorftellig werden nıb von dem Refultate mid in Kenntniß fegen zu 
wollen. 

Poſen, ben 6. November 1873. 

Der Erzbiihof von Gneſen und Poſen. 
(gez.) Miecislaus, 

An den Königlichen Oberpräjibenten 2.” 


10) Erlaß des Oberpräfidenten von Pofen an ſämmtliche Directoren der 
höheren Pehranftalten der Provinz, betreffend die Privat- 
Religionsfchnlen. vom 17. September 1873. 


„Bofen, den 17. September 1873. 
Dur die Allerhöchfte Cabinetsordre vom 26. October pr. ift beſtimmt worden, 
dag an ben höheren Lehranftalten der Provinz Poſen der Religionsunterricht hinſichtlich 
der Unterrichtsſprache in Zukunft nicht anders behandelt werben fol, als bie übrigen 
Lchrgegenftände. Dadurch ift an jenen Anitalten die Aenderung eingetreten, daß, wäh: 
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rend bisher ber katholiſche Religionsunterricht In ber Sprache der Mehrzahl ber Gier 
ertheilt wurde, fortan nur in ben polniſchen Parallelllaſſen bes Kiefigen Köuiglilfen - 
Mariengymnafiums und bes Königlichen Gymnafiums zu Oſtrowo in polniſcher Gpruipe, 
in den übrigen Klafien biefer Gymnafien, fomwie in ſämmtlichen Kleffen aller anberen 
Anftalten dagegen in deutſcher Sprache in der katholiſchen Religion zu unterrichten IR. 

Der Durchführung dieſer Allerhöchſten Anorbnung tft ber Here Erzbiſchof baburdg 
entgegengetreten, daß er burch ein Runbfchreiben vom 28. Februar o. bie als Religions 
lehrer an ben höheren Bilbungsanftalten der Provinz fungirenden Geiſtlichen amswieh, 
nur in Prima und Secunda deutſch zu unterrichten, bagegen in ben übrigen Klaffen 
bas bisherige Verfahren beizubehalten. 

Diefer Schritt des Herrin Erzbiſchofs enthielt einen unberechtigten Webergriff in 
bie Befugniffe des Staats, die Einrichtung des Unterrichts an den ſtaatlichen Lehe, 
anftalten felbftändig zu orbnen, und entbehrte felbft bed Scheins ber Berechtigung. 
Denn ber Allerhöchfte Erlaß vom 26. October pr. legte den Geiſtlichen bezüglich bei 
Inhalts der von ihnen vorzutragenden Glaubens: und Sittenlehren keinerlei Befchrän- 
fungen auf, und die in dem erzbiihöflichen Rundichreiben vom 28. Februar c. ent⸗ 
baltene Unterftellung: ben Schülern jolle der katholiſche Religionsunterricht künftig „In 
einer benfelben faft gar nicht ober nur höchſt unvollfommen verſtändlichen Sprache“ 
erteilt werben, ift thatfählid unbegründet. Es ift bisher ſtets an ben Lebranftalten 
ber Provinz bei ber Unterweifung von Schülern polnifcher Abkunft, weldhe des Deutichen 
noch nicht vollfommen mädtig find, das Polniſche aushilfsweiſe zur Anwendung gebradit 
worben, um bie Verſtändigung zwiſchen Lehrer und Schüler zu erzielen, und felbfivers 
ſtändlich hat es nicht in ber Abficht der Staatsbehörben gelegen, von biefem durch bie 
Natur der Sache gebotenen Berfahren bei dem Religiondunterrichte Tünftig abweichen 
zu laſſen. 

Die Schulbehörde mußte biernach bie ſtriete Befolgung ber getroffenen neuen Ans» 
ordnungen verlangen, unb ſoweit biefelbe verweigert wurde, bie ungehorſamen Geiſt⸗ 
lichen ihrer Aemter als Lehrer entheben. 

Andere Geiftliche für die erlebigten Stellen zu gewinnen, war bei ber Haltung 
des Herrn Erzbiſchofs unmöglich, und von weltlichen Lehrern konnten nur wenige ers 
mittelt werben, welchen vermöge ber von ihnen erlangten Befähigung der katholiſche 
Religiondunterricht anvertraut werben durfte. Go iſt ed gekommen, daß biefer Unter 
richt an ben höheren Bilbungsanftalten der Provinz zur Zeit nur in vereinzelten Aus⸗ 
nabmen ertheilt wirb. 

Inzwiſchen bat ber Herr Erzbifchof begonnen, an mehreren Drten ben katho⸗ 
liſchen Religionsunterricht an bie Schüler ber höheren Lebranftalten außerhalb ber 
letzteren durch Geiftliche in berfelben MWeife, wie früher, unter Nichtbeachtung ber Bes 
Rimmung ber Allerhöchften Orbre vom 286. October pr. über bie anzuwenbdenbe Sprache 
ertheilen zu laſſen. 

Die Entſtehung und die ganze Einrichtung dieſer Veranſtaltungen läßt erkennen, 
daß dieſelbe ſich nicht auf dem berechtigten Gebiete der ſeelſorgeriſchen Amtsthätigkeit 
ber betreffenden Geiftlichen bewegen, fonbern nur den Zwed haben, die neue Anorbnung 
ber Gtaatöregierung im Gebiete ber Unterrichtßverwaltung zu vereiteln. Gie finb 
Privatſchulen, welche dem flaatlichen Auffichtsrecht unterliegen, unb entſprechen weber 
einem Bebürfniffe, da Tebigli durch ben unberechtigten Widerſtand bes Herrn Er 
bifchofs, welcher dieſe Schulen eingerichtet bat, ber Religiondunterricht an ben Staats⸗ 
anflalten unmöglich gemadt tft, noch bieten fie bie Garantie für einen fegensreichen 
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Einfluß auf bie Zugend. Bielmehr haben mehrfache Erfahrungen aus neuefler Zeit 
bewieien, daß die unterrichtenben Geiftlicden ihren Einfluß auf die Schüler dazu miß« 
braudden, um biefelben zum Ungehorfam gegen bie Anorbnungen ber weltlichen Lehrer 
unb ber Schulbehörbe aufzureizen, ben Geift ber politifchen und religiöfen Parteinahme 
ſchon in den jugendlichen Gemüthern rege zu machen und die vaterländifche Geſinnung 
in benfelben zu lodern. 

Diefe Thatjachen nöthigen den Staat zur Abwehr gegen bie wider ihn gerichteten 
Beftrebungen, und es wirb deßhalb feitens der Königlichen Regierungen gegen die be⸗ 
treffenden Geiftlichen nach Maßgabe der binfihtlih nicht conceffionirter Privatſchulen 
beſtehenden Beſtimmungen eingejchritten werden. 

Aber auch bie Schulbehörde hat die Pflicht, innerhalb ihres Bereiches Einmir: 
fungen entgegenzutreten, welche bie Disciplin der Schule auf's Neuperfte zu gefährden 
und bamit das gebeihliche Wirken der Anftalt zu untergraben geeignet find. 

Auf Grund ber und ertheilten Ermächtigung unterfagen wir daher Hiermit ben 
Schülern der höheren Lehranftalten der Provinz den Beſuch ber gedachten Privat: 
religlonsſchulen und beflimmen, daß biefem Verbote im alle bed Ungehorſams durch 
Entlafjung der betrefjenden Schüler von der Anftalt Nahbrud gegeben werde. 

Die Herren Dirigenten ber betrefjenben Anftalten veranlafjen mir hierdurch, bie 
Eltern, reſp. Vormünder der Zöglinge durch Mittheilung dieſes unferes Erlafjes über 
bie Beranlaffung und den Zweck desſelben zu verjtändigen, Indem wir hoffen, daß 
biefe Eröffnung zu einer richtigen Würdigung der getroffenen, lebigli durch das 
Verhalten bes Herrn Erzbiſchofs nothwendig gewordenen Maßregeln beitragen werde. 

Königliche Provinzial-Schulcollegium. 
(gez.) Günther.“ 


11) Schreiben des Erzbiſchofs Ledochowski an den Oberpräſidenten vom 
24. September 1873, betreffend den obigen and) dem erzbifchöf- 
| lichen Ordinariat mitgetheilten Erlaß. 


„Euer Hochmwohlgeboren haben mir mittels geehrten Schreibens vom 17. d. M. 
Nr. 6421/78 O. P. mitgetheilt, daß unter Zuflimmung des Herrn Miniſters ber geift- 
lichen zc. Angelegenheiten bie Schließung der von mir für die katholiſchen Schüler ber 
höheren Lehranftalten eingerichteten fogenannten Privatreligionsfdulen wie auch ein 
Zwangsverfahren gegen bie mit dem Religionsunterricht von mir betrauten Geiftlichen 
angeorbnet und ben Schülern dieſer Lehranftalten bie Theilnahme an dem Religions⸗ 
interrichte bei Strafe ber Entfernung aus dem Gyninafium unterfagt worden je. Wie 
ich mit dem tiefften Bebauern aus diefen Maßnahmen erfehen muß, haben bie König: 
lichen Staat&behörben noch immer die Ueberzeugung nicht gewinnen können, daß bie 
Unterweifung in den Glaubenslehren der Fatholifchen Kirche und die nähere Beftim: 
mung, in welcher Weiſe dieſelbe ftattzufinden babe, dieſer Kirche und nicht der welts 
lichen Obrigkeit von dem göttlichen Stifter diefer Kirche übertragen worden tft. Dieſes 
Recht kann bie Fatholifche Kirche, ohne ſich felbft zu vernichten und ihrer erhabenen 
Aufgabe untreu zu werben, niemald aufgeben, und fie hat daher auch Denjenigen, 
weldden der linterricht in den Heilswahrheiten anvertraut werben jollte, ſtets bie un- 
erläplihe Miifion zu dieſem Amte ertheilt. Das Königliche Provinzial-Schulcollegium 
bat zwar in feinem legten unterm 9. Auguft c. Nr. 3105 an mic) gerichteten Schreiben 
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die Behauptung aufgeftellt, daß dieſe missio canonica erſt in neuerer Zeit feltewe 
geiftlichen Dberen beanſprucht mworben fet unb daß ohne Schäbigung des X 
Staates ſelbſt die Nothwendigkeit eines Einwerſtändnifſes ber kirchlichen Oberen 

Anſtellung der Religionslehrer nicht anerkannt werben könne. Irbefſen wir 
Widerlegung dieſer Behauptung meines Erachtens es genügen, wenn ich darauf Yııı 
weiſe, daß die missio canonica fo alt iſt als bie Kirche felbft, denn fie gründet ſich 


auf die Worte bes Heilandes: „Gebet bin und Iehret alle Bälter" unb- „Wie mic ber 
Vater gefenbet bat, jo fenbe ich auch euch” u. f. w. 

Nahbem daher die von mir zur Ertheilung des Neligionsunterriäht an Deu 
höheren Lehranftalten meiner beiden Erzdidceſen ermächtigten Geiſtlichen aus Ihren 
Aemtern entfernt und biefer Unterricht zum Theil an andere, weltliche Lehrer, benen 
eine folche Ermächtigung meinerjeit3 nicht ertheilt ift, übertragen worben iſt, war id 
im Gewiffen und durch mein bifhöfliches Amt verpflichtet, anderweit Vorforge zu treffen, 
daß bie Fatholiichen Schüler biefer Lehranftalten in ben Heilswahrheiten durch Die Hierzu 
allein berechtigten Organe ber Kirche Unterricht zu erhalten Gelegenheit fanden. Ich 
Babe auf biefe unabweisbare Eventualität bereit unterm 31. December v. J. in meiner 
Smmebiatvorftellung an Se. Majeftät. den Kaiſer und König binzuweifen mid ver: 
pflichtet erachtet und bin auch in meinem in biejer Angelegenheit mit bem Königs 
lihen Provinzial-Schulcollegium geführten weitläufigen Schriftwechfel wiederholt barauf 
zurüdgelommen. Um jo entjchtebener ſehe ih mich daher genöthigt, bie mir jeßt gemachte 
Snfinuation, als ob die von mir getroffenen Beranftaltungen nicht aus einem wirklichen 
Bebürfniffe hervorgegangen feien, ſondern lediglich die Vereitelung ber flaatliden Anorb> 
nungen bezwedt hätten, als vollfommen unbegründet zurüdzumeifen. Wenn dagegen, wie 
das mir vorliegende Schreiben ohne Anführung befonderer Thatſachen hervorhebt, durch 
die Geiſtlichen, welche den Neligiondunterricht außer der Schulzeit ertheilen, ein vers 
derblicher, die Disciplin zerflörender Einfluß auf die Schüler geübt worden, jo würde, 
wie Euer Hochwohlgeboren überzeugt fein bürfen, fobald mir hiervon Mittheilung zus 
gegangen und das Thatfächliche näher feitgeftellt worden wäre, ich feinen Anſtand ges 
nommen baben, fofort Nemebur eintreten zu laſſen. Derartige Vorkommniſſe, voraußs 
geſetzt, daß fie wirklich flattgefunden, können aber bie Ergreifung der von Euer Hoch⸗ 
wohlgeboren nunmehr getroffenen, die Rechte der Kirche und meiner Diöcefanen auf - 
das Empfindlichſte verlegenden Maßregeln keinenfalls rechtfertigen. 


Ich. kann ferner mich nicht überzeugen, daß bie Beftimmungen ber Staatsmini« 
fterialinftruction vom 81. December 1889, betrefiend das Privatichulmefen, auf den vors 
Itegenden Fall Anmendung finden fönnen; benn wenn ich einzelne Geiſtliche beauftragt 
babe, Schüler ber höheren Lehranftalten in ben Religionswahrbeiten zu unterrichten, 
fo habe ich Yamit nicht im Entfernteften bie Einridtung von Privatichulen im Sinne 
der oben angezogenen Inſtruction bezwedt. Mit gleihem Rechte würde ber von Geif- 
lichen alljährlich ertheilte befonbere Unterricht für ben Empfang ber heiligen Sarramente 
der Buße und bed Altar ebenfalls unter den Begriff einer Privatfchule fallen, ber 
ſtaatlichen Aufficht unterliegen und unter Umfländen unterfjagt werben können. Dems 
nah find biöher Geiftlichen in biefer Beziehung und zwar mit Recht Schwierigleiten 
niemals in den Weg gelegt worben. Ebenſo bleiben, fo viel mir befannt geworben, 
bie jübifchen Privatreligionsſchulen durchaus unbehelligt. 

Nah allem VBorftehenden Tann ich daher ben hohen Provinzialbehörben nicht daB 
. Recht zuerkennen, den Brieftern verbieten zu bürfen, bie Sugenb in ben Heilbwahrheiten 
zu unterrichten, auch nicht das Mecht, ben Kindern, fogar unter Strafandrobung, gu 


— 207 — 


| wexbleten, Durch bie beredhtigten Organe ber Kirche fi in ber Religion unterweifen zu 
kafien und eben damit bie Eltern zu zwingen, baß ihre Kinber entmweber gänzlich bes 
Keligionsunterrichts entbehren oder denfelben von Perfonen empfangen, welche hierzu von 


den kirchlichen Obern nicht ermäditigt find und daher keine Bürgichaft dafür gewähren, 
daß ihr Unterricht mit ben Lehren der Kirche vollfommen übereinflimme. Ein ber: 
artiges Vorgehen ber Königlichen Behörden würde eine unerträgliche Gewiffensbebrängniß 
nothwendig zur Folge haben, und muß ich daher das dringende Anfuchen ftellen, daß 
mir in der pflichtmäpigen Pflege des religiöfen Unterricht für die katholiſche Schul- 
jugend meiner Erzdiöceſen fernerhin Feine Hinderniffe entgegengeſtellt werben. 


Bofen, den 24. September 1873. 
" Der Erzbifchof von Onefen und Poſen. 


Miecislauß.” 


112) Aufforderung des Enlinsminifters an die Oberpräfidenten vom 
24. October 1873 zu fchärferem Vorgehen gegen die 
maigefehwidrig angeftellten Geifllichen. 
„Berlin, den 24. October 1873. 

Die geſetzwidrigen Anftellungen katholiſcher Geiftliden mehren ſich fortgefekt ber- 
artig, daß es dringend geboten ijt, mit ber vollen Strenge bes Geſetzes dagegen ein: 
zuſchteiten. Someit e8 hierbei auf eine ftrafrechtliche Verfolgung ber geifllichen Orden 
enlommt, barf ich vertrauen, baß Fein Fall einer gefegmibrigen Anftelung vorkommen 
wird, ohne daß die Einleitung ber Unterfuchung herbeigeführt würde. In Betreff ber 
Geiſtlichen Hingegen, denen ein geiftliches Amt gegen bie Vorfchriften der Gefehe über: 
tragen iſt, und melche gleichwohl nach erfolgter gerichtlicher Beſtrafung fortfahren, in 
dieſem Amte zu fungiren, ift ein ſchärferes Vorgehen, als bisher beobadtet 
zu fein ſcheint, nothwendig. In diefer Beziehung ift e8 zu beachten, daß jede ein 
zelne Amtshandlung, und zwar ohne Unterfchied, ob fie mit bürgerlichen Folgen vers 
räpft AR ober nicht, den Thatbeftand bes im $ 23 des Gefekes vom 11. Mai b. J. 
dorgefehenen Vergehens bildet. Um daher jerre gejetmwibrig angeftellten Geiftlihen zu 
jwingen, ihre Functionen einzuftellen, ift es unerläßlich, daß jede einzelne 
Amtshanblung berfelben, fobalb fie zur Kenntniß der Behörden gelangt, fofort zum 
Gegenftande einer ftrafrechtlichen Unterfuhung gemacht und bie Geiftlihen auf biefe 
Belle unaudgefegt mit immer neuen Ötrafanträgen verfolgt werben, 
bis fie dem Geſetze fih fügen Würde dieß alsbalb dahin führen, baf jene 
Geiftlichen, weil fie die fi) vermehrenden Geldftrafen nicht zu erlegen vermögen, zur 

Haft gebradt würden, fo ift Dieß eine Eventualität, vor welcher bei dem Ernfte 
ber Sache und den ſchweren Folgen, welche fih an das Functioniren der geſetzwidrig 
angeftellten Geiftlichen Inüpfen, in feiner Weife zurüdzufchreden ift. Vielmehr 
iR es zur Aufrechterhaltung der gejeglicden Ordnung durchaus erforderlich, jene Geift: 
lichen die volle Strenge des Geſetzes empfinden zu lafien. Em. pp. erſuche id 
demgemäß ergebenft, die Landräthe, reip. Amtshauptmänner und bie Ort3poltzeibehörben 
mit Anweiſung gefälligft zu verjehen, daß jie jede einzelne Amtöbandlung, melde ein 
geſetzwidrig angeftellter Geiftlicher vornimmt, fofort und direct bei ber Königlichen Staats⸗ 
anmwaltihaft zur Anzeige bringen, Ihnen aber gleichzeitig Mittheilung davon machen. 
Bon den einzelnen Beſtrafungen mollen Cw. pp. mir alsdann gefälligft Anzeige erftatten. 
(gez.) Falk.“ 
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113) Schreiben des Oberpräfidenten der Provinz Poſen au den Erzbiſchef 
von Gnefen und Pofen mit dem Verzeichniß der ſtaalskirchlichen 
Vergehen desfelben und der Aufferderung zur Niederlegung 

des erzbifchöflichen Amtes. 


„Poſen, ben 24. Rovember 1878. 


Die Haltung, welde Em. Erzbifhöflicde Snaben ben Beflimmungen vieler in 
voller Seltung befindlichen Gefete gegenüber einzunehmen belleben, bat ſchon feit Täu- 
gerer Zeit bie ernſte Aufmerkjamkeit der Koͤniglichen Staatsregierung in Anſpruch nehmen 
müffen. Eine ganze Reihe im Laufe beß legten Jahres zu Tage getretener Thatjachen 
drängt zu ber UWeberzeugung, daß Em. Erzbiſchöfliche Gnaden eniſchloſſen finb, Geſetzen, 
welche unter allerhöchfter Sanction Sr. Majeflät be Kaiferd und Königs nad vers 
faffungsmäßiger Befhlußnahme ber Landesvertretung gehörig verkündet find, nicht allein 
perjönlich ben ſchuldigen Gehorſam zu verfagen, jondern auch ben auf biefe Geſetze ges 
gründeten Mabnahmen der ftaatliden Organe einen ſyſtematiſchen Widerſtand entgegen: 
zufegen und ſowohl bie Geiftlihen Ihres Erzbiſchöflichen Sprengels ala auch bie Ihrer 
geiftliden Obhut anvertrauten Laien zu einem gleichen geſetzwidrigen Verhalten aufzu« 
forbern und zu ermuthigen. 

Ew. Erzbiſchöflichen Gnaden erlaube ich mir zum Belege hierfür zunächſt ben 
Birtendrief vom 17. September c. ergebenft in Erinnerung zu bringen, durch welchen 
Hochdieſelben an geweihter Stelle gegen daB Geſetz vom 11. Mai v. 3. über bie Be 
auffitigung des Unterrichts und Erziehungsweiens, ſowie gegen das Reichsgeſetz vom 
4. Zuli v. J., betreffend den Orden ber Geſellſchaft Jeſu, Mißmuth zu erregen ſich 
angelegen ſein ließen. 

Ich gedenke ferner Ew. Erzbiſchöflichen Gnaden Rundſchreibens vom 23. Fe⸗ 
bruar d. J., in welchem Hochdieſelben in offener Auflehnung gegen die allerhöchſte 
Cabinetsordre vom 26. October v. J. bie Religionslehrer an ben höheren Lehranſtalten 
ber Provinz zum directen Ungehorſam gegen bie von ben vorgefetzten Staatsbehörden 
getroffenen Beſtimmungen aufforberten, und ber daraus entſtandenen VBerwidelungen, 
welche zum tiefen Bebauern der Königlichen Staatsregierung die Einftelung des katho⸗ 
liſchen Religionsunterrits an ben höheren Lehranitalten ber Provinz mit wenigen 
Ausnahmen zur Folge hatte. Ich erwähne fobann bie von Em. Erzbiſchöflichen Gnaden 
zur Erreichung ihrer Sonberzwede eigenmächtig eingerichteten Privatreligionsichulen, in 
benen, wenn fie gebulbet wären, die Jugend vor ber Zeit in bie Vermidelungen kirch⸗ 
licher unb politiſcher Parteibeftrebungen bineingezogen fein würbe. 

In ganz befonbers hohem Grade aber haben Em. Erzbifhöfliche Gnaden fi) mit 
ber allen Staatdangebörigen in gleihem Maße obliegenden Pflicht der Achtung vor 
dem beftebenden Rechte in Widerſpruch gejett burch die Stellung, welche Hochdieſelben 
ben Gejeßen vom 11. bis 14. Mai db. J. gegenüber genommen haben unb nod 
fortbauernb aufrecht erhalten. Nicht allein daß Em. Erzbiichöfliche Gnaden es wieber⸗ 
holt offen außgeiprocdden haben, wie Sie bie Geſetze nicht für rechtöverbinblich eradhteten 
und Ihre Mitwirkung zur Ausführung bderfelben abzulehnen gewilt ſeien; Hochdieſelben 
baben diefen Entf Hluß auch in einer großen Anzahl von einzelnen Fällen confequent 
bethätigt und durchgeführt. 

Der Ausübung des gefetlich geordneten ſtaatlichen Auffichtsrechts über bie Klerilal⸗ 
feminarien zu Gnefen und Poſen haben Ew. Erzbifhöflide Gnaden ben entſchieben⸗ 
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fen Wiberftanb entgegengeiekt,, ja jogar in bem an mich gerichteten Schreiben vom 
17. September c. bie auf Grund bes F 18 des Gefehes vom 11. Mai c. von dem 
Herrn Miniſter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten angeordnete Schließung bed hiefigen 
Seminars als eine „Vergewaltigung“ bezeichnet. Die gleiche abwehrende Haltung haben 
biefelben beobadhtet, ald ich gemäß der mir durch $ 6 des Gefekes vom 12. Mai c. 
beigelegten Befugniß bie Vifitation ber Demeritenanftalt zu Storchneft anorbnete. 

Mit völliger Nichtachtung der beitimmten Vorſchrift bes F 15 bes Gefeked vom 
11. Mai c. ferner Haben Ew. Erzbifhöflihe Gnaden fort und fort Geiſtliche angeftellt 
und verfeßt und Vicare berufen, ohne der Hochdenſelben nach ber gedachten gefetlichen 
Beftimmung obliegenben Verpflihtung auch nur in einem einzigen alle zu genügen. 
Selbſt die zahlreichen Strafen, melde gegen Ew. Erzbifchöfliche Gnaden wegen biefer 
gejegmidrigen Handlungen zu verhängen ich ſowohl wie die Gerichtäbehörben durch bie 
Amtspflicht genöthigt worden find, haben ebenfo wenig mie die in Anwendung be 
G 18. Alinea 8 des Geſetzes vom 11. Diai c. verhängte Einbehaltung der aus Staat3: 
fonbs für den hiefigen erzbifhöflichen Stuhl auögefegten Befoldung eine Befol: 
gung bed Geſetzes herbeizuführen vermodt. In neuefter Zeit hat noch die geſetzlich 
unzuläffige Cenſur, welche gegen den Seminarlehrer Schröter hierſelbſt wegen deſſen 
Betheiligung an einer von Str. Majeftät dem Kaiſer und Könige mit dem Ausdrucke 
bes landesväterlichen Wohlmollend aufgenommenen loyalen Kundgebung 1 ausgeſprochen 
worden iſt, einen neuen Beweis bafür geliefert, daß Em. Erzbifchöfliche Gnaden bie 
Schranken ber Gefege nicht zu beobachten geſonnen find, und es ift hierburch abermals 
Das Einfchreiten des Strafrichters gegen Hochdiejelben nothmendig gemacht worden. Die 
verberblichen Folgen, melde aus einem derartigen Verhalten eine Würbenträgerd von 
Em. Erzbiſchöflichen Gnaden hoher und einflußreidher Stellung nothwendig hervorgehen 
mußten, haben fi} dann auch nach verſchiedenen Richtungen bin fühlbar gemacht. 

Die innerhalb der Erzdiöcefe wibergefeglich angeftellten Geiftlichen ſetzen, ermuthigt 
durch Em. Erzbiſchöflichen Gnaden Ermahnung und Bellpiel, den Anordnungen ber Be⸗ 
hörden ben beharrlichften Ungehorſam entgegen; fie verrichten troß der auf Grund des 
Geſetzes an fie erlafjfenen Verbote unbefugt Amtshandlungen aller Art, und fchon liegt 
fogar eine beträchtliche Anzahl von Fällen vor, in melden von ihnen bürgerlich ungül: 
tige Trauungen vollzogen worden find. Em. Erzbiſchöfliche Gnaden werben bie ſchwere 
Verantwortung für die aus ſolchen Acten refultirende Verwirrung der Yamilienverhält- 
nifle, bes Eherechts und der Erbfolge um fo weniger ablehnen können, ald mein an 
Sie gerichtetes dringendes Erſuchen, zur Schonung ber mwidhtigften Intereſſen ber Pas 
rochianen in gefetliche Bahnen mieder einlenfen zu wollen, von Hochdenfelben unter 
dem 28. Auguft c. nur mit der entichiebenfien Ablehnung jened Anjinnens beantwortet 
worben ift, und mit einer Verunglimpfung beftehender Geſetze, welche Sie mit den wäh⸗ 
rend ber eriten Chriftenverfolgung erlaffenen Befehlen zur Götzenverehrung in Parallele 
zu ſetzen beliebten. 

Die offene, von Em. Erzbiſchöflichen Gnaden inaugurirte Auflehnung gegen bie 
Staatsgeſetze ift ferner in die Gemeinden hineingetragen worden. Mehrfache, das poli- 
tiſche Gebiet berührende Hirtenbriefe und Gebetdandachten, welche für die angeblich be- 


1 Es handelt fit Hier um bie fog. ftaatäfatholifche Adreffe (bed Herzogs von 
Ratibor),, worin der Staatsbehörde auch in rein kirchlichen Angelegenheiten, und 
zwar in außgefprohenem Gegenſatz zur kirchlichen Behörde — Gehorjam 
gelobt wurbe. Vgl. darüber Vering, Lehrb. des Kirchent. ©. 111, Rote 5. 

GulturfampfsActen. 14 
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drängte Kirche angeorbnnet wurben, ſuchten bie Gemüther in Aufregung zu fehen. Ein 
Theil der Preſſe wirkte in gleichem Sinne und thut bieß noch; in mehrfachen, von 
Laien unterzeichneten Adreſſen iſt Em. Erzbiſchöflichen Gnaden gerabe wegen ber von 
Ihnen begangenen Gejegeöverlegungen ber Ausbrud ber Verehrung entgegengebradit 
worben,, unb in Gemeinbeverfammlungen, in welden bie Parochianen vor ben made 
theiligen Folgen ber gefegwidrig von ben Geiftliden vorgenommenen Amtöhandblungen 
gewarnt mwurben, hat ſich bereitd ber Geift der Unordnung offen audgefprocdhen. 

Die ernſten, mit ber Fortdauer folder Zuftände verbundenen Gefahren für das 
Staatswohl nöthigen die königliche Staatsregierung jebt zur entichiebenen Abwehr. 
Das königliche Staatsminifterium, welches deßhalb bie geichilberten und ähnliche, hier 
nicht befonber8 erwähnte Vorgänge zum Gegenflande eingehender Beratbung gemadht 
bat, ijt einftimmig darüber jchlüffig geworben, den $ 24 bes Geſetzes vom 12. Mat ce. 
über die kirchliche Dizciplinargemalt 2c. (Gefegfammlung ©. 198) Ew. Erzbiſchöflichen 
Gnaben gegenüber in Anmendung zu bringen, weil Hochdiefelben die auf Ihr Amt und 
Ihre Amtöverrichtungen bezüglichen Staatsgeſetze und obrigfeitlichen Anordnungen, ins⸗ 
befondere die Gefege vom 11. bis 13. Mai c. fortgefeßt jo ſchwer verlekt haben, daß 
Ahr ferneres Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung ſchlechthin unverträglich 
geworben ift. 

Gemäß des me? demzufolge ertheilten Auftrages beehre ich mich nunmehr, Em. Erz 
biſchöflichen Gnaden hieburh unter Hinweis auf $ 25 ibid. zur Niederlegung 
Shres erzbifhöflihen Amtes ganz ergebenit aufzufordern und Hochbiefelben 
zu erſuchen, mich binnen einer Woche vom Tage des Eingangs meiner gegenwärtigen 
Zuſchrift ab mit einer geneigten entſprechenden Rückäußerung verfehen zu wollen. Ich 
verbinde Hiermit bie ganz ergebenfte Benachrichtigung, bat, falls Gm. Erzbiichöfliche 
Gnaben mir binnen ber gedachten Frift Feine oder nicht bie gemünjchte Erflärung zu: 
gehen laſſen möchten, ich gendthigt fein werde, in Gemäßheit des F 26 bed alle 
girten Geſetzes bei dem Föniglichen Gerichtöhofe jür Firchliche Angelegenheiten zu 
Berlin die Einleitung des Verfahren? auf Amtsentlafjung gegen Hochdieſelben in An: 
trag zu bringen. 

Der Oberpräfident der Provinz Pojen. 
(ge3.) Günther.” 


114) Autwort des Erzbifchofs vom 25. November 1873. 


„Wenngleih Euer Hochmohlgeboren Schreiben vom 24. d. M. Nr. 22 mid mit 
tiefem Schmerze erfüllt hat, weil dasielbe der Norbote neuer Bedrängniſſe ber Tatholi- 
fen Kirche in meinen beiden Erzbiöcefen ift, wie auch fcehmerer Leiden und Kränkungen 
für bie meiner oberhirtlichen Obhut anvertrauten Gläubigen, fo ift basfelbe dennoch 
mir durchaus nicht überrafchend und unerwartet gefommen. Seitdem die Königl. Staats- 
regierung in den dem Scepter Sr. Majeftät unjeres Allergnädigften Kaiſers und Herm 
untergebenen Landen den Kampf gegen bie fatholifche Kirche begonnen bat, babe id 
nur zu oft Gelegenheit gehabt, mich zu überzeugen, daß die Negierungdorgane von bem 
Weſen des heiligen Glaubens, zu dem wir Katholifen uns befennen, ein klares Ber: 
ſtändniß nicht befigen, noch auch zu erfaffen vermögen, welche Pflichten dieſer Glaube 
feinen Belennern auferlegt. Nur fo läßt es fih erflären, daß Euer ꝛc. in dem mir 
vorliegenden Schreiben an mid die Aufforberung zur Nieberlegung meines erzbifchäfs 
lichen Amtes richten und, wenn binnen acht Tagen eine zuftimmenbe Erklärung nicht 
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erfolgen folte, meine Amtsentlafjung bei dem Königl. Gerichtshofe zu Berlin zu bean- 
tragen für unerläßlich erachten. 

Das bijchöfliche Amt Habe id mit ben daran gefnüpften Rechten unb Pflichten 
von Gott burch bie Hände feines fichtbaren Stellvertreter auf Erben überfommen; 
fraft biefer mir von Gott felbft verliehenen Gewalt („Spiritus sanctus posuit Episco- 
pos regere Ecclesiam Dei“) regiere ich denjenigen Theil der Kirche, welchen der Heilige 
Bater mir angewiejen bat. Keine weltliche Macht ift baher im Stanbe, dieſe Miffion 
wir zu entziehen. Allerbing3 kann materielle Gewalt dem katholiſchen Biſchof die Er- 
füllung feiner erhabenen Pflichten unmöglich machen und ihn an der Wahrnehmung 
der ihm zuftehenben Rechte hindern, nimmermehr aber ihn feines bifhöflichen Amtes in 
Wirklichkeit entfegen, denn die firchliche, von Gott den Seelenhirten verliehene Gewalt 
kann von den Menſchen nicht vernichtet werben. 

Bon meiner Amtdentjegung durch irgendwelchen Staatsgerichtshof Tann fonad) 
feine Rebe fein, und jeder derartige Verfuch wird vor Gott, im Angefidhte der Kirche 
unb ber ganzen Fatholifchen Welt ohne Bedeutung fein. Ich würde eben nur materiell 
an ber Erfüllung -meiner Obliegenheiten und an ber Ausuübung meiner Rechte gehindert 
werben Fönnen, nichtöbeflomweniger aber würden biefe Rechte unverfürzt und in ihrem 
vollen Umfange auch ferner fortbeftehen und mir verbleiben, wie mich Fein Gerichtähof 
von der Erfüllung der mir obliegenben biſchöflichen Pflichten entbinden Tann. 


Anlangend die freimillige Nieberlegung meiner erzbifchöflichen Würbe, fo könnte 
zwar eine folche unter Umftänden mit ausdrüdlicher Genehmigung des Heiligen Vaters 
ftattfinden. Ich darf inbeffen wohl bie beitimmte Erwartung ausſprechen, dag Em. ꝛc. 
und die Königl. Staatsregierung mich und meine Sefinnung zur Genüge kennen, um 
feinen Zmeifel darüber auffommen zu laffen, daß ich ed als eine Schmach eradten 
würbe, unter den gegenwärtigen Verhältniffen einen folden Schritt zu thun. Fürwahr, 
durchaus unwürdig wäre ich der erhabenen Stellung, zu welcher mich Gott in feiner 
Erbarmung zu berufen die Gnade gehabt Hat, wenn Ich meine Heerbe freiwillig in dem 
Augenblide im Stiche laſſen wollte, in welchem fie in Gefahr fteht, eine Beute bes Un- 
glaubens, der Härefie und de Schisma zu werben. Meine Pflicht iſt es, die geiftlichen 
Güter meiner Diöcefanangehörigen zu mwahren und zu vertheidigen, nicht aber, wenn 
Leiden jeglicher Art und felbft Berluft des Lebens drohen, freimillig zurüdgumeichen und 
den Mühfeligfeiten und Gefahren mich zu entziehen. „Bonus pastor animam suam 
dat pro ovibus suis, mercenarius autem et qui non est pastor, videt lupum ve- 
nientem et dimittit oves et fugit.“ 

Dieß find meine Erflärungen , welche ich in Bezug auf bie mir zugemutbete frei- 
willige Refignation, mie auch auf die angebrohte Entfegung von meinem erzbifchöflichen 
Amte abzugeben mich verpflichtet gehalten habe. Obſchon ich eine eingehende Erörte⸗ 
rung ber fpeciellen, in dem Schreiben vom 24. d. enthaltenen Punkte aus bem Grunde 
für überflüffig erachte, weil biefelben bereit8 zur Genüge meinerjeit3 beantwortet worden 
find, fo will ich dennoch unter Bezugnahme auf Em. ıc. Ausführungen folgenbe kurze 
Bemerkungen beifügen. 

Em. x. führen einige meiner oberhirtlichen Amtshandlungen aus ber Zeit vom 
September vorigen Jahres bis zum heutigen Tage auf und finden in benfelben einen 
außreihenden Grund, die am Schluffe des Schreibens enthaltene, ganz eigenthümliche 
Aufforderung an mich zu richten. Ich für meine Perfon würbe es niemals gewagt 
haben, biefe Einzelheiten zufammenzuftellen, da biefelben von ber gemifienhaften Ver: 
waltung meines bifchöflicden Amtes Zeugniß geben. Sie find eine Frucht ber Gnade 
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Gottes, welche ben ſchwachen Kräften beB Menſchen bie notgwenbige Stärke verlel 
und zur treuen Erfüllung ber oft ſchweren Standespflichten mitwirkt. IH Bin bei 
Ew. x. für dad Anerfenntniß meiner Treue gegen Gott unb gegen bie Bi 
ſchriften feines heiligen Geſetzes zum Danke verpflichtet. Gin gleiches, und zwar eben 
wohlverbientes als überaus ehrenvolleß Zeugniß geben Ew. ꝛc. meiner gefammten Gel 
lichkeit und allen meiner oberhirtlicden Sorge anvertrauten Gläubigen. Diele in eine 
amtlichen Schreiben von Hochbenfelben ausgeſprochene Kundgebung wird bem Ken 
und den Gläubigen meiner beiden Erzbiöcefen vor ber ganzen katholiſchen Welt zu 
Ruhme gereihen, ba von dem erfteren nur Zwei fich gefunden haben, welche ihr: 
Glauben, und bieß vielleicht auch nur ohne volle Erkenntniß ihres Schritteß, verläugn 
haben, während unter den Gläubigen weltlichen Standes, wie ih zu Gott hoffe, fi 
ebenfalls kaum mehr finden möchten, welche Gott und feiner heiligen Kirche bie Tre 
gebrochen haben bürften. 

Allerdingd nehmen Em. ꝛc. in ber Beurtheilung diefer Thatfachen einen anbeı 
Standpunkt ein und erachten basjenige für ein Vergehen, was bem glaubenstrem 
katholiſchen Chriften vor Gott und ben Menfchen einen befondern Abel verleiht; ab 
Hochbeflen abweichende Anfiht vermag an dem Weſen der Sache jelbit nichts zu änber 
Sind body ſchon in ben eriten Jahrhunderten der hriftlicden Kirche von den heidniſche 
Behörden diejenigen ber Auflebnung gegen die ftaatlihe Gewalt beichulbigt und a 
Aufrührer behandelt worden, welche dem Katjer gegeben, was des Kaiſers ifl, aber vı 
Allem Gott, was Gottes if. Es iſt beklagenswerth, daß auch heute wieberum aı 
Grund für mich unerflärbarer Schlüffe Em. ꝛc. und Katholiken als gefährlih für d 
flaatlide Orbnung erachten, weil wir, um unfere Seelen von bem emigen Verberbi 
zu retten, unfere Pflichten gegen Gott und feine heilige Kirche zu verlegen uns behar 
lich weigern. 

No in einem andern, nicht minder erheblichen Punkte irren fid Ew. ıc., inde 
Hochdieſelben die Seitend ber Geifilichkeit und der Gläubigen troß bed auf fie geübte 
unerhörten Drudes und aller gegen fie ergriffenen empfindlichen Strafmaßregeln b 
kundete treue Anhänglichkeit an ben Satzungen unjerer heiligen Kirche unb ihr une 
ſchütterliches pflichtmäßiges Verhalten als eine Wirkung meines Einfluffes unb bi 
Geltendmachung meiner erzbiihöfligen Autorität zu bezeichnen belieben. Dieſe Anfid 
ift zweifellos eine unberechtigte. Das Verhalten des Klerus und der Erzblöcefanen 1 
vielmehr eine Frucht der Gnabenfülle und ber Barmherzigkeit Gottes, benn web 
menſchliches Beiſpiel no Aufmunterung und Mahnung irgendwelcher Art können 
erbabene Wirkungen bervorbringen; nur allein Gott der Herr vermag bieß, von be 
gefchrieben ſteht: „Infirma mundi elegit Deus, ut confundat fortia.* 

Vofen, den 25. November 1873. 

Der Erzbifhof von Gneſen und Pofen. 
(gez.) Miecislaug.“ 


115) Allgemeine Verfügung, betreffend die in Unterfuchungsfachen gege 
Geiſtliche und Candidaten des geiftlichen Amtes zu machenden 
Mittheilungen. Dom 5. December 1873. 


„Rad ber allgemeinen Verfügung vom 12. Juni d. J. haben bie Beamten bi 
GStaatsanwaltfcheft von allen gegen Geiſtliche und Candibaten bes geiſtlichen Umtı 
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wegen Verbrechen ober Bergehen eingeleiteten Unterſuchungen, wenn bas Verbrechen 
über Vergehen malt Juchthaus, mit bem Verlufte ber Ehrenteite ober ber Öffentlichen 
Aemter oder mit Unfäpigtelt zur Beklelbung öffentlicher Aemter bebroßt if, bem Ober: 
yräfıbenten ber Provinz Mittheilung zu machen. 

Es erſcheint angemeſſen, biefe Benachrichtigung auch auf alle in bem betreffenden 
Verl gegen Geiſtliche und Ganbibaten bes geiftlihen Amtes auf Grund ber Geſetze 
som 11., 12. unb 18. Mai d. I. (Geſetz ; Samml. S. 101, 198, 206) erfolgenben Ver⸗ 
urtbellungen auszubehnen, und haben bie Beamten ber Staatsanwaltſchaft hiernach 
A verfahren 


Berlin, 5. December 1878. 
Der Juſtiz⸗Miniſter. 


Leonbarbt, 
Un ſaͤmmtliche Beamte ber Staatsanwaltſchaft.“ 


116) Königliche Verordnung , betreffend die Vereidigung der katholiſchen 
Bischöfe (Erzbifchöfe, Furſtbiſchöfe) in der preußifchen Monarchie. 
Dom 6. December 1873. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verorbnnen für ben 
Umfang unferer Monarchie, was folgt: 

Einziger Paragraph. Die katholiſchen Bifchöfe (Erzbifchdfe und Fürſtbiſchöfe) 
Baben fortan, bevor fie die ſtaatliche Anerkennung erhalten, Uns folgenben @ib 
an leiften: 

Ich N. N. ſchwöre einen Eid zu Gott dem Allmädtigen und Allwiffenden unb 
auf das heilige Evangelium, daß, nachdem ich zu ber Würbe eines katholiſchen Biſchofs 
(Erzbiſchofs, Fürſtbiſchofs) erhoben worben bin, Ih Sr. Königl. Majeftät von Preußen 
N. und Allerhöchſtdeſſen rechtmäßigem Nachfolger in ber Regierung als meinem Aller 
gnäbigften König und Landesherrn unterthänig, treu, geborfam und ergeben fein, Aller⸗ 
Höchftbefien Beftes nach meinem Vermögen befördern, Schaden und Nachthell aber vers 
hüten, bie Geſetze des Staates gewiſſenhaft beobachten und befonbers dahin fireben 
wil, daß In ben Gemüthern ber meiner biſchöflichen Leitung anvertrauten Geiſtlichen 
und Gemeinden die Gefinnungen ber Ehrfurcht und Treue gegen ben König, bie Liebe 
zum Vaterlande, der Gehorfam gegen bie Geſetze und alle iene Tugenden, bie in bem 
Ehriften den guten Unterthan bezeichnen, mit Sorgfalt gepflegt werben, unb daß id 
nicht dulden will, daß von ber mir untergebenen Geiſtlichkeit im entgegengefeßten Sinn 
gelehrt oder gehandelt werbe. . 

Insbeſondere gelobe ich, daß ich Feine Gemeinſchaft ober Verbindung, fel es inner 
halb ober außerhalb des Landes, unterhalten will, welche ber öffentlichen Sicherheit 
gefährlich fein Tönnte; auch will ih, wenn ich erfahren follte, daß Irgendwo Anfchläge 
gemacht werben, die zum Nachtheile des Staates gereichen Fönnten, hiervon Sr. Mejes 
fät Anzeige machen. 

Alles dieſes ſchwöre ich, fo wahr mir Bott helfe und fein heiliges Evangelium. Amen. 

Gegeben Berlin, 6. December 1878. 

(L. 8.) Vilheim. 
Camphauſen. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. Fall. v. Ramete 
Dr. Achenbach.“ 







Gottes, welche ben ſchwachen Kräften bei Menſchen bie notfwenbige Stöcke weil 
und zur treuen Erfüllung ber oft ſchweren Stanbespflichten mitwirki. Ich Bir; 
Ew. x. für dad Anerkenntniß meiner Treue gegen Bett unb gegen: lie 
ſchriften feines heiligen Geſetzes zum Danke verpflichtet. Ein gleichen, und zwar‘ 
wohlverbientes ala überaus ehrenvolles Zeugniß geben Ew. ıc. meiner gefawmten: 
lichteit und allen meiner oberhirtlichen Sorge anvertrauten Gläubigen. Diefe im. 
amtlichen Schreiben von Hocbenfelben ausgeiprochene Kundgebung wirb bem 
und den Gläubigen meiner beiben Erzbiöcefen vor ber ganzen katholiſchen Melt 
Ruhme gereihen, ba von dem eriteren nur Zwei fich gefunden haben, welche 
Slauben, und bieß vielleicht auch nur ohne volle Erkenntniß Ihres Schritteß, 
haben, während unter ben Gläubigen weltliden Standes, wie ich zu @ott 
ebenfalls faum mehr finden möchten, weldde Gott und feiner heiligen Kirche bie Treue 
gebrochen haben bürften. 

Allerdings nehmen Ew. zc. in ber Beurthellung biefer Thatſachen einen anders 
Standpunkt ein und erachten dasjenige für ein Vergehen, was dem glaubenBtress 
katholiſchen Chriſten vor Gott und ben Menſchen einen befonbern Abel verleigt; aber 
Hochdeſſen abweichende Anfiht vermag an dem Weſen ber Sache felbft nichts an Anbern. 
Sind doch ſchon in ben erfien Jahrhunderten ber chriſtlichen Kirche von ben beibnifden 
Behörben biejenigen ber Auflehnung gegen bie ftaatlicde Gewalt beſchuldigt und al 
Aufrührer behandelt worden, weldhe dem Katjer gegeben, was bed Kaiſers ift, aber vor 
Allem Gott, was Gottes iſt. Es iſt beklagenswerth, daß auch heute wieberum auf 
Srund für mich unerflärbarer Schlüffe Ew. ꝛc. uns Katholiken als gefährlich für bie 
ftaatlidde Ordnung erachten, weil wir, um unfere Seelen von bem ewigen Verderben 
zu retten, unjere Pflichten gegen Gott und feine heilige Kirche zu verlegen und beharts 
lich weigern. 

Noch in einem andern, nicht minder erheblichen Punkte irren fi Em. ꝛc., indem 
Hochbieſelben die Seitens der Geifllichkeit unb ber Gläubigen troß des auf fie geübten 
unerhörten Drudes und aller gegen fie ergriffenen empfindlichen Strafmaßregeln bes 
kundete treue Anhänglicgleit an den Satungen unferer heiligen Kirche und ihr uner⸗ 
f&gütterliches pflichtmäßiges Verhalten als eine Wirfung meines Einfluffes unb ber 
Geltendmachung meiner erzbiihöflichen Autorität zu bezeichnen belieben. Dieſe Anfit 
iſt zweifellos eine unberechtigte. Das Verhalten des Klerus und ber Erzdiöceſanen If 
vielmehr eine Frucht ber Gnadenfülle und der Barmherzigkeit Gottes, denn weber 
menfchlicdes Beiſpiel no Aufmunterung und Mahnung irgendwelcher Art können fo 
erhabene Wirkungen hervorbringen; nur allein Gott der Herr vermag bieß, von bem 
geſchtieben ſteht: „Infrma mundi elegit Deus, ut confundat fortia.* 

Bofen, ben 25. November 1873. 





Ahr 


Der Erzbifhof von Gnefen und Bofen. 
(gez.) Miecislaus.” 


115) Allgemeine Verfügung, betreffend die in Unterfuchungsfacpen gegen 
Geiftliche und Kandidaten des geifllihen Amtes zu machenden 
Mittheilungen. Vom 5. December 1873. 


„Ra ber allgemeinen Verfügung vom 12. Juni b. 3. haben bie Beamten ber 
Staatsanwaltfchaft von allen gegen Geiftlide und Candidaten des geiſtlichen Amtes 


— 213 — 


gen Verbrechen ober Vergehen eingeleiteten Unterfuchungen, wenn das Verbrechen 
ber Vergehen mit Zuchthaus, mit bem Verlufte der Ehrenrechte ober ber öffentlichen 
emter ober mit Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter bedroht if, dem Ober: 
wäfidenten ber Provinz Mittheilung zu machen. 

Es erſcheint angemeſſen, diefe Benachrichtigung auch auf alle in dem betreffenden 
zezirk gegen Geiftliche und Kandidaten bes geiftlichen Amtes auf Grunb ber Geſetze 
om 11., 12. und 13. Mai b. J. (Geſetz-Samml. S. 191, 198, 205) erfolgenden Ver: 
whellungen auszubehnen, und haben bie Beamten ber Staatsanwaltſchaft hiernach 
u verfahren. 

Berlin, 5. December 1873. 

Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Leonhardt. 
In ſämmtliche Beamte der Staatsanmwaltfchaft.“ 


16) Königliche Verordnung, betreffend die Vereidigung der katholifchen 
Giſchoſe (Erzbifchöfe, Fürftbifchöfe) in der preußiſchen Monarchie. 
Dom 6. December 1873. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., verorbnnen für ben 
mfang unſerer Monardie, mas folgt: 

Einziger Paragraph. Die katholiſchen Biſchöfe (Erzbifchöfe und Fürſtbiſchöfe) 
ben fortan, bevor fie die fiaatlihe Anerkennung erhalten, Und folgenden &ib 
leiften : 

Ich N. N. ſchwöre einen Eid zu Gott dem Allmäcdtigen und Allmiffenden und 
f das heilige Gvangelium, daß, nachdem ich zu ber Würde eineß katholiſchen Biſchofs 
rzbiſchofs, Fürſtbiſchofs) erhoben worden bin, ih Sr. Königl. Majeftät von Preußen 
und Allerhöchſtdeſſen rechtmäßigem Nachfolger in ber Regierung als meinem Aller: 
äbigften König und Landesherrn unterthänig, treu, gehorfam und ergeben fein, Allers 
ftdeflen Beites nach meinem Vermögen befördern, Schaben und Nachtheil aber vers 
ten, bie Gefeße des Staates gemilfenhaft beobachten und beſonders dahin fireben 
U, daß in den Gemüthern ber meiner biihöflichen Leitung anvertrauten Geiftlicden 
b Gemeinden die Gefinnungen ber Ehrfurcht und Treue gegen den König, bie Liebe 
n Baterlande, der Gehorſam gegen die Geſetze und alle jene Tugenden, bie in bem 
riften den guten Unterthan bezeichnen, mit Sorgfalt gepflegt werben, unb daß id 
bt bufben will, daß von ber mir untergebenen Geiftlichfett im entgegengeſetzten Sinn 
ehrt oder gehandelt werde... 

Insbeſondere gelobe ich, daß ich Feine Gemeinſchaft oder Verbindung, fei e8 inner: 
[b oder außerhalb bed Landes, unterhalten will, welche ber öffentlichen Sicherheit 
ährlich fein könnte; auch will ih, wenn ich erfahren follte, daß irgendwo Anfchläge 
nacht werben, bie zum Nachtheile des Staates gereichen könnten, hiervon Sr. Maje- 
t Anzeige machen. 

Alles dieſes ſchwöre ich, fo wahr mir Gott helfe und fein heilige Evangelium. Amen. 

Gegeben Berlin, 6. December 1873. 

. 8.) Wilhelm. 
Samphaufen., Graf zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Dr. Achenbach.“ 
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117) Ans dem Gefeh über die Beurkundung des Perfouenfandes und die 
Sorm der Ehefchließung vom 9. März 1874. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x., verorbnen mit Se 
flimmung beider Häufer des Landtages für ben Umfang der Monardhie, mit Unsnahme 
des Bezirks bes Appellations:Gerichtshofes zu Köln unb beB Gebietes ber ehemaligen 
freien Stabt Frankfurt a. M., was folgt: 


Erfter Abſchnitt. Allgemeine Beſtimmungen. 


F 1. Die Beurkundung ber Geburten, Heirathen und Gterbefälle erfolgt an 
ſchließlich durch bie vom Staate beftellten Standesbeamten mittel Eintragung in dk 
dazu beftimmten Regifter. 

F 2. In den Stabtgemeinden finh bie Geſchäfte des Standeßbeamten von den 
Bürgermeifter wahrzunehmen... .. 

5 3. In ben Landgemeinden erfolgt die Abgrenzung der Stanbesbezirke und bie 
Beſtellung der Stanbesbeamten auf Vorichlag bed Kreisausſchuſſes, unb wo ein Kreiße 
ausſchuß nicht befteht, nach Anhörung ber Bemeinbebehörben durch ben Oberpräß 


Dritter Abſchnitt. Von der Form der Eheſchließung unb ben 
Heirathsregiſtern. 


F 24. Innerhalb bes Geltungsbereiches dieſes Geſetzes kann eine bürgerlich gül⸗ 
tige Ehe nur in der durch das Geſetz vorgeſchriebenen Form geſchloſſen werden. Die 
religidjen Feierlichkeiten dürfen erſt nach Schließung ber Ehe vor dem Standesbeam⸗ 
ten ſtattfinden. 

F 25. Für den Abſchluß der Ehe iſt der Standesbeamte zuſtändig, in deſſen 
Bezirk einer der Verlobten feinen Wohnſitz bat oder fi gewöhnlich aufhält.... Ein 
nach ben Vorſchriften dieſes Geſetzes geichloffene Ehe kann nicht auß bem Grund an 
gefochten werben, weil ber Stanbesbeamte, welcher zu beren Abſchluß mitgewirkt, nich 
ber zuflänbige geweſen ifl..... 

F 237. Der Schließung ber Ehe fol ein Aufgebot vorbergehen. Für bie Anorb 
nung besfelben ift jeder Stanbesbeamte zuftänbig, vor welchem nad F 25 Abf. 1 bi. 
Ehe geſchloſſen werben Tann. 

$ 81. Kommen Ehehinberniffe zur Kenntniß bed Stanbesbeamten, fo bat er bi. 
Schließung ber Ehe abzulehnen. 

Einſprachen, welche fi auf andere Gründe flügen, hemmen bie Schließung be 
Ehe nidt. 

F 88. Eine Befreiung vom Aufgebot kann in allen Fällen durch königliche Dis 
penſation erfolgen..... 

F 85. Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß bie Verlobten in Gegenwart vor 
zwei Zeugen vor dem Standesbeamten perſoͤnlich ihren Willen erklären, bie Ehe wi 
einanber eingeben zu wollen, daß biefe Erflärung vom Stanbesbeamten in das Heirat 
regifter eingetragen unb daß bie Eintragung von ben Verlobten und pem Standesbeamten 
vollzogen wird. 

F 88. Iſt eine Ehe getrennt, für ungültig ober nichtig rt worben, fo ba 
das Ghegericht zu veranlafien, daß bieß auf Grund einer mit ber\ Befcheinigung be 
Rechtskraft verjehenen Ausfertigung des Urtheil am Rande ber Hflrathsurtunde ver 
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Stiebenter Abſchnitt. Schlußbeſtimmungen. 


5 58. Den mit ber Führung ber Kirchenbücher und Standesregiſter bisher betraut 
seweienen Behoͤrden und Beamten verbleibt die Berechtigung und Verpflichtung, über 
die Bis zur Wirkſamkeit dieſes Geſetzes eingetretenen Geburten, Heirathen unb Sterbe: 
fälle Atteſie zu ertbeilen. 

F 54. Ein befonderes Geſetz wird die Vorbebingungen, die Quelle und bad Maß 
ber Entſchädigung derjenigen Geiſtlichen und Kirchendiener beftimmen, welche nachweis⸗ 
li in Folge des gegenwärtigen Geſetzes einen Ausfall in ihrem Einkommen erleiden. 

23 zum Erlaß dieſes Geſetzes erhalten die zur Zeit der Emanation bes vorliegens 
den Geſetzes im Amte befindlichen Geiftlicden und Kirchendiener für ben nachweislichen 
Ansfel an Gebühren eine von dem Minifter ber geiftlichen, Unterrichtz⸗ und Mebicinals 
Angelegenheiten und bem Finanzminifter feſtzuſetzende Entſchädigung aus ber Staatskaſſe. 

5 55. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. October 1874 in Kraft. 

G 56. Alle diefem Gefege entgegenftehenden Vorfchriften treten außer Kraft. Ein 
Gleiches gilt von den Beflimmungen, welche die Schließung einer Ehe wegen Verfchieben- 
beit des Religionsbekenntniſſes verbieten und welche eine ſtaatliche Einwirkung auf bie 
Vollziehung ber Taufe anordnen. 

6 57. Die Minifter des Innern und ber Juſtiz haben bie zum Vollzug dieſes 
Geſetzes erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenen Unterjchrift und beigebrudtem Katferlichen 





Infiegel. 
Gegeben Berlin, 9. März 1874. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismard, Camphauſen. Graf zu Eulenburg Leonhardi. 
Tall. v. Kameke. Achenbach.“ 


118) Schreiben Sr. Aajeſtät des dentſchen Kaiſers an Lord Ruſſell 
vom 18. Februar 1874. 


„Lieber Graf Ruſſell! 

Das Schreiben Eurer Herrlichkeit vom 28. v. M. iſt Mir mit den Reſolutionen 
ber großen Verſammlungen in London und mit den Berichten Meines Botſchafters über 
ben Verlauf der leßteren zugegangen. 

Ich danke Ihnen aufrichtig für biefe Mittheilung und für ben fie begleitenben 
Ausdrud Ihrer perjönlicden Gefinnung. 

Mir liegt die Führung Meines Volkes in einem Kampfe ob, welchen ſchon frühere 
beutiche Kaiſer Jahrhunderte hindurch mit wechſelndem Glüde gegen eine Macht zu 
führen gehabt haben, beren Herrichaft fich in feinem Lande der Welt mit bem Frieben 
und ber Wohlfahrt der Völker verträglich erwiefen bat, und beren Sieg in unjern 
Zagen bie Segnungen ber Reformation, die Gewiſſensfreiheit und bie Autorität ber 
Geſetze nicht bloß in Deutichland in Frage fielen würde. 

IH führe diefen Mir aufgedrungenen Kampf in Erfüllung Meiner Föniglidden 
Pfliten und in feſtem Vertrauen auf Gottes fiegbringenden Beiftand, aber. au in 
bem Geifte ber Achtung vor bem Glauben Anderer unb ber evangelifchen Dulbjamteit, 
welden Meine Borfahren bem Rechte und der Verwaltung Meiner Staaten aufgeprägt 
haben. Auch bie neueften Geſetzvorlagen Meiner Regierung taften bie katholiſche Kirche 
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und bie freie Religionsübung ihrer Belenner nicht an; fie geben nur ber 
keit des Landes und feiner Gefebgebung einige ber Bürgichaften, welche in vielen anberu 
Länbern ſeit Iange befiehen und in Preußen früher befanden, ohne von @elten ber 
römischen Kirche für unverträgli mit ihrer freien Religionsübung gehalten zu werben; : 
Ich war gewiß und freue Mich, daß Ihre Kundgebung es Mir bezeugt, dab Mir 
in biefem Kampfe bie Sympathien bes engliſchen Volkes nicht fehlen wärben, mit welchem 
Mein Bolt und Mein koͤnigliches Haus fett ber Zeit Wilhelm$ von Oranien durch bie: 
Erinnerung an fo manche gemeinfam beftanbene ſchwere unb ehrenvolle Kämpfe ſich 
verbunden wiſſen. 
Ich bitte Sie, dieſes Schreiben mit Meinem aufrichtigen Dauke zur Kenutnig 
der Herren bringen zu wollen, welche die Refolutionen unterzeichnet haben, unb verbleie 
Eurer Herrlichkeit wohlgeneigtefter or 

Wilhelm. 





Berlin, 18. Februar 1874.“ 


119) Gefeh, betreffend die Verhinderung der unbefugten Ausübung ven 
Rirchenämtern. Dom 4. Mai 1874. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben Deuticher Kalfer, König von Preußen ꝛc., 
verorbnen im Namen des Deutichen Reiches, nad erfolgter Zuftimmung bed Bundes⸗ 
raths unb des Reichstags, was folgt: 

F 1. Einem Geiſtlichen oder anderen Religionsdiener, welcher durch gerichtliches 
Urtheil aus ſeinem Amte entlaſſen worden iſt und hierauf eine Handlung vornimmt, 
aus welcher hervorgeht, daß er die Fortdauer des ihm entzogenen Amtes beanſprucht, 
kann durch Verfügung der Landespolizeibehörde der Aufenthalt in beſtimmten Bezirken 
ober Orten verſagt ober angewieſen werden. 

Beſteht die Handlung desſelben in ber ausdrücklichen Anmaßung des Amtes, ober 
in ber thatſächlichen Ausübung desſelben, oder handelt er ber gegen ihn ergangenen 
Verfügung der Landespolizeibehörde zumiber, fo kann er feiner Staatsangehsörigkeit durch 
Verfügung der Gentralbehörbe feines Heimathsſtaats verluftig erflärt und aus dem 
Bunbeßgebiete ausgewleſen merben. 

F 2. Die Vorfchriften des F 1 finden auch auf diejenigen Perfonen Anwendung, 
welche wegen Vornahme von Amtshandlungen in einem SKirchenamte, das ben Bor: 
ſchriften ber Staatsgeſetze zumwiber ihnen übertragen, ober von ihnen übernommen tft, 
vechtsfräftig zu Strafe verurtheilt worden find. 

6 3. In der Verfügung ($$ 1, 2) find die Gründe ber angeorbneten Mafregel 
anzugeben. 

Behauptet der Betroffene, daß er die ihm zur Laft gelegten Handlungen nicht bes 
gangen habe, oder daß biefelben den im $ 1 bezeichneten Thatbeftand nicht enthalten, 
fo fteht ihm binnen acht Tagen nach Zuftellung ber Verfügung bie Berufung auf rich⸗ 
terliches Gehör offen. 

Zuftändig tft in denjenigen Bunbesftaaten, in welchen ein aus ftänbigen Mit 
gliedern zufammengefetster befonberer Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten befteht, 
biefer Gerichtshof; in ben übrigen Bundesſtaaten das höchſte Gericht für Strafſachen. 

Das Gericht entſcheidet, ob ber Berufende eine ber tm F 1 bezeichneten Hands 
Iungen begangen bat. Wird feftgefellt, daß feine Hanblung vorliegt, auf Grund deren 
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Defes Geſetz bie angefochtene Verfügung für zuläffig erflärt, fo ift bie letztere burch bie 
morbnende Bebörbe aufzuheben. 

Die Berufung muß von bem Berufenben in gerichtlich ober notartell beglaubigter 
Form unterzeichnet und dem zuftändigen Gericht eingereicht werben. 

Für das Verfahren fommen die bei bem zuſtändigen Gericht geltenden Vorſchriften 
zur Anwendung. Crforberliche Abänberungen und Ergänzungen berfelben werben bis 
‚gar geſetzlichen Regelung durch dad Gericht fefigeftellt. Die für ben Fortgang de Ver⸗ 
ſahrens geſetzlich vorgefchriebenen Friſten können nah Ermeſſen bes Gerichts abge 
Hirt werben. 

Die Berufung Hält die Vollſtreckung der angefochtenen Verfügung nur bann auf, 
wenn bie letztere ben Verluſt ber Staatsangehörigkeit ausgeiprochen hat. In bielem 
Selle kann dem Berufenden bis zur richterlicden Entſcheidung der Aufenthalt in bes 
Mumten Bezirken oder Orten verfagt oder angewieſen werben. 

$ 4. Berfonen, welche nad ben Vorſchriften biefes Geſetzes ihrer Staatsangehörige 
keit in einem Bunbesftaate verluftig erflärt worden find, verlieren biefelbe auch in 
jedem anderen Bundesftaate und können ohne Genehmigung bed Bunbesraths in keinem 
Bundesftaate die Staatdangehörigkeit von Neuem erwerben. 

6 5. Perfonen, welche wegen Vornahme von Amtshanblungen in einem Kirchen: 
emte, das den Staatögejegen zuwider ihnen übertragen ober von ihnen übernommen 
iſ, zur Unterſuchung gezogen werden, kann nad) Eröffnung ber gerichtlichen Unterſuchung 
buch Verfügung ber Landbespolizeibehörde bis zur rechtskräftigen Beendigung bes Vers 
fahrens ber Aufenthalt in befiimmten Bezirken oder Orten verfagt werben. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfärift und beigedrudtem Kaifers 
lichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, 4. Mai 1874. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Biſsmarck.“ 


120) Erlaß der königlichen Regierung zu Koblenz vom 12. Jannar 1874 
gegen Unterbrechungen der Schule durch Beichten, Meſſe⸗ 
dienen n. dergl. 


„Koblenz, den 12. Januar 1874. 


Es if ung zur Anzeige gebracht worben, daß häufige Unterbredungen bed 
Schulunterrichts dadurch Herbeigeführt werden, daß bie Kinder während ber Zeit 
Der lehrplanmäßigen Unterrihtäftunden von den Geiftlicden zur Beichte gezogen ober 
As Mefjebiener im Gottesdienfte, bei der Spendung bed heiligen Abendmahls an Kranke 
Und bei Leichenbegängniffen benützt werben ober fi mit dem Xehrer an ben letzteren 
Als Leichenbegleitung betheiligen.. Wir veranlaffen Sie, binnen drei Wochen zu bes 
Tichten, ob dies auch betreff der Schulen des bortigen Bezirks zutrifft, bezw. ob Vers 
Qnlafjung zu einer befonberen Anordnung vorliegt, durch welche die Dispenſation von 
Säultindern vom Schulunterricht zu Zwecken ber angegebenen Art unterfagt wird, 


Königliche Regierung, Abtheilung bes Innern. 
Binde” 
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121) Verfügung der königlichen Regierung von Koblenz vom 4. Februar 1874, 
betreffend die wirkfame Ausfchliefung der maigefehwidrig an- 
geftellten Geiftlichen vom Zeligionsunterricht im dem 
Schulen. 


„Mit Rüdfiht darauf, dag mehrfach Anfragen an und gerichtet worben find, wi. 
e8 bezüglich ber Ausführung bed Oberpräfibialerlaffes vom 2. December v. J. Rr. 9128 
zu halten fei, welcher die Zulaffung von Geiftlichen, welche ben Beſtimmungen bi: 
Gefeges vom 11. Mai 1873 zumiber angeftellt worden find, zur Ertheilung beB eb 
gionsunterrichts in den Öffentlichen Schulen verbietet, beflimmen wir hiermit Folgenbei: 
Wenn wir auch einerfeitS erwarten müſſen, baß, wenn ſolche gejegwibrige Anflekung 
erfolgt, der betreffende Kreis: reſp. Localidhulinfpector bemüht fein wirb, ben Raatiif 
nit anerkannten und deßhalb zur Ertheilung von Religionsunterricht nicht befugten 
GSeiftlicden in geeigneter Weile von dem Verſuch abzuhalten, den getroffenen Anorbnunges 
Troß zu bieten und dadurch zu bebauerlicden Mafregeln Veranlaffung zu geben, fe 
zwingt und boch andererfeitö der Umitand, dag erfahrungsmäßig derartige Verſuche 
mehrfach fiattgefunben haben, folchen Unweſen mit Nachdruck entgegenzutreten. 


Wir haben bemgemäß bie Verwaltungsbehörben angemiejen, bie Lehrer anzus 
halten, von ſolchen Amtsübergrifien ftaatlich nicht anerkannter Geiftliden auf dem Ges 
biete der Schule bei Vermeidung disciplinariſcher Ahndung dem betrefienden Bürgers 
nieifter jedesmal Anzeige zu machen, und wird bie Rocalpolizeibehörbe ſich nicht darauf 
beichränten, die Beitrafung bes Geiftlichen herbeizuführen, ſondern fie wird aud) geeig- 
nete Maßregeln treffen, um mit ben ihr zu Gebote ftehenden Organen ber polizeilichen 
Erecutive derartige Uebergrifie thatſächlich zu vereiteln. 


Die Lehrer find daher mit Anmeifung dahin zu verfehen, daß, wenn ein flaatlid 
nicht anerkannter Geiftlicher in ber Schule ericheint, um Neligionsunterricht zu ertbeilen, 
fie denfelben auf das erlaſſene Verbot aufmerffam maden und, falls dieſer Vorhalt 
nicht fruchtet, dem betrefienden Drt3vorftande, als dem am Ort befindlichen Organ ber 
Erecutive, Anzeige zugehen laffen, welcher demnächft das Weitere wahrzunehmen baben 
wird. In feinem Falle aber bat der Lehrer die Schule dem Geiftlihen zu räumen, unb 
bat berfelbe nöthigenfal8 durch Entlaffung der Shulfinder Weiterem vor 
zubeugen. Anbererfeit3 bedingt aber die Ausſchließung ber nicht gejegmäßig ange: 
ftellten Geiſtlichen, daß für die Ertheilung des Religiondunterriht3 in anberer Weiſe 
geforgt werbe, und da die Lehrer unzweifelhaft verpflichtet find, hierbei Aushülfe zu 
leiften, fo find die dieſerhalb erforberligden Anordnungen fettens der Kreis⸗ reip. Local⸗ 
ſchulinſpection in jedem einzelnen Fall fofort zu erlafjen. 

Behufs Ausführung biefer Maßregel werben wir, fall neue Fälle geſetzwidriger 
Anftelung von Geiftliden zu unferer Kenntniß gelangen follten, ber Kreisſchulinſpection 
fofort Nachricht zugehen laſſen, während bezüglich ber bereit vorliegenden Fälle bie 
feitens ber Kreisbehörben erlaffenen Bekanntmachungen den nöthigen Anhalt gewähren. 

Königliche Regierung, Abtheilung bed Innern. 
(g&.) Binde. 
An jämmtliche katholiſche Herren Kreisjchulinipectoren 
bes Bezirks, 





A. IVa. Wr. 20.* 
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122) Erlaß des preußischen Cultusminiſters vom 20. Sebrunr 1874. Verbot 
des Befuches der theologifchen Facultät in Innsbruck. 


„Berlin, ben 20. Februar 1874. 

Bon verſchiedenen Selten ift mir bie zuverläffige Mittheilung geworden, daß eine 
größere Anzahl der Zöglinge des gefchloffenen geiftlicden Seminars bortjelbft ſich nad 
Sansbrud begeben hat, um bei ber bortigen theologifchen Yacultät das Stubium forts 
piſehen. Die Einrichtungen biefer Facultät find, ſowohl was die Lebensweiſe ber 
Gtubirenden, als auch was die Art, fowie ben Inhalt und bie Tendenzen bes Unters 
nqhts anlangt, nicht von ber Beſchaffenheit, daß das Stubium bei diefer Facultät einen 
ganügenden Erſatz für das im $ 4 bes Geſetzes vom 11. Mai v. J. über die Vor: 
Mbung und Anftellung ber Geiftlihen vorgefchriebene Studium auf einer beutfchen 
Stantäumiverfität zu gewähren vermöchte. Demgemäß haben biejenigen Stubirenden 
der latholiſchen Theologie, welche in Innsbruck ganz oder theilweife ihr Studium ab- 
ſelviren, nicht darauf zu rechnen, daß ihnen behufs ihrer bereinftigen Anftellung in 
nem inlänbifchen geiftlichen Amte mit Rüdfiht auf das Studium in Innsbruck auf 
Grund des $ 5 des gedachten Gefepes Dispenfation von dem Erforderniß eine breis 
jihrigen Studiums auf einer deutſchen StaatZuniverfität werde ertheilt werben. 

Euer Hochwohlgeboren erſuche ich ergebenft, dieß gefälligit in ber dortigen Provinz 
anf geeignetem Wege zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
(gez.) Halt. 
An den Töntgliden Oberpräfidenten Herrn Günther, 

Hochwohlgehoren in Polen. 


Vorfiehende Verfügung wird hierdurch mit bem Bemerfen veröffentlicht, daß bie 

darin ausgeſprochenen Grundſätze auf alle Inländer Anwendung finden, welche bie 

theologiſche Facultãt in Innsbruck befuchen. 

Der Miniſter ber geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk.“ 
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123) Faſtenhirtenbrief des Biſchofs von Paderborn vom 18. Jannar 1874. 


„Sonrad, dur Gottes Barmherzigkeit und bed Heiligen Apofwlijchen 
Stubles Gnade Bifhof von Paderborn, 
dem hochwürdigen Klerus und dem gläubigen Volke Gruß und Gegen 
in unferm Herrn Jeſus Chriſtus! 

Es iſt ein ſchönes Wort, das unſere älteſten chriſtlichen Vorfahren, der Staats⸗ 
umb Reichsfeindlichkeit beſchuldigt, ihren Anklägern zur Antwort gaben: „Wir ſetzen 
end nit in Furcht,“ erwiederten fie ihnen, „wir fürchten euch aber auch nicht.” Sm 
zinferer gegenwärtigen Lage, die mit berjenigen ber Chriſten ber erſten Jahrhunderte 
ſehr Vieles gemein bat, find wir an dieſes ſchöne, uralte Wort fchon manchmal 
erinnert worben. Denn es brüdt basfelbe kurz und treffend gerabe biejenigen Gefühle 
und Gefinnungen aus, won denen wir unter ben obmwaltenben Zeitverhältniffen fo recht 
lebendig durchdrungen fein follen: die Gefinnung ber Treue gegen König und Vater 
land, aber aud) bie Gefinnung ber unverbrüchlichen Treue gegen Gott, den König aller 


i Tertull. lib. ad Scapulam c. IV: Non te terremus qui nec timemus. 
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Könige, und gegen unfere Heilige Röomilch⸗katholiſche Kirche. Ich 9 
Gelegenheit, wo ich euch, geliebte Didceſanen, wieber bie a Faſten — 

dieſes Wort unſerer älteſten chriſtlichen Väter in Anwendung desfelben auf unſere 
gegenwärtige Lage zu verwerthen, hoffend, dadurch in etwa beizutragen, daß bie 
außgebrüdten Gefinnungen pfliätmäßiger Treue in uns neu belebt und befefligt werdet 


L ZT 

Die Gegner bed Chriſtenthums befolgen in ber Bekämpfung bebfelben, fo fehe Al. 

auch bie Zeiten ändern mögen, immer bie gleiche Taetil. Die Hauptwaffe, bie fie is 
biefem unfeligen Kampfe gegen bie hriftliche Wahrheit und beren Trägerin, bie dei 
liche Kirche, gebrauchen, ift und bleibt bie Entſtellung, bie Verleumbung, be fie ſellß 
recht wohl wiffen, daß man bie Wahrheit überhaupt nur, indem man fle entſtellt, wi 
Erfolg bekämpfen Tann. Nur in Einem wechſeln fie mit bem wechfelnben Zeitgeiſte: ia 
ber Wahl ber Angriffspunkte der chriftlichen Lehre, indem fie biefelbe balb im biefem, 
bald in jenem Punkte fäljchen, je nach ben verichiebenen Anſichten, Neigungen unb 
Intereſſen, von benen bie jebesmalige Zeit beherrſcht wird, und mit denen bie gefälicte 
chriſtliche Lehre, um fie befto mehr gehäffig zu machen, in Eonflict gebracht werben fell. 
Bald iſt bie hriftliche Lehre die düſtere, unbequeme Störerin ber wahren Lebenäfreuben, 
wie fie fih doch jeder Menſch mwünfchen und erfehnen müſſe. Bald ift fie bie Feinbin 
der Wiffenichaft und ber Cultur, ein Hemmſchuh ober ein Schlagbaum für ben Forts 
ſchritt; bald tft fie eine Feindin ber bürgerlichen Freiheit, bald eine Feindin der bürger⸗ 
lichen Orbnung. In ben Zeiten bagegen, wo man vor dem Götzen ber abjoluten 
Staatsallmacht bie Kniee beugt, Tiebt man es, fie als eine Feindin bes Staates ober 
bed Meiches zu ſchmähen. Letzteres geſchah, wie im Gingayge geſagt, ſchon in ben 
erften chriſtlichen Jahrhunderten, zur Zeit des heibnifchen römiſchen Reiche, mo man 
die CHriften deßhalb zu Staats: und Reichsfeinden flempelte, weil fie, treu ihrer 
Religion, nicht den Götzen des Staated opfern, ſondern nur vor bem allein wahren 
Gotte, bem Herrn Himmels und der Erbe, ihre Kniee beugen wollten, während fie ſonſt 
wirflih dem Kaifer gaben, was bes Kaiſers ift, und ihre bürgerlichen Pflichten in 
Allem pünktlich und gemiffenhaft erfüllten. Das gleiche Loos aber trifit heute auch 
uns. Auch unfere Toyale Treue mwirb verdächtigt, und derfelbe Vorwurf ber Staatk 
und Reichzfeindlichkeit erihallt, wie ehemals ihnen, heute auch uns von allüberaliber 
entgegen, nicht allein au8 ben gemeinen „liberalen“ Lügenblättern, ſondern auch von 
zahlreichen tangefehenen Stimmen, die aus Volfsverfammlungen unb von ber Tribüne 
herab weit in’3 Land hineinſchallen. O geliebte Didcefanen, gewiß ift ed ſchmerzlich 
für und, Tag für Tag in diefer Art geſchmäht und verunglimpft zu werben. Gtatt 
aber durch bieje leidenſchaftliche und erbitterte Sprache, wie man fie fich gegen uns 
erlaubt, zu gleicher Leidenſchaft des Schmähens uns fortreißen zu lafien, ziemt uns 
vielmehr, daß wir mit unſern älteften chriftlichen Vätern, mit denen wir baB gleiche Loos 
theilen, auch bie gleiche Sefinnung hegen; es ziemt uns, daß wir in ihrem Geiſte mit 
Ruhe, Gefaßtheit und Würbe unfern Gegnern auf ihre ungerechten Läfterungen einfach 
erwiebern: „Wir feben euch nicht in Furcht“; wir geben euch zur Furcht vor uns feinen 
Anlaß; wir ſetzen Niemanden in Furt, am wenigiten ben Staat und das Deutſche 
Reid; und wenn biefer Staat und biefed Reich keine anderen Feinde zu fürdten Hätte, 
als uns, bie kirchen⸗ unb glaubendtreuen Katholiten, fo würben biefe Schöpfungen fehs 
Reben für Jahrhunderte und Jahrtauſende. Was wir für biefe würbenolle Zurück 
welfung ber uns angetbanen Unbild und Schmach, waß wir für die Verſicherung unjerer 
Ioyalen Treue gegen König und Baterlanb geltenb machen können, ift ein zwiefaches 
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wnanfechtbares Zeugniß; es ift das Zeugniß aus ber Höhe, daß Zeugnik von Gott 
ſelbſt, und es ift das Zeugniß aus ber Tiefe, bad Zeugniß von Menjchen. 

Daß Zeugniß aus der Höhe, worauf wir uns für unfere loyalen Verficherungen 

Verufen konnen, ift der Sefammtinhalt der uns von Gott geoffenbarten chriſtlichen Lehre, 
auf die wir und filr verpflichtet erachten. Denn man nenne und doch von den jänmmt- 
Bien chriſtlichen und katholiſchen Lehren, fie betreffen irgend ein Glaubensdogma ober 
gend eine Tugend, auch nur eine einzige, welche für bad Glück, bie Ruhe und den 
Frieden ber Staaten oder für bie Erfüllung unferer bürgerlichen und ſtaatlichen Pflichten 
en Hinderniß ober eine Gefahr entbielte. Sind nicht alle Pflichten, welche das Chriſten⸗ 
thum unb feine Trägerin, bie katholiſche Kirche, uns lehrt (wie jeder Kenner unjereß 
Kotehismuß es einräumen muß), fämmtlich von ber Art, daß biejenigen Staaten bie 
slüdlichiten fein würden, in benen fie am allgemeinften und am vollfommenften geübt 
wiren? Und muß nicht umgekehrt mit jeber ber chriftlichen Tugenden, bie aber in den 
qzriſtlichen Glaubenslehren ihre Leitfterne und ihre wirkſamſten Motive haben, auch 
itgend ein Pfeiler ber öffentlichen Sittlichfeit und mithin auch der flaatlihen Orbnung 
ſtützen? Eine wahre Sittlichkeit ohne Religion iſt einmal nicht möglich, und eine 
andere Religion an ber Stelle ber chriftlichen ift wieder nicht möglich. Die Barbaret, 
De in Folge einer entchriftlichten Erziehung der aufmachfenden Generation, bed ent= 
chriſtlichten Familienlebens, des unterbrüdten Ginflujfes bes chriftlichen Geiftes auf bie 
verihiedenen öffentlichen gefelfchaftlichen Kereife über kurz oder lang nothmenbig über 
und bereinbrechen müßte, würde eine weit graufigere fein, als es die altheidnifche war, 
weil ed befjer ift, Chriſtum nicht gefannt, ala ihn gekannt und ihn verworfen zu haben. 
Würde e8 dem modernen Heidenthume wirflich gelingen, mit dem Gifte feiner atheiſtiſchen 
und materialiftiichen Lehre bie menſchliche Geſellſchaft völlig zu durchdringen, jo würde 
bie völlige Verthierung der Menfchheit und zulegt, nach dem Aufammenfturze aller 
Pfeiler der foctalen Ordnung, der Krieg Aller gegen Alle die letzte nothwendige Con⸗ 
fequenz fein. 

Aber nicht nur, daß fänmtliche hriftlichen Kehren, an benen wir ald Katbolifen 
feſthalten, ftatt bie Staaten zu bedrohen, wirklich ihre erhaltenden und ſchützenden 
Pfeiler find, wird uns auch die loyale Treue gegen König und Baterlanb durch daB 
Chriſtenthum felbft ausdrücklich zur Pflicht gemacht. Gin mehr als genügenber Beweis 
bierfür wäre ſchon der allbefannte eigene Ausſpruch unſeres göttlichen Lehrmeiſters: 
„Gebet dem Kaifer, mad des Kaifer3, und gebet Gott, was Gottes If”; zumal In 
Vergleich gefetst zu feinem eigenen heilleuchtenden Beifpiele, indem er auch gegen den 
Staat und das Vaterland (o glücklicher Staat, o dreimal glüdliches Vaterland, hätteſt 
du die Ehre erkannt, ihn als deinen Angehörigen zu befigen!) ſtets und bis zu feinem 
Tode alle Gerechtigkeit erfüllt Hat. Und um alle anderen Stellen ber Heiligen Schrift, 
in benen bie Apoftel die Gläubigen immer und immer wieder zur Treue und zum Ge⸗ 
horſam gegen bie weltlichen Gewalthaber auffordern, ganz bet Seite zu laſſen, erinnere 
ich bier nur nod an die befannte Mahnung des Apofteld, der in feinem Briefe an bie 
Römer Folgendes ſchreibt: „Es unterwerfe ſich Jedermann der obrigfeitlihen Gewalt; 
denn es gibt feine Gemalt, außer von Gott, und bie, welche befteht, ift von Gott ans 
georbniet. Wer fi demnach ber Gewalt wiberfeßt, der widerſetzt fi) ber Anorbnung 
Gottes... Deßhalb ift e8 eure Pflicht, unterthan zu fein, nicht nur um ber Strafe 
willen, ſondern auch um bed Gewiſſens willen.” 1 
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ı Röm. 13, 1. 5. 


Bei biefer Stelle made ih euch auf Zweierlei aufmerlfam. Der Apoſßel fa 
erfiend: „Sebermann unterwerfe ſich ber obrigfeitlichen Gewalt; benn es gibt -Eeh 
Gewalt, außer von Gott, und bie, melde beſteht, ift von Bott angeorbnet" Bi 
Apoftel ſchneidet hierdurch der Auflehnung gegen eine uns etwa mißlieblge und m 
gerecht mißbrauchte obrigfeitliche Gewalt jeglicden Vorwand ab. Denn er ſelbſt mai 
feinen Unterſchieb. Er fagt nit: Diejenige Gewalt ift von Gott, bie buch Hedi 
babung von Net und Gerechtigkeit, durch Befdrberung ber öffentlichen Wohlfahrt d 
Abſicht, wozu Gott fie angeorbnet hat, wirklich erfüllt, ſondern er fagt fChlechibin: „MM 
gibt feine obrigkeitlihe Gewalt, ald von Gott, und bie befiehenbe iſt von Gott q 
georbnet”; mithin erklärt er auch biejenige al8 von Bott angeorbnet, welche man if 
braucht, weil auch ber Mißbrauch den Gebrauch, nämlich das Recht des Gebrande 
nicht aufhebt. 


Der Apoftel fagt zweitens: daß man ber obrigfeitliden Gewalt unterthan feh 
folle nicht bloß um der Strafe willen, ſondern auch des Gewiſſens wegen. Berl 
biefen Zujat, daß man um des Gewiſſens willen ber obrigfeitliden Gewalt unte 
than fein folle, wirb bie Pflicht des Gehorſams gegen bie weltlichen Gewalthaber eine 
feitß eingeengt und beſchränkt, anbererfeit3 aber auch verfhärft und geabelt. Dadur 
beſchränkt wird fie, indem fie dadurch auf diejenigen Dinge eingeſchränkt wirb, bie nid 
gegen das Gewillen find. Denn um des Gewiſſens willen gehorfam fein und gege 
dad Gewiſſen gehorjam fein, tft ein offenbarer Widerſpruch. Das Gewiſſen ift bie let 
enbgültig enticheibenbe Anftanz, worauf all’ unſer fittliche8 Handeln zurüdgeführt werd 
muß. Alles, fagt der Apofiel, was „nit aus bem Glauben”, b. 5. was nicht be 
Gewiffen gemäß ift, ift Sünde. Denn das Gewiſſen if die Stimme Gotteß in un 
und e8 Tann ihm daher die Stimme eines menſchlichen Oberen, ohne ſich jelbft zu er 
fräften und zu vernichten, nicht wiberfprechen. Ein menſchlicher Befehl, der meine 
Gewiſſen Gewalt anthun wollte, würbe mir einen zum Himmel dringenden Schmerzen 
ſchrei auspreſſen müffen. Er wäre ein wirkliches Attentat auf Gott felbft, ein frev 
bafter Eingriff in fein oberites, allein unumfchränftes göttliche Majeſtätsrecht, er wä 
ein Act revolutionärer Auflehnung gegen bie von Gott felbft feftgefekte ewige und u 
verbrüchliche Ordnung. Und bier folgfam fein, hieße an einem folchen frevelhaft 
Attentate auf Gott und fein oberfte8 unumſchränktes Herricherrecht fich betheilige 
Man muß vielmehr, wie e8 in ber Heiligen Schrift heißt, „Gott mehr gehordden, a 
ben Menſchen“: ein Satz, ber nicht umgefloßen werben kann, ober bad Fundame 
aller menſchlichen Autorität, da8 doch nur im ewigen Geſetze Gotteß ruht, würde untı 
graben, und bie ganze fittliche Weltorbnung würbe über ben Haufen geworfen fein. 


Auf der andern Seite wirb aber durch jenen Zufat, daß man ber Obrigkeit g 
borfam fein fole „um des Gewiſſens willen“, die Pfliht bes Gehorſams geg 
die weltliche Obrigkeit auch wieder wunberbar erhöht und geabelt. Der Gehorfam, b 
ber Chriſt ber Obrigfeit leiftet, tft nicht ein bloßer Lohn- oder ein niedriger Knecht 
und Sflavenbienft in Hinficht auf den zeitlichen Lohn, ben man bafür erwartet, ober 
Hinſicht ber Strafen und Nachtheile, die man bei der Verweigerung besfelben fürcht 
fonbern er ift hinaufgehoben und verflärt zu einer religiöfen Pflicht. Der Fürſten⸗ ın 
ber Staatsbienft ift, vom Hauche des Chriſtenthums durchweht und im chriftlicden Gel 
geübt, ein wirklicher mittelbarer Gottesbienft, weit bavon entfernt, daß er mit biefe 
in Wiberfprud fände. Die auf bloße Bayonnette geftügten Throne find, wie bie 
ſelbſt, zerbrehlih. Einen viel fefteren und unzerftörliheren Grund unterbaut ihm 
bie riftlicde Religion. Denn fie baut ben Thron bed Fürften in bem eigenen G 


m ber lintergebenen auf, mithin wie in ber Gegenwart unb unter ben Augen 
tes felbft, deſſen Schu und Schirm einem menſchlichen Baue allein Dauer und 


igteit verleiht. 


Diefe ung göttlich geoffenbarte hriftliche Lehre nun, welche bie Ioyale Treue ent» 
we inbirect burch ihre beilfamen Cinflüffe überhaupt förbert ober fie durch binbenbe 
fchriften uns ausbrüdlich zur Pflicht macht, und bie fogar den Verfuch einer gewalt⸗ 
Higen Auflehnung gegen bie beftebenbe obrigkeitliche Gewalt in feinen leifeften Uns 
gen ſchon erfiidt, nenne ih das Zeugniß aus ber Höhe, das wir kirchen⸗ und 
ndenstreue Katholifen für unfere Ioyalen Verfiherungen anrufen fünnen. Denn fo 
ge und biefe Lehre Heilig ift, tft bie uns angebichtete ſtaats- und reichBfeinbliche Ge⸗ 
nung uns ſchlechthin unmöglid. Daß uns aber biefe chriftliche Lehre, auch inſoweit 
uns bie loyale Treue gebietet, wirklich heilig ift, bafür fpredden am beften unfere 
aten, Freunden und Feinden zum Zeugniß. Denn unfere Feinde und Ankläger felbft 
ven biefe unfere Thaten gejehen, und wenn fie nicht voll Lug und Trug find und nur 
dein Funke von Wahrheit und Rechtlichfeitsgefühl in ihnen ift, fo fönnen fie ung 
I Zeugniß davon nicht verfagen. Sie müffen und bezeugen, baß mir unfere 
riotifche Liebe durch etwas mehr ala durch bloße wohlfeile Worte bemiefen, baß wir 
nit mit dem wechſelnden Intereſſe gemechielt, daß mir nicht vorgeflern vor bem 
len der Staatslenfer uns niebergemorfen und den Tag nachher, als das Intereſſe 
anbereß geworden, mit dem niedrigen ober vornehmen Pöbel gegen biefelben Staats⸗ 
fer das Grucifige geſchrieen; fie müffen und bezeugen, daß wir gerabe in jenen ent» 
Üdenben kritiſchen Zeitpunkten, mo wahre Vaterlanbsliebe ſich erproben kann, unfere 
riotiſche Pflicht erfüllt und treu unferen Platz behauptet. Oder haben wir preußifche 
tholiken in der revolutionären Sturm: und Drangperiobe bed Jahres 1848 nicht 
ı unfern Pla behauptet? Haben wir nicht den lodenden Verſuchern und Vers 
ern in's Angeficht widerftanden,, einflehendb für unfern König und das föniglidhe 
jiment? Iſt nicht damals jener berühmte Hirtenbrief des hochſeligen Fürſibiſchofs 
penbrod von Breslau gegen bie Steuervermweigerer von ben damaligen Keglerungs: 
anen felbft in taufend unb taufendb Gremplaren unter das Volk außgetheilt und 
thin im Lande verbreitet worden? Hatten nicht nad bem eigenen Zeugniffe ber 
treter der Regierung bie damals wegen ihrer wirffamen Miffionsvorträge fo ges 
rten Priefter der Geſellſchaft Zefu an der Beſchwichtigung ber vielfad fo erbitterten 
nütber, an ber Beruhigung des fo erregten Vaterlandes einen fehr hervorragenden 
heil? Und haben wir etwa fpäter zu ben Zeiten, wo zweis und dreimal bie Kriegs⸗ 
el entbrannt und unier Patriotismus auf neue Proben geftellt war, nicht auch biele 
en Proben wieder ehrenvoll beflanden? Wit unfern Übrigen Staats: und Vater: 
bögenofjen rũhmlich wetteifernd, haben wir ohne Diurren und Klagen unfere theuren 
hue auf die Wahlftätten entiandt, und Taufende berfelben find auf den Schlacht⸗ 
een ber Ehre für König und Baterland ben Heldentod geflorben. Und es geſchah 
eine Mal und das andere Mal, dag mit dieſen tapferen Etreitern für's Vaterland 
anbere3 Heer von Etreitern Jeſu Ehriſti hinauszog, eine ganze Schaar unferer 
begeifterten barmherzigen Schweſtern und Brüder, um mit ielbflleier Hingebung und 
opferung bie Helbenthaten der chriſtlichen Liebe zu vollbringen, um bie Wunden ber 
vundeten Krieger zu verbinden, um mit Dem Paliamdle iger Liebe deren Schmerzen 
lindern, um ben Sterbenden bie legte Erquidung barzubieten, ihnen ben letzten 
Ft, Die Tröitungen ber Religion zu vermitteln. Unb weilte ich dann noch reden von 
n ben unzähligen _viem, die wir in ber Heimath Zurüdcgebliebenen in bieher 


ſchweren, drangfalvollen Zeit auf ben Altar bes Baterlanbes niedergelegt: wärbe Id 
nicht mit Zahlen belegen können, bat wir Katholiken feinem, ſchlechthin kein emn 
übrigen Vaterlandsgenoſſen an wahrer, bethätigter Vaterlandsliebe nadhgeflanben? 
nicht dieſes unjer ruhmvolles patriotifches Verhalten In ben Tagen ber Prüfung 
öffentlide Documente, die auch der Feind nicht antaften kann, if es nicht foger 
das ehrenbe Zeugniß aus königlichem Munde unumftößlich feRgeftellt und 
. worben ? 

Diefes nun iſt das Zeugniß, das ih das Zeugniß auß ber Tiefe, bi 
Zeugnig von Menſchen nenne, das, mit jenem Zeugniſſe aus ber Höhe vereinigt, 
laut und unwiderleglich zu unferen Gunften ſpricht, und das doch gewiß al eime 
Bürgſchaft für unfere loyale Treue gelten barf. Auch unfere erflärteflen Gegner 
nicht im Stande, dieſes zwiefache Zeugniß zu entkräften; und was fie ihm etwa en 
gegenzufeßen haben, find ärmliche Schlagworte, Die nicht Anderes beweiſen, als entwebe 
bie Gedankenloſigkeit ober bie Heuchelet derjenigen, bie fie gegen uns richten und denen 
man durch eine ernftliche Widerlegung zu viel Ehre erweiſen würde. 

Man ipriht z. 3. von hierarchiſchen Uebergriffen und Herrider 
g:lüflen. Wo find aber dieſe Uebergrifje? 

Die Rechte, welche bie Hirten der Kirche in Anipruch nehmen, find für fie . 
Pflihten, es find die nothwenbigen Bebingungen, ihre Hirtenpflichten zu erfüllen. 
Andere Rechte als diefe ihnen von Gotted und Rechts wegen zulommenben verlangen 
fie nit. Und wenn darin, daß fie wirkliche Hirten und feine Miethlinge fein wollen, 
Uebergriffe und Herrichergelüfte liegen: dann iſt das von Gott eingelegte Hirtenaket 
ſelbſt ein Uebergriff, die Seelenleitung nad ben Lehren und Grundſätzen bed Chriften 
thums {ft ein Uchergriff, ja bie ganze Kirche, wie fie leibt und lebt, und das gang 
göttliche Chriſtenthum tft ein Uebergriff! 

Dder man ſpricht und von ſtaatsfeindlichen Agitattonen und Um 
trieben. Dieſe find aber wieder rein auß der Luft gegriffene Befhuldigungen, ober 
fie laufen ihrem Wefen nad darauf hinaus, dag wir von ben und gefeßlich zuftehenben 
und verficherten Nechten einen gewiljenhaften Gebrauch machen. Wenn aber barin etwas 
Staatd» ober Neichäfeindliches Liegen fol, fo lege man doch menigftens bie Maske ab 
und entziehe und lieber bie und feierlich verficherten echte, 3. B. das verfafjungs«- 
mäßige Wahlrecht, ehe man uns einen Gebrauch davon zumuthe, ben wir nun einmal 
mit unferm Gewiſſen und unferer Manneswürde nicht für vereinbar erachten. 

Dder man ſpricht uns von Glaubenszwang, den wir übten. 
Wer zwingt benn aber bei uns Semanben zum Glauben? NIS unfere unglüdlichen 
Brüber, geleitet von einem Gelfte, ber nicht der Geift ber Demuth und der Wahrheit, 
ben Beſchlüſſen bes Vaticaniſchen Concils die Unterwerfung verfagten, jo befand body, 
wie Freund und Feind und bezeugen muß, ber ganze Zwang, den wir ihnen angetham, 
nur barin, daß wir aus aufrichtigftem Mitleide für ihre reuige Rückkehr auf ben Weg 
ber Wahrheit gebetet, vielleicht auch unter ernften, aber liebevollen an fie felbft ges 
richteten Mahnungen, und daß wir enblich, als fie das Hausrecht uns gefündigt, biefe 
Kündigung angenommen unb beftätigt, daß mir zu ihnen gejagt haben: wollt ihhr 
durchaus nicht mehr frieblih mit uns unter einem Dache wohnen, fo gebt, bie Thitre 
fteht euch offen. Aber bebentet, was ihr thut. Das Haus, das ihr verlafiet, iſt daß 
gemeinfame Vaterhaus, bad euer nicht bedarf, und das ohne unb nad euch befichen 
wird, wie es vor euch beſtand, deſſen ihr aber bebürfet, und das ihr vielleit, unb 
wenn nur nicht zu ſpät, einft ſchmerzlich vermiffen werbet. 










— 225 — 


Von einem Glaubenszwange, den wir übten, kann daher nicht die Rede ſein. 
Rein, nicht der Fanatismus bed Glaubens iſt heute zu fürchten, wohl aber ber Fana⸗ 
Usmus bed Unglaubens. 


Und um endlich auch dieſes Schlagwortes noch zu erwähnen, wirft man uns vor, 
wir ſeien nicht national. Freilich find wir es nicht in dem Sinne, in dem 
unſere Gegner und Ankläger dieſes Wort verftehen. Denn ein Staats oder National 
| chriſtenthum, eine Staats⸗ ober Nationalkirche wollen wir nit. Wir wollen das echte, 
wahre und unverfälichte Chriftenthum, oder lieber gar feined. Wir wollen bie Kirche 
ı wicht zu einer bloßen Bolizetanftalt erniedrigt ober in bie engen Grenzen eines bloßen 
| Staatsweſens, eines einzelnen Volles ober Landes eingezwängt, ſondern wir wollen die 
‘ Riche, fo mie ihr görtliher Stifter fie gewollt und gebaut hat, als die hehre freie 

Oottesftadt bier auf Erden, als bie alle Völker und Länder umipannende Weltfirche 
wit ihrem eigenen mwohlgegliederten, göttlich geftalteten Organismus, in3befondere mit 
ihrem fichtbaren jouveränen DOberhaupte in der Weltfiabt Rom, dem erhabenen Statt: 
Balter Jeſu Ehrifti, dem Papſte, welcher ihr Iebendiger Mittel: und Einheitspunkt ift. 
Nur eine folche Kirche zeigt und das Fönigliche Antlig, die helle, hehre Lichtgeſtalt, 
welche Chriſtus feiner glorreichen Braut eingedrüdt hat; Im jeber anderen Kirche fehen 
wir biele Lichtgeftalt verbunfelt und das glorreiche Antlig mit Staub bebedt ober bis 
zur Unfenntlichfeit verunftaltet. Verlangt man daher von uns ald Bedingung deutſcher 
Rationalität die Verläugnung biefer großen, herrlichen, glorreichen Kirche Jeſu Chrifti, 
ber wir nicht durch unjer Verbienft, fondern durch Gottes Güte und Barmherzigkeit als 
Sieber einverleibt find, fo find wir allerdings nicht national, und wir werben es nie 
werden. In jeber anderen Hinficht aber rühmen wir und, e3 zu fein, und geftatten 
Niemandem, diefen Borzug und zu ſchmälern. Befonders halten wir auf jene National- 
grundtugend, die bei unjeren biederen beutfchen Vorfahren fo hoch in Anfehen und 
Ehren fland, auf deutſche Gottesfurcht, auf deutſche Ehrlichkeit und Treue. Und eben 
deßhalb, weil wir ehrliche treue Deutſche find, deßhalb ftehen wir auch treu zu König 
und Vaterland, und mir werben e3 auch fünftig, was auch immer über und fommen 
mag. Und ich mieberhole es befhalb nochmals, das Wort unferer älteften chriſtlichen 
Väter: „Ahr habt von und Katholiken nichts zu befürchten.” 


II. 


Ueber den zweiten Theil unſeres Ausſpruches kann ih mid no Fürzer faflen. 
Im Geifte unferer erſten Hhriftlihen Väter jagen wir nämlich auch unferen heutigen 
Feinden und Anklägern, mie fie einft den ihrigen gelagt: „Wir fürchten euch nicht.” 
Bir fagen bieß mit aller Beicheidenheit, aber mit nicht weniger Zuverfiht. Wohl 
wiffen wir es: groß ift unferer Gegner Macht; Alles, mas in ben Angelegenheiten 
Diefer Welt zulegt den Ausfchlag gibt, bejiten fie in reichlichſter Fülle, und was 
ihre Macht noch höher fleigert und jeden auch noch fo energiſchen natürlichen Wider⸗ 
fand ausſichtslos erfcheinen läßt, ift die Bunbesgenoffenfhaft aller ſchlechten Leiden⸗ 
‘haften des menſchlichen Herzens, die ſtets auf Seiten ber Feinde der chriſtlichen Wahr: 
beit und ber chriftlichen Gerechtigkeit in ben vorberften Reihen kämpfen. Wir willen 
auch, daß wir in dem Kampfe, ben wir glaubend- und kirchentreue Katholifen gegen: 
wärtig zu befiehen haben, nicht allein gegen Fleiſch und Blut kämpfen müſſen, ſondern 
auch gegen bie unterirbiichen Machthaber, gegen „bie Geifter, bie in ber Luft find“. 
Aber dieß Alles hindert und nicht, daß wir, ebenſoweit entfernt von- feiger Verzagtheit 
unb niedrigem Kleinmuth, als von ftolzem Webermuth, unjeren Anklägern und Feinden 
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frei in's Angeſicht fagen: „Wir fürchten euch nicht.“ Ich ſpreche Hiermit kelncbweg 
etwa mein bloßes fubjective Gefühl ober eine bloße phantaſtiſche Hoffnung auB, den 
wohin ich fehe, überall fehe ich bei ben treuen Genoſſen meines chriſtlichen Blauen 
bie gleiche Zuverficht, Die gleiche Ruhe und Gefaßtheit, welche in ben und umgebenber 
Drangfalen uns Hält und über fie hoch uns emporträgt. Etwas rein Menſchliches wm 
Natürliches ift dieſe Zuverficht nicht unb Tann fie nit fein, weil fie in bem jent ſi 
dunkel ummölften Gefichtöfreife dieſer Welt nirgends einen Hoffnungsſtrahl ober and 
nur ben geringften Anhaltspunkt fieht; es ift allein ber allmädtige Arm MBotteß, bei 
unfere Schwachheit ſtützt, es tft allein das göttliche Licht bes Glaubens, bad uns mitter 
in biefer fürchterlichen Dunkelheit biefe freubige Siegeszuverfiht einflößt. Diefer usfe 
heiligfter Glaube hebt ung, was das Schickſal unferer heillgen Kirche betrifft, nicht 
über alle Furcht hinweg, er geftattet fie und überhaupt nicht. 


Der heilige Glaube geftattet uns in dieſer Hinſicht Feine Furcht 
denn das Einzige, was uns unferer heiligen Kirche wegen fürchten machen Tönnte, {fl 
ihre Schwäche. Ih läugne biefe ihre Schwäche nit. Denn was Tann ſchwächen 
fein, alß ein von Winden und Meeredwogen hin⸗ unb hergemorfenes Schifjlein, womi 
bie Kirche Jeſu Chrifti in der heiligen Schrift verglichen wird? Und mas iſt menſch 
lich betrachtet ſchwächer, als der meift jo hoch betagte, gebeugte und lebensmüde reis, 
ber das Steuerruber biejed Schifileind in feiner ſchwachen Hand halt? Wenn abeı 
auf ber einen Seite nichts ſchwächer tft als die Kirche, fo ift auf ber andern Seite auch 
nichts ſtärker: da fie in der heiligen Schrift nicht nur verglichen wirb mit einem 
Scifflein, fondern auch mit einem Felſen, den auch bie heftigen Stürme nicht er: 
füttern können, ober mit einem auf einem folchen Felſen gegründeten Haufe, das fen 
göttlider Baumeifter fogar feiter gebaut hat ala das Firmgment, das über uns if; 
benn dieſes Firmament, das über und ift, wird vergehen, aber bad auf ben Felſen er: 
baute Haus Gotte8 wird nicht vergehen, und auch die Pforten ber Hölle werben eB 
nicht überwältigen. Unb jener das ſchwache Fahrzeug mit feiner ſchwachen Hand Ien: 
ende, abgelebte und bocdhbetagte Greis? Er iſt nah der heiligen Schrift eben ber 
Felſenmann, auf dem dieſes unzerftörlihde Haus Gottes feit und unerſchütterlich rubt; 
und fo ſchwach und machtlos daher auch biefer ſchwache Steuermann des Schiffleins 
Petri fein mag, fo ift er doch troß feiner Schwäche mächtiger als ber mächtigſte König 
diefer Erbe. Und es gilt von ihm, wie von ber ganzen von ihm regierten Kirche bas 
Wort des Apofteldö: Virtus in infirmitate perficitur, d. 5. feine Kraft befteht, erprobt 
und vollendet ſich in feiner Schwäche. 

Der heilige Glaube geftattet ung, was das endlide Schickſal 
unferer heiligen Kirche betrifft, feine Furcht. Denn ift aud, mie biefer 
Glaube und lehrt, bie Kirche. gleich den übrigen Werken ber Schöpfung ein Werl ber 
allmädhtigen Hand Gottes, fo unterfcheibet fie fih doc von bdiefen übrigen Werken ber 
Schöpfung weientlich darin, daß Gott fie nicht, wie biefe, durch fein bloßes allmächtiges 
Mort in's Dafein gerufen bat. Sie ift vielmehr dad Werk, moran er ſchon vor feiner 
Herabfunft vom Himmel gleihfam Jahrhunderte und Jahrtauſende gearbeitet hatte. 
Er entwarf den Grundriß zu ihr im Paradiefe, er bilbete fie dann im Laufe der Zeit 
durch die Arche Noah und durch bie Hütten Sems vor; er zeigte fie im Bilde ben 
Patriarchen und dem Moſes auf Sinai, er ließ ihre Herrlichleit und Schönheit jo lange 
im Voraus zur Darftellung bringen durch die gotibegeifterten Propheten, bis er zuletzt 
felbft, vom Himmel berabgeftiegen, mit feiner eigenen göttlichen Hand fie geilaltete, b. 5. 
bis er fie mit feinem eigenen koſtbaren Blute fich erwarb, bis er fie als feine glorreiche 
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Braut abwuſch von jebem Makel, fie mit feinem Geiſte ſchmückte und fie mit feinen 
: bimmlifchen Gaben verzierte. Und diefe Kirche nun, biefe feine jo theuer erfaufte, fo 
herelich ausgeſchmückte Braut, bie er jo innig liebt, und bie er fogar mehr liebt, als 
fein eigenes Leben, weil er fein eigeneß Leben für fie bingegeben bat, — fie follte er 
ſchutzlos ihren Feinden und ber Vernichtung preisgeben? Nein, bieß können wir un- 
: möglich benfen, wir können und bürfen es nicht befürchten. 


Der heilige Glaube geftattet uns, was das Schidfal unjerer 
heiligen Kirche betrifft, Feine Furcht. Denn die Kirche kann unmöglich zu 
Grunde gehen, fo lange ihr göttlicher Stifter felbft bei ihr ift, unb er wird feiner aus⸗ 
drüdlicden Verheigung nah immer „bei ihr fein alle Tage bis an’8 Ende der Welt“. 
Ihr habt zwar, jagt er mit biefen Morten ben erjten Vorſtehern dieſer feiner Kirche, 
den Apofteln, und in ihnen auch ihren Nadfolgern, ihr habt zwar ein anderes Loos, 
als euer Meiſter gehabt, nicht zu erwarten. Aber fürchtet euch nicht, „benn ich babe 
die Welt befiegt und den Fürſten diefer Welt hinausgeſtoßen“, und ich bin bei euch. 
Und „wenn man euch vor bie Gerichtäftellen fchleppen und euch vor Statthalter unb 
Könige führen wird um meinetwillen, fo jinnet nicht nad, mie oder was ihr reden 
folt, denn ed wird euch in jener Stunde gegeben werben, was ihr reben follt, benn 
nicht ihr feib ed, bie da reden, ſondern der Geift meined Vaters ift e3, ber in euch 
tebet.” Und wenn man eu aud in die Gefängnifje wirft: ich werde auch in ben 
Gefängniffen bei euch fein und die Dunkelheit eurer Kerfer euch erhellen. Und wenn 
ihr auch zur Feier der heiligen Geheimniffe in die Katakomben hinabfteigen müßt, ich 
werde auch in dieſen Katafomben bei euch fein, und aud da wird meine Rechte euch 
halten und mein allmädhtiger Arın euch befhügen. Und wenn fie auch Zaufenbe zu 
eurer Seite und Zehntaujende zu eurer Rechten nicberitreden, euch werben fie nichts 


anbaben, denn ich, euer Beſchützer, bin bei euch, und „mir iſt alle Gewalt gegeben 
im Himmel und auf Erden“. 


Wenn aber auch dieſes Zeugniß, Diefe Verficherung bes allmächtigen und all⸗ 
wahrhaftigen Gottes zur Verſcheuchung der Furcht noch nicht genügte; ſo würde auch 
hier dieſem Zeugniſſe Gottes, dieſem Zeugniſſe aus der Höhe, ſich hinzugeſellen 
das Zeugniß aus der Tiefe, das Zeugniß der achtzehnhundertjährigen, ſo ſchmer⸗ 
zen⸗ und ſo glorreichen Geſchichte, die unſere heilige Kirche hinter ſich hat. Denn es 
iſt jetzt nicht das erſte Mal, daß ſie bedrängt iſt. Sie iſt bedrängt worden von An⸗ 
fang an und durch alle Jahrhunderte. Bedrängt haben ſie die Tyrannen mit Henkerbeil 
und Rad, bedrängt haben ſie die Häretiker mit Lügen und falſchen Lehren, bedrängt 
haben fie die ungläubigen Philoſophen mit ihren gottloſen und abſurden Meinungen, 
bebrängt haben fie bie Diplomaten mit dem Ränkeſpiele ihrer Heudeleien und Zwei: 
Deutigfeiten, bebrängt haben fie die faljchen Brüder mit ihren erbärmlichen Judas⸗ 
küſſen, bebrängt haben fie fchlieklich fo viele halb: und ſchwachgläubige, fo viele mit 
dem breiten Zeitftrome ſchwimmende, haltlos zwilchen Himmel und Erbe bangenbe 
Katholiken mit ihrer Lauigkeit, Halbheit und Unentichiedenheit; und alles biefes von 
Anfang an. „Von meiner Jugend an,” kann bie Kirche in Anwendung biefer Worte 
des Heiligen Sänger8 jagen, „von meiner Jugend an haben fie mich verwunbet, bie 
Sünder, und mit Ruthenftreichen meinen Rüden mir gepeitiht!" Was haben fie aber 
mit allen ihren Ruthenftreihen gegen mi) außgerihtet? Wo find bie, welche einft 
meine Wiege bebroht, welche fchon bald nach meiner Geburt mich in meinen Dienern 
und Angehörigen in Ketten und Banden geſchlagen, welde dann „mit Gluthpfannen, 
mit Feueröfen, mit Zähnereißen ber Thiere, mit jcharfen Schwertern gegen mich ges 
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wüthet?“1 Jener unmenſchliche Nero, ber unter ben heidniſchen römiſchen Kalfern be 

Reihe ber Shriftenverfolger eröffnete, jener Bomitian, ber bis dahin, wo er feine Hude 

in Ehriftenblut getaucht, ruhig regiert Batte, jener madttrunfene Decius unb jener Be 

lerian, jener graufame Diocletian unb jener ſcheußliche Galerius und alle bie anderen 

Ehriften verfolgenden Tyrannen, wo find fie? Ein chriſtlicher Echriftfieller, deſſen Tage 

nahe an ihre Zeit hinaufreichen, bat in feiner benfwürbigen Schrift De mortibus per- 

secutorum (von ben ſchrecklichen Tobesarten der Ehriftenverfolger) ? ihr trauriges Enke 

beichrieben.. Und ihre Nachfolger, die Ghriftens und Stirchenverfolger ber Tpäteren 

Sahrhunderte, hat ebenfalls ihr Schidfal ereilt bi8 zu den mächtigſten Gemwalthabern 

unferer Tage, dem erften und dritten Napoleon, von denen ber eine wie ber anbere 
beſiegt, entthront und aller Macht und Herrlichkeit beraubt, in trauriger Verbannung 
endete. Und bie fchon von ihrer Kindheit und Jugend an bebrängte unb verfolgte 
Kirche? Sie hat alle ihre Verfolger fterben fehen unb ihrem Leichenbegängniffe vom 
ferne zugeſchaut; fie felbft aber, obgleich ſchon jo oft tobt gefagt, lebt noch immer. 
Die Ruthenſtreiche, momit man von ihrer Jugend an ihren Rüden gepeiticht, haben fie 
nicht gehindert, zu einem jo hohen Alter zu gelangen. Wohl hat fie in ben Schlachten, 
bie ihr im Laufe ber Jahrhunderte geliefert worden find, manchmal Wunden davon 
getragen, aber nur Wunden auf ihrem Rüden, unb wie die Stürme in der Natur nicht 
allein bie erjchütterten Bäume entwurzeln, fondern fie oft auch im Grdreiche noch mehr 
befeitigen, jo ging auch bie Kirche aus jedem Kampfe mit neuer jugendlicher Kraft, 
Friſche und Schönheit hervor. Wahrlich, man follte denken, e3 müßte ihren Yeinden 
und Berfolgern, melde an das Zeugniß von oben, an bie ihr gemorbenen göttlidden 
Verheißungen nit glauben, doch menigfiens dieſes Zeugniß ihrer achtzehnhunderts 
jährigen Geſchichte die Augen öffnen, damit fie einfehen, baß fie mit allen ihren mate= 
riellen Macht: und Gewaltmitteln gegen bie geijtige Macht der gehaßten Kirche, gegen bie 
unbezwingliche Wacht der Wahrheit doch nichts ausrichten können. Aber die Leidenſchaft 
hält ihnen leider die Augen gewaltſam geſchloſſen! Für uns aber, geliebte Tiöcefanen, 
find die Lehren dieſer achtzehnhundertjährigen Geſchichte unierer heiligen Kirche fo wenig 
verloren, wie die ihr geltenden göttlichen Verheißungen, die wir in ihrer Geſchichte Io 
herrlich erfüllt jeden, und mir fagen daher ihren erklärten Gegnern und Beriolgern in's 
Angefiht: Gebt euch nur Feine Mühe, oder vielmehr gebt euch Mühe, fo viel ihr wollt, 
fahret in eurem blinden Haſſe fort, unfere heilige Kirche unbarmherzig zu ſchlagen und 
mit euren graufamen Ruthenſtreichen ihren Rüden zu verwunden; verläugnet gegen fie 
jebes menſchliche Gefühl, tretet ihre heiligiten Nechte unter die Füße: mir fürchten für 
fie dennoch nichts; ihr trefft niit euren graufamen Geißelhieben ihr immer nur ben 
Rüden oder die Ferſe, aber niemald das Haupt und das Herz. 

Was aber, geliebte Diöcejanen, mit biefer unferer freudigen Zuverficht Hinfichtlich 
bes ſchließlichen Schickſals unferer Heiligen Kirche ftetS Hand in Hand geben muß, iſt 
unfere eigene unmanbelbare Treue gegen fie, bie wir in diejer Zeit mit um fo beiligerem 
Eifer wahren müfjen, auf eine je ſchwerere Probe fie geftellt wird. Denn in der That 
wird unfere Treue gegen bie heilige Kirche heute geprüft, mie im Glutofen das Golb. 
Und glüdlih werden wir fein, wenn wir dieſe Prüfung beftehen, und unfere Liebe und 
Treue wie Gold geläutert aus dieſem Glutofen hervorgehen wird! Die Schmerzen, 





1 Chrysost. Homil. ante exil. 


2 Der wahrſcheinliche Verfaſſer biefer Schrift, Lactantius Firmilianus, farb gegen 
das Jahr 880. 
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Be und babet verurſacht werben, mögen noch fo empfindlich fein, denn wenn auch „ber 
Uufere Menfh” noch fo empfindlich und ſchmerzlich berührt wird, „ber innere“ erflarft 
dena um fo mehr. Unb maß un& bie Leiden für bie Heilige Kirche unenblich verfüßt, 
iR ber Gedanke, daß Dasjenige, was mir im fdlimmfen Fa für fie leiden, noch 
Ammer ehr wenig IR gegen bad, was wir ihr ſchuldig find, weil wir ſchuldig find, für 
deſes theuerſte aller Güter Gut und Blut Binzugeben; daß wir ferner Alles, was mir 
für die Kirche, bie glorreiche Braut Jeſu Chriftt, leiden, für Jeſus CHrifuß felbk 
lelden, unb daß, wenn bie glüdfeligen Engel des Himmels uns beneiden köunten, fie 
web um nichts beneiben mwürben ald um dieſes Glüd, für ihren glorreichen König 
ewwas leiden zu Yönnen; daß und endlich biefe geringen, kurz vorübergehenden Leiben 
weine überjäwengliche, ewige, Alles überwiegende Herrlichkeit einbringen“ 1. Wahrlich, 
bie Worte unfereß göttlichen Hellandes: „Selig, bie Verfolgung leiden um ber Gerech- 
tigkeit willen“, find uns in unferem gegenwärtigen Leiben fein bloßer Strohhalm, fon 
dem ein Stab, an bem wir und fer anflammern. Ober find mir nicht bie Söhne 
jener chriftlichen Helden, ber Heiligen Märtyrer unb ber Bekenner, daß von dem Blute, 
das fie durchſtrömte und das fie um bed Namens Jeſu willen ſtromweiſe vergofien, es 
mit bem koſtbaren Blute, das einft auf Golgatha floß, vermifchend, in unferen Adern 
nicht einmal einige Tropfen mehr fließen folten? Erneuern wir baher in biejer „bölen 
Zeit“, welche Gott nur deßhalb über und fommen läßt, bamit wir fie, wenn aud mit 
‚großen zeitlichen Echmerzen und Verluſten, gewinnteich machen für bie Emigfeit, unfere 
Liebe und Treue gegen bie heilige Kirche, bie zwar unfer nicht bebarf unb bie ohne 
uns fortbefiehen Tann, aber außer ber wir das Heil nicht erlangen können. Denn 
jenes Wort des hl. Auguflinus, das und fein Schüler und Freund Poſſidius in ber 
Geſchichte feineB Lebens aufbewahrt hat?, paßt fo recht auch auf unfere Zeit, auf ges 
wiſſe proteft-Fatholifche Gottesbienfte und Sacramentenfpenbungen unferer Zeit. „Außer 
der katholiſchen Kirche,“ fagt ber Heilige Lehrer, „kann Emeritus (Emeritus war ein 
damaliger Biſchof der Secte ber Donatiflen) Alles und Alles haben, außer das Heil. 
Er kann haben Ehre, er fann haben bad Sacrament, er kann das Halleluja fingen, er 
tann Amen antworten, er fann in feiner Hand dad Evangelium halten, er Tann ben 
Glauben an den Namen bed Vaters, bed Sohnes und des heiligen Geiftes haben und 
isn prebigen; aber nirgends als in ber katholiſchen Kirche kann er das Heil Haben.“ 
Cine andere atholifche Kirche aber, als biejenige, welche im Biſchofe von Rom ihr 
Haupt, ihren lebendigen Mittels und Einheltöpunft hat, Bat ber hl. Auguftinus nicht 
gefannt. An biefer heiligen Römiſch-katholiſchen und apoſtoliſchen Kirche alfo Halten 
wir, geliebte Didcefanen, fe, unb möge uns lieber „unfere eigene Rechte vergeffen, 
unb möge und eher bie Zunge am Gaumen eben“, ehe wir ihrer vergefien, dieſes 
wahren Serufalem, biefer unferer Mutter, bie und in Chriſtus für ben Himmel 
geboren ! J 

Dog in dem Bewußtſein, daß bie Treue ein Gnadeungeſchenk bes allbarmherzigen 
Gottes if — bad große Geſchenk ber Gnabe, mie berfelbe ebengenannte Lehrer 
fagt —, mögen wir mit bem eigenen unabläffigen eifrigen Bemühen zugleih baB uns 
abläffige eifrige Gebet verbinden! Wir Haben feither viel gebetet, und eB iſt für mich 
der größte Troft, zu wiſſen, daß in biefen Zeiten ber Bebrängnig und ber Gefahr auch 
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meine Diöcefe mit allen anderen Tidceien Deutſchlands in heiligem Gebeißelfer rũhm⸗ 
lich gemetteifert hat; aber wir haben noch nicht genug gebetet, wir müſſen nad ber 
Vorſchrift unferes heiligſten Crlöfers unaufhörlich beten. Und beſonders fellen 
wir, um biefe unfere Gebete wirfjamer und erhörungswürbiger zu machen, fie niebers 
legen vor das allerheiligite Sacrament unb in das allerheiligfie Herz Jeſu, welches bie 
Schatzkammer aller Gnaben ift. Bei Beginn ber vorjährigen Faſtenzeit babe ich mid) 
und Alle, die meiner Hirtenforge anvertraut find, biefem beiligften Herzen Jeſu ein 
für allemal gewidmet; aber der Ernft der gegenwärtigen Zeit mahnt mich, baß ich biefe 
Widmung gegenwärtig wieder erneuere, euch um freubige Zuſtimmung bittend. „O götts 
fies, o heiligites, o füßeftes Herz Jeſu, laffe Dir Doc biefe unfere Widmung gefallen; 
nimm uns bin mit Allem, wa3 wir find und befigen, und binde und an dich mit uns 
auftöslihden Banden! Vergönne und, wenn e8 draußen fo heftig um und flürmt, im 
bir eine fichere Zuflucht, gewähre du uns in biefer friedlofen Zeit jenen Frieden, ben 
uns die Welt nicht geben und nicht nehmen fann, gewährte und Stärke, Licht unb 
Troft in jeder Noth bes Lebens und einftend in der Noth des Sterbens! O göttliche, 
0 heiligfteß und ſüßeſtes Herz Jeſu, fegne du mic felbft und Alle, die mir anvertraut 
find!” Amen. 
Paderborn, am Feſte des füken Namen? Jeſu — 18. Januar — 1874. 


Der Biſchof von Paderborn. 
7 Sonrab.“ 


124) Sendfhreiben der Oberhirten der katholifchen Kirche in Preußen vom 
Februar 1874 au den hochwürdigen Klerus und die fämmtlichen 
Gläubigen ihrer Didcefen. 


„Gruß und Segen im Herren! 


Am 3. d, ift unfer theurer Mitbruder, ber hochwürdigſte Herr Miecislaus, Erz- 
bifhof von Gnefen und Pofen, verhaftet und in ein entferntes Sefängnik abgeführt 
worden. Sein Vergeben ijt Fein anderes, als daß er, ben Pflichten feines ihm von 
Gott anvertrauten Hirtenamtes treu, lieber Alles leiden, als die freiheit der Kirche 
Gottes preisgeben und bie katholiſche Wahrheit verläugnen wollte, die der Heiland mit 
feinem koſtbaren Blute befiegelt hat. 


Jenes traurige Ereigni drängt uns, bie gegenwärtig und noch vergönnte Freiheit 
zu benußen, um an Euch, geliebte Mitbrüder im Prieftertfum, und an Euch Alle, Itebe 
Didcefanen, in biefer ernten Zeit einige Worte ber Belehrung und Ermahnung zu 
"richten. . 

Bor Allem find wir es der Wahrheit, deren Diener wir find, und Euch, Geliebte 
im Herrn, über beren Seelenheil wir wachen müffen, ſchuldig, vor Gott, dem Zeugen 
und Richter der Gemwilfen, unb vor ber ganzen Welt feierlich Widerſpruch zu erheben 
gegen eine boppelte Anflage, die in ber jüngften Zeit wiber uns erhoben worden ift, 
nämlih: bag wir Mevolutionäre, Mebellen gegen bie weltliche Obrigkeit feien unb ba- 
durch herz: und gewiſſenlos die fatholiiche Kirche in Deutfchland, Klerus und Volt, in 
die gegenwärtigen ſchweren Drangfale und Gefahren gebracht hätten. 

Nein, wir find keine Rebellen. Wir haben vielmehr ſtets gelehrt und werben bi 
zum legten Athemzuge Ichten und befennen, daß wir durch Gottes Gebot im Gewiſſen 
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verpflichtet find, in allen rechtmäßigen Dingen ber beftchenden Obrigkeit Ehrerbietung 
und Gehorfam, und dem Baterlande, das Gott uns gegeben hat, Treue und Liebe zu 
beweilen; und das haben mwir nicht bloß gelchrt, fonbern danach Haben wir auch alle 
Zeit und in vollem Maße gehandelt und werben mit Gotte8 Gnade danad handeln 
unter allen Umftänben bi8 in ben Tob. 

Aber berfelbe Gott, ber und zu dieſem Gehorfam und zu biefer Treue gegen König 
und Vaterland verpflichtet, gebietet und auch, nichts zu thun, zu nichts mitzumirken, 
nichts zu billigen, ja auch zu nichts zu ſchweigen, was mit Gottes ewigem Gefege, mit 
ber Lehre Jeſu Chriſti und feiner Kirche, mit unſerem Gewiſſen in Wiberfpruch ftebt. 
Die neuen kirchenpolitiſchen Geſetze verlegen aber in weſentlichen Punkten bie von Gott 
gewollte Freiheit, bie von Bott gegebene Berfaffung und die von Gott geoffenbarte 
Lehre der katholiſchen Kirche, und eben deßhalb können und bürfen wir nicht zur Auß- 
führung berfelben mitwirken in Gemäßheit bed apoftolifgen Wortes: „Man muß 
Gott mehr gehborhen als den Menſchen.“ Apoftelg. 5, 29. 


Das haben mir vor Erlafjung dieſer Geſetze gehörigen Orts miederholt vor: 
geftellt, inftänbigft bittendb, man möge doch nicht mit ſolchen Durch nichts, auch nicht 
durch das minbefte mwirfliche Staatsintereffe geforderten Geſeyen uns, unjeren Klerus 
und alle gläubigen Katholifen in die furchtbarite Gewiſſensbedrängniß verjegen; man 
möge uns doch glauben, wa3 durch das Zeugniß aller bewährten Fatholifchen Theologen 
und Ganoniften, ja der ganzen fatholifhen Welt beftätigt wird, nämlich, daß dieſe Ge⸗ 
feße unvereinbar find mit der fatholijhen Religion und mit dem ganzen Wejen ber 
fatholifchen Kirche. 

Aber man hat auf diefe Stimmen nicht gehört; Feinen rechtmäßigen Vertreter ber 
katholiſchen Kirche, feinen Bifhof, ja nicht einmal einen treu Fatholifchen Laien, ber 
Berftändniß von unferem Glauben befitt, Hat man zu Rathe gezogen; nur auf bie 
Rathſchläge eben erft von der katholiſchen Kirche abgefallener und fie befämpfender ſo⸗ 
genannter „Altfatholifen” und einiger proteftantifchen Gelehrten, welche kein Verſtänd⸗ 
niß für den Glauben und das Xeben ber fatholifchen Kirche haben und überbieß viels 
leicht von Vorurteilen und Abneigung gegen bdiefelbe erfüllt find, hat man bören 
wollen. So mußte es denn fommen, wie es gefommen ill. Wir aber tragen nicht 
Schuld an diefem traurigen und verberbliden Conflicte, welcher zwiſchen ben beiden 
von Gott zum Wohle der Menfchheit geordneten Gemalten, zwijchen ber Kirche und 
der von Gott gefegten Obrigfeit, entftanden ift, und der die Gewiſſen von Millionen 
treuer unb gemiffenhafter Untertanen in die größte Verwirrung geftürzt bat. Dem 
Gewiſſen treu bleiben, die heiligiten Pflichten bes von Gott empfangenen Amtes er: 
füllen, den Glauben nit dur die That verläugnen, die auf göttlihem und menſch⸗ 
lichem Rechte beruhende, durch Geſchichte, Vertrag und Königswort verbürgte Freiheit 
ber Kirche und des chriftlichen Gewiſſens vertheidigen,, Eingrifje der Staatsgewalt in 
das Gebiet der Kirche abmehren, das ift feine Nebellion und beweist feine revolutionäre 
Sefinnung. Wir und unfer treuer Klerus und das gläubige Fatholifche Volk find feine 
Revolutionäre, wir find e8 nie geweſen und werden es niemals fein. 

Herz: und gemwifjenloß jollen wir ben Klerus unb die und anvertrauten Gläu— 
bigen in bie gegenwärtige Bedrängniß gebradt haben; ja, ſprechen wir ben ganzen 
Gedanken aus: durch unſeren Widerftand gegen die Maigefebe follen wir Schuld daran 
fein, daß die Fatholiihe Kirche in Preußen vielleicht einer völligen Zerſtörung preise 
gegeben wird. Aber Gott weiß es, was wir gelitten haben unb noch leiden angeſichts 
ber großen Uebel, wovon jo viele brave und gemifienhafte Priefter bereit3 getroffen 


rn 
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wurden, unb wie fehr wir wünfden, baß biefe Lelben nur uns felbft unb kelnen ber 
und Anvertrauten trefien möchten. Allein baB berechtigt und nicht, gegen unfere Ges 
mwiffenspflicgt zu Handeln. Und wenn felbft, was Gott verhüten wolle, bie Kirche ix 
unferen theneren Diöcefen, mo biefelbe ſeit Einführung bes Chriſtenthums fo Berti 
geblüht Hat, zum Schaden und vieleicht zum Untergange vieler Seelen verwüſtet wer 
dem jollte, fo ift es beſſer, baß ſolches durch fremde Schuld geſchehe, während wir mit 
Gut unb Leben Zeugniß für ben katholiſchen Glauben ablegen, als da wir ſelbſt, wie 
und zugemuthet wirb, bie Kirche in ihrem innerften Weſen zu Grunde richten helfen 
unb bazu mitwirfen, daß ihre Freiheit vernichtet, ihr Glaube unb ihre Verfaffung vers 
fälſcht und fie ſelbſt unter täufchender Beibehaltung der Außerlihen Form allmählich, 
aber fiher, nad) weſentlich unkatholiſchen Grunbfägen unb in einem unkathollſchen 
\ Geifte umgewandelt merbe. 

Chriſtus, ber Sohn Gottes, hat nit Nationalkirchen, fonbern nur Eine Kirde 
für bie ganze von ihm erlöste Menſchheit geftiftet, um ale Menfchen ohne Unterfdjteb 
der Nation in Einem Glauben und in Einer Liebe zu vereinigen. Chriſtus, ber Sohn 
Gottes, Hat bie Berfünbigung feiner Lehre, bie Spenbung feiner Gnabenmittel und bie 
Leitung des religiöfen und kirchlichen Lebens nicht ben weltlichen Machthabern, fonbern 
feinen Apofteln und ihren Nachfolgern anvertraut; und zur Bewahrung ber Einheit 
Hat er über fie ale, als oberften Hirten und Biſchof, den BI. Petrus gefept, ber in 
feinem Nachfolger, dem Papſte, fortlebt, mehhalb man nur in lebendiger Einheit mit 
ihm fatholifd fein fan. Nur dem HL. Petrus unb ben übrigen Apofleln unb ihren 
rechtmäßigen Nachfolgern hat ber Heiland bie zum Beſtehen und Gebeihen ber Kirche 
nothmwenbigen Voilmochten und Gnaben übertragen unb feinen göttlichen Beiftanb zur 
geſichert für alle Tage bis an das Ende ber Welt. 

Jene, welche dieſe Heiligen Aemter verwalten, und Ihre Gehülfen follen, dem Ir— 
diſchen zu entfagen immerbar bereit, mur für Gott unb ihr Amt leben. Richtſchnur 
ihrer Handlungen follen nicht bie Befehle oder die Gunſt irdifcher Gemalthaber, nicht 
bie wechielnden Meinungen ber Zeit fein, ſondern allein bie Lehre Chrifti, bie ewigen 
Grundfäge der von ihm geoffenbarten und feiner Kirche anvertranten Waßrheit. Diefes 
ift unſer katholiſcher Glaube. 

Dagegen wird durch die meinen kirchenpolitiſchen Gefege, im ihrer Gefammtheit 
wie in ihrem Zufammenhange durch die ganze ihnen zu Grunde liegende Auffaffung 
des Verhältniffes zwiſchen Staat unb Kirche, daB Mefen ber kirchlichen Berfaffung und 
bie von Gott gemollte unb abjolut nothwendige Celblänbigfeit ber Kirche ährini in 
ihrem eigenflen Gebiete vernichtet und fie felbft ganz und gar abhängig gemadt von 
ber jemeiligen weltlichen Gewalt, von ben in ben Minifterien herrihenden Anfichten 
und ben bie Majoritäten ber politiſchen Körperfhaften leitenden Parteiintereffen. Wie 
Tönnten katholiſche Biſchöfe zur Ausführung folder Gefege mitwirken, mie bürften fie 
dazu ſchwelgen? Wie konnte man erwarten, daß fie einer ſolchen Gefegebung, melde 
überbieg mit dem herfämmlichen Rechte unverträglich iſt, nicht nad Pflicht und Ger 
wiffen entgegentreten würben? 

Nichts AR beffer geeignet, bie Unfatthaftigfeit eines derartigen Gingreifens ber 
Staatgewalt in das Geblet ber Kirche in's rechte Licht zu ftellen, ald bie That 
ache, dab GEL in Mann, welcher allgemein befannte Grundſäte bes katholi⸗ 
, als Fatholifcher Biſchof vom Staate anerfannt und beftätigt 








mus“ iſt in feinem Urfprung und Weſen nichts Ans 
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beres als bie grunbfägliche Läugnung des Tatholiiden Glaubensſatzes von bem unfehls 
baren Lehramte ber Kirche. Es handelt ſich ihm gegenüber keineswegs allein ober auch 
wur vorzugßweife um den Glauben an bie lehramtliche Unfehlbarkeit bes apoftoliichen 
Stuhles in Saden der Glaubens: und Sittenlehre — obwohl allerdingd Petrus und 
fein apoftolifcher Lehrftuhl der unerfchütterliche Fels der Wahrheit ift, auf den Ehriftus 
feine Kirche gegrünbet Hat —, fondern darum handelt es fi vor Allem, ob in ber 
Iatholifchen Kirche dem Privaturtbeile bed Einzelnen ober einem lebendigen, vom het: 
ligen Geifte geleiteten Lehrkörper die Enticheibung in Glaubensſachen zuſteht. Denn 
keine Thatfache kann offenkundiger fein, als daß bie ganze katholiſche Kirche in Haupt 
und Sliebern, alle katholiſchen Biſchöfe der ganzen Welt ohne Ausnahme, und alle 
fetholiichen Völker daB Vaticaniſche Concil als ein allgemeines und wahrhaft gültiges 
Concil anerkennen, den „Altkatholicismus“ aber demzufolge ald eine gänzliche Abirrung 
son ben Grundſätzen ber katholiſchen Religion und als eine Rostrennung von ber fatho- 
liſchen Kirche_betrachten. Anſtatt biefe Thatſache gelten zu laſſen unb ben fogenannten 
„Alttatholifen” etwa die Mechte einer eigenen Religionsgeſellſchaft zu verleihen, beftätigt 
fr Staat in Folge ber jet herrſchenden Auffaffung, welcher auch bie Maigefete ent- 
floſſen find, die Anficht der „Altkatholifen”, als jeien fie noch immer Mitglieder ber 
fatbolifchen Kirche, ja, er führt fogar einen ber Ihrigen als „katholiſchen Biſchof“ in 
unfere Kirche ein. Das ift boch nichts Anderes als eine förmliche Uebertragung prote: 
ſtantiſcher Anſchauungen und Zuitände in die fatholifche Kirche. Wie es ber proteftan- 
tiſchen Anſchauung gemäß im Schooße bed Proteflantismus weſentlich verichiedene Rich: 
tungen und Belenntniffe bes Glaubens geben kann und gibt, fo joll ed aud in der 
katholiſchen Kirche gehalten werben; es follen in berfelben nicht bloß verſchiedene Glau⸗ 
bensbefenntniffe, ſondern auch ihrem Glauben nad verſchiedene Biſchöfe und vielleicht 
ſogar Päpfte — als Träger biefer Glaubenäbelenntniffe — neben einanber beftehen. Wo 
iR feit jener Zeit, als Kaifer Conſtantins der katholiſchen Kirche arianiſche Biſchöfe auf: 
nöthigte, je fo etwas erlebt worden? 

Wahrlich, wenn mir einem Syflem, das folche Früchte trägt, und einer Geſetz⸗ 
gebung, welche die Art an die Wurzel der Fatholifchen Kirche legt, unfere Mitwirkung 
verfagen, dann handeln mir nicht Herz: und gemiffenlo8 gegen die von Gott und ans 
vertrauten Priefler und Gläubigen, fondern mir thun nur, mas bie Gemifjenspflicht 
uns gebietet; aber unfer Herz bfutet bei bem Greuel der Verwüſtung, die über unjere 
heilige Kirche und über unſer Fatholifches Volk hereinbricht. 


Was anders auch, als die Gewalt bed Gewiſſens, die Macht unfered Glaubens 
und bie unerbittliche Pflicht fünnte uns beftimmen, bie ſchwerſten Trübjale und Be- 
drängniffe, ohne Ausficht auf menſchliche Hülfe, auf und zu nehmen? Denn was fteht 
uns bevor? Berluft unferer Habe, Gefängniß, vieleicht vorzeitiger Tod In ber Ge- 
fangenihaft. Und unferen guten, glaubenstreuen Prieftern, was flieht diefen bevor? 
Berluft ihrer Aemter, Vertreibung aus ihren Gemeinden, harte Strafen und Gefängniß. 
Was fteht unferem katholiſchen Volke bevor, wenn e8, feiner Biſchöfe und Priefter be- 
raubt, mehr und mehr der Segnungen feiner heiligen Religion verluftig gehen wird ? 
— Nur mit Entjegen können wir baran benten ! 


Und ſchon find abermals neue Firchenfeindliche Geſetze vorbereitet und ber Landes: 
sertretung im Entwurfe vorgelegt. Geſetze, welche bie Einziehung bed katholiſchen 
‚ Kirdenvermögens, die Suspenbirung ber Domcapitel — benen Handlungen zugemuthet 
werben, bie fie ohne ſchwere Gewiljendverlegung nicht vornehmen können, und bie, falls 
fie dennoch vorgenommen würben, in fi) ungültig und nichtig wären —, ferner bie 
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völlige Aufhebung jeder rechtmäßigen kirchlichen Verwaltung, mit einem Worte: bie Ver⸗ 
nichtung des ganzen wejentlichen Beſtandes ber katholiſchen Kirche in Preußen zur 
nothwendigen Folge haben werben. 


Und das hätten wir Biſchöfe leichtfinnig und frevelhaft heraufbeſchworen Waß 
hätte, fragen wir nochmals, uns zu einem Entſchluß von folder Tragweite beſtimmen 
können, wenn nicht allein der Glaube und das Gewiffen und bie klare Erkenntniß ber 
Pflichten, die beide und auflegen ? 

Doch man bat fich nicht gefcheut, zu behaupten, Ehrgeiz, Herrſchſucht, Streben 
nach irdiſcher Gewalt und eine feindfelige Gefinnung gegen Staat unb Reich feten bie 
Triebfedern unferes Handelns. Geliebte Chrijten, ihr wißt, mie ungerecht foldde Ans 
ſchuldigungen find. Wohl nie hat e8 eine Zeit gegeben, wo bergleichen Verdächtigungen 
gegen Piichöfe grunblojer, folche Vorwürfe gegenſtandsloſer waren als jept. Wahr: 
baftig, mweber wir noch unfer mit Schmach und Läfterung überhäufter Heiliger Vater 
werben von Ehrgeiz und Herrſchſucht getrieben! 


Wenn mir die Gläubigen ermahnt baben, in das Abgeordnetenhaus und den 
Reihstag Männer zu mählen, von benen wir eine Vertretung der Firchlichen Rechte 
und ber Gemifjensfreiheit erwarten fönnen, fo iſt das doch wahrlich Leine unbefugte 
oder unftatthafte Einmifhung in weltliche Angelegenheiten, fonbern eine pflichtmäßige 
Ausübung der und zum Schuge unferer Rechte noch gebliebenen gejetlichen Be⸗ 
fugniffe. 

Irdiſche Zwecke verfolgen wir nit. Wir verlangen nichts Anderes, ald daß uns 
 vergönnt fei, frei nad) unferem Glauben in Frieden zu leben. 


Auch Hält uns wahrlih nit Stolz und Uebermuth ab, und ber Staatögemalt 
zu unterwerfen, wo immer es obne Sünde gejchehen kann. Die „ſtolzen Kirchen⸗ 
fürſten“ eriftiren nur in der Einbildung derjenigen, die und als folche bezeichnen. Wir 
katholiſchen Biſchöfe find Durch eine Schule bitterer Erfahrungen gegangen, und weit ents 
fernt, die Krone und bie ftaatliche Gewalt erniedrigen zu wollen, find mir immerdar 
gern bereit zu jeder erlaubten Rückſichtnahme und Nachgiebigkeit im Geifte desjenigen, 
ber in die Melt gefommen iſt, dur Wort und Beiipiel Demuth zu lehren und Frie—⸗ 
den zu bringen. Aber wir können nichts thun, nichts billigen, nichts ſchweigend hin⸗ 
nehmen, was gegen unferen Glauben und unjer Gemifjen ift. 


Und nun, geliebte Mitbrüber, theuere Fatholtiche Chriſten, vernehmet noch eine 
dreifahe Mahnung aus väterlihdem Herzen, da mir vielleicht bald nicht mehr zu Euch 
reden können. Ihr Habt feither mit Einheit, Feltigfeit und Treue im innigften An 
ſchluß an den Gpiffopat und den Felſen Petri zu Eurer Kirche gehalten. Dafür 
Ipreden wir Euch nochmals Anerfennung und Dank aus im Namen Sefu Chrifti. 
Stehet ferner feft in Eurem heiligen Fatholifchen Glauben, in Eurer Liebe und Treue 
gegen bie Heilige Kirche! Leidet und bulbet lieber Alles, als daß Ihr fie und ihre 
Lehren im Geringften verläugnet. 


Es können bald Zeiten fommen, und für Viele von Euch find fie fhon ba, wo 
‚ Shr, ehrwürdige Priefter des Herrn, bemeijen müffet, daß Ihr wahrhaft Prieſter feib, 
Priefter, die nicht bloß das geheimnißvolle Opfer des neuen Bundes darbringen, ſon⸗ 
bern bie auch bereit find, nach dem Vorbilde ihres göttlichen Meifterd fich ſelbſt zum 
Dpfer zu bringen für bie Wahrheit der Lehre und für bie Freiheit der Kirche Gottes. 


Es können Zeiten fommen, wo die vom heiligen Geifte geſetzten rechtmäßigen 
Bifchöfe oder die von ihnen verorbneten Stellvertreter behindert find, bie Kirche Gottes 
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zu regieren. Ja, es fönnen Zeiten eintreten, wo katholiſche Gemeinben ohne Seel: 
forger, ohne Sottesbienft fein werben. So lange Ihr bann noch, liebe Diöcelanen, 
Gelegenheit habt, bei einem rechtmäßigen Prieſter bie heilige Mefje zu hören und bie 
heiligen Sacramente zu empfangen, fo thut e8 um fo eifriger unb fcheuet feine Be- 
ſchwerniß und Wibermärtigfeit. Bon einem Priefter aber, ber mit Eurem Biſchof und 
dem oberſten Hirten ber Kirche keine Gemeinſchaft bat, haltet Euch fern! 


Wenn Ihr ohne Eure Schuld bes Heiligen Opfer und ber heiligen Sacramente 
beraubt werbet, aber im Glauben feflftehet, dann wird Gottes Gnade Alled erfehen. 
Stärket euch dann gegenfeitig im Glauben. Erziehet und unterrichtet dann, chriftliche 
Eltern, Eure Kinder mit verboppelter Sorgfalt im Fatholifgen Glauben, damit fie in 
demfelben treu verharren, und Ihr felbit nach der Zeit biefer Heimjuchungen ohne Reue 
auf diefelbe zurüdbliden könnt. 


Unfere zweite Mahnung, ja unfer ausdrückliches Gebot im Namen Gotted, un⸗ 
fereß Heilandes, ift dieſes: feine Bebrängniß, fein Unrecht, das Ihr bulben müßt, darf 
je Euch fortreigen zu fündhaftem Zorne, je Euch verleiten, die Ehrerbietung und den 
ſchuldigen Gehorſam gegen die Obrigfeit und bie chriftliche Liebe gegen alle Eure Dlit- 
bürger au nur im Mindeften zu verlegen. Zeichnet Euch vielmehr gerade jetzt vor 
Allem durch Pflichttreue aus; denn jetzt, Geliebtefte, ift fo recht bie Zeit gefommen, wo 
Ihr durch bie That beweifen müſſet, wie ungerecht alle Beſchuldigungen find, und wie 
unbegründet der Verdacht ift, ald ob wir Rebellen und Baterlandslofe wären. Wir 
werben burch die That bemweifen, wie aufrichtig und ernjt wir es mit allen Gewiſſens⸗ 
pflichten halten, nicht bloß Gott und ber Kirche, fondern aud dem Staat und ber 
mweltliden Obrigkeit gegenüber. So follen wir, mahnt und ber Upoftel, bie Anjchuls 
bigungen derer widerlegen, die uns fchmähen, und lieber Unrecht leiden, als Uns 
recht thun. 

Endlich aber, und das ift unfere Ießte und angelegentlihfte Mahnung: Wanket 
niemal8 in Eurem Vertrauen auf Gott und feßet alle Eure Hofinungen auf bad Gebet! 
Flüchtet in biefer Zeit, wo wir in ber Welt Feine Hülfe finden, zum göttliden 
Herzen Eures Heilandes, ber die Welt überwunden bat und uns nicht verläßt; das⸗ 
felbe ift eine unüberwindliche Burg und eine immer offen fiehende Zuflucht in jeber 
Roth. Diefem göttlichen Herzen voll Liebe und Erbarmen empfehlen, wibmen und 


weihen wir und und alle unferer Obſorge anvertrauten Seelen für immer und alle 
Zeit, für Zeit und Ewigfeit. 


Flüchtet zur Mutter der Barmherzigkeit und ruft an bie mächtige Fürbitte aller 
unferer verflärten Brüder und Beſchützer, die am Throne Gottes ftehen, damit bie 
Zage der Trübfal abgefürzt werben. Betet indbefonbere, daB Gott, ber Alles vermag, 
denjenigen, die uns und unferen Glauben fo fehr verfennen, bie rechte Erkenntniß ver: 
leihen und thre Herzen zum Frieden lenken wolle, damit wir mwieber, wie unfere Väter 
und wir felbft in befjeren Tagen, in Sicherheit und Frieden nad unferem heiligen 
Glauben leben können. 


Betet für unferen Landesherrn, ben allergnäbigften Kaifer und König, und für 
unjer theures Vaterland; betet für bie Anliegen unferer heiligen Kirche und ihres 
Dberhauptes, bes Heiligen Vaterd. Betet für alle Bifchöfe und Priefter, indbefonbere 
aber für unferen in ber Gefangenſchaft fi) befindenden Mitbruder, den hochwürdigſten 
Herrn Erzbiſchof von Gneſen und Poſen, auf daß Gottes Gnade ihn tröften, ſtärken 
und bald wieder befreien möge! 
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Der Segen bes allmächtigen Gottes, des Vaters und bed Sohnes unb bei Gel 
ligen Geiftes fomme über Euch unb bleibe alle Zeit bei Eu! Amen. 
Im Februar 1874. 


T Paulus, Erzbifhof von Köln. F Heinrich, Fürſtbiſchof von Breslau. F Peter 
Joſeph, Biiof von Limburg. F Wilhelm Emmanuel, Bifhof von Mainz, für 
ben preußiſchen Antbeil feiner Didcefe. + Conrad, Biſchof von Paderborn. + Yos 
bannes, Biſchof von Culm. F Matthias, Blihof von Trier. + Iohann Heim 
rich, Biihof von Odnabrüd. + Lothar, Biſchof von Leufa i. p. i., Verweſer bes Wi 
Erzbisthumd Freiburg, für Hohenzollern. T Philippus, Biſchof von Ermianb. 
+Sobann Bernard, Biſchof von Münfter. F Wilhelm, Biſchof von Hildesheim.“ 


125) Schreiben Papft Pins’ IX. vom 13. April 1874 an den Weihbifchef 
Dr. Saudri von Köln bei Gelegenheit der Verhaftung des 
Erzbiſchofs Panlus. 


„Dem ehrwürbigen Bruder Johannes Antonius Friedrich, 
Biſchof von Arethuſa, zu Köln. 
Pius IX. Papit. 
Ehrmürbiger Bruder! Gruß und apoftolifchen Segen. 

Veberaus traurig ift, mas Tu, ehrwürdiger Bruder, Und melbetefl, aber überaus 
glorreih auch für bie Kirche, deren erfte Jahrhunderte vorzüglich durch Die feindlichen 
Berfolgungen fo glänzend flrahlten. Denn während jene wüthen, leuchtet bie vollkom⸗ 
mene Mebnlichfeit ber Vraut mit ihrem göttlichen Befenner, zeigt fich bie erhabene 
GSeelenftärke, welche zur Nertheidigung des Glauben und ber heiligen Rechte alle irbis 
ſchen Güter für nichts achtet, belebt und Träftigt fi ber Glaube in dem chriſtlichen 
Bolfe, werben mit Bewunderung erfüllt bie Redlichen, wenn fie auch nicht berfelben 
Gefinnung find, und wird der Same des Chriſtenthums weiter ausgeſtreut. Freilich 
find wir mit bitterm Echmerze darüber erfüllt, daß ein fo großes Unrecht der Kirche 
zugefügt wurde und ... Hand an unfern ehrmürdigen Bruder gelegt worben iſt ...; 
nit minder bedauern wir feine Lage, aber wir bürfen auch nicht vergeflen, daß 
er vielleicht nie in glänzenberem Lichte dageftanden, als ba er aus feiner Wohnung 
um ber Geredtigfeit willen in das Gefängniß geführt und ben Miffethätern beigezäplt 
mwurbe. Denn das Bild eined wahren und ebeln Triumphes gewähren bed Klerus und 
bes Volkes Trauerflagen und leben, ba3 Zufammenftrömen zahlreiher Schaaren von 
Bürgern auß der ganzen Diöcefe, die Heußerungen ber Ergebenheit, weldde ihm noch 
auf dem Wege zum Gefängniffe zu Theil wurden, das allgemeine und ofjene Belennts 
niß endlich der Chrerbietigfeit und Anhänglichkeit an dieſen Heiligen Stuhl und an 
feine Perion. Wahrlich, mer erwägt, welden ... ber Gefangene und bie ihm 
Aujubelnden unterworfen find, ber erblidt in jenem ofienfundigen Einflang zwiſchen 
der Standhaftigfeit des Hirten und ber Liebe ber Heerde eine Kraft ber Seele, einen 
Glauben, eine Frömmigkeit, eine Religiofität Aller, welche eher Glückwünſche als 
Thränen bed Mitleives hervorrufen. Obgleich deßhalb bie Nachricht, welche Dein 
Schreiben brachte, Uns mit dem bitterften Schmerze erfüllte, fo tröftete fie Uns nicht 
minder, und bieß um fo mehr, weil Wir aus ber ganzen Weiſe Deined Schreibens ers 
fannten, Du werdeſt nie von ben Spuren bed hervorragenden Oberhirten Dich ents 
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fernen und werbeft nichts unterlafien, wodurch deſſen Verluſt gemilbert und dem gläus 
bigen Volke weniger fhäblid gemacht werben könnte. Unter jo vielen Schwierigkeiten 
leben Wir für Dih um die reicäfte und mädhtigfte Hülfe vom Himmel und wünfcden, 
dab Dir ein Unterpfand berfelben der apoftolifche Segen ſei, welden Wir als Zeugniß 
. Unferes vorzüglicen Wohlwollens dem vortrefilihen und alles Lobes würbigen Erz: 
Kidyofe von Köln, Dir, ehrwürbiger Bruder, bem ganzen Kleruß unb allen Gläubigen 
jener Erzdisceſe aus tiefftem Herzen vol Liebe ertheifen. 
Gegeben zu Rom bei St. Peter, am 13. April d. 3. 1874, im achtundzwanzig⸗ 
Ken Jahre Unferes PBontificates. 


(ge3.) Pius IX., Papſt.“ 


: 126) Eingabe des Aletropolitancapitels zu Köln an den Landtag, betreffend 
den Gefehentwurf über die Verwaltung erledigter katholifcher 
Bisthümer, vom 30. März 1874. 


„Dem hohen Haufe der Abgeorbneten ift von dem Königlichen Staatdminijterium 
der Entwurf eined Geſetzes über die Verwaltung erledigter Bisthümer vorgelegt worben, 
welcher namentlih auch die Stellung der Domcapitel weſentlich berührt. Tas unters 
zeichnete Metropolitan:Tomcapitel von Köln hält ed deßhalb für feirie Pflicht, die Auf: 
meıfjamfeit auf einige ber gemwichtigen Bedenken hinzulenken, welche ber Annahme biejed 
Geſetzentwurfs entgegenitehen. 

Daß erfte und widhtigfte Bedenken bezieht fi auf bie Tragweite, welche ber rich: 
terlicden Entſcheidung eineß weltlichen Gerichts, des auf Erund bed Gefehes vom 12. Mai 
1878 eingejegten Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten, auf firchlichem 
Gebiete gegeben werben fol. Wie aus den Beitimmungen bed Entwurfes und deſſen 
Motiven hervorgeht, ſoll durch das Urtheil jenes weltlichen Gerichtähofes das Band, 
welches ben Bijchof mit feiner Diöcefe verbinbet, gelöst, er feiner firchlichen Gewalt ent: 
kleidet, und eine eigentliche Amtserledigung im kirchlichen Sinne, wie durch ben phyſi⸗ 
fen Tob, herbeigeführt, das Domcapitel aber berechtigt, verpflichtet, ja durch ftrenge 
Strafen gezwungen werben, einen Bisthumsvermefer, wie bei mwirflich eriebigtem biſchöf⸗ 
lichem Stuhle, zu ermählen. Mit einer ſolchen Zeftimmung verläßt der Entwurf bas 
Raatlide Gebiet und betritt das rein Firchlihe. Denn die mefentlide Gewalt be 
Biſchofs ift eine rein Firchliche, Feine ſtaatliche. Sie ift ihm von ber Kirche übertragen, 
nicht vom Staate, und Tann ihm auch nur von ber Kirche, nicht vom Staate ent: 
zogen werben. 

Diefe Auffafjung von ber biſchöflichen Gemalt ift bem Katholiken nicht eine dem 
möglichen Wechſel untermorfene bisciplinare Einrichtung, fie beruht ihm in ber unab: 
änderlichen Glaubenslehre und bildet die Grundlage feiner Anſchauung von der Kirche. 
Der Katholif glaubt, daß der göttliche Stifter der Kirche alle kirchliche Gewalt nicht 
ben weltlichen Obrigfeiten, jondern nur ben von Ihm auderwählten Apofteln übergeben 
hat, und daß biefe Gewalt von den Apofteln auf deren Nachfolger, den Papſt und bie 
mit dem Papfte in Verbindung ſtehenden, rechtmäßigen Biichöfe übergegangen if. Nur 
die von biefer durch Chriſtus in der KKirche eingejegten Obrigkeit ausgehende ober über: 
tragene Gewalt betrachtet ber Katholif auf kirchlichem Gebiet als eine rechtmäßige und 
als mit Erfolg wirffame, und ihm ift ber Glaube an bie von Chriſtus bevollmädhtigte 
lirchliche Obrigkeit unzertvennlic von dem Glauben an eine heilige fatholljche und apos 
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Der Segen bed allmädjtigen Gotteß, bed Vaters und des Sohnes und beB hel⸗ 
ligen Geiftes fomme über Euch und bleibe alle Zeit bei Euch! Amen. 
Im Februar 1874. 


T Baulus, Erzbifhof von Köln. F Heinrich, Fürſtbiſchof von Breßlau. F Peter 
Joſeph, Biſchof von Limburg. F Wilhelm Emmanuel, Bildof von Mainz, für fi 
ben preußiſchen Antheil feiner Didcefe. F Conrad, Biſchof von Paderborn. + Jos 
bannes, Bilhof von Culm. + Matthias, Biſchof von Trier. + Zobann Heim 
ri, Bilhof von Osnabrück. + Lothar, Biſchof von Leufa i. p. i., Verweſer beB 
ErzbistHumd Freiburg, für Hohenzollern. + Philippus, Biſchof von Ermland. 
T3obann Bernard, Biſchof von Münfter. FT Wilhelm, Biſchof von Hildesheim.“ 


125) Schreiben Papft Pins’ IX. vom 13. April 1874 an den Weihbifchof 
Dr. Saudri von Köln bei Gelegenheit der Verhaftung des 
Erzbifchofs Paulus. 


„Dem ehrwürdigen Bruber Johannes Antonius Friedrich, 
Biſchof von Arethuſa, zu Köln. 
Pius IX. Papit. 
Ehrmürbiger Bruder! Gruß und apoftoliihen Segen. 

Ueberaus traurig ift, was Tu, ehrwürdiger Yruder, Uns melbetefl, aber überaus 
glorreih auch für die Kirche, beren erfte Jahrhunderte vorzüglich durch bie feindlichen 
Berfolgungen fo glänzend firahlten. Denn während jene wüthen, Teuchtet die vollkom⸗ 
mene Wehnlichkeit ber Braut mit ihrem göttlichen Befenner, zeigt fich bie erhabene 
Seclenftärke, welche zur Tertheibigung des Slaubend und der heiligen Rechte alle irbis 
ſchen Güter für nichts achtet, belebt und Fräftigt fi ber Glaube in dem chriſtlichen 
Bolfe, werden mit Bewunderung erfüllt die Reblichen, wenn fie auch nicht berfelben 
Gefinnung find, und wird ber Same bed Ghriftenthums weiter ausgeſtreut. freilich 
find wir mit bitterm Echmerze darüber erfüllt, daß ein fo großes Unrecht ber Kirche 
zugefügt wurbe und... Hand an unfern ehrwürdigen Bruder gelegt worben if... .; 
nicht minder bedauern wir feine Lage, aber wir dürfen aud nicht vergeflen, daß 
er vielleiht nie in glänzenderem Lichte dageſtanden, ald da er aus feiner Wohnung 
um ber Gerechtigkeit willen in das Gefängniß geführt und ben Miffethätern beigezäplt 
wurbe. Denn das Bild eines wahren und edeln Triumphes gemähren bes Klerus und 
bes Volkes Trauerklagen und leben, dad Zufammenftrömen zahlreicher Schaaren von 
Bürgern auß ber ganzen Diöcefe, die Aeußerungen ber Ergebenheit, welche ihm noch 
auf dem Wege zum Gefängniffe zu Theil wurben, das allgemeine und offene Bekennt⸗ 
niß endlich der (Fhrerbietigfeit und Anbänglichfeit an diefen heiligen Stuhl und an 
feine Perſon. Wahrlih, mer erwägt, welden .. .. der Gefangene und bie ihm 
Zujubelnden unterworfen find, der erblidt in jenem offenfundigen Einflang zwiſchen 
der Stanbhaftigfeit des Hirten unb ber Liebe ber Heerbe eine Kraft der Seele, einen 
Glauben, eine Yrömmigfeit, eine Religiofität Aller, welde eher Glückwünſche als 
Thränen des Mitleides hervorrufen. Obgleich deßhalb die Nachricht, welde Dein 
Schreiben brachte, Uns mit dem bitterften Schmerze erfüllte, jo tröftete fie Uns nicht 
minber, und bieß um fo mehr, weil Wir aus ber ganzen Weiſe Deined Schreibens ers 
fannten, Du werbeft nie von ben Spuren des hervorragenden Oberhirten Dich ents 
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ſernen unb werbeft nichts unterlaffen, wodurch deſſen Verluſt gemilbert und bem gläus 
bigen Bolfe weniger fhäblih gemacht werben könnte. Unter jo vielen Schwierigfeiten 
eben Mir für Did um die reichte und mädtigfte Hülfe vom Himmel und wünſchen, 
Sa Dir ein Unterpfanb berfelben der apoftoliiche Segen ſei, welchen Wir ald Zeugniß 
Unferes vorzügliden Wohlwollens dem vortrefflichen unb alled Lobes mwürbigen Erz= 
biſchofe von Köln, Dir, ehrwürbiger Bruder, bem ganzen Kleruß und allen Gläubigen 
jener Erzbiöcefe aus tiefftem Herzen voll Liebe ertheilen. 


Gegeben zu Rom bei Et. Peter, am 13. April d. 3. 1874, im achtundzwanzig⸗ 
Ben Jahre Unferes Pontificates. 


(ge3.) Pius IX., Papſt.“ 


126) Eingabe des Aleiropolitancapitels zu Köln an den Landtag, betreffend 
den Gefebentwurf über die Verwaltung erledigter katholifcher 
Bisthümer, vom 30. März 1874. 


„Sem hoben Haufe der Abgeorbneten ift von dem Königlichen Staatsminijterium 
ber Entwurf eined Geſetzes über die Verwaltung erledigter Bisthümer vorgelegt worden, 
welcher namentlich auch die Stellung der Tomcapitel mwejentlih berührt. Das unters 
zeichnete Metropolitan-Tomcapitel von Köln hält es deßhalb für feine Pflicht, die Auf: 
merfjamfeit auf einige der gewichtigen Bedenken Binzulenfen, welche der Annahme dieſes 
Geſetzentwurfs entgegenitehen. 

Das erſte und wichtigſte Bedenken bezieht ſich auf die Tragweite, welche ber rich: 
terliden Entſcheidung eines weltlichen Gerichts, des auf Erund bes Geſetzes vom 12. Mai 
1878 eingejegten Königlichen Gerichtöhofes für firchliche Angelegenheiten, auf kirchlichem 
Gebiete gegeben werben fol. Wie aus ben Beflimmungen bed Entwurfes und befjen 
Motiven hervorgeht, ſoll burdy das Urtheil jenes weltlichen Gerichtshofes das Band, 
welches den Biſchof mit feiner Diöcefe verbindet, gelöst, er feiner kirchlichen Gewalt ent⸗ 
kleidet, und eine eigentliche Amtderlebigung im kirchlichen Einne, wie durch den phyſi⸗ 
fen Tod, herbeigeführt, dad Tomcapitel aber berechtigt, verpflichtet, ja durch firenge 
Strafen gezwungen werben, einen Bisthumsverweſer, wie bei wirklich erlebigtem bijchöfs 
lichem Stuhle, zu ermählen. Diit einer ſolchen Beſtimmung verläßt ber Entwurf das 
Raatliche Gebiet und betritt das rein Firchlihe. Denn bie wejentlihe Gewalt bes 
Biſchofs ift eine rein Firchliche, feine ſtaatliche. Sie ift ihm von ber Kirche übertragen, 
nit vom Staate, und kann ihm auch nur von ber Stirche, nicht vom Staate ent⸗ 
zogen werden. 

Diele Auffaffung von ber bifhöflihen Gewalt ift dem Katholiken nicht eine dem 
möglichen Wechfel untermorfene disctplinare Einrichtung, fie beruht ihm in ber unab: 
änberliden Glaubenslehre und bildet die Grundlage feiner Anſchauung von ber Kirche. 
Der Katholif glaubt, daß der göttliche Stifter ber Kirche alle kirchliche Gewalt nicht 
den weltlichen Obrigfeiten, fondern nur ben von Ihm auserwählten Apofteln übergeben 
hat, und daß biefe Gewalt von ben Apofleln auf deren Nachfolger, den Papſt und bie 
mit dem Papfte In Verbindung flehenden, rechtmäßigen Biſchöfe übergegangen ifl. Nur 
bie von dieſer Durch Chriſtus in der Kirche eingejegten Obrigfeit ausgehende ober über: 
tragene Gewalt betrachtet ber Katholit auf kirchlichem Gebiet als eine rechtmäßige und 
ald mit Erfolg wirkjame, und ihm iſt ber Glaube an die von Chriftuß bevollmächtigte 
tirchliche Obrigkeit ungertrennlic von dem Glauben an eine heilige fatholiide und apo⸗ 
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ſtoliſche Kirche. Daher ift auch ber Katholik fo fchmerzlich berührt unb empfinbet 
ed jo tief, wenn er einem Angriff auf bie Kirchliche Gewalt bed Papſtes unb It 
Biſchöfe gegemübergeftellt wird; denn biefe kirchliche Gewalt iſt ihm ein Glauben 
artifel, und er weiß, daß mit dem Aufgeben biefer kirchlichen Gewalt ber Upof 
und ihrer Nachfolger die fatholifche Kirche nicht bloß geichäbigt, fonbern zerflört wi 


Da nun nach der katholiſchen Kirchenverfaſſung nur Einer, ber Bifchof, Die al 
meine und umfajjende, wenn auch dem Papſte untergeorbnete, Kirchengewalt in d 
Tiöcefe Haben Tann, fo kann außer dem Einen auch Fein Zweiter fie befiten. So Ian 
ber bijchöfliche Stuhl nicht durch ben phyſiſchen Tod oder dur eine vom Papſte aı 
genonmene Verzichtleiftung oder eine von biefem nad den kirchlichen Satzungen au 
geiprochene Berfegung oder Abfegung bed Bijchofs erledigt ift, geht bie bifchöfliche Juri 
diction nicht auf das Domcapitel über, und fo lange kann fein Mitglied eines ſolch 
an ber Beitellung eines Bisthumsverweſers ſich betheiligen. Ein ſolches Unterfang 
wäre nicht ein bloßes Vergehen gegen bie Kirchenordnung, fonbern eine thatſächlit 
Läugnung ber kirchlichen Glaubenslehre und ein Aufgeben der Kirchenverfaffung in ihr 
Grundlage. Würben fi auch die Mitglieder bes mahlberechtigten Domcapitels dur 
Strafandrohungen zu einer Wahl beftimmen laſſen, jo würde dadurch an ben rechtlich: 
Berbältniffen nichts geändert ; ſolche Priefler würden bie Gläubigen ſchwer ärgern un 
verbienter Verachtung verfallen, aber ihr erzmungener und fimontfliicher Wahlact wür 
eine ihmen felbft nicht zuftchende Surisdiction auch auf ben Gewählten nicht zu übe 
tragen vermögen. Das Scheinwerf könnte höchſtens bie minder unterrichteten Gläubigı 
täufchen und betriigen, was die Echulb der Wähler erichweren würde. Es würde ab 
auch den thatſächlichen Beweis liefern, daß in Preußen bie katholiſche Kirche, wie d 
Katholiken fie verjtehen, ftaatlich aufgehoben jet und gejeglich zu beftehen aufgehört haf 
eine Tragmeite dieſes Geſetzentwurfes, welche bei defjen Aufftelung wohl ſchwerlich bea 
fihtigt war, aber gleichwohl nothmwenbig in deſſen Beſtimmungen enthalten ift. 

Ein zweites Bedenken bezieht fich auf den Eingriff, welchen dieſer Geſetzentwu 
nach unserer Ueberzeugung in das der Fatholiichen Kirche zuftehende Bermögendted 
macht. Dieſes der vömifch-Fatholiichen Kirche innemohnende Recht auf den Befit w 
Genuß ihres Vermögens und auf die Gelbftändigfett in ber Verwaltung besjelben ‘ 
auch nach bem Gejege vom 5. April 1873 durd bie Verfajjungsurfunde unferer M 
narchie anerkannt und gemährleiftet. Die Art. 6 und 7 des vorliegenden Geſetzen 
murfes wollen nun im Widerſpruche mit jenem Rechte und jenem Grundſatze der Ve 
fafjung dem Staate die Befugniß übertragen, dad dem biſchöflichen Etuhle gehören! 
und der Verwaltung des zeitmeiligen Biſchofs unterliegende Vermögen, deijen Obfor; 
durch die auch von ber Königlichen Staatregierung anerfannten und ausbrüdlih b 
Rätigten kirchlichen Vorjchriften während ber Eebisvacanz dem Tomcapitel, bezichung 
weije dem von biefem zu beftellenden Sapitularpicar oder Deconomus zufteht, ber Firc 
lichen Berwaltung zu entziehen und auf Koften dieſes Vermögens durch einen ftaa 
liden Sommifjar birect verwalten zu lafjen; ja dieſer ſtaatliche Commiſſar ſoll fog« 
mit der rein Firchlichen Gewalt ber dem geiftlichen Obern zujtehenden Oberaufſicht üb 
das geſammte Fatholiiche Kirchengut in ber Didcefe ausgerüftet und zu ben Vermögen 
dispoſitionen ermächtigt werben, welche in diefem Obcraufjichtsrechte nad den Kirche: 
gelegen liegen, ohne daß er über feine Amtsführung dem neuen Bilchofe au m 
Rechenſchaft abzulegen verpflichtet wäre. Durch eine meitere Beitimmung jenes En 
wurfes ſoll ber Miniiter ber geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt werben, bie Einb 
haltung der zum Unterhalte des mwahlberedgtigten Domcapitels beflimmten Staatämitt 
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zu verfügen, falls dieſes ben Vorichriften biefe8 Entwurfs bezüglich ber Ernennung cineß 
Berweiers für die nach kirchlichem Rechte nicht erledigte Didcefe nicht glaubt entiprechen 
» !önnen. Wenn nun aud die durch Staatsvertrag Übernommene Verpflichtung, ben 
Tanonicaten ber Domftifter eine Dotation in liegenden Gründen zu überweifen, von 
ber Königlichen Staatsregierung noch nicht zur Ausführung gebracht worben ift, fo 
haben bie Domcapitulare auf bie bis zur Ausführung jener vertragsmäßigen Verpflich⸗ 
tung zu zahlenden Beträge doch den gleihen Anſpruch, als wenn biefelben aus einer 
son ihnen felbft verwalteten Dotation bezogen würben; und wenn der Gefeßentmwurf, 
mm Zwecke, durch biefe materielle Schädigung eine Nachgiebigfeit ber Domcapitulare 
gegen Anorbnungen zu erlangen, welche ihren beiligften Pflichten unb ihrer von Staats⸗ 
wegen (für Köln unter dem 6. Mat 1825) ausbrüdlich genehmigten Verfaſſung wiber: 
freben, dem Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten bie Befugniß ertheilen will, ihnen 
anf dem Verwaltungswege ihr ganzes Einkommen zu entziehen, jo fünnen wir in einer 
folgen Befugniß, deren Anwendung allein durch die Nichtausführung einer vertragd- 
mäßigen Verpflichtung ber Königlichen Staatsregierung ermöglicht ift, nur einen Ein- 
gift in bie Heiligleit des Eigenthums erfennen, einen Eingriff, welcher, von der Staats: 
ugierung felbft ausgehend, bie ohnehin in unferer Zeit jo vielfach untergrabene Ach⸗ 
tung vor ber Unverleglichkeit bed Eigenthums noch meiter erjchüttern wird. 

Ein fernerer Punkt, in welchem ber Entwurf weſentlich rein kirchliche Rechte und 
Bfichten ber Biichöfe und beziehungsweiſe der Tomcapitel an die Staatögewalt über: 
tragen will, Itegt in den Art. 14—19. In dieſen Artifeln fol die dem Biſchofe und 
bei erlebigtem biſchöflichen Stuhle dem Domcapitel und dem Bisthumsverweſer oblies 


| gende Fürforge und Vollmacht Hinfichtlih der Verwaltung ber Seeljorge und ber Be- 


Kung ber kirchlichen Aemter, für ben Fall, daß bie Staatdregierung einen ftaatlichen 
Commiſſar zur Verwaltung des Vermögens des biſchöflichen Stuhles ernennt, jenen 
genommen unb bei ben ‘Batronatsftellen ben Patronen übertragen werben, deren jeit 
Jahrhunderten beſtehende Rechte anderſeits durch diefen Entwurf beeinträchtigt werben, 
da in bemjelben bie den Patronen zur Uebung ihres WPräjentationsrechte von dem 
canoniſchen Rechte gewährte Friſt, welche bei dem Laienpatronate vier, bei bem geift: 
Ligen ſechs Monate beträgt, ohne Angabe irgend welchen Grundes auf zwei Monate 
fich verkürzt findet. Bei den übrigen geiſtlichen Stellen, ober falls der Patron bie ihm 
nah der Berfafjung der Kirche nicht zuftehende Belegung nicht vornimmt, fol biefe 
Verleihung bes geiftlichen Amtes den Gemeinden, beziehung3meije einer auch nur auß 
zehn großjährigen Gemeinbegliebern beftehenben Verſammlung zugeftanden werben. So 
beanſprucht alfo biejer Entwurf für die weltliche Obrigfeit das Recht, durch einen viel- 
leicht nicht einmal katholiſchen Patron oder Durch zehn Gemeindeglieder, welche im 
Genuſſe ber bürgerlichen Ehrenrechte fein folen, von welchen aber ber Vollbeſitz ber 
lürchlichen Rechte nicht einmal verlangt wird, einen Tatholiihen Seeliorger zu ernennen, 
b. 5. die Vollmacht zur Verkündigung der Fatholiihen Glaubenslehre, zur Leitung der 
Gewiſſen der Katholiken, zum Beichthören und überbaupt die Grmädtigung zu geift: 
lichen Amtshandlungen facramentaler und rechtlicher Natur zu ertheilen ; alle3 rein geift: 
lide Vollmachten, welche nad der fatholifchen Glaubenslehre nur Durch die von Chriſtus 
in der Kirche aufgeitellten Oberen oder in deren Auftrag übertragen werden können. 


Wir enthalten und, weitere Bedenken hervorzuheben, welche der Annahme bes 
vorliegenden Sejeßentwurfeß entgegenfiehen. Ein alter Rechtögrundfaß (c. Erit autem 
2. Dist. 4.) bezeichnet als GErfordernifje eines Geſetzes: „Erit autem lex honesta, 
justa, possibilis, secundum naturam, secundum patriae consuetudinem, loco tem- 
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porique conveniens, necessaria, utilis, manifesta quogue ... nullo privato eom- 
modo, sed pro communi omnium utilitate conscripta.” Nach unferer tiefften Leber 
zeugung find biefe Erforberniffe bei dem vorliegenden Entwurfe nicht vorhanden, und 
ift derjelbe vielmehr unvereinbar mit ber Tatholifchen Glaubendlchre, mit ben weſenb 
lien Grundlagen ber Verfaffung der Tatholifhen Kirche, mit beren durch bie Ber 
faſſungsurkunde feierlich anerfannten und gemwährleifteten Rechten, mit ben Töniglichen 
Zufagen, welche ben Rheinlanden bei der Befitergreifung burch bie Krone Preußens 
gemacht wurben, mit der Gemiffenzfreiheit und ben berechtigten religiöfen Intereſſen 
der Millionen preußifcher Katholifen und mit den Grundſätzen, durch welche die preußifce 
Monardie im innern Frieden eritarft und groß geworben if. Wir geben und ber 
fetten Hofinung hin, bie hervorgehobenen Bedenken werben binreichen, um bie Bitte 
zu begründen: 

Das hohe Haus der Abgeordneten (hohe Herrenhaus) wolle bem vorliegen 
den Entwurfe eines Geſetzes über bie Verwaltung erlchigter Fatholijcher Bis: 
thümer bie verfafjungsnäßige Zuftimmung verfagen. 

Köln, 30. März 1874. 
Dad Metropolitan:Domcapitel. 


(gez.) Münden, ss. Theol. et U. J. Dr. Tompropft, Königl. geiſtl. Rath, Erzb. 

Official c. Baudri, Dombehant. Dr. Broir, Bomcapitular. Reinarz, Doms 

capitular. Halm, Donicapitular und Dompfarrer. Dr. Dumont, Domcapitular. 

Dr. Kir, Domcapitular. Dr. Kleinheidt, Tomcapitular. Dr. Heufer, Doms 
capitular. Welter, Tomcapitular.” 


127) Gefeh über die Verwaltung erledigter katholifcher Sisthümer. 
Dom 20. Aai 1874. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc., verorbnen, mit 
Buftimmung beider Häufer bes Landtages, für den Umfang der Monardie, was folgt: 

F 1. In einem katholiſchen Bisthume, beffen Stuhl erlebigt ift, bürfen die mit 
bem bijchöflihen Amte verbundenen Rechte und geiftlihen Verrihtungen, indgefammt 
ober einzeln, fomweit fie nicht die Güterverwaltung betrefien, bis zur Einfeßung eines 
ftaatlih anerkannten Bifhofs nur nach Maßgabe ber folgenden Beſtimmungen biejes 
Geſetzes ausgeübt werden. 

F 2. Wer biföfliche Rechte ober Verrichtungen ber im $ 1 bezeichneten Art auß; 
üben will, hat dem Oberpräfidenten ber Provinz, in welcher fich der erledigte Biſchofsſitz 
befindet, hiervon unter Angabe bes Umfangs der auszuübenden Rechte jchriftlicde Mit: 
theilung zu machen, babei den ihm ertheilten Firdhlichen Auftrag darzuthun, ſowie den 
Nachweis zu führen, daß er die perfönlichen Eigenichaften befigt, von denen das Geſetz 
vom 11. Mai 1873 (Geſetz-Sammlung 1873, ©. 191) bie Uebertragung eines geiftlichen 
Amtes abhängig macht. AZugleich hat er zu erflären, daß er bereit fei, ſich eiblich zu 
verpflichten, dem Könige treu und gehorfam zu fein unb bie Geſetze des Staates zu 
befolgen. 

F 3. Innerhalb zehn Tagen nah Empfang ber Mittheilung kann der Ober: 
präfibent gegen bie beanipruchte Ausübung der im $ 1 genannten bijchöflichen echte 
oder Verrihtungen Einfpruch erheben. Auf die Erhebung des Einſpruchs finden bie 


, 
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richriften bes F 16 bed Geſetzes vom 11. Mai 1878 (Gefek-Sammlung 1. o.) mit 
Mafgabe Anwendung, daß bie Berufung bei bem Gerichtshofe für kirchliche An⸗ 
egenheiten nur innerhalb zehn Tagen zuläffig if. 

Wenn kein Einiprud) erhoben ober ber Ginfpruch von bem Gerichtshofe fir kirch⸗ 
e Angelegenheiten verworfen worben ift, erfolgt bie im $ 2 vorgeſchriebene eibliche 
pflihtung vor dem Oberpräfidenten ober einem von bemfelben ernannten Com⸗ 
ſſarius. 

$ 4. Wer vor ber eidlichen Verpflichtung biſchoͤfliche Rechte ober Verrichtungen 

:im $ 1 bezeichneten Art ausübt, wird mit Gefängniß von ſechs Monaten bis zu 
ei Jahren beitraft. 

Diefelbe Strafe trifft den perfönlichen Vertreter oder Beauftragten eines Biſchofs 
Imeralvtcar, Official u. f. m.), welcher nad) Erlebigung bes bifchöflichen Stuhles 
tfährt, bifchöfliche Rechte oder Verrichtungen auszuüben, ohne anderweit in Gemäßheit 
66 2 und 3 die Befugniß zur Ausübung berjelben erlangt zu haben. 

Die vorgenommenen Handlungen finb ohne rechtliche Wirkung. 

F 5. Kirchenbiener, weldde auf Anordnung ober im Auftrage eines ſtaatlich nicht 
erfannten ober in Folge gerichtlichen Erkenntniſſes aus feinem Amte entlaffenen Bis 
ofs ober einer Perfon, welche bifchöfliche Rechte ober Verrichtungen ben Vorfchriften 
ſes Geſetzes zuwider ausübt, ober eined von biefen Perfonen ernannten Vertreter 
atshandlungen vornehmen, werben mit Geldſtrafe bis zu Einhundert Thalern ober 
t Haft oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre, und wenn auf Grund eineß foldhen 
iftrags bifchöfliche Rechte oder Verrichtungen ausgeübt ſind, mit Gefängniß von ſechs 
onaten bis zwei Jahren beſtraft. 

66. Wenn bie Stelle eines Biſchofs in Folge gerichtlichen Urtheils erledigt 
irben ift, hat der Oberpräfibent das Domcapitel zur fofortigen Wahl eines Biſsthums⸗ 
rweſers (Capitelsvicars) aufzuforbern. 

Erhält ber Oberpräfibent nicht innerhalb zehn Tagen Nachricht von ber zu Stande 
kommenen Wahl ober erfolgt nicht binnen weiteren vierzehn Tagen die eidliche Ver: 
lichung des Gemählten, fo ernennt ber Minifter der geiftliden Angelegenheiten einen 
mmiffarius, welcher das dem bifchöflichen Etuhle gehörige und das ber Verwaltung 
Bfelben oder bed jeweiligen Biſchofs unterliegende bewegliche und unbemwegliche Ver: 
dgen in Verwahrung und Verwaltung nimmt. Zwangsmaßregeln, welche erforberlidh 
ben, um das Vermögen ber Verfügung bed Commiffard zu unterwerfen, trifft ber 
berpräfident. 

Derfelbe ift befugt, ſchon vor Ernennung des Commtffard und felbft fon bei 
Haß ber Aufforderung an dad Domcapitel das im Borftehenben bezeichnete Bermögen 

Verwahrung zu nehmen und bie hierzu erforberliden Maßregeln nöthigenfalls 
angsweiſe zu trefien. 

6 7. Die Beſtimmungen be $ 6 finden gleihfall Anwendung: 

1. wenn in einem Falle, in welchem die Etelle eines Biſchofs In Folge gericht⸗ 
lichen Urtheil® erlebigt if, der Bischumsverwefer aus feinem Amte ausichelbet, 
ohne daß die Einſetzung eines neuen, flaatlih anerfannten Biſchofs flatt- 
gefunden hat, und 

3. wenn in anberen Fällen der Erlebigung eines biſchöflichen Stuhles biſchöfliche 
Rechte ober Berrichtungen von Perfonen außgeübt werben, welche ben Erfor⸗ 
dernifien der SS 2 und 3 nicht entipredhen. 

$ 8. Die Beſtimmungen des $ 6 über bie Zeftellung eined Commiſſarius zur 

GuiturfaupfsUcten. 16 
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Verwaltung des bort bezeichneten Bermögens, ſowie über die Beſchlagnehane Hefe :i 

mögens finden ferner tu allen Zällen Anwendung, wenn ein exlebigter BEHHTIANEN 
nicht innerhalb eines Jahres nad) ber Erlebigung wit einem Bantidh auatgunien, nn 
ſchofe wieder beſetzt iſt. 

Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt ermäditigt ‚we dein ” 
Yängern. 

6 9. Die Berwaltungsbefugniife bes Biichofs gehen auf ben Gommifferins | 

Die Koften ber Verwaltung werben aus bem Vermögen vorweg eninsmmen. 

Der Commiſſarius vertritt ben biſchöflichen Stuhl ober ben Biſchof als ſolchen 
allen vermögensrechtlichen Beziehungen nach Außen. Er führt bie dem Bifchof zufichenk 
obere Verwaltung und Aufficht über das kirchliche Vermögen in dem Biichäflidhen 
Sprengel, einſchließlich des Pfarr, Vicarier, Gaplaneis und Gtiftungsvermögent, 
über das zu kirchlichen Zwecken befiimmte Vermögen aller Art. 

Der Commiſſarius wirb Dritten gegenüber durch bie mit Siegel unb Unterfährift 
verjehene Ernennungsurfunde aud in den Fällen legitimirt, in welchen die Gefebe eine 
Specialpollmacht ober eine gerichtliche, notarielle ober anderweitig beglaubigte Vollmacht 
erfordern. 

F 10. Die Verwaltung des Commiſſars endet, fobald ein in Gemäßheit ber Bor: 
fchriften dieſes Geſetzes gültig beſtellter Bisthumsſsverweſer (Gapitelövicar) die Biſthums⸗ 
verwaltung übernimmt, ober ſobald die Einſetzung eines ſtaatlich anerkannten Biſchoft 
ſtattgehabt hat. 

Der Commiſſarius iſt für ſeine Verwaltung nur der vorgeſetzten Behörde verant⸗ 
wortlich, und die von ihm zu legende Rechnung unterliegt der Reviſion der König⸗ 
lichen Oberrechnungskammer in Gemäßheit der Vorſchrift des F 10 Nr. 2 des Geſetzez 
vom 27. März 1872 (Geſetz-Sammlung 1872, ©. 278). Eine anderweite Verant⸗ 
wortung ober Rechnungslegung findet nicht flatt. | 

F 11. Der Oberpräfident bringt die nach ben Porfchriften dieſes Geſetzes erfolgte 
Beitellung bes Bisthumsverwejers, jowie die Ernennung des Commiſſars unter Angabe 
bes Tage, an welchem ihre Amtsthätigkeit begonnen hat, ingleichen das Erlöſchen ber 
Amtsthätigkeit und den Tag bedjelben durch den StaatBanzeiger, fomwie durch ſämmt⸗ 
liche Amts» und Kreisblätter, weldde in dem bijchöflichen Sprengel ericheinen, zur Öffents 
lien Kenntniß. 

F 12. Die Anwendung der SG 6 bis 11 wird dadurch nicht außgeichloffen, daß 
das Domcapitel für bie Dauer ber Erledigung bes biſchöflichen Stuhles einen beion- 
beren Bermögendverwalter (Defonomen) beftelt ober jelbft die Verwaltung übernommen 
baf, oder daß eine befondere biſchöfliche Behörde für dieſelbe beftebt. 

F 18. Während ber Dauer einer commiſſariſchen Verwaltung In ben Fällen ber 
SS 6 und 7 ift Derjenige, welchem auf Grund des PBatronats ober eines fonftigen 
Rechtstitels in Betreff eines erlebigten geiftlichen Amtes bad Präfentationd: (Nomi⸗ 
nations⸗, Vorſchlags⸗) Recht zufteht, befugt, das Amt im Falle ber Erlebigung mwieber 
zu bejegen und für eine Stellvertretung in bemjelben zu forgen. 

F 14. Macht ber Berechtigte von diefer Befugniß Gebrauch, fo kommen die Vor: 
ſchriften des Geſetzes vom 11. Mai 1873 zur Anwendung. Die im $ 22 Abf. 1 daſelbſt 
bem geiftlicden Oberen im Falle geſetzwidriger Amtsübertragung angebrohte Strafe trifft 
in gleidem Falle ben Berechtigten. 

F 15. Wenn ber Beredtigte innerhalb zwei Dionaten, von ber bazu eröffneten 
rechtlichen Möglichkeit an gerechnet, für eine Stellvertretung nicht forgt ober Innerhalb 
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hreßfrik bie Stelle nicht wieber beſeht, fo geht feine Befugniß auf bie Pfarr⸗ (Sillal-, 
pellen= u. |. mw.) Gemeinde über. 

Die Gemeinde hat bie im $ 18 bezeichneten Yefugniffe in allen Fällen, in welchen 

Präfentationsberechtigter nicht vorhanden if. 

$ 16. Liegen bie Borausfegungen bed F 15 vor, fo beruft ber Landrath (Amt: 
am), in Stabtkreifen der Bürgermeifter, auf den Antrag von mindeſtens zehn groß» 
rigen, im Befite ber bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen, männlichen Gemeindemit⸗ 
ebern, welche nicht einem mitwählenden Familienhaupte untergeorbnet find, ſämmt⸗ 
ve dieſen Erforderniſſen entſprechende Deitglieber ber Gemeinde zur Beſchlußfaſſung 
er bie Einrichtung ber Stelivertretung ober über bie Wieberbefehung ber Stelle. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt erforberlih, daß mehr als bie Hälfte ber Er⸗ 
lenenen dem Beſchluſſe zugeftimmt hat. 

Die näheren Beſtimmungen über das Verfahren erläßt ber Oberpräſident. 

F 17. Kommt eine gültige Wahl zu Stanbe, fo iſt nah Maßgabe des F 16 ein 
präfentant zu wählen, welcher bie Uebertragung bed Amtes an ben gewählten Geifts 
ven audzuführen hat. Für das Verhalten und die Verantwortung bed Mepräfentanten 
ten die Vorfchriften des F 14. 

F 18. Wirb in ben Fällen ber 65 13 bis 17 vom Oberpräfidenten Fein Einſpruch 
oben ober ber erhobene Einſpruch von dem Gerichtshofe für firchliche Angelegenheiten 
sworfen, fo gilt der Geiſtliche als rechtsgültig angeftellt. 

F 19. Wenn vor bem Tage, an weldhem dieſes Geſetz in Kraft tritt, die Stelle 
jes Biſchofs in Folge gerichtlichen Urtheild erledigt worden ift, fo finden bie Vor⸗ 
riften biefeß Geſetzes ebenfalls Anwendung. 

F 20. Wo in dieſem Geſetze von einem Biſchofe, biſchöflichen Stuhle, Amte, 
ihe u. ſ. w. oder einem Bisthume die Rede iſt, find darunter auch ein Erzbiſchof, 
wftbifchof, fowie deren Stühle, Aemter, Sitze, Biäthümer u. ſ. w. zu verſtehen. 

Unter den mit dem biſchöflichen Amte verbundenen Rechten und geiſtlichen Verrich⸗ 
agen im Sinne dieſes Geſetzes ſind ſowohl die in dem biſchöflichen Amte als ſolchem 
thaltenen, als auch die auf Delegation beruhenden Rechte und Verrichtungen begriffen. 

6 21. Der Miniſter ber geiſtlichen Angelegenheiten iſt mit ber Ausführung dieſes 
jeßes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigebrudtem König: 


jen Infiegel. 
Gegeben Wiesbaden, den 20. Mai 1874. 
„ 8.) Wilhelm. 
Camphauſen. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. + 


v. Kameke. Achenbach. 


8) Geſetz wegen Declaration und Ergänzung des Geſehzes vom 11. Mai 1873 
über die Vorbildung und Anftellung der Geiſtlichen (Gefeb- 
Sammlung 3. 191). Dom 21. Mai 1874. 


Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von Preußen 2c., verordnen mit Zu: 
mmung beider Häufer bes Landtages Unferer Monarchie, zur Declaration und Gr: 
mzung beB Geſetzes über die Vorbildung und Anftelung der Geiftliden vom 11. Mai 
378, was folgt: 

16* 
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Artifel 1. Das Gefeh vom 11. Mai 1878 wirb dahin beclarirt, baß bie 
tragung eines geiftliden Amted, jomwie bie Genehmigung einer ſolchen Ve 
auch dann ben Borfchriften ber FF 1 bis 8 beB Geſetzes zuwider find, wenn 
ohne bie im $ 15 bafelbft vorgejchriebene Benennung be8 Ganbibaten ober vor 
Benennung ober vor Ablauf ber im $ 15 für bie Erhebung bes Einſpruchs g 
Frift erfolgen. 

Artifel 2. Die Strafe bed F 23 bed Geſetzes vom 11. Mai 1878 trifft 
jeben Geiſtlichen, welcher Amtöhanblungen vornimmt, ohne ben Nachweis führen ze 
fönnen, daß er zu einem Hierzu ermächtigenden Amte oder zur Gtellvertretung ober zur 
Hülfeleiftung in einem ſolchen Amte unter Beobachtung ber ss 1 bis 8 bes genanntes 
Gefeßeß berufen worben fei. 

Artikel 3. Nach Erledigung eines geiftlichen Amtes iſt der Oberpräfibent befugt, 
bie Beſchlagnahme des Vermögens der Stelle zu verfügen, wenn 

1. das erledigte Amt ben Vorfchriften ber SS 1 bis 3 des Geſetzes vom 11. Mai 

1873 zumiber übertragen ft, ober 

2. wenn Thatſachen vorliegen, welche bie Annahme begründen, daß bie Neben 

tragung des Amtes nicht unter Beobachtung biefer Vorjchriften erfolgen werbe. 

Der Beſchlagnahme unterliegt das gefammte Vermögen der Stelle, einſchließlich 
aller Nutzungen, Hebungen und Leiſtungen. Der Oberpräſident ernennt einen Com⸗ 
miſſarius, welcher die Beſchlagnahme ausführt und bis zur geſetzmäßigen Wiederbeſetzung 
der Stelle, beziehentlich bis zur geſetzmäßigen Einrichtung einer einſtweiligen Vertretung 
das Vermögen für Rechnung ber Stelle verwaltet. Zwangsmaßregeln, welche zur Aub⸗ 
führung ber Beſchlagnahme erforderlich find, werben im Verwaltungswege getrofien. 
Der Commifjartus übt alle vermögensrechtlichen Befugniſſe bed berechtigten Stellen⸗ 
inhaber8 mit voller rechtlicher Wirkung aus, 

Die Koften ber Berwaltung werben aus den Einkünften der Stelle entnommen. 

Artifel 4. Wenn nad) Erledigung eines geiftlichen Amtes ein Geiftlicher wegen 
unbefugter Vornahme von Amtshandlungen in biefem Amte in Gemäßhelt bed $ 25 
Abfap 1 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 ober bed Artikels 2 dieſes Geſetzes rechtb: 
fräftig zur Strafe verurtheilt worben tft, fo tft Derjenige, weldem auf Grund beb 
Patronats ober eines fonftigen Rechtstitels das Präfentations- (Nominations-, Bor: 
ſchlags⸗) Necht zufieht, befugt, das Amt wieder zu befegen und für eine Stellvertte: 
tung in bemjelben zu forgen. 

Artikel 5. Für eine Stellvertretung in bem erlebigten Amte zu forgen, ift ber 
Berechtigte auch dann befugt, mern einem Geiſtlichen nah Maßgabe des G 5 bes 
Reichsgeſetzes vom 4. Mai 1874, betreffend bie Verhinderung ber unbefugten Aus: 
übung von Kirchenämtern, der Aufenthalt in bem Bezirke des erlebigten Anıtes verjagt 
worden ift. 

Artikel 6. Dem Berechtigten ift von dem Strafurtheil (Artikel 4), ſowie von 
der Verfügung wegen Beſchränkung bed Aufenthalts (Artifel 5) amtlih Kenntniß 
zu geben. 

In Betreff der vor Verfündigung dieſes Geſetzes ergangenen Urtheile und Vers 
fügungen ift jene Mittheilung fofort nach Inkrafttreten besjelben zu bewirken. 

Artilel 7. Macht der Berechtigte von ber Ihm zuſtehenden Befugniß (Artikel 4,5) 
Gebraud, jo kommen bie Vorjchriften bes Gejeged vom 11. Mai 1873 zur Anwendung. 
Die im $ 22 Abfat 1 daſelbſt bem geiftlichen Oberen im alle gefebwibriger AmtB« 
übertragung angebrohte Strafe trifit in gleihem Falle ben Berechtigten. 
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ı . Utrilkel 8. Wenn der Berechtigte innerhalb zweier Monate vom Tage bed Ems 
Adesus⸗ ber vorgeſchriebenen Mittheilung (Artikel 6) für eine Stellvertretung nicht 
. Iegt ober innerhalb Jahrefrift, von dem nämlichen Zeitpunkt an gerechnet, bie Stelle 
- zit wieber beſetzt, jo geht feine Befugniß auf bie Pfarr: (Filiale, Kapellen: x.) Ge 
; meinbe über. 

Die Gemeinbe Hat die in Artikel 4, 5 bezeichneten Befugniffe in allen Fällen, in 
weldden ein Präfentationsberehtigter nicht vorhanden ft. 

Die Vorfäriften bes Artikel 6 finden auf bie Gemeinde entiprechenbe Anwen: 

bung. Diefelbe iſt insbefonbere davon in Kenntniß zu ſetzen, daß ber Präfentations- 
Berechtigte innerhalb ber gefezlihen Friſt von feinem Rechte Teinen Gebrauch ges 
miacht hat. 

Artikel 9. Liegen bie Vorausſetzungen bed Artikel 8 vor, fo beruft ber Land⸗ 
sath (Amtmann), in Stabtkreifen ber Bürgermeifter, auf ben Antrag von minbeftend 
zehn großjährigen, im Beſitze ber bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen, männlichen Ge: 
weindemitgliebern, welche nicht einem mitwählenden Familienhaupte untergeorbnet find, 
Ammiliche biefen Erforbernifien entſprechende Mitglieder der Gemeinde zur Beichluß- 
feflung über die Ginrichtung ber Stelivertretung ober über die Wieberbejegung 
fer Stelle. 

Zur Gültigkeit der Beichlüffe iſt erforberlih, daß mehr als bie Hälfte ber Gr: 
fülenenen dem Beſchluſſe zugeftimmt hat. 

Die näheren Beflimmungen über bad Verfahren erläßt der Oberpräfibent. 

Artikel 10. Kommt eine gültige Wahl zu Stande, fo ift nad Maßgabe bed 
Irtttel 9 ein Repräjentant zu wählen, welcher die Uebertragung bed Amtes an ben 
gewählten Geiſtlichen auszuführen hat. Für das Verhalten und bie Verantwortung bed 
Reopräfentanten gelten die Borfchriften bes Artikel 7. 

Artikel 11. Wird in ben Fällen ber Artikel 4—10 vom Oberpräfibenten Fein 
Enſpruch erhoben ober ber erhobene Einſpruch von bem Gerichtöhofe verworfen, jo gilt 
ber Geiſtliche als rechtögültig angeſtellt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudtem König: 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Wiesbaden, ben 21. Mai 1874. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Camphauſen. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. 
v. Kameke. Achenbach. 





129) Inmediateingabe des Fürftbifchofs von Breslan vom 22. Mai 1874 
im Anftrage mehrerer anderer Biſchöfe. 


„Allerburälaudtigfter, Großmächtigſter Kaiſer! 
Allergroßmächtigſter Kaiſer, König und Herr! 

Euer Kaiſerlich Koönigliche Majeſtät wage ich Namens ber preußiſchen Wifchöfe 
um eine allerhulbreichſte Erwägung ber Lage Allerhöchſtihrer katholiſchen Landeskinder 
allerunterthänigk zu bitten. 

Die Rechte der katholiſchen Kirche in Preußen find nit nur durch bie alten 
Neichzgeſetze gerährleiftet, welche bie Gleichberechtigung ber beiden chriſtlichen Religionen 
feßfellten, — buch den Pafjauer Vertrag von 1562, ben Augsburger Religionsfrieben 
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von 1555 $ 16, ben Reichsabſchied von 1566 $ 5, ben Werfäliichen Frieden 
1648 Art. V. 86 1. 7. 81. 32. 35. 48, In welden gleiches Recht und gleicher 
beiden Belenntnifien, das Diödcefanrecht insbefonbere aud ben Bilchöfen verbürgt 
und ben Reichäbeputationd-Hauptichluß von 1808 $ 68, weldger lautet: 
Die bisherige Religionsübung eines jeben Landes foll gegen Aufhebung mb 
Kränkung aller Art geſchützt fein, insbeſondere jeber Religion der Beſth uub 
ungeftörte Genuß ihres eigenthümlichen Kirchengutes, auch Schulfonbs, nah 
Vorſchrift bes Weſtfäliſchen Friedens ungeltört verbleiben — 
fondern auch von Nenem gefihert durch bie Verheigungen, melde ber Kirche wie 
vou früheren Lanbesfürften, jo namentlich von Eurer Kutjerlich Königlichen Majehlt 
Allerhöchſtſelbſt und von Allerhöchftbero Erlauchten Ahnherren wiederholt ertheilt wor 
den ſind. 

Für Schleſien hatte weiland Se. Majeftät König Friebrich ber Große ſchon in 
dem Notificationspatente vom 15. Januar 1742 verkündet: 

Wir verftatten Unferen Tatholifchen Unterthanen eine völlige Gewiſſensfreihelt, 
wie ſolche in bem Instrumento pacis (Weſtfäliſchen Frieden) etabliret ift, und 
wollen nimmermehr zugeben, baß fie darin von Jemand, wer e8 jet, beeinträßs 
tiget werden follen; geftalten Wir denn in specie Unjere Ober⸗Amts-Regierungen 
bierburch auf ihren theuer geleifteten Eid anbefohlen, Unjere katholiſchen Unter⸗ 
thanen bei ihren Religions-Principiis zu ſchützen. 

Ebenſo Heißt es in ben Bredlauer Präliminarien vom 11. Juni und in dem 
Berliner Friedensvertrage vom 28. Zull 1742 Art. 6 

Die katholiſche Religion wollen Ihro Königliche Majeftät in ber Schlefie in 

statu quo ohngekränkt lafien — 
und beitätigt wurden biefe Zufagen burd Art. 2 des Dreöbener Friedens von 1745, 
Art. 14 des Hubertäburger Friedens von 1763 und Art. 12 bes Teſchener Friedens 
von 1779. 

Für Ermland ertheilte ſowohl daB Befigergreifungspatent von 1772 als aud 
ber Warſchauer Tractat von 1773 die Verheißung, 

baß bie neuen preußifchen Unterthanen bei ihren Befigungen unb Rechten ges 

ſchützt werben follen. 

An die Einwohner ber mit ber preußiſchen Monarchie vereinigten Rheinlande er: 
klärte ber hochſelige König Friedrich Wilhelm III. in ber Proclamation vom 5. April 1815: 

Eure Religion, das Heiligfte, mad dem Menſchen angehört, werde Ich ehren 
und fhüten. Ihre Diener werde JH auch in ihrer äußeren Lage zu verbeilern 
fucden, bamit fie Die Würde ihre Amtes behaupten. 

An die Einwohner des Großherzogthums Pofen verhieß bie Alerhöchfte Procla⸗ 
mation vom 15. Mat 1815: 

Eure Religion fol aufrecht erhalten und zu einer ſtandesmäßigen Dotirung 
ihrer Diener gewirkt werben. 

Das Patent wegen ber Befikergreifung ber mit ber preußiichen Monarchie wieber 
vereinigten weftfälifgen Länder vom 21. Juni 1815 enthält ben Wortlaut: 

Dagegen fihern Wir den Einwohnern ber bierburdh von Uns in Befiß ge 
nommenen Länder allen ben Schub zu, befien Unfere Untertfanen in Unfern 
übrigen Staaten ſich zu erfreuen haben. 

Derielbe Wortlaut findet fih in dem Allerhöchſten Patente vom 15. Auguf 1884 
wegen Befituahme bes Fürſtenthums Lichtenberg am linfen Rheinufer. 
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In den beiben Fürſtenthümern Hohenzollern führte das Befißnahmepatent 
som 13. März 1850 fofort bie preußiſche Staatöverfaffung ein, jo daß daſelbſt alsbalb 
Die Berfaffungsurfunde vom Bl. Sanuar 1850 in Kraft trat. 

Der bebeutungsnolle Satz: 

Die Diener ber Kirchen werben auch fernerbin bie Bewahrer des väterlichen 
Glaubens fein — 

bildet einen gleichmäßigen Beftanbtheil ber von Euer Kaiſerlich Königliden Majeftät 
«m 8. October 1866 für bie neuen Provinzen erlaffenen vier Proclamationen. 

Sr. Majeſtät Allerhöchſt Ihrem in Bott ruhenden Herrn Vater verdankten wir 
eußerbem ſo wohl bie in bem Allgemeinen Landrechte erneuerte Zufage volllommener 
Glaubens und Gewiſſensfreiheit für jeben Einwohner im Staate, als auch das ges 
Kulide Statut ber Fatholiichen Kirche in Preußen vom 28. Auguft 1821 mit ber bes 
jenbern Beftimmung: 

Diefen Erzbifhäfen und Bifchöfen allen verleihen unb beftätigen Wir ben 
vollen Inhalt jener Gerechtſame — und Freiheiten, beren fi) andere Erzbiichöfe 
und Bifchöfe jener Gegenden rechtmäßig erfreuen. 

(Geſ⸗S. 1821 ©. 117.) 

Euer Kaiferlih Königliche Majeflät haben all’ diefe Anerkenntniffe für bie echte 
ber Tatholiichen Kirche Allerhuldreichſt mit einer Reihe Allerhöchfteigener unſchätzbarer 
Zuſicherungen zu krönen geruht. Nachdem Allerhöchfibiefelben am 26. October 1858 
bie Berfaffung des Königreiches beſchworen hatten, eröfjneten Euer Kaiſerlich Königliche 
Rarfät in ber Anrebe vom 8. November 1858 Allerhöchſtbero neuem Staatöminifies 
tim folgende leitende Grundſätze: 

Beriprochenes muß man treu halten. — Gine ber ſchwierigſten unb zugleich 
zarteften ragen, bie in's Auge gefaßt werben muß, ift die kirchliche. — Zunächſt 
muß zmwifchen beiden chriſtlichen Confelfionen eine möglidhfte Barität obwalten. — 
Der katholiſchen Kirche find ihre Rechte verfaflungsmäßig feflgeftellt. — Die 
Welt muß willen, daß Preußen überall dad Recht zu ſchützen bereit if. 

Den act preußiſchen Bifchöfen, beren Glückwünſche Euer Kailerlih Königliche 
Majeftät bei Allerhöchſtdero Krönungsfeier am 18. October 1861 aus bem Munde des 
verewigten Herrn Cardinals v. Geifjel entgegenzunehmen gerubten, antmworteten Allers 
bögfdiefelben: 

Es gereicht mir zur Genugthuung, die Verbältniffe der katholiſchen Kirche 
für ben Bereich meines ganzen Staated dur Geſchichte, Geſetz und Berfaflung 
mohlgeorbnet zu wiſſen. Sie barf vertrauen, daß Ich ihr in Gerechtigkeit und 
Rohlwollen ferner Meinen landesväterlichen Schu gewähren unb fie in Aus⸗ 
führung ihres beiligen Amtes unterfiüben werde. 

Bon Euer Kaljerlid Königliden Majeftät vernahmen bie Herren Erzbiſchöfe von 
Vofen und Köln nad ihrer Ableitung bes Hulbigungseibes am 14. April 1866 bie 
troſtreiche Verheißung, 

daß, fo lange Allerhöchſtdieſelben das Scepter führen, bie verfafſungsmäßige Frei⸗ 

heit der katholiſchen Kirche garantirt fein ſolle. 

Dem Herrn Biſchof von Limburg ſprachen Euer Kaiſerlich Koͤnigliche Majeſtät 
in bem durch Nr. 204 bed Staatsanzeigers veröffentlichen Allerhöchſten Erlafſe vom 
31. Nevember 1866 bie Uebergeugung aus, 

daß bei ben neuen Untertanen bad Vertrauen ſich mehr unb mehr befefligen 

wird, baß fie in Anfehung ihrer kirchlichen und Unterrichts⸗Verhältnifſe an ben 
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Segnungen theilzunehmen berufen ſeien, beren ſich biefe wichtigen Jutereſſen ie: 


ben älteren Sanbestheilen ber Monarchie unter bem Schutze einer guten 

gebung und gerechten Verwaltung zu erfreuen haben. 

Auch eine Deputation aus den Didcefen Culm und Ermland erlangte, wie be 
Staatsanzeiger Nr. 24 von 1868 berichtete, von Euer Kaiſerlich Königlidden Majeſtit 


die Allergnädigfte Betätigung Allerhöchſtdero Grundſatzes, „bie Parität beiber dirife : 


lichen Eonfeffionen forgfältig zu achten“. 

Auf biefe Allerhöchfleigenen Zufagen Euer Kaiſerlich Königliden Majeftät unb 
auf jene erfigebachten altbegründeten Rechtetitel bauenb , begen wir bie Zuverficht, be 
Allerhöchſtdieſelben dießmal Allerhuldreichſt uns nicht ungehört abweiſen werben, Ber 
drei Jahren, als Euer Kaiſerlich Königliche Majeſtät kaum den glorreichen Krieg gegen 
Frankreich beendet und den ruhmwollen Friebden geſchloſſen hatten, begannen, ber be 
theiligten Zahl von 14 Millionen Katholiken und ihrer Schulblofigfeit ungeachtet, bie 
ungeahnteften Maßnahmen gegen bie katholiſche Kirche in Preußen und Deutichland, 

Bor Euer Katferli Königlichen Majeftät ftehen wir Bilchöfe und unfere Bis 
thbumsangehörigen,, wie Allerhöchftbenfelben ich allerunterthänigft betheuere, mit bem 
reinften Gewiſſen. Das Dogma von 1870 hat in unfen Berpflidhtungen für Euer 
Kaiſerlich Königlide Majeftät und für die weltlichen Gefete des Staates nicht bie ge 
ringfte Veränderung herbeigeführt; der Glaubensjat betraf lediglich eine innere Ange 
legenbeit der Kirche; ob von dem Oberhaupte ber Kirche allein ober von ihm gemein: 
fam mit dem Goncil die endgültigen Entſcheidungen über Glaubens: und Sitten - Vor: 
friften für bie Glieder ber Kirche getroffen werben, berührt den Staat nicht; auch 
nach Perfündigung des Dogma’3 haben bie Fatholifchen nicht minder als bie evangelis 
fen Landeskinder mit voller Hingebung für Euer Kaiferlih Königlide Majeftät und 
für das Vaterland wie in ben beiden früheren Kriegen Gut und Blut eingefebt. 

Euer Kaiſerlich Königliche Majeſtät bitten und beſchwören wir auch, Allergnädigft 
Sich überzeugt halten zu wollen, daß es in Deutichland Feine Fatholifche Partei gibt, 
welde „ben in Preußen feit Jahrhunderten beftehenben confeffionellen Frieden durch 
ſtaatsfeindliche Umtriebe zu ftören ſuche, ja welche fogar ben Feinden jeder ftaatlichen 
Ordnung in Bekämpfung der letzteren behülflich fei*. Auch bie katholiſchen Staats: 
bürger waren ftolz auf den Siegedruhm Ew. Katferlih Königlichen Majeftät; an Segend- 
wünſchen zu Allerhöchſtdero Katferliher Würde bat es Niemand fehlen lafjen, wer immer 
fih erlauben durfte, Euer Kaiferlic Königlichen Majeftät mit bergleiden Wünfchen zu 
nahen. Störenbe feindliche Umtriebe und Verbindungen find feinem preußiſchen Ka— 
tholifen auch nur im Entfernteften in den Sinn gekommen; feinerlei Thatſache für eine 
ſolche Behauptung fonnte von irgenb einer Seite beigebracht werben. Die Freiheit ber 
Abgeordnetenwahlen und bie freie Abftimmung und Meinungsäußerung in dem Lanb⸗ 
tage find verfaffungsmäßige Rechte der preußiſchen Staatsbürger. Die Vertheibigung 
kirchlicher Rechte und bie Abwehr von Verlegungen diefer Rechte kann nicht ben con⸗ 
feffionellen Frieden flören. Nicht mit einem Gedanken haben wir Biſchöfe zumal in ber 
Treue für Euer Kaiferlih Königliche Majeſtät gewankt. Deſto ſchmerzlicher war e3 für 
uns, ber Verkennung vor aller Welt ausgeſetzt zu fein und feit Jahren unfer amtliches 
Anfehen preisgegeben zu jehen, während Euer Kaiſerlich Königliche Majeftät durch Allers 
höchſte Cabinets-Ordre vom 22. Juni 1878 in weijer Fürjorge dad Rangverhältniß 
auch der Unteroffiziere und bie Schonung ihres Ehrgefühles neuerdings wahrten und 
ſicherten. 

Einer „offenen Auflehnung gegen die beſtehenden Landesgeſetze“ wiſſen wir Bi⸗ 
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ſchofe uns ebenfalld nicht ſchuldig. Allen Geſetzen über ſtaatliche Angelegenheiten haben 
wir ftetö bie unweigerlichſte Folge geleiftet. Wenn aber Geſetze ergehen, welche das 
freie Bekenntniß des Glaubens und bie Religionsübung ber katholiſchen Kirche hemmen 
und Hinbern, bie Amtöverwaltung der geiftlicden Obern lähmen, ihre Enticheibungen 
über Tirchlide Fragen durch bie Staatsbehörben abändern und außer Kraft ſetzen laſſen, 
firchliche Unftalten trotz der Durch Allerhöchſtdero erhabene Vorfahren ihnen ertheilten 
Betätigung und troß trefflichfter Bewährung aufheben, mit wenigen Federſtrichen bie 
burch Allerhöchftbero in Gott ruhenden Herrn Vater ald Entſchädigung für die Säcu⸗ 
Ierliation verbürgten Dotationen zurüdnehmen und ftreichen u. ſ. w., und wenn ſolche 
Gelege erlafien werben, obgleich wir im Voraus auf unfere Gewiffensbebenten aufmerk⸗ 
ſam gemadt hatten, jo hindern und letztere an ber Mitwirkung für bie Ausführung 
ber Gcfeke ; von einer Auflehbnung aber Tann nicht die Rebe fein. Dem Staate liegt 
die Sorge für das irdiſche Glück und die Wohlfahrt der Staatsbürger ob; bie Kirche 
hat für die Erhaltung und Verkündung ber göttlichen Wahrheit, für bie Tugend und das 
Seelenheil ihrer Angehörigen zu forgen. In Bande gelegt, kann Niemand eine Wirk 
ſamkeit entfalten. Wenn der Kirche die Rechte und bie Mittel entzogen werben, beren 
fie bedarf, um ihre ebenfo fchmwierige als verantwortungsvolle Aufgabe zu erfüllen, fo 
geht fie auch ber Möglichkeit und der Macht verlufig,, den Thron zu ſtützen unb ber 
Obrigkeit in die Hand zu arbeiten. Diefer heiligen Pflicht waren mir ftet3 eingebentf. 
Euer Kaiſerlich Königlichen Majeftät führe ich zum Beweiſe beffen zwei Stellen auß dem 
tm Februar db. 3. vermeldeten Sendſchreiben der Oberbirten ber katholiſchen Kirche in 
Preußen an den Klerus und die Laien unferer Diöcefen allerunterthänigft an, nämlich 
die Mahnung: 

Keine Bedrängniß darf je euch verleiten, Die Ehrerbietung und den ſchuldigen 
Gehorſam gegen die Obrigkeit und die chriſtliche Liebe gegen alle eure Mitbürger 
auch nur im Mindeſten zu verletzen. — Wir werden durch die That beweiſen, 
wie aufrichtig und ernſt wir es mit allen Gewiſſenspflichten halten und nicht 
bloß Gott und der Kirche, ſondern auch dem Staat und der weltlichen Obrigkeit 
gegenũber — 

und den Schluß des Sendſchreibens: 

Betet für unſern Landesſsherrn, den Allergnädigſten Kaiſer und König, und 
für unſer theures Vaterland; betet für die Anliegen unſerer heiligen Kirche und 
ihres Oberhauptes. 

An wahrem, gewiſſenhaften Patriotismus laſſen wir uns von Niemanden übertrefien. 

Trotzdem wird gegen die katholiſche Kirche Schlag auf Schlag geführt. Tief ge⸗ 
demüthigt und erſchüttert fühlen wir und durch die zahlloſen ungerechten Klagen, 
welche man öffentlich ohne Unterlaß gegen bie Kirche erhebt und durch welche man 
den Glauben vermindert und bie Gemüther beirtt. Was in bem Vorjahre beichlojien 
wurde, findet man fchon vor Ablauf von Jahresfriſt nicht ftreng genug, und nicht ohne 
eine Anbetung über fernere Maßregelungen der Kirche gebt bie Lanbtagsfikung zu 
Enbe. Uns Biſchöfen find glei einer Schaar der ehrenwertheften Priefter beſchämende 
gerichtliche Verurtheilungen zu Theil geworben, unerhört hohe Strafen auferlegt, bie 
Onalen ber Audpfändung zugewenbet, Dotationen, obgleich in ber Iandeöherrlihen Ans 
erkennunge⸗ und Ginmweifungs:Urfunbe verbürgt, Turzweg entzogen worben. Seit dem 
8. Februar d. J. ſchmachtet Herr Erzbifchof von Pojen und Gneſen, jeit 6. März Herr 
Bilof von Trier, fett 81. März Herr Erzbiſchof von Köln in dem Gefängniile, ein 
jeber feinem Walten entrüdt und von feiner Heerbe getrennt. Das Reichögejek vom 
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4. Mai d. J. beabfichtigt, und Bifchdfe — ſelbſt in unferm Greifenalter — unb wer 
weiß wie viele Prieſter aus bem deutſchen Vaterlande zu verbannen. Won beiden 
Häufern des preußiſchen Landtages bereitB Haftig angenommen find bie Gefehentwürfe 
betreffend bie Bermaltung erlebigter katholiſcher Bisthümer und betreffend bie Declares 
tion und Ergänzung bed Gefehed vom 11. Mat 1878 über bie Vorbilbung und Am 
Relung von Geifiien, — zwei Entwürfe, welche von ber vollen Nidtadhtung jebeb 
katholiſchen Rechtes ausgehen und, mit bem @lauben, mit ber weſentlichen ers 
faſſung der katholiſchen Kirche und mit ber Gewiſſensfreiheit unvereinbar, nur bie Folge 
Haben fönnen, über ein Kleines in allen katholiſchen BistHümern Alerhöchfigrer Mer 
mardjie daB Band wiſchen den Hirten und ihren Heerben gemaltfam zu Läfen, bie Gerhe 
forge und bie Spendung ber geiftli—hen Tröfungen unmöglich zu machen, das Kirdjem 
und Bisthumd-Vermögen flaatli in Beſchlag zu nehmen und ſchlleßlich bie katholiſche 
Kirche auß Preußen zu vertilgen. 

Euer Kaiſerlich Königliche Majeſtät bitte ich allerunterthänigft, in landeßväter 
uicher Weishein und Geregtigkeit huidreichn von adt Millionen treuer Latholifcher 
unterthanen bie drohenden ſchwerſten Gewiſſensverletzungen abmwenben, baher 

1. ben beiden neueften Kirchengeſetz- Entwürfen Allerhöchſtdero Sanction vorents 

halten und 

2. über bie möglichen Grenzen ber Ausführung ber Gejege vom 11. bis 18. Mat 

1873 eine Berflänbigung Allerhöchſtdero Staatsminifteriumd mit uns Biſchöfen 
befeplen zu wollen, für melde wir bie größten Opfer entgegenzubringen ſtets 
bereit waren. 

In tieffter Ehrfurcht 

Euer Kaiferli Königlichen Majeftät 
allerunterthänigiter treugehorfamfter 
Fürſtbiſchof von Breslau, 
zugleich im Namen und ausbrüdlichen Auftrage der Herren Biſchöfe in 
Limburg, Mainz, Paderborn, Culm, Odnabrüd, Freiburg, Ermlanb, 
Münfter, Hilbesgeim und bed Bisſthumsverweſers in Fulba.“ 


130) Antwort des Cultusminiſters vom 7. Inli 1874. 


„Berlin, 7. Jull 1874. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben bie Immediat-Vorſtellung, welche Euer 
Furſtliche Gnaden unterm 22. Mai c. auß Anlaß ber neueren kirchenpolitiſchen Geſed- 
gebung an Wllechöchfibiefelben gerichtet Haben, mir mit bem Wuftrage zufertigen zu laſſen 
gerubt, Ihnen mitzutheilen, daß Se. Majeſtät bie Gingabe empfangen und von ihrem 
Inhalt Kenntnig genommen haben. 

Indem id Hiermit biefem Auerhöchſten Befehle zu genügen mid; beehre, flehe 
Quer darſilichen Gnaben ich ganz ergebenft anhetm, den übrigen Herren Biſchöfen unb 
Olstiumäoerweiern, in beren Rumen zusleich bie Immedlateingabe eingereidht worben, 
Hasriät gefäigft zu veriehen. * 
=.“ Felt. 
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121) Misifterialverfügung, betreffend die katholifcyen Vereine, vom 
15. Inli 1874. 


„Berlin, 15. Juli 1874. 


Mit jedem Tage tritt die Gefahr mehr in ben Vorbergrund, bie ber öffentlichen 
Ordnung von Vereinen, welche bie Tirchlich:politifchen Fragen zum Gegenftanbe ihrer 
Erörterung machen, durch die Erregung ber Leibenfchaften brot. Es kommen hierbei 
nit allein ſolche Vereine in Betracht, welche fich offen als „politifche” bekennen, ſondern 
auch folche, welche, wie die katholiſchen Gefellenvereine, bie katholiſchen Caſinos u. a. m., 
urfprünglich nicht zu politiſchen Zweden gegründet fein mögen, gleichwohl aber nach 
den neuerbing3 gemachten Erfahrungen durch ihre Leiter auch foldden Zwecken bienftbar 
gemacht werben. Bis wohin bie aufgeftacdhelten politifch:religiöfen Leidenſchaften zu 
führen vermögen, bafür bat das neuefte Ereigniß — der gegen ben Fürſten Reichskanz⸗ 
ler in Kiffingen verübte Morbverfuh — einen thatfächlichen Beweis geliefert. 

Es ericheint daher als dringende Pflicht der Polizeibehörden, ber Thätigkeit ber 
gedachten Vereine ihre volle und unaudgejehte Aufmerkſamkeit zugumenden, um firafs 
baren Ausſchreitungen mit allen Mitteln, welche bie Geſetze an die Hand geben, recht: 
zeitig entgegentreten zu fünnen. 

Wenn daB Bereindgefeh vom 11. März 1850 nur folcde Vereine ber Controle ber 
Polizeibehdrden unterftellt, welche eine Einwirkung auf Öffentliche Angelegenheiten be: 
zweden, jo mag bier auf’3 Neue daran erinnert werben, daß es nicht erforderlich if, 
baß bdiefer Swed in den Bereinäftatuten ausgeſprochen ſei, ſondern daß es zur Anwen: 
dung des Geſetzes auf einen Verein genügt, wenn derſelbe durch fein thatſächliches Ver: 
halten erkennen läßt, daß er eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten auszu⸗ 
üben fucht (cfr. Oppenhoff, Rechtsſprechung bes Obertribunales. Bd. VII. ©. 858). 

es iſt Pflicht ber Ortspolizeibehörben, dafür zu forgen, daß fich derartige Vereine 
ihrer Sontrole und die Verfammlungen berfelben ber gefetlich zuläffigen Ueberwachung 
nicht entziehen. 

Wo fi) bie gedachten Vereine als politifche im Sinne bed 5 8 des Bereinsgeſetzes 
Garakterifiren, ba iſt darüber zu wachen, daß fie bie in biefem Paragraphen gegebenen 
Borſchriften genau beobachten. Insbeſondere ift eine nach $ 8 b. 1. c. verbotene Bers 
Bindung berartiger Bereine unter einander nicht zu bulden. Wo baber ber begrünbete 
Verdacht einer ſolchen Verbindung vorliegt, ift mit der vorläufigen Schließung bes Ber 
eines gemäß F 8 1. o., Abjat 2, vorzugehen. 

Mehrfach — unter Andern durch ben fogenannten Mainzer Katholifenverein — 
iR der Verſuch gemacht worden, das Verbot ber Verbindung politifcher Vereine durch 
die Gründung von Gentralvereinen zu umgehen, beren Mitglieber fih, ohne ausge⸗ 
ſprochenermaßen felbflänbige Localvereine zu bilben, über das ganze Staatsgebiet ver: 
tbeilen. Ich babe bereit in meinem Gircularerlaffe vom 25. September 1873 — II. 
8888 — barauf hingewieſen, daß nach ber Rechtsſprechung des Töniglicden Obertribunals 
bie VBorfchriften des 5 8 bes Vereinsgeſetzes auch auf folche Iocale Vereinigungen von 
Miigliebern eines Gentralvereins ber Regel nach für anwenbbar zu erachten find. Dieſer 
Grundſatz iſt neuerdings in ber Entſcheidung des böchften Gerichtshofes vom 80. März 
d. 3., welche ich der königlichen Regierung durch Erlaß vom 13. Juni d. J. — I. 
5158 — mitgetheilt habe, auf das Beftimmtefte anerfannt worben. Hiernach wirb mit 
Schließung der Iocalen Vereinigungen bed „Mainzer Katholifenvereins“ überall, mo es 
noch nicht gefchehen fein ſollte, vorzugehen fein. 
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Die Tönigliche Regierung veranlaffe ich, bie ihr nachgeordneten Pollzeibehörben 
nach Maßgabe biejes Erfaffeß mit Weifung zu verfefen, unb über bie Nußfährung beße 
felben binnen 14 Tagen Berit zu erſtatten. 

Zugleich erwarte ich ein genaueß und vollſtändiges Verzeichniß aller in bem dor⸗ 
tigen Bezirk vorhandenen katholiſchen Vereine, in welchem anzugeben ift, ob bie Vereine 
eine Einwirfung auf Öffentliche Angelegenheiten bezweden ober außlben, ob fie politiſche 
Gegenſtände In Verfammlungen zu erörtern bezweden, beziehungsmeife thatſächlich er⸗ 
Örtern, ober melde Zwede fie fonft verfolgen, Ferner iſt anzugeben, wie viel Mits 
glieber bie Vereine zählen, ob unb mit melden anberen Vereinen fie in Verbindung 
eben, und enblic, unter welcher Leitung fie ſich befinben. 

„Der Minifter des Innern. 
In Vertretung: (gez.) v. Klütz o w. 
An die konigliche Regierung u. ſ. w.“ 


132) Miniferialverfügung, betreffend die katholiſche Preffe, vom 
15. Iuli 1874. 
„Berlin, 15. Juli 1874. 

Mannigfadhe, in neuerer Zeit hernorgetretene Erſcheinungen haben bie Ueberzeugung 
begrünbet, daß viele gefegmwibrige Handlungen, ja felbft ſchwere Verbrechen — wie ber 
jegt gegen ben Reichäfanzler Fürſten v. Blämard in Kiffingen verübte Morbverfud 
— auf ben verberbliien Einflus zurüdzufühten find, melden ber Inhalt gefäßrlid 
wirfenber Drudicriften allmäpli auf die Lefer jener Schriften ausgeübt hat. 

Es gilt dieß namentli von folgen Erzeugniffen ber Tagespreſſe, melde es ſich 
zur Aufgabe machen, Tirdlich:politiihe Fragen ber Gegenwart in einer ber beftehenben 
Gefepgebung und Ihrer Ausführung feindfeligen, die Gemüther aufreizenden und barum 
den öffentlichen Frieden im Lande gefährbenben Weife zu behanbeln. 
Für die Beamten ber Staatsanwaltſchaft feigert ſich deßhalb in ganz befonbers 
dringlicher Weife bie Pflicht, jener Art von Tagespreffe, die fi namentlich in ben fett 
Kurzem erheblich vermehrten Meinen Localblättern geltend zu machen weiß, eine erhöhte 
Aufmerkjamkeit zugumenben, und berfelben, wo fie in ihr gefepmibrige Außfchreitungen 
wahrnehmen, mit ber vollen Schärfe bed Gefeged entgegenzutveten. 

Zu diefem Ende wirb von bem gefeplichen Mittel ber Beſchlagnahme überall da unnach- 
ſichtlich Gebrauch zu machen fein, wo in einer Drudigrift der Thatbeftand einer ftrafbaren 
Handlung wahrgenommen wird, und e8 wird mit gleicher Strenge gegen alle Perſonen 
ſtrafrechtlich eingufchreiten fein, welche bei einem ſtraſbaren Preperzeugnifie, fel es als 
Thater, Theilnehmer, Verbreiter, nad ben Beflimmungen ber Strafgeſede ober nad 
Maßgabe bes Preßgefeped verantwortlid) gemacht werben müffen. 

Sie haben bie Ihnen untergebenen Beamten ber Staatsanwaltſchaft im Sinne 
eifiing zu verfehen, wollen auch über wichtigere Vorkommniſſe auf 
— er immer, berichtliche Anzeige erſtatten. 

( Der Zuftizminifter. 
Si beffen Bertretung : (gez.) Friebberg. 
walt in... .“ 
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133) Miniferialrefeript vom 19. Anguſt, betreffend die herz Jeſu⸗ 
Bruderſchaften. 


„Miniſterium des Innern. 
Berlin, 19. Auguſt 1874. 

Auf den an den mitunterzeichneten Miniſter des Innern gerichteten gefälligen 
Bericht vom 16. v. M. Nr. 645, O. P. betreffend die Vereine zum geheiligten 
Herzen Jeſu, erwiedern wir Ew. Hochwohlgeboren ergebenft, daß uns bie Ausfüh⸗ 
rungen in bem eingereichten Bericht bes bortigen (Poſen'ſchen) Polizeidirectors nicht 
unbebentlih erfheinen. So weit fich überfehen läßt, fallen bie Vereine zum geheiligten 
Herzen Jeſu unter die Kategorie der kirchlichen Bruberfchaften (Gonfraternitäten, Soda⸗ 
Rtäten). Die letztern aber verfolgen überall einen beffimmten Zweck, welder neben 
rein religiöfen Uebungen in ber Regel auch kirchliche und foctale Angelegenheiten zum 
Gegenftand hat, beijpielämeife das Miffionsmefen, bie Armen: und Krankenpflege x. 
unb welcher nur äußerlich auf die Gewinnung von Abläffen gerichtet if. 


Ebenfomwenig fehlt e8 den Bruderfchaften an einer VBereindorgantfation. 
Ihre Stellung und Rechte find, mie fpeciell die Scapulier-Bruberfchaft erweist, durch 
firchlih approbirte Statuten geregelt, fie werben von befondern Vorftehern unter ber 
Aufficht des Biſchofs geleitet, fliehen mit einander in Verbindung (Erziobalitäten) und 
gelten, wenn fie fi an eine beftimmte Kirche oder an einen Drben anfchließen, kirch⸗ 
id) fogar als Sorporationen. Wie die bekannten Herz⸗Jeſu⸗Andachten, führen aud bie 
erfi neuerdings in's Leben gerufenen Herz⸗Jeſu⸗Sodalitäten auf jefuitifhe Eins 
flüffe zurüd. 

Die Gründung, Aggregation und centrale Leitung folder Laiengeſellſchaften if in 
ben öffentlichen Blättern wieberbolt beiprodden und auch fonft als eine gut verbürgte 
Thatfache, beziehungsweiſe als eine die Wirkſamkeit bes vertriebenen Jeſuitenordens er- 
ſetzende Maßregel von Rom ber fignaltfirt worben. Jedenfalls liegt baber bie Vers 
muthung nabe, daß es fich bei Dem bezeichneten Sobalitäten nit um bloße Gebets⸗ 
vereine, fonbern um Organifationen banbelt, welche unter kirchlicher Firma politifche 
Zwecke verfolgen. Hierfür ſpricht auch der in dem Berichte des dortigen Polizei⸗ 
Directorß erwähnte Umftand, daß bie ben Vereinsmitgliedern vorgeichriebenen Pflichte 
gebete in der Intention verrichtet werben, Gott wolle bie weltlide Macht des 
Bapftes wieder berftelen und ber SKirchenverfolgung ein baldigeß Ziel ſetzen. (Alfo 
das Beten ftaatögefährlidh?!) 


Ew. Hochwohlgeboren wollen gefäligft näher feſtſtellen laſſen, Inwieweit bie 
vorgebadgten Momente bei den mehrgenannten Vereinen ber dortigen Provinz zutrefien, 
unb eventuell veranlaflen, daß bie Vorſchriften bed Vereinsgeſetzes gegen berartige 
Vereine mit aller Strenge zur Anwendung gebracht werben. 


Der Diinifter der geiftlichen, Unter: Der Minifter de3 Innern. 
richts-· und Mebicinal:Angelegenbeiten. J. A.: 
(gez.) Falk. (gez.) v. Klützow. 


An ben koͤniglichen Oberpräfibenten Herrn Günther, 
Hochwohlgeboren zu Poſen. 

M.d. g. A. 1628. B — M.d. J. II 7188. 
Vertraulich.“ 
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134) Abſchiedsworte dcs Biſchofs vom Paderboru am feine Diäcefaxten wem 
3. Mai 1074. 


„Sonrad, burd Gottes Barmherzigkeit und bes Heiligen Apoſtoliſchen 
Stubles Gnade Bifhof von Paderborn, 


dem hochwürdigen Kleruß und allen geliebten Didcefanen Gruß und Gegenswunfch 
im Herrn! 

Bald werde ich wohl nicht mehr zu euch reden koͤnnen, geliebte Didcefanen. Ge⸗ 
trennt von euch Tann ich flatt zu euch nur noch für euch zu Bott reben, im täg- 
lichen bemüthigen Gebete. Aber bavon bürft ihr überzeugt fein, geliebte Didcefanen, 
daß ich das tägliche Gebet für euch nie unterlaffen werde. Das Band ber Liebe, das 
mich fo viele Jahre mit euch verbindet, ift nicht von Menſchenhand gefnüpft, und ann 
auch von Menſchenhand nicht gelöst ober zerfiört werden. Auch bie Dankbarkeit, bie 
ih für fo viele Beweile von Vertrauen und Hingebung im Laufe ber Zeit und befon: 
ber3 fiir die herrlichen und großartigen Kunbgebungen berjelben in diefer letzteren bes 
brängnißvollen Zeit euch ſchuldig ward, geitattet mir Fein Vergeffen oder Verabſäumen 
ber mir bann allein noch übrig bleibenden Hirtenpflicht, der Pflicht ber liebevollen Für: 
bitte. Möchte doch Gott unjeren Drangfalen bald ein Ziel fegen und und wieber friebs 
ide Zeiten fchenten, wenn das feinen weisheitsvollen Rathihlüffen nicht zuwider ift! 
Dann würde ich euch wohl mwieberfehen und mein Herz würbe fich freuen! Uber wie 
es auch kommen mag, immer werben wir aus aufrichtigem Herzen fagen: ‚Der Name 
des Herrn fet gebenebeit‘; und wenigſtens hoffe ich euch wieberzufehen im befjeren 
Baterlande, mo es keinen Kampf, feine Verbannung oder Trennung mehr gibt. 

Für jet fommt Alles darauf an, dag wir felbft in unferer gegenwärtigen ſchweren 
Prüfung der heiligen Kirche die Treue bewahren. Dieſes werben wir aber nur, wenn 
wir feſthalten am Felſen Petri. Auf biefen Felſen hat der göttliche Baumelfler der 
Kiche diefe gegründet. Wer fih vom zellen Petri trennt, trennt ſich treulos von der 
Kirche Chriſti und von Chriſtus ſelbſt. Und Chriſtus oder Belial, das allein iſt jeßt 
bie Frage. Wohl habe ich, fo lange ich unter euch war, die Pflichten gegen ben Stuhl 
Petri euch wiederholt an’8 Herz gelegt. Aber es hängt, wie ich eben gejagt, von ber 
Treue gegen ben Stuhl Petri zu viel ab; es ſteht und fällt damit unfer ganzer Ka⸗ 
tholicismus und unfer Chriſtenthum felbft, und andererſeits wird bieje unfere Treue 
auf eine zu harte Probe geſetzt. Was ich euch daher ſchon oftmals gefagt, muß id 
euch jebt, in der Vorausſicht meines baldigen Scheibend, nochmals und mit ber ganzen 
Liebe und Inbrunſt meines Herzens fagen: D, geliebte Diöcefanen, bei Allem, was 
euch theuer uud heilig ift, bitte unb befchwöre ich euch, haltet doch am Stuhle Petri 
feft, und Taffet durch nicht3 in der Welt euch davon jemals abtrünnig machen. 


I. 

Bleibet mit dem Stuhle Petri erfiend verbunben in ber Gemein 
{haft bes Glaubens. 

Der Glaube tft zwar nicht Alles; aber er ift boch das Erſte und Nothwenbigfte. 
Denn der Glaube iſt das Fundament des ganzen geiftlichen Lebens, ber Glaube iſt bie 
Wurzel, woraus alles Gott wahrhaft wohlgefälige Thun bervoriprießt, der Glaube iſt 
ber Anfang bes Heil unb aller Gerechtigkeit. ‚Denn ber Gerechte, jagt die Heilige 
Schrift, ‚lebt aus dem Glauben‘ Und ‚ohne den Glauben,‘ ſchreibt der Apoftel, ‚if 
ed nicht möglich, Gott zu gefallen. Tenn wer zu Gott kommen will, muß glauben, 
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bep ein Gott ift, und daß er denen, bie ihn fuchen, ein Vergelter iſt. Wenn aber bie 
Heilige Schrift vom Glauben rebet und ihn mit fo außgezeichneten Lobiprüchen über: 
hãuft, fo meint fie ben echten unb rechten, d. 5. denjenigen, welcher die uns von Jeſus 
Chriſtus gelehrten himmliſchen Wahrheiten wirklich umfaßt und und bavon eine voll- 
kommene, zweifellofe Gewißheit gibt. Denn nur durch bie Wahrheit und zwar durch 
bie zweifellos erfannte können wir gebeiligt werben. Deßhalb betete unfer göttlicyer 
Heiland zu feinem himmliſchen Vater für feine Jünger: ‚Vater, heilige fie in ber 
Wahrheit. Dein Wort ifi Wahrheit. Wie bu mich in die Welt geſendet haft, fo ſende 
id) aud fie in die Welt. Und ich heilige mich felbft für fie, damit auch fie in ber 
Wahrheit geheiligt feien.‘ 

Ein anderer Glaube, ala ber und von Chriftus, bem Könige ber Wahrheit, felbft 
gelehrt if, ein Glaube, der flatt bes Brodes der Wahrheit, wovon unfere Seele Iebt, 
uns einen Stein, ber ftatt Gottes Wort und Weisheit und armfelige Menſchenweisheit 
Bietet, ober ber Teinen feften Grund und feine Bürgjchaft der Gewißheit hat, wäre fein 
Mittel und Förberniß, fondern eher ein Hinberniß unferes Heilß. 


Wo finden wir aber biefen echten und rechten Glauben? Selbft machen können 
wir uns ihn nicht, jelbft nicht an ber Hand ber Heiligen Schrift ober ber münblichen 
Ueberlieferung. Denn, von allem Anderen abgejeben, fehlte einem ſolchen ſelbſtgemachten 
Glauben das höhere Siegel ber Gemwißhelt. Und wo biejes Siegel fehlt, ba kann man 
ſchwankende Glaubensanſichten, unfichere und veränberliche religiöfe Meinungen, viel- 
leicht auch mehr ober weniger begründete Ueberzeugungen haben, aber von einem wirt: 
lichen, unerjchütterlichen göttlichen Glauben kann nicht die Rebe fein. Den unfehlbaren 
Glauben empfangen wir nur von der unfehlbaren Kirche Ehrifti, und wir finden ihn 
in8befondere bei ihrem unfehlbaren Dberhaupte, bei Petrus. War es nicht Petrus, der 
zuerfi in eigener Perfon den Glauben an bie Gottheit Jeſu Chriſti feierlich bekannt 
Bat? ‚Du bift CHriftus‘, antwortete er bem göttlichen Lehrmeiſter auf feine Trage, 
für wen fie ihn hielten? ‚Du bifi Chriftus, ber Sohn bes lebendigen Gottes.‘ Und 
der göttliche Heiland pries ihn um dieſes Glaubens unb dieſes Bekennmiſſes millen 
jelig, und ertheilte ihm zur Belohnung besfelben bie befannte Verheißung: ‚Selig bift 
du Simon, Jonas’ Sohn, denn das bat bir nicht Fleiſch und Blut geofienbart, ſon⸗ 
bern mein Vater, der im Himmel tft. Unb ich fage dir, bu bift Petrus, und auf biefen 
Felſen will ich meine Kirche bauen, und die Pforten der Hölle follen fie nicht übermwäl- 
tigen.‘ Da Chriftus den Glauben, wie ihn Petrus bier befannt hatte, jo mohlgefällig 
aufnimmt, da er ihn fo laut anerfennt und mit einer fo erhabenen Verbeißung ihn 
belohnt, fo war e8 offenbar auch ber echte und rechte Glaube. Und in der That iſt in 
dem richtig verfiandenen Glauben an die Gottheit Jeſu Chrifti Alles enthalten, ober 
es folgt Doch daraus Alles als eine nothwendige Confequenz, was immer bie rechtgläu⸗ 
bigen Chriften aller Zeiten zu glauben verpflichtet find. ‚Denn das ift bad ewige 
Leben,‘ betet unfer Heiland zu feinem Vater, ‚daß fie dich erkennen, ben einzig wahren 
Gott, und Den, den bu gefandt haft, beinen Sohn Jeſum Ehriftum.‘ 


Jeſus Chriftus iſt nit nur, wie ber Apoftel fagt, ‚ber Urheber und Vollender 
unjered Slaubend‘, er ift au ber Hauptinhalt besjelben, alle Schäße ber religiöſen 
Erkenntniß und Weisheit in fich einfchließend. Das Geheimniß ber heiligften Dreifal⸗ 
tigkeit, bie Lehren von unferer Erlöfung, von der Gnade, von den Heiligen Sacra⸗ 
menten, von ber Kirche, von bem einftigen Weltgerichte: fie alle ftehen und fallen mit 
der Lehre von ber Perſon Jeſu Chrifti und insbejondere mit dem Dogma von feiner 
wahren Gottheit. 
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Hat nun Petruß den echten unb reiten Glanben zuerft in eigener Perſon felerfi 
befannt und verfünbet: wer hat den Schatz biefe Glaubens in ber Folgezeit gehtet 
wer bat ihn buch bie Stürme der Jahrhunderte hindurch gerettet, wer Bat fidh ſtes 
als ben unerfhütterlicden Fels bewährt, an dem bie oft fo hoch aufſchäumenden Wogen : 
irriger Seitmeinungen fi gebrodhen haben? Mein Herz jubelt vor Freude auf, ges 
liebte Diödcefanen, wenn ich unter biefem Geſichtspunkte bie Geſchichte ber chriftlichen 
Sahrhunberte betrachte. 


Einer nah dem anderen kamen fie, bie Feinde Jeſu Chriſti, und pochten an ber 
Thüre bes von Gott beftellten Hüters bed Heiligthums ber chriftlichen Wahrheit. Balb 
war es ein flolzer Eroberer ober ein herrſchgewaltiger Kalfer und König, balb war 
es ein ſchlauer, binterliftiger Diplomat, bald ein eingebilbeter Gelehrter und Sophiſt, 
bie an den Hüter bed Heiligthums, ber in ber Negel ein bochbetagter, Icbensmüber 
Greis war, ihre anmaßlidden Forberungen ftellten. Sie verlangten, daß, da doch Alles 
in ber Melt fi) ändere, auch bie Lehre, die er unter feinem Verſchluſſe hielte, bem 
Zeitgeifte ſich anpaſſen, nad bem jebesmaligen Zeitgeifte fi) umänbern follte. Unb 
wenn dann ber Hüter bed Heiligthums fie mit ihren Forderungen abwies, ſetzten fie 
ihm mit neuem Ungeflüm zu. Es gibt Fein Dogma, das bie Feinde der chriftlichen 
Mahrheit nicht im Laufe ber Jahrhunderte mit ſolchem frevelhaften Uebermuthe anges 
griffen, das fie nicht gefälfcht oder verneint hätten. Bald war es dad Dogma von ber 
Erbfünde, bald dasjenige von der Erlöfung, bald dag Dogma von ber Gottheit Jeſu 
EHrifti oder von feinen beiden Naturen; balb bie Lehre vom freien Willen, bald bie 
Lehre von der Gnade, bald diejenige vom Fegfeuer, bald bie chriftliche Lehre von ber 
Ewigkeit der Höllenftrafen, die dem Zeitgeifte unbequem maren und deren Opfer bie 
folgen Irrlehrer von dem gottbeftellten Hüter des Schatzes ber chriftlihen Wahrheit 
forderten. ‚Aber nein,‘ wmieberholte biefer ſchwache ehrwürdige Greiß, ‚und wenn fid 
auch Alles in der Welt ändert, die Lehre, die ich unter meiner Obhut halte, ändert fid 
nicht, fo wenig wie ihr göttlicher Urheber und Verkünder, ber Heute und morgen unb 
ewig berjelbe tft.‘ 

‚Wenn bu dich aber,‘ entgegneten bie Verjucher, ‚bartnädig unferem Anfinnen 
wiberfegeft, fo werden mir dir mit dem Schwerte dad Haupt abichlagen.‘ ‚Und wenn 
ihr mir auch das Haupt abſchlaget,“ antwortete ber ſtandhafte Greis, ‚merbe ich den⸗ 
noch nicht nachgeben, ich werde das mir anvertraute Gut der Wahrheit nicht verratben. 
Die Hüter und Vertheibiger der Wahrheit Fönnet ihr töbten; aber die Wahrheit könnet 
ihr nicht töbten: fie bleibt unmandelbar von Geſchlecht zu Geſchlecht. So hat Petrus, 
wie er den wahren Glauben zuerft in eigener Perſon befannt hat, biefen Glauben in der 
Perfon feiner Nachfolger auf dem bifchöflihen Stuble zu Rom unverfehrt durch alle 
Jahrhunderte Hindurchgetragen. Alle Bifhöfe von Rom haben mit treuer Hand dem 
Schatz des wahren chriftlihen Glaubens gehütet, fie haben alle, ein jeder die Brüder 
ſtärkend, die Wahrheiten des chriftlichen Glaubens gegen die Angriffe der Irrlehrer vers 
theibigt, fie haben fie den Völkern des Erbfreifed gelehrt und verfünbigt und viele der⸗ 
felben haben für den Glauben ihr Blut und Leben gelaffen. Die Stühle aller anderen 
Kirchen, felbft der älteften und berühmteften, find im Laufe der Jahrhunderte erſchüttert 
und umgeftürzt worden. Der Stuhl Petri allein biieb aufrecht fiehen und er erwies 
ſich ftet8 als ein Fels, an bem die Stürme ber Zeit und bie fhäumenden Wogen ber 
Irrlehren fi) gebrochen haben. Wie eifrig hat man nicht gefucht, in der langen Reihe 
der römifchen Päpfte einen Irrlehrer, auch nur einen einzigen, aufzufinden, und man 
hat feinen unter ihnen gefunden, benn ber Einzige, ben man unter ihnen gefunden 
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heben wollte, war feiner. Der unparteiifche Forſcher muß es einräumen, Papft Hono⸗ 
rins, ber in ber Streitfrage ber Infallibilität in Vegterer Zeit fo oft Genannte, bat 
ſich weder felbft eines häretiſchen Irrthums jchulbig gemacht, noch weniger hat er vom 
Lehrſtuhle Petri auß eine Härefie gelehrt. If das nicht ber über dem Stuble 
Betri ſichtbar waltende Schub Gottes? Jenes verheißende Wort: ‚Du bit Petrus, 
umb anf biefen Felſen will ich meine Kirche bauen, und bie Pforten ber Hölle follen fie 
wicht übermältigen‘, läßt fih nun einmal aus dem Evangelium nicht wegbringen. frei: 
Gh Hat aber die Voreingenommenheit und der Haß gegen das Papſtthum beflo mehr 
Mühe angewandt, den Sinn biejfer göttlihen Stiftungsurfunde bes Katholicismus zu 
mißbeuten und zu fälihen. Doch was helfen alle biefe Deuteleien unb Verdrehungs⸗ 
Kinfle? Gegen bie offenfundigen Thatſachen und Zeugniffe einer achtzehnhundert: 
jährigen Geſchichte kommen fie nicht an. Die achtzehnhundertjährige Gefchichte ift die 
beſte Erllaͤrung biefer Verheißung, benn fie ift die befländige Erfüllung biefer Vers 
Beißung und zwar in dem Sinne, in dem fie von ber ganzen Chriftenheit von jeher 
aufgefaßt worben ift: daß Petrus, wie er fich zuerit in eigener Perſon als einen Bes 
kenner ber Wahrheit ermiefen, fo auch, als foldyer in allen feinen Nachfolgern, den Bis 
ſchöfen von Rom, fortlebenb, jtet3 ein wahrer Felſenmann, ber Fels der Mahrbeit und, 
ba bie Kirche Jeſu Chriſti felbft ‚eine Zefte und Grunbjäule der Wahrheit‘, das um: 
erfchütterliche Fundament der Kirche fein mwerbe. 

Das Evangelium und die Gefchichte reden daher eine zwiefadhe, aber Feine ver⸗ 
ſchiedene, fondern eine und biefelbe Sprache, da beide einhellig lehren, daß man, um 
rechtgläubig zu fein, mit dem Stuhle Petri in der Gemeinfchaft des Glaubens fein 
möüfje. Aber eben bieje Lehre ijt e3, geliebte Diöcefanen, der das Vaticaniſche Concil 
durch fein fo viel genanntes Unfehlbarkeitsdogma den dogmatiſchen Ausdrud verliehen 
bat. Die Forberung: ich foll mit dem Stuhle Betri in der Gemeinichaft des Glaubens 
fein, bat jenes Dogma vom unfehlbaren päpitlichen Lehramte zu ihrer nothmenbigen 
Borausfegung. Denn der mit bem Glauben, rüdjichtlih mit ben dogmatiſchen Lehr⸗ 
entſcheidungen des Römiſchen Stuhles übereinſtimmende Glaube ift nur deßhalb ber 
unfehlbar wahre, der echte und rechte Glaube, weil die dogmatiſchen Entſcheidungen des 
Ießteren ſelbſt irrthumsfrei ober unfehlbar find. Könnten fie fehlbar fein, fo fehlte 
meinem Glauben das höhere Siegel ber Gewißheit, und es märe berfelbe fein göttlicher. 
Unb mögen baher bie ſchmähſüchtigen Gegner be Baticanifchen Concils dieſes Dogma 
noch fo jehr als eine neue Lehre verläftern: dieſe Lehre tit jo alt wie die Kirche felbit. 
Eie if, um von allen anderen Beweisgründen abzufehen, ſchon deßhalb fo alt, wie bie 
Kirche feldft, weil fie die nothmendige Sonfequenz des Primates Petri und feiner Nach: 
folger, der Biſchöfe von Rom, ift, welcher (Primat) doch aud von den fogenannten 
‚Atkatholiten‘, wenn fie überhaupt je Katholiten gemejen find, vor ihrem Abfalle von 
ber Kirche als eine göttliche Einrichtung anerkannt und gelehrt mworben if. Denn, iſt 
ber Biſchof von Rom vermöge jeined Primates wirflicd das Oberhaupt der Kirche, fo 
ift do Mar, daß die Glieder der Kirche mit ihm, mie die lieber eines Tebenbigen 
Leibe mit dem Haupte, in Verbinbung fein müffen, mit anderen Morten, baß ber 
Biſchof von Ron ber ganzen Kirche Tebenbiger Mittel: und Einheitspunkt ift. 


Diefe Verbindung aber, in ber alle Glieder der Kirche mit ihrem Oberhaupte, 
den Römiſchen Papfte, flehen müfien, ijt doch ofjenbar feine bloße Gemeinichaft in 
äußeren religiöfen Gebräuchen und Geremonien, fondern vielmehr in Demjenigen, mas 
den tiefften Grund und ba8 eigentliche Weſen der Kirche ausmacht, im Glauben, wovon 
bie äußeren religiöfen Geremonien und Gebräuche nur der entiprecdende und verkörperte 
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Hat nun Petrus den echten und rechten Glauben zuerſt In eigener Perſon felerſich 


befannt unb verkündet: wer hat den Schatz biefeß Glaubens in ber Folgezeit gehätel, 
wer hat ihn durch bie Stürme ber Jahrhunderte hindurch gerettet, wer hat fidh Feb: 
als den unerfchütterlichen Fels bewährt, an bem bie oft fo hoch aufſchäumenden Wegen 
irriger Zeitmeinungen ſich gebroden haben? Mein Herz jubelt vor Freube auf, ge 
liebte Diöcefanen, wenn ih unter biefem Geſichtspunkte bie Geſchichte ber chriſtlichen 
Jahrhunderte betrachte. 


Einer nach) dem anderen kamen fie, bie Feinde Jeſu Chriſti, und pochten an ber 
Thüre bes von Gott beftellten Hüters des Heiligthums ber chriſtlichen Wahrheit. 
war e8 ein ftolzer Eroberer oder ein herrſchgewaltiger Kalfer unb König, balb wer 
es ein fchlauer, Binterliftiger Diplomat, bald ein eingebilbeter Gelehrter und Sophif, 
bie an ben Hüter des Heiligthums, ber In der Regel ein bochbetagter, Ichensmüber 
Greis war, ihre anmaßlichen Forderungen ftellten. Sie verlangten, daß, da doch Alles 
in ber Melt ſich ändere, auch die Lehre, bie er unter feinem Verſchluſſe Hielte, bem 
Zeitgeifte fih anpafien, nad dem jebesmaligen Zeitgeifte ſich umänbern follte. Und 
wenn dann der Hüter des Heiligthums fie mit ihren tyorberungen abwies, fetten fie 
ihm mit neuem Ungeftüm zu. Es gibt Fein Dogma, das bie Feinde der chriſtlichen 
Mahrheit nicht im Laufe der Jahrhunderte mit folchem frevelhaften Uebermuthe ange 
griffen, das fie nicht gefälicht ober verneint hätten. Bald mar es das Dogma von ber 
Erbjünde, bald basjenige von der Erlöfung, bald das Dogma von ber Gottheit Jeſu 
Chriſti oder von feinen beiden Naturen; bald die Lehre vom freien Willen, balb bie 
Lehre von der Gnade, bald diejenige vom Fegfeuer, balb die chriftliche Lehre von ber 
Emigfeit der Höllenftrafen, die dem Zeitgeifte unbequem waren unb deren Opfer bie 
ftolzen Irrlehrer von dem gottbeftellten Hüter des Schatzes ber chriftlichen Wahrheit 
forderten. ‚Aber nein,‘ mieberholte biefer ſchwache ehrwürdige Greis, ‚und wenn fid 
auch Alles in der Welt ändert, die Lehre, die ich unter meiner Obhut halte, änbert fi 
nicht, fo wenig wie ihr göttlicher Urheber und Verfünder, der heute und morgen und 
ewig berjelbe iſt.“ 

‚Wenn bu dich aber,‘ entgegneten bie Verſucher, ‚hartnädig unjerem Anfinnen 
wiberjegeft, fo werben mir dir mit dem Schwerte das Haupt abſchlagen.“ ‚Und wenn 
ihr mir auch das Haupt abfchlaget “ antwortete ber ftanbhafte Greis, ‚werde ich bens 
noch nicht nachgeben, ich werbe das mir anvertraute Gut der Wahrheit nicht verrathen. 
Die Hüter und Vertheidiger ber Wahrheit könnet ihr töbten; aber bie Wahrheit könnet 
ihr nicht töbten: fie bleibt unwandelbar von Geſchlecht zu Geſchlecht. So hat Petrus, 
wie er den wahren Glauben zuerft in eigener Perfon bekannt bat, biefen Glauben in ber 
Perſon feiner Nachfolger auf dem bifchöflihen Stuhle zu Rom unverfehrt durch alle 
Sahrhunderte Hindurchgetragen. Alle Bischöfe von Nom haben mit treuer Hand ben 
Schatz des wahren chriftlichen Glaubens gehütet, fie haben alle, ein jeder bie Brüder 
ftärkend, die Wahrheiten des chriftlichen Glaubens gegen die Angrifie der Irrlehrer vers 
theidigt, fie haben fie ben Völkern des Erdkreiſes gelehrt und verkündigt und viele ber- 
felben haben für den Glauben ihr Blut und Leben gelaffen. Die Stühle aller anderen 
Kirchen, felhf der älteften und berühmteften, find im Laufe der Jahrhunderte erſchüttert 
und umgeftürzt worden. Der Stuhl Petri allein blieb aufrecht ſtehen und er erwies 
fi flet3 als ein Fels, an dem die Stürme ber Zeit und bie fhäumenden Wogen ber 
Irrlehren fi gebrochen haben. Wie eifrig hat man nicht gefucht, in ber langen Reihe 
ber römifchen Päpfte einen Irrlehrer, auch nur einen einzigen, aufzufinden, und man 
bat feinen unter ihnen gefunden, denn ber Einzige, ben man unter ihnen gefunden 
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Gaben mollte, war feiner. Der unparteiifche Forfcher muß es einräumen, Papft Hono- 
rins, ber in ber Streitfrage ber Infallibilität in Teßterer Zeit fo oft Genannte, hat 
Web weber jelbft eines Häretifchen Irrthums fchuldig gemacht, noch weniger hat er vom 
Lehrſtuhle Petri aus eine Härefie gelehrt. Iſt das nicht ber über dem Stuhle 
Petri fihtbar waltende Schuk Gottes? Jenes verheißende Wort: ‚Du bift Petrus, 
mb anf biefen Felſen will ich meine Kirche bauen, und die Pforten ber Hölle follen fie 
wicht übermwältigen‘, läßt fih nun einmal aus dem Evangelium nicht wegbringen. Frei⸗ 
Ri Hat aber bie Voreingenommenheit und der Hat gegen das Papſtthum defto mehr 
Rübe angewandt, ben Sinn biefer göttlichen Stiftungsurkunde des Katholicismus zu 
; mißbeuten und zu fälfhen. Doch was helfen alle diefe Deuteleten und Verdrehungs⸗ 
finfe? Gegen die offenfunbigen Thatſachen und Zeugniffe einer achtzehnhundert⸗ 
jthrigen Geſchichte kommen fie nit an. Die achtzehnhundertjährige Geſchichte ift bie 
beſte Erklärung dieſer Berheißung, denn fie ift die beftändige Erfüllung diefer Ber: 
keißung und zwar in bem Sinne, in bem fie von ber ganzen Chriftenheit von jeher 
aufgefaßt worben ift: dan Petrus, mie er fich zuerft in eigener Perfon als einen Be⸗ 
fenner ber Wahrheit erwiefen, fo auch, als folcher in allen feinen Nachfolgern, ben Bis 
Höfen von Rom, fortlebend, ftet3 ein wahrer Felfenmann, der Feld der Wahrheit und, 
ba bie Kirche Jeſu Chriſti felbft ‚eine Zelte und Grundſäule der Wahrheit‘, das un- 
eihütterlide Fundament der Kirche fein werde. 

Das Evangelium und die Gefchichte reden daher eine zmwiefache, aber feine ver⸗ 
ſchledene, ſondern eine und dieſelbe Sprache, da beide einhellig lehren, daß man, um 
tehtgläubig zu fein, mit bem Stuhle Petri m der Gemeinfchaft des Glaubens fein 
müffe. Aber eben dieſe Lehre ijt ed, geliebte Diöcefanen, der das Vaticaniſche Eoncil 
durch fein fo viel genanntes Unfehlbarkeitsbogma ben bogmatifchen Ausbrud verliehen 
bat. Die Forderung: ich ſoll mit dem Stuhle Petri in der Gemeinihaft des Glaubens 
jem, bat jene Dogma vom unfehlbaren päpftlichen Lehramte zu ihrer nothwendigen 
Vorausſetzung. Denn der mit dem Glauben, rückſichtlich mit den dogmatifchen Lehr⸗ 
atiheibungen des Römiſchen Stuhles iübereinftimmende Glaube ijt nur deßhalb ber 
unfehlbar wahre, ber echte und rechte Glaube, weil bie dogmatiſchen Enticheibungen des 
letzteren ſelbſt irrthumsfrei ober unfehlbar find. Könnten fie fehlbar fein, fo fehlte 
meinem Glauben das böbere Siegel ber Gewißheit, und es märe derſelbe fein göttlicher. 
Und mögen baher bie ſchmähſüchtigen Gegner des Vaticaniſchen Concils dieſes Dogma 
noch fo jehr als eine neue Lehre verläftern: dieſe Lehre ift jo alt wie die Kirche felbit. 
Eie ift, um von allen anderen Beweisgründen abzufehen, ſchon deßhalb jo alt, wie bie 
Kirche felbft, weil fie die nothmendige Conſequenz bed Primates Petri und feiner Nach— 
folger, der Biichöfe von Rom, ift, welcher (Primat) doch auch von den fogenannten 
Altkatholiken‘, wenn fie überhaupt je Katholiten geweſen find, vor ihrem Abfalle von 
ber Kirche als eine göttliche Einrichtung anerkannt und gelehrt mworben if, Denn, iſt 
ber Bifchof von Rom vermöge feines Primates wirklich da8 Oberhaupt der Kirche, fo 
ift doch Mar, daß die Glieder der Kirche mit ihm, mie die Glieder eined lebendigen 
Leibe mit dem Haupte, in Verbindung fein müfjen, mit anderen Morten, baß ber 
Biſchof von Rom der ganzen Kirche lebendiger Mittel: und Einheitspunft if. 


Diefe Verbindung aber, in der alle Glieder der Kirhe mit ihrem Oberhaupte, 
dem Römiſchen Papfte, ftehen müffen, ift doch ofſenbar feine bloße Gemeinſchaft in 
äußeren religiöfen Gebräuchen und Geremonien, fonbern vielmehr in Demjenigen, was 
den tiefiten Grund und das eigentliche Weſen ber Kirche ausmacht, im Glauben, wovon 
die äußeren religiöien Ceremonien und Gebräuche nur ber entiprechende und verförperte 
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Ausbrud find, Nie und nimmer Tonnte ber Gtußl Petri ber Mittelpunkt ber 
ligen Einfeit fein, wenn er nicht zugleich ber umerihütterliche Jels ber Wahrheit 
Eine Cinheit in ber Lüge märe nicht bie Einheit ber Mirdhe Ghrifli, bes Könige 
Wahrheit, ſondern ber Kirche bes Satans, bes Lügners von Anbeginn. Go 
daher ber Primat bed Römiihen Stuhles eine goͤttliche Einrichtung ift umb won 
fogenannten Altfatholifen vor ihrem Abfall als eine goͤtiliche Einrichtung, 
und felbft gelehrt morben ift, fo gemiß if biefer Primat bie ſchlagendſte 
dieſes aus lauter Inconfequenz unb Widerſpruch zufammengejehten ‚Wltfatho) 

Laſſen wir und daher, geliebte Diöcefanen, durch bak Teibenfchaftliche 
biefer Partei, wodurch fi) ja bo nur das eigene unruhige Gewiſſen beie 
wid, in unferer Anhängliäfeit an bie Heilige Kirche nicht beirren. Im Gegeniheil 
traditen wir ben erfolgten Concilsſpruch als ein ſehr glüdfiches unb glorveides 
eigniß ber Kirchengeſchichte unferer Tage, als eine ber ganzen Kirche ermiejene 
göttliche Wohlthat. Es iſt durch dieſes Dogma feine nene Lehre befinirt, aber bi 
Ausfreitungen bed neuen Liberalismus, ber ſelbſt über die Schwelle bes Heiligthumd 
ber Heiligen Kirche vorzubringen fi erfühnt, iſt baburd ein fefter Damm entgegen 
geftellt worben. 

An erfier Stelle war unter ben Ländern des Tatholifchen Erbfreijes bei der De 
fintrung biefes Dogmas Frankreich intereffirt. Denn Frankreich ift das Vaterland 
bes Gallicanismus, und gegen ben Gallicanismuß, ber bie binbenbe Kraft ber bag 
matiſchen Lehrentſcheldungen bes Papſtes von der Zuffimmung ber Kirche ab 
hängig macht, if die Spige des Vaticaniſchen Decretes eigentlich gerichtet. 

Und Frankreich, jeneß Land, das der Kirche fo viele ruhmmürbige Märtyrer und 
Bekenner, fo viele Heilige Kirchenlehrer, Mpologeten und apofiolifche Miffionäre, abır 
auch fo viele wũthende Peiniger und Verfolger geboren, Frankreich, wo bie Kirche im 
Laufe ber Jahrhunderte fo viele glorreihe Siege und Triumphe gefeiert, und mo fi 
qugleidh fo diele fehmerzliche Niederlagen erlitten, Frankreich, biefes merfwiürbige Lark, 
um beffen Befig gleichſam Himmel und Höle mit einander fortwährend fireiten, IR 
nicht allein das Vaterland des Gallicanimuß, e3 ift auch burch ben Gallicanismus In 
feinen religidfen Interefien am empfindlichſten geſchädigt worden. Seit der ‚große 
König Ludwig XIV., ber aber weniger ein großer König als ein großer Deipot war, 
und nicht allein über bie Leiber, fondern auch über bie Seelen feiner Unterthanen zu 
herrſchen verlangte, — durch feine Hoftheologen und Hofcanonijten (unter denen leiber 
der fon fo große Biſchof Voffuet die Hauptrole gefplelt) bie fogenanuten wier Aetitel | 
ber galicanifgen Freißeiten (richtiger ber gallicanifeen Knechtung der Kirche) Hatte 
abfaſſen und feRftellen laſſen, — hat biefer unfelige Gallicaniamus bie jhönften Blüthen 
bes Katholicigmus in biefem Lande zerknickt und feine ebelften Kräfte nicbergehalten 
unb gelähmt. Unb es war baher für Frankreich bie Infallibilitätsfrage eine mwirfliche 
Lebensfrage. Konnte ber Gallicanismuß, durch das Anathem des Goncils getroffen, 
volRänbig überwunden und aus Frankreichs kirchlichem Körper auögefloßen werben, fü 
durfte man hoffen, daß für bie Kirche In Frankreich eine neue era eröffnet fei. Richt 
als ob ber religiöie ober irveligiöfe Parteienkampf in dieſem Lande damit auf eu 
ausgeglichen unb beenbigt fei. 

Die antichrifliche, atheiſtiſche, materialiſtiſche, furz, bie rabicale Partei mrhg, 
durch die Definirung dieſes Dogmas unmittelbar nicht berüprt, nad) wie vor mit bew 
gewaltigften Unſtrengungen fortfahren, bie Herrichaft zu erfireben, in beren Befg Heute 
gelangt, fie morgen bie Greuel ber erfien Resolution erneuern ober noch überbieien 
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ärbe: aber in ihr fähen wir dann nicht mehr zwei in ihrer Vereinzelung geſchwächte, 
u ihrer Action gegen ben gemeinfamen Feind durch innere Zwiſte gelähmte chriſtliche 
Berteien, die fogenannte gallicanifche und bie fogenannte ultramontane, fonbern wir 
üben dem Feinde dann nur noch eine, unb zwar bie wahrhaft und bis in ihre legten 
lonſequenzen katholiſche und durch ihre Tatholifche Einheit ſtarke Partei gleihfam in 
eſchloſſener Phalanr gegenübergeftellt, deren fchlieplicher Steg über ben Feind nicht 
sehr zweifelhaft fein könnte. 

Diefes war die Hoffnung, bie fi für Frankreich an die Definirung des Unfehl: 
arkeitsdogma Tnüpfte: und muß man nicht Gott danken, daß biefe Hoffnung bereits 
n fo reihem Maße ſich zu erfüllen angefangen, daß, nachbem das Concil durch bie 
Berurtheilung des Gallicanismus den einen Theil ber Arbeit gethan, Frankreich jelbft 
en anbern Theil der Arbeit nicht verfagt, ja, daß es gerade zu einer Zeit feiner ſchmäh⸗ 
ichſten Niederlage durch fremde Waffengewalt (0 wie bewundernswürdig finb nicht bie 
Rege ber göttlichen Vorſehung!) dur die bemüthige Unterwerfung unter das Decret 
xs Concils den fchönften und glorreichiten Sieg, den Sieg über ſich felbft gewann; 
mb daß es der ganzen Welt ein fo herrliche Beiſpiel chriſtlicher Selbfiverläug- 
kung gab! 

Aber außer Frankreich war bei ber Entſcheidung der Unfehlbarkeitsfrage am 
weiten intereflirt unfer eigenes beutiches Vaterland, wo ber gallicaniſche Giftftofj unter 
ber Form des Joſephinismus und Febronianismus bie Kreife bed geifligen und re 
Agiöfen Lebens vielfach inficttt und wo bie fogenannte deutſche Wiſſenſchaft ſchon feit 
Decennien gegen bie Firchliche Lehrautorität eine fo feindfelige Haltung angenommen 
hatte. Was würde aus ber Kirche Deutichlands geworden fein, wenn biefe aufgeblähte, 
imioritätfeinbliche deutſche Wiffenihaft nur noch zwanzig Jahre fo fortgemwirthichaftet 
und dem Geifte unferer ſtudirenden deutſchen Jugend das Gift bes Hochmuths ein- 
jeträufelt hätte! Und hätte noch Jemand zweifeln können, ob es opportun, ja 0b es 
uthwendig geweien, daB Ungethüm biejer modernen hochmuthberauſchten Wiſſenſchaft 
mp8 Haupt zu fchlagen: es müßte das nunmehrige Benehmen der ‚Altkatholifen‘ und 
eren Führer ihm jegt wenigſtens die Augen geöfinet haben; denn durch dieſes Bes 
ehmen ift die ganze Situation auf einmal geflärt. Diefe leidenſchaftlichen ‚altfathos 
iſchen“‘ Läflerer unferer heiligen Kirche ‚find von und audgegangen; aber fie waren 
icht von und; benn wenn fie von uns gewefen wären, jo würben fie bei uns geblieben 
ini. Und find nicht biefe offenbaren, rohen Angriffe unferer nunmehrigen erflärten 
ſeinde unfhäblicher, als jene heuchlerifchen Umarmungen und Jubasfüffe unferer ches 
saligen Freunde? Iſt es nicht beiler, daß tobte Glieder vom Körper, ben fie inficiren, 
etrennt werben, bamit nicht der ganze Körper zu Grunde gehe? Und iſt es nicht ein 
zlück, daß auch die Katholiken Deutſchlands ſich jet vor die nadte Alternative geſtellt 
Gen: entweber für Chriſtus und feine wahre Kirche, oder gegen Chriflus? denn bie 
albheit und Unentichiebenheit ift Gott und Menſchen verhaßt! 

Ich wieberhole euch, geliebte Didcefanen, meine innige Bitte und Ermahnung: 
affet euch nicht irre führen durch die Borfpiegelungen jener falſchen Propheten, die in 
xchafskleidern zu euch kommen, innerlich aber reißende Wölfe find. Erfennet nie einen 
nberen Fels ber Wahrheit an, als den Jeſus Chriſtus jelbft und geſetzt; trennet euch 
ie vom Felſen Petri, jondern bleibet bis zum Tode mit ihm verbunden in der Ge⸗ 
reinſchaft des Glaubens. 


11 Joh. 2, 19. 
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Eure Gemeinihaft mit dem Stuhle Petri muß jedoch nidt nur eine Gemeine 
des Glaubens, fonbern auch eine Gemeinſchaft ber Liebe fein. Denn ift ber Öl 
im Chriſtenthum das Erſte und Nothwendigſte, fo if, bie Liebe bas &öchjte. Ik 
‚wenn ich einen Glauben Hätte,‘ fagt ber Apoftel, ‚daß id} Berge verjeßen 
Hätte aber bie 2iebe nicht, fo wäre {dh nichts‘. Die ganze Chrifienheit ift baber 
ein von Jeſus Chriſtus geftifteter großer Liebesbund, und bie Borficherim bieleh 
Liebesbunbes iſt nad ben Morten des großen Märtyrer umb Mpoftelichilee 
Ignatius die Kirche von Rom. Mit biefer Kirche nicht übereinflimmen im Glauben, 
iR bie Härefte, und bie Gemeinſchaft ber Liebe mit dem Stuhle Petri zerreinen, it 
das Schiäma. Beibe ſchwere Sünden und Verbrechen aber find bie giftige Frudit bit 
Stolzes, ber fi über bie gottgefegte Orbnung im ber Kirche erhebt umb fich jchlteilidh 
mie Lucifer gegen Gott jelbft erhebt. 

Was aber dieſes zweite Erforberniß eines treukatholiſchen Verhaltens, die Gemein 
ſchaft ber Liebe mit dem Stuhle Petri, betrifft, fo Tann ich mid; hierüber fehr kun 
faffen. Ich habe dem rechtmäßigen Inhaber des Stuhles Petri, dem Statthalter Jah 
Chriſti, dem Römiſchen Papſte Gehorfam, Liebe und Treue eiblich gelobt. ber jo 
wenig das Unfehlbarfeitäbogma eine neue Lehre, fo wenig ift biefe von mir eiblid ge 
Iobte Pflicht eine zu meinen übrigen alten Pflichten hinzugefommene neue, jonbern fie 
iſt eine in ben beftehenben alten Pflichten bereits enthaltene. Sle ift enthalten int 
vierten Gebote Gottes: ‚Du folft Vater und Mutter ehren, auf daß es bir mohl 
ergebe auf Erben.‘ Ich ehre und liebe meine leiblichen Eltern aud; noch über das 
Grab hinaus. Leider verliert unfere Zeit für bie Pflicht ber Pietät immer mehr bad 
Verſtändniß. Denn, o wohin find wir in biefer Hinficht bereitö gekommen, wie ſchwete 
und gerechte Klagen vernimmt man nicht täglich über ba Schwinben ber Pietät, ber 
Liebe unb des Gehorfam ber Kinder gegen ihre Eltern! Aber biefe Pflicht ber Pietät, 
bie Gott ſelbſt Jebem in's Herz hineingefchrieben Hat, unb bie nur durch Ummatur und 
Harte Gefühllofigfeit auß dem Herzen bed Menden audgelöfgt werben fan, ift mir 
unter allen Pflichten, bie ich zu üben babe, bie angenehmfte unb bie theuerite. 

Ich ehre unb Tiebe außer meinen leibllchen Eltern auch Alle, deren väterlicher oder 
můtterlicher Sorge ich anvertraut Bin. 

Ich ehre das Oberhaupt bes ſtaatlichen Gemeinweſens nad; der Weifung bes 
Apoftelfürften: ‚Fürchtet Gott und chret den König.‘ 

Ich ehre und liebe diejenigen, bie meine Väter in Chrifto find, meine Hirten und 
Seelforger, bie einftend für meine Seele Rechenf&aft zu geben Haben; ich ehte und Tiebe 
insbefondere bad Oberhaupt ber heiligen Kirche, ben Statthalter Jeſu Chriſti, dem 
Bater der ganzen Chriftenheit. Als den Statthalter Jeſu Chriſti ehre ich Ihn; denn 
Zefus Chriſtus Hat zu feinen Apofteln gefagt: ‚Wer euch ehret, ber ehret mid.“ Als 
ben Water ber Gfriftenheit Liebe ich ihn; id Bin ipm mit Anblichem Herzen aufrichtig 
ergeben und theile mit ihm Leib und Freude. Dieß, geliebte Didcefanen, ift bie Gefin« 
mung, bie euch, wie alle wahren Katholifen, gegen ben Stuhl Petri beſeelen muß; eb 
iſt bie wahre Sprache eines Chriſten. Wer anders rebet, und rebete er mit Engels« 
zungen, rebet bie Sprache des Antichriftes. Und wehe ben Verächtern bed vierten Bes 

botes Gottes, welche bie Herzen ber Kinder Ioßreigen möchten vom Herzen ihres geifle 
lichen Vater! Und boppelt mehe ihnen, wenn fie fi noch obenbrein durch Beflige 
Eibe zur Treue und zum Gehorfam gegen ben Heiligen Water verpflichtet Hatten, unb 
gleichwohl in trauriger Verfennung oder treulofer Verlegung ihrer Pflicht ben Heiligen 


rn 


— 261 — 


Vater läftern, und allerlei Böſes fäljchlich gegen ihn außfagen, nur um in den Herzen 
Ver Kinder die Liebe gegen ihn zu eritiden! Ihr Haß gegen ben heiligen Vater ift 
noch nicht dadurch befriedigt, daß fie ihm alled Beſitzthum geraubt und ihn in feinem 
eigenen Haufe ald Gefangenen eingefperrt jehen: es fol ihm auch dad Einzige ihm bis 
jeßt noch GSebliebene geraubt werben, die Liebe feiner treuen Kinder. Aber hoffet nicht, 
ihr Verächter bed vierten Gebotes Gottes, daß eure Anjchläge euch gelingen werben. 
Sehet ihr benn nicht, daß troß ber äußerſten Anftrengungen ber geſchworenen Feinde 
ber heiligen Kirche, den Stuhl Petri umzuftürzen und das Band ber Liebe zwiſchen 
dem heiligen Vater und feinen Millionen Kindern zu zerreißen, biejes Band ſich nur 
immer noch fefter fhlingt? In melden Maße der Haß, die Verfolgung der Feinbe 
und anbererfeit3 dad Martyrium dieſes hohen Dulders jelbft gewachſen ift: in dem⸗ 
felben Maße wuchs auch die Liebe feiner Millionen Kinder gegen ihn. Denn wo ift 
in der fangen glorreichen Reihe feiner erlauchten Vorgänger berjenige, welcher ſolche 
Triumphe ber Liebe feiner treuen Kinder gefeiert? 
Um was ich euch daher vor meinem Scheiden bringend bitte, geliebte Diöcefanen, 
bleibet eingegliedert dem großen Liebesbunde, und bfeibet in ber Gemeinſchaft ber Liebe 
vereinigt mit bem erhabenen Vorfteher diejes Bundes! Es mag fommen,.ma® da wolle, 
jerreißet bie Kette nicht, Die euch burch die rechtmäßigen Hirten und Oberhirten mit 
dm Stuhle Petri vereinigt, ‚von dem‘, wie ber bl. Cyprian fagt, ‚die Einheit bes 
Prieſterthums ausgeht‘? und welcher ‚bie Wurzel und ber Mutterichooß ber katholiſchen 
Kirche‘? iſt. Erfennet nie Einen als euern Seelenhirten an, ber nicht durch die rechte 
Thüre in den Schafftall einbringt, der vom Stuhle Petri nicht die Senbung hat ober 
mit dieſem Stuhle nicht verbunden ift in der Einheit des Glauben? und durch das 
Band ber Treue und des pricfterlihen Gehorfamd. Lehret Lieber felbit, ihr Väter und 
ihr Mütter, eure Kinder die Wahrheiten der chriftlichen Religion, als daß ihr fie 
‚Miethlingen‘ und ‚Räubern‘ zum Unterrihte und zur Erziehung überlafiet; erbauet 
euch Lieber gegenfeitig, ihr chriftlichen Haußväter, Hausmütter und Haudgenofjen, durch 
gemeinfame Gebete und heilige Xieder und Geſänge, ehe ihr euch an den jacrilegijchen 
Gottesbienften abtrünniger Priefter betheiligt, wodurch bie höchfte Majeftät Gottes nicht 
geehrt, fondern entehrt und beleidigt wird. Und felbft in Tobesgefahr tretet mit ſchis⸗ 
matifhen und häretifchen Prieftern in Feine Gemeinjchaft, fondern erwedet dann, wenn 
ihr einen rechtgläubigen Priefter nicht haben könnt, einen Act der vollfommenen Reue, 
der mit dem Verlangen nach dem heiligen Sacramente die Seele von den ihr anhaf- 
tenden Sünden reinigt. Wohl ift zu einer foldden vollfommenen Reue bie göttliche 
Gnade erforderlich, aber Gott wird biefe Gabe euch reichlich geben, wenn ihr ihn 
bemütbig darum bittet. Auch zur Taufe eurer Kinder, zur Beerbigung eurer lieben 
VBerftorbenen, zur kirchlichen Cinfegnung eurer Ehen rufet unter feiner Bebingung einen 
von ber Kirche abgefallenen, häretiſchen ober ſchismatiſchen Priefter, damit ihr nicht am 
bäretifchen Abfalle und am Schisma euch betheiligt. Wenn vecdhtgläubige, Firchentreue 
Prieſter euch fehlen, fo laffet die Taufe eurer Kinder von gläubigen Taten vollziehen; 
beftattet jelbit eure Verftorbenen unter Gefang und Gebet; und was bie firhlide 
Ginfegnung eurer Ehen betrifft, fo wartet auf die Weifungen, die 
ih euch deßfalls, wenn ih vom Heiligen Stuhle bazu ermädtigt fein 
werde, feinerzeit werde befannt machen lafien. In bem gemeinfamen bi- 
ſchöflichen Hirtenfhreiben, das wir im Februar d. J. erließen, haben wir euch folche 
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Mahnungen bereitß erteilt; ba aber bie Gefahr ber Unterhrechung ber firdhlicyen Dids 
eefanverwaltung mittlerweile näher gerüct iſt, fühle ich mid um eures Seele 

willen gebrungen, hieran euch abermals bringenb zu erinnern. Wenn ihr, gell 
Didcefanen, dieſe Mebenolen Mahnungen beachtet, wenn ihr ber heiligen Kirche 
dem Stuhle Petri unverbrüchlich bie Treue bewahrt, wenn ihr, feit zujammenftehenb, | 
geſchaart um bie Fahne bed Heiligen Nömifchefatholif—hen Glaubens, immer, mo ihe 
tönnt, für bie Intereffen biefes Heiligen Glaubens mannhaft unb muthig einfteht, ohne 
daß ihr jedoch je euch zu uugefeplichem gewaltthätigem Vorgehen ober zur Störmg 
des öffentlichen Friedens und ber öffentlichen Orbnung verleiten Tajfet; bann wohl ud, 
gelebte Diöcefanen! Ihr werdet ala bie Vertpeibiger und Erhalter bes Farholifden 
Glaubens in biefem Lande euch vor ber Mit- und Nachwelt mit Ruhm bebeden, — 
und, was bad Wichtigſte if, ihr werbet euch felbft bie himmliſche Krone verbienen. Und 
je ſchwerer bie Berfujungen zum Abfalle, je größer die Gefahren und bie Bebrängnift: 
eine befto fhönere Krone wird als Lohn für bie bewährte Treue euch eimft zieren. 
O, wie iſt e doch, geliebte Diöcefanen, fo ſchwer, biefe himmlifche Krone zu erringen, 
da ja ber Heiland felbft uns gejagt, daß man, um in’s Himmelreich einzugehen, Cr 
walt gebrauden müffe, und ba ber Mpoftel Hinzufügt, daß der Weg zum Himmeh 
durch viele Leiden und Trübfale Hinführe! Anſcheinend ift diefe Schwierigkeit unter 
ben gegenwärtigen Umftänben eine noch größere, in Wahrheit aber ift fie jest cine 
geringere, es ift jegt leichter, bie Krone zu gewinnen, und Taufende, die fie unter 
ruhigeren, gemädlicheren, bequemeren Verhältuifen verſcherzt haben mirben, tits 
Tangen fie jept durch ihre Teilnahme an ben heiligen Kämpfen und Leiden ber Kirche. 
Bleibe denn Keiner von euch it biefer Theilnahme zurüd, ba es fi) um einen folden 
Preis Handelt. 


Uebet mit größerem und freubigerem Gifer alle euch obliegenben Pflichten. Nach 
bem Beiſpiele und Vorbilde des Apoftels Johannes im feinem apoftolijchen Senbz 
ſchreiben möchte ich gern allen Alters und Berufsarten ihre gemeinfamen religiöfen, 
wie ihre befonberen Stanbespflichten ſcheldend nochmal an's Herz legen; ben Kinb» 
fein und ben Zünglingen, ben Männern unb ben Frauen und Jungfrauen, wie 
den hochbetagten Greifen, den im Schmeiße ihre Angefichteß ihr Brod verbienenben 
Urbeitern und ben Herrſchaften und Vorſtehern, beſonders aber ben Vätern und ben 
Müttern, ben Lehrern und ben Lehrerinnen möchte ich gern jebem Einzelnen unter 
ihnen es ausſprechen, was meine befümmerte Liebe in biefer entſcheldenden Zeit von 
ihnen wünſcht und erwartet: aber bie Stimme biefer gewaltigen utid furdtbaren 
Zeit fpricht eindringlicher und mächtiger an ihr Herz, als meine ſchwachen Worte ed 
vermögen. 

Dagegen empfehle ich euch nochmals daB unabläffige, eifrige, demüthige und ins 
Brünftige Gebet in ben Anliegen ber fo ſchwer bebrängten heiligen Kirche, insbeſondere 
ihrer bebrängten unb eingeferferten Hirten unb Oberhirten. Und da bas gemeinfame 
Öffentliche Gebet beſondere Verheigungen feiner Erhörung Bat, fo erſuche ich bie Herren 
Pfarrer, ihren Pfarrkindern, fo lange biefe Bebrängniffe der Kirche bauern werben, 
wöchentlich wenigftens einmal (am Sonntage ober einem Werktage) in einer nach ihrem 
eigenen Ermeffen einzurichtenden öffentlichen Andacht für bie bedrängte Heilige Kirche, 
für welche Andacht auch bie Außfegung bes hochwürdigſten Gutes geftattet fein fol, 
dazu Gelegenheit zu bieten. 

Ich fliege mit der Verſicherung meiner unmanbelbaren oberhirtlichen Liebe, ich 
liege mit bem Außbrude meiner Bitte, daß wir zur Bethätigung unferer gegenfeitigen 
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Wiebe, wo und wie entfernt von einander wir auch in Zukunft immer fein mögen, in 
den allerbeiligften Herzen Jeſu und Mariä uns täglich einander begrüßen! 
Des breieinigen Gotte8 Segen fomme über euch und bleibe ewig bei euch! 


Baderborn, am Felle Kreuz-Erfindung 1874. 
Der Biſchof von Paberborn. 
T Conrad.“ 


1) Schreiben Papft Pins’ IX. an den hochw. Herrn Peine, Generalvicar 
des Biſchofs von Paderborn, vom 17. Auguſt 1874. 


„Bius P. P. IX. 
Geliebter Sohn, Gruß und apoftolifhen Segen! 


Deinen fo fehr traurigen Bericht, geliebter Sohn! haben Wir gelefen und daraus 
etſehen, daß bie Prüfungen ber erften Kirche fich erneuern, bie Vorausſetzungen des 
Httlichen Meifters fich erfüllen und bie Beifpiele von Tapferkeit, wie fie bie alten Ober: 
Sitten gegeben, fich mieberholen. Wenn Wir au nur mit dem Gefühl der Trauer 
Binbliden können auf bie Gelbftrafen und die Kerfermauern Unſers ehrwürdigen Brubers, 
Deines Biſchofs, fo nöthigt doch auch fein Glaubensmuth, feine Standhaftigfeit Uns 
dewunderung ab, und Finnen wir nicht umhin, zugleich die Rathſchlüſſe der göttlichen 
Borfehung anzubeten, weile... . . die Herzen der Gläubigen Mräftigt, daB mannhafte 
Befenntniß bes Tatholifchen Glaubens herausfordert, das Wachsthum ber Kirche beförbert 
und ihre Stirn mit dem Siegeslorbeer ſchmückt. Ta es ſich danad um (ben) Sieg 
handelt, nicht um Nieberlage, fo fühlen Wir Uns, wenngleich fchmerzlich bewegt ob 
.... doch gebrungen, ben audgezeichneten Oberhirten zu beglückwünſchen, wie aud 
alle Tiejenigen, welche jchaarenweije bei Diejer Gelegenheit zu ihm binftrömten, um offen 
und mit gehobener Stirn von ihrer Anhänglichkeit an ihn Zeugniß abzulegen: ganz 
beſonders aber Di, ben er fich gewählt zu feinem Vertreter, gewachſen einer foldden 
Stellung, welche zumal unter biejen Zeitverhältnifien eine fo ſchwierige if. Drüde alfo 
Unfere Glückwünſche dem Klerus unb dem Volke aus und ermahne fie Alle in Unjerm 
Ramen, daß fie unentwegt mit ihrem erleuchteten Oberbirten und mit Dir zufammen- 
ſtehen in ber gegenwärtigen Verfuhung .... 

In dieſer Abſicht erflehen Wir inftänbig den mächtigſten Beiftand ber himm⸗ 
chen Gnade für Deinen vortreffliden Bifchof, für Did und für Alle und wünſchen 
als Unterpfanb besielben ben apoftoliihen Segen, den Wir dem Bifchofe, Dir und 
der ganzen Diöcefe Paderborn als Zeichen Unferes Wohlwollend aus liebevollſtem 


Herzen fpenben. 

Gegeben zu Rom bei St. Peter am 17. Auguft 1874, im neunundzwanzigiten 
Jahre Unferes Pontificates. 
(gez.) Pius P. P. IX. 


Dem geliebten Sohne Johannes Anton Beine, Unjerm 
Hausprälaten, dem Generalvicar und Dechanten ber 
Baderborner Domfirche zu Paderborn.“ 


— 264 — 


136) Collectiverklärung des dentſchen Epifkopats, beireffenb' ME CH 
depefche des dentfchen Reichskanzlets hinfichtlidh der — 
Papſtwahl. Dom Jamar und Febrnar 1875. irn 


„Der ‚Staatd:Anzeiger‘ bat unlängit eine auf bie Fünftige Papſtwahl bezägl 
Circulardepeſche des Herrn Reichsfanzlers Fürften v. Bismard vom 14. Mai 18721 su 
öffentliht, welche nach der ausdrücklichen Erflärung bes Anzeigers ‚bie Baſis zu den 
ganzen ber Deffentlichkeit vorenthaltenen Fascikel? ber in bem Prozeffe gegen ben Grafe 
v. Arnim oft erwähnten Actenftüde Tirchenpolitiiden Inhalts bilbete, no. 

Diefe Depeiche geht von ber Vorausfegung aus, daß durch bas ‚Vaticaatiäe| 
Concil und feine beiden wichtigſten Beftimmungen über bie Unfehlbarkeit und bie Jar i 
biction bes Papftes die Stellung des Letteren auch ben Regierungen gegenüber gängid: 
verändert jet‘, und folgert hieraus, daß ‚bad Intereſſe ber letzteren an der Bapkwehl 
auf's Höchfte gefteigert, damit aber auch ihrem Rechte, fi darum zu kümmern, eine 
um fo feftere Baſis gegeben fei‘. 

Diefe Folgerungen find ebenfo ungerechtfertigt, als ihre Vorausſetzung unbegrünbek 
ift; und e3 halten bei ber hohen Michtigfeit dieſes Actenjtüdes und bei dem Schluſſe, 
welchen dasſelbe auf die leitenden Principien des Reichöfanzleranıtes in ber Behandlungs 
der kirchlichen Angelegenheiten Deutſchlands geftattet, die unterzeichneten Oberbirten KAP 
für ebenfo berechtigt als verpflichtet, den darin enthaltenen irrigen Anſchauungen im⸗ 
Intereſſe der Wahrheit eine öffentliche Erflärung entgegenzuftellen. 

Die Eirculardepefche behauptet Hinfichtlich der Beſchlüſſe des Vaticaniſchen Concils = 
‚Durch diefe Beihlüffe ift der Papft in die Lage gefommen, in jeder einzelnen Didce 
die bifchöflichen Nechte in bie Hand zu nehmen und bie päpftliche Gewalt der landez⸗ 
bifhöfliden zu fubftituiren.‘ ‚Tie bifchöflicde Zurisbiction ift in ber päpftlichen auf" 
gegangen.‘ ‚Der Papft übt nicht mehr, mie bisher, einzelne beftimmte Reſervatrechte 
aus, fondern die ganze Fülle ber biihöflichen Nechte ruht im feiner Hand‘; ‚er ift im 
Princip an bie Stelle jebe8 einzelnen Biſchofs getreten‘; ‚unb ed hängt nur von ihm 
ab, fih auch in ber Praris in jedem einzelnen Augenblide an die Stelle besjelben 
gegenüber den Regierungen zu fegen‘. ‚Die Bilchöfe find nur noch feine Werkzeuge, 
feine Beamten ohne eigene Verantwortlichfeit‘; ‚fie find den Regierungen gegenüber 
Beamte eined fremben Souveränd geworben‘; ‚und zwar eine Souveräng, ber vermöge 
feiner Unfehlbarkeit ein vollfommen abfoluter ift, mehr als irgend ein abjoluter Monarch 
ber Welt‘, 

Alle dieſe Säbe entbehren der Begründung und ftehen mit dem Wortlaute, wie 
mit bem richtigen, durch den Papſt, den Epiffopat und bie Vertreter ber fatholifchen 
Wiſſenſchaft wiederholt erflärten Sinne ber Beſchlüſſe des Vaticaniſchen Concils ent: 
ſchieden im Widerſpruch. 

Allerdings iſt nach dieſen Beſchlüſſen die kirchliche Jurisdietionsgewalt des Papſtes 
eine potestas suprema, ordinaria et immediata, eine dem Papſt von Jeſus Chriſtus, 
bem Sohne Gotteß, in ber Perion bed hl. Petrus verlicehene, auf Die ganze Kirche, 
mithin auch auf jebe einzelne Didcefe und alle Gläubigen fich direct erjtredende oberfte 
Amtögewalt zur Erhaltung der Einheit bed Glaubens, ber Dischplin und ber Regierung 
der Kirche, und feineswegs eine bloß aus einigen Refervatrechten beftehende Befugniß. 
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Dieß ift aber Feine neue Lehre, fondern eine ſtets anerfannte Wahrheit des katho⸗ 
ſiſchen Glaubens und ein befannter Grundſatz des canoniichen Rechts, eine Lehre, welche 
das Baticanifche Concil gegenüber den Irrthümern der Gallicaner, Janſeniſten und 
sebronianer im Auſchluß an die Ausſprüche der früheren allgemeinen Concilien neuer: 
dings erklärt und beftätigt hat. Nach diefer Lehre ber Fatholiichen Kirche ift ber Papſt 
Biihof von Rom, nicht Biſchof irgend einer andern Stabt ober Diöceſe, nicht Biſchof 
von Köln ober Breslau u. ſ. w. Aber als Biſchof von Rom iſt er zugleich Papſt, d. 5. 
Hirt und Oberhaupt der ganzen Kirche, Oberhaupt aller Bilchöfe und aller Gläubigen, 
und jeine päpftliche Gewalt lebt nicht etwa in beflimmten Ausnahmefällen erit auf, 
fondern fie bat immer und allezeit und überall Geltung und Straft. In diefer feiner 
Stellung hat ber Bapft darüber zu wachen, daß jeder Biſchof im ganzen Umfange feines 
Amtes feine Pflicht erfülle, und wo ein Bifchof behindert ijt, ober eine anderweitige 
Nothwendigkeit es erfordert, da hat ber Papſt das Recht und die Pflicht, nicht al 
Liſchof der betrefienden Diöcefe, ſondern als Papſt, Alles in berjelben anzuorbnen, was 
zur Verwaltung berjelben gehört. Dieſe päpftlichen Rechte haben alle Staaten Europa’ 
bis auf die gegenmärtige Zeit ftet3 ald zum Syſteme ber Fatholiflhen Kirche gehörend 
anerfannt und in ihren Verhandlungen mit dem päpſtlichen Stuhle den Inhaber be3- 
felben immer als das wirkliche Oberhaupt der ganzen fatholiichen Kirche, der Biſchöfe 

ſowohl als der Gläubigen, und keineswegs al3 den bloßen Träger einiger beftimmter 
Reiervatrechte betrachtet. 

Die Beſchlüſſe des Vaticaniihen Concils bieten ferner feinen Schatten von Grund 
zu der Behauptung, e3 jei der Papſt durch diefelben ein abjoluter Souverän gemorben, 
und zwar vermöge feiner Unfehlbarfeit ein vollfommen abfoluter, mehr als irgend cin 
abjoluter Monarch in der Welt. 

Zunächſt it das Gebiet, auf welches fich bie kirchliche Gewalt des Papftes bezieht, 
wefentlich verfchieden von demjenigen, morauf ſich die meltlihe Souveränetät des 
Monarchen bezieht; auch wird die volle Eouveränetät des Landesfürften auf ftaatlichem 
Gebiete von Katholifen nirgends beitritten. Aber abgelehen hiervon kann die Bezeich- 
nung eine3 abjoluten Monarden auch in Beziehung auf kirchliche Angelegenheiten auf 
den Papſt nicht angewendet werben, weil berielbe unter bem göttlichen Rechte fteht und 
an die von Chriſtus für feine Kirche getroffenen Anordnungen gebunden if. Er kann 
bie der Kirche von ihrem göttlichen Stifter gegebene Verfafjung nicht ändern, wie der 
weltliche GSejeßgeber eine Staatöverfafjung ändern fann. Die Kirchenverfajjung beruht 
in allen mweientlichen Bunften auf göttlicher Anordnung und ift jeder menſchlichen Willfür 
entzogen. Kraft derjelben göttlichen Einſetzung, worauf das Papſtthum beruht, befteht 
auch ber Epijlopat: auch er hat jeine Rechte und Pflichten vermöge der von Gott ſelbſt 
getroffenen Anordnung, welche zu ändern ber Papft weder das Recht noch die Macht 
hat. Es iſt aljo ein völlige Mißverſtändniß der Vaticaniſchen Beichlüffe, wenn man 
glaubt, durch dieſelben fei ‚bie bijchöfliche Zurisbiction in der päpftlichen aufgegangen‘, 
ber Papſt ſei ‚im Princip an bie Stelle jedes einzelnen Biſchofs getreten‘, die Biſchöfe 
feien nur noch ‚Werkzeuge des Papſtes, feine Beamten ohne eigene Verantwortlichkeit‘. 
Nach ber beftändigen Lehre ber Fatholiichen Kirche, wie fie auch vom Vaticaniſchen Concil 
ausdrücklich erflärt worden ift, find bie Biſchöfe nicht bloße Werkzeuge des Papftez, 
nicht päpitliche Beamte ohne eigene Verantwortlichkeit, fondern ‚vom Heiligen Geifte 
gefegt und an bie Stelle ber Apoftel getreten, weiden und regieren fie als wahre Hirten 
die ihnen anvertrauten Herben‘. 

Wie in den bisherigen achtzehn Jahrhunderten ber hriftlichen Kirchengeſchichte der 
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Primat neben und über dem ebenfalls von Chriſtus angeorbneten Gpijfopat fraft gölte 
Her Einfegung Im Organismus ber Kirche beftanben und zum Heile berfelben gemirtt 
hat, fo wird ſolches auch ferner geſchehen: unb fo wenig das zu allen Zeiten beftanbeme 
Recht des Papſtes, feine Kirchliche Regierungdgemwalt in ber ganzen fatholiichen Welt 
außzwüben, feither bazu geführt Kat, bie Autorität ber Bifchöfe Uluforifch zu machen, 
&enfo wenig Tann bie neue Erflärung ber alten katholiſchen Lehre über ben Primat 
eine ſolche Befürchtung für die Zufunft begründen. Werben ja auch motorifch bie 
Diöcefen ber ganzen Yatholifgen Welt von ihren Biſchöfen feit dem Baticantfhen Concit 
gerabe In derfelben Art und Weife geleitet und regiert, wie vor bemfelbent. 

Was insbeſondere die Behauptung betrifft, bie Biſchöſe feien durch bie Batiz 
caniſchen Befplüffe päpfliche Beamte ohne eigene Berantwortlichfeit geworben, [o Können. 
wir biefelße nur mit aller Entſchiedenheit zurüdmeifen; es ift waßtlich nicht bie Fatho- 
liſche Kirche, in welcher ber unfittliche und befpotifche Grundſatz: ber Befehl bes Obern 
entbinde unbebingt von ber eigenen Verantmortlichfeit, Aufnahme gefunden hat 

Die Anſicht endlich, als fei ber Papft ‚vermöge feiner Unfehlbarfeit ein vollklommen 
abfoluter Souverän‘, beruht auf einem durchaus irrigen Begriff von dem Dogma ber 
päpfifichen Unfehlbarfeit. Wie das Vatlcaniſche Concil es mit flaren unb deutlichen 
Worten ausgeſprochen hat und bie Natur ber Sache von felbft ergibt, bezieht ſich biefelbe 
Tebiglich auf eine Eigenfehaft be höchſten päpfllicen Lehramts: dieſes erſtrect fich genau 
auf baßfelbe Gebiet, wie das unfehlbare Lehramt ber Kirche überhaupt, und ift am ben 
Inhalt der Heiligen Schrift und der Ueberlieferung, fowie an bie bereits von bem kirch⸗ 
Tichen Lehramt gegebenen Lehrentfcheibungen gebunden. 

Hinfichtlich ·der Regierungspanblungen be Papfteß iſt dadurch nicht das Mindeſte 
geändert worben. Wenn Diefem nad) bie Meinung, es ſel bie Stellung bes Papſtes 
zum Gpiffopat durch bie Baticanifhen Beſchlüſſe alterirt worden, als eine völlig uns 
begründete erſcheint, fo verliert eben bamit auch bie aus jener Vorausfegung hergeleitete 
Folgerung, daß bie Stellung des Papſtes den Regierungen gegenüber durch jene Ber 
ſchlüſſe verändert ſei, allen Grund und Boben. 

Wir können übrigend nicht umhin, unferm tiefen Bebauern barüber Ausbrud zu 
geben, daß in der oft erwähnten Circulardepeſche das Reichskanzleramt fein Urtheil über 
tatholiſche Angelegenheiten Tebiglich nad; Behauptungen und Hypotheſen gebilbet hat, 
welche von einigen bis zur offenen Auflehnung gegen bie Iegitime Autorität des ges 
ſammten Epiffopat3 und bed Heiligen Stuhles vorgeſchrittenen früheren Katholiten und 
einer Anzahl proteftantifcer Gelehrten in Umlauf gefeht, aber wieberhoft und nadhe 
brüdti vom Papft, von ben Biſchöfen und von fathollien Theologen ſowohl als 
Ganoniften zurüdgemiefen unb wiberlegt worben find, 

Als rehtmäßige Vertreter ber Fatholifchen Kirche in ben unjerer Leitung anvers 
trauten Didcefen haben mir das Recht, zu verlangen, daß, wenn es fi um bie Bes 
urtheilung von Grundſähen und Lehren unferer Kirche handelt, man uns höre, und fo 
lange wir nad) biefen Lehren und Grunbjägen unfere Handlungen einrichten, bürfen 
wir erwarten, daß man und Glauben ſchenke. 

Indem wir durch gegenwärtige Grflärung bie in ber Cireulardepeſche des Herrn 
Reichskanzlers enthaltenen unrichtigen Darftellungen ber katholiſchen Lehre berichtigen, iſt 
es kelneswegs unfere Abſicht, auf bie weiteren Außführungen ber Depeſche in Betreff 
ber fünftigen Papſtwahl näher einzugehen. 

Wir fühlen und aber verpflichtet, gegen ben bamit verſuchten Angriff auf bie volle 
Freiheit und Unabhängigfeit ber Wahl des Oberhauptes ber Latholifchen Kirche laut 
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und feierlich Einſpruch zu erheben, indem wir zugleich bemerken, daß über die Gültig 
keit ber Papſtwahl jeder Zeit nur bie Autorität ber Kirche zu enticheiben bat, beren 
Entſcheidung jeber Katholik, wie in allen Ländern, fo auch in Deutſchland, rüdhaltlos 
ih unterwerfen wird. 

Im Monat Januar 1875. 


T Paulus, Erzbiſchof von Köln. + Heinrich, Fürſtbiſchof von Breblau. 
T Andreas, Biſchof von Straßburg. + Peter Joſeph, Biſchof von Limburg. 
T Bilpelm Emanuel, Bilhof von Mainz. + Conrad, Biſchof von Paderborn. 
T Johannes, Bilhof von Culm. + Matthias, Biſchof von Trier. + Johann 
Heinrich, Biſchof von Dsnabrüd. + Lothar, Bilhof von Leuca, Erzbisthumse 
verweier zu Freiburg. + Philippus, Biſchof von Ermland. + Karl Joſeph, 
Biſchof von Rottenburg. + Johann Bernhard, Biſchof von Münfter. F Wilhelm, 
Biſchof von Hildesheim. Domcapitular Hahne, Bisthumsverweſer zu Fulda. 

Im Monat Yebruar 1875. 

+ &regor, Erzbiſchof von München-Freiſing. + Heinrich, Biſchof von Paſſau. 
T Ignatius, Biſchof von Regensburg. + Pancratius, Biſchof von Augsburg. 
T Leopold, Biſchof von Eihflätt. + Johannes Valentin, Biſchof von Würzburg. 
T Daniel Bonifacius, Biſchof von Speyer. Dompropit Fellner, Gapit.:Vicar 
zu Bamberg.“ 


187) Schreiben des Heiligen Vaters Papf Pins IX. an die Erzbifchäfe 
und Kifchöfe in Prengen vom 5. Februar 1875. 


„Inferen Ehrmwürbigen Brüdern, den Erzbiſchöfen und Bifchdfen 
in Preußen, 
Pius IX., Bapft. 
Ehrwürdige Yrüber, Gruß und apoſtoliſchen Segen! 

Mas Wir, eingeben? der Beſtimmungen, welche von biefem Apoſtoliſchen Stuhle 
mit der oberiten Regierungsgewalt Preußens im 21. Jahre des laufenden Jahrhunderts 
für daB Wohl und Gebeihen ber katholiſchen Intereſſen vereinbart wurden, niemals für 
möglich gehalten, das hat fich gegenwärtig, Ehrwürdige Brüber, in Euren Gegenden 
anf die beklagenswertheſte Weile ereignet: auf bie Ruhe und ben Frieden, deſſen bie 
Kirche Gottes bei Euch fich erfreute, iſt ein ichwerer, unerwarteter Sturm gefolgt. Ten 
Geſetzen, welche man vor Kurzem gegen bie Rechte der Kirche erlaffen Hatte, und durch 
welche ſchon viele treue und gemwifienhafte Diener derfelben fomohl im Kieruß als auf 
im gläubigen Bolfe getroffen waren, find neue hinzugefügt, welche die göttliche Vers 
faſſung ber Kirche volltändig umfürzen und bie unverleglihen Gerechtſame ber BVilchöfe 
gänzlich vernichten. 

In diefen Geſetzen wurde Richtern aus dem Laienſtande bie Macht beigelegt, bie 
Biſchöfe und andere geiſtliche Tbern ihrer Würde und Amtsgewalt zu entkleiden. Durch 
biefe Gefepe wurden vielfache und groge Hinderniſſe benzenigen bereitet, welche in Ab⸗ 
weienheit der Dberhirten bie rechtmãßige Jurisdietion berfelben auszuüben berufen find. 
Durch biele Gieiene wurde ben Kapiteln ber Kathebralkirchen zugemuthet, entgegen ben 
Ganoneß, Sapitelsvicare zu wählen, wäsrenb ber biihäflihe Stuhl noch nit varant it. 
Durch dieſe Gelege wurde, um Anderes zu übergeben, ben berpräiibenten bie Eefugnif 
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beigelegt, fogar akatholiſche Männer an Gtelle der. Biſchöſe und als biefen gleiche 
berechtigt in ben Diöcefen mit ber Verwaltung ber Kirchengüter, jomohl ber für 
tirchliche Perſonen ala auch ber für bie Unterhaltung ber Gotteshäufer beftimmten, zu 
beauftragen. Euch iſt nur zu Mar bemußt, Ehrwürbige Vrüber, wie viel Schaben mb 


wie mannigfache Beläftigungen und Mißhandlungen auß biejen Gefeken und ihrer jo | 


harten Ausführung gefolgt find. Mbfichtlid, ſchweigen Wir hiervon, um nicht ben alle 
gemeinen Schmerz durch bie Erwähnung al’ des Traurigen zu ſteigern. Aber nicht 
tönnen Wir ſchweigen zu bem Mißgeſchic, welches bie Didcejen Gneſen und Pofen umb 
die Didcefe Paderborn getroffen hat. Denn nachdem Unfere Ghrwücdigen Brüber 
Miecislaus, Erzbiſchof von Gnejen und Pofen, und Conrad, Biichof von Paberborm, 
in's Gefängniß geworfen unb über fie baß Urteil gefällt war, burch welches fie ihre 
diſchöflichen Siges und Ihrer Amtögemalt mit bem größten Unrechte verluftig erflärt 
wurden, find biefe Diöcefen ber ſegendreichen Leitung ihter ausgezeichneten Hirten beraubt 
und in einen Abgrund von Bebrängniß und von Jammer elend geftürzt. Allerdings 
glauben Wir Unfere genannten Ehrmürbigen Brüder nicht beflagen, fonbern vielmehr 
glũctlich preifen zu müffen, ba fie — eingebenf des Wortes des Herrn: ‚Selig werbet 
ihr fein, wenn eud die Menfchen Hafen und menn fie euch ausſchließen und vere 
wünſchen, und euren Namen brandmarken um bes Menfchenfohnes willen‘ (Luc. 6, 28) —, 
nicht nut nicht vor ber hereinbrechenden Gefahr erſchraken, noch angeſichts ber von ben 
Geſehen verhängten Strafen abließen, ihrem michtigen Amte gemäß für die kirchlichen 
Rechte und Sahungen einzutreten, ſondern vielmehr e8 fi zur Ehre und zum Rupme 
rechneten, gleich ben anderen ausgezeichneten Oberhirten jene Landes, unverbiente Vers 
urihellung und die Strafen der Schulbigen um ber Gerechtigkeit willen auf fich zu 
nehmen, zum glänzenden Zugenbbeiipiele und zur Erbauung für bie ganze Kirche. Aber 
wenn ihren aud) vielmehr glänzende Lobſprüche ald Thränen bed Mitleids gebühren, jo 
forbern doch bie Erniebrigung ber biſchöfichen Würde, bie Verlegung der Freifeit und 
der Rechte der Kirche, bie Verfolgungen, von melden nicht bloß bie genannten, fonbern 
auch die anderen Didcefen Preußens gebrüdt werben, von Uns, baß Wir, bem Und, 
wenn aud ohne Unfer Verbienft, von Gott übertragenen apoſtoliſchen Amte gemäß, 
Magend die Stimme erheben gegen jene Gefege, melde bie Quelle jener 
bereit3 angerichteten und vieler noch zu befürdhtenden Uebel find, unb bag Wir für 
die durch gottlofe Gemalt niebergetretene kirchliche Freiheit mit 
aller Entfgiebenpeit und mit ber Autorität bes göttliden Kechtes 
auftreten. Um biefe Pflicht Unſeres Amtes zu erfüllen, erklären Wir durch dieſes 
Schreiben ganz offen Allen, welche es angeht, und bem ganzen katholiſchen Erbkreife, 
baß jene Gefepe ungültig find, ba fie ber göttlichen Einrichtung der Kirche ganz 
unb gar wiberftreiten. Denn nicht die Mächtigen ber Erbe hat ber Herr ben Biſchöfen 
feiner Kirche vorgefegt in ben Dingen, melde den Heiligen Dienft betreffen, fonbern bem 
Hl. Petrus, dem Er nicht bloß feine Lämmer, fondern auch feine Schafe zu welden 
übertrug (Joh. 21, 16. 17), unb barum können auch von feiner noch jo hochſtehenden 
weltlichen Macht diejenigen ihres biſchöflichen Amtes entfegt werben, melde ber heilige 
Geiſt zu Biſchöfen gefegt Hat, um bie Kirche zu regieren (Mpfig. 20, 28). 


Hierzu kommt ferner folgenber, eines eblen Volles unmwürbiger Umftanb, welcher 
auf, wie Wir meinen, ſelbſt von unparteliſchen Afatholifen verworfen werben muß. 
Diefe Gefee nämlich, welche in ihren firengen Strafbeftimmungen mit harten Ahndungen 
bie nicht Gehordenben bedrohen unb zur Ausführung biefer ‚Strafen bie bewaffnete 
Macht bereit haben, bringen friebliche unb unbemafinete Bürger, welche um des Ger 
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wiſſens willen, wie die Geſetzgeber ſelbſt wohl wiſſen konnten und nicht unbeachtet laſſen 
durften, mit Recht den Geſetzen abgeneigt ſind, oft faſt in die unglückliche und bedrängte 
Lage von Menſchen, welche, von ber Uebermacht niedergehalten, ſich derſelben nicht 
erwehren koönnen. Daher will es ſcheinen, als ob jene Geſetze nicht freien Bürgern ger 
geben, um einen vernünftigen Gehorſam zu fordern, ſondern Sklaven auferlegt ſeien, 
um den Gehorſam durch die Gewalt des Schreckens zu erzwingen. 

Das ſoll aber nicht ſo verſtanden werden, als wenn Wir glaubten, daß Jene in 
gerechter Weiſe entſchuldigt ſeien, welche aus Furcht den Menſchen lieber gehorchen 
wollten, als Gott; noch viel weniger ſo, als ob die gottloſen Menſchen, wenn es deren 
gibt, ungeſtraft vom göttlichen Richter bleiben würden, welche, allein geſtützt auf den 
Schutz der bürgerlichen Gewalt, verwegen Pfarrkirchen in Beſitz genommen und den 
heiligen Dienſt in denſelben auszuüben gewagt haben. Im Gegentheil erklären Wir, 
daß jene Gottloſen und Alle, welche in Zukunft ſich durch ein ähnliches Verbrechen in 
die Regierung der Kirchen eingedrängt haben, gemäß den heiligen Canones rechtlich 
und thatſächlich der größeren Excommunication verfallen ſind und 
verfallen, und Wir ermahnen die frommen Gläubigen, daß fie ſich von dem Gottes⸗ 
dienſt berfelben fernhalten, von ihnen die Sacramente nicht empfangen, und fo fi vor: 
fichtig des Umgangs und Berfehrd mit benjelben enthalten, bamit nicht ber böſe 
Sauerteig die gute Maſſe verberbe. 

In diefen Bebrängniffen hat Eure Unerfchrodenheit und Standhaftigfeit, Chr: 
würdige Brüder, welcher in der That der übrige Klerus und bie Gläubigen gemeins 
fchaftlich in ber Uebernahme des harten Streites nachgeeifert haben, Unferm Gchmerze 
Linderung bereitet. Denn fo groß war ihre Feſtigkeit in der Wahrung ber fatholifchen 
Rechte und Pflichten, fo lobenswerth das Verhalten eines Jeden in feinem Kreife, daß 
fie die Augen Aller, auch ber Entfernteften, auf fi) gezogen und ihre Bewunderung 
‚ erregt haben. Es konnte auch nicht anders fein; denn: ‚Wie groß das Verberben ift 
zum Falle der Nachfolgenden, wenn ber Vorgeſetzte gefallen iſt, fo groß ift ber Nuten 
zum Heile, wenn ber Bifchof im feiten Glauben fich den Brüdern ald Vorbild darftelit.‘ 1 

D könnten Rir Euch in diefen Bebrängniffen einige Erleichterung gewähren! 
Indeſſen wird Euch, indem Rir diefen Unjern Proteft gegen alles, was ber Ginrichtung 
der göttlihen Kirche und ihren Geſetzen zumiber ijt, fomie auch gegen bie Gewalt, 
welche Euch ungerechter Weiſe angetban wird, erneuern und befräftigen, ſicher Unjer 
Rath und Unfere den Umftänden entiprechende Belehrung nicht fehlen. Jene aber, 
welche Euch feindblich gefinnt find, mögen wiffen, baß Ihr, indem 
Ihr dem Kaifer zu geben verweigert, was Gottes ift, der fönigliden 
Autorität fein Unreht zufügen und ihr nichts entziehen werbet. 
Denn e3 fteht geihrieben: ‚Man muß Gott mehr gehorchen, ald den Dienichen.‘? Zu: 
glei) auch mögen fie wiffen, daß ein Zeber von Euch bereit ift, dem Kaiſer Abgaben 
zu geben und Gehorfam zu leiften, nicht aus Zwang, ſondern um bed Gewiſſens millen 
in allem, wa8 ber bürgerlichen Herricaft und Gewalt unterfieht. Indem hr fo beide 
Pflichten in rechter Meile erfüllet und den Anordnungen Gottes gehorchet, feld freubigen 
Muthes und fahret fort, wie Ihr angefangen habet! Tenn nicht gering ift (Euer Ver: 
dienſt, weil Ihr Gebuld habet und ertrager um bed Namens Jeiun willen und nit 
mübde geworben ſeid?. Schauer auf ben hin, ber (Such in Härteren Leiden vorangegangen 
if und ‚der Strafe eines ſchmachvollen Tobes ſich unterzogen bat, damit nämlich Zeine 
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Glieder Iernten, bie Gunft ber Welt zu fliehen, bie Schreeniffe gar midht zu fürchten, 
um der Wahrheit willen das Wiberwärtige zu Heben, das Angenehme zu fürdtem und 
zu meiben‘ 1, ben Derjenige, welcher Cuch in bieje Kampfeslinie geftellt hat, mirb 
Euch bie zum Streite außreichenben Kräfte verleihen. ‚Auf Ihm ruht unſere Hofie 
aung, Ihm wollen wir uns unterwerfen und Seine Barmherzigkeit erflehen‘? Schon 
iM, Ihr ſeht es, das eingetroffen, was Er vorher verfünbigt hat: darum vertrauet, Er 
wird unzweifelhaft Cuch bad verleihen, was Er verheißen hat, In ber Welt merbet 
ihr Bebrängniß haben, doch feid getroft, ich habe bie Welt überwunden!‘ ® 
. Auf biefen Steg num vertrauend, erflehen Wir Euch unterbefjen demüthig Frieden 
und Gnade vom Heiligen Geifte und ertheilen als Zeichen Unferer befonderem Liebe 
Eu, dem ganzen Kleruß und den Eurer Obhut anvertrauten Gläubigen aus ganzem 
Herzen ben apoſtoliſchen Segen. 
Gegeben zu Rom bei St. Peter, 5, Februar im Jahre 1875, bem neunund⸗ 
wanzigften Unſeres Bontificats. 


Pius P. P. IX“ 


138) Püpfliches Sreve an den Epifkopat von Deutſchland vom 2. März 1875. 


„Bius IX, Papſt. 
Ehrwürdige Brüber, Gruß und apoftolifgen Segen. 

Jener bewundernswerthe Starkmuth, welder im Kampfe für bie Vertheibigung 
ber Wahrheit, ber Geredtigfeit und ber kirchlichen Rechte weber ben Born ber Mäch- 
tigen, noch ihre Drohungen, noch ben Berluft bed Vermögens, ja felbft Verbannung, 
Kerker und Tob nicht fürchtet, ift, wie er bie Kirche Chriſti in den früheren Jahrhun⸗ 
berten auszeichnete, fo auch in ber folge ſtets ihr Ehrenſchmuck geweſen: zum Plaren 
VDeweiſe, daß in ihr allein bie wahre unb eble Freiheit wohnt, beren leerer Rame freilich 
überall ertönt, bie in Wirklichkeit aber nirgendwo ſich zeigt. Diefen Ruhm ber Kirche 
Habt Ihr auf’3 Neue bewährt, Ehrwürbige Brüber, indem Ihr es unternommen, ben 
echten Sinn ber Beſchlüſſe bes Vaticaniſchen Concils, welcher in einer an bie Deffent⸗ 
Hicpfeit gelangten Gircular-Depefdje in verfänglier Welfe migbeutet erſchien, Mar zu 

ſtellen, damit die Gläubigen nicht zu irrigen Auffafjungen geführt, und nicht durch ges 
häffige Mißverſtändniſſe ein weiterer Anlaß geboten werbe, ber Freiheit ber Wahl eines 
neuen Papftes hindernd in ben Weg zu treten. So ſehr zeichnet fi in ber That Eure 
gemeinſchafiliche Erflärung durch Klarheit und Geblegengeit auß, dah fie nicht nur 
nichts zu wünſchen übrig läßt, ſondern Uns nur Anlaß zur größten Anerkennung geben 
müßte, wenn nicht bie auf Täuſchung beredinete Behauptung gewiffer Tagesblätter ein 
noch gewichtigeres Zeugniß von Und erheifchte, inbem biefelben, um bie von Euch wibers 
legte Auffafjung jener Depefhe wieber zur Geltung zu bringen, ſich erbreiftet haben, 
Eurer Darlegung ben Glauben zu verfagen, unter bem Vorgeben, es fei in berfelben 
eine abgeimwächte und ber Willensmeinung dieſes Apoftoliihen Stuhles durchaus nicht 
entſprechende Erklärung ber conciliarifchen Beſchlüſſe von Cuch gegeben worden. Wir 
weiſen biefe argliftige und verleumberifce Unterflelung und Verdächtigung auf das 
Entſchiedenſte zurüd. Eure Grflärung gibt bie echte katholiſche Lehre, und mithin bie 
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Lehre bes Heiligen Concils und dieſes heiligen Apoftolifchen Stuhles, durch Tichtvolle 
und unwiderlegliche Beweismomente durchaus treffend begründet und klar außeinanber: 
geſetzt, jo daß fie jebem rechtlich Gefinnten zu zeigen vermag, wie in den angefochtenen 
Beichlüffen durchaus nichts fich findet, mas neu wäre, ober in den bisherigen Beziehungen 
etwas änderte, ober was irgenb einen Vorwand bieten könnte, bie Kirche noch mehr zu 
bebrängen unb einer neuen Papſtwahl Hinberniffe in den Weg zu legen. In Betreff 
biefeß legten Punktes habet Ihr — dieſes Zeugnig wollen Wir nit zurüdhalten — 
mit ganz beſonderer Umficht verfahren, indem Ihr, ohne in irgend welche Erörterungen 
Euch einzulafien, feierlich bezeugt: jebt fchon werde von Euch Alles verworfen, was 
irgendwie ber freien Wahl des Oberhauptes ber Kirche als Hinderniß in ben Weg 
gelegt werben könnte, und entfchieben erflärt, daß allein der Autorität ber Kirche daB 
Urtheil über bie Gültigkeit ber vollzogenen Wahl zuitebe. 

Keiner anderen Urſache fürmahr ijt jener ſchwere Sturm beizumefien, von welchem 
die Kirche, die Lehrerin der Wahrheit, überall bebrängt und ber ganze Erdkreis er⸗ 
ſchüttert wird, ald den Irrthümern, welche ber uralte Feind Gottes und der Menſchen 
ausjäet, um Alles in Verwirrung zu ftürzgen. Da alfo gegen ben Irrthum, bie Quelle 
aller Uebel, die Waffen gerichtet werden müffen, fo fahret fort, Ehrwürdige Brüber, 
benfelben, unter welder Maske er fih auch verhüllen mag, aufzubeden unb zu be⸗ 
Tämpfen, wie Ihr auch durch diefe Cure vortrefilihde Erflärung gethan habt. Uns 
möglid) Tönnen in ber That Jene, welche rechtlichen Sinnes find, von den Strahlen 
Der Wahrheit unberührt bleiben, zumal, ba fie durch Eure edle Standhaftigfeit um fo 
heller glänzt; ber Irrthum aber, einmal an's Licht gezogen und mit foldder Gewalt 
bedrängt, kann ebenfo unmöglich feinem endlichen Sturze entgehen. Möge bie göttliche 
Barmherzigkeit der bebrängten Kirche und Welt dieſes bald verleihen, und ein Vor⸗ 
zeichen biefer Gnabenermweifung Euch der Apoftoliiche Segen fein, ben Wir als Unter: 
pfand Unſeres vorzüglichen Wohlwollen® aus innerftem Herzendgrund einem Jeben von 
Euch, Ehrwürdige Brüder, und Euren gefammten Diöcefen Tiebreichit ertheilen. 

Rom bei St. Peter, den 2. März 1875, im 29. Jahre Unſeres Pontificates. 


Pius P. P. IX.” 


139) Immediateingabe der Biſchöfe Preußens gegen den Geſetzentwurf, 
betreffend die Einfellung der ſtaatlichen Leiflungen an die 
katholifche Kirche. Dom 2. April 1875. 


„Allerdurdlaudtigiter, Großmächtigſter Kaifer! 
Allergnädigfter Kaifer, König und Herr! 

Dur Ew. Kaiferliden und Königlichen Majeftät Etaat3minifterium wurde den 
Häufern des Landtages ein Geſetzentwurf vorgelegt, nach welchem ber Yortgenuß ber 
ben katholiſchen Bisthümern und Geiftlihen aus Staatömitteln zugefidherten Leiftungen 
von einer vorgängigen Erklärung ber Tidcefanvorftände ober Geiftliden zu unbebingter 
Beolgung ber ſtaatlichen Geſetze abhängig gemacht werben fol! 

Eine berartige Erklärung in folder Unbedingtheit abzugeben, ift mit bem Ge: 
wiffen eines Chriften unvereinbar. Haben doch die Apoftel und unzählige chriftliche 
Blutzeugen Tieber ben Zob erbulden, als fid) denjenigen Staatägejegen und obrigfeit- 
lien Anordnungen fügen wollen, welche ihnen bie Verkündigung ber göttlichen Wahr: 
beit unterjagten, ober von ihnen eine Verläugnung bes chriſtlichen Glaubens forderten. 


— 29 — 


Können wir nun aber, ohne unferem Gewiſſen zuwider zu handeln und mit ben 
Principien bes Chriſtenthums zu brechen, jene Erflärung nicht abgeben, fo wirb auch 
das Beftreben, und bazu durch Vorenthaltung materieller Mittel nöthigen zu wollen, 
als ein vom Kriftlichen Standpunkte zuläffigeß niemals erachtet werben Tännen. 

Ueberbieß find bie bezüglichen Leiſtungen des Staates an bie betreffenden Biße 
thümer bie Folge einer rechtlichen Verbinbliggfeit, melde ber Staat zugleich mit ben 
fäculartfirten Kirchengütern in Gemäßheit ausbrüdlicger Stipulationen überlommen 
Hat, und die nach bem befannten Morte eines preußiſchen Minifters „unter Verpfäns 
dung ber Ehre Preußen?“ übernommen murbe. Und was bie übrigen Leitungen aus 
Staatsmitteln an Geiftliche anbetrifit, fo find auch biefe keineswegs aus einer bloßen 
Liberalität des Staates gegen bie Kirche entfprungen, fonbern Haben ebenfals eine 
rechtliche Grundlage, fei e8 in ber Säculariſation von Klöflern und Gtiftern, ſei es im 
Patronatsrechten ober in lanbeöherrlicden Zufagen, und muß bie Einftellung biefer Leis 
flungen gerabe im gegenwärtigen Augenblide ganz beſonders bazu bienen, bittere Ges 
fühle in ben Herzen ber Katholifen anzuregen, als eben für bie Geiſtlichen anderer 
chriſtlicher Eonfeffionen von Eeiten bes Staated mit mohlmollender Freigebigfeit auß 
den allgemeinen Steuererträgen erhebliche Gehaltöverbeflerungen bemilligt werben. 

Am ſchmerzlichſten aber berührt und bie angebrohte Einftellung ber Leiftungen 
aus Stantsmitteln deßhalb, weil fie al eine Strafe bed Verhaltens ber katholiſchen 
Biſchofe und Geiftlichen ben Maigefegen gegenüber außbrüdlich bezeichnet wirb, obwohl 
biefelben ohne Verlegung ihrer Heiltgften Pflichten und der von Gott gegebenen Bers 
faffung der fatholiihen Kirche zur Ausführung dieſer Gefege mitzumirfen nicht im 
Stande find. 

Wir würden ber ſchuldigen Ehrfurcht gegen Em. Majeftät zu nahe zu treten fürchten, 
wenn wir bie Vorausfegung auch nur für möglich; Halten molten, ba es ben Ins 
tentionen Em. Majeftät entſprechen könnte, eine jolche Untreue und Pflictverlegung von 
Seiten ber beftellten Hüter ber firhli—en Orbnung zu forbern. Deßhalb menden wir 
uns nit an bie Häufer des Landtages, in melden das Verſtändniß chriſtlicher Ans 
ſchauungen mehr und mehr zu ſchwinden beginnt, ſondern an Cm. Majeftät Selbſt als 
den Schirmherrn ber in Preußen anerkannten chriſtlichen Kirchen, — an die Krone, zu 
welcher bie Katholifen auch bei politiſchen Stürmen fiet3 mit treuer Loyalität geflanben 
Haben, mit ber ehrfurchtsvollen Lite, dem intenbirten Gefepe als einer Verlegung 
mohlermorbener Rechte und einer Quelle unfägli—er Trauer und friebeftörenber Vers 
wirrung bie Allerhöchſte Sanction verfagen zu wollen. 

In tieffter Ehrfurcht verharren mit vollkommenſter Untermürfigfeit 

En. Majeftät 
allerunterthänigfte, treugehorfamfte 

Fulda, den 2, April 1876. 

+ Paulus, Etzbiſchof von Köln. + Heinrid, Furſtbiſchof von Breslau. 
+ Peter Joſeph, Biihof von Limburg. + Wilhelm Emanuel, Biſchof von 
Mainz, + Matthias, Biihof von Trier. + Johann Heinrich, Biſchof vom 
Dönabrüd. + Lothar, Biſchof von Leuca 1. p. i., Verweſer der Erzblöceje Freiburg, 
für Hohenzollern. + Ppilippus, Biſchof von Ermland. + Wilhelm, Biſchof von 
Hibesheim. Conrad Hahne, Bisthumsverweſer von Fulda. Für den Biſchof vom 
Elm: Klingenberg, Generafoiear. Für den Biſchof von Münfter: Dr. Giefe, 
Generalvicar.“ 
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140) Antwort des Stantsminifterinms vom 9. April 1875. 


„Berlin, den 9. April 1875. 

Em. Erzbiihäfliche Gnaden benachrichtigen wir, dag Se. Majeität der Kaiſer und 
König gerubt haben, das Staatöminifterium mit der Beantwortung ber Immebiatein- 
gabe ber in Fulda verjammelt gemwejenen preußifchen Biſchöfe vom 2. dieſes Monats 
su beauftragen. 

Bei Erledigung biejed Allerhöchiten Auftrages können wir nit umhin, unfer Er- 
ſtaunen und unfer Bedauern darüber außzubrüden, daß Geiftliche in ber hoben Stellung 
ber Herren Bilchöfe fih zum Organ einer Behauptung machen konnten, ald ob e8 in 
Preußen eine Berläugnung des chriftlichen Glaubens ſei, die Befolgung folcher Geſetze 
zu verjpredden, welche in anderen beutihen und fremden Staaten jet Jahrhunderten 
und noch heute von ber katholiſchen Geitlihfeit und ihren Kirchenobern bereitwilligft 
befolgt werden und deren Befolgung dort von katholiſchen Geiftlichen mit heiligem Eide 
bedingungslos gelobt wird. Nicht minder auffällig und unwahr ift bie Behauptung, 
daß bie Geſetze, gegen welche fich neuerdings der Ungehorfam der Biſchöfe gerade nur 
in Preußen gerichtet bat, die Verfündigung der göttlihen Wahrheiten unterfagten. 
Benn bie Herren Bifchöfe andeuten, daß den Geijtlihen anderer Confeffionen gegenwärtig 
Sehaltöverbefjerungen bewilligt würden, welche nicht gleichzeitig den fatholifchen Geift- 
lien zu Statten fämen, fo hätte ein oberflädhlicher Einblid in die Vorlagen und Ber: 
handlungen des Landtags genügt, um die Herren Biſchöfe jelbft von der Unmahrbeit 
ihrer Behauptung zu überzeugen. Ebenſo fann den Herren Bifchöfen unmögli un 
befannt jein, dag die Vorlage, deren Nichtvollziehung Sie unter Anwendung verleßenber 
Morte über den Anhalt berielben von Sr. Majeftät verlangen, nur mit Allerhöchfter 
Genehmigung an ben Landtag gelangen fonnte. Die Forderung, daß Se. Majeftät 
ber Vorlage dennoch, nach der Annahme durch den Landtag, die Sanction verweigern 
iolfe, ift um jo befremdender, als die Herren Biſchöfe felbft nicht glauben werben, daß 
die Dotationen, um deren Zurückhaltung e3 jih handelt, vom Staate jemals bewilligt 
norben wären, wenn bei der Bewilligung den Bilchöfen und Geiftlichen das Recht hätte 
vorbehalten werden jollen, je nach päpftlihem Befinden den Gejeten des Etaated ge- 
horſam zu jein ober nicht. Ä 

Wenn die Eingabe das Cinitelungägeieh eine Duelle unfäglicher Trauer und 
friebeförenber Verwirrung nennt, jo mollen diejenigen unter ben Herren Bilchöfen, 
welche im Jahre 1870 vor ber Verfündigung ber Vaticaniſchen Beichlüfje derartige Zu: 
ſtände als bie Folge der legteren vorausfahen und mit beredten Morten öffentlich ver: 
kündeten, jich ſelbſt fragen, ob jie nicht vielleicht durch treue und fefte Vertretung ihrer 
Ücherzeugungen unier Baterland vor den Wirren und riedenzjtörungen zu be: 
Wahren vermocht hätten, welche jie jelbft marnend vorherjagten und die wir jet mit 
ihnen beflagen. 

Em. Erzbiſchöfliche Gnaden erſuchen wir, den übrigen Herren Mitunterzeichnern 
Der Immebiateingabe von dieſem Schreiben gefälligit Mittheilung machen zu wollen. 


Das Staatsminifterium. 
Fürft v. Bismarck. Gamphauien. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Falk. Achenbach. Friedenthal. 
An den Erzbiſchof von Köln, Herrn Dr. Paulus 
Melchers, Erzbiſchöfliche Gnaden zu Köln.“ 
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141) Entgeguung der Bifhöfe vom Ende April 1875. . 


„Dem Königlichen Stoatöminifterium erlauben wir und auf bes an ben Ei 
biſchof von Köln unter dem 9. d. gerichtete und gleichzeitig burd) ben ‚GtantBanzeiger* 
veröffentlichte Hohe Refeript, wodurch Hocbabfelbe in Folge Mcchöäften Wuftrageh 
Sr. Majeftät bes Kaifer und Königs unfere Immebiateingabe d. d. Fulba, ben 2. 4, 
beantwortet hat, das Nachfiehenbe ganz ergebenft zu erwiebern: “ 

Wenn im Eingange bed hohen-Refcripte Erſtaunen und Bebauern barüber ambe 
gebrüct mirb, ‚daß Geiftliche in ber hohen Stellung ber Biſchdfe fi zum Organ einer 
Behauptung machen konnten, als ob es in Preußen eine Verläugmung beB chriftichen 
Glaubens fei, bie Befolgung folder Gefehe zu verfpredien, welche in anberen beutfehem A 
und fremben Staaten feit Jahrhunderten und noch heute von ber katholiſchen Gel: 
lichteit und ihren Kirchenobern bereitwiligft befolgt werben, unb beren Befolgung bett 
mit Heiligem Eide bedingungslos gelobt mirb‘, fo geftatten mir und, barauf zu be 
merken, baf bie angeführte Behauptung in unferer Immebiateingabe nicht enthalten 
iſt. Es if darin der Gab ausgeſprochen, daß bie ftantlicherfeit3 von ben Didceſan⸗ 
vorfänden unb Geiſtlichen geforberte Erflärung unbebingter Befolgung ber ſtaatlichen 
Geſede in folder Unbebingtheit mit dem Gewiſſen eines Chriften unvereinbar fel. Die 
Wahrheit dieſes Sades haben wir durch Hinmelfung auf das Berhalten ber Apoftel und 
der chriſtlichen Blutzeugen in's Licht geftellt und müffen benfelben unter allen Um— 
Händen auftecht Halten, meil eine folde Erklärung wirklich nicht vereinbar iſt mit bene 
unmanbelbaren Principien des Chriſtenthums, melde zwar immer unb überall be 
Chriſten Gehorfam gegen bie weltliche Obrigfeit geprebigt, niemals aber einen blinbermc 
und unbebingten Gehorſam gegen alle Staatögefege ohne Ausnahme geboten, fonberrmr 
vielmehr für ben Fall einer Golifion berielben mit bem göttlichen Geſehe ftetß ben bie 
Freiheit bes Gewiſſens jügenben apoftolifgen Grunbfag hochgehalten und vertheibig # 
hat, bag man Gott mehr gehorchen müfje ald ben Menſchen. \ 

Diefer Grundfag kommt auch den kirchenpolitiſchen fogenannten Maigeleger® 
gegenüber zur Geltung und müffen wir deßhalb bie Erflärung unbebingter Befolgungg 
berfelben verweigern, weil, mie bereit8 in ben ſchon früher Einem Hohen Gtaatömini= 
ſterlum von und unterbreiteten Denkſchriften und Vorlagen wicberholt nachgemiefen if, 
jene Gefege eine ganze Reihe von Beftimmungen enthalten, welche mit bem Wefen unb 
der Berfaffung ber von Chriſtus geftifteten Kirche in Widerſpruch ftehen, biefelbe ber 
von Gott gemollten Selbftänbigfeit berauben unb fie in eine bloße Staatsanſtalt 
umwandeln. 

Daß in irgend einem anderen deutſchen ober fremden Lande eine ſolche Kette von 
Sefepen, welche foftematifh bie Arie Serbflänbigfeit vernichten, von fatholifdjen 
Geiſtlichen und Kirchenobern bereitwiligft angenommen unb fogar eldlich beſchworen 
worden. {ft eine uns unbekannte Thatſache, bie zwar ſchon oft behauptet, bis jetzt aber 
niemals nachgewieſen ift und auch niemals wird nachgemielen werben können. Dak 
aber in ben fraglichen kirchenpolitiſchen Gefegen verſchiedene Beflimmungen enthalten 
find, über melde eine Verſtänbigung zwiſchen Staat und Kirche eintreten könnte unb 
auch on zu verfhlebenen Malen in deutſchen und fremden Staaten wirklich eingetreten 
ift, haben wir niemals kt Mbrebe geftellt, vielmehr bereits ausbrüdlic Hervorgehaben. 
Bir würben 8 mit renden begrüßt Haben, menn zu einer derartigen Berftänbigumg 
unb mod) jet wirben wir foldhes freubigft begrüßen. 

‚Gefegen Beftimmungen aufrecht gehalten werben, 
















Ham. 
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welche das Weſen ber Kirche verlegen unb bie von Gott gemollte Selbitänbigfeit auf: 
heben, ift felbft bei der äußerten Nachgiebigkeit von Seiten der kirchlichen Vertreter 
eine Berftändigung und eine Wieberherftellung bes Friedens zwiſchen Staat unb Kirche 
nicht möglid. 

Wenn ferner in dem Reſcript gefagt wird, ‚auffällig und unmwahr ſei die Be: 
bauptung, baß die fraglichen Gelete bie Verkündigung der göttliden Wahrheiten unter: 
fagten‘, jo bedauern wir, abermald erwiebern zu müſſen, baß auch biefe Behauptung 
in unferer Immediateingabe nicht zu finden ift. In der betreffenden Stelle haben wir 
gejagt, daß die Apoftel und Blutzeugen lieber den Tod erbulben, als denjenigen Staats: 
geſetzen und obrigfeitlihen Anordnungen fich fügen mollten, welche ihnen die Verkün⸗ 
digung ber göttlichen Wahrheit unterjagten. Wie Jemanb diefe Bemerkung, beren 
Wahrheit umbeftreitbar ift, auffällig ober unmahr nennen fann, ift uns unerfindlid. 
Uebrigens Tann auch nicht geläugnet werden, daß in ben mobernen firchenpolitifchen 
Geſehen manche Beftimmungen fi) vorfinden, burch welche die Verkündigung ber gött- 
lichen Wahrheit unter gewiſſen Umftänden menigftens inbirect unterfagt wird. Es hat 
ia das königliche Obertribunal in feinem durch ben ‚Reich: und Staat3anzeiger‘ in 
Rr. 95 veröffentlichten Erkenntniffe vom 6. April I. 3. die Predigt in einer Kirche als 
eine geiftliche Amishandlung im Sinne der Maigefege erflärt, welche mit Geldbuße, 
Gefängnis, Internirung und Landesvermeifung zu beftrafen fei, wenn ber betrefienbe 
Prieſter Feine ftaatliche Amtsautoriſation aufmeifen könne. 


Da nun biefe ftaatlide Amtsautorijation von Bedingungen abhängig gemacht tft, 
welche die Selbſtändigkeit der Kirche fchmer verlegen und darum ohne eine Verlekung 
de Gewiſſens nicht erfüllt werben können, fo it ofienbar, baß jene Gejege Beftimmungen 
enthalten, welche in gewiljen fällen einem Verbote, das Evangelium der kirchlichen 
Drbnung gemäß zu verfünden, gleichfommen. Das Nämliche gilt von ber Spenbung 
der heiligen Sacramente. 

Sehr befremdet hat und ſodann die Stelle des hoben Refcript3, morin ben Bi⸗ 

Ihöfen die wiederum als unmwahr bezeichnete Behauptung zugefchrieben wird, ‚daß ben 
Geiſtlichen anberer Confeſſionen Gehaltsverbejjerungen bemilligt wären, welche nicht 
gleichzeitig beit katholiſchen Geiftlichen zu Statten fämen‘.i Wir haben dieß nicht be- 
Bauptet, vielmehr haben wir gefagt, daß bie Einftellung ber ſtaatlichen Leiftungen an 
latholiſche Biſchöfe und Geijtliche gerade im gegenwärtigen Augenblide beſonders bazu 
dienen müfje, bittere Gefühle in den Herzen ber Katholiken anzuregen, als eben für bie 
Geiſtlichen anderer chriſtlicher Confeſſionen von Seiten des Staates mit wohlwollender 
Freigebigkeit Gehaltsverbefferungen bemilligt werben. Dadurch haben wir nur auf bad 
allerdings bittere Moment hingewieſen, dag, mährend ben evangeliſchen Geiftlichen bie 
aus Wohlwollen bewilligten Staatszufchiiffe zugewendet werben, der katholiſche Klerus 
nicht nur der ihm bemilligten Zuſchüſſe, ſondern auch der ihm von Rechtswegen ge: 
bührenben Leiftungen verluftig erflärt ift, indem die Fortgewährung berfelben von 
einer Bedingung abhängig gemacht wird, deren Erfüllung mit feiner Gewiſſenspflicht 
ımvereinbar ift. 

Unbegreiflich ericheint ferner der im allegirten Referipte den Biſchöfen darüber ge: 
machte Vorwurf, daß fie Se. Majeftät den Kaifer und König gebeten haben, einer 
Geſetvorlage die Allerhöchite Genehmigung nicht ertheilen zu wollen, obgleich e8 ihnen 
wit unbekannt geweſen, daß biejelbe nur mit Allerhöchfter Genehmigung an den Lanb- 
tag habe gelangen können. Lebteres ijt uns allerdings nicht unbefannt geweſen, aber 
wir wußten aud, daß bie Allerhöchſte Genehmigung zur Einbringung einer Gejeg- 

18* 
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vorlage beim Landtag nichts weniger als ibentij iR mit ber Allerhöchſten befinitiven 
Sanction eines vom Landtag genehmigten Gefehes, und nicht minder wußten wir, bap : 
& in Preußen Jebermann, geihweige denn ben kirchlichen Vertretern von acht ib | 
onen Staatsangehörigen, freifteht, am Throne ben landeshertlichen Schuß ihrer Rechte ! 
mit Ehrfucht unb Freimuth zu erbitten. Etwas Anderes haben wir nit gethan. 
Wir überlaffen es getron bem Urtheile jebed Unbefangenen, ob in unjerer Immebinte 
eingabe an Se. Majeftät den Kalſer und König irgend eine Xeußerung zu finden iſt, 
welcher ber Bormurf ‚verlegender Worte‘ mit Recht gemacht werben Tönnte. In bem . 
Bewußtſein, dazu auch nicht ben leiſeſten Anlaß gegeben zu haben, weiſen wir jenen 
Borwurf mit Entſchiedenheit zurüd, 

In dem hohen Refeript wird ferner den Biſchöfen vorgehalten: ‚Sie felb win 
ben nidt glauben, daß bie betreffenden Dotationen, um beren Zurüdpaltung es ſich 
Hanbelt, vom Staate bemilligt worben wären, wenn bei ber Bewilligung den Biſchöfen 
und Geiftlihen das Recht hätte vorbehalten werben follen, je nach päpſtlichem Befinden 
ben Gejegen des Staates gehorſam zu fein ober nicht.‘ Hierauf ermiebern wir: 

Niemals haben wir ben Gehorfam gegen bie Staatögefege von ‚päpftlihem Be 
finden‘ abhängig gemacht. Was insbefondere die in Rede ſtehenden kirchenpolitiſchen 
Geſetze betrifit, jo Haben mir, lange bevor vom päpftlichen Stuhle irgenb eine Aeußerung 
über jene Gefege zu unferer Kenntniß gefommen mar, in vollem Einverſtändniß mit 
allen gläubigen Katholiken in Preußen und ber ganzen Welt gegen biefelben unfere 
Stimme erhoben einzig auß bem Grunde, meil wir eine Anzahl ber barin enthaltenen 
Beftimmungen als unvereinbar mit bem Weſen ber fatholifchen Kirche und mit unferem 
Gewiſſen erfannten. Im Uebrigen Haben wir in unjerer Eingabe barauf hingewieſen, 
daß der. Staat durch bie fraglichen Dotationen nicht eine Gnabe oder Freigebigkeit 
gegen bie katholiſche Kirche geübt, jonbern eine ſtrenge Rechtsverbindlichkeit erfüllt Habe, 
welche er nad} dem allegirten Ausdrude eines preußiigen Staatsminiſters ‚unter Bere 
pfänbung ber Ehre Preußens‘ überfommen hatte. 

Wenn endlich am Schluffe des hohen Rejcriptes an biejenigen Biſchoͤfe, melde im 
Jahre 1870 vor ber Verkündigung ber Vaticanifchen Beſchlüſſe in richtiger Würbigung 
ber obwaltenben Verhältniſſe darauf hingewieſen Haben, daß biefe Beſchlüſſe von ge: 
miffer Seite in feinbfeliger Weife gegen bie Kirche ausgebeutet werben Tönnten, bie 
Frage gerichtet wird, ‚ob fie nicht vielleicht buch treue und fefte Vertretung ihrer 
Ueberzeugung bad Vaterland vor ben jegt eingetretenen Wirren und Sriebenäftörungen 
zu bewahren vermocht hätten‘, fo erwiebern wir barauf, daß nad ber Entſcheidung bed 
ölumenifen Concils für und Biſchöfe wie für jeden katholiſchen Chriften bie von bem 
Concil ausgeſprochene Mahrheit mit abfoluter Glaubensgewißheit feſtſtand. Wenn und 
daher jet zugemuthet wird, mir hätten und biefer Entf&eibung nicht unterwerfen follen, 
fo if das nichts Anderes, als uns Abfall vom katholiſchen Glauben zumuthen. Uebri⸗ 
gens Können wir nicht unbemerkt laſſen, daß das Verhalten und Wirken ber betrefienben 
viſchofe auf bem Goneil ein ganz anbere® war, al in dem Schreiben Eined Könige 
lichen Staatäminifteriums vorausgefegt wird, daß eB ferner feinem ber preußifchen Bis 
T&öfe eingefallen ift, ſolche Zuſtände, wie fie jet eingetreten find, als Folgen ber Bas 
ticaniſchen Beſchlüſſe vorherzuiagen, daß enblid durch bie Vaticaniſchen Beſchlüſſe Im 
Berhältniß ber Eirche zum Staat nicht ba Geringſte geändert und eben deßhalb auch 
ber fraglichen Gefehvorlage, melde in unſerer Immediateingabe als eine Quelle uns 
ab feiebeftörenber Verwirrung bezeichnet wurde, nicht im Minbeften 
geboten worben if. Für Lehteres ſpricht ſchon ber Ums 
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Rand, dag in anderen Ländern — einige radicale Kantone der Schweiz und bad Groß: 
berzogihum Baden ausgenommen — ähnliche Wirren uub Friedensftörungen wie in 
Breußen nah dem Baticaniihen Coneil nicht vorgefommen find. Ueberhaupt wirb 
Niemand, der unjere Verhältnijje Klar durchſchaut, in den Vaticaniſchen Beichlüffen die 
Beranlafjung zu den neuen Firchenpolitifchen Gefeten finden. Selbſt Seine Durchlaucht 
ber Herr Reichskanzler und Minifterpräfident Zürft Bismard kann fie darin nicht ge: 
funden haben, denn jonjt Hätte Hochderjelbe am 30. Januar 1872 im Abgeorbneten- 
baufe mit Beziehung auf bie Beichlüfje des Vaticaniſchen Concils nicht erflären fünnen, 
jedes Dogma, welches von Millionen Staat3bürgern geglaubt werde, müfje für jeden 
Mübürger und für die Regierung heilig fein. 

Schließlich bemerken wir, daß biefelben Biichöfe, welche im Jahre 1870 Auf bie 
Gefahr. jeindfeliger Ausbeutungen der Vaticaniſchen Beſchlüſſe aufmerkſam gemacht 
haben, drei Jahre fpäter mit berjelben Gemwiljenhaftigfeit und Freimüthigkeit auch bie 
dermaligen traurigen Zuſtände im preußiichen Baterlande als nothwendige Yolge ber 
firhenpolttiichen Gejeße bed Jahres 1873 vorausgejagt und mit allen preußiſchen 
Viihöfen die dringende Bitte auögeiprochen haben, von denſelben Abitand zu nehmen 
und es bei bem beftehenben, durch Berfafjung und Geſetz mohlgeorbneten Verhältniſſe 
zu belafjen, welches bis dahin in Preußen die Grundlage eines friedliden Zujammen- 
lebend ber verſchiedenen Confeffionen und eines gejegneten Einverftändniffes zwiſchen 
ben Staat3- unb Kirchenbehörden gebildet Hatte. Hätten diefe Bitten und Borftellungen 
Berudfihtigung gefunden — das Vaterland mürbe jet nicht unter den vom Hohen 
Staatöminifterium mit uns beklagten traurigen Zuftänden zu leiden haben, deren bal- 
dige Abwendung mir täglich mit heißen Gebeten von Gott erflehen, feſt überzeugt, daß 
ber Hetlige Stuhl allen billigen Anſprüchen der Königlichen Staatöregierung zu ent: 
fprechen niemals abgeneigt jein würde. 

Mir verharren mit Ehrerbietung Eines Hohen Staatminijteriums ganz ergebenfte 

Ende April 1875. 

T Paulus, Erzbifhof von Köln. 7 Heinrich, Fürftbiihof von Breslau. 
T Peter Joſeph, Bifhof von Limburg. T Wilhelm Emanuel, Bilhof von 
Mainz 7 Johannes, Biſchof von Culm. Matthias, Biſchof von Trier. Jo⸗ 
hann Heinrich, Biſchof von Osnabrück. F Lothar, Zilchof von Leuca i. p. i. und 
Erzbisthumsverweſer zu Freiburg. T Philippus, Biihof von Ermland. FSIohann 
Bernard, Bilhof von Münjter. 7 Wilhelm, Biſchof von Hildesheim. Dom: 
capitular Hahne, Bisthumsverweſer zu Fulda.“ 


142) Gefeh, betreffend die Einftellung der Leiſtungen aus Staatsmitteln 
für die Römifch-katholifchen Kisthümer und Geiftlichen. 
Dom 22. April 1875. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., verordnen mit Zu- 
ſtimmung beider Häufer des Landtages für den Umfang der Monardie, was folgt: 

6 1. In ben Erzdiöceien Köln, Gneſen und Pofen, den Diöcefen Culm, Ermlanb, 
Breslau, Hildesheim, Denabrüd, Paderborn, Münfter, Trier, Fulda, Limburg, ben De⸗ 
Legaturbezirfen diefer Didcefen, ſowie in den preußiſchen Antheilen der Erzdiöcejen Prag, 
Olmütz, Freiburg und ber Diöceſe Mainz werden vom Tage der Verkündung diefed Ge: 
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jeße ab ſämmtliche für bie Bisthilmer, bie zu benfelben gehörigen Inftitute und die | 


Geiftlihen beflimmten Leiftungen aus Staatsmitteln eingeftelt. Ausgenommen vom 
biefer Maßregel bleiben bie Leiftungen, welche für Anflaltögetftliche beſtimmt find. Zu 
den Staatsmitteln gehören auch die unter bauernber Verwaltung bed Staateß ſtehenden 
befonberen Fonds. 

F 2. Die eingeftellten Leitungen werben für ben Umfang bes Sprengels wieber 
aufgenommen, fobalb ber jet im Amte befinbliche Biſchof (Erzbiſchof, Fürſibiſchof) ober 
Bisthumsverweſer ber Staatsregierung gegenüber durch ſchriftliche Erflärung fi ver 
pflichtet, die Geſetze des Staates zu befolgen. 

$ 3. In ben Erzbiöcefen Gneſen und Pofen, ſowie in der Diöcefe Paberborn 
erfolgt die Wiederaufnahme ber eingeftellten Leiftungen für ben Umfang bes Sprengels, 
fobald bie Beftellung eines Biſsthumsverweſers ober die Einfehung eines neuen Bifhofb 
in gejegmäßiger Weiſe ftattgehabt hat. 

F 4. Tritt die Erlebigung eines zur Zeit befegten bifhöflichen Stuhles ein, ober 
ſcheidet der jetzige Bigthumsverweſer der Diöcefe Fulda auß feinem Amte aus, bevor 
eine Wiederaufnahme ber Leiftungen auf Grund des F 2 erfolgt ift, fo bauert bie Eins 
ſtellung derfelben für ben Umfang des Sprengel3 fort, bis bie Beitellung eines Bistums 
verweſers ober bie Einfegung eined neuen Biſchofs in geſetzmäßiger Weiſe ftattgehabt hat. 

F 5. Wenn für ben Umfang cine Sprengeld bie Leiftungen aus Staatömitteln 
wieder aufgenommen find, einzelne Empfangsberechtigte aber, der vom Biſchof oder Bis- 
thumsverweſer übernommenen Verpflichtung ungeachtet, den Geſetzen des Staates ben 
Gehorſam verweigern, fo tft bie Staatsregierung ermädtigt, bie für biefe Empfangs- 
berechtigten beftimmten Leiftungen wieder einzuftellen. 

5 6. Die Wiederaufnahme der eingeftellten Leiftungen an einzelne Empfangs⸗ 
berechtigte erfolgt außer den Fällen ber SS 2 bis 4, wenn der Empfangsberechtigte ber 
Staatsregierung gegenüber in der im $ 2 bezeichneten Weife fich verpflichtet, Die Geſetze 
des Staates zu befolgen. 

Außerdem ift die Staatsregierung ermächtigt, die eingeftellten Leiftungen einzelnen 
Empfangsberechtigten gegenüber wieder aufzunehmen, wenn fie durch Handlungen bie 
Abfiht an den Tag legen, die Geſetze des Staated zu befolgen. Berweigern biejelben 
demnächſt ben Geſetzen bes Staates ben Gehorſam, fo find bie Leiftungen aus Staats 
mitteln wieber einzuftellen. 

5 7. Die Entſcheidungen ber kirchlichen Behörben, welche eine Disciplinarftrafe 
wiber einen Geiftlichen verhängen, bem gegenüber bie Staatöregierung bie eingeftellten 
Leitungen in Gemäßheit bes $ 6 wieber aufgenommen bat, können jomwohl von bem 
Geiſtlichen als von dem Dberpräfibenten im Wege der Berufung an ben königlichen 
Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten ohne bie Beſchränkung bed F 12 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1878 angefochten werden. Die Berufung kann in bielen Fällen auf neue 
Thatſachen und Beweismittel gegründet werben. 

5 8. Die Wiederaufnahme der eingeftellten Leiftungen erfolgt in allen Fällen vom 
erften Tage desjenigen Vierteljahre® an, in welchem bie geſetzliche Vorausſetzung ber 
Wiederaufnahme eingetreten ift. 

5 9. Ueber bie Berwenbung ber während Ginftellung der Leiftungen aufgeſam⸗ 
melten Beträge bleibt, foweit biefelben nicht nach ber rechtlichen Natur ihres Urſprungs 
zu Gunften ber allgemeinen GStaatsfonds als erfpart zu verrechnen finb ober anbermeit 
„ssswwenbbat: werken,- ee Beſtimmung vorbehalten. Der Minifter der geiftlichen 
einer commiffariihen Verwaltung bes bijhöflichen Ber⸗ 






mögen3 auf Grunb bes Geſetzes vom 20. Mai 1874 befugt, bie Fortgewährung ber 
zur Ausflattung ber Bisthümer beftimmten Leitungen injoweit zu verfügen, al3 bieß für 
Zwecke ber commijlariihen Verwaltung und zur Beftreitung ber Koften erforberlich ifl. 

F 10. Die erecutive Beitreibung im Verwaltungswege findet in Betreff der Ab: 

gaben und Leiftungen an bie Bisthümer, Die zu denſelben gehörigen Anftitute und bie 
Geiftlicden für den gefammten Umfang eines Sprengel3 fo lange nicht ftatt, als für 
denfelben die Einitelung der Leiftungen aus Staat8mitteln bauer. Den Staats: 
unb Gemeinbe-Steuererhebern ift während der Dauer der Einftelung nicht geftattet, 
bie vorſtehend bezeichneten Abgaben zu erheben und an bie Empfangäberechtigten ab⸗ 
zuführen. 
F 11. Sind bie Leiftungen aus Staatsmitteln an einen Empfangäöberedhtigten 
auf Srund des G 6 wieder aufgenommen, fo ift in Betreff ber von biefem Zeitpuntte 
ab fällig werdenden Abgaben und Leiftungen die Verwaltungserecution wieder zu ges 
währen. Ein Gleiches gilt in Betreff der Abgaben und Leiſtungen für Diejenigen 
Geiftlichen, welche Feine Leiltungen aus Staatömitteln zu beziehen haben, wenn ſich 
biefelben durch ausdrüdliche oder ftillichweigende Willensäußerung ($ 6 Abi. 1 und 2) 
verpflichten, bie Geſetze des Staates zu befolgen, fo lange fie biejer Verpflichtung 
nachkommen. 

F 12. Wer in den Fällen der 66 2 und die ſchriftlich erklärte Verpflichtung 
widerruft, ober ber durch Diefelbe übernommenen Verpflichtung zumider bie auf fein 
Amt ober feine Amtöverrichtungen bezüglichen Vorſchriften der Staatsgeſetze ober bie in 
biejer Hinſicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer geieglichen Zuftändigfeit getroffenen 
Anordnungen verlett, iſt Durch gerichtliche3 Urtheil aus jeinem Amte zu entlajjen. 

$ 13. Die Entlafjung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit zur Ausübung 
des Amtes, den Verluft des Amt3einfommens und die Erledigung der Stelle zur Folge. 
Außerbem tritt die Einftelung der Leijtungen aus Staatdmitteln, jomwie der Verwal: 
tung3erecution in dem früheren Umfang wieder ein. Der Minifter der geiftlichen An⸗ 
gelegenheiten iſt ermächtigt, ſchon nach erfolgter Einleitung bed Verfahrens die Ein: 
ftelung ber Leiftungen zu verfügen. Endet das Verfahren mit Freiſprechung, fo find 
bie in Folge der Verfügung einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. 

F 14. Auftändig zur Verhandlung und Entſcheidung tit der königliche Gerichtähof 
für Tirchliche Angelegenheiten. Das Verfahren vor demfelben regelt fi nach den Bes 
fimmungen des Ubfchnittes III. des Geſetzes vom 12. Mai 1873 über bie Firdhliche 
Disciplinargewalt und die Einrichtung des königlichen Gerichtähofes für kirchliche An⸗ 
gelegenbeiten (Gej.-Samml. ©. 198). 

F 15. Wer Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in Gemäßheit des F 12 biejed 
Geſetzes aus feinem Amte entlaffen worden ift, wirb mit Geldbuße bis zu 300 M., im 
Wieberholungsfalle bis zu 3000 M. beitrait. 

F 16. Der Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten it mit der Ausführung bieles 
Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem König: 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Wiesbaden, den 22. April 1875. 


(L. S.) Wilhelm, 
Fürftv Bismard. Camphauſen. Graf zu Eulenburg. 


Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal.“ 


= 
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143) Eingabe an das Haus der Abgeordneten gegen den Geſchentwurf, 
betreffend die Vermögensverwaltung in den kathelifchen Kirden- 
gemeinden, von dem Erzbifchof von Köln Namens der übrigen 
Biſchöfe in Preußen am 10. März 1875 vorgelegt. 


„Hohes Haus der Abgeordneten! 


Der dem Landtage vorgelegte Entwurf eines Geſetzes über bie Bermögensperwals 
tung in ben katholiſchen Kirchengemeinden enthält eine Menge von Befimmungen, 
welche mit den ber Fatholifchen Kirche zuftehenden Rechten unvereinbar find unb bie ihr 
nit nur in Folge ihrer göttlichen Stiftung und Einrichtung, fonbern auch nad all 
gemeinen Rechtögrunbfägen gebührende und durch befonbere Staat8verträge und landed⸗ 
berrlihe Zufagen, ſowie durch die Staatöverfafjungsurfunde — felbft in der gegen- 
wärtigen Fallung des Artikels 15 — garantirte Selbftänbigkeit ſchwer beeinträchtigen 
und ſchädigen. 

Hinfihtli ber Vermögendvermwaltung wird die Selbftändigkeit ber Kirche durch 
die Beftimmungen des Gefegentwurf3 völlig aufgehoben, indem dadurch jebe freie Be⸗ 
megung ber rechtmäßigen Vertreter der Kirche unmöglich, diefelben theild von der Ge⸗ 
meinbevertretung, theil3 von den Staatäbehörden abhängig gemacht und überdieß an 
ihre Stelle für bie Verwaltung des Kirchenvermögens ganz neue Organe in’3 Leben ge: 
rufen werben, welche nach den Grundſätzen bes Fatholifchen Kirchenrechts als rechtmäßige 
nicht angefehen werben können. 

Der vorliegende Gefeßentwurf ſchließt gemifjermaßen eine allgemeine Säcularifation 
bes betrefienden Firchlichen Vermögens in fih, indem er ed als Eigenthum ber bezüg⸗ 
lien Kirchengemeinden barftellt und behandelt, während es nach den unzweifelhaften 
Stundfägen be gemeinen und canoniſchen Rechts, womit auch die richtig verftandene 
Auffaffung des Allgemeinen Preußiſchen Landrechtes ſowohl, al3 des franzöfiichen 
Rechtes übereinftimmt, nicht ben betrefienden Kirchengemeinden, jondern den Kirchen 
felbft zufteht. 

Ueberhaupt werden durch das im Entwurf vorliegende Gefey in mehrfacher Be: 
ziehung weſentliche und unveräußerlidhe Rechte der katholiſchen Kirche verlegt, jo daß 
zur Erlaffung eined ſolchen Geſetzes vom Standpunkte bed Nechtes den Factoren ber 
ſtaatlichen Gefepgebung die Competenz niemals zuerkannt zu werben vermag. 

Der Epiftopat der Römiſch-katholiſchen Kirche in Preußen fühlt fich deßhalb nicht 
weniger berufen als verpflichtet, gegen den vorliegenden Geſetzentwurf, betreffend bie 
Bermögenöverwaltung in ben Fatholifhen Kirchengemeinden, feine Stimme zu erheben, 
und ber ganz ergebenft Unterzeichnete beehrt fich hierdurch, im ausdrücklichen Auftrag 
und Namen feiner fämmtlichen Herren Amtsbrüder ſowohl als im eigenen Namen, unter 
Verwahrung der Rechte ber Fatholifchen Kirche in Preußen gegen die ihr in Folge bes: 
felben Gelegentwurfes drohenden Berlegungen ihrer Selbftändigfeit und Befugniſſe, das 
Hohe Haus der Abgeorbneten ebenjo ehrerbietig alß Dringend zu erſuchen, dem vor: 
liegenden Gefetentwurfe feine Genehmigung verjagen zu wollen. 

Ich babe die Ehre, mit ausgezeichneter Hochachtung zu verharren 

Köln, den 10. März 1875. 

(ge3.) Paulus, 
Erzbiſchof von Köln.“ 
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144) Gefeh über die Vermögensverwaltung in den katholifchen KRirchen- 
gemeinden. Vom 20. Inni 1875. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verordnen, mit 
Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der Monarchie, was folgt: 

F 1. In jeder katholiſchen Pfarrgemeinde find die kirchlichen Vermögens-An⸗ 
gelegenheiten durch einen Kirhenvorftand und eine Gemeindevertretung nad) Maßgabe 
dieſes Geſetzes zu bejorgen. 

F 2. Die Vorſchrift des G 1 findet auch auf Miffions-Pfarrgemeinben, fowie auf 
ſolche anderen Kirchengemeinden (Filial-, Kapellen: 20. Gemeinden) Anwendung, für 
welche beſonders beftimmte Tirchliche Vermögensſtücke vorhanden find, ober deren Ge⸗ 
meindegliebern beſondere Leiftungen zur Beftreitung der kirchlichen Bebürfniffe dieſer 
Gemeinden obliegen. 

$ 3. Zu dem kirchlichen Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes gehören: 

1. das für Cultusbedürfniſſe beftimmte Vermögen, einichlieglich des Kirchen: und 
Pfarrhaus-Baufonds, der zur Beſoldung der Geiftlichen und anderen Kirchen: 
diener beflimmten Vermögensftüde und der Anniverjarien; 

2. die zu irgend einem fonftigen kirchlichen Zmede oder zu mohlthätigen oder 
Schulzmeden beitimmten kirchlichen Vermögensſtücke; 

3. die Erträge der Durch kirchliche Organe zu firchlichen, mohlthätigen oder Schul: 
zweden des Gemeindebezirks innerhalb und außerhalb ber Kirchengebäude ver: 
anftalteten Sammlungen, Gollecten ıc.; 

4. die zu kirchlichen, mwohlthätigen oder Schulzwecken innerhalb des Gemeinde: 
bezirks beftimmten und unter bie Verwaltung firchlicder Organe gejtellten 
Stiftungen. 

$ 4. Die dem Staate ober den bürgerlichen Gemeinden zuftehenden Rechte an 

Begräbnißplätzen oder ſolchen Vermögensſtücken, welche zu kirchlichen Zwecken beſtimmt 
ſind, werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Unter kirchlichem Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes iſt dasjenige nicht begriffen 

welches zwar zu firchlichen Zmeden beſtimmt, aber unter dauernde Verwaltung be 
Staates ober ber bürgerlichen Gemeinden und Communalverbände geftellt ift. 


I. Kirchenvorſtand. 


F 5. Der Kirchenvorftand befteht: 

1. in Pfarrgemeinden aus dem Pfarrer, in Filial:, Kapellen: 2c. Gemeinden, 

welche eigene Geiltlicde haben, aus dem ber Anftelung nad älteften; 

2. aus mehreren Kirchenvorftehern, welche durch die Gemeinde gemählt werben; 

3. in bem falle des $ 39 aus dem daſelbſt bezeichneten Berechtigten ober dem 

von ihm ernannten Kirchenvorfteher. 

6 6. Die Zahl der für jede Gemeinde zu wählenden Kirchenvorfteher beträgt in 
Gemeinden bis 500 Mitglieder vier, bei mehr ala 500 bi8 2000 Mitgliedern ſechs, bei 
mehr als 2000 bis 5000 Mitgliedern acht, bei mehr ala 5000 Mitgliedern zehn. 

Eine Abänderung der Zahl kann durch Beſchluß der Gemeindevertretung be- 
wirkt werben; die Zahl fol jedoch nicht mehr als Zwölf und nicht weniger als vier 
betragen. 

Mit Rüdficht auf die Seelenzahl oder die beionderen Verhältniffe einer Gemeinde 
fann die Zahl mit Genehmigung bed Oberpräfidenten bis auf zwei herabgejeßt werben. 
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F 7. Dad Amt ber Kirhenvorfteher iſt ein Ehrenamt. 

Für außergewöhnliche Mühewaltungen kann auf Antrag bes Kirchenvorftanbes 
eine angemefjene Entihäbigung durch die Gemeinbevertretung bewilligt werben. 

F 8. Der Kirchenvoritand verwaltet das kirchliche Vermögen. 

Er vertritt bie jeiner Verwaltung unterftehenden Vermögensmaſſen und bie Ges 
meinde in vermögensrechtlicher Beziehung. 

Die Rechte der jeweiligen Inhaber an ben zur Bejolbung der Geiſtlichen und 
anderen Kirchendiener beitimmten Vermögensftüden werden bierburch nicht berührt. 

$ 9. Die Mitglieder des Kircheuvorſtandes haften für die Sorgfalt eines orbent- 
liden Hausvaters. 

F 10. Die Kafjenverwaltung und die Rechnungsführung ift einem Kirchenvorfteher 
zu übertragen, welcher von dem Kirchenvorftande gewählt wird. 

Dur Beſchluß des Kirchenvoritandes kann ein bemjelben nicht angehöriger, bes 
fonderer Rendant oder Rechnungsführer angeftellt werden. Gin folder Rendant ober 
Rechnungsführer gehört zu den stirchendienern im Sinne des Geſetzes vom 12. Mai 1873. 

F 11. Ter Kirhenvorftand bat ein Inventar über das von ihm verwaltete kirch⸗ 

ide Bermögen ($ 3) zu errichten und fortzuführen. 
" Er hat einen Voranfchlag der Jahres-Einnahmen und Ausgaben aufzuftellen und 
einen vollitändigen Bericht über den Stand des firchlichen Vermögens alljährlih an 
die Gemeinbevertretung zu eritatten. 

Am Schlufjie jedes Rechnungsjahres hat der Kirchenvorſtand die Rechnung 
zu prüfen. 

F 12. Der Kirchenvoritand mählt aus jeinen in $ 5, Nr. 2 und 3 bezeichneten 
Mitgliedern bei dem Eintritte ber neuen Kirchenvorfteher einen Vorfitenden und einen 
Stelivertreter besfelben, beide auf drei Zahre. 

F 13. Der Kirchenvorftand verfammelt fih auf Einladung des Vorſitzenden, jo 
oft e8 die Erledigung der Geichäfte erforderli macht. Durch Beſchluß können regel: 
mäßige Situngstage feſtgeſetzt werben. 

F 14. Der Kirchenvorftand tft zu berufen, wenn bieß verlangt wird: 

1. von der biſchöflichen Behörde, 

2. von dem Landrat (Amtshauptmann, Amtmann), in Stadtfreifen von bem 

Bürgermeiiter, 
. von ber Hälfte ber Mitglieder des Kirchenvorſtandes, 

4. durch Beſchluß der Gemeindevertretung, 
in den beiden letzten Fällen, fofern ein innerhalb der Zuitändigfeit des Kirchenvorſtandes 
liegender Zweck angegeben wird. 

F 15. Kommt der Vorjigende dem Verlangen nicht nad), ober ift ein Vorfitender 
nicht vorhanden, fo fann die Berufung ſowohl durch die biichöfliche Behörde, als auch 
durch die im F 14. Nr. 2 genannten Beamten erfolgen. 

In diejen Fallen beftimmt bie berufenbe Behörde ben Vorſitzenden aus ben im 
6 5, Nr. 2 und 3 bezeichneten Mitgliedern bed Kirchenvorſtandes. 

F 16. Zu ben Sitzungen find ſämmtliche Mitglieder des Kirchenvorſtandes einzu- 
laden. Die Einlabung iſt, wenn ber Beſchluß ber Zuftimmung der Gemeinbevertretung 
bebarf, fchriftlih unter Angabe bes Gegenitandes Ipäteftend den Tag vor ber Sitzung 
zuzuftellen. 

.$.17, Die Beiäläffe werben durch Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei 
bie Stimme bed Vorfikenden, bei Wahlen das Loos. 


o 
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Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mindeſtens die Hälfte der 
Mitglieder des Kirchenvorſtandes an der Abſtimmung Theil genommen hat. 

Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Beſchlußfaſſung perſönlich betheiligt 
find, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten. 

Bei nicht vorſchriftsmäßig erfolgter Einladung kann eine Beſchlußfaſſung nur 
dann ſtattfinden, wenn der Kirchenvorſtand vollzählig verſammelt iſt und Widerſpruch 
nicht erhoben wird. 

F 18. Die Beſchlüſſe ſind unter Angabe des Tages und der Anweſenden in ein 
Protokollbuch zu verzeichnen. Die Protokolle werden von dem Vorſitzenden und min⸗ 
deſtens noch einem Mitgliede des Kirchenvorſtandes unterſchrieben. 

F 19. Zu jeder die Gemeinde und bie von dem Kirchenvorſtande vertretenen Ver⸗ 
mögensmaſſen verpflichtenden ſchriftlichen Willenserflärung des Kirchenvorſtandes bebarf 
e8 der Unterfchrift des Porfitenden und noch zweier Mitglieder des Kirchenvorftandes, 
fowie ber Beibrüdung des Amtsjiegel3. Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungs⸗ 
mäßige Faffung des Beichluffes feitgeftellt, fo daR e8 eines Nachweiſes ber einzelnen Er: 
forberniffe besfelben, insbeſondere der erfolgten Zuftimmung der Gemeinbevertretung, 
mo eine ſolche nothwendig ijt, nicht bedarf. 


II. Semeindbevertretung. 


F 20. Die Zahl der Gemeindevertreter fol dreimal jo groß fein wie biejenige 
ber gewählten Kirchenvorſteher. 

Mit Rüdfiht auf die Seelenzahl oder bie befonderen Verhältnifje einer Gemeinde 
Fann bie Zahl mit Genehmigung des Oberpräjidenten herabgejegt werben. 

F 21. Die Beichlüjfe des Kirchenvoritandes bedürfen der Zuftimmung der Ges 
meindevertretung in folgenden Fällen: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung ober ber dinglichen Belaftung von Ge: 
meinde-@igenthum, bei der Vermiethung oder Verpachtung besjelben auf länger 
als zehn Jahre, und bei der Vermiethung oder Verpachtung der den Geiftlichen 
und anderen Kirchendienern zum Gebraud) oder zur Nutzung übermicjenen 
Grundſtücke über die Dienitzeit des jeweiligen Inhabers hinaus; 

2. bei Veräußerung von Gegenftänden, welche einen geichichtlichen, wiſſenſchaft⸗ 
lihen oder Kunjtwerth haben; 

8. bei außerordentliher Benutzung des Vermögens, melde die Subftanz felbft 
angreift, jomie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, jofern fie nicht 
zur zindbaren Wieberbelegung erfolgt; 

4. bei Anleihen, fofern jie nicht bloß zur vorübergehenden Aushülfe dienen und 
aus den Ueberſchüſſen ber laufenden Einnahmen über bie Ausgaben berjelben 
Boranihlagsperiode zurüderitattet werden fünnen; 

5. bei Anitelung von Prozeſſen, ſoweit biejelben nicht Die Eintreibung fort: 
laufender Zinien und Gefälle oder bie Einziehung außjtehender Kapitalien, 
beren Zinfen rüdjtändig geblieben find, betreffen, und bei Abſchließung von 
Bergleichen ; 

6. bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, fofern nicht über 
bie Nothmwendigfeit der Bauausführung bereit3 durch die zuftändigen Behörben 
endgültig entſchieden iſt. Für erheblich gelten Reparaturen, deren Koften- 
anichlag 200 Mark überfteigt. Im alle des Bedürfniffes kann die Gemeinbe- 
vertretung ein für ale Mal die Vollmacht des Kirchenworftandes zur Vornahme 
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höher veranſchlagter Reparaturen, jeboch nicht über bie Summe von 1000 Mart 
hinaus, erweitern; 
. bei Beſchaffung ber zu ben klechlichen Bebürfnifien erforberlichen Geldmittel 
ober Leiftungen, foweit ſolche nicht nach dem beftehenben Rechte aus bem 
Kirchenvermögen ober von dem Patron ober von jonft befonbers Verpflichteten 
au gewãhren find; u 
bei Seftfegung ber auf die Gemeinbeglieber zu vertheifenben Umlagen und bei 
Beſtimmung bes Bertheilungsmaßftabes; lepterer if entweber nach Mafgabe 
ber birecten Staatäfteuer ober der Communalfteuer feftzufeßen; 
bei Einfüßrung ober Veränderung von Gebührentaren; 

10. bei Bewilligungen aus der Kirchenkafje zur Ausftattung neuer Stellen für ben 
Dienft der Gemeinde, ſowie zur dauernden Verbeſſerung des Ginfonmens bes 
ſtehender Stellen, und bei Umwanblung von veränderlichen Ginnahmen ber 
Geiſtlichen und anderer Kirchenbiener in feſſe Hebungen ober von Natural- 
einfünften in Geld, letzteres, ſoweit nicht bie Ummanblung in bem durch bie 
Staatögefege georbneten Ablöfungsverfahren erjolgt; 

11. bei einer Verwendung be3 kirchlichen Vermögens, melde nicht kirchliche, wohl: 
thätige oder Schulzwede innerhalb ber Gemeinbe jelbft betrifft; 

12. bei Feſtſtellung des Etats und ber Voranſchlagsperiode; 

18. bei Abnahme ber Jahredrechnung und Erteilung ber Entlaftung. 

Der Etat ift nach erfolgter Feſtſtellung, bie Jahresrechnung nad ertheilter Gnts 
laſtung auf zwei Wochen zur Einficht ber Gemeinbeglieber nad) vorgängiger ortsũblicher 
Bekanntmachung öffentlich auszulegen. 

$ 22. Die Gemeinbevertretung wählt bei dem Eintritt ber neuen Gemeinde— 
‚vertreter einen Vorfigenben und einen Stellvertreter besfelben, beibe auf brei Jahre. 

Sie verfammelt fi) auf Einladung bed Borfigenden, fo oft es bie Erledigung ber 
Geſchãfte erforderlich macht. 

In Betrefi der Berufung ber Gemeinbevertretung finden bie Vorſchriften ber 
$$ 14 und 15 finngemäße Anwenbung, jedoch mit ber Maßgabe, daß auf Verlangen 
eines Drittheiled ber Mitglieber ber Gemeinbevertretung bie Berufung erfolgen muß. 

$ 28. Der Vorfigenbe bes Kirchenvorſtandes oder ein von ihm abgeorbneter 
Kirchenvorſteher ($ 5, Nr. 2 und 3) find befugt, den Sigungen ber Gemeinbevertretung 
mit berathienber Stimme beizumohnen. 

$ 24. Zu ben Sigungen find ſämmtliche Gemeindevertreter, ſowie der Vorſitzende 
bes Kirchenvorſtandes jriftlich unter Angabe des Gegenftandes fpäteftend ben Tag vor 
ber Sitzung einzuladen. 

Im Uebrigen finden bie Beflimmungen ber $$ 17 unb 18 finngemäße Anmenbung, 
jeboch genügt zur Beſchlußfähigkeit der Verfammlung bie Anmwefenheit eine Drittheiles 
der Mitglieder. 

Die Gemeindevertretung bat bad Recht, bie Deffentlichkeit ihrer Sitzungen zu 
beiäließen. 

Die Beſchlüſſe werden bem Kirchenvorſtande in einem von dem Borfigenden unb 
zwei Gemeinbevertretern unterſchriebenen Auszuge aus bem Protofollbuche zugeftellt. 


* 


* 


* 


M. Wahl der Kirchenvorſteher und der Gemeindevertreter. 


$ 26. Wahlberechtigt find alle männlichen, volljährigen, ſelbſtändigen Mitglieber 
der Gemeinde, welche bereits ein Jahr in derſelben, oder wo mehrere Gemeinden am 


Name, 
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Orte find, an dieſem Orte wohnen und zu ben Kirchenlaſten nah Maßgabe der dazu 
beftebenden Verpflichtung beitragen. 

Selbftänbig find Diejenigen, welche einen eigenen Hausſtand haben oder ein öffent: 
liches Amt befleiden ober ein eigenes Geſchäft ober als Mitglied einer Familie beren 
Geſchäft führen. 

Als ſelbſtändig find nicht anzunehmen diejenigen, welche unter Vormundſchaft 
ober Pflegſchaft jtehen, oder welche im legten Sabre vor der Wahl armuthshalber aus 
öffentlihden Mitteln Unterftügung erhalten oder Erlaß ber kirchlichen Beiträge ges 
nofjen haben. 

G 26. Von ber Ausübung des Wahlrechts find ausgeſchloſſen Diejenigen: 

1. welche nicht im Befite ber bürgerlichen Ehrenrechte fich befinden; 

2. welche wegen eines Verbrechens ober wegen eines folchen Vergehens, welches 
die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach fich ziehen Tann, in Unter: 
ſuchung fich befinden; 

3. welche im Concurfe ſich befinden; 

4. welche mit der Bezahlung Firchlicher Umlagen über ein Jahr im Rüditande find. 

F 27. Wählbar find die wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde, welche das 
dreißigfte Lebensjahr vollendet haben, fofern fie nicht nach $ 26 von der Ausübung bes 
Wahlrechts ausgeichloffen find. 

F 28. Geiftlihe und andere Kirchendiener gehören nicht zu den wahlberechtigten 
und wählbaren Mitgliedern der Gemeinde. 

$ 29. Niemand kann zugleih Mitglied des Kirchenvorſtandes und der Gemeinde: 
vertretung fein. 

5 30. Das Wahlverfahren beftimmt fich nach der beiliegenden Wahlordnung. 

F 31. Die Kirchenvorfteher und Gemeindevertreter find in ihr Amt einzuführen 
und auf treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. 

F 82. Die Gewählten können das Amt eine Kirchenvorfteher8 ober eines Ge: 
meinbevertreterd nur ablehnen oder nieberlegen: 

1. wenn fie das fechzigfte Lebensjahr vollendet, oder 

2. Schon ſechs Sahre das Amt befleidet haben, oder 

8. wenn andere erhebliche Entihulbigungsgründe vorliegen, 3. B. Kränklichkeit, 
häufige Abmwejenheit oder Dienftverhältniife, welche mit dem Amte unvereinbar find. 

Ueber bie Erbeblichfeit und thatſächliche Richtigkeit entfcheidet der Kirchenvorftanb, 
und auf eingelegte Berufung, für welche von Zuftelung der Entfcheidung an eine Aus: 
ſchlußfriſt von zwei Wochen läuft, bie bifchöfliche VBehörbe im Einvernehmen mit dem 
Regierungspräfibenten (Landdroſten). 

Mer ohne folhen Grund die Uebernahme oder die Fortführung des Amtes ver: 
weigert, verliert das burch dieſes Geſetz begründete kirchliche Wahlrecht. Dasſelbe kann 
ihm auf ſein Geſuch von dem Kirchenvorſtande wieder beigelegt werden. 

F 33. Das Amt der gewählten Kirchenvorſteher und ber Gemeindevertreter dauert 
ſechs Sabre. 

Bon brei bis drei Jahren fcheibet die Hälfte aus. Die Ausfcheidenden find wieder 
wählbar, und bleiben jedenfalls big zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amt. 

Der Austritt wird durch die Dienftzeit, da3 erfte Mal durch Auslooſung beftimmt. 

6 34. Iſt das Amt eines gewählten Kirchenvorfichere oder eines Gemeinde: 
vertreterß außer der Zeit erledigt, jo wählt bie Gemeinbevertretung für die Reſtzeit der 
Amtsdauer des Ausgeichiedenen einen Erſatzmann. 


— 266 — - 


IV. Fortfall der Gemeinbenertretung. 

$ 35. In Gemeinden, in benen befonbere Berhältniffe, 3. B. geringes Bermdgent, 
zerftreute Wohnſitze zc., die Bildung einer Gemeinbevertretung unzwedmäßig ober zus 
tgunlic; erfcheinen Laffen, kann bie diſchöſtiche Behörbe im Einvernehmen mit bem Ober 
präfibenten anorbnen, baß eine Gemeinbevertretung nidt zu bilben, fofern in eimer 
hierzu anzuberaumenden Berfammlung ber wahlberechtigten @Gemeinbeglieber bie Mehes 
heit berfelben nicht widerſpricht. 

$ 86. In bem Falle bes $ 35 werben bie ber Gemeinbevertretung nach $ 7 gute 
ſtehenden Befugniſſe von dem Kirchenvorſtande wahrgenommen. 

Erfagmänner werben durch bie Gefammtheit ber Wahlberetigten gewählt. 

V. Entleffung und Auflöfung. 

$ 37. Die Entlaffung eines Kirchenvorſtehers ober eined Gemeinbevertreterß erfolgt: 

1. wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforberlihen Eigenſchaft; 

2. wegen grober Pflichtwidrigkeit. 

In dem Iepteren Falle kann bie Wahlberehtigung dauernd ober auf Zeit ents 
zogen werben. 

Die Entlaffung kann ſowohl von ber biſchöflichen Behörde als auch von bem 
Regierungspräfidenten (Randbroften) nach Anhörung bes Beſchuldigten und bed Kirchen⸗ 
vorflanbed verfügt werben. Gegen bie Entſcheidung ſteht dem Beſchuldigten binnen 
einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen nach erfolgter Zuftellung bie Berufung an ben 
Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten zu. Die Berufung kann auf neue Thatfachen 
und Bemeife gegründet werben. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften ber $5 13 bis 23 bed Geſetzes vom 12. Mai 
1873 finngemäße Anwendung. 

$ 88. Wenn ber Kirhenvorftand ober bie Gemeinbevertretung behartli bie Er— 
fühung ihrer Pflichten vernachläffigen ober verweigern, ober wiederholt Angelegenheiten, 
welche nicht zu ihrer Zuftänbigfeit gehören, zum Gegenftanbe einer Erörterung ober 
Beihlußfaffung machen, fo Können fie ſowohl durch die biſchöfliche Behörde als auch 
durch ben Oberpräfibenten unter gegenfeitigem Einvernehmen aufgelöst werben. 

Mit der Auflöfung find fofort bie erforberlihen Neumahlen anzuorbnen, 


VI. Stellung ber Patrone und anberer Berechtigter. 

$ 39. Der Patron, welchem auf Grund bed Patronates, ober ein anberer Be: 
rechtigter, welchem auf Grund eines befonderen Rechtstitels bie Mitgliedſchaft in dem 
Kirenvorftande ober bie Berechtigung zugeftanben hat, Kircenvorfteher zu ernennen, 
zu beſtellen ober zu präfentiren, ift fortan befugt, entweber jelbft in ben Kirchenvorſtand 
einzutreten ober einen Kirchenvorſteher zu ernennen. 

Der Berechtigte, welder in ben Kirchenvorftanb eintritt, unb ber von ihm er 
nannte Kirchenvorfteher müffen bie in ben $$ 27 bis 29 vorgefchriebene Wählbarkeit 
befigen. 
$ 40. Außer der im $ 89 fetgefepten Befugniß zur Beteiligung an bem Kirchen ⸗ 
vorftande verbleiben bem Patron da, wo berfelbe Patronatslaſten für die kirchlichen 
Bebürfnifie trägt, bie Aufficht über bie Verwaltung ber Kirchentaffe und bad Recht ber 
Zufliomung zu ben mad) ben befichenben Gefegen feiner Genehmigung unterliegenben 
Geſchaften ber Bermögensvermaltung, 

Die Berhjtäffe Deu Sircgenvorfianbes und ber Gemeinbevertretung finb dem Patrom 
Erklätt er fidh auf biefelben nicht binnen dreißig Tagen nadh 
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dem Empfange, fo gilt er als zuſtimmend. Widerſpricht ber Patron, fo fteht dem 
ſeirchenvorſtande die Berufung an bie Bezirfsregierung, in der Provinz Hannover an 
bas koͤnigliche katholiſche Confiftorium zu, welche den Widerfpruch vermwerfen und bie 
Zuftimmung des Patrons ergänzen können. 

Eine joldhe Ergänzung tft unzuläffig, wenn es fi um Ausgaben hanbek, für 
welche die Kirchenkaſſe bisher nicht beftimmt gemejen tft. 

Kommt es für Urkunden auf die formelle Feitftellung der Zuftimmung des Patrons 
an, unb tft bie Ießtere wegen Verabjäumung ber dem Patron ofjenftehenden Frift für 
ertheilt zu erachten, fo wird bie fehlende Unterjchrift Durch Die im Abſatz 2 genannten 
Aufſichtsbehörden ergänzt. 

F 41. In den Landestheilen, in welchen die bürgerliche Gemeinde zur Aufbringung 
von Koften für die Firchlichen Bedürfniffe ber Pfarrgemeinden gejeglich verpflichtet ift, 
muß ſowohl der Etat, als auch die Jahresrechnung zugleich mit ber im $ 21 angeord⸗ 
neten öffentlichen Auslegung dem Bürgermeifter abjchriftlich mitgetheilt werben. 


VII Ausfühbrungdbeftimmungen. 


F 42. Anmeifungen über bie Geihäftsführung können dem Kirchenvorftande ober 
der Gemeinbevertretung ſowohl von der biichöflichen Behörde als auch von dem Ober: 
präfidenten, unter gegenfettigem Einvernehmen, ertheilt werben. 

F 48. Macht bie bifchöfliche Behörde in denjenigen Fällen, in welchen fie eine 
Anordnung oder Entſcheidung im Einvernehmen mit ber Staatöbehörde zu treffen bat, 
von ihren Befugntijen feinen Gebrauch, fo if fie zur Ausübung berjelben von ber 
Staatsbehörde aufzuforbern. Leiſtet fie biefer Aufforderung binnen breifig Tagen nach 
dem Empfange derfelben feine Folge, fo geht die Ausübung der Befugniffe auf bie 
Staatsbehörbe über. 

In denjenigen Fällen, in melden bie btichöflicdde oder bie Staatsbehörde, jebe 
jdoh im Einvernehmen mit der andern, eine Anordnung oder Entſcheidung zu treffen 
bat, muß die um ihre Zuflimmung angegangene Behörbe fich binnen dreißig Tagen 
nach den Empfange ber Aufforderung erklären. Erklärt fie ſich nicht, fo gilt fie als 
zufimmend. . 

Bei erhobenem Widerſpruch enticheidet in allen Fällen über Meinungsverſchieden⸗ 
beiten zwiſchen ber bifchöflichen Behörde und dem Negierungspräfidenten (Landdroſten) 
der Oberpräfident; über Meinungdverfchiedenheiten zwiſchen diefem und ber bijchöflichen 
Behörbe der Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten. 

$ 44. In ben getroffenen Anordnungen ift erkennbar zu machen, ob das Ein- 
vernehmen erreicht, oder ob die Zuflimmung wegen Verabſäumung der Frift für ertheilt 
ju erachten, ober ob die Entſcheidung in Folge erhobenen Widerſpruchs getrofien tft. 

$ 45. Weigert fich ein Kirchenvorfteher, fein Amt zu übernehmen ober auszuüben, 
„ lo if eine Neuwahl anzuordnen. 

Weigert fih auch der neu gewählte Kirchenvorfteher, fein Amt zu übernehmen 
oder auszuüben, fo ift ber NRegierungspräfident (Tandbroft) befugt, den Kirchenvorſteher 
auß den wählbaren Mitgliedern der Gemeinde zu beftellen. 

$ 46. Kommt die Wahl der Kirchenvorfteher überhaupt nicht zu Stande, ober 
weigert fich bie Mehrzahl ber gewählten Kirchenvorfteher, ihr Amt zu übernehmen oder 
auszuüben, ober muß ber nach erfolgter Auflöfung neu gewählte Kirchenvorftand auf: 
gelößt werben, jo ift der Regierungspräfident (Landdroſt) befugt, eine commiffartfche 
Beſorgung der kirchlichen Vermögend-Angelegenheiten unter finngemäßer Anwendung ber 
$5 9 bis 11 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 anzuorbnen. 
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Kommt bie Wahl ber Gemeindevertretung nicht zu Stande, ober weigert ſich bie 
Mehrzahl ber Gemeinbevertreter, ihr Amt zu übernehmen ober außzuüben, ober muß 
bie nach erfolgter Auflöfung neu gewählte Gemeinbevertretung aufgelößt werben, fo if 
ber Regierungapräfibent (Ranbbroft) befugt, ſowohl bie Geichäfte des Kirchenvorflanbes 
als auch bie ber Gemeinbevertretung commiſſariſch beforgen zu laſſen. 

VII. Auffiätsredte. 

$ 47. Die gefeglichen Verwaltungsnormen werben durch dieſes @efep nicht berüßtt, 

Die ben vorgefegten Kirdenbehörben gefeglidh zuſtehenden Rechte ber Aufficht und 
ber Einwilligung zu beftimmten Handlungen ber Verwaltung werben mit ben in ben 
nachfolgenden Beftimmungen enthaltenen Einſchränkungen geübt. 

$ 48. Macht bie vorgefegte Kirchenbehörde von ben ihr geſetzlich zuftehenben 
Rechten ber Aufficht oder ber Einwilligung zu beftimmten Handlungen ber Vermaltung 
feinen Gebrauch, fo ift fie zur Ausübung berfelben von ber ſtaatlichen Auffichtsbehörde 
aufzuforbern. Leiſtet fie biefer Aufforderung binnen breigig Tagen- nad) dem Empfange 
derſelben Teine Folge, fo geht bie Ausübung ber Befugniffe auf bie faatlice Auffichtße 
behörbe über. 

$ 49. Gegen Verfügungen ber vorgefepten Kirchenbehörde, durch melde bie Eins 
willigung zu beflimmten Handlungen ber Verwaltung verfagt wirb, ſteht dem Kirchen- 
vorftande bie Berufung an ben Oberpräfibenten zu, welcher enbgültig entfcheibet. 

$ 50. Die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes und ber Gemeinbevertretung bebürfen 
zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung ber ſtaatlichen Auffichtöbehörbe in folgenden Fällen: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung ober ber dinglichen Belaftung von Grund- 

eigenthum; 

2. bei Veräußerung von Gegenftänben, melde einen geſchichtlichen, wiffenfchaft: 

lichen oder Kunftwerth haben; 

. bei Anleihen im Sinne bes $ 21, Nr. 4; 

4. bei dem Bau neuer, für ben Gottesbienft, bie Geiftlichen ober anbere Kirchen ⸗ 

biener beftimmter Gebäube; 

5. bei der Anlegung ober veränderten Benugung von Begräbnißplägen ; 

. bei Einführung ober Veränderung von Gebührentaxen; 

. bei Ausſchreibung, Beranftaltung und Abhaltung von Sammlungen, Col: 
lecten zc. für kirchliche, wohlthätige ober Schulgwede außerhalb ber Kirchen ⸗ 
gebäube; 

8. bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens, welche nicht kirchliche, wohl: 

thätige oder Schulzwecke innerhalb der Gemeinde ſelbſt betrifft. 

In dem Falle zu 8. gilt bie Genehmigung als ertheilt, wenn bie ſtaatliche Aufs 
ſichtsbehorde nicht binnen 80 Tagen nad) Mittheilung des Beihluffes wiberfpricht; 

9. bei Umlagen auf die Gemeinbeglieder. 

In dem Falle zu 9. if bie Genehmigung insbeſondere zu verfagen, fofern Bes " 
denlen hinfichtlich ber Orbnungdmäßigfeit ber Auferlegung, ber Angemefienheit bes Bei: 
tragsfuße ober ber SelftungBfähigfeit ber Pflichtigen beftehen. 

Wegen ber Schenkungen und Ieptwilligen Zuwendungen bewendet es bei bem 

Gefege vom 23, Februar 1870. 

F Rirchenvorftand bebarf zur Führung von Prozeſſen feiner Ermächtigung 

taatS- ‚ober Kirchenbehörbe . 
Itimation be Kirchenvorſtandes zur Beforgung von Rechts ⸗ 
Über bas Vorhanbenfein derjenigen Thatfachen, welche ben 
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Anſpruch anf Koftenfreiheit begründen, können gültig nur von ber ſtaatlichen Auffichts« 
bebörbe ertheilt werben. 

Ä $ 52. Die ſtaatliche Auffihtöbehörbe iſt berechtigt, Einfiht von bem Etat zu 
nehmen und die Poften, welche den Gefegen mwiderfprechen, zu beanftanden. Die bean» 
Randeten Poften dürfen nicht in Vollzug gefeßt werben. 

$ 58. Weigert ſich der Kirchenvorftand oder bie Gemeinbevertretung, Leiſtungen, 
melde aus bem kirchlichen Vermögen zu beftreiten find, oder ben Pfarr-Eingefeffenen 
ober fonftigen Verpflichteten obliegen, auf ben Etat zu bringen, feflzufeßen ober zu ges 
nehmigen, fo tft ſowohl bie bifchöfliche Behörde als auch die flaatliche Aufſichtsbehörde, 
unter gegenfeitigem Cinvernehmen, befugt, die Eintragung in ben Etat zu bewirken und 
bie weiter erforberlichen Anordnungen zu treffen. 

Unter berfelben Vorausſetzung find dieſe Behörben befugt, die gerichtliche Geltenb- 
madung von Aniprüchen ber Kirche, ber Pfarrei, der Gemeinde und ber in der Ber: 
waltung des Kirchenvorſtandes befindlichen Vermögendmaffen, indbejondere auch ber 
aus ber Pflichtwidrigkeit eines Geiftlihen oder anderen Kirchendieners entftehenden Ente 
idäbigung3forberung anzuordnen und die hierzu nötbigen Maßregeln zu treffen. 

5 54. Die Jahresrechnung ift der ftaatlichen Auffichtsbehörbe zur Prüfung, ob 
bie Verwaltung etat3mäßig geführt worden tft, mitzutheilen. 

5 55. Welche Staatsbehörden bie in ben $5 48, 50 bis 52, 53, 54 angegebenen 
Befugnifje der Aufjicht auszuüben haben, wird burch Fönigliche Verordnung beftimmt 1. 


IX. Schluß: und Uebergang3sBefimmungen. 


5 56. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes ſinden auf Dom:, Militär: unb Anftalts: 
Gemeinden feine Anwendung. 

5 57. Bom 1. October 1875 ab können bie dem Kirchenvorftande und der Ge: 
meinbevertretung nad) biefem Gefege zuſtehenden Befugniffe nicht durch andere Perſonen 
ober Behörden ald durch die in dieſem Belek bezeichneten wahrgenommen werben. 

Sofern nach bisherigem Rechte den Firchlichen Organen (Kirchenvorftänden, Kirchen: 
collegien, Fabrikräthen, Kirchmeiftern, Nepräfentanten 2c.) noch andere Befugniffe als 
bie ber Vermögendverwaltung zugeftanden haben, gehen dieſe, wenn fie von den un⸗ 
mittelbar zur Vermögendverwaltung berufenen Organen ausgeübt worden find, auf ben 
Kichenvorftand, in allen anderen Fällen auf die Gemeinbevertretung über. Iſt eine 
ſolche nicht vorhanden, fo werben auch die ber Gemeindevertretung zuftehenben Befug⸗ 
niffe von dem Kirchenvorflande wahrgenommen. 

5 58. Die den bilchöflichen Behörden gefeglich zuftehenden Rechte in Bezug auf 
bie Vermögendverwaltung in ben Kirchengemeinden ruhen, jo lange bie bifchöfliche Be⸗ 
hörde biefem Geſetze Folge zu leiten verweigert, oder jo lange das betreffende Amt 
nicht in geſetzmäßiger Weiſe befeßt ober verwaltet ift. 

Eine ſolche Weigerung iſt ala vorhanden anzunehmen, wenn bie bijchöfliche Be: 
hörbe auf eine jchriftliche Aufforderung des Oberpräfidenten nicht binnen dreißig Tagen 
die Erklärung abgibt, den Vorichriften dieſes Geſetzes Folge leiſten zu wollen. 

Die den biſchöflichen Behörden zuftehenden Befugniſſe gehen in ſolchen Fällen auf 
die betreffende Staatsbehörbe über. 

6 59. Alle diefem Gefete entgegenftehenden Zeftimmungen, mögen diejelben in 
bem in den verichiedenen Lanbestheilen geltenden allgemeinen Rechte, in Provinzial: 


1 Siehe unten: Verordnung vom 27. September 1875, ©. 291. 
EulturfampfsActen. 19 


— 0 — 


geſetzen, in Localgejegen oder Localorbnungen enthalten ober burch Obfervamg. ober Ge» 
wohnheit begründet fein, werben aufgehoben. 

6 60. Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ifi,mit ber Ausführung biefes 
Geſetzes beauftragt. 

Derfelbe ift befugt, mit Rüdficht auf beſondere örtliche ober fonftige Verhältniffe 
und befondere für bie Vermögensverwaltung befiehende Ginriätungen ben im 6 57, 
Abſatz 1 fefigefegten Termin ber Ausführung zu verlängern. 

Urkundlich unter Unferer Höchtteigenhänbigen Unterſchrift und heigebruckten Konig⸗ 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 20. uni. 1875. 
(L. 8.) Wilhelm, 

Fürft v. Bismard. Gampbaufen. Graf zu Sulenburg. 

Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal.“ 


145) Wahlordnung zur Ausführung des vorhergehenden Geſehzes. 


„Art. 1. Der Kirchenvorſtand ordnet die Wahl der Kirchenvorſteher und ber Ge: 
meinbevertreter an, ftellt bie Lifte der Wahlberechtigten auf unb legt biefelbe in einem 
Sedermann zugänglichen Locale zwei Wochen lang Öffentlich aus. 

Zeit und Ort ber Auslegung find der Gemeinde öffentlich durch Aushang bekannt 
zu machen, mit dem Beifügen, daß nad) Ablauf der Auslegungsfrift Einſprüche gegen 
die Lifte nicht mehr zuläffig find. Nach dem Ermefjen des Kirchenvorftandes kann bie 
Bekanntmachung aud noch in anberen, ben örtlichen Verhaãltniſſen entiprechenberuumm 
Formen erfolgen. 

Zur Erhebung bed Ginipruches ift jedes wahlberechtigte Mitglied ber Kirchen 
gemeinde befugt. 

Art. 2. Der Kirchenvorſtand entſcheidet über bie Einſprüche und beridtigt bi « 
Lifte. Gegen den ablehnenben Beſcheid fteht dem baburch von ber Wahl Ausgefchlofieneer 
binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen nach erfolgter Zuftelung bie Berufung a za 
die Gemeindbevertretung,, in dem Falle, daß eine folche nicht vorhanden ift, an be 
biſchöfliche Vehörbe zu. Lebtere hat im Einvernehmen mit dem Regtierungspräfibenterz 
(Landdroften) bie Entiheldung zu treffen. Durch Einlegung ber Berufung wirb bie 
anſtehende Wahl nicht aufgehalten. Zwiſchen dem Ablauf der Einſpruchsfriſt und bem 
Tage der Wahl müfjen mindeftens zwei Wochen In ber Mitte Tiegen. 

Art. 3. Die Einladung zur Wahl muß die Zelt und ben Ort der Wahl ſowie 
bie Zahl ber zu mwählenden Perfonen enthalten und ift ber Gemeinde öffentlich burd 
Aushang befannt zu machen. Nach dem Ermeſſen des Kirchenvorftandes kann bie Be: 
kanntmachung auch noch in anderen, den örtlichen Verhältniſſen entiprechenden Formen 
erfolgen. 

Art. 4. Aus dem Borfitenden des Kirchenvorftandes und aus vier Beifikern, 
welche ber Vorfigende aus ben wählbaren Dlitgliebern ber Gemeinde beruft, wirb ein 
Wahlvorſtand gebilbet. 

Art. 5. Die Wahlhandlung wird durch ben Vorfigenden geleitet. 

Art. 6. Das Wahlrecht wird in Perſon durch verbedte, in eine Wahlurne nieber 
zulegenbe Stimmzettel ohne Unterſchrift ausgeübt. | 

Art. 7. Wird in dem erfien Wahlgange eine Mehrheit für die zur Bildung bes 
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Kirchenvorftanbes ober ber Gemeinbevertretung erforderliche Zahl von Perfonen nicht 
erreicht, fo findet eine engere Wahl zwifchen benjenigen flatt, welche Die meiften Stimmen 
auf fi) vereinigt haben. Beläuft fich Die Zahl derfelben auf mehr ald das Doppelte 
der zu wählenden Kirchenvorfteher oder Gemeinbevertreter, jo fcheiden von benjenigen, 
weldhe die wenigften Stimmen erhalten haben, fo viele auß, daß bie Zahl ber Wähl⸗ 
baren die boppelte Zahl ber zu Wählenden beträgt. 

Bei Stimmengleichheit entfcheibet überall Dad Loos. 

Art. 8. Nachdem ber Vorfigende die Abflimmung für geſchloſſen erflärt hat, barf 
«ine Stimmabgabe nicht mehr zugelaſſen werden. 

Art. 9. Ueber die Gültigkeit oder Ungültigfeit ber Stimmzettel entjcheibet ber 
Wahlvorſtand. 

Art. 10. Ueber bie Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches ben 
weſentlichen Hergang beurkundet. Dasjelbe ift von dem Borfigenden und mindeſtens 
wet Mitgliedern des Wahlvorſtandes zu unterjchreiben. 

Art. 11. Die Wahl der Kirhenvorfteher muß berjenigen ber Geneinbnerier 
vorangehen. 

Art. 12. Die Namen der Gewählten werben ber Gemeinde Öffentlich durch Ku: 
ang belannt gemacht. Nach dem Ermeljen des Kirchenvorſtandes kann die Bekannt⸗ 
machung auch noch in anderen, ben örtlichen Verhältniſſen entiprechenben Formen erfolgen. 

Art. 18. Einſprüche gegen die Wahl find innerhalb einer von dem letzten Tage 
Des Aushanges ab zu berechnenden Ausſchlußfriſt von zwei Wochen bei dem Kirchen: 
Dorſtande zu erheben, welcher über diejelben entfcheibet. Gegen den ablehnenden Beſcheid 

Neht binnen einer Ausfhlußfrift von zwei Wochen nach erfolgter Zuftellung bie Bes 
xufung an bie biſchöfliche Behörde zu, welche im Einvernehmen mit bem egierungs- 
präfidenten (Landdroſten) die Entiheldung zu treffen bat. 

Art. 14. Für bie erſte Wahl ernennt die bijchöfliche Behörde im Einvernehmen 
nit dem Regierungpräfidenten (Lanbdroften) den Wahlvorfiand und den Vorſitzenden 
besielben. Der Wahlvorſtand übernimmt bie dem Kirchenvorftande obliegenden Ber- 
richtungen. 

Dasſelbe gilt für den Fall der Auflöſung des Kirchenvorſtandes.“ 


146) Königliche Verordnung über die Ansübnng der Anffichtsrechte des 
Staates bei der Vermögensverwaltung in den katholifchen 
Kirchengemeinden. Dom 27. September 1875. 


„Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., verorbnen in 
Gemäßheit des 5 55 des Geſetzes über bie Vermögendverwaltung in den katholiſchen 
Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875, auf den Antrag Unſeres Staatsminiftertums, 
für den Umfang der Monarchie, was folgt: 

Art. 1. Die in den SS 48, 50 bis 52, 53 und 54 des Gefeßed vom 20. Juni 
1875 angegebenen Auffichtsrechte bed Staates werben ausgeübt: 

1. von dem Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten 

bei dem Erwerb, der Veräußerung ober ber dinglichen Belajtung von Grunb: 
eigentbum ($ 50, Nr. 1), wenn ber Werth bes zu erwerbenden ober zu ver: 
außernden Gegenftandes ober wenn ber Betrag der Relaftung bie Summe von 
zehntaufend Mark überfteigt, 
19* 


bei ber Veräußerung von —— welche einen geſchichtlichen, willen 
ſchaitlichen oder Kunftwertb haben ($ 50, Nr. 2), 
bei dem Bau neuer, für ben Gotteßbienft beftimmter Gebäube $ 60, Kr. » 
bei ber Anlegung von Begräbnifplägen (5 50, Nr. 5); 
3. von bem Oberpräfibenten 
in ben Fällen des $ 50, Nr. 7; 
8. von bem Regierungspräfibenten (Lanbbroften) 
in den übrigen Fällen des $ 50, forste in ben Fällen des $ 48 sub ber 
S5 51 bis 84. 
Art. 3. Dem Kirchenvorſtande fteht bie Berufung zu, und zwar 
gegen Verfügungen bes Oberpräfibenten — Art. 1, Rr. 2 — an ben Mi⸗ 
nifter des Innern und ben Miniſter ber geiſtlichen Angelegenheiten; 
gegen Verfügungen des Begierumgspräfibenten (Lanbbroken) — Urt, &, 
Nr. 3 — an ben Oberpräfidenten, welcher enbgültig enticheibet. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudtem König- 
lichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. September 1875. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Blsmard. Gampbaufen Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. Friebenthal.“ 
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147) Conſidentielles Schreiben des Erzbiſchofs von Köln vom 27. Inli 1875 
an die Herren Pfarrer der Erzdiöcefe 


in Betreff der Durch das Geſetz vom 20. Juni ejusd. über die Vermoͤgens⸗ 
verwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden angeordneten Wahlen 
der Kirchenvorjteher und Gemeindevertreter. 


„Da das allegirte Geſetz ſchon in feinem Entwurfe vielfache Verletzungen wichtiger 
Nechte ber katholiſchen Kirche enthielt und namentlich bie ihr von Rechtswegen ges 
bührenbe und feither burch bie Staatöverfaffung in Preußen garantirte Befugniß felb- 
fändiger Verwaltung ihres Bermögend durch basfelbe ihr entzogen wird, fo hat ber 
Epiftopat ber katholiſchen Kirche In Preußen fich verpflichtet erachtet, dagegen Rechts⸗ 
verwahrung einzulegen. Nachdem nunmehr jener Entwurf mit mehrfach noch vers 
fchärften Beftimmungen als Geſetz publicitt worben ifl, und da es fi) gegenwärtig 
um bie Ausführung besfelben banbelt, jo halten Wir es für nöthig, über bie Stellung, 
welche die hochwürdige Geiſtlichkeit ſowohl ala die Gläubigen biejem Geſetze gegenüber 
einzubalten haben werben, Nachftehenbes mitzutheilen. 

Dieſes Geſetz ſtimmt mit ben früheren Firchenpolitifchen Geſetzen barin überein, 
baß es einfeitig vom Staate, ohne irgenb welche Berathung ober Mitwirkung der Kirche, 
über kirchliche Angelegenheiten erlaffen worben if. Es unterfcheidet fich aber von den⸗ 
jelben dadurch, daß eines Theils ber Gegenftand besjelben nicht bie höchfien unb hei⸗ 
Nigften Rechte ber Kirche, fonbern bie Verwaltung ber zu ihrem Beſtande unb ihrer 
Wirkſamkeit freilich unentbehrlichen irdiſchen Güter betrifft, und daß anbern Theils bie 
von den Gläubigen geforberte Mitwirkung zur Ausführung bed Geſetzes nichts enthält, 
was an und für fi) als durch das Gewiſſen unter allen Umfländen verboten betrachtet 
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werben müßte, und deßhalb jene Mitwirkung im vorliegenden Falle von ber Kirche 
tolerirt werben kann. Die Bifchöfe ſowohl ala bie Priefter fünnen bemnad von ben 
Rechten, beren Ausübung jenes Geſetz ihnen ermöglicht, Gebraud machen unb ben Mit: 
gliebern ber katholiſchen Kirchengemeinden mit Rüdficht auf die obwaltenden Umſtände 
gefatten, an ber Verwaltung des firhlicden Vermögens ben Beſtimmungen des Geſetzes 
gemäß fi} zu betbeiligen. 

Sm Vertrauen auf bie fo oft ſchon bewährte Firchliche Gefinnung und Treue ber 
tatholiſchen Kirchengemeinden , welche mit Sicherheit voraußjehen läßt, daß aus ben 
dur das Gefeß angeorbneten Wahlen der Kirchenvorfteher und Gemeindevertreter ſolche 
Männer bervorgeben werben, von welden eine den Grundſätzen und Borfchriften 
unferer heiligen Kirche entiprechende Vermaltung bes kirchlichen Vermögens zu erwarten 
fteht, und bei ber drohenden Gefahr, daß im Falle einer Nichtbetbeiligung ber Gläu⸗ 
bigen an jenen Wahlen ober ihrer Weigerung, die auf fie fallenden Wahlen anzunehmen, 
die Verwaltung des von unferen Vorfahren ber Kirche zugewandten Vermögens durch⸗ 
weg in bie Hände unkirchlich oder gar kirchenfeindlich gefinnter Gemeinbemitglieber 
oder möglicher Weiſe fogar in die von Afatholifen gerathen würbe, haben bie fathos 
liſchen Biſchöfe Preußens einftimmig e3 nicht nur für zuläffig erachtet, die Gläubigen 
zur Vornahme und Annahme jener Wghlen zu ermäcdhtigen, fondern halten e8 auch für 
nötig, daß die Gläubigen fich von denfelben nicht enthalten. Wir beauftragen deßhalb 
die Herren Pfarrer und anderen Priefter hierdurch, nicht nur ſelbſt bie ihnen durch bas 
Geſetz zuerfannte Stellung im SKirchenvorftande einzunehmen, ſondern auch die Gläu- 
bigen in geeigneter Weife, niht von der Kanzel, fondern privatim im Sinne 
dieſer Inftructton zu belehren und zu ermahnen, daß fie fich angelegentlihft an ben 
mehrbeſagten Wahlen betheiligen und dahin wirken, bag nur entichieben Firchlich ges 
finnte, fähige und gewiſſenhafte Männer in den Kirchenvorftandb und bie Gemeinde: 
vertretung gewählt werden, von melden mit Sicherheit erwartet werben kann, baß fie 
das Tirchliche Vermögen im Geifte ber Kirche verwalten, deren Grundſätze unb Bor: 
ſchriften dabei gemillenhaft beobachten und bie ftiftungsmäßige Beſtimmung besfelben 
niemals außer Acht laſſen. 

Köln, den 27. Zuli 1875. Der Erzbilchof. 

T Paulus.“ 


148) Circnlarverfügung an fämmtliche Pfarrer der Erzdiöcefe Köln 
vom 27. Juli ejusd. 


„Tür bie bevorfiehenden Wahlen der Kirchenvorfiände unb ber Gemeinbevers | 


tretungen ift nad Artikel 14 ber Wahlordnung zu dem Gefeke vom 20. Juni c. 
über bie Vermögensverwaltung in ben fatholifchen Kirchengemeinden ber Wahlvorſtand 
von der bifchöflichen Behörde zu ernennen. Wir beauftragen deßhalb Em. Hochehr⸗ 
würden, und innerhalb acht Tagen fünf Mitglieder ber dortigen Pfarrgemeinde zu be: 
zeichnen, welche ſowohl nach ihrer kirchlichen Geſinnung als nad ihren fonftigen 
Eigenſchaften zur Wahrnehmung ber biefem Wahlvorftande obliegenben Aufgaben geeignet 
find, und uns dabei insbefondere anzugeben, welchen berfelben Sie als Vorfitenden bes 
Beahlvorftandes empfehlen zu koͤnnen glauben. 

Bugleih wollen Sie uns näher berichten, ob in ber dortigen Pfarrei eine mit 
den Rechten einer juriftiichen Perſönlichkeit ausgeftattete Kapelle fich befindet, und ob 
derfelben eine beflimmte Kapellengemeinde zugetheilt if. In biefem Falle wollen Sie 


— 1 — 


und aud aus den Mitgliedern biefer Kapellengeineinbe einen Vorſthenden unb wier 
anbere Mitglieber als Wahlvorftand für die Wahlen be Kirchenvorfianden umb ber 
Gemeinbevertretung biefer Kapelle vorfchlagen. 

Finden ſich in der dortigen Pfarrei Kapellen, welche zwar nicht bie Rechte einer 
juriftifchen Perfönlichfeit haben, auf welche aber eine größere Zahl von Gläubigen sber 
eine größere Gemeinde für ihren Gottesbienft angewieſen iſt und für welche auch größere 
Bermögensobjecte vorhanden find, fo wollen Em. Hochehrwürden aud Hierfür aus ben. 
zu dieſer Kapelle ſich haltenden Bewohnern bie nötbigen Vorichläge für bie Bilbung 
eines Wahlvorſtandes machen. 

Sind noch andere Kapellen in ber bortigen Pfarrei, fo wollen Sie über deren 
Verhältniffe näher berichten. Wo von Ahnen Vorſchläge für ben Wahlvorfianb einer 
Kapellengemeinde zu machen find, wollen Sie zur größeren Sicherheit für ben Wahl 
vorſtand zu den Wahlen ber bei ber Pfarrfirche zu conflituirenden Kirchenvorſteher unb 
Gemeinbevertreter feine Mitglieder ber Kapellengemeinden vorlagen, fonbern nur 
Mitglieder der Pfarrei, welche zu Feiner ber Kapellengemeinben gehören. 

Em. Hochehrwürden wollen Ihren Vorſchlag und Bericht zur Erlebigung biefer 
Verfügung durch den Herrn Landdechanten an uns einfenden. 


Köln, den 27. Juli 1875. 
Das erzbifchöfliche General-Bicariat.” 


149) Gefeb, betreffend die Rechte der altkatholifchen Kirchengemeinfchaften 
an dem kirchlichen Vermögen. Dom 4.. Juli 1875. 


„Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden König von Preußen ꝛc., verorbnen mit 
Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für den Umfang ber Monardie, was folgt: 

F 1. In denjenigen katholiſchen Kirchengemeinden, aus welchen eine erhebliche 
Anzahl von Gemeinbemitgliebern einer altkatholiſchen Gemeinfchaft beigetreten ift, wirb 
die Benutung bes firdhlichen Vermögens im Berwaltungsmwege bis auf Weiteres nad 
Maßgabe ber folgenden Beſtimmungen georbnet. 

F 2. Der altkatholifhen Gemeinjchaft wird ber Mitgebrauch der Kirche und des 
Kirchhofes eingeräumt. Sind mehrere Kirchen (Kapellen u. |. w.) vorhanden, jo Tann 
eine Gebrauchstheilung nach beftimmten Objecten verfügt werben. 

Die nämliche Gebrauchstheilung findet bezüglich ber kirchlichen Gerätbichaften flatt. 

Sf der altkatholiſchen Gemeinſchaft die Mehrheit der Gemeindemitglieber beis 
getreten, fo fteht der Gemeinſchaft ber Mitgebrauch der Kirche in ben zur Abhaltung 
des Hauptgottedbienftes herfömmlich beflimmten Stunden, bei mehreren Kirchen ber Ges 
brauch der Hauptlicche zu. 

F 3. Tritt ein Pfründeninhaber der altkatholiſchen Gemeinfchaft bei, fo bleibt er 
im Beſitz und Genuß ber Pfründe, 

Bet Erledigung ber Pfrünbe wird biefelbe im Fall bes 5 2, Abſatz 8 ber alte 
katholiſchen Gemeinichaft überwieſen. 

Sind mehrere Pfründen vorhanden, ſo kann bei deren Erledigung, mit Rückſicht 
auf das Ʒoerhamiß beiber Theile, eine Genußtheilung nach beſtimmten Pfründen 
ve werben. 

: 54 Un bem. äbrigen zu Frchlichen Zwecken beflimmten Vermögen wird ber alte 
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tatholifchen Gemeinichaft, mit Nüdficht auf das Zahlenverhältniß beiber Theile, ber 
Mitgenuß eingeräumt. 

Umfaßt bie alttatholifche Gemeinſchaft die Mehrheit ber Gemeinbemitglieber, und 
it die Zahl der übrigen Gemeindemitglieder nicht mehr erheblih, jo fann bie Ein- 
täumung des vollen Senuffes an dic Gemeinſchaft verfügt werden, 

Gleichzeitig bat in dieſem Falle eine Neuwahl des Kirchenvorftandes und ber 
Semeindevertretung flattzufinden. 

$ 5. Altkatholiſche Gemeinſchaften im Sinne dieſes Geſetzes find ſowohl bie zu 
gottesdienſtlichen Zwecken gebildeten altfatholifchen Vereine, fofern bdiefelben von dem 
Oberpräfidenten als kirchlich organifirt anerfannt worden find, al8 auch die altkatho⸗ 
lichen Barodien. 

Die Mitglieder der altfatholiihen Parochien bleiben verpflichtet, zu ber Unter: 
haltung der Kirche, bes Kirhhof3 und der fonftigen Vermögenäftüde beizutragen, deren 
Benutzung ihnen nach den SS 2 biß 4 dieſes Geſetzes zuſteht. 

6 6. Ueber die Art und ben Umfang ber ben altkatholifden Gemeinfchaften nad) 
den 65 2 bis 5 dieſes Geſetzes einzuräumenden Rechte enticheidet der Oberpräfibent. 

Gegen die Enticheibung bes Oberpräfidenten fteht bie Berufung an den Minifter 
der geiftlichen Angelegenheiten offen. 

Die Enticheidungen find im Verwaltungsmwege vollitredbar. 

$ 7. In den Eigenthumsverhältniffen des firhlichen Vermögens tritt durch dieſes 
Geſetz Feine Aenderung ein. 

6 8. Gemeinbemitglieder im Sinne dieſes Geſetzes find alle männlichen, voll 
jährigen, felbftändigen Katholiten, welche in ber fatholifchen Kirchengemeinde wohnen. 

Selbſtändig find diejenigen, welche einen eigenen Hausſtand haben, ober ein öffent: 
liches Amt befleiben, ober ein eigenes Geſchäft oder als Mitglied einer Familie deren 
Geſchaͤft führen und weder unter Vormundſchaft noch unter Pflegichaft ftehen. 

$ 9. Der Minifter ber geiftlihen Angelegenheiten ift mit ber Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterjchrift und beigebrudtem König: 
lien Inſiegel. 

Gegeben Bad EmB, den 4. Juli 1875. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismarck. Gamphaujen. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal.“ 


180) Geſetz über Aufhebung der Artikel 15, 16 und 18 der Verfaflungs- 
nrkunde vom 31. Jannar 18501. Dom 18. Iuni 1875. 


„Bir Wilhelm, von Gotted Gnaben König von Preußen zc,, verorbnnen mit 
Zuſtimmung beider Häufer des Landtages, für den Umfang der Monarchie, was folgt: 


ı Den Wortlaut der Artifel 15 und 18 ſiehe S. 173; Artikel 16: „Der Verkehr 
ber Religiond-Gefellihaften mit ihren Obern ijt ungehindert. Die Bekanntmachung 
kirchlicher Anorbnungen ift nur denjenigen Beichränfungen untermorfen, welchen alle 
übrigen Beröffentlichungen unterliegen.“ 
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Einziger Artikel. Die Artikel fünfzehn, ſechzehn und achtzehn der Verfaffungd⸗ 
urkunde vom 81. Januar 1850 find aufgehoben. 

Urkundlich unter Unierer Höchfteigenhändigen Unterfcärift und beigebrudtem Königs 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, ben 18. Juni 1875. 
(L. 8.) Dilhein. 

Fürſt v. Bismard. Camphauſen. Graf zu Eulenburg. 

Leonhardt. Falt. v. Kamele. Achenbach. Sriebenthal” 


181) Allgemeine Verfügung des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten, 
betreffend die Ertheilung der Stantsgenehmigung zur Veräußerung 
von kirchlichen Immobilien. Vom 13. Mai 1875. 


„Nah den Vorfchriften bes Allgemeinen Lanbrechts können Grundſtücke und Ge 
techtigleiten, welche einer Kirche gehören, ohne ausbrüdliche Genehmigung bes Staates 
nicht veräußert werben ($ 219 Th. II Tit. 11, I. c.). Bel ganzen Landgütern unb 
Häufern ift bie Genehmigung bes geiftlichen Departementd nothwenbig, bei einzelnen 
Grundſtücken ober bloßen Gerechtigkeiten bagegen ber Conſens ber unmittelbaren geiſt⸗ 
lien Obern hinreichend ($ 220, 1. c.). 

Welche Behörden unter ben unmittelbaren geiftlichen Oberen zu verftehen, hat von 
jeher Anlaß zu Zweifeln gegeben. Dieſe Zweifel ſind indeß durch mehrfache mit Ge⸗ 
ſetzeskraft erlaſſene landesherrliche Anordnungen, insbeſondere durch bie Dienſtinſtruction 
für bie Provinzialconſiſtorien vom 28. Oktober 1817 $ 9 (Geſ.⸗Samml. S. 287), bie 
Inftruetion zur Geihäftsführung ber Regierungen vom 28. October 1817 $ 18 g. (Geſ.⸗ 
Samml. S. 248), bie Allerhöchfte SabinetBorbre vom 31. December 1825, betreffend 
eine Abänderung in ber bißherigen Organifation ber Provinzial-Berwaltungsbehörben 
D. II. 2 (Geſ.Samml. von 1826 ©. 5), bie Verordnung vom 27. Juni 1845, bes 
treffend bie Meffortverhältniffe der Provinzialbehörben für das evangeliihe Kirchen: 
weien $ 3 Nr. 5 (Geſ.Samml. ©. 440) und die Verordnung vom.27. Juni 1846, bes 
treffend bie Reflortverhältniffe der Brovinzialbehörben in katholifch⸗kirchlichen Angelegen- 
beiten $ 8 (Geſ.Samml. ©. 448) befeitigt worden. Danach flehen bie in dem Als 
gemeinen Landrecht ben geiftliden Oberen beigelegten Befugniſſe hinſichtlich ber kirch⸗ 
lien Externa ben Bezirkäregierungen, in oberer Inſtanz dem Mintiter ber geiftlichen x. 
Angelegenheiten zu. Die im $ 219 Th. II Tit. 11 des Allgemeinen Landrechts vors 
geichriebene Genehmigung des Staates ift bei Beräußerung von ganzen 2anbgütern 
und Häujern (Wohnhäufern) durch ben genannten Minifter, bei ber Veräußerung von 
einzelnen Grundſtücken durch bie Regierungen zu ertheilen. Dieß gilt ſowohl für bie 
evangelifhe wie für bie Tatholifche Kirche und bat auf Grund befonderer geſetzlicher 
Vorſchrift auch in der Mheinprovinz Anwendung gefunden. C.⸗M.⸗Reſcr. v. 16. März 
1882 (von Kamptz, Ann. 16, 100), Allerhöchſte GabinetZorbre vom 24. Januar 1888 
(Lottner, Sammlung 6, 432), Erlaß ber Minifter ber geiftlicden 2c. Angelegenheiten, 
bes Innern und ber Finanzen vom 1. October 1847 II Rr. 5 c. (B.-M.⸗Bl. ©. 278). 

Eine Abänderung jener Reffortbeftimmungen ift guf geſetzlichem Wege bisher nicht 
erfolgt. Dagegen find während ber fünfziger Jahre in wieberholten Fällen Bedenken 
über. bie fortbauernbe Geltung ber SS 219, 220 cit. erhoben unb bie Unvereinbarfeit 
berfelben mit ber im Urt. 165 ber Verfaſſungsurkunde der katholiſchen Kirche zugeſicherten 
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felbfändigen Verwaltung ihrer Angelegenheiten behauptet worden. Die Brari3 ber 
Abminiftrativbehörben hat in Folge deſſen geſchwankt. Während bie Miniſterialerlaſſe 
vom 3. October 1851 (K 2618), vom 18. November 1851 (K 83188) und 27. Mai 
1869 (K 1855) das Erforderniß einer ftaatlihen Genehmigung zur Veräußerung von 
Arhliden Grundſtücken hinſichtlich der evangeliſchen Kirche für fortbeftehend, hinfichtlich 
der Fatholifhen Kirche für hinweggefallen erflären, wirb in einem fpäteren Erlaß vom 
15. Mär; 1867 (U 6648) die Vorſchrift des F 220 eit. wegen Veräußerung von 
ganzen Landgütern und Häufern nad) wie vor als für beibe Kirchen maßgebend an- 
erkannt. 

Die hierdurch entſtandene Rechtsunſicherheit zu beſeitigen, erſcheint um ſo mehr 
geboten, als die von einander abweichenden Verfügungen der Verwaltungsbehörden 
auch auf die Gerichtspraxis nicht ohne Einfluß geblieben ſind, hier gleichfalls zu 
entgegengeſetzten Entſcheidungen geführt und damit einen Zuſtand geſchaffen haben, 
bei welchem die in Rebe ſtehende Vorſchrift bald angewendet, bald nicht angewendet, 
damit aber bie Gültigkeit zahlreicher Veräußerungsgefchäfte in Frage geftellt wird. 

Mit Rüdfiht hierauf if die Angelegenheit von mir einer erneuten Prüfung unter: 
worfen worden und eröfine ich der Föniglichen Regierung nunmehr was folgt: 

Die von meinen Amtsvorgängern in ben fünfziger Sahren vertretene Auffaffung 
beruht auf ber Erwägung, daß, da bie Dispofition über den Firchlichen Smmobiliarbefit 
als ein Act der kirchlichen Vermögensverwaltung nah Artikel 15 ber Verfaſſungs⸗ 
urkunde von ben Organen ber Kirche jelbftändig wahrzunehmen fei, bie bem Staate 
hierbei nach F 219 ff. 1. c. vorbehaltene Einwirkung nicht mehr in Anfpruch genommen 
werden könne. 

Diefe Motivirung läßt den eigentlichen Kern der Frage unberührt. Sie würbe 
zutrefien, wenn durch bie genannten Vorjchriften die Veräußerung felbft in bie Hand 
des Staates gelegt worden wäre. Um eine derartige Befugnig handelt es fich aber 
nicht. Die Genehmigung, von welcher das Allgemeine Landrecht bie Gültigkeit kirch⸗ 
licher Alienationen abhängig macht, fällt nicht in das Gebiet ber kirchlichen Admini⸗ 
ftrative, fonbern ber ſtaatlichen Auffiht. Sie it fein Vermögens-Verwaltungsact, fon: 
dern ein Außfluß des Hoheitsrechtes, auf welches ber Staat gegenüber ben in feinem 
Gebiet beftehenben Corporationen niemals verzidgten fann, unb auf welches aud den 
Meligiondgejellihaften gegenüber durch bie Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 
keineswegs verzichtet worben if. Vermöge biefed Hoheitörechtes bat das Allgemeine 
Landrecht, entſprechend ben für Gorporationen im Allgemeinen erlaſſenen Borjchriften 
der 55 88 fi. TH. II Tit. 6, den Erwerb wie die Veräußerung von kirchlichen Immo—⸗ 
bilien an eine beiondere Genehmigung gefnüpft. 

Es fol damit dem Staat die Möglichkeit gewährt werden, einerfeit3 ciner über: 
mäßigen Anhäufung von Grunbbefiß in ber todten Hand zu begegnen, anbererieitö dafür 
zu forgen, daß ber wichtigſte Theil bes Firchlichen Vermögens nicht ohne zureichenben 
Anlaß zum Schaben ber Betheiligten feinen ftiftungsmäßigen Zweden entzogen werbe. 
So wenig nun durch die Verfaffungsurkunde die gefeglichen Beftimmungen in Wegfall 
gelommen find, melde den kirchlichen Vermögenserwerb in beflimmte Grenzen weiſen, 
ebenfo wenig fann aus ber ben Kirchen zugeficherten Selbftänbigfeit in der Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten die Beſeitigung derjenigen ſtaatsrechtlichen Vorſchriften hergeleitet 
werben, welche für die Veräußerung bed kirchlichen Grundbeſitzes gewiſſe Kautelen im 
öffentlichen Intereſſe vorgeſehen. Rechtlich ftehen daher auch die letteren Vorſchriften 
noch heute in unveränderter Geltung. 
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Indem ich hiernach die vorberegten Grlaffe meiner Umtsoorgänger außer Wirk 
ſamkeit fege, veranlaffe ich bie öntglidhe Regierung, fortan nad) Maßgabe ber bezüg⸗ 
lichen gefeglichen Beftimmungen hinſichts ber Tatbholtfch«Ftrdhlichen Grunderwerb⸗Ver⸗ 
äußerungen ebenfo zu verfahren, wie bieß in Betreff ber evangeliſch⸗kirchlichen bisher 
unveränbert gejchehen tft, auch darauf zu achten, daß ſeitens ber kirchlichen Organe vor 
fommenden Falls ben geſetzlichen Vorfchriften entiprochen wirb, und zu biefene Zweck die 
Zocalbehörben mit geeigneter Anweiſung zu verfehen. 

Im Uebrigen bemerfe ich, daß bie Fę 219 ff. auch auf das Pfarrnermögen, baB 
Bermögen ber geiftlichen Geſellſchaften (Stifte, Klöfter und Orben) und bas ber milber 
Stiftungen Anwendung finden (SS 774, 951, 962, Th. II Tit. 11, 6 48 Th. II Fit. 19 
des Allgemeinen Landrechts). 

Berlin, ben 18. Mai 1875. 

Minifter der geiftlichen, Unterrichts und Mebicinalangelegenheiten. 
Salt.“ 


152) Gefeh, betreffend die geiftlichen Orden und ordensähnlichen Longre- 
gationen der katholifchen Kirche. Dom 31. Mai 1875. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preußen ꝛc., verorbnen, mit 
Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für den Umfang ber Monarchie, was folgt: 

$ 1. Alle Orden unb ordensähnlichen Congregationen der Tatholifden Kirche 
find, vorbehaltlich der Beitimmung bes $ 2, von dem Gebiete ber preußifhen Monarchie 
ausgeſchloſſen. 

Die Errichtung von Niederlaſſungen derſelben iſt unterfagt. 

Die zur Zeit beſtehenden Niederlaſſungen dürſen vom Tage der Verkündigung 
dieſes Geſetzes ab neue Mitglieder, unbeſchadet der Vorſchrift des F 2, nicht aufnehmen 
und find binnen feh3 Monaten aufzulöfen. Der Minijter der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten ift ermächtigt, diefe Frift für Niederlaffungen, welche ſich mit bem Unterricht und 
ber Erziehung ber Jugend beichäftigen, um für deren Erſatz durch anbermweite An⸗ 
falten und Einrichtungen Zeit zu laſſen, bis auf vier Jahre zu verlängern. Zu 
gleichem Behufe kann derſelbe auch nach Ablauf dieſes Zeitraums einzelnen Mit 
gliedern von Orden oder orbensähnlichen Congregationen bie Befugniß gewähren, Unters 
richt zu ertheilen. 

F 2. Nieberlaffungen der Orden ober ordensähnlichen Congregationen, welche ſich 
außfchlieplich der Krantenpflege wibmen, bleiben fortbeftehen; fie können jeboch jeberzeit 
durch königliche Verordnungen aufgehoben werben; bis bahin find bie Minifter bes 
Innern und der geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt, ihnen bie Aufnahme neuer Mit⸗ 
glieder zu geftatten. 

F 8. Die fortbeftehenden Nieberlaffungen ber Drben und ordensähnlichen Gon> 
gregationen find ber Auffiht bes Staates unterworfen. 

5 4. Das Vermögen ber aufgelösten Rieberlafiung ber Orden unb orbensähns 
lichen Songregationen unterliegt nicht der Einziehung durch ben Staat. Die Staats⸗ 
behörben haben basjelbe einftweilen in Berwahrung und Verwaltung zu nehmen. 

Der mit ber Verwaltung beauftragte Commiſſarius iſt nur ber vorgefehten Be⸗ 
Hörde verautwortlih; bie won ihm zu legende Rechnung unterliegt ber Revifion ber 
‚Sberuguuugslammer in Genäßbeit ber Vorfchrift deB 5 10 Nr. 2 des Ges 
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ſeßzes vom 27. März 1872. Cine anderweite Verantwortung ober Rechnungslegung 
findet nicht ftatt. 

Aus dem Vermögen werben bie Mitglieder der aufgelösten Nieberlaffungen unter: 
halten. Die weitere Verwendung bleibt geſetzlicher Beftimmung vorbehalten. 

$ 5. Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Berfündigung in Kraft. 

Die Minifter des Innern und der geiftlichen Angelegenheiten find mit ber Auß: 
führung beBfelben beauftragt. 

Diefelben haben inäbefondere die nähere Beftimmung über bie Ausübung ber 
Staatsaufficht im Falle des F' 8 zu erlaffen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unteriärift ı und beigebrudtem König- 
lien Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 31. Mai 1875. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. 

Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal.“ 


1535) Ans dem Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und der 
Ehefchließung. Dom 6. Sebruar 1875. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von Preußen ꝛc., 
verordnen im Namen des Deutſchen Neiches, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundes: 
raths und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. Allgemeine Beftimmungen. 


F 1. Die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle erfolgt auß: 
ſchließlich durch die vom Staate beftellten Stanbesbeamten mittel Eintragung in bie 
bazu beftimmten Regifter. 

F 2. Die Bildung der Stanbesamtsbezirte erfolgt durch die höhere Verwaltungs⸗ 
behörbe. 

Die Standesanıtöbezirfe fünnen aus einer ober mehreren Gemeinven gebildet, 
größere Gemeinden in mehrere Standesamtsbezirfe getheilt werben. 

5 3. Für jeden Stanbesamtäbezirt ift ein Stanbesbeamter und mindeſtens ein 
Stellvertreter zu bejtellen. Für den Fall vorübergehenber Behinderung oder gleichzeitiger 
Erlebigung bed Amtes des Standesbeamten und der Stellvertreter ift bie nächſte Auf- 
ſichtsbehörde ermächtigt, die einitweilige Beurfundung des Perionenftandes einem bes 
nachbarten Standesbeamten oder Stellvertreter zu übertragen. 

Die Beftellung erfolgt, fomweit nicht im $ 4 ein Anderes beſtimmt ift, burch bie 
höhere Verwaltungsbehörbe. 

Geiſtlichen und anderen Religionsdienern darf das Amt eines Standesbeamten 
ober bie Stelivertretung eines ſolchen nicht übertragen werben. 

F 4. In den Standesamtsbezirken, welche den Bezirk einer Gemeinde nicht über: 
ſchreiten, hat der Vorfteher ber Gemeinde (Bürgermeifter, Schultheiß, Ortsvorſteher ober 
deren geſetzlicher Stellvertreter) die Gejchäfte des Standesbeamten wahrzunehmen, jofern 
burch bie höhere Verwaltungsbehörbe nicht ein bejonderer Beamter für biefelben beftellt 
if. Der Vorfteher ift jedoch befugt, diefe Gefchäfte mit Genehmigung ber höheren Ber 
waltungsbehörde anderen Gemeindebeamten widerruflich zu übertragen. 


— 30 — . 


Die Gemeinbebehörbe kann bie Anftellung -befonderer Stenbeßbeamten beidhlichen. 
Die Ernennung ber Standesbeamten erfolgt in dieſem Falle durch bes Gemeinbenee- 
fand unter Genehmigung der höheren Verwaltungäbebörbe, 

In der gleichen Reife erfolgt bie Beſtellung ber Stellvertreter. ' 

Die durch ben Gemeindevorſtand ernannten befonderen Stanbesbeamten und Deren 
Stelivertreter find Gemeinbebeamte. 

6 5. Die burd die höhere Berwaltungßbehörbe erfolgte Beflellung und Geuchei- 
gung zur Beftellung iſt jeberzeit widerruflich. 

5 6. Iſt ein Stanbesamtsbezirt auß mehreren Gemeinden gebildet, ſo werben 
ber Stanbesbeamte und beijen Stellvertreter fiet von ber höheren Berwaltungß« 
bebörbe beftellt. 

Ein jeber Vorfieher ober andere Beamte einer biefer Gemeinden ift verpflichtet, ba 
Amt des Standesbeamten ober bed Stellvertreter zu übernehmen. 

Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen ben Vorfiehern der aus mehreren 
Gemeinden gebildeten Verbände die gleiche Verpflichtung obliegt, werben hierdurch 
nicht berührt. 

$ 7. Die etwa erforberliche Entihädigung ber nad F 4 von den Gemeinden bes 
ſtellten Stanbeöbeamten fällt ber Gemeinde zur Lafl. 

Die in F 8 Abſatz 2 und 8 bezeichneten Beamten find berechtigt, für Wahrneh—⸗ 
mung ber Geſchäfte des Stanbeöbeamten von ben zum Bezirk ihres Hauptamtes nicht 
gehörigen Gemeinden cine in allen Fällen als Pauſchquantum feftzufegende Entichäbi- 
gung zu beanipruchen. 

Die Feftiegung erfolgt durch bie untere Berwaltungsbehörbe; über Beichwerben 
entfcheibet endgültig die höhere Verwaltungsbehörbe. 

Beftellt die höhere Verwaltungsbehörde andere Perjonen zu Standesbeamten 
ober zu Stellvertretern, jo fällt die eıma zu gewährende Entihäbigung der Staaiskaſſe 
zur Lafl. 

5 8. Die ſächlichen Koften werben in allen fällen von ben Gemeinden getragen; 
bie Negifter und Formulare zu allen Regifterauszügen werben jedoch ben Gemeinden 
von der Gentralbehörbe des Bundesſtaates koſtenfrei geliefert. 

6 9. In Stanbesamtöbezirken, welche aus mehreren Gemeinden gebildet find, 
wird bie ben Stanbesbeamten ober ben Stelivertretern zu gemährende Entihädigung 
unb der Betrag ber ſächlichen Koften auf bie einzelnen betheiligten Gemeinden nad dem 
Maßſtabe ber Seelenzahl vertheilt..... 


Dritter Abſchnitt. Erfjorberniffe der Cheſchließung. 


6 233. Zur Eheſchließung iſt bie Einwilligung und Ghemünbigfeit ber Ehe⸗ 
ſchließenden erforderlich. 

Die Ehemündigkeit des männlichen Geſchlechts tritt mit dem vollendeten zwanzig⸗ 
ſten Lebensjahre, die des weiblichen Geſchlechts mit dem vollendeten ſechzehnten Lebens⸗ 
jahre ein. Dispenfation iſt zuläſſig. 

C 29. Eheliche Kinder bedürfen zur Cheſchließung, jo lange der Sohn das fünfs 
unbzwanzigfie, die Tochter das vierundzwanzigfte Lebensjahr nicht vollendet bat, ber 
Einwilligung bed Vaterd, nach bem Tode bed Vaters der Ginwilligung ber Mutter, 
und, wenn fie minberjäßrig find, auch bes Vormundes. 

Sind beide Eltern verfiorben, fo bebürfen Minberjährige ber Einwilligung bes 
Bormunbes. 

Dem Tobe he Veters ober ber Mutter ſteht es glei, wenn biefelben zur Mbe 
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gabe einer Erflärung bauernd außer Stande find, ober ihr Aufenthalt bauernb un: 
befannt if. 

Eine Einwilligung des Vormundes ift für biejenigen Minderjährigen nicht er⸗ 
forberlich, welche nach Landesrecht einer Vormundſchaft nicht unterliegen. 

Inwiefern die Wirkſamkeit einer Vormundſchaftsbehörde ober eines Familienraths 
Rattfindet, beſtimmt fi nach Landesrecht. 

$ 80. Auf unehelie Kinder finden bie im vorhergehenden Paragraphen für 
vaterlofe eheliche Kinder gegebenen Beſtimmungen Anmwenbung. 

$ 81. Bei angenommenen Kindern tritt an Stelle bes Vaters ($ 29) berjenige, 
welder an Kinbesflatt angenommen bat. Diele Beftimmung findet in benjenigen 
Theilen des Bunbesgebietes feine Anwendung, in welchen durch eine Annahme an 
Kindesſtatt die Rechte ber väterlichen Gewalt nicht begründet werben können. 

$ 32. Im Falle der Verfagung ber Einmilligung zur Ehefchliefung fteht groß: 
iährigen Kindern bie Klage auf richterliche Ergänzung zu. 

F 33. Die Ebe ift verboten: 

1. zwifchen Verwandten in auf: und abfteigender Linte, 

2. zwifchen voll- und halbbürtigen Gefchmiftern, 

3. zwiſchen Stiefeltern und Stieffindern, Schwiegereltern und Schwiegerfinbern 
jeden Grabes, ohne Unterſchied, ob das Verwandtſchafts- ober Schwägerſchafts⸗ 
verhältniß auf ehelicher oder außerehelicher Geburt beruht und ob bie Che, 
durch welche bie Stiefs ober Schwiegerverbindung begründet wird, noch befteht 
ober nicht, 

4. zwiſchen Perfonen, deren eine bie andere an Kindesftatt angenommen bat, fo 
lange biejeß Rechtsverhältniß befteht, 

5. zwiſchen einem wegen Ehebruchs Geſchiedenen und feinem Mitſchuldigen. 

Am Falle der Nr. 5 ift Dispenfation zuläffig. 

F 84. Niemand barf eine neue Ehe fließen, bevor feine frühere Ehe aufgeldt, 

für ungültig oder für nichtig erflärt ift. 

6 85. Frauen bürfen erft nach Ablauf bes zehnten Monats feit Beendigung ber 
früberen Ehe eine weitere Ehe fchlieken. 

Dispenfatton ift zuläffig. 

6 86. Hinfihtlih ber rechtlichen Folgen einer gegen die Bellimmungen ber 
65 28 bis 35 gefchlojfenen Ehe find die Vorfchriften des Landesrecht? maßgebend. 

Dasſelbe gilt von dem Einfluffe des Zwangs, Irrthums und Betrugs auf bie 
Gültigkeit der Che. 

F 87. Die Eheſchließung eines Pflegebefohlenen mit feinem Vormund ober befjen 
Kindern ift während ber Dauer ber Vormundſchaft unzuläffig. 

Iſt die Ehe gleichwohl gejchloffen, fo kann biefelbe als ungültig nicht angefochten 
werben. 

F 38. Die Vorfchriften, welche die Ehe der Militärperfonen, ber Landesbeamten 
und ber Ausländer von einer Erlaubniß abhängig machen, werben nicht berührt. 
Anf die Rechtsgültigkeit ber gefchloffenen Ehe ift der Mangel biejer Erlaubniß ohne 
Einfluß. . 

Ein Gleiches gilt von den Vorfchriften, welche vor der Eheſchließung eine Nach: 
wetfung, Auseinanberfegung ober Sicherftellung des Vermögens erforbern. 

F 89. Alle Vorfchriften, welche das Necht zur Eheichließung weiter befchränten, 
als es Durch dieſes Geſetz geſchieht, werben aufgehoben. 
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F 40. Die Befugniß zur Dispenſation von Chehinderniſſen ſteht nur dem Stante . 
zu, Weber bie Ausübung biefer Befugnig haben bie Lanbesregierungen zu befmmen. 


Bierter Abfhnitt. Form und Beurfunbung der Eheifäliepung. 


F 41. Innerhalb des Gebietes beB Deutſchen Reiches Tann eine Ehe rechtsgültig 
nur vor bem Standesbeamten geichloffen werben. 

F 42. Zuftändig ift der Stanbesbeamte, in befien Bezirk einer ber Verlobten feinen 
Wohnfig Kat ober ſich gewöhnlich aufhält. Unter mehreren zuftänbigen Stanbeöbeamten 
baben die Verlobten die Wahl. 

Eine nach den Borfchriften dieſes Geſetzes geſchloſſene Ehe Tann nit aus bem 
Grunde angefochten werben, weil ber Stanbesbeamte nicht ber zuflänbige geweien tfl. 

F 48. Auf fchriftliche Ermächtigung bes zuſtändigen GStanbesbeamten darf bie 
Eheſchließung auch vor dem Stanbesbeamten eines anderen Orteß flattfinben. 

5 44. Der Eheichliegung fol ein Aufgebot vorhergehen. 

Für die Anorbnung besfelben ift jeder Stanbesbeamte zufländig, vor welchem 
nad F 42 Abſ. 1 bie Ehe gefchloffen werden kann. 

F 45. Bor Anordnung des Aufgebotes find dem Standesbeamten ($ 44) bie 
zur Eheſchließung geſetzlich nothwendigen Erforberniffe ala vorhanden nachzumweifen. 

Insbeſondere haben die Verlobten in beglaubigter Form beizubringen: 

1. ihre Geburtäurkunden, 

2. die zuftimmende Erflärung derjenigen, deren Ginwilligung nad dem Geſetze 
erforderlich if. 

Der Beamte kann bie Beibringung biefer Urkunden erlafien, wenn ihm bie That: 
ſachen, melde durch biefelben feftgeitellt werben follen, perſönlich befannt oder ſonſt 
glaubhaft nachgewieien find. Auch kann er von unbebeutenden Abweichungen in ben 
Urkunden, beiipieläweife von einer verſchiedenen Schreibart ber Namen oder einer Ber: 
fchtebenheit der Vornamen abjehen, wenn in anderer Weiſe bie Perfönlichkeit ber Bes 
theiligten feftgeftellt wirb. 

Der Beamte ift berechtigt, ben Verlobten bie eibesftattliche Verfiherung über 
die Nichtigkeit der Thatfachen abzunehmen, welche durch bie vorliegenden Urkunden ober 
die fonft beigebrachten Beweismittel ihm nicht als hinreichend feftgeftellt erfcheinen. 

F 46. Das Aufgebot ift befannt zu maden: 

1. in der Gemeinde, oder in den Gemeinden, woſelbſt bie Verlobten ihren 

Wohnſitz haben; 

3. wenn einer ber Verlobten feinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb feines 
gegenwärtigen Wohnſitzes bat, aud in ber Gemeinde feines jegigen Auf: 
enthalt; 

8. wenn einer ber Verlobten feinen Wohnſitz innerhalb ber letzten ſechs Monate 
gewechſelt bat, auch in ber Gemeinde feines früheren Wohnfikes. 

Die Bekanntmachung hat die Bor: und Familiennamen, den Stand ober bag 

Gewerbe und ben Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern zu enthalten. 

Sie tft während zweier Wochen an dem Raths⸗ ober Gemeinbehaufe, ober an 
ber fonftigen, zu Belanntmadungen ber Gemeinbebebörben beſtimmten Stelle aus⸗ 
aubängen. 

$ 47. IR einer ber Orte, an welchem nad) $ 46 ba3 Aufgebot befannt zu machen 
if, im Auslande gelegen, fo if an Stelle bes an biefem Orte zu bewirkenden Aus⸗ 
bangen bie Belanntmachung auf Koften bes Antragſtellers einmal in ein Blatt ein 

zuräden,, welches an bem auslandiſchen Orte erſcheint ober verbreitet iſt. Die Ehe⸗ 
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ſchließgung tft nicht vor Ablauf zweier Wochen nach bem Tage ber Audgabe. ber betref- 
tenben Nummer des Blattes zuläffig. 

Es bedarf diefer Einrückung nicht, wenn eine Befcheinigung der betreffenden aus⸗ 
ländiſchen Ortöbehörbe dahin beigebradt wird, daß ihr von bem Beſtehen eines Ehe⸗ 
hinderniſſes nicht3 befannt jet. 

$ 48. Kommen Chehinbernifje zur Kenntniß des Stanbesbeamten, fo bat er bie 
Eheſchließung abzulehnen. 

F 49. Soll bie Ehe vor einem anderen Stanbeöbeamten als demjenigen ges 
Ihloffen werden, welcher das Aufgebot angeordnet hat, jo hat ber letztere eine Beſchei⸗ 
nigung dahin außzuftellen, daß und wann das Aufgebot vorfchriftsmäßig erfolgt if 
und daß Ehehindernifje nicht zu feiner Kenntniß gefommen find. 

$ 50. Die Befugniß zur Dispenjation von dem Aufgebot fteht nur dem Staate 
zu. Ueber bie Ausübung biefer Befugniß haben bie Landesregierungen zu beſtimmen. 

Wird eine lebensgefährliche Krankheit, welche einen Aufſchub ber Eheſchließung 
nicht geitattet, ärztlich befcheinigt, jo kann ber Stanbesbeamte ($ 42 Abf. 1) auch ohne 
Aufgebot die Eheſchließung vornehmen. 

$ 51. Das Aufgebot verliert feine Kraft, wenn jeit beifen VBollziehung ſechs Mo: 
nate verfirichen find, ohne daß die Ehe geſchloſſen worben ijt. 

F 52. Die Eheichließung erfolgt in Gegenwart von zwei Zeugen durch die an bic 
Verlobten einzeln und nach einander gerichtete Frage ded Standesbeamten: 

ob fie erflären, daß fie die Ehe mit einander eingehen wollen, 

Durch die bejahende Antwort ber Verlobten und den hierauf erfolgenden Ausſpruch bes 
Stanbesbeamten, daß er fie nunmehr kraft des Geſetzes für rechtmäßig verbundene Ehe⸗ 
leute erfläre. 

F 53. Als Zeugen follen nur Großjährige zugezogen werben. Verwandtſchaft 
und Schwägerfchaft zwiichen ben Betheiligten und ben Zeugen ober zwifchen ben Zeugen 
unter einander fteht Deren Zuziehung nicht entgegen. 

F 54. Die Eintragung in das Heirathäregifter ſoll enthalten: 

1. Vor⸗ und Familiennamen, Religion, Alter, Staub oder Gewerbe, Geburt: 

und Wohnort der Eheſchließenden; 

2. Vor: und Familiennamen, Stand ober Gewerbe und Wohnort der Eltern; 

3. Vor: und Familiennamen, Alter, Stand ober Gewerbe und Mohnort ber zu: 

gezogenen Zeugen; 

4. die Erflärung ber Cheichließenden ; 

5. den Ausſpruch des Stanbesbeamten. 

Ueber bie erfolgte Eheſchließung iſt den Cheleuten fofort eine Beicheinigung aud: 
zuftellen. 

6 55. Iſt eine Ehe für aufgelöst, ungültig ober nichtig erflärt worden, jo ift 
dieß am Rande der über die Eheſchließung bewirkten Eintragung zu vermerken. 

Die landesgeſetzlichen Vorfchriften, nach welchen «3 zur Trennung einer Che einer 
Befonderen Erflärung und Beurkundung vor dem Stanbesbeamten bebarf, werben hier: 
durch nicht berührt... ... 

Achter Abſchnitt. Schlußbeſtimmungen. 

F 67. Ein Geiſtlicher oder anderer Religionsdiener, welcher zu ben religiöſen 
Feierlichkeiten einer Eheſchließung fchreitet, bevor ihm nachgemiefen worden ift, daß Die 
Ehe vor dem Stanbesbeamten geihlofjen jet, wird mit Gelditrafe bis zu breihundert 
Mark oder mit Gefängnif bis zu drei Monaten beitraft. 


— — 
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F 68. Wer ben in ben $6$ 17 bis 20, 22 Bis 24, 56 Wis 58 vorgeſhricbenen 
Anzeigepflichten nicht nachkommt, wird mit Gelbfirafe biß zu einhunbertfünfzig Mark 
oder mit Haft befiraft. Die Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn bie Anzeige, obwohl 
nicht von den zunächſt Verpflichteten, doch rechtzeitig gemacht worden iſt. 

Die bezeichnete Strafe trifft auch den Schiffer oder Steuermann, welcher ben Vor⸗ 
ſchriften der SS 61 bis 64 zuwiderhandelt. 

Die Standesbeamten ſind außerbem befugt, bie zu Anzeigen ober zu ſon nigen 
Handlungen auf Grund dieſes Geſetzes Verpflichteten hierzu durch Geldſtrafen an⸗ 
zuhalten, welche für jeden einzelnen Fall den Betrag von fünfzehn Mark nicht über⸗ 
ſteigen dürfen. 

6 69. Ein Standesbeamter, welcher unter Außerachtlaſſung ber In dieſem Geſetge 
gegebenen Vorſchriften eine Eheſchließung vollzieht, wird mit Gelbſtrafe bis zu ſechr 
hundert Mark beſtraft. 

F 70. Gebühren und Geldſtrafen, welche in Gemäßheit dieſes Geſetzes zur Er⸗ 
hebung gelangen, fließen, inſoweit die Landesgeſetze nicht ein Anderes beſtimmen, den 
Gemeinden zu, welche Die ſächlichen Koſten ber Standesämter ($$ 8, 9) zu tragen haben. 

F 71. In welder Weife bie Verricätungen ber Stanbesbeamten in Bezug auf 
folge Militärperfonen wahrzunehmen find, welche ihr Standquartier nicht innerhalb 
bes Deutſchen Reichs, ober basjelbe nach eingetretener Mobilmahung verlaflen haben, 
ober welche fih auf den in Dienft geftellten Schiffen ober anderen Fahrzeugen ber 
Marine befinden, wird durch Katferlicde Verorbnung beflimmt. 

6 72. Für bie Landesherren unb bie Mitglieder ber Ianbesherrlihen Yamilien, 
fowie der Fürftlicden Familie Hohenzollern erfolgt bie Ernennung des Stanbesbeamten 
unb bie Beflimmung über Die Art ber Führung und Aufbewahrung ber Stanbesregifter 
dur Anordnung des Lanbesherrn. 

In Betreff der Stellvertretung ber Verlobten und in Betreff des Aufgeboteß ents. 
fcheibet die Obſervanz. 

Am Uebrigen werden in Anſehung ber Mitglieder dieſer Häufer die auf Haus⸗ 
gefeßen ober Obſervanz beruhenden Zeftimmungen über bie Grforberniffe ber Ehe⸗ 
ſchließung und über bie Gerichtäbarkeit in Eheſachen nicht berührt. 

$ 78. Den mit ber Führung der Stanbesregifter. ober Kirchenbücher biäber be⸗ 
traut geweienen Behörden und Beamten verbleibt bie Berechtigung und Verpflichtung, 
über bie bi3 zur Wirkſamkeit dieſes Geſetzes eingetragenen Geburten, Heirathen unb- 
Sterbefälle Zeugniſſe zu ertheilen. 

6 74. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche 

1. Geiftliden und Kirchendienern aus Anlaß ber Einführung ber bürgerlichen 

Standesregifter unb ber bürgerlichen Form ber Eheſchließung einen Aniprud- 
auf Entfhäbigung gewähren ; 

2. beftimmten Perſonen die Pflicht zu Anzeigen von Geburts: und Tobesfällen 

auferlegen. 

Mo die Zuläffigkeit der Ehe nach den beftehenden Landesgeſetzen von einem Auf⸗ 
gebot abhängig ift, welches durch andere bürgerliche Beamte als die Stanbesbeamten 
vollzogen wirb, vertritt biefes bie Stelle bes von ben Stanbesbeamten anzuorbnenben. 
Aufgebots. 

F 75. Innerhalb folder Grenzpfarreien, deren Bezirk fi) in bad Ausland erftredit, 
bleibt daB beſtehende Recht für bie Beurkundung berjenigen Geburten und Sterbefälle, 
fowte für bie Form und Beurkundung berjenigen Cheſchließung maßgebend, für welde 
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ein Stanbesbeamter nach ben Vorfchriften biefes Geſetzes nicht zuflänbig, bagegen nach 
ben befiebenben Hecht bie Zuſtändigkeit des Geiftlichen begründet ift. 

Am Geltungsgebiete des preußiichen Geſetzes vom 9. März 1874 tft unter bem 
beſtehenden Necht dasjenige Recht zu verflehen, welches vor dem Inkrafttreten jenes 
Geſetzes maßgebend mar. 

G 76. In freitigen Ehe- und Verlöbnißſachen find die bürgerlichen Gerichte auß: 
jchließlich zufänbig. Eine geiftliche oder eine durch bie Zugehörigkeit zu einem Glaus 
Bensbefenntniß bedingte Gerichtsbarkeit findet nicht ftatt. 

6 77. Wenn nad) dem biöherigen Rechte auf beftändige Trennung ber Ehegatten 
Don Tiſch und Bett zu erfennen fein würde, tft fortan bie Auflöjung des Bandes ber 
She auszuſprechen. 

Iſt vor ben Tage, an welchen dieſes Geſetz in Kraft tritt, auf beftändige Tren- 
rung von Tifh und Bett erfannt worden, fo fann, wenn eine Wiebervereinigung ber 
getrennten Ehegatten nicht flattgefunden bat, jeder berjelben auf Grund bes ergan- 
genen Urtheild die Nuflöfung bed Bandes ber Ehe im orbentlichen Procekverfahren 
beantragen. 

5 78. Chejtreitigleiten, welche in Bayern vor dem Tage, an welchem dieſes Gefek 
Daſelbſt in Kraft tritt, durch Zuftellung bed Beichluffes über Zuläffigfeit der Klage 
anbängig geworben: find, werben von dem mit ber Sade befaßten Gericht bis zur 
wechtsfräftigen Enticheidung nach Maßgabe ber. biöher geltenden Geſetze durchgeführt. 

Dafelbft kann die Auflöfung der Ehe auf Grund eine bie beftänbige Trennung 
won Tiſch und Bett verfügenden Urtheils geltend gemacht werben, nachdem das Gericht 
auf Anrufen eines Ehegatten in dem nad Artikel 675 Abſatz 1 und 2 ber Proceßord⸗ 
nung in bürgerlichen Mechtöftreitigleiten vom 29. April 1869 vorgefehenen Verfahren 
die Auflöfung des Bandes der Ehe ausgeſprochen hat. 

Das Verfahren In ftreitigen Ehejachen richtet fih in Bayern in ben rechtsrheiniſchen 
Gebietötheilen nach den Beflimmungen des Hauptflüdes XXVI. der genannten Proceß⸗ 
ordnung, in ber Pfalz nach den Beitimmungen bed Artikels 69 des Geſetzes über bie 
Einführung dieſer Proceßordnung. 

6 79. Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1876 in Kraft. Es bleibt ben 
Landedregierungen überlaffen, das ganze Geſetz oder auch den britten Abſchnitt und 
6 77 im Verordnungswege früher einzuführen. 

80. Die vor dem Tage, an welchem biefed Geſetz in Kraft tritt, nach den Vor: 
ſchriften des bisherigen Rechts ergangenen Aufgebote behalten ihre Wirkſamkeit. 

F 81. Auf Geburts: und Sterbefälle, welche fi vor dem Tage, an welchem 
dieſes Geſetz in Kraft tritt, ereignet haben, an biejem Tage aber noch nicht eingetragen 
find, findet das gegenwärtige Gejeg mit der Maßgabe Anwendung, daß ber Lauf ber 
vorgefchriebenen Anzeigefriften mit dem Tage beginnt, an welchem dieſes Geſetz in 
Kraft tritt. 

Ein Gleiches gilt für ben Fall, daß auch nur die Vornamen eines Kindes an 
diefem Tage noch nicht eingetragen find. 

5 82. Die kirchlichen Verpflihtungen in Beziehung auf Taufe und Trauung 
werben burch dieſes Geje nicht berührt. 

5 88. Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beflimmungen werben, 
fomweit biefelben nicht durch eine vom Bunbesrathe erlaffene Ausführungsverorbnung ge⸗ 
teoffen werben, von ben einzelnen Tanbesregierungen erlaffen. 

F 84. Welche Behörden in jedem Bundesjtaate unter der Bezeichnung: höhere Ver: 
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waltungsbehörde, untere VBerwaltungsbehörbe, Gemeinbebehörbe, Gemeinbeuorftaub, Ge 
richt erfter Anftanz zu verftehen find, wirb von ber Gentralbehörbe bes Bumbeiftontes 
befannt gemacht. 
F 85. Durch dieſes Gefeg werben bie Beflimmungen beB Geſetzes vom 4. Mei 
1870, betreffend bie Cheichließung und bie Beurkundung des Perfonenflanbes ve 
Reichdangehörigen im Auslande, nicht berührt. j 
Der ReichBlanzler kann einem biplomatifchen Berireter ober einem Conful bes 
‚Deutfchen Reiches die allgemeine Ermädtigung zur Vornahme von Eheichliehungen uub- 
zur Beurkundung ber Geburten, Heirathen und Sterbefälle, wie für Keichdangehörige, 
fo auch für Schupgenofien ertheilen. Diefe Vorſchrift tritt mit bem 1. Mär 187 
In Kraft. 
Urkundlich unter Unferer Höchftetgenhänbigen Unterſchrift und beigebrudttem König : 
lichen Inſiegel. j 
Gegeben Berlin, ben 6. Februar 1875. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard.” 


— — — — — — 


154) Bekanntmachnng, betreffend die Ausführung des Keichsgeſehes vom 
6. FSebrnar 1875 in Prenßen. Vom 1. December 1875. . 


„In Ausführung des F 84 des mit dem 1. Januar 1876 feinem ganzen Umfange 
nad in Kraft tretenben Neichögefeges vom 6. Februar b. J., betreffend die Beurk un⸗ 
dung des Perſonenſtandes unb die Eheſchließung, wirb hierdurch Fol: 
‚genbes befannt gemacht. 

1. Die höhere Verwaltungsbehörde, welcher nad SS 2 bis 6 bes Reichsgeſetzes 
die Bilbung der Stanbesamtsbezirke, bie Beftelung der Standesbeamten und ſtellver⸗ 
tretenden Stanbesbeamten, fomwie bie Ertheilung ber im F 4 Abfat 1 und 2 erwähnten 
Genehmigung zufteht, ift, entiprechend dem preußiſchen Gefeke vom 9. März v. J. 
65 2 ff., ber Oberpräfident. 

2. Die untere refp. höhere Verwaltungsbehörbe, welche nach $ 7 des Reichsgeſetzes 
Die dem Standesbeamten von Aufßengemeinden zu gewährende Vergütung feflzufeken 
bezw. über Beſchwerden gegen bie Feſtſetzung zu entſcheiden bat, iſt, entipredhenb bem 
$ 5 bes preußiſchen Geſetzes vom 9. März pr., der Kreisausſchuß reip. das Verwal 
tungßgericht, und ba, wo folche nicht beftehen, bie Bezirksregierung (Landbroftet) reſp. 
ber Oberpräfident. 

8. Die untere reſp. höhere Verwaltungsbehörbe, welche nad $ 11 des Reicht⸗ 
geſetzes bie Aufficht fiber bie Amtsführung ber Standesheamten auszuüben bat (infowelt 
die Landesgeſetze nicht andere Auffichtsbehörben beftimmen, wie dieß für ben Bezirk bei 
Appellationsgerichtshofes zu Köln und für das Gebiet ber früheren Freien Stabt Frankfurt 
der Fall iſt), iſt 

a) in ben Landgemeinden des Geltungsbereiches ber Kreisordnung vom 18. Des 

cember 1872, entiprechenb dem $ 7 des Geſetzes vom 9. März 1874, der Kreide. 
ausſchuß, reip. das Berwaltungdgericht, 

d) außerhalb bes Geltungsbereiches ber Are ng ‚ fowte in ben Gtabt 
— entiprechenb bemfelben $ 7 — die für bie Aufficht in Gemelude⸗ 
ben zuftänbige vehörde. 
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4. Vorſteher der Gemeinde im Sinne des F 4 Abſatz 1 des Reichsgeſetzes ift in 
Gemeinden mit collegialiihem Vorſtande ber Bürgermeifter als ber Vorſitzende be 
Iehteren. 

5. Als die Gemeinbebehörde, welche nach 5 4 Abſatz 2 des Reichsgeſetzes bie An⸗ 
Rellung befonberer Stanbesbeamten beſchließen Tann, tft biejenige Gemeindebehörbe (bezw. 
biejenigen Gemeinbebehörben) zu betrachten, weldde nad) Lage der in ben einzelnen 
LanbestHeilen geltenden Communalgeießgebungen über bie Einrichtung neuer Gemeinde: 
ämter (F 4 cit. in fine) zu befchließen haben. 

6. Gemeindevorſtand ($ 4 cit. Abſatz 2) iſt in Gemeinden mit collegialifchem 
Borftande ber Magiftrat (Stabtrath, Gemeinberath), in anderen Gemeinben ber Bürgers 
meifter (Schultheiß, Ortsvorſteher ꝛc.). 

7. Als Gericht erſter Inſtanz, wenn wegen Ablehnung der Vornahme einer Amts⸗ 
handlung der Standesbeamten Beſchwerde geführt wird, oder wenn die Berichtigung 
einer Eintragung erfolgen ſoll (Fy 11, 66 des Reichsgeſetzes), iſt zuftändig: 

a) im Geltungsbereiche des Gefeged vom 9. März 1874 — mit Ausnahme ber 
Provinz Hannover — das Collegialgeriht erfter Inſtanz, 

b) in der Provinz Hannover ber Heine Senat des Obergerichts, in beffen Bezirk 
ber Standesbeamte feinen Amtsſitz bat, . 

ec) tim Bezirke bes Appellations-Gerichtshofes zu Köln das Landgericht, in befjen 
Bezirk der Stanbesbeamte feinen Amt3fik bat, 

d) im Gebiete ber ehemaligen Freien Stadt Frankfurt das Stabtgericht bafelbft. 

8. Daß Gericht erfter Inftanz, welches nah F 14 Abſatz 2 bes Reichsgeſetzes bie 
Rebenregifter aufzubewahren hat, ift: 

a) im Geltungsbereiche der Verordnung vom 2. Januar 1849 das KKreidgericht — 
und zwar innerhalb bes Bezirkes ber KKreisgericht3-Deputationen und Com: 
miffionen — bieje letzteren, 

b) im fonftigen Geltung3bereiche bed Geſetzes vom 9. März 1874 bad Amtögericht, 

ec) im Bezirke des Appellationd:Gerichtöhofes zu Köln das Landgericht, innerhalb 
befjen ber Standesamtsbezirk liegt; wenn aber der lettere mehreren Gerichts: 
bezirfen angehört, dasjenige Gericht, welches ber Suftizminifter in Ueberein- 
flimmung mit dem Minifter des Innern bezeichnet bat oder bezeichnen wird, 

d) im Gebiete ber ehemaligen Freien Stadt Frankfurt das Stabtgeriht bafelbft. 

Berlin, den 1. December 1875. 

Der Minifter des Innern. Der AYuftizminifter. 
Graf Eulenburg. Leonhardt.“ 


185) Bankeltrede des Grafen Münfter in London am 13. Mai 1875. 


Herr Holt, welcher dem Nationalclubbankett präfidirte, brachte fol- 
genden Toaſt aus: 


„Wir haben die Ehre, diefen Abenb ben deutſchen Geſandten in unferer Mitte zu 
Befigen, und wir wünſchen ihm ein herzliches Willkommen auszuſprechen. Aber biefer 
Toaft foll nicht allein eine Artigleit gegen biefen hohen Gaft fein. Wir begrüßen in 
Gr. Excellenz den Vertreter des proteftantifchen Deutſchlands, weil wir feine per: 
ſonliche Sympathie für den Proteftantismus kennen, und weil er in fo hervorragender 
Weiſe einen Souverain repräfentirt, welcher ritterlich unfere evangelifhen Grundſätze 
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vertheibigt und muthvoll die Unabhängigkeit feines Landes gegenüber bem ultromım 
tanen Angriff erklärt bat. 

Das proteftantifhe England muß nothwenbigerweife mit Deutiland in (ding 
Widerſtande gegen die priefterlichen Anmaßungen fympathifiren. Der Streit, welche 
heute in Deutfchland wüthet, ift nichts weiter, alß von ber einen Seite bie BeRätigung 
von der anderen die Läugnung des Rechts des deutſchen Volles, zu benfen umb 3 
handeln, wie es ihm gutbünkt, in Givil- und Religtonsangelegeuheiten, 
ohne fi um fremde Einmiſchung zu kümmern. 

Wir ftehen zu ihm in biefem Streite, ber jenem ähnlich iſt, welchen unfere Ber 
fahren vor 300 Jahren beitanden Baben. Es ifi ein Streit, in welchen wir ned 
ſelbſt verwidelt werden können. 

Aber noch mehr: wir find ein wenig verwandt mit dem deutſchen Volle. Wk 
ftammen von berfelben Race ab, und bie beiden Nationen find durch bie Verflgmäge 
rung ihrer königlichen Familien verbündet. Geeinigt alfo durch bie Abflanımung, 
durch bie Heirath und durch die proteftantiihen Sympathien, wünfchen wir uns Gläd 
zu Allem, was unfere Bande gegenfeitiger Freundſchaft noch fefter fchlingen Tann. 

| Mögen wir fo vereinigt lange Zeit leben, geeinigt durch eine gegenfeitige Hoqh⸗ 
achtung, Seite an Seite, Hand in Hand fchreitend, um Allem zu widerfiehen, was bad 
Wohlſein der menſchlichen Gejellichaft gefährden Tann, geeinigt beſonders in unferer 
Unterwerfung unter den göttlichen Meifter zur Vertheibigung bed gemeinfamen Glaubens 
unferer religiöfen Freiheiten und unferer nationalen Unabhängigkeit. 

Ich trinke auf das Wohljein Sr. Ercellenz bed Grafen von Münfter!“ 


Graf Münfter ermieberte: 

„Meine Lords und Herren! Ich danke Ihnen von ganzem Herzen für bie 
liebenswürbige Art und Welfe, wie Ahr Präfident mein Wohlfein ausgebracht und mit 
mwelder Ste feinen Toaft aufgenommen haben. Aber ich babe anbere Gefühle bei 
Dankes Ihnen auszubrüden. Die meiften Mitglieder des Clubs haben activen Antheil 
genommen an ben Sympatbienmeetings unb bie bezüglichen Abreffen ber proteflan | 
tiſchen Engländer an die deutſche Nation unterzeichnet, und ih verſichere Sie, 
bag mein erlauchter Souverän, fein erhabener Kanzler, ber Fürft Bismard, unb 
baß deutſche Volk diefen Sympathieausbrüden einen großen Werth beilegen. 

Diefe Sympathiebezeugungen beweiſen, daß ber Streit, in welchen unfer prote 
ſtantiſches Kaiferreich verwidelt ift, nit, wie unfere Feinde behaupten, eine 
Reihe von tyrannifchen Maßregeln gegen bie römifchstatholifche Religion iſt. Der 
Streit ift vom Staate unternommen, um, wie e3 feine Pflicht ift, bie Gewiſſent⸗ 
freipett zu vertheibigen und zu ſchützen, und bie wahre chriſtliche [!] Erziehung zu 
verbreiten. 

Meine Herren, Sie kennen alle bie Geſchichte Deutichlande. Sie kennen bie 
Streitigkeiten, welde zwiſchen den Päpften und unferen Kaiſern eriftirt haben. Sie 
wiſſen, daß ein beutfcher Kaiſer fi als Büßer nach Canoffa hat begeben müflen, und 
Sie wiſſen, daß ber Fürft Bismard in einer feiner großen Reben gejagt hat: „Wei 
bie Römer fo fehr ärgert, ift das Bewußtſein, daß unſer proteflantifher Kaiſer 
nit nad Canoſſa gehen wirb.* 

Sie wiffen, was zum breißigjährigen Kriege ‚geführt und wie viel Elend 
biefer über Deutſchland verbreitet Bat. Sie wiſſen, wie zerriffen Deutſchland war unb 
bag es Jahrhunderte beburft Hat, um ſich wieber zu erheben, unb zu werben, was es 
heute iR, ein großes proteſtantiſcheß Kaiſerreich. Deine Herten, biefeß pro⸗ 
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tRantifche Meich Lieben bie Dunkelmänner von Rom nidt. Das geeinigte 
Deutichland, das geeinigte Italien liebt Rom nit. Es fürchtet, daß man in ben 
!indern, wo der nationale Geift fih entwidelt, wo mit ihm bie Moralität und bie 
Eniehung an Größe gewinnen, unvermeiblich zu einer Nationalkirche [!) fehreitet. 

Derjelbe Streit eriftirt mehr ober weniger in allen Ländern Europa’. Es gibt 
Länder, welche fi vor ber Gefahr ficher glauben, aber fie find e8 weniger, als fie es 
meinen. Sie jehen die Schweiz, die freie Republik Schweiz, in ben nämlichen Kampf 
verwicdelt. Ich hoffe, daß die ſes Land [England] bemfelben noch cinige Zeit ent- 
geben wird. Aber ich glaube, daß Sie gut thun werben, bei Zeiten darauf 
juadten, 

Sie fehen, was fih in Irland zuträgt. Sie braucden wohl nicht weit zu 
ſchauen, um zu erkennen, was fih in England vorbereitet. Ich kann Ihnen fagen, 
dep mein erlauchter Herr und Fürft Bismard die Aufgabe zu Ende führen werben, 
weile fie in Angriff genommen haben. Sie werben nicht ruhen, bevor die Ge- 
fiensfreiheit gefichert if. Alle dafür nöthigen Geſetze werben gegeben werben, weil 
das ganze liberale und aufgeflärte Deutfchland für diefelben ift. 

Und ich hoffe, meine Herren, daß der Tag kommen wirb, an welchem wir mit’ 
anferen Tatholifchen Landsleuten in Frieden leben werben. Unjer Präſident bat in be: 
ebten Worten von ber Sympathie der beiden Nationen geiprochen. Diefe Sympathie 
IR in meinen Augen gerechtfertigt, und es ift die Pflicht jedes Protefianten, an 


der Bertiefung und Befeftigung derfelben zu arbeiten. Dieſe Union wird immer in mir 


einen glühenden Bertheidiger finden. 

Ich fchließe mit dem Wunſche, meine Herren, daß das Bündniß unferer zwei 
protejtantifchen Länder ein inniges fei, und man Tann, fo lange es beftehen wird, auf 
die Sicherheit der Civilifation in der Welt und auf den beften und ficherften Schu des 
Weltfriedens rechnen.“ 


186) Lircnlarverfügung der königlichen Regierung zu Düfeldorf vom 
10. September 1874. 


„Der Herr Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Meebicinalangelegenheiten bat 
unter Hinweis auf die Beftimmung der Miniftertalinftruction vom 31. December 1889, 
nach welcher Privatichulen und Privat-Erziehungsanſtalten nur da, wo fie einem wirk— 
lichen Bebürfniffe entſprechen, alfo nur an foldden Orten geftattet find, wo für ben 
Unterricht ber ſchulpflichtigen Jugend nicht ausreichend geforgt ift, die Erwartung aus⸗ 
geiprochen, daß dieſe Vorſchrift nunmehr wirklich und vollftändig zur Ausführung ge: 
bracht werde. Die betreffenden Behörben haben demgemäß vor Allem bie Aufgabe, für 
den Unterricht der geſammten vorhandenen ſchulpflichtigen Jugend überall durch Ein- 
richtung Öffentlicher Schulen Sorge zu tragen und daburd daB Bebürfnig von Privat: 
faulen zu bejeitigen. 

Wir nehmen hieraus Anlaß, den Herren Landräthen bie ftricte Durchführung ber 
obigen Beflimmung in ihren Kreifen zur Pflicht zu machen. Insbeſondere müffen bie: 
jenigen Privatſchulen, an welchen Mitglieder geiftlicher Genoſſenſchaften thätig find, 
und welche den beitehenden öffentlichen Volksſchulen bie jchulpflichtigen Kinder entziehen, 
daburch aber bie Entwidelung und Fortbildung der Volksſchulen beeinträchtigen, in 
Wegfall kommen. Wir beftimmen deßhalb, daß, wo und infomeit die Volksſchulen nad 
ihrem gegenwärtigen Umfange zur Aufnahme ſchon im Stande find, die dieſen Privat: 
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ſchulen bißher zugehörigen ſchulpflicht igen Kinder ben beſtehenden _ 
ſchulen überwiefen werben, ben Eonceffionsinhabern aber unterfagt werbe, ſantoflis 
tige Kinder ferner in ihre Privatſchulen aufzunehmen. 
Wo der Ausführung dieſer Beſtimmung aber zur Zeit noch Hinberniffe —*— 
ſtehen ſollten, iſt auf bie Beſeitigung derſelben durch Vorbereitung ber Creirung nen 
Lehrſtellen, event. neuer Schulanlagen ſchon jetzt ernſtlich Bedacht zu nehmen. 
Düſſeldorf, den 10. September 1874. .. 
Königliche Regierung, Abtheilung bes Innern.“ 





157) Cirenlarverfügung der königlichen Regierung zu Düffelderf vom 
3. Sebrunr 1875, 
enthaltend ein Minijterialvefeript vom Januar desſelben Jahres. 


„Ueber die Erteilung des jchulplanmäßigen Religionsunterricht3 in den Volls⸗ 
faulen bat ber Herr Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Mebicinalangelegenbeiten 
folgende Entſcheidung getroffen: 

Es ift Leine gefeßliche Beftimmung vorhanden, daß ber Geiftliche ſelbſtändig Unter 
richt überhaupt, oder Religionsunterricht insbeſondere, in ber Volksſchule ertheilen folk, 
ober dürfe, ober baß er ben Lehrer bierin zu vertreten babe, 

Die Ertheilung bes Religionsunterrichts, als eines obligatorifchen Lehrgegen: 
ſtandes der Schule, fällt vielmehr dem Lehrer zu, welcher für denfelben ſpeciell vor 
gebildet unb als dazu befähigt durch feine Berufung zu ber Lebrerftelle zu ber 
Ertheilung biejeß wie aller übrigen ſchulplanmäßigen Gegenftände verpflichtet unb be 
rechtigt if. 

Die Religionsgeſellſchaften und ihre Organe, bie Geiftliden, in ihrem Auftrage, 
leiten nur ben Religionsunterriht nad Artikel 24 der Berfafjungsurfunbe, melder 
allein überbieß noch nicht formelle Necht gewährt, aber doch factiſch als Norm gilt. 

Die Leitung des NReligiondunterrichts tft jedoch von ber Ertheilung desſelben 
weſentlich verſchieden. 

In Bezug auf die Leitung des Religionsunterrichts hat der Herr Miniſter dem⸗ 
nächſt unterm 31. Januar c. entſchieden, daß bie zuſtändige Königliche Regierung 
nicht minder befugt wie berufen ift, jevem mit ber Leitung des Religionsunterrichts in 
ber Volksſchule befaßten Geiſtlichen den Zutritt zu bemjelben zu verfagen, wenn ſein 
Berbalten diejenigen Zwecke zu gefährben geeignet if, welche ber Staat mit ber Er⸗ 
ziehung ber Jugend durch die Volksfchule verfolgt. — Im eintretenden Falle wird ber 
Religionsgefellichaft, beziehungsweiſe ben betreffenden !firchlichen Oberen zu überlaflen 
fein, für jenen Zwed einen anderen Geiftlicden zu beftimmen, mit deſſen Betheiligung 
am Schulweſen bie Känigliche Regierung im flaatlichen Interefie ſich einverflanben zu 
erflären vermag. 

Was endlich die Betheiligung ber ftaatlihen Schulauffichtsorgane bei ber Beauf⸗ 
fihtigung des in der Volksſchule ertheilten Religtondunterricht3 betrifft, fo bat ber 
Herr Oberpräfibent der NRheinprovinz in einem Specialfall entichieben, daß dem SKrelß 
f&ulinfpector zwar über ben rein bogmatifchen Inhalt dieſes Unterrichts eine Gontzele 
nicht zuftehe, wohl aber über bie Form ber Unterrichtävertheilung , über bie babei ges 
handhabte Schulzucht cc. — Zu biefer Eontrole hat ber Schulinfpector nicht nur bad 
Recht, jonbern auch bie Verpflichtung, indem ber in ben Tatholiichen Volksſchulen meben 
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em vom Lehrer ertheilten bibliichen Geichichtsunterricht etwa von dem Pfarrer ober 
deffen Vertreter gegebene Religiondunterricht in den für ben Religiongunterricht über: 
haupt normalmäßig feftgefegten Stunden enthalten ift und fo einen integrirenben Theil 
des obligatorifhen Schulunterricht3 bilbet. 

Die Befugniß des von und genannten Localfchulinfpector in Bezug auf bie Ers 
teilung bed Religionsunterrichts tft ber in der obigen Entſcheidung den Kreisſchul⸗ 
infpeetoren zugelprochenen analog zu beurtheilen. 

Wir geben von den burch die obigen Entſcheidungen ausgeſprochenen Grundſätzen 
mit dem Bemerken Kenntniß, daß bie Anwendung ber nad) benfelben geeigneten Maß: 
nahmen in jebem Specialfall durch motivirten Bericht ber Königlichen Landrathsämter 
beziehungsweiſe Kreisſchulbehörden bei und zu beantragen iſt.“ 


188) Refolntionen der dritten Generalverfamminng der. Ratholiken Dentfc- 
lands zn Mainz (21. bis 24. September 1875) in Bezug anf die Schule. 


„ı. Der Verein der beutfchen Katholiken fordert alle katholiſchen Eltern auf, geftüßt 
auf ihr natürliches unveräußerliches Necht, allen glaubensfeiubliden Beſtrebungen in 
Bezug auf die Schule mit ihrem ganzen fittlicden Ernfte entgegenzutreten und nie zu 
vergeffen, baß fie ohne Verletzung ihrer Pflichten und des Rechtes ihrer Kinder dieſelben 
nur ſolchen Schulen anvertrauen Fünnen, in denen Glaube und Sitten nicht ge 
fährbet find. 

2. Der Staat hat nit das Recht, die Schule als ein Monopol für fi in An⸗ 
fpruch zu nehmen. Ein ſolches Monopol in Verbindung mit dem Schulzwang iſt eine 
unerträgliche Vergewaltigung des Gemifjend, indem dadurch der Staat in bie Lage 
gejeßt wird, den Kindern unter Anwendung von Zwangsmaßregeln Grundſätze und 
Lehren beizubringen, welche zum Berberben derſelben gereichen. 

3. Es ift vermerflih, wenn unter bem Dedmantel bes Patriotismus bie Schule 
zu politifden und Parteizweden mißbraudt wird. 

4. Angeſichts der zunehmenden Enthriftlihung der öffentlichen Schulen müſſen 
die Eltern e8 mehr denn je als ihre heiligfte Pflicht erkennen, ihre Kinder felbft in 
ber Religion zu unterrichten und ihnen zu Haufe eine forgfältige religiöje Erziehung 
zu geben.“ 


159) Refolntionen der am 19. October 1875 zu Münfter gehaltenen 
Ratholiken-Verfammlung. 


„i. Wir verlangen, daß, dem Artikel 24 der preußiſchen Verfaffungsurtunde und 
den in Weftfalen zu Recht beftehenden Schulorbnungen entſprechend, die Leitung und 
Ertheilung bes Religionsunterrichts in ber Volksſchule, ſowie bie religiöfe Erziehung 
überhaupt, ganz in berfelben Weife wie bisher von der Kirche ausgeübt werde. 

Insbeſondere verlangen wir, daß ber Religionsunterriht durch die Pfarrgeiftlich- 
feit unb neben berjelben durch die von der Kirche dazu bevollmädhtigten und beauftragten 
Lehrer ertheilt werde, und zwar in einer der hohen Wichtigkeit und Würde des Gegen: 
ſtandes angemefjenen Stundenzahl, innerhalb der ſchulplanmäßigen Unterrichtäzeit, im 
Schullocale und nad ben von ber Kirche vorgefchriebenen Lehrbüchern. 
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2. Wir wollen, bem Artikel 24 ber Berfaffung gemäß, bie confelfionelle, ar me‘ 


alfo die katholiſche Schule, weil fie allein eine Bilbung und Erziehung unferer Par 
nach ben Lehren unferes Glaubens garantirt und well nur biefe Garantie ben —— 


lichen Schulzwang zuläſſig machen kann. 


8. Wir erklären: Wenn bie vorſtehend aufgeſtellten Forderungen nicht erfüllt 


werden, fo müſſen die Katholiken Alles aufbieten, um dem alabann 


werdenden Staatsſchulmonopole gegenüber bie allgemeine Unterrichtsfreihelt zu erfireiten. 


4. An alle katholiſchen Gemeinden Weftfalens ergeht daher hiermit bie bringende 
Aufforberung, alle gefeglichen Mittel in Bewegung zu feßen, um ben in ben obigen brei 
Refolutionen ausgeſprochenen Grundſätzen uneingefräntte Geltung zu verſchaffen.“ 


160) Petition der rheinifchen Katholiken an den Landtag in Bezug auf die 
Volksſchulen. Vom Ende des Jahres 1875. 


„Die auf dem Gebiet des Volksſchulweſens in den letzten Jahren von Seiten der 
koͤniglichen Staatsregierung und ihrer Organe getroffenen Anordnungen haben bei den 
katholiſchen Staatsbürgern der Rheinprovinz eine fort und fort ſteigende Unzufriedenheit 
hervorgerufen. 

Das Schulaufſichtsgeſetz vom 11. März 1872 iſt Anlaß geweſen, daß in ben weſt⸗ 
lichen Provinzen die katholiſchen Geiſtlichen mit wenigen Ausnahmen der Local⸗ und 
Kreisſchulaufſicht enthoben wurden, trotzdem ihre Verdienſte um das Schulweſen 
wiederholt von der Staatsbehörde ehrend anerkannt worden ſind. Die zum Erſatz be⸗ 
nutzten Kräfte werden ohne Rückſicht auf ihre Confeſſion ausgewählt. Namentlich auf 
dem Lande ſtehen die neuernannten Localſchulinſpectoren an Bildung, Tact und Erfah⸗ 
rung durchgängig bedeutend hinter den früheren zurück und entbehren nicht ſelten der 
nothwendigen Autorität bei Lehrern und Schulkindern. Zu Kreisſchulinſpectoren werden 
meiſt jugendliche, dem Volksſchulweſen bisher vollſtändig fremd gegenüberſtehende Gym⸗ 
naſiallehrer ernannt, welche in dem niederen Schulfache eine Bewegung hervorgerufen 
haben, bie nicht als geſunde Entwickelung, ſondern eher als ſtörende Unruhe und Ver⸗ 
wirrung zu bezeichnen fein dürfte. 

Gemäß Artikel 24 der Verfaffung find „bei ber Einrichtung ber öffentlichen Wolfe: 
fulen die confeffionellen Verhältniſſe möglichſt zu berückſichtigen“. Diefe 
Beſtimmung, welche den Grundſätzen der früheren Geſetzgebung entipricht, Hat bis zum 
Erlaß bes im Artikel 26 verheißenen Unterrichtsgeſetzes auch für Die Organe ber Vers 
waltung als Norm und Richtſchnur zu gelten. Statt deſſen werben jet mit Bezug: 
nahme auf die Mintfterlalrefcripte vom 16. Juni und 11. September 1873 und 18. Mat 
1874 unter Mitwirfung und Genehmigung ber Staatäbehörben beſtehende confeffios 
nelle Schulen felbft in vorwiegend Einer Eonfeffion angehörenden Stäbten in Simultan, 
ſchulen umgewandelt. Rückſichtsloſer kann der Forderung „einer möglichſten Berlids 
fihtigung der confeflionellen Verhältniſſe“ nicht entgegengehanbelt werben. 

Der Artikel 24 der Verfaffung beftimmt weiter: „Den religiöfen Unterrigt 
in ber Volksſchule Leiten bie betreffenden Religionsgefellfihaften.” An diefer Stelle if 
ber Ausbrud „leiten“ flatt der früher in Vorfchlag gebraten Worte „beiorgen und 
überwachen“ in Folge der Ausführungen des MinifierB v. Ladenberg aufgenommen 
worden, „weil die ‚Leitung‘ Alles in ſich fchließe, was in biefer Beziehung von ben 
Religionsgeſellſchaften gewünſcht werben Anne, fofern biefelben dadurch für befugt er⸗ 
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achtet würben, unter Umftänden die Leitung auch auf eigened Beforgen auszubehnen”. 
Die Ladenberg'ſche Deutung des Wortes „leiten“ ift fünfundzwanzig Jahre hindurch 
praktiſch durchgeführt worden. In entichtebenem Widerſpruch damit wird gegenwärtig 
verſucht, dem Worte „Ieiten” an ber angeführten Stelle der Verfaſſungsurkunde eine 
Deutung zu geben, welche ihrem Geifte wiberipriht und ihren Inhalt vernichtet. So 
bat ber gegenwärtige Cultusminiſter Herr Dr. Fall, nad einer Circularverfügung der 
Düffelborfer Regierung vom 3. Februar 1875, Über bie Ertheilung bes fhulplanmäßigen 
Keligionsunterrichts in ber Volksſchule entſchieden: | 
daß bie Ertbeilung bed Religionsunterricht3 als eines obligatorifchen Lehr: 
gegenftanbes der Schule dem Lehrer zufalle; 
daß die Religionsgeſellſchaften den Religionsunterriht nur „leiten“ nad 
Artikel 24 der Verfaffungsurfunde, welcher allein nicht formelles Recht gewähre, 
aber doch factiſch als Norm gelte; 
daß die Leitung des Religionsunterrichts von ber Ertheilung desſelben weſent⸗ 
lich verjchieben fei; 
daß bie zuftändige Fönigliche Regierung nicht minder befugt wie berufen fei, 
jebem mit ber Leitung des Religiondunterrihts in ber Volksſchule befaßten 
Geiftlihen den Zutritt zu demielben zu verfagen, wenn fein Verhalten diejenigen 

Zwecke zu gefährben geeignet fei, welche der Staat mit der Erziehung ber Ju⸗ 

gend verfolge. 

An einer anderen Circularverfügung ber königlichen Regierung zu Düffeldorf vom 
9. December 1874 wirb die den Landdechanten ald Organen ihrer Kirche zuftehende 
Leitung des Tatholifchen Religionsunterrichts in der Volksſchule dahin näher beftimmt, 
daß fie, nach rechtzeitiger Benachrichtigung des zuftändigen Kreisichulinfpectors, in den 
ſchulplanmäßig beftimmten Religionsunterrihtöftunden, beren Berlegung zu diefem 
Zwecke nicht ftatthaft jet, den fachlichen Inhalt des Religiondunterrichtd zu controliren, 
dem Lehrer nach Beendigung des Unterrichts Rathſchläge und VBelehrungen zu ertheilen, 
auch etwaige Wünfche und Befchwerben in Bezug auf den Religionsunterriht und das 
Berfabren bes Lehrers in demjelben bei dem Localichulinipector und den vorgefegten 
Schulbehörden zur Sprache zu bringen hätten. Ungefähr gleichlautende Beſtimmungen 
find mit Rückſicht auf die Leitung des evangeliihen Religionsunterrichts in ber Volks⸗ 
ſchule in der Verfügung des föniglihen Conſiſtoriums zu Koblenz; am 4. Mai 1874 
enthalten. 

Endlich Hat die Fönigliche Regierung zu Düſſeldorf in dem vom 20. Februar c. 
datirten Antwortichreiben auf eine Beichwerbe der Pfarrer des Decanatd Reed megen 
Anftelung eines „altkatholiſchen“ Kreisichulinipectors für Tatholiide Schulen unter 
Anderem entſchieden: „Der Religionsunterricht ift ein obligatorifcher Lehrgegenftand in 
allen Volksſchulen; die Berechtigung zu befjen Ertheilung an benielben iſt nicht ein 
Ausfluß des geiftlihen Amtes, fondern entipringt Iebiglich aus der Uebertragung bes 
Lehramtes ſeitens bed Staate und liegt al Recht und Pflicht den angeftellten Lehrern 
unb Lehrerinnen biefer Schulen ob. Die Befähigung dazu iſt denfelben nach Beſtehen 
ber vorfchriftgmäßigen Prüfung zuerfannt, bei welcher überbieß noch durch Zuziehung 
eines biſchöflichen Commiſſärs zur Prüfungscommiffion die religiöfen und firchlichen 
Intereſſen ihre beſondere Vertretung finden. Die Ertheilung einer fogenannten Missio 
canonica durch den Diöceſanbiſchof als Bedingung ber Ertheilung des Religiondunter: 
richts in den öffentlichen Volksſchulen durch das Lehrerperſonal iſt nicht erforderlich.“ 

In den vorſtehenden amtlichen Erlaſſen werden Theorien aufgeſtellt, welche den 
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in ber Volksſchule zu ertheilenden religiöfen Unterricht ebenfo wie jeden ambensm.Isshers 
richt ausſchließlich den Organen ber Staatsgewalt unterorbuen-aub 
bie Kirche auf das Recht ber Beſchwerdeführung beſchränken, ohne irgenb welche Ges 
rantie dafür zu bieten, daß bie Organe ber ſtaatlichen Schulaufſicht bie nach ArchAqher 
Auffaſſung begründeten Beſchwerden berückſichtigen werden. Leiber hat man. hereits 
vielfach dieſe Theorien in bie Praxis übertragen. In zahlreichen Gemeinden IR den 
Geiſtlichen der Zutritt zur Schule unterfagt worben; weltliche Lehrer, melde -beu nad 
katholiſcher Auffaffung zur Ertbeilung bes Religiongunterrihts nothwmendigen Aufteng 
von Seiten ber firchlicden Behörden nicht erhalten hatten, find angemwielen werben, 
katholiſchen Religionsunterricht in ber Volksfchule zu ertheilen, wodurch für bie Lehret 
felber eine Gewiſſensbeſchwerde, für die Fatholifchen Eltern ein unerträglicdder Bwang 
geſchaffen wurde; endlich bat man fogar ſolchen Lehrern, welche ſich offen «IS fe 
genannte Altkatholifen erflärten, ben fchulplanmäßigen Religionsunterricht katholiſcher 
Kinder überwieſen und bie bepfallfige Beſchwerde katholiſcher Eltern nicht berüdfichtigt. 
Das find Zuftände, welche ſowohl dem beftebenden Rechte, als auch dem Geifle unb 
dem Wortlaute der Verfaffung entichieden widerſprechen, Zuftände, welche das natürs 
lie Recht der Eltern auf das Empfinblichfte verlegen, bie religiöfe Erziehung ber 
Kinder weſentlich beeinträchtigen und einen Gegenſatz zmwifchen Schule und Haus hervor: 
rufen, der auf bie Dauer mit dem Wohle ber bürgerlichen Geſellſchaft unvereinbar tft. 
Es ftellen demnach bie unterzeichneten Staatöbürger bei dem Hohen Haufe ben 
Antrag, bie königliche Staatsregierung aufzuforbern: 

1. ber in dem beftehenden Rechte begründeten und verfaflungsmäßigen For⸗ 
derung einer „möglichſten Berüdfihtigung ber confeffionellen Verhältniffe bei 
Einrichtung der Volksſchule“ überall, auch bei der Schulaufficht, gerecht zu 
werben; 

2. die nach der Verfaſſung ben einzelnen Religionsgefellfchaften zuſtehende Leitung 
bes religtöfen Unterrichts in der Volksſchule in der früheren Weiſe ben Reli⸗ 
gionsgejellichaften zu belaſſen.“ 


161) Petition der wehfälischen Katholiken in derfelben Angelegenheit. 
Dom Ende 1875. 


„Hohes Haus! 

Die Maßregeln, welde man von Seiten ber Staatsregierung feit bem Erlaß bes 
Schulauffichtägefeted vom 11. März 1872 auf dem Gebiete bes Schulweſens getroffen 
bat, müffen die ernfteften Beſorgniſſe ber Katbolifen wachrufen. 

Wir unterlaffen e3 für jegt, gegen diejenigen Verfügungen Beſchwerde zu führen, 
welche durch ihre einfeitige Anwendung auf bie katholiſche Vollsichule ben Grunbs 
fägen ber Parität nach unferer Ueberzeugung nicht entiprehen. Dagegen balten, wir 
uns verpflichtet, Die Aufmerkjamkeit bes Hohen Hauſes auf diejenigen Anorbnungen des 
Herrn Miniſters der geiftlicden, Unterrichts: und Mebictnalangelegenheiten binzulenten, 
welche die Ertheilung bes katholiſchen Religionsunterrichts betrefien. 

Nach einer Eircularverfügung ber königlichen Regierung zu Düſſeldorf an ſämmt⸗ 
liche Landräthe und katholiſche Kreisichulinipectoren, d. d. Düffelborf ben 8. Februar 
1875 (abgebrudt bet Siebe, Berorbnungen betreffend das gefammte Volksſchulweſen in 
Preußen, S. 858), bat der Herr Minifter ber geiſtlichen zc. Angelegenheiten erflärt: 
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es beſtehe Keine gefehliche Beflimmung, daß ber Geiftlicde in der Volksſchule Religions: 
unterricht ertheilen bürfe, vielmehr falle dieſe Ertheilung des Religionsunterrichtß 
lediglich dem Lehrer zu; bie den Religionsgefellfchaften zuſtehende Leitung des Religions⸗ 
unterrichts berechtige den mit ber Leitung beauftragten Geiftliden nur, dem Religions 
unterrichte beizummohnen und etwaige Beichwerben bei den Organen der ftaatliden Schul- 
auffiht anzubringen. 

Wenn die bier bem Herrn Minifter zugefchriebenen Anſchauungen thatſächlich in's 
Leben eingeführt und allgemein in der Schule zur Anwendung gebracht würben, jo wäre 
nad) unferer Ueberzeugung ba3 ber katholiſchen Kirche auch von Seiten des Staates 
eingeräumte Recht zur Leitung bed Religionsunterrichts dadurch illuſoriſch gemacht. 

Die katholiſchen Eltern haben ein heiliges, nicht erſt von Staatswegen ihnen zu⸗ 
geſtandenes, ſondern durch ihr Glaubensbekenntniß gefordertes Anrecht darauf, zu ver⸗ 
langen, daß ihren. Kindern ber römifch-fatholiiche Glaube nach feinem ganzen Inhalt 
und Umfang durch die katholiſche Volksſchule vermittelt werde. Die katholiſchen 
Eltern find aber auf Grund der Glaubenslehre ber katholiſchen Kirche nicht in ber 
Lage, fih in bem erwähnten Rechte geſchützt und erhalten zu miffen, wenn die von 
Gott gejeßten Hirten der Kirche nicht ganz unumſchränkt, frei von jeder flaatlidhen 
Einmifhung, die Leitung und Ertbeilung des Religionsunterrichts in ihrer Hand 
Balten. Deßhalb jehen wir und in unferm Gemiffen bedrängt und in unferm Glauben 
bebroht, wenn bie Anſchauung de8 Herrn Minifter8 nicht von vornherein zurüd: 
gewieſen wird. 

Der Herr Minifter erklärt aber ferner, inhaltlih der gedachten Verfügung ber 
Töniglicden Regierung zu Düffeldorf, „daß ber Artifel 24 der Verfaffungsurfunde ein 
formelles Recht noch nicht gewähre“. 

Indem wir gegen dieſe Auffaſſung — namentlich im Hinblick auf Artikel 12 der 
Verfaſſungsurkunde — mit allem Nachdruck proteftiren, erlauben wir und an das Hohe 
Haus die ebenſo ehrerbietige als dringende Bitte zu ſtellen: 

das Hohe Haus wolle die königliche Staatsregierung auffordern: im Einklang 
mit ben bisherigen Normen bie volle Geltung des Artikels 24 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde mit aller Entfchlebenheit aufrecht zu halten, und zwar fo, baß die Reli- 
gionsgefellfchaften in ihrem Rechte auf volle Freiheit in ber Leitung und Er- 
theilung des Religionsunterrichts gefehügt werben; oder aber — falls und dieſes 
verfafjungsmäßig begründete Recht fernerhin wider Verhoffen beſchränkt und be= 
firitten werben ſollte — uns nunmehr die in den Artikeln 20 und 22 ber Ber: 
fafjung bereits grundgelegte volle Unterrichtsfreiheit au gewähren.“ 


162) Erlaß des CEnltusminiſters in Betreff des katholifchen Religions- 
unterrichts in den Volksfchulen. Dom 18. Sebrnar 1876. 


„Aus Anlaß einer Reihe bei mir angebrachter Beſchwerden Hatte ich die könig⸗ 
lichen Regierungen mittelft Verfügung vom 6. October v. J. zu einer näheren Er⸗ 
Brterung verfchtedener Gefichtöpuntte veranlaßt, welche in Betrefi des katholiſchen 
Reltgiondunterrihts in den Volksſchulen zu beachten feien. 

Nah Prüfung der hierauf erftatteten Berichte bezeichne ich folgende Geſichtspunkte 
als diejenigen, von welchen bei der Behandlung des gedachten Unterrichts fortan aus⸗ 


zugeben ift. 
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1. Der ſchulplanmäßige Religionsunterricht wirb in ber Vollsſchule von den vom 
Staate dazu berufenen oder zugelaffenen Organen ımter feiner Aufſicht ertheilt. 

2. Die Ertheilung biefes Unterrichts liegt in erfler Linie ben an ber Schule 
angeftellten Lehrern und Lehrerinnen ob, welche in ber norgeichriebenen Prüfung bie 
Befähigung dafür nachgewieſen haben. Dasfelbe gilt von benjenigen Geiſtlichen, welche, 
wie bieß in einzelnen Gegenben noch vorkommt, gleichzeitig als Lehrer an Volksſchulen 
angeftellt find. 

8. Wo es bisher üblich war, den ſchulplanmäßigen Religtonsunterricht zwiſchen 
bem angeftellten Lehrer und dem Pfarrer ober deſſen orbentlihem Vertreter (Bicar, 
Eaplan) bergeftalt zu theilen, daß Erfterer bie bibliſche Geſchichte, Lebterer ben Kate 
chismus übernimmt, Tann ed unter ber Vorausſetzung aud) fernerhin dabei bewenden, 
daß der Geiftliche in Bezug auf feine Stellung zum Staat der Schulaufficgtshehörbe 
fein Bedenken erregt und allen reffortmäßigen Anorbnungen berfelben, insbeſondere hin⸗ 
ſichtlich der Lehrbücher, der Vertheilung des Unterrichtsftofies auf die einzelnen Klaſſen, 
der Schulzucht und pünktlichen Innehaltung ber Lehrftunden, pflichtmäßig entipricht. 

Demgemäß find Geiftlicde, welchen wegen Nichterfüllung einer dieſer Vorausſetzungen 
bie Kreis⸗ oder Local:Schulinfpection bat entzogen, ober welche von ber Leitung bes 
ſchulplanmäßigen Religionsunterrichts haben ausgeſchloſſen werben müſſen, felbftrebenb 
auch von der Ertheilung des letztern auszuſchließen. 

4. An Orten mit confeſſionell gemiſchter Bevölkerung, in welchen ein katholiſcher 
Lehrer nicht vorhanden ift, kann der. gefammte Religiondunterricht, wenn es bisher fo 
üblich war, unter ben zu 3. erwähnten Vorausfegungen auch ferner ben Geiftlichen 
überlaflen werben. 

5. Ueber Differenzen zwiſchen dem Geiftliden und bem Lehrer in Betreff des 
Religionsunterrichts entſcheidet die Schulauffichtsbehörbe. 

6. In den Fällen, wo es an einem vorſchriftsmäßig geprüften Lehrer mangelt, 
beftimmt bie königliche Regierung, wem die Ertheilung bes Religionsunterrichts in ber 
Säule zuftehen fol, insbejondere ob dazu ber Verwalter ber Stelle ober ein Geiſtlicher 
aushülfsweiſe zu wählen ſei. Es find babei in jedem einzelnen Fall alle in Betracht 
kommenden Verhältniffe forgfältig zu erwägen. 

Ein Geiftlicher darf auch In folchen Fällen nur dann zugelaffen werden, wenn in 
Betreff feiner die zu 8. bezeichneten Vorausſetzungen zutreffen. 

7. Anlangend die Leitung des Religionsunterrichts, fo ift von mir wiederholt 
darauf bingewiefen worden, baß biefelbe nach Art. 24 ber Berfaffungsurfunde vom 
81. Januar 1850 ben Religionsgefellichaften zuftehen fol, daß jeboch einerjeitß 
biefer Artikel erft ber näheren Beſtimmung feines Inhaltes durch das nach Art, 26 
daſelbſt zu erlaffende Unterrichtögefeg bebarf; daß indeß anberfeitd nichts im Wege 
flieht, die barin enthaltene allgemeine Norm infomweit zur Anwendung zu bringen, als 
dieß die beftehenden Gejete und bie ſtaatlichen Intereſſen geftatten. 

Dana bat Fein einzelner Geiftlicher ohne Weiteres ein Recht, dieſe Leitung 
zu beanſpruchen; es ift jeboch in ber Regel und fo lange die kirchlichen Obern ein 
andere Organ dazu nicht beftlimmen, der gefeglich beftellte Ortspfarrer als das zur 
Leitung bes Religiondunterricht8 berufene Organ zu betrachten. Sowohl der Driß« 
pfarrer als auch ber fonft von dem kirchlichen Obern zur Leitung bes Religionsunter⸗ 
richts beſtimmte Getftliche darf aber biefelbe nur ausüben, fo lange er durch fein Vers 
balten nicht Diejenigen Zwecke geführbet, welche der Staat mit der Erziehung ber Jugend 
durch bie Volksſchule verfolgt. 
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8. Tritt ein folder Fall ein, fo bat bie ftaatliche Aufſichtsbehörde dem Geiftlichen 
zu eröffnen, daß er zur Leitung bes Religionsunterricht3 nicht ferner zugelaffen werben 
tönne. Der Beſchluß iſt gleichzeitig zur Kenntniß bes kirchlichen Obern mit dem Ans 
heimgeben zu bringen, ber flaatlichen Aufjichtsbehörbe einen anberen Delegirten zu bes 
zeihnen. Findet die flaatliche Auffichtsbehörbe gegen benjelben nichts zu erinnern, jo 
ift berfelbe zur Leitung des Religionsunterrichts zuzulaffen. 

9. Der als Organ ber betrefienden Religionsgefelihaft anerkannte Pfarrer ober 
fonftige Geiftliche ift berechtigt, dem fchulplanmäßigen Religiondunterricht in ben dafür 
feftgefeßten Stunden beizuwohnen, durch Fragen und fo weit erforderlich ſtellenweiſes 
Eingreifen in den Unterricht fih davon zu überzeugen, ob biefer von dem Lehrer voll 
Kändig und fachmäßig ertheilt wird und welche Fortichritte die Schüler darin ge: 
macht haben; ferner den Lehrer (jedoch nicht in Gegenwart ber Kinder) fachlich 
zu berichtigen, Wünfche oder Beichwerben in Bezug auf ben Religionsunterricht ber 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde vorzutragen und enblic bei ber Entlaffungspräfung, wo 
eine ſolche flattfindet, nach vorherigem Eramen bie Cenſur in der Religion mit 
feftzuftellen. 

10. Durch bie zu 9 bezeichneten Befugniffe wirb nichts geänbert in dem Nechte ber 
Aufſicht, welches ber Staat durch feine Organe in Gemäßheit bed Geſetzes vom 11. März 
1872 über ben gefammten Unterricht einer jeden Schule und bamit auch über ben fa: 
tholifchen Religionsunterricht in der Volksſchule zu üben bat. 

Diefe Organe haben fomit auch da3 Recht, dem gebachten Unterricht beizumohnen. 
Sie Haben darauf zu achten, daß er zu ben im Lehrplane angefetten Stunden und 
nah Maßgabe der allgemeinen, von der Schulauffichtöbehörbe erlaffenen Beftimmungen 
ertheilt werbe. Eine Einwirkung auf den fachlichen Anhalt ber Religionslehre ſteht 
aber der ſtaatlichen Schulauffichtöbehörde nur inſoweit zu, als bie Religionslehre nichts 
enthalten barf, was ben bürgerlichen und flaatäbürgerlichen Pflichten zumiberläuft. 
(Artilel 12 der Verfaffungsurfunde vom 31. Sanuar 1850 und 66 13, 14, IL. 11 
Ag. 2.8.) 

11. Dur ben kirchlichen Beicht- und Communionunterricht darf ber 
ſchulplanmäßige Unterricht nicht in unzuläffiger Weiſe beeinträchtigt werben. Allgemeine 
Normen über bie Grenze bes Zuläſſigen laffen fi nicht ertheilen. Es folgt jedoch 
auß bem Bemerkten, daß jebe Verkürzung des ſchulplanmäßigen Unterrichts, welche auf 
einen beflimmten Zeitraum erfolgen fol, um dem gedachten Firchlichen Unterricht ben 
gewünfchten Raum zu verfchafien, einer Genehmigung der königlichen Regierung bes 
barf. Sie wirb nach genauer Prüfung der gegebenen Berhältniffe und nach vorheriger 
Grörterung mit den Betheiligten in jedem einzelnen Falle dasjenige anzuordnen haben, 
was einerfeit3 die orbnungsmäßige Erihellung des kirchlichen Unterrichts thunlichſt 
ermöglicht, andererfeitö aber feine Einrichtung zuläßt, welche es ausſchließt, bag bie 
betreffenden Kinder bie von ber Echule zu erftrebenden Ziele für alle mwefentlichen Unter: 
richtsfächer innerhalb ber beftimmten Zeit erreichen. 

12. Die Benutzung des Schullocals zu dem sub 11 erwähnten kirchlichen 
Unterricht ift von ber Schulauffidhtäbehörbe nur zu verfagen, wenn entweber ber Schul: 
unterricht durch ſolche Benutzung eine Beeinträchtigung erleibet, ober wenn ein von ber 
Leitung oder Ertheilung bes ſchulplanmäßigen Religiondunterriht3 ausgeſchloſſener 
Geiftlicher gegründeten Verdacht erwedt, daß er den firchlichen Unterricht benuge, um 
den ſchulplanmãß igen Unterricht zu ertheilen. 

Nach Vorütchendem wolle bie königliche Regierung bei Behandlung ber in Frage 
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fiehenden Angelegenheit verfahren, das Grforberlidhe anorbnen unb von bem Ber⸗ 
fügten mir demnächſt Anzeige machen. 
Berlin, den 18. Februar 1876. 
galt. 

An fämmtlihe königliche Regierungen ber Provinzen 

Preußen, Poſen, Schlefien, Brandenburg, Sachſen, 

Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau, der Rheinprovinz und 

bie koͤnigliche Regierung zu Sigmaringen.” 


163) Gefe über die Anffichtsrechte des Staates bei der Vermögens- 
verwaltung in den katholifchen Diöceſen. Vom 7. Inni 1876. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preußen ꝛc., verorbnen, mit 
Zuſtimmung beider Häufer des Landtages, für den Umfang der Monardie, was folgt: 


F 1. Die Auffiht des Staate® über die Verwaltung 1. ber für die Fatholtichen 
Biichöfe, Bisthümer und Gapitel beftimmten Vermögensftüde, 2. der zu Tirchlichen, 
mwohlthätigen ober Schulzweden beflimmten und unter bie Verwaltung ober Aufficht 
katholiſch⸗kirchlicher Organe geftellten Anftalten, Stiftungen und Fonds, welde nicht 
von bem Geſetze vom 20. Zuni 1875 betroffen werben, wird nach Maßgabe ber fol: 
genden Befimmungen außgeübt. 


$ 2. Die verwaltenben Organe bebürfen der Genehmigung ber flaatlichen Auf: 
ſichtsbehörde in nachftehenben Fällen: 


1. zu dem Erwerb, ber Veräußeruug oder ber binglicden Belaflung von Grund» 
eigenthum; 

2. zu ber Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, wiſſenſchaft⸗ 
lichen oder Kunſtwerth haben; 

3. zu außerordentlicher Benutzung bed Vermögens, welche bie Subſtanz ſelbſt ans 
greift, ſowie zu ber Kündigung und Einziehung von Capitalien, ſofern fie 
nicht zur zinsbaren Wieberbelegung erfolgt; 

4. zu Anleihen, fofern fie nicht bloß zur vorübergehenden Aushülfe dienen und 
aus ben Ueberfhüffen der laufenden Einnahmen über die Ausgaben berfelben 
Voranſchlagsperiode zurüderftattet werben können; 

. zu ber Errichtung neuer, für ben Gottesbienft beftimmter Gebäube; 

. zu ber Unlegung ober veränderten Benußung von Begräbnißpläten ; 

. zu ber Einführung ober Veränderung von Gebührentaren; 

. zu ber Ausſchreibung, Veranftaltung und Abhaltung von Sammlungen, Gols 
lecten 2c. außerhalb der Kirchengebäude. 

Eine auf Anorbnung ber biſchöflichen Behörde jährlich flattfindende Haus⸗ 
collecte zum Beften bebürftiger Gemeinden ber Diöcefe bebarf nicht ber beſon⸗ 
deren Ermächtigung einer Staatsbehörde; bie Zeit der Einfammlung muß 
aber dem Oberpräfibenten vorher angezeigt werben; 

9. zu ber Verwendung ber Einfünfte erlebigter Stellen (Vacanzeinfünfte, Inter⸗ 
calarfrüchte) ; 

10, zu der Verwendung bed Vermögend für nicht ftiftungsmäßige Zwecke. 

In dem Yale zu 10 gilt bie Genehmigung als ertheilt, wenn bie flaatliche Auf⸗ 
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fichtsbehorde nicht binnen breißig Tagen nad) Mitthellung von ber beabſichtigten Ver: 
wendung wiberipricht. 

Sf die Genehmigung ber ftaatlichen Aufſichtsbehörde nicht ertheilt, fo find bie in 
ben vorſtehenden Fällen vorgenommenen Rechtögeichäfte ungültig. 

F 8. Die verwaltenden Organe bedürfen zur Führung von Proceffen feiner Er: 
mächtigung von Seiten einer Staatöbehörbe. 

Attefte über die Legitimation ber verwaltenden Organe zur Beiorgung von Recht: 
angelegenheiten ober Atteſte über das Vorhandenſein derjenigen Thatfachen, welche ben 
Anſpruch auf Koftenfreiheit begründen, können gültig nur von ber ftaatlichen Auffichts- 
bebörbe ertheilt werben. 

F 4. Die ftaatlihe Aufſichtsbehörde ift berechtigt, bie Aufftelung und Vorlegung 
eines Inventard zu fordern, Einfiht von ben Etats zu nehmen und die Poſten, welche 
ben Gefegen wiberfprechen, zu beanftanden. Die beanftandeten Poften dürfen nicht in 
Vollzug geſetzt werben. 

Die Etat3 folder Verwaltungen, welche Zufchüffe aus Staatsmitteln erhalten, 
find der ſtaatlichen AuffichtSbehörbe zur Genehmigung einzureichen. Diele Behörde be: 
kimmt den Zeitpunkt der Einreichung, fie regelt die formelle Einrichtung der Etats und 
ſeht bie Friften zur Erledigung der Erinnerungen feft. 

G 5. Weigern fih die verwaltenden Drgane, 1. Leiftungen, welche auß dem im 
$ 1 bezeichneten Vermögen zu beftreiten ober für baßjelbe zu fordern find, auf ben 
Etat zu bringen, feftzufegen ober zu genehmigen; 2. Anſprüche des im F 1 bezeichneten 
Vermögens, insbefondere auch Entihädigungsforberungen aus ber Pflichtwibrigfeit 
bes Inhabers einer für die Vermögensangelegenheiten beftehenden Verwaltungsſtelle, ge: 
richtlich geltend zu machen, fo tft in denjenigen Fällen, in melden bie bijchöfliche 
Behörde das Recht der Auffiht Hat, ſowohl biefe, als auch die flaatlihe Aufſichts⸗ 
bebörbe, unter gegenfeitigem Einvernehmen, in allen anderen Fällen die ftaatliche Auf: 
fichtsbehörde allein befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken und bie gericht: 
liche Geltendmachung der Anſprüche anzuordnen, auch die hierzu nöthigen Maßregeln 
zu treffen. 

In denjenigen Fällen, in weldden bad Einvernehmen ber bifchöfltchen Behörde und 
ber flaatlichen Auffichtsbehörbe erjorberlih if, muß bie um ihre Zufimmung an- 
gegangene Behörde fi) binnen breißig Tagen nad) dem Empfange ber Aufforderung 
erklaͤren. Erklärt fie ſich nicht, fo gilt fie ald zuftimmend. Bei erhobenem Widerſpruch 
eniſcheidet bie ber faatlichen Auffichtsbehörbe vorgeſetzte Inſtanz. 

6 6. Beftreiten bie verwaltenden Organe bie Gefegwibrigleit der nach F 4 be⸗ 
anftandeten Poften ober das Vorhandenſein ber Verpflichtung zu den in $ 5 sub 1 er= 
wähnten Leiſtungen, jo entſcheidet auf die Klage ber verwaltenden Organe im Verwal: 
tungsftreitverfahren hierüber das Dberverwaltungsgericht. 

F 7. Die ftaatliche Auffichtsbehörde ift berechtigt, Einficht von der Jahresrechnung 
zu nehmen. 

Die Jahresrechnung ſolcher Verwaltungen, beren Etats der Genehmigung der 
ſtaatlichen Auffichtäbehörbe bebürfen, ift biefer Behörbe zur Prüfung, ob bie Verwal⸗ 
tung etat3mäßig geführt worben ift, einzureichen. 

F 8. Die ſtaatliche Auffichtsbehörde ift berechtigt, bie Vermögend-Berwaltung Re: 
vifionen zu unterwerfen. 

6 9. Die ſtaatliche Auffichtsbehörde ift beredhtigt, bie Befolgung ber in ben 
65 4, 5, 7 und 8 enthaltenen Vorſchriften und ber zu ihrer Ausführung getroffenen 


Anorbnungen von ben verwaltenden Organen durch Gelbfirafen bis mu breitaufenb 
Mark zu erzwingen. 

Die Androhung und Feflfegung ber Strafe darf wieberholt werben, bis bem 
Geſetze genügt ift. 

Außerdem können bie zu Zweden bed im $ 1 bezeichneten Bermögens beftimmten 
Leiftungen aus Staatömitteln ganz ober theilweiſe einbehalten ober unmittelbar an bie 
Gmpfangsberedtigten verabfolgt werden. 

Erweiſen ſich die vorſtehenden Maßregeln als erfolgloß ober unanwenbbar, fo iR 
bie ſtaatliche Auffichtshehörbe berechtigt, eine commiſſariſche Bejorgung ber Bermögenk 
angelegenheiten unter finngemäßer Anwenbung ber 66 © bis 11 bed Gefched vom 
20. Mai 1874 anzuordnen. 

F 10. Welche Staatöbehörben bie in den 66 2 biß 5 und 7 bis 9 angegebenen 
AuffichtBrechte auszuüben haben, wirb durch koͤnigliche Verordnung beftimmt. 

F 11. Wegen ber Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen bemwenbet eB bei 
dem Geſetze vom 23. Februar 1870. 

$ 12. In Betreff des Vermögens ber Orden und orbensäßnlichen Congregationen 
bewendet es bei den 66 8 und 5 bes Gefetes vom 31. Mai 1875. 

F 13. Die dem Staate zuftehenben Eigentums: oder Verwaltungsrechte an bem 
in F 1 bezeichneten Vermögen werben burch dieſes Geſetz nicht berührt. 

F 14. Dieſes Geſetz tritt am 1. October 1876 in Kraft. 

F 15. Der Minifter der getftlichen Angelegenheiten tft mit ber Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfehrift und beigebrudtem König: 
lichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, ben 7. Juni 1876. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürft v. BiBmard. Campbaufen. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Talk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal.“ 





164) Verordnnng über die Ansübnng der Auffichtsrechte des Staates bei 
der Vermögensverwaltung in den katholifchen Diöcefen. Dom 
29. September 1876. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preußen ꝛc., verorbnen, in 
Gemäßheit des $ 10 de Geſetzes über bie Auffichtsrechte des Staates bei ber Ber- 
mögendverwaltung in ben katholiſchen TDiöcefen vom 7. Juni 1876, auf ben Antrag 
Unfere8 Staatsminifteriums, für ben Umfang der Monarchie, was folgt: 

Artifel 1. Die in ben SS 2 bis 5, 7 und 8 bes Geſetzes vom 7. Juni 1876 an⸗ 
gegebenen Auffichtsrechte bed Staates werden ausgeübt: 

1. von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, unb zwar, fo weit das Refjort 

des Minifterß bes Innern betheiligt tft, unter Zuziehung bes letzteren, 

bei dem Erwerb, der Veräußerung ober ber dinglichen Belaſtung von 
Grundeigentum ($ 2 Nr. 1), wenn ber Werth bes zu erwerbenden ober zu 
veräußernben Gegenftande ober wenn ber Betrag ber Belaflung die Summe 
von zehntaufend Mark überfteigt, 
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bei der Veräußerung von Gegenftänben, welche einen geſchichtlichen, wiſſen⸗ 
ſchaftlichen oder Kunftwerth haben (5 2 Nr. 2), 
bet außerorbentlicher Benugung bed Vermögens, welche bie Subftanz jelbft 
angreift (F 2 N. 8), 
bei ber Errichtung neuer, für ben Gottesdienft beftimmter Gebäube ($ 2 
Nr. 5), 
bei der Anlegung von Begräbnifplägen ($ 2 Nr. 6); 
2. von dem Finanzminifter und dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
in den Fällen des F 4 Abfat 2; 
3. von ber Oberrehnungsfammer 
in den Fällen des $ 7 Abfat 2; 
4. von dem Oberpräfibenten 
in ben übrigen fällen der $$ 2, 4 und 7, fowie in ben Fällen ber FF 3, 
5 und 8. 

In den Fällen des $ 5 entfcheibet bei erhobenem Widerſpruch der Minifter ber 
geiftlichen Angelegenheiten, und zwar, jo weit daß Refjort des Minifters bes Innern 
betheiligt ift, unter Zuziehung des letzteren. 

Artilel 2. Die im $ 9 des Geſetzes vom 7. Juni 1876 angegebenen Befugniffe 
werben audgeübt, und zwar 

bie im Abſatz 1 und 2 angegebenen von denjenigen ſtaatlichen Auffichts- 
behörden, welche im Artifel 1 für die Fälle der SS 4, 5, 7 und 8 beſtimmt find, 
bie im Abſatz 3 und 4 angegebenen von dem Minifter ber geiftlicden An- 

Ä gelegenbeiten, in den Füllen des F 4 Abſatz 2 und des F 7 Abfat 2 von bem 





Finanzminifter und dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten. 
Artilel 3. Den verwaltenden Organen fteht gegen Verfügungen bes Oberprä- 
ſidenten — Artikel 1 Nr. 4 und Artifel 2 — die Berufung zu, und zwar 
| in denjenigen Fällen, in welchen das Reffort des Miniſters des Innern be: 
theiligt ift, an diefen und den Mintfter der geiftlicden Angelegenheiten, 
in allen übrigen Fällen an den Mintfter der geiftlichen Angelegenheiten. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem König: 
lichen Inſiegel. 
Gegeben Baden-Baden, den 29. September 1876. 
(L. S) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. Camphaufen. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. 
Ball. v. Kameke. Achenbach. Friebenthal. v. Bülow Hofmann.” 


165) Auszug aus dem Gefeh, betreffend die Abänderung von Beflimmungen 
des Strafgefehbucds für das Dentfche Reich vom 15. Mai 1871 
und die Ergänzung desfelben. Dom 26. Februar 1876. 


„Durch Artikel 1 dieſes Geſetzes wird ber F 130 a bes Strafgefehbuches in ber 
Dur) das Geſetz vom 10. December 1871 feftgeitellten Faſſung durch nachſtehende Be: 
ſtimmung erſetzt: 

F 180a. Ein Geiſtlicher ober anderer Religionsdiener, welcher in Ausübung ober 
in Veranlaffung der Ausübung feines Berufes öffentlich vor einer Menfchenmenge, ober 
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welcher in einer Kirche oder an einem anderen zu refigtöfen Verſammlungen befttumten 
Orte vor Mebreren Angelegenheiten des Staates in einer ben Öffentlichen Frieben ges . 
führdenden Weiſe zum Gegenftande einer Berfünbigung ober Erörterung macht, wirb 
mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu zwei Jahren beftraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Geiflliden ober anderen Religionsbiener, welcher 
in Ausübung ober in Beranlaffung ber Ausübung feines Berufes Schriftſtücke außgiit 
ober verbreitet, in welchen Ungelegenheiten be Staates in einer ben öffentlichen 
Trieben geführbenden Weiſe zum Gegenftande einer Verfünbigung ober Erörterung ge 
macht find.“ 


Protefte der preußifchen Bifchöfe gegen dns Gefeh über. die Auffichtsredhte 
des Staates bei der Vermögensverwaltung in den katholifchen Diöcefen. 


166) Schreiden des Bifhofs von Naderborn vom 10. September 1876. 


„Hohem königlichen Staatsminiſterium geftatte ich mir, mit Bezug auf das Geſetz 
vom 7. Zunt d. 3., die Verwaltung des Diöcefanvermögens ber katholiſchen Kirche In 
Preußen betreffend, Die mir durch Pflicht und Gemiffen abgebrungene ganz ergebenfte 
Erklärung zu überreichen, daß mir durch das genannte Gefeb das göttliche Recht ber 
Kirche auf felbfteigene, jelbftändige und unabhängige Verwaltung ihres Vermögens ſchwer 
beeinträchtigt erfcheint. 

In meiner gegenwärtigen Zwangslage Tann ich zur Ausführung dieſes Geſetzes 
zwar obnebin nicht mitwirken; wäre mir aber auch bie Mitwirkung phyſiſch möglich, 
jo würde ih fie doch nur unter gleichzeitiger Verwahrung des göttlichen Rechts ber 
Kirche für fittlid erlaubt anjehen können.“ 


167) Schreiden des Bilhofs von RMünſter vom 18. September 1876. 


„Königlihes Hohes Staatsminifterium! Tas Geſetz vom 7. Juni c., betrefienb 
bie Auffichtsrechte deB Staates bei der VBermögendverwaltung in ben katholiſchen Diö- 
cefen, enthält eine Reihe von Beftimmungen, welche mit ben Grunbfäten ber Kirche und 
ben ihr flaatlicherfeit3 garantirten Rechten In birectem Wiberfpruch fliehen. Die Ka⸗ 
tboliten Tönnen baber zu benfelben niemals ihre Zuftimmung geben, müſſen vielmehr 
dagegen ausbrüdlih Verwahrung einlegen. 

Indem ich mich im Gewiſſen verpflichtet erachte, biefes dem Hohen Staatsmini- 
fterium zu erflären, füge ich die Bemerkung bei, baß, wenn ich mich in ber Lage be: 
fände, das mir von der Kirche übertragene bifchöfliche Amt frei zu verwalten, ich zur 
Ausführung des gedachten Geſetzes nicht mitzuwirken vermöchte.” 


168) 5chreiben des Bisthumsverwelers zu Zuſda vom 28. September 1876. 


„Amı.T M. tritt das Gefeg vom 7. Juni I. J. über bie Auffichtsrechte bes 
Staateß bei der Vermögensverwaltung in ben Tatholifchen Diöcefen in Kraft. Inſofern 
in biefem Gefeße die mohlerworbenen, im Reichſsdeputations⸗Hauptſchluſſe vom 25. Fe 
bruar 1808 begründeten und felbft bei der Erection bes Bisthums Fulda ftaatlicherfeits 
anerlannten Rechte ber Fuldaiſchen Kirche bezüglich ber Verwaltung bes Bisthumsser - 
mögend bie gehofite Berüdfihtigung nicht gefunden haben, fühle ih mid um jo mehr 
gebrungen, gegen bie biefe Rechte verlegenden Beſtimmungen besfelben Verwahrung ein 
zulegen, ald ich in meiner Eigenſchaft als Bisthumsverweſer verpflichtet bin, dem 
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Lünftigen’Bifchofe Rechenſchaft über meine Amtführung aud im biefer Richtung ab- 
zulegen.“ 


169) Schreiben des Bifhofs von Limburg vom 30. September 1876. 


„Dur den 563 bed Regendburger Reichsbeputations-Hauptichluffes vom 25. Se: 
Bruar 1803 ift den Katholifen in ben an proteflantifche Fürſten vergabten Indemni⸗ 
fationslanden — und folche bilden Hauptfählih das heutige Bisthum Limburg — die 
bergebradte Religionsübung, und indbefondere der ungeftörte Befig und Genuß 
ihres eigenthümlichen Kirchenguts und Schulfonds der fünftigen Regierung gegenüber 
ausdrüdlich zugefichert und biefer jedwede biepbezügliche Kränkung und Beeinträchti⸗ 
gung unterfagt worden. 

Inſoweit nun daß mit dem morgigen Tage in Kraft tretende Geje vom 7. Sunic. 
über bie Aufſichtsrechte des Staates bei der Vermögensverwaltung in ben katholiſchen 
Bisthümern Beſtimmungen enthält, welche jener reichögefeglicden, auf den Stipulationen 
des weftfälifchen Frieden fußenden und darum nicht nad) einfeitigem Ermeſſen außer 
Acht zu laſſenden Vorſchrift widerftreiten und das Recht ber Kirche auf freie ftiftungs- 
mäßige Verwaltung und Verwendung ihres Eigentums beeinträchtigen, muß ich be 
Princips wegen die Verwahrung hierdurch erneuern, welche ich in der fraglichen Hin- 
fiht in früherer Zeit der herzoglich naſſauiſchen Regierung gegenüber einzulegen ver: 
anlaßt war. Die Natur des Gegenjtandes erlaubt mir jedoch heute wie damals einft- 
weiliges factifches Entgegenlommen gegen bie zur Vollziehung bed Geſetzes berufenen 
föniglichen Behörden und werde ich es an bemfelben in Erwartung baldiger Wieber- 
anerfennung der Eingangs erwähnten Stipulation von Seiten ber königlichen Staats: 
regierung nicht fehlen laſſen.“ 


170) Schreiben des Ziſchoſs von Sildesheim vom 30. September 1876. 


„Segen diejenigen Beflimmungen des am 1. October d. 3. in Kraft tretenden 
Geſetzes vom 7. Juni c., welche die Rechte der katholiſchen Kirche verlegen, insbeſondere 
mit ber ber katholiſchen Kirche in feierlichen Friedensſchlüſſen garantirten Freiheit und 
Selbftändigfeit in Widerſpruch ſtehen, Halte ih mich im Gemiffen verpflichtet, Ber: 
wahrung einzulegen. 

Die Natur des Gegenftandes erlaubt mir jedoch, zur Vermeidung größerer Nach⸗ 
theile ber Ausführung biefes Geſetzes vorläufig meine Mitwirkung nit zu verfagen. 

Em. Ercellenz bitte ih ganz ergebenft, von biejer Erflätung Act nehmen zu 
wollen.” 


171) Screiden des BSifhofs von Eulm vom 10. &ctoßer 1876. 


Da mit dem 1. db. in Kraft getretene Gejeg vom 7. Juni d. J., betrefienb bie 
Auffichtsrechte des Staates bei der Vermögendverwaltung In den Fatholifchen Diöcefen, 
jet der Kirche neue Schranken und Hinbernifje in ber Verwaltung und ftiftungs- 
mäßigen Verwendung ihres Eigenthums, deſſen ungeftörter Befig und Genuß ihr auch 
in der biesfeitigen Diöcefe durch Verträge und Tönigliche Verordnungen gewäbrleiftet 
if. Gegen dieſe einfeitige Beichränfung bes kirchlichen Rechts Halte ich mich für ver: 
pflichtet, Euer Ercellenz gegenüber Verwahrung einzulegen und ganz ergebenft zu er: 
Mären, baß ich zwar mit Rüdjiht auf den nur zeitliche Intereffen der Kirche berüh⸗ 
renden Gegenftand des Gefetes und zur Vermeidung größerer Nachtheile mich der Aus: 
führung der Geſetzesbeſtimmungen nicht entziehen, jedoch mit dem die kirchliche Freiheit 
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beeinträchtigenben Principe bed Geſetzes nicht einverſtanden Beiden und unaußgefeht 
Gott bitten werbe, bie Kirche zum Heile bes Staates von allen fie beengenden Beftetn 
recht balb zu befreien.” 


172) Schreiben des Bildeofs von Grmlaud vom 13. Dcteßer 1876, 

„Nachdem mit dem 1. d. Mts. das Geſez vom 7. Juni b. I. in Kraft getreten 
unb durch bie Fönigliche Verorbnung vom 29. v. Mi. in Ausführung gebracht IR, 
kann ich, eben erft von einer längeren Reife in meine Diöcefe zurückgekehrt, nicht 
umhin, zunächft meinem tiefen Bebauern Ausbrud zu geben, daß ein fo fehr in ben 
äußeren Beftanb der Kirche eingreifenbeß Geſetz ohne Mitwirfung ober Anhörung ber 
Nächftbetbeiligten und ohne alljeitige Berüdfichtigung bed befiehenben Rechts berfelben 
erlaffen worden if. Speciell wiberfpredhen verfchtebene in bemielben enthaltene Bes 
ſchränkungen ber Tirchliden Vermögensverwaltung nicht nur ber freien Verfügung, wie 
fie in Betreff des kirchlichen Vermögens ben Vorftehern ber Kirche durch das gefchriebene 
Wort Gottes bereit8 vorgezeichnet und weiterhin durch das canonijche Recht feſtgeſetzt 
worben tft, fonbern auch dem pofitiven Rechtszuſtande, welcher feit Sahrhunderten ſtaat⸗ 
lich anerfannt, in der hiefigen Diöcefe geherrfcht und befien Aufrechterbaltung, abgefehen 
von anderen völferreditlichen Verträgen, insbeſondere König Friedrich II. bei ber Ueber: 
nabme biefer Lande im Warſchauer Tractat vom 18. September 1773 Artikel VIIL 
feierlich garantirt bat. 

Eben deßwegen muß ih mich auch gegen alle Folgerungen verwahren, bie etwa 
aus dem Zuftandefommen dieſes Geſetzes oder auß einzelnen Beſtimmungen besjelben 


gegen daß ſelbſtändige Recht ber Kirche, gegen ihre dogmatiſch gegebene Berfaffung ober 


gegen Grunbfäte ihrer Glaubens: und Sittenlehre gezogen werben könnten. 

Indem ih nun in diefer den äußeren Befißftand der Kirche angehenden Angelegen= 
heit auch jenen Anordnungen bed Geſetzes, welche dad Recht der Kirche fchmälern ober 
die letzte Enticheidung über wichtige kirchliche Verwaltunggmaßnahmen den kirchlichen 
Organen entziehen und auf die ſtaatlichen übertragen, mich füge, ſo leitet mich hierbei 
lediglich die Abſicht, größere, für ben Weigerungsfall uns angedrohte Schäbigungen 
von den uns anvertrauten kirchlichen Fonds und Inſtituten abzuhalten, und gebe mich 
zugleich der Hoffnung hin, daß jene den religiöſen und bürgerlichen Frieden allein 
ſichernde Rückſichtnahme auf die der Kirche feierlich ſtaatlicherſeitzs garantirten Rechte 
bald wieder zur Geltung kommen und auch bei der Ausführung des Geſetzes ihren 
wohlthätigen, mildernden und verſöhnenden Einfluß ausüben werde.“ 


173) Schreiben des Erzdihofs von Gnefen und ofen (ohne Datum). 


„Hohes Staatsminifterium! Das am 7. Juni 1876 in Berlin publicirte Geſet 
ftellt die Verwaltung bes Kirchenvermögens, inſoweit es durch das Geſetz vom 20. Zuni 
1875 noch nicht geſchehen war, unter bie Aufſicht des Staated und macht felbe fo abs 
bängig von dem Willen und Beflimmungen ber Staatsbeamten, daß dadurch ber 
kirchlichen Obrigkeit alle ihr fonft auf biefem Gebiete zuflehenben echte entzogen 
werben. 

Das biſchofliche Diöcefans und Capitelsvermögen, ſowie auch das aller übrigen 
kirchlichen Anftalten, Stiftungen und ähnlicher Inſtitute, iſt nicht Eigenthum des 
Staates, ſondern Eigenthum der Kirche; deßhalb kann nach den Grundſätzen der Ge⸗ 
rechtigkeit der Staat nur jene Rechte über biefe Vermögen ausüben, welche ihm über 
jebeß andere Privatvermögen zufieben können. Dieſe Grenzen barf ber Staat nidt 
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überfchreiten: es find demnach bie Beflimmungen bed Geſetzes vom 7. Juni c. ein 
Mipbraud der Staatögewalt, und bdiefen Mißbrauch werben bie mobernen Gelehrten 
weder begründen noch rechtfertigen können, wenn fie bie alten, fo oft wiberlegten Irr⸗ 
thümer anführen: die Tatholifche Kirche fei ald Minderjährige zu betrachten, und Des 
Halb müſſe die Verwaltung des Kirchenvermögens fo unter bie Aufficht bes Staates 
geftellt werben, wie e8 bei bem Vermögen ber Minorennen der Fall ifl. Denn ed wäre 
gerabezu thöricht und ſchmachvoll, die katholiſche Kirche mit denjenigen auf gleiche Stufe 
fiellen zu wollen, welche nidht im Stande find, ihr Vermögen felbft zu verwalten — 
jene Kirche, welche die Kriftlichen Völker erzogen und berangebildet bat und fie noch 
jet davor bewahrt, daß fie nicht in bie alte Verwilderung zurüdfinten, ber fie fi in 
dem Maße nähern, als fie von ben Grundſätzen ber Lehre und den Vorfchriften ber: 
felben Heiligen katholiſchen Kirche ſich entfernen. 

Aus biefen und anderen Gründen, bie hier anzuführen ich nicht für nöthig er: 
achte, haben die zur preußiſchen Monarchie gehörigen Biſchöfe einen feierlichen Proteft 
bei ber Regierung eingelegt, als das erfte Gefeg vom 20. Juni über die Kirchenver: 
mögensverwaltung publicirtt wurbe. Denfelben Proteft und biefelbe Verwahrung muß 
ich heute gegen das neue Gefeb vom 7. Juni c. bei einem Hohen Staatsminiſterium 
einlegen, um den Pflichten zu genügen, die mein bifchöfliche8 Amt mir auferlegt, denn 
ſelbes vergewaltigt die Rechte der heiligen Kirche, trifft Verordnungen auf einem Ges 
biete, welches dem Staate nicht zufteht, verlegt ben Grundſatz der Unantaftbarleit bed 
Eigenthums und beſchränkt die Freiheit, die den Katholiken durch das königliche Wort 
wieberholt zugefichert mwurbe. 

Wiewohl ich wentg Hoffnung hege, daß das Hohe Staat3minifterium fehon jetzt 
den Borftellungen ber Bifchöfe ein williges Gehör ſchenken und ihre berechtigten Wünſche 
in Erfüllung bringen werbe, jo muß ich dennoch biejen Proteft und dieſe Verwahrung 
außfprechen, weil ich als Biſchof unbedingt dazu verpflichtet bin, und meil ich weiß, 
daß eine Gewalt über jede menſchliche Gewalt befteht, welche immer zur rechten Zeit 
den Berwahrungen der katholiſchen Sache eine wirkſame Sanction gibt.“ 


1274) Proteſt des Erzbifchofs von Köln vom 20. September 1876. 
Schreiben des Erzbiichofs von Köln an die „Germania“. 


„Geehrte Redaction! 

Unter den Proteften der preußifchen Biichöfe gegen das Gefeg vom 7. Juni c., 
betreffend bie Aufſichtsrechte des Staates bei ber Vermögensverwaltung in ben Tatho: 
liſchen Didcefen, welche durch die officiellen Organe in Preußen veröffentlicht worden 
find, Habe ih den von mir eingefandten Proteft vermißt. Ich erlaube mir deßhalb, 
einer geehrten Redaction ber ‚Germania‘ beifommenb eine Abſchrift des von mir an das 
Königliche Staatsminifterium eingefandten Proteſtes beiliegend mit ber Bitte um ge 
fällige Aufnahme besfelben und bed gegenwärtigen Schreibens in Ihr geſchätztes Blatt zu 
überreichen, indem ich zugleich ergebenft bemerfe, daß mir ber Grund, welcher das Unter: 
bleiben ber offictellen Veröffentlichung meines Proteftes veranlapt hat, gänzlich unbelannt 
ift, ich auch feine Urſache habe, zu zmweifeln, ob berfelbe an feine Adreſſe gelangt ſei. 

Mit Hochachtung einer geehrten Redaction ergebener 
Paulus, 


Den 27. November 1876.“ Erzbiſchof von Köln. 
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„Köntglihes Staatsminiferium! 


Das Gefek vom 7. Zunt c. über bie Auffichtärechte beB Staates bei ber Wer 
mögendverwaltung in ben katholiſchen Didcefen enthält eine Menge von Befimmungen, 
welche bie ber katholiſchen Kirche ſowohl nad allgemeinen Rechtsgrundſahen als nedh 
ben Prineipien ber preußiſchen Staatsverfaffung zuftehenden Rechte, insbefonbere Sie 
Befugniß einer felbftändigen Bermögensverwaltung, in hohem Grabe beeinträditigen 
und verleben. 

Obgleich die katholiſchen Chriſten, welche an bie göttliche Stiftung und Genbung 
ber Kirche glauben, nicht in ber Lage find, bie Factoren ber ſtaatlichen Gefeggebung 
zur einfeitigen Erlaffung eines ſolchen, bie Rechte ber Kirche verlegenben Geſetzes als 
rechtlich befugt anerfennen zu können, fo werben bennod) bie vom Gejehe Betroffenen 
fi genöthigt fehen, zur Ausführung besfelben In ähnlicher Weife, wie e8 bem Geſehe 
‚vom 20. Juni 1875, betreffend die Vermögensverwaltung in ben katholiſchen Pfarre 
gemeinben, gegenüber gefchehen iſt, infofern mitzuwirken, als ſolches zur Vermeibung 
ber durch das Geſetz angebrohten ſchweren Nachtbeile nothwendig erfcheint. Ich fühle 
mich deßhalb durch das mir von Gott und feiner Kirche übertragene Amt berufen und 
verpflichtet, zu Gunſten ber burch das allegirte Geſetz verlegten Freiheit und Rechte ber 
Kirche, wenngleich es mir in meiner gegenwärtigen Lage unmögli if, mich an ber 
Ausführung desſelben zu betheiligen, Namens ˖ der mir anvertrauten Gemeinben bier: 
durch rechtliche Verwahrung einzulegen. 


Am 20. September 1876. Baulus 


Erzbiſchof von Köln.“ 


175) Eingabe der Pfarrer der beiden Diöcefen Münfter und Paderborn, 
betreffend den katholifchen Religionsunterricht, vom October 1876. 


„An den königlichen Staatsminifter und Minifter der 
geiftlihen, Unterrichts: und Mebicinal-Angelegen: 
heiten Herrn Dr. Falk Ercellenz zu Berlin. 


Im Einverftändniffe mit Em. Ercellenz haben bie Töniglichen Regierungen zu 
Münfter, Minden, Arnsberg und Düffeldorf ber Mehrzahl ber kathollſchen 
Pfarrer in den Didcefen Münfter und Paberborn mit ber fogenannten Localſchul⸗ 
infpectton auch bie Leitung bes fchulplanmäßigen Religiondunterrichts in den Schulen 
der betreffenden Pfarreien unterfagt. Die von Ew. Ercelenz anbermeit ergangenen 
amtlichen Kundgebungen bereditigen außerdem zu ber Annahme, daß die Tönigliche 
Staatdreglerung fi) ganz allgemein bie Befugniß beilegt, rückſichtlich ber Ertheilung 
und Leitung des Religiondunterriht?, auch ohne vorgängige Zuſtimmung ber recht⸗ 
mäßigen Vertreter ber kirchlichen Autorität, endgültige Anordnungen zu treffen. Das 
von Em. Ercellenz in Anſpruch genommene und von ben gedachten Bezirfsregierungen 
zur Ausführung gebrachte Recht, beftimmten Geiftliden bie Leitung bed Religions 
unterrichts zu unterfagen unb anderen zu übertragen, kann nur ald ein Ausfluß jener 
beanſpruchten allgemeinen Befugniß betrachtet werben. 

Die unterzeichneten Pfarrer der Didcefen Münfter unb PBaberborn halten ſich im 
Gewiſſen verpflidtet, Em. Ercellenz mit ber ſchuldigen Ehrerbietung, aber auch mit 
voller Entſchiedenheit zu erflären, daß fie die königliche Staatsregierung nicht für bes 
rechtigt halten können, einfeitig über Ertheilung und Leitung bes katholiſchen Religions» 
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unterricht8 Verfügungen zu erlajlen; daß fie insbeſondere ber Staatsregierung die Be: 
fugniß nicht zuerfennen dürfen, von der Leitung des Religtondunterricht8 Pfarrer zu 
entfernen, welchen bie Kirche durch ben zuftändigen Bifchof biefe Leitung übertragen bat. 

Die katholiſche Kirche muß ald Grunbbebingung für ihre, in Preußen zubem 
featlih ausdrücklich anerkannte Eriftenz das Recht in Anſpruch nehmen, in ihren 
Glaubens: und Sittenlehren gemäß ber von ihr behaupteten göttlichen Sendung Jeden 
zu unterrichten, welcher felbft ober durch feine Eltern biefen Unterricht begehrt. In 
welcher Außdehnung und unter weldhen äußeren Umſtänden bie Kirche dieſes Recht 
ausübt, entzieht fich ebenfo jeber ftaatlichen Einwirkung, wie dem Staate eine Beein- 
fluſſung des ſachlichen Inhalts der Religionslehre ſchlechtweg verjagt bleiben muß. 

Em. Ercellenz haben geglaubt, den zuletzt ausgeſprochenen Grundſatz dahin be⸗ 
ſchränken zu bürfen: ‚daß die erwähnte Einwirkung ber ftaatlichen Schulauffichtöbehörbe 
nur infofern zuftehe, als die Religionslehre nichts enthalten bürfe, was ben bürger: 
lien unb ſtaatsbürgerlichen Pflichten zumiderläuft. Em. Ercellenz werben aber nicht 
verkennen Tönnen, daß biefe Beſchränkung die Freiheit des Neligionsunterriht3 im 
Brindp aufhebt. Es liegt der denkbar fchärffte Widerſpruch in ber von ber Kirche auf: 
geftellten Grundlehre und dem von Em. Ercellenz beanſpruchten Beaufſichtigungsrechte. 
Die Kirche behauptet, daß ber ganze Inhalt ihrer Religionslehre göttliche Offenbarung 
im firengften Sinne des Wortes fei, daß ferner die Offenbarung, um fie rein und uns 
verfälfcht zu erhalten, derart unter den directen, allerhöchften Schuß Gottes geftellt jet, 
daß die Möglichkeit einer Verirrung der kirchlichen Organe in der Verkündung ber Lehre 
ausgeſchloſſen bleibt. 

Em. Ercelenz mollen dagegen ftaatlichen Organen die Befugniß beilegen, zu er- 
meſſen, ob der Anhalt der katholiſchen Religionslehre den bürgerlichen und ftaatsbürger- 
lien Pflichten zumiderläuft. Damit übertragen Ew. Ercellenz bie Berechtigung, feitzus 
ftellen, was von der Religion gelehrt werben fol, was nicht, von den firhlichen auf 
ftaatliche Organe, welchen obendrein in den melften Fallen die Fatholifche Religionslehre 
völlig fremd if. Die Durchführung folder Anſprüche würde für die Römiſch-katholiſche 
Kirche demnach die Freiheit des Religionsunterrichts aufheben. 

Em. Ercellenz müſſen überdieg aus dem Umftande, daß die Römiſch-katholiſche 
Kirhe mit ihrer Lehre in Deutichland und in Preußen feit Sahrhunberten anerkannt 
ift, ſchließen, daß die Religionslehre dieſer Kirche nichts enthält, was den bürgerlichen 
und ſtaatsbürgerlichen Pflichten zumiberläuft. Sofern aber Ew. Ercellenz gegentheiliger 
Meinung fein folten, würde Ihnen obliegen, unter Erbringung bes Beweiſes für bie 
Staatsgefährlichkeit der Fatholifchen Kirche die Ausweiſung derſelben bei ben gefeß: 
gebenden Factoren in verfafjungsmäßiger Weiſe zu beantragen. Cine fortgefegte prä- 
ventiv:polizeilihe Beauffichtigung und Veeinfluffung des Römiſch-katholiſchen Religions: 
unterriht8 Dagegen, wie Ew. Ercellenz fie jett beanfpruchen, ſteht ſchon mit dem An 
erfenniniß ber Kirche in Preußen im Widerſpruch und verbietet ſich deßhalb nach jeber 
Richtung von ſelbſt. Gegen einen inmerhin möglichen Mißbrauch des Amtes von 
Seiten des angeftellten Religionslehrers muß der Staat fih durch das Strafgefek 
ſchützen. Em. Ercellenz Haben dieſen Standpunkt mit möglichfter Präctfion gegenüber 
ber Ertheilung bes Religionsunterrichts für den Empfang ber Sacramente ber Buße 
und bes Altar3 eingenommen und diefen Unterricht als rein kirchliche Amtshandlung 
bezeichnet. 

Dem ſchulplanmäßigen Religiondunterricht gegenüber nehmen Ew. Ercellenz 
für ben Staat weitere Rechte in Anſpruch. Hochbiefelben behaupten: ‚die Ertheilung 


bes Religionsunterrichts als eine obligatoriſchen Lehrgegenfianben ber Schule ‚falle Kam 
Lehrer zu, weil Feine geſetzliche Beftimmung vorhanden ſei, daß ber Geiſtliche veibänbig 
Religionsunterricht in ber Volksſchule extheilen folle oder bürfe‘. 

Em. Ercellenz mögen uns nicht verargen, wenn wir bie bier verfudgte Begründung 
als ſchlechthin verfehlt bezeichnen. Der von Ew. Excellenz betonte unse. an: geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen erflärt fi) auß bem fehr einfachen Grunde, baß eh ſolcher Ber 
ſtimmungen überall nicht beburfte, weil das Recht ber Geiftlicken, ben Religiontumien 
richt zu ertheilen, als eine felbftverftänbliche, mit ber zugelafienen Griften; auch antik 
garantirte Befugniß, in voller Uebung war und von Niemanbem beftritten wurde. 

Rücfichtlich der Leitung bes Religtonsunterrichts halten Ew. Ereellenz bie Mer 
gierung ‚nicht minber für befugt, wie berufen, jebem mit biefer Leitung befaßten GBeiß- 
lichen ben Zutritt zu bem Unterrichte zu verfagen, wenn fein Verhalten biejenigen 
Zwecke zu gefährben geeignet fet, weldde ber Staat mit ber Erziehung ber Jugenb durh 
die Volksſchule verfolgt‘, 

Dagegen erlauben wir und gehorfamft zu bemerken, daß der Pfarrer kraft 
. feines Amtes verpflichtet iſt, darüber zu wachen, baß diejenigen, welche innerhalb 
feiner Gemeinde Religiondunterridt ertheilen, bie rechte Lehre verfünben. Den 
Pfarrer in der Erfüllung biefer feiner Amtspflicht hindern, heißt, benfelben theils 
weiſe feines Amtes thatſächlich entjegen. Außerdem ſteht unſeres Erachtens bie von 
Ew. Excellenz vertretene Auffaffung in geradem Widerſpruch mit dem Artifel 24 ber 
Berfaflungdurfunde. Zwar haben Ew. Ercellenz biefen Einwand mit ber Behauptung 
entlräften zu können geglaubt: daß bie Verfaffungsurfunde ber Kirche weitergehende 
Befugniffe nicht eingeräumt babe; daß aber außerdem bie auf das Unterrichtsweien 
bezügliden Beſtimmungen ber Berfaffungsurfunde für ſich allein formelle Recht nicht 
gewähren. 

Ew. Excellenz werben ber Ueberzeugung fich nicht verſchließen Tönnen, daB es 
lebiglih den gefeßgebenden Factoren zufteht, mit Geſetzeskraft außzu⸗ 
ſprechen, welche Erflärung der bezüglichen Artikel dem Wort und Geift der Verfaſſungs⸗ 
urkunde entipricht. Sofern Ew. Ercellenz geneigt fein möchten, einer minifteriellen 
Erklärung in bem vorliegenden alle gleiche Geltung beizulegen, würden wir Ihrer 
Auslegung ben Ausſpruch bes Herrn Minifters v. Ladenberg gegenüberſtellen, welcher 
erflärte: ‚daß die „Leitung“ bes Religionsunterrichts Alles in fich ſchließe, was in 
biefer Beziehung von den Religionsgeſellſchaften gewünfcht werben könne, jofern bie: 
felben dadurch für befugt erachtet würden, unter Umftänden die Leitung au auf 
eigenes Beforgen auszubehnen‘. 

Nach unferer Ueberzeugung entipricht biefe dem Artifel 24 der Berfafjungdurkunde 
gegebene Erflärung nicht bloß dem Wortlaute, fondern auch dem aus der Gnts 
ftehungsgeichichte bes gebachten Artikels fich ergebenden Sinne desſelben. Sie entſpricht 
ferner der Natur ber Sache und ber biöherigen Hebung, welde einfeitig im Wege ber 
Verwaltung abzuändern nad) Lage ber Gefeßgebung unzuläffig ericheint. 

Hiervon aber auch abgejehen, müffen bie unterzeichneten Pfarrer ſich erlauben, 
Ew. Excellenz daran zu erinnern, daß ber Religionsunterricht zu einem obligatorifchen 
Lehrgegenftande nur unter Zuftimmung der Kirche werben konnte Wenn ein Staat 
den Verſuch machen wollte, ben Religionsunterriht ohne die Mitwirkung ber Kirche 
ober gegen den Willen berjelben als obligatorifchen Lehrgegenftand feftzuhalten, fo 
würbe die Kirche fofort in Erwägung ziehen müflen, ob fie nicht ben Tatholifchen 
Lehrern bie Ertheilung, den Gläubigen aber bie Benügung eined ſolchen rein ſtaatlichen 
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Religiondunterrichts als ſündhaft zu verbieten hätte. Einem berartigen kirchlichen Ver: 
bote würde feine Staatsregierung ohne Glaubenszwang, würde insbejondere bie könig⸗ 
lich preußiſche Staatäregierung nicht ohne Verlegung des Artifeld 12 ber Verfaſſungs⸗ 
urtunde entgegentreten können. 

Sn der Ueberzeugung, nur daß zu verlangen, was uns nad göttlihem unb 
nmenſchlichem Rechte zuiteht, nehmen wir hiernach alfo für uns bite Befugniß in An⸗ 
ſpruch: ‚in unferen Pfarreien den Unterricht in der Tatholifchen Glaubens: und Sitten: 
lehre nach unferer freien, Durch die örtlichen Verhältniffe bedingten Entichliegung ſelbſt 
zu ertbetlen‘. 

So lange ferner der Römiſch-katholiſche Neligionsunterricht obligatorijcher Lehr: 
gegenftand ber Volksſchule bleibt, müſſen wir das Recht beanſpruchen: ‚die vom Staate 
zum Unterrichte an bie Volksſchulen unferer Pfarreien berufenen Lehrer und Kehrerinnen, 
als unfere Gehülfen, mit der Ertheilung des Religiondunterridts 
jubeauftragen, nachdem wir uns vergemilfert haben, daß fie fähig und bereit find, 
bie Römifch-fatholifche LXehre rein und unverfälſcht den ihnen anvertrauten Kindern zu 
überliefern‘. 

Nicht minder müffen wir als unveränßerliches Necht fordern, daß uns bie 
Beauffihtigung und Leitung bes Religionsunterrichts in ben Volks— 
ſchulen unferer Pfarreien fo Iange ohne jede Einſchränkung verbleibt, als unfere 
geiſtlichen Obern und biefelbe belaffen‘. 

Ew. Excellenz aber bitten wir, geleitet von dem Wunfche, dem Gebiete des Schul⸗ 
weiens einen Conflict der bedenklichſten Art fernzuhalten: 

Hochdieſelben wollen geneigteit alle dieſen unferen Rechten entgegenftehenden 
regiminellen Verfügungen und Beſtimmungen aufheben. 

Wir ſprechen dieſe Bitte um fo zuperfichtlicher aus, ald wir annehmen zu müffen 
glauben, daß wir bei Ew. Excellenz demfelben Wunfche begegnen, welder uns bie Bitte 
dictirt Bat. 

Wir verharren mit ber ſchuldigen Ehrerbietung 

Em. Ercellenz gehorjamite 
Nömiich-katholifche Pfarrer der Tiöcefen Münfter und Paderborn. 
(Folgen die Unterfehriften wie unten Nr. 176.) 
Münfter, am 16. October 1876. Paderborn, am 18. October 1876.” 


176) Eingabe der Pfarrer der beiden Didcefen Münfter und Paderborn, 
betreffend die proteftantifchen Lefebücher in evangelifchen Schulen. 


„Nach einer Mittheilung des ‚Staatdanzeiger‘ vom 25. Mat c. haben Em. Ercellenz 
angeordnet, daß ſolche Schullefebücher, welche einen einfeitig confeffionellen Charakter 
tragen, au3 dem Unterrichtögebrauche baldmöglichſt, jedenfalls aber bis zum 1. April 
1878 entfernt werben müſſen. 

An Stelle der befeitigten Xefebücher werben für die evangelifhen Schulen von 
Ew. Ercellenz befonders empfohlen: bie Lefebücher von Bod, von Büdner, von 
Wetzel, Menzel, Richter, von Preuß und Better, von Haupt und Schar: 
lad, von Bed und Johannfen, vom hannoverſchen Lehrerverein, vom 
heſſiſchen Lehrerverein, von Schneider, von Jütting und Weber. 
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Die vorftehenb aufgeführten Leſebücher enthalten aber fännmtlich religisogeſchicht⸗ 
liche Aufſätze, welche geeignet find, bie Katholiten auf bas Tiefſte zu verließen: : 

In mehr oder minder fcharfer Ausführung behaupten bie gebachten Lefebücher: 

1. daß das Papſtthum das Refultat folgen Strebens von Selten den Rörztiäien 

Biſchofs ſei; 

2. daß bie Herrſchaft der Päpſte über die abendländiſche Chriſtenheit eine fange; 

ſchmachvolle Zeit für unſer deutſches Vaterland herbeigerufen habe; 

3. daß die ganze verderbliche Macht des Papſtthums lange Jahre auf unferem 

theuren deutſchen Vaterlande geruht und ſchweres Unheil über Deutſchlauds 
Fürſten und Deutſchlands Völker gebracht habe; 

4. daß der Papſt als Statthalter Chriſti auf Erben behauptet habe: als ſolcher 

babe er Macht, ben Leuten ihre Sünden zu vergeben, wenn fie Gelb zahlten; 

5. daß in der Kirche allgemein bie falfche Meinung entftanden ſei, daß man fidh 

Befreiung von Sünbenftrafen durch Geld erfaufen könne; 
6. Daß die Kirche lehre: im heiligen Abendmahle bürften nur bie Geiftlichen 
Beides, Leib und Blut des Herrn, empfangen; 

71. baß bie Meffe ein fchriftwibriger Gottesbienft ſei; 

8. daß bie Kirche lehre: die Heiltge Schrift fei den Gläubigen vorzuenthalten; 

9. daß Luthers Reformationswerk Heil und Segen über Deutſchland gebradht habe. 

Ew. Excellenz werden anerfennen müffen, daß bie deutfchen Katholiken nicht tiefer 
verlegt werben Tönnen, al3 wenn das Papſtthum, welches nach ber Kirchenlehre eine 
göttliche Inſtitution ift, eine für Deutfchland verberblihe Macht genannt wird. 

Ew. Ercellenz Tönnen ferner durch Reviſion der katholiſchen Vollsſchulen in 
Preußen ohne Mühe feititellen laſſen, daß bie katholiſche Kirche niemals gelehrt hat, auch 
nicht lehren Tann: man könne um Gelb oder Geldeswerth Sünbenvergebung erlaufen. 

Ebenfo leicht wird die wahre Tatholifche Lehre von der heiligen Meffe und Com⸗ 
munion feftgeitellt werben Tönnen. 

Auch werben Em. Excellenz fich bie Ueberzeugung zu verſchaffen im Stande ſein, 
daß bie Katholiken — gleichviel, welcher Geſellſchaftsklaſſe und welchem Alter fie an⸗ 
gehören — in den erwähnten Behauptungen der evangeliſchen Schulleſebücher grobe 
Entſtellungen der Kirchenlehre erblicken, welche lediglich in der abfoluten Unkennt— 
niß katholiſchen Lebens zwar nicht eine Entſchuldigung, wohl aber eine Er⸗ 
klärung finden. 

Außerdem enthalten die gedachten Leſebücher über den geſchichtlichen Verlauf der 
Reformation und ber an dieſe ſich anlehnenden politiſchen Ereigniſſe vielfach Aufſätze, 
welche von katholiſchen Schriftſtellern unter Vorlage eines bedeutenden Bewelämaterials 
geradezu als verleumderiſche Angrifje auf die Kirche bezeichnet werben. 

Die Katholiken in Preußen haben dieſen Angriffen auf die Lehre und das Leben 
ber Kirche bislang beſondere Aufmerffamkeit nicht zugemwenbet, deßhalb auch entſprechende 
Anträge auf hemmendes Einſchreiten der Staatöregierung nicht geftellt: bie Berech⸗ 
tigung, derartige Anträge anzubringen, wirb aber feinem Katholiken und noch weniger 
einem katholiſchen Priefter beftritten werben können. 

Die am 4. c. in Unna verfammelt gemejenen Pfarrer aus den Diöcefen Münfter 
und Paderborn hielten dafür, daß es gerabe jetzt angezeigt fei, Ew. Excellenz Aufmerk⸗ 
ſamkeit auf den beflagten Uebelftand zu richten. Em. Ercellenz haben verorbnet, daß 
aus ben Schullefebüchern hinfüro ‚Alles fernbleibe, was etwa die Angehörigen anberer 
Eonfeifionen verlegen könne‘. Die erwähnten Pfarrer glaubten, baß bei der Eviben; 
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der Thatfadde eine nähtre Bemweisführung, wie fehr bie Katholiken durch bie proteftans 
tiſchen Lefebücher ſich verlegt fühlen müſſen, nicht erforberlich fei. Unter biefer Voraus⸗ 
feßung fonnten bie Pfarrer einen Binreihenben Grund für bie Beibehaltung der 2ejes 
büdyer bis zum 1. April 1878 nicht auffinden. Die mögliche Einwendung, daß fofort 
anbere, beffere Leſebücher nicht geboten werben könnten, müßte um beömwillen hinfällig 
erſcheinen, weil berfelbe Umſtand bie in ben katholiſchen Volksſchulen Weftfalend eins 
geführten Lefebücher vor fofortiger Entfernung nicht zu ſchützen vermochte. 

Die mehrerwähnten Pfarrer haben demnach unter nachträglicher Zuflimmung bed 
größten Theil der Pfarrei beider weftfälifcher Diöcefen die Unterzeichneten beauftragt, 
bei Ew. Ercellenz ben zur Sache erforberliden Antrag zu fiellen. Demnach erlauben 
fi die gehorſamſt Unterzeichneten, Em. Ercellenz zu bitten: 

Hochdieſelben wollen geneigteft anordnen, daß diejenigen Schullefebilcher, 
welche für Katholiken fchmwerverlegende Leſeſtücke enthalten, nicht bis zum 
1. April 1878 in ben evangeliihen Schulen beibehalten, vielmehr unverziiglich 
bem Unterriäätögebrauche entzogen werden. 

Um den Einwand abzufchneiden, als feien wir zur Einbringung eineß folchen 
Antrages Namens einer Anzahl ungenannter Pfarrer nicht Iegitimirt, erlauben wir 
uns, Ew. Excellenz gehorfamft zu erflären: 

bag mir den obigen Antrag auch im eigenen Namen als Katholiten, als 
Prieſter und als Pfarrer geftellt haben und ftellen. 

Münfter, den 18. October 1876. 


Kappen, Klein, Schulte, 
Stabtbehant in Münſter. Domcapitular in Paderborn. Pfarrer in Ermitte.” 


177) Weitere Eingabe des Klerus der Diöcefen Münfter nnd Paderborn in 
Erwiederung des abfchlägigen eultusminifteriellen Befcheides auf 
obige Kefchwerdefchrift. Dom 29. November 1876. 


„Euer Ercellenz erlaubten wir uns in unferer Eingabe vom 18. v. M. um Ent- 
fernung einiger namentlich aufgeführter Lefebücher aus dem Gebrauche der evangelifchen 
Säulen zu bitten. 

Hochdieſelben Haben mittelft Refcript8 vom 9. db. erflärt, aus unferer Eingabe 
feinen Anlaß zu weiteren Verfügungen, als ben bereit zur Sache getroffenen, ent= 
nehmen zu Tönnen. 

Ew. Ercellenz vermifjen in der Eingabe vom 18. v. M. ben Nachweis, ba wir 
die von Hochdenſelben in Betreff der Schulfefebücher bereits erlafienen Verfügungen 
genau geprüft haben. Wir glauben nicht, daß aus dem Irrthum, beffen wir ung, ges 
leitet von ben Angaben ber größeren Tagesblätter, hinſichtlich der Citation bes ‚Staats- 
anzeigerd‘ ſchuldig gemacht Haben, ein Vorwurf ber Fahrläſſigkeit bei Prüfung bes 
einichlägigen Materials hergeleitet werben darf. Was Ew. Ercellenz in früher erlaffenen 
Verfügungen, namentlich in den allgemeinen Beflimmungen vom 15. October 1872 und 
in ber Berfügung vom 11. December 1874 angeorbnet haben, kommt bei ber von und 
augebrachten Beichwerbe gar nicht in Betracht. Wir haben uns nur für verpflichtet 
gehalten, gegen die fernere Beibehaltung einer Anzahl von evangeliſchen Lefebüchern 
vorflellig zu werben, welche nach ber unwiberiprochenen Angabe ber Tagesblätter und 
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außweislich des ‚Centralblatted für bie Unterrichtsverwaltung in Preußen‘ (Jahrgang 
1876, &. 378) von Ew. Ercellenz durch Verfügung vom 5. Mai db. 3. für ben weiteren 
Gebrauch in den evangeliihen Schulen zugelaflen find. 
In unferer Eingabe vom 18. v. M. haben wir bie betreffenden Lehrbücher, gegen 
welche wir wegen ber in ihnen enthaltenen, für Katholiken ſchwer verletzenden Leiefkäde 
Beichwerbe erhoben, genau fo bezeichnet, wie Euer Excellenz biefelben in ber Verfügung 
vom 5. Mat d. J. namentlich aufführen. Wenn nun in bem und zugegangenen Griafle 


vom 9. d. M. Ew. Ercellenz verfihern, daß Hochdieſelben außer Stande ſeien, auf _ 


Grund unferer Eingabe wegen nicht genügenber Bezeichnung ber von und getabelten 
Lefeftüde, zu unterfuchen, ob unfere Behauptung, daß beffimmte Stellen bie Katholiken 
verlegen müſſen, richtig fet, fo bedauern wir allerdings, biefen Einwand nicht vorher im 
Betracht gezogen zu haben. Wir gingen von ber Weberzeugung aus, baß eB Ew. 
Ercellenz ein Leichted fein wilrbe, in Lefebüchern, weldhe von Hochbenjelben auf Grund 
einer — wie man annehmen barf — eingehenden Prüfung für ben Schulgebrauch 
empfohlen find, biejenigen Stellen aufzufinden, welche wir ala befonber8 tabelnswerth 
hervorhoben. Die in Frage kommenden Lefeftüde find beinahe ausfchlieglich reformations⸗ 
geſchichtlichen Inhalts und müflen dem ſachkundigen Lefer ſchon bei bloßer Durchſicht 
der ben Büchern beigegebenen AInhaltsverzeichniffe auffallen. 

Ammerbin wird und nunmehr, um ber in dem Erlaſſe vom 9. d. M. gegebenen 
Andeutung nachzukommen, obliegen, den königlichen Provinzial-Schulcollegien rechts 
zeitig eine Zufammenftellung ber für Katholiken verlekenden Lejeftüde aus ſämmtlichen 
in ben evangeliihen Schulen eingeführten Büchern vorzulegen. Die Beſchaffung 
bes dazu erforderlichen ſtatiſtiſchen Materials aus der ganzen Monarchie wirb zwar 
ſchwierig fein; wir glauben aber bei der Wichtigkeit der Sache Feine Mühe fcheuen 
zu dürfen. 

Dagegen konnten wir unfere Befchwerde vom 18. v. M. nur bei Ew. GErcellenz 
anbringen. Es handelte fi für uns darum, bie Entfernung von Lefebüdern aus dem 
Schulgebraude zu erbitten, zu deren Einführung oder Zulafjung die königlichen Pros 
vinzial-Schulcollegien von Ew. Ercellenz ausbrüdlih ermädtigt waren, 
In den — ſoviel und befannt iſt — neueften Auflagen biefer Bücher find bie von 
uns getadelten Stellen enthalten, 

Der Sat: ‚daß das Papſtthum das Refultat flolzen Strebend von Seiten bei 
Römifchen Biſchofs fet‘, findet fich in dem Lefebuche für Bürgerſchulen, herausgegeben 
vom bannoverfchen Lehrerverein (1878), III. Theil, Seite 397, während das Leſebuch 
von Bod, IV. Theil, 2. Abtb. (1876), Seite 128, dasſelbe andeutet, wenn daſelbſt 
gejagt wirb: ‚ed werde fäljchlih vorgegeben, daß Petrus ber erfte Biſchof von Rom 
geweien jet, unb deßhalb wolle der Papſt für ben Statthalter Chriſti auf Erden ges 
halten werben‘. Wörtli flieht ber erfie Sat auch in dem Volksſchulleſebuch von 
Scharlach und Haupt (6. Auflage, 1870) Seite 205, wo ferner in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem von bem hannoverjchen Lebrerverein herausgegebenen Leſebuche (a. a. O.) 
verficdert wird: ‚daß bie ganze verberblihe Macht bed Papſtthums über unferem 
theuren Vaterlande gerubt und ſchweres Unheil über Deutſchlands Fürſten und Völler 
gebracht habe‘. 

Der Sab: ‚Der Papft nannte fi Statthalter Ehriftt auf Erden; als ſolcher Babe 
er Macht, ben Leuten ihre Sünden zu vergeben, wenn fie Gelb zahlen‘, findet fi in 
dem Schullefebuh von Wetzel, Menzel, Richter, Borftufe (43. Auflage, 1875) 
Seite 194. 
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Die Behauptung: ‚daß in ber Kirche allgemein bie falſche Meinung entftanben 
fet, daß man fi Befrelung von Sünbenftrafen um Geld erfaufen Tönne‘, fteht wörtlich 
bei Segel, Menzel, Richter (Ausgabe B., 31. Auflage, 1875) Seite 892; dem 
Sinne nad bei Sharlah und Haupt Seite 121; bei Büdner, Deutiches Lefes 
Bud, II. Theil, Seite 217 (3. Auflage, 1876); bei Schneider, Deutſcher Kinder: 
freund (4. Auflage, 1876) Seite 2565 bet Bed und Zohannfen, Norbdeutiches 
Zeſebuch (11. Auflage, 1874) Seite 147; bei Preuß und Vetter (8. Auflage, 
1875) Seite 157; in dem beutfchen Lefebuche des heſſiſchen Lehrervereins (1874) 
Seite 288. 

Die von uns ferner als verlegend bezeichneten Sätze: ‚daß bie Kirche lehre, im 
Heiligen Abenbmahle dürften nur die Geiftlichen Beides, Leib und Blut des Herrn, 
empfangen; und baß bie Meſſe ein fehriftwidriger Gottesdienft fei‘, finden ſich der erſte 
wörtlich, ber zweite dem Sinne nach bei Wetzel, Menzel, Richter a. a. O. 

Die Behauptung: ‚daß die Kirche den Gläubigen bie Heilige Schrift vorenthalte‘, 
iR von fämmtlichen in unferer Beichwerbefährift vom 18. v. M. namhaft gemachten 
Lefebüchern als Grund für die Berechtigung ber Reformation verwerthet. 

Wir erlauben uns, zu wiederholen, was wir ſchon in unferer erfien Eingabe ver: 
ſicherten: daß bie deutſchen Katholiken nicht tiefer verleßt werben können, ald e8 durch 
bie vorſtehend außgehobenen Säße geichieht. Jeder Katholik erfcheint deßhalb auch be⸗ 
rechtigt, bei Ew. GErcellenz zu beantragen, daß bie Lefebücher, welche folche den con: 
feifionellen Haß ſchürende Behauptungen enthalten, aus ben evangelifchen Schulen ohne 
Zögern entfernt werben möchten. Dieſe Berechtigung iſt um fo weniger zu beftreiten, 
als die katholiſchen Lejebücher wegen einiger der Staatsregierung mißfälligen Stellen 
fofort entfernt wurden, obwohl ein Erſatz für fie nicht geboten werben fonnte. Wenn 
aber Euer Ercellenz von den angeführten evangeliichen Lejebüchern neue, uns nicht bes 
kannt gewordene Auflagen vorgelegen haben, melche bie verleenden Stellen nicht ent 
Balten, jo werben wir eine nad dieſer Seite von Hochdenſelben uns zu Theil 
werbende Correctur mit banfbarer Freude entgegennehmen. Weit größer freilich wird 
unjere und aller Katholiken Dankbarkeit fein, wenn uns für die Zukunft jede Gelegen⸗ 
beit genommen wirb, bei den königlichen Provinzial-Schulcollegien wegen Verlegung ber 
helligſten Gefühle, wie fie den Katholiken feither durch die evangeliichen Lejebücher zus 
gefügt wurbe, ferner noch Beichwerbe führen zu müſſen. 

Ew. Ercellenz verfihern am Schluſſe Ihres Erlaffes vom 9. d.: ‚daß Hoch⸗ 
dieſelben in einem für evangelifhe Schulen beftimmten Leſebuche einen Sag, wie ben, 
daß Luthers Reformationswert Heil und Segen über Deutſchland gebracht babe, für 
vollbereihtigt erachten und eine auch darin gefundene tadelnswerthe Verlegung anberer 
Blaubensgenofien unter allen Umftänben nicht erfennen‘. 

Wir begreifen diefe Verfiherung, wenn Ew. Ercellenz diefelbe als evangeliſcher 
Chriſt geben. Wir finden diefelbe auch ala Richtſchnur für bie Unterridhtsverwaltung 
zuläffig, wenn bie Volksſchule nad allen Seiten in fireng confeffioneller Scheidung ers 
halten werben fol. In dieſem alle müfjen die Katholiken aber beantragen, daß in 
ben für katbolifhe Schulen beftimmten Leſebüchern ber gegentheiligen Auffafjung von 
dem Reformationswert Luthers Ausbrud gegeben wird. In bem für bie Fatholifchen 
Schulen Weſtfalens heraudgegebenen Lefebuche ift das unterlafien. So lange biefe Ver: 
f@iebenheit beftehen bleibt, müfjen bie Katholiken in bem von Ew. Excellenz in Schuß 
genommenen Gate eine ſchwer verlegende Acuperung erbliden. Wir hielten und ver- 
Mliptet, Ew. Excellenz bie vorfichenben Grörterungen gehorfamft vorzulegen, noch ehe 
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wir bie näher motioirten Beſchwerden bei ben königlichen Provinzlal⸗Schulcollegien 
anbringen. 
Wir verharren mit der ſchuldigen Ebrerbletung 
Ew. Excellenz gehorjamfte 
Römiſch-katholiſche Pfarrer der Diöceſen Münſter und Paderborn. 
Namens und im Auftrage derſelben: 
Münſter, den 29. November 18716. Paderborn, ben 29. November 1876. 


Kappen, Klein, 
Pfarrer zum hl. Lambertus unb Domcapitular unb Landbdechant.“ 
Stadtdechant. 


178) Adreſſe der rheiniſchen Katholiken an Se. Aajeſtät den Kaiſer. 
Dom 15. October 1877. 


„Katferlihe Königliche Majeftät! 
Allergnädigfter, Allerdurhlauchtigfter Katfer, König und Herr! 

Namens und Im Auftrage von mehreren Taujend am 14. October d. J. in Köln 
verjammelten Katholiten aus allen Theilen ber Rheinprovinz geftatten ſich bie ehr⸗ 
erbietigft Unterzeichneten, Em. Majeftät nachſtehendes unterthänigftes Qittgefuch zu über: 
reihen. Die Entwidelung, welche das Unterrichtsmwefen feit Erlaß des Schulaufſichts⸗ 
gejeges vom 11. März 1872 genommen, bat die katholiſchen Unterthanen Ew. Majeftät 
in den Rheinlanden mit wachjender Beforgnig erfüllt. Faft ſämmtliche bis dahin ala 
Kreis:Schulinipectoren wirkende Römiſch-katholiſche Geiftlide find nad und nad aus 
diefem Amte entfernt worden; nur ausnahmsweiſe noch fungiren Fatholifche Pfarrer ala 
Local-Schulinfpectoren, und e8 fehlt fogar nicht an Fallen, in welchen die Auffiht über 
Römiſch-katholiſche Schulen nichtfatholtichen Anipectoren übertragen worden if. Der 
in ben Rheinlanden ſtets aufrecht erhaltene confefjionelle Charakter der Schule wird 
immer häufiger außer Acht gelaffen, die Bildung fogen. Mifchichulen, zum Nachtheile 
bauptjächlich bed Fatholiichen Theiles, von ber königlichen Staatsregierung begünftigt ; 
in manchen katholiſchen Schulen find in letzter Zeit nichtlatholifche Lehrer angeftellt 
worden. Wenn fchon die in dieſer Richtung vollgogenen Aenderungen altbewährter Ein- 
rihtungen von und auf's Tieffte beffagt werden müſſen, fo find die neuerbings ge- 
troffenen Anordnungen in Betreff der Ertheilung des Religionsunterrichts der Art, day 
die fatholifchen Unterthanen Em. Majeftät fich einem unlöslichen Eonflicte zwifchen ihrer 
teligiöfen Ueberzeugung und den flaatlichen Anforberungen gegenüber ſehen. In einem 
Reſcript vom 18. Februar 1876 bat ber Minifter ber geiftlichen 2c. Angelegenheiten ben 
Srundfag aufgeftelt, daß der fchulplanmäßige Unterricht in der Römiſch-katholiſchen 
Religionslehre wie jeber andere Unterrichtsgegenſtand lediglich im Auftrage und von ben 
Organen bes Staates erteilt werde. In Durdführung dieſes Grundſatzes find von 
der Fönigliden Staatsregierung Hinfichtlich der Ertheilung und Leitung bed katholiſchen 
Religiondunterrichts wie ber religiöjen Erziehung einfeitig und ohne Vereinbarung mit 
der kirchlichen Autorität Maßregeln ergriffen worden, welche den ber Römiſch-katho⸗ 
liſchen Kirche gebührenden Einfluß auf ben Unterriht und die Erziehung ihrer Gläu: 
digen in Frage ftelen und allmählich ganz befeitigen müſſen. Namentlich werben bie 
Schulamts-Candidaten in ber katholiſchen Religionslehre ohne Zuziehung eines Firdhs 
lichen Vertreters geprüft, Lehrer und Lehrerinnen ohne irgend welchen kirchlichen Aufs 
trag mit ber Ertbeilung des Fatholifchen Neligionsunterricht? betraut. Nach ber Lehre 
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unſerer heiligen Kirche bedarf es aber zur Ertheilung bed Unterrichts in ber katholiſchen 
Religionslehre der kirchlichen Sendung; einen ohne kirchlichen Auftrag ertheilten Reli⸗ 
gionaunterricht vermögen wir in feinem Falle als Römiſch⸗-katholiſchen Religiondunter⸗ 
richt anzuerkennen. Staatdgrundgefeglich fteht die Leitung des Neligiondunterrichtö ber 
Kirche zu. Die Lönigliche Staatäregierung macht jedoch die Ausübung biefes vers 
fafjungsmäßigen Rechtes von ihrer Zuftimmung abhängig, indem fie zur Leitung bed 
Reltgiondunterrihts nur bie ihr genehmen Geiſtlichen zuläßt, fo daß zahlreiche katholiſche 
Prieſter aud ber Schule vollſtändig ausgeichloffen worben find. Andererſeits machen bie 
ftaatlichen Auffihtsorgane,, felbit andersgläubige Inſpectoren, das ganze Gebiet der 
Religionslehre zum Gegenftand ihrer Controle. Es fehlt und unter diefen Verhältnifien 
an einer ausreichenden Bürgichaft dafür, daß in der Schule die Fatholifche Heildlehre 
unferen Kindern rein und unverfälfcht vermittelt werde; vielmehr ift die Befürchtung 
nicht unbegründet, daß der religiöfe Unterricht und bie religiöfe Erziehung nicht im 
Geiſte und Sinne der katholiſchen Kirche ertheilt und geleitet werbe. In dem natür⸗ 
lichen ſowohl wie geihichtlichen und gejeglichen Rechte der freien Neligionsübung für 
und und unjere Kinder ift der Anfpruch begründet: daß über unfere fatholifchen und 
tkatholiſch zu erhaltenden Volksſchulen Feine Aufſichtsbehörden gefeht werben, welche dem 
Rõmiſch⸗katholiſchen Belenntniffe nicht angehören; daß Niemand in ber Fatholifchen 
Religionslehre unterricäte oder prüfe, der nicht den Auftrag dazu von ben beredtigten 
Drganen ber Kirche erhalten hat; daß ben von ber Kirche beauftragten Prieftern bie 
GErtbeilung und Leitung des Religionsunterrichts, ſowie bie religlöfe Erziehung ohne 
Beeinflufjung belafien werde. Ew. Majeftät haben bei Höchſtdero jüngfter Anweſenheit 
in ben Rheinlanden auf bie von Vertretern der evangeliſchen Geiftlichfeit vorgetragene 
Bitte: den Beſtand der evangelifchen Volksſchule [hüten zu wollen, eine ebenfo huldvolle 
wie bentwürbige Antwort zu ertheilen geruht. Eingedenk des preußiſchen Wahlipruches 
und im Bewußtjein der ſchweren Verantwortlichkeit, welche unfere Eiternpflicht und aufs 
erlegt, wenden auch wir und an Em. Majeſtät mit der ehrfurchtsvollen unb unter: 
tbänigen Bitte: ed wolle Em. Majeflät gefallen, gleicherweife den vielhunbertjährigen 
Beſtand der Tatholiihen Volksſchule in den Rheinlanden mit ſtarker Hand zu [hüten 
und in Ianbesväterlicher Zürlorge die Gefahren abzuwenden, welche biefelbe zu tieffter 
Beunrufigung von Millionen treuer katholiſcher Unterthanen bedrohen. 
An Ehrfurcht und Ergebenheit verharren Ew. Majeftät treu gehorlamite 


(Folgen die Unterichriften. 
Köln, ben 15. Zcetober 1817.” 


179) Antwort des Cultusminiſters auf die vorgenaunte Adreſſe. Vom 
13. November 1877. 


„Lerlir, ber 13. Kovemitı 1877, 
An das Mitglieb des Hauies ber Akgenıbneten, Ferm 
Sulius Qadem, Hochwohlgeboren Eier. 

Die Eingabe, weite Em. :c. im Verein mit Kedenzehn ankeren ıheiniihen Ab: 
gestbneten unter dem 15. v. IH. in Zerrei verigiebener Znorbrungen ber Staau— 
tegierung auf bem Gebiere des Unierrichisweſens cn Ce. Lio:thã: ben Kailer und Könie 
gerichtet Haben, und melde bei Kirrscährbemieiben am 25. v. 3. eingegangen if, 
haben Ge. Mazeüsı un:er Lem 2%. v. W.. sur Srhfung ocb Leigeibeng on mis ct 
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geben zu laffen gerubt. Demgemäß eröffne ich Ihnen Hiermit Folgendes: Die in ber 
Eingabe vorgetragenen Beichwerben finb in ben lebten Jahren wiederholt Gegenftaub 
zahlreicher Petitionen und eingehender Erörterungen in ben beiben Häufern des Laub 
tageß geweſen und haben bei biefer Belegenheit Seitens ber Staatsregierung ihre Be 
antwortung gefunden. Indem ich daher im Allgemeinen auf bie besfalifigen biefiektigen 
Kundgebungen verweile, Tann id im Einzelnen vorab bezüglich ber Entfernung von 
Tatholifchen Geiftlichen auß dem Amte eines Kreis: ober LocalsSchulinfpectors unb ihres 
Erſatzes durch andere Schulauffichtsbeamte nur nochmals bemerken, daß baB edit zu 
ben gedachten Maßnahmen begründet iſt in bem Gefege vom 11. März 1873, ‚betreffenb 
die Beauffihtigung des Unterrichtd: und Erziehungsmweiens‘, nach welchem bie Erueuuung 
ber Local» und Kreis-Schulinipectoren bem Staate allein gebührt. Die befonbere Klage, 
welche Sie barüber erheben, daß es nicht an Fällen fehle, in welchen bie Aufficht über 
katholiſche Schulen nichtkatholiſchen Infpectoren übertragen worden jet, wirb weber burd 
daß Geſetz ſelbſt noch durch feine Handhabung begründet. Das Gefek vom 11. März 
1872 bindet bie Staatsregierung bei ber Auswahl ber Schulinfpectoren nicht burdh bie 
Rüdfiht auf confelfionelle Verhältniffe; in ber Praxis aber wird bei Ernennung ber 
Säulinipectoren biefe Rüdficht infomeit geübt, als e8 nach ben gegebenen Verhältniſſen 
ausführbar und ftattbaft if. Wenn auch in ber Rheinprovinz auf Antrag ber Unters 
baltungspflichtigen einzelne confelfionelle Schulen in paritätiiche umgewandelt worben 
find, fo waren dafür lediglich unterrichtliche und praftifche Gefichtöpunfte maßgebend. 
Daß eine ſolche Umwandlung, wie Sie angeben, zum Nachtheil hauptjächlich des katho⸗ 
chen Theiles von ber Staatsregierung begünftigt werde, ift eine Behauptung, welche 
don in dem Umftand ihre Widerlegung findet, daß in den Rheinlanden bie Nichte 
fatholifen bebeutend in ber Minberzahl find und ſonach bei Eintihtung paritätifdher 
Schulen in ber Regel die größte Mehrzahl der Kinder Fatholifchen Belenntnifjes fein 
wird. Auch ſetzt eine ſolche Einrichtung Berüdfichtigung ber confelfionellen Intereſſen 
in Betreff der Ertheilung bes Religionsunterrichts und ber Anftelung von Lehrern ber 
verſchiedenen Konfeffionen voraus. Im Uebrigen kann ich nur auf meinen Erla vom 
16. Juni v. J., Gentralblatt fir das gefammte Unterrichtsweſen, Seite 495, unb auf 
meine Erflärung in der Sitzung des Herrenhaufes vom 17. Juni v. J., flenographifcher 
Bericht des Herrenhaufes 298 fj., mich beziehen. Im Anſchluß an die biernad uns 
begrünbete Vefchwerbe über die Einrichtung einzelner paritätifcher Volksſchulen führen 
Sie noch an, daß in letzter Zeit auch in manden Tatholiihen Schulen nichtlatholifdhe 
Lehrer angeftellt mworben jeien. Sniofern Sie damit, wie id annehmen muß, den Bors 
wurf erheben wollen, daß auch in ſolchen Fallen, in denen nicht die Ummwanblung von 
bisher confeffionellen Volksſchulen In paritätiſche erfolgt war, Anftellungen ber bezeichs 
neten Art flattgefunden haben, fo find mir, wenn Sie nicht etwa einen augenblidTich 
zu ber Beſchwerde⸗Inſtanz gebiehenen und dort demnächſt zu erlebigenden Vorgang aus 
der Stadt Köln im Auge haben, berartige Fälle nicht befannt. Was fobann bie Ans 
ordnungen ber StaatBregierung bezüglich der Erthellung und Leitung bes katholiſchen 
Religionsunterrichts und insbeſondere bie bieffeitige Verfügung vom 18. Februar v. J. 
betrifit,, jo darf ich mich eines näheren Eingehens auf die Frage ber gefeglichen Bes 
gründung berfelben um fo mehr für überhoben erachten, als über Verfaſſungs- und 
Geſetzmäßigkeit biefer Anordnungen zwiſchen ben beiden Häufern bed Landtags unb ber 
Staatsregierung volle Uebereinfiimmung berricht und ber höchfte Gerichtshof bes Landes 
in wiederholten Erkenntniſſen fich ber Auffaffung der Staat8regierung angelchlofien hat. 
(Vergleiche insbeſondere den jtenograpbifchen Bericht über die Sitzung bed Haufes ber 
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Abgeorbneten vom 24. Januar d. J. ©. 81—96, und den flenographifchen Bericht über 
Die Sigungen des Herrenhaufes vom 27. Mat v. J., ©. 257—259, unb vom 10. Fe 
bruar d. J, ©. 82, 83, jowie bie Urtheile bes königlichen Ober-Tribunal3 vom 6. Januar 
umb 12. October vorigen Jahre und 14. Juni biefes Jahres. Oppenhoff, Rechtſpr. 
1876, ©. 10 und 650, unb 1877, ©. 417.) 

Wenn in ber Beichwerbe betont wirb, daß bie betreffenden Maßregeln Seitens 
ber Staatsregierung einfeitig und ohne Vereinbarung mit der kirchlichen Autorität 
ergriffen mworben jeien, fo hätte ber Nachweis der geſetzlichen Nothwendigkeit einer 
ſolchen vorgängigen Vereinbarung erwartet werben bürfen. Zu den Entlaffungsprüfungen 
katholiſcher Schulamt3-Canbibaten werben auf Grund der Inſtruction vom 18. October 
1817 und ber Minifterialverfügung vom 27. März 1827 vor wie nach biſchöfliche Com⸗ 
miffare in denjenigen Diöceſen zugezogen, wo noch gefeglich beftellte Biſchöfe im Amte 
find. Wo bieß, mie in ber Erzbiöcefe Köln und in ben Diöcefen Münfter und Trier, 
nicht mehr ber Fall ift, habe ich Sorge getragen, daß die Prüfung der Candidaten in 
ber katholiſchen Religion überall burch folche Geiftlihe und Lehrer erfolge, welche für 
ben Religionsunterricht nach Fatholifch-Firchlider Auffaffung vollbefähigt find. Damit 
iR inhaltlich der katholiſchen Kirche diejenige Gewähr für bie Neinheit und Unverfälfcht: 
heit bes religiöfen Unterrichts in ber Volksſchule gegeben, welche formell zu geben that« 
fähli möglich if. Daß auch nichtlatholiiche Schulauffichtäorgane das Gebiet ber katho⸗ 
liſchen Religionslehre zum Gegenftand ihrer Controle machen, dazu find fie, fo weit bie 
f&ulorbnungsmäßige Ertheilung biefes Unterrichts unb die Kenntnißnahme von ben 
Fortfchritten der Kinder in Frage fommt, durchaus befugt. Ein Eingehen Seitens 
nichtkatholiſcher Schulaufjihtshbeamten auf ben fachlichen Inhalt ber Fatholifchen Reli⸗ 
gionglehre, welches übrigens nur in ganz vereinzelten allen vorgekommen ift, habe ich 
ausbrüdlih unterfagt. Nach Vorſtehendem muß ich auch bie Behauptung der Bes 
ſchwerdeführer, als beſäßen fie feine ausreichende Bürgſchaft dafür, daß in ber Schule 
bie katholiſche Heilslehre ihren Kindern rein und unverfälſcht vorgetragen werbe, und 
als liege Grund zur Befürdtung vor, daß ber religiöfe Unterricht und bie religiöfe 
Erziehung ber katholiſchen Jugend nicht Im Sinne und Geifte ihrer Kirche in ben 
Schulen ertheilt und geleitet werde, als der thatfächlichen Begründung entbehrend zurück⸗ 
weiſen. Schließlich verweiſe ih Sie noch auf meinen in Abjchrift beigefügten Befcheib 
an ben Grafen Drofte zu Bijchering in Münfter, vom 13. v. M., beireffenb eine große 
Zahl ähnlicher, zum Theil im Wortlaut mit ber vorliegenden Eingabe übereinftimmenber 
Borftellungen aus der Provinz Weftfalen. Ich wieberhole, was ich bereits in biefem 
Beſcheide ausgeiprodden babe, dag, fofern in einzelnen Fällen Anläffe zu Beſchwerden 
über die Ausführung der von mir getroffenen Anordnungen gegeben find, fubftantlirte 
Darlegung der betreffenden Beichwerbepunfte wie bisher jorgiältig geprüft und orb- 
mungsmäßig erledigt werden wird. In ber vorliegenden Eingabe ift dieß nicht geichehen. 
Diefelbe bietet mir daher zu weiteren Anorbnungen feinen Anhalt; wohl aber gibt fie 
mir zu ber Beſorgniß Anlaß, es werbe fich durch dieſelbe in weiteren Kreifen die Annahme 
verbreiten, als ob durch die Allgemeinheit und thatjächliche Unbeitimmtheit der vorgebrach⸗ 
ten Beſchwerden der katholiſche Theil der Bevölkerung in Bezug auf Intereffen, welche 
ihm heilig find, in fortwährender Unruhe und rüdfichtlich der Intentionen ber Staatsregie⸗ 
rung im Unflaren erhalten werben folle. Ew. ꝛc. erjuche ich, von vorfiehendem Beſcheid 
den Herren Mitunterzeichnern ber Gingabe vom 15. October d. 3. Kenntniß zu geben. 

Der Minifter der geiftlichen, Unterrit3: und Mebicinal:Angelegenheiten. 
Halt.” 


Culturtampf⸗Acten. 22 
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180) Eingabe der katholifchen Schulgemeinden in Weffalen an das Culins- 
minifterinm in Betreff der Regierungsmaßregeln anf dem Gebiete 
der Dolkofchule. Dom September 1877. 


„An den königlichen Staatäminifter und Minifter ber 
geiftlihden, Unterrichts: und Mebicinalangelegen: 
beiten Herrn Dr. Falk, Ercellenz zu Berlin. 

Seit Erlaß des Schulauffichtögefeßed vom 11. März 1872 find von ber Föniglicdhen 
Staatöregierung auf dem Gebiete des Unterrichtsweſens mehrfach Anorbnungen getroffen, 
weldhe nad) unferer Weberzeugung den Einfluß, welcher ber roöͤmiſch⸗katholiſchen Kirche 
in Preußen auf Unterricht und Erziehung ihrer Gläubigen zuftebt, in Frage fiellen und 
allmählich ganz bejettigen müffen. Die königliche Staatsregierung hatte bei Berathung 
bes Schulauffichtsgefebes erflärt, daß bie beftehenden Verbältniffe durch das vorgeſchla⸗ 
gene Geſetz eine Aenderung faum erfahren, daß vielmehr die Geiftliden durchweg im 
Befige ber Schulaufficht verbleiben mürben. Heute — nad fünf Jahren — find aber 
in den Diöcefen Paderborn und Münfter fämmtliche römiſch-katholiſche Geiftlihe aus 
der Kreisſchulinſpection entfernt. Selbft die fogenannte Localjchulinipection ift regel: 
mäßig allen Piarrern genommen, welche ber betreffenden Bezirfäregierung irgendwie 
mißliebig maren. Neuerdings wird fogar für zuläjfig erachtet, daß bei ber Abgrenzung 
ber Schulinipectiondbezirfe die confeffionelle Scheidung der Schule außer Acht bleibt. 
In einzelnen Fällen find evangelifhe Schulen katholiſchen Inſpectoren und in einer 
größeren Zahl von Fällen find umgekehrt katholiſche Schulen evangelifhen Inſpectoren 
unterftellt morben. Su gleicher Weife wird die Einführung gemiſchter Schulen für beibe 
Eonfeffionen, zum Nachtheile hauptfächlich des Fatholiihen Theiles, von ber königlichen 
Stantöregierung mitunter geradezu befördert, obmohl des hochfeligen Königs Friedrich 
Wilhelm III. Majeftät die Einrihtung von Simultanſchulen wiederholt fir unzweckmäßig 
erflärt haben. Wir erachten die confeffionellen Mifchfchulen unter allen Umftänden und 
nad allen Richtungen für ſchädlich. 

Die königliche Staatsregierung hat ferner die fofortige Befettigung ber in ben 
Diöcefen Münjter und Paderborn in den katholiſchen Bolksfchulen ſeither gebrauchten 
Zefebücher angeorbnet, weil biejelben in den Firchengefchichtlichen Xefeftüden angeblich in 
ungeredhtfertigter Weife andere Gonfelfionsangehörige verlegen follten. Dagegen find 
im Gebrauche der evangeliihen Volksſchulen auch folche Leſebücher belaffen, welche bie 
Lehre und das Leben ber katholiſchen Kirche mit den ungerechteſten Anflagen ver: 
unglimpfen. 

Endlih Hat die königliche Staatsregierung ben Grundſatz aufgeftellt, ‚daß ber 
ihulplanmäßige Unterricht in der römiſch-katholiſchen Religionslehre, mie jeder anbere 
Unterrichtsgegenſtand, lediglich im Auftrage und von den Organen des Staateß er: 
theilt werbe‘. 

Um bieien Grundjag zur Durhführung zu bringen, find von der Föniglichen 
Staatsregierung rüdfichtlich der Ertheilung und Leitung des römiſch-katholiſchen Reli⸗ 
giondunterrichtes einjeltig Anorbnungen getroffen, ohne daß vorher die Zuftimmung ber 
Kirche erfolgt war. Insbeſondere ijt die Anjtelung von Geiftlihen an ben königlichen 
Seminarien herbeigeführt, ohne daß vorher feftgeftellt wurbe, ob von Seiten ber Kirche 
gegen die Anftellung nichts einzumenben fei. Die königliche Staatöregierung wird bei 
nochmaliger Prüfung der Sachlage nicht verfennen, wie tief das Fatholifche Gefühl ver: 
legt mwirb, wenn ein mit den kirchlichen Strafen belegter Priejter bie Leitung eines 
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Zehrerjeminars behält. Wie verfchieden aud der Standpunkt ber königlichen Staats⸗ 
regierung von dem Standpunkte der Kirche fein mag: immerhin wird bie Staatäregie: 
rung ermeflen fünnen, daß es den römiſch⸗-katholiſchen Staatsbürgern unerträglich er- 
feinen muß, wenn ein Fatholifcher Priefter, ber in voller Auflehnung gegen bie Firch: 
lichen Geſetze ſich verheirathet bat, in einem auch für katholiſche Intereſſen geichafienen 
Schulamte belaffen wird. Die Rüdficht auf biefes berechtigte Gefühl der Katholiken 
Hätte unfered Erachtens auch hindern bürfen, daß einem verheiratheten Priefter die 
Bearbeitung ber Fatholifhen Schulangelegenheiten bei einer benachbarten Bezirksregie⸗ 
vung übertragen blieb. Die Schulamtscanbibaten werben ferner in der Tatholifchen 
Religionslehre geprüft, ohne daß zu den ſtaatlich abgehaltenen Prüfungen ein Vertreter 
der Kirche zugezogen wird. Und doch hat die Fönigliche Staatsregierung vor der Ver: 
tretung des Volkes ausdrücklich anerfannt, daß gerade durch bie von Staat und 
Kirche gemeinfam abgehaltene Prüfung der bereihtigte Einfluß der Kirche gewahrt 
werben folle. 

Lehrer und Lehrerinnen werben ferner ohne irgend welchen Tirchlichen Auftrag mit 
der Ertheilung bes katholiſchen Religionsunterrichtes betraut. Es ift ber Verfuch ge 
macht, biefed Verfahren als eine durch bie altpreußifche Ueberlieferung mie burch bie 
Staatsgeſetze geforderte Ausübung der Staatshoheit hinzuftellen. Dabei hätten aber 
bie Vertreter der Staatsregierung nicht überfehen dürfen, daß nit nur ein früherer 
Gultusminifter, fondern Seine Majeftät der König jelbft die gerabe entgegengefeßte Anz 
ſchauung vertreten. Durch bie Cabinetsorbre, welche bie Anftelung der Lehrer und 
Lehrerinnen in den Regierungsbezirken Minden und Arnöberg im Anſchluß an bie 
bereitö beftehende Ordnung im Regierungsbezirk Münfter regelt, Haben Seine Dajeftät 
ausdrũcklich erflärt, ‚baß erſt ber Auftrag bes Biſchofs die Lehrer und Lehrerinnen zur 
Ertheilung bed Religiondunterrichts befähtge‘. 


Rückſichtlich ber Leitung des Religionsunterrichts macht die Töniglihe Staats: 
regierung die Ausübung bes bezüglichen verfaffungsmäßigen Rechtes der katholiſchen 
Kirche von ber ſtaatlichen Zuſtimmung abhängig. Es follen nur foldhe Geiftliche zur 
Zeitung bes Religionsunterrichtd zugelaffen werben, welche nach der Ueberzeugung der 
Staatsregierung bie nationalen Amede ber ſtaatlichen Erziehung nicht gefährden. Die 
ſtaatlichen Auffihtsorgane, ſelbſt evangelifche Infpectoren, follen nach Anorbnung ber 
Regierung daB ganze Gebiet ber Religionslehre zum Gegenftand ber Prüfung machen 
dürfen. Amar ift ihnen die Einwirkung auf den fachlichen Inhalt des Religionsunter- 
richts unterfagt. Ste follen nach dem Refceripte aber boch wieder barüber wachen, ob 
der Inhalt der Religionslehre etwas einfchließt, was mit den ftaat#bürgerlichen Pflichten 
im Widerſpruch fände. 

Die größte Anzahl der römiſch-katholiſchen Gemeinden in den beiden Diöcejen 

“ Münfter und Paberborn hat aljo zur Zeit feinerlei Bürgſchaft dafür, daß die von Gott 
ſelbſt durch feinen eingeborenen Sohn der fatholifchen Kirche anvertraute Wahrheit in 
der Schule rein und unverfälfcht gelehrt werde. Dagegen bat bie Fatholifche Bevölke⸗ 
rung allen Grund, das Schlimmfte zu befürchten, feitbem flaatliche Auffichtsbehörben 
den Verſuch gemadt Haben, Lehrbücher, welche für den Unterricht in der Glaubens: 
und Sittenlehre, wie in der bibliſchen Geſchichte von ben Biſchöfen zum Schulgebraudhe 
vorgefchrieben waren, ohne Weitereß zu befeitigen. Es bedarf gar nicht einer näheren 
Kenntniß der Lehren unferer heiligen Kirche, um zu verfteben, daß mir einen ohne 
kirchlichen Auftrag und ohne kirchliche Leitung erteilten Religionsunterricht in feinem 
Falle als einen Unterricht in der römiſch⸗-katholiſchen Religionslehre anfehen können. 

22* 
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Die Pfarrer unjerer beiden Diöcefen haben bereitö in eingehender Beweisführung ber 
tönigliden StaatBregierung dargelegt, daß bie fo geſchaffenen Uebelſtände bas göttliche 
Recht der Kirche geradezu aufheben unb außerbem auch mit bem Stantögrunbgefehe im 
Widerſpruch fehen. Der von ben Vertretern ber Staatsregierung gemachte Berfud), 
das eingeichlagene Verfahren geſetzlich zu rechtfertigen, ift in beiben Häufern des 
Landtages mit den flihhaltigften Gründen zurüdgemiefen. Gleichwohl beharrt bie 
Königliche Staatsregierung bi zur Stunbe auf ber zwangsweiſen Durdführung ihrer 
Anſchauungen. 

Dieſe Geſammtlage zwingt bie katholiſchen Staatsbürger Preußens, ihr unver⸗ 
jährbares, von Gott ſelbſt gegebenes, durch Königswort anerkanntes, durch bie Ber⸗ 
faſſung garantirtes Recht ernſt und entſchieden zu reclamiren. Die Unterzeichneten er⸗ 
füllen demnach lediglich eine heilige Pflicht, indem fie für ſich und ihre Kinder bie volle 
freie Ausübung ber römtjch-Fatholifhen Religion verlangen. Wir wollen biefe Res 
ligion üben und wollen fie unfere Kinder fo gelehrt wiſſen, wie bie katholiſche Kirche 
unter Leitung bed römtfchen Papfted, des unfehlbaren Lehrers ber Kirche, es vorjchreibt 
und verlangt. 

Wir fordern deßhalb im Allgemeinen Befeittgung aller entgegenftehenden Vers 
fügungen und Verordnungen. Im Beſonderen verlangen wir, ‚daß über unfere katho⸗ 
liſchen Volksſchulen ausſchließlich Fatholifche Auffichtsbeamte gejegt werden; daß Nie- 
mand in der katholiſchen Religionslehre unterrichtet oder prüft, ber nicht den Aufs 
trag dazu von ber Kirche erhalten hat; daß ben von ber Kirche damit beaufe 
tragten Prieftern die Leitung des Religionsunterrichtes ohne jede Beeinträchtigung bes 
laffen wird‘. 

Es darf ung nicht entgegengehalten werben, daß es lediglich Schulb ber Kirche 
fei, wenn ihre Rechte nicht in allen Punkten zur vollen Geltung kommen; baß e8 bie 
Biſchöfe ferien, welche durch ihre Wiberfeglichkeit gegen beftimmte Staatsgeſetze dieſe 
Uebelftände herbeigeführt hätten. Wir haben ein jeder ftaatlichen Behinderung abjolut 
verſchloſſenes Recht auf volle Uebung ber römifch-Fatholifchen Religion, unb bie 
königliche Staatöregierung hat die Pflicht, für Die Herbeifhaffung folcher Zuftänbe 
zu forgen, welche jenes unantaftbare Recht der preußiſchen Katholiken zur Geltung 
kommen laflen. 

Em. Ercellenz baldiger, geneigter Enticheibung fehen entgegen bie unterzeichneten 
römifch:fatholifchen Yamilienväter ber Gemeinde N. N.“ 


181) Petition der Katholiken Schlefiens an Se. AMajeſtät den Kaifer, die 
Aufhebung der Maigefehe und den katholifchen Religions- 
unterricht betreffend. Vom November 1877. 


„Allerdburdlaudtigfter, Großmächtigſter Kaifer! 
Allergnädigfter Kaijer, König und Herr! 


In dem unerſchütterlichen Vertrauen, daß das Ianbesväterliche Herz Em. Majeftät 
in gleicher Liebe wie zu unferen evangelifhen Mitbürgern, fo auch zu Ew. Majeftät 
treu ergebenen römiſch⸗katholiſchen Unterthanen fchlägt, wagen mir es, in einer Sache, 
welche unjere höchften Intereſſen auf’8 Tieffte berührt, dem Throne Ew. Majeflät ehr: 
furtönoll zu nahen. Wenn wir auch mit Ew. Majeftät Die das Land ſchwer brüdenbe 
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wirthſchaftliche Lage ſchmerzlich empfinden und beflagen, fo ift es boch in biefem Augen: 
Slide eine unvergleiglich höhere Angelegenheit, in welcher wir, von unferem Gewiſſen 
gedrängt, an Em. Majeftät Ianbesherrliche Fürſorge appelliten. Während wir bis vor 
wenigen Jahren, burch bie Staatsgrundgeſetze gefchübt, ungehindert unferes Glaubens Teben 
Tonnten, erfüllen uns bie jetzt überall zu Tage getretenen traurigen Verhältniſſe in 
Kirche und Schule mit der größten Sorge. Wir find Em. Majeftät römiſch-katholiſche 
Untertbanen. Ew. Majeflät will uns das Recht nicht nehmen, nad ben Glaubens⸗ 
lehren unferer heiligen römiſch⸗-katholiſchen Kirche zu Ieben. Gleichwohl find im deut: 
ſchen Reiche wie in Preußen Geſetze in Wirkſamkeit getreten, welche nad) unferer inner: 
fen Ueberzeugung in das Blaubensleben der Kirche eingreifen. 


Unfere heilige Kirche lehrt, daß das von Chriſtus, bem Sohne Gotted, feinen 
Apoſteln übertragene Amt mit allen auß biefer Uebertragung hervorgehenden Befug- 
niſſen allein von den Bilhöfen und Prieftern in Unterorbnung unter das Oberhaupt 
der Latholifcden Kirche, den Papſt, fortgeführt wird. An biefe find wir gewiefen und 
nur aus ihren Händen fünnen wir bie für unfere Seligkeit nothwendigen Heildmittel 
empfangen. Unb dennoch ift unfer von Gott gefetter Biſchof ſtaatlich entfegt; find 
viele Priefter trotz jchreienden Bebürfniffes gehindert, ihres Amtes zu walten und ges 
zwungen, bie Heimath zu meiden; finb bie Bildungsanftalten für ben Klerus veröbet; 
find bereit nahe an 100 Gemeinden unferer Diöcefe verwatst, fo daß daB Evangelium 
dort nicht mehr verkündet und die Sacramente nicht mehr gejpenbet werben; Die 
Kranken und Sterbenden entbehren in ber ſchwerſten Stunde ihres Lebens ben geift- 
lichen Zuſpruch und müffen babinfterben ohne bie Tröftung ber Religion unb begraben 
werben ohne den Segen ber Kirche; in einer Anzahl katholiſcher Kirchengemeinden be⸗ 
finden fih Geiftliche entgegen ben unabänberlihen Satzungen unſerer Kirhe und in 
BWiberfprud mit biefen Gemeinden; mehrere Kirchen find im Intereſſe einer jehr ge: 
tingen Anzahl fogenannter Altlatholiten ben römiſch-katholiſchen Gemeinden thatſächlich 
entzogen. Kaiferlihe Majeftät! Gin folder Zuftanb entipricht weber ben Grund: 
bedingungen ber Gewifjensfreiheit, noch ber und garantirten freien Religionsübung. 
Wir vermögen nicht zu fallen, wie jacramentale Handlungen, melde doch ganz aus⸗ 
ſchließlich übernatürliche Zwecke verfolgen unb unzweifelhaft dem inneren Leben ber 
Kirche angehören, derzeit unter uns erfchwert, gehindert und ftrafrechtlich verfolgt wer- 
den können. 

Wie aufldfend biefe uns fo ſchwer treffenden Zuftänbe auf alle Gebiete bes öffent: 
Tigen Lebens wirken und das Rechtsbewußtſein erichüttern, glauben mir bier nicht be: 
fonder8 hervorheben zu follen. Wir bitten baber nicht bloß in unferem Intereſſe, tim 
Intereſſe unſeres Gewiſſens, fonbern auch im Intereſſe des Staates: Em. Kaiſerliche 
Majeftät wolle gnäbigft diejenigen Maßregeln treffen, wmelche geeignet find, bie unfer 
Gewiſſen fo ſchwer belaftenben Zuſtände zu befeltigen und wieberum geordnete kirchliche 
Verbältniffe herbeizuführen, fo wie folche vor Erlaß der Maigefetgebung beftanden haben. 
So ſehr wir bie Herftellung georbneter Zuſtände auf kirchlichem Gebiete erfehnen, eben 
fo ſehr wünſchen wir fie hinſichtlich der Schule wieder herbei. Wir bürfen es Em. Kai- 
ſerlichen Majeftät nicht verhehlen, daß die Entwidelung, welche das Unterrichtämejen 
felt Erlaß des ES chulauffichtsgefeßed vom 11. März 1872 genommen, bie Tatholifche 
Bevölkerung ber Provinz Schiefien mit wachſender Beforgniß erfüllt Hat. Faſt ſämmt⸗ 
Tide rõmiſch⸗katholiſche Geiflihe find aus der Kreisfchulinipection entfernt und fogar 
die fogenannte Localihulinfpection iſt fait allen Piarrern genommen. Vielfach find 
Inſpectoren evangeliiher Confeſſion an beren Stelle gefeßt worden. Mit ber Ginfüßrung 
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gemiſchter Schulen und religiös indifferenter Lehrbücher und mit Aufhebung der con⸗ 

feffionellen Schulen geht man trotz des Proteſtes ber katholiſchen Schulgemeinden, na⸗ 
mentlich im Regierungsbezirk Oppeln, immer mehr vor. Wenn ſchon die in dieſer 

Richtung vollzogene Aenderung altbewährter Einrichtungen von und auf's Tiefſte beflagt 

werden muß, ſo ſind die neuerdings getroffenen Anordnungen in Betreff der Ertheilung 

bes Religionsunterrichtes der Art, daß bie katholiſchen Unterihanen Ew. Kaiſerlichen 

Majeſtät ſich einem unlöslichen Conflict zwiſchen ihrer religiöſen Ueberzeugung und ben 

ſtaatlichen Anforderungen gegenübergeſtellt ſehen. Ferner bat bie königliche Staats⸗ 

regierung in dem Miniſterialreſeript vom 18. Februar 1876 ben Grundſaztz aufgeſtellt, 

daß ber ſchulplanmäßige Unterricht ber römiſch-katholiſchen Religionslehre, wie jeder 

andere Unterrichtägegenftandb, lediglich im Auftrage und von den Organen bed Staates 

ertheilt werde. Nach ber Lehre unferer Kirche bebarf e8 zur Ertbeilung beB Unterrichts 

in der fatholiiden Religionslehre ber kirchlichen Sendung; einen ohne kirchlichen Aufs 

trag ertheilten Neligiondunterricht vermögen mir ala römifch-tatholifchen Religions 

unterricht nicht anzuerkennen. Wir find unter dieſen Umftänben voll ber Beſorgniß, 

baß ber religiöfe Unterrit nicht im Sinn und Geift der katholiſchen Kirche ertheilt 

und geleitet werde. Selbit ber Beicht: und Sommuntonunterricht erfährt an verfchle- 

denen Orten eine große Behinderung dadurch, daß ben Geiftlichen die Schullocale ſogar 
für dieſen Zweck geſperrt find. Mas enblich ſpeciell die Volksſchulen des polnifch 

ſprechenden Oberichlefiens anbetrifit, jo müffen wir beflagen, daß bie polniſche Sprache 

im Religionsunterriht nicht durchgängig diejenige Berückſichtigung erfährt, welche bie 
faßliche Darftellung ber Religionswahrheiten verlangt. Auf Grund bed in unterthäntg- 
fer Devotion Em. Majeftät PVorgetragenen und geftüßt auf das natürliche und durch 
bie Berfafjung garantirte Recht, wagen mir es daher, Em. Katferliden Majeflät ine 
fonderbeit mit ber ehrfurchtsvollen Bitte zu nahen, allergnädigft gebieten zu mollen, 
daß über unfere Fatholifchen Volksſchulen ausjchlieplich Fatholifche Aufſichtsbeamte geſetzt 
werben; daß Niemand in der Fatholifchen Religionslehre unterrichtet ober prüft, ber 
nicht ben Auftrag dazu von der Kirche erhalten hat, und daß den von ber Kirche bamit 
beauftragten Prieftern die Leitung bes Religiondunterrichts ohne jebe Beeinträchtigung 
belaffen wird. In ber vertrauensvollen Zuverſicht der gnädigften Erhörung unferer 
ebrerbietigft vorgetragenen Bitten erfterben mir als Ew. Kaiferlihen Majeftät treu= 
gehorfamfte Unterthanen.” 


182) Ans der Rede’ des Abgeordneten Dr. Reichensperger in der Sitzuug 
des Abgeordnetenhanfes vom 22. November 1877. Rückblick 
anf die Erfolge des Eultuckampfs. 


„IH glaube, daß es zum Bewußtſein bereits gefommen ift, daß auf dem von ber 
Regierung verfolgten Wege nur Schäben herbeigeführt werben können, und daß bag 
Ziel und der Zweck, der erftrebt wird, abfolut nicht erreicht worden ift und nicht erreicht 
werben kann. (Sehr richtig! im Centrum.) Und dad, meine Herren, liegt darin, daß 
von Anfang an bie Staatöregierung unb bie Majorität dieſes Haufe fich in einem 
fundamentalen Irrthum bewegt haben. Die Meinung ging dahin, bat der Widerſpruch, 
ber von meinen Freunden und mir diefer neuen firchenpolitiichen Geſetzgebung entgegen: 
geftellt worben ift, eben nur der Auffaffung einer Meinen, wie man es nannte, ultras 
montanen Clique entipringe, daß dagegen ber Klerus und das Volk in feiner All- 
gemeinheit gar nicht babei beteiligt fei. Daß, meine Herren, ift ber falſche Ausgangs: 
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punkt ber ganzen Maigefeßgebung, bie zu allen jenen gegenwärtigen Schäden geführt 
bat, und daß dieſe Anſchauung eine Täufchung geweſen ift, das, meine Herren, bezweifelt 
Heute fein Menſch mehr, ber noch ſehen und hören will. (Sehr richtig! im Centrum.) 
Heute flieht unzweifelhaft die ganze Fatholtiche Bevölkerung — natürlich mit den Aus⸗ 
nahmen, bie bei jeber großen Körperichaft beftehen, die aber wahrlich nicht in's Gewicht 
fallen — es befteht bei der gefammten fatholtichen Bevölkerung eine einheitliche, ges 
ſchloſſene Oppofition gegen die Maßregeln der Staatsregierung, und alle Mafregeln 
berfelben find gefcheitert und werben fort und fort fcheitern an biefer Einheit und 
Einigkeit des ganzen Tatholifchen Volkes. (Sehr wahr! im Centrum) Man bat An: 
fangs geglaubt und hat e8 hier gefagt: Der Klerus werde mit Freuden unb mit Dant 
bie Maßnahmen der Regierung annehmen, wodurch die bifchöfliche Autorität vermindert 
würde. Das Tatboliiche Volk würde mit demfelben Dante feine Emancipation von ber 
fogenannten bijchöfliden Tyrannei aus ben Händen ber Staatäregierung annehmen. 
Run, meine Herren, glaubt heute noch Jemand daran? ft ber Herr Mintiter ber 
Meinung, daß er auf dem bezeichneten Wege die Ziele, bie er fich vorgefegt, erreichen 
kann, ober {ft vielmehr nicht ſchon ber Gegenbeweis in ber flagranteften Weife geführt 
mworben? Bon biefem Standpunft aus hat man in ber neuen firchenpolitifchen Geſetz⸗ 
gebung zuerft geglaubt, die Firchliche Disciplinargemalt beichränfen zu follen. ch, 
meine Herren, will nur das eine Wort jagen, daß die deßfalls ergangenen Geſetze dahin 
geführt haben — ob fie dahin führen mußten, will ich bahingeftellt fein laſſen — alſo 
dahin geführt haben, daß preußtiche Gerichte es ald ein maigefeßwidriges Delict behandelt 
und verfolgt haben, wenn eine Losſsſprechung im Beihtftuhle nicht ertbeilt 
worben ifl. Deine Herren, über diefe Frage ift bier verhandelt worben. Ich verliere 
aber Fein Wort darüber, fondern conitatire nur einfach, daß ein Mann, wie ber Pro: 
feffor v. Schulte, der nicht ultramontaner Tendenzen verbädtig ift, in loyaler, ehren: 
hafter Weife biefe Anſchauungsart ſcharf und Öffentlich verurtheilt hat. Dir genügt 
biefeß Urtbeil. Dann, meine Herren, ift man mit den Gefeßen über bie Vorbildung 
unb Anftelung der Geiftlichen vorgegangen und bat biefe beiden Verhältniſſe in einer 
Weiſe reglementirt, al8 follten die Geiftlichen der katholiſchen Kirche eben nur Werkzeuge 
bes Staated fein, nicht aber lebendige und integrirende Organe einer anerkannten fas 
tholiſchen Kirche, einer felbftändigen Religionsgemeinſchaft. Dieß Syſtem, biefe geſetz⸗ 
lichen Anordnungen find von der Staatsregierung proponirt und durchgeſetzt worden in 
einem Augenblicke, wo fie bereits entſchloſſen war, den Geiſtlichen alle ſtaatlichen, öffent⸗ 
lichen Functionen abzunehmen, ein Entſchluß, der ja auch durchgeführt worden iſt. Auf 
dieſen inneren Widerſpruch iſt bereits im vorigen Jahre der Miniſter aufmerkſam ge⸗ 
macht worden, und da hat er entgegnet, es ſei ein Irrthum, wenn man annehme, daß 
dieſes Vorbiſdungs- und Anſtellungsgeſetz dictirt worden ſei durch bie Rückſicht auf bie 
der Geiſtlichkeit anvertrauten ſtaatlichen Functionen. Das ſei nicht der Fall. Der ent⸗ 
ſcheidende heute noch beſtehende Grund dafür ſei, dag die Geiſtlichen Volkslehrer ſeien 
im eminenten Sinne des Wortes. Nun, meine Herren, ich bemerke zuerſt, daß die 
Motive zu dem Vorbildungs⸗ und Anftellungsgeſetz ausdrücklich betont haben, daß ber 
Hauptgrund, die Hauptrechtfertigung für dieſe neue Geießgebung in ben öffentlichen 
Functionen ber Geittlihen liege, und ich Tage zweitend dem Herrn Minifter auf biefe 
feine Einwenbungen, daß er fi} burch bie bezeichnete Ceiekgebung gerabezu in bie Un- 
möglichkeit veriegt hat, Tünftighin nur noch einen einzigen jungen Volkslehrer im emi- 
. nenten Einne de3 Vortes zu erhalten. Und weiter, meine Serren, frage ich bie .liberalen’ 
Barteien des Faufes, sb ſie denn nicht der Meinung find, bar bie Rolle eines Volks— 
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lehrer8 im eminenten Sinne bed Worte auch von ber Tagespreffe geübt wirb? IE 
meine, vielleicht noch bebeutfamer und wirkſamer burch alle Schichten und Kreife ber 
Bevölkerung — und ich frage bie Herren von ber ‚liberalen‘ Seite, ob fie etwa bem 
Herrn Minifter auch ein Gefeg votiren würben, welches bie Borbilbung und Anftellung 
ber Herren von ber Preſſe reglementirt. Ich bezweifle bad unb möchte daraus bie 
Conclufion ziehen, daß bie Herren von ber ‚Iberalen‘ Seite ein Ginfehen zu nehmen 
hätten auch binfichtlich biefer Materie unb anerkennen, daß ed ein unzuläffiger Eingriff 
an fi fet, in der bezeichneten Weife bie Borbilbung der Geiſtlichen reglementiren zu 
wollen. Ich frage aber auch ben Herrn Miniſter felbft, ob er etwa nicht ber Meinung 
ift, daß die Biichöfe Preußens hochgebilbete Männer feten und ob fie, wenn fie bas 
nicht wären, alö personae gratae in ben Augen ber Staatsregierung bie Btichofsftühle 
hätten befteigen fönnen. ch frage weiter, ob man benn nicht annehmen bürfe, daß 
biefer Epiffopat ben Merth und bie Notwendigkeit ber wiſſenſchaftlichen Bilbung feines 
Klerus fühlt und kennt — und ob er nicht weiß, daß bie Unbildung ber fatholifchen 
Geiftlihen nur bie Gegner ber Kirche erfreuen würde. — Meine Herren, was nun bie 
Anftellung ber Geiſtlichen anlangt, jo ift das beftehenbe kirchenpolitiſche Syſtem das, 
daß die im Sinne der Staatöregierung vorgebildeten Kleriker ein kirchliches Amt über: 
haupt nicht follen erlangen können, wenn die Staatsregierung ihr Veto einlegt; biefeß 
Beto ift ein abfolutes Veto, denn bie Verclaufulirung, die bier im Abgeorbnetenhaufe 
beigefügt worden ift, hat nach der Anerkennung ber Majoritätsmitglieber ſelbſt einen 
durchaus diäcretionären, fubjecttven Charafter und fie ift von feiner Rechtsgarantie 
umgeben. Alſo, meine Herren, die Thatfache ift die, Daß ohne den Willen der Staats⸗ 
behörden überhaupt Fein kirchliches Amt verliehen werben folle und dürfe, bis zu ben 
allerniedrigften und unterften Functionen biefer Firchlicden Ordnung. Der Effect bier: 
von ift wiederum der, daß bie in Preußen neugemeibten jungen Kleriker, an benen es 
immer noch nicht fehlt, fofort in’8 Ausland wandern, nachdem fie ihre erfte Meile, ihre 
Primizmeſſe, mie man fie nennt, nad) guter alter Sitte in ihrem Heimathsorte gelefen 
haben, dafür aber, meine Herren, maigefeglih verfolgt und beftraft werben (Hört! 
Hört!), weil preußiſche Gerichte geglaubt haben, annehmen zn müffen, daß im Sinne 
der bier erlaffenen Dlaigefege dieſe Lefung einer Primizmeije ald bie maigejegwibrige 
Ausübung eines Tirchliden Amtes zu betrachten fei! (Hört! Hört!) Nun, meine 
Herren, ich verliere über die Beurtheilung biefer Sade kein Wort, ich ftelle die That⸗ 
fache Hin und möchte den Herrn Minifter Falk nur fragen, ob er mit dieſen Conſe⸗ 
quenzen, bie ich ja nut andeuten konnte, einverftanden iſt — ob er fie billigt oder ob er 
meint, daß die Geſetze mißdeutet worden find, alfo wohl einer Eorrectur, einer Reviſion 
bedürftig fein möchten. Ich möchte hierbei den Herrn Minijter an feinen urjprünglich 
proclamirten Standpunkt erinnern, den er nicht eingehalten bat. Er hat gejagt, bie 
Grundlagen, wie fie in ber öfterreichiichen Gefeßgebung ſich fänden und mie fie bort 
einen guten modus vivendi begründet hätten, jollten und bürften auch im Staate 
Preußen verwirklicht werben — und wir fönnten uns barüber nicht bejchweren. Nun, 
meine Herren, wir haben bamald geantwortet und ich mache heute wiederholt Darauf 
aufmerfiam, daß ber Herr Mintfter im Irrthum ift, wenn er meint, feine Geſetze durch 
Bezugnahme auf die öfterreichiiche Gejeßgebung deden zu können. Es iſt darin feine 
Nebe davon, — die Öfterreichifche Geſetzgebung weiß fein Wort davon, da der Staat 
die Ausübung rein kirchlicher FZunctionen irgendwie inhibiren, verbieten oder 
beftrafen dürfe. (Sehr ridtig!) Davon tft Feine Rebe in ber öfterreihiihen Geſetz⸗ 
gebung, fie fagt vielmehr nur, daß diejenigen Geiſtlichen, die nicht den jtaatlihen Ans 
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forderungen entipredden, nit bie bem geiftlichen Amte amvertrauten ſtaatlichen 
Zunctionen ausũben bürften und die bem entiprechenden Einfünfte nicht zu beziehen 
hätten. Das, meine Herren, iſt ein ander Ding, damit kann gelebt werben und wird 
gelebt, nit aber mit ben Maigefeben, welche bie Anftelung jedes Geiftlichen, alfo 
eventuell bie Ausübung des ganzen Eultus von dem Wohlbefinden ber Staatsbehörde 
abhängig erflären. Das ift ein Zuftand, ber kann und wird nicht angenommen wer: 
Den, unb er wird fi in feiner Inneren Falſchheit und Verkehrtheit an ben Thatfachen 
zerreiben. (Sehr wahr!) Nun, meine Herren, ald die betreffenden Gefeßentwürfe vor⸗ 
gelegt wurden, bat ber preußifche Epiffopat förmlich erflärt, er könne biefe Gefeßgebung 
in ihrer Geſammtheit nicht ausführen, weil fie ihrem ganzen Wefen nach die volle Re 
volutienirung und Zerfegung ber Tatholifchen Kirche bebeute. Wenn die Tatholifche 
Kirdge zerflört werben folle, daun möge biek durch die Staatsregierung gefchehen, nicht 
durch die Biſchoöfe; einzelne Wünfche und Sntereffen, die in ben Maigeſetzen verfolgt 
würben, fönnten durch bie Bifchöfe, andere durch den Römiſchen Stuhl befriebigt wer: 
ben, aber in ihrer Geſammtheit ſeien jie für fie nicht ausführbar, weil fie nur unter 
Verlegung ber Gewiſſenspflichten ſeitens bes Epiſtopats burchgeführt werben könnten. 
Nun, meine Herren, biefe Maigefege find eingeführt morben, aber burchgeführt find fie 
nicht; fie Fönnen nicht pofitiv durchgeführt werden ohne und gegen bie Biſchöfe, bie 
ihre Mitwirkung verfagen. Da galt e8 denn alfo nun, den Widerſtand zu bre 
Ken, und ber follte gebrochen werben durch Die weiteren Maigeſetze, welche bie Ab⸗ 
feßung der Biſchöfe und Priefter Preußens in bie Hand eines hierzu beftellten Staats⸗ 
geritähofes legten. Nun, meine Herren, biefer ſtaatliche Gerichtshof Hat functionirt, 
die Mehrzahl ber Bilchofsfige iſt vermwaist, viele Hunderte von Pfarreien im Staate 
Brengen finb geiperrt und entbehren jeber Seelforge, und zwar, meine Herren, bis 
herab zur Spenbung ber Sterbfacramente wird maigeſetzlich gegen bie zu biefem 
geiſtlichen Amte nicht maigeletlih Berufenen vorgegangen und werden Berurtheilungen 
ausgeſprochen. Ich, meine Herren, will und kann ja auch biefes Bild, und was fi 
hieran Enüpft, nicht vor Ihnen ausführen. Ich mache Sie nur aufmerfjam auf das 
eine Wort Lalengottespienft‘, ber in vielen Hundert preußiſchen Pfarrgemeinden 
eingeführt if, bie feinen Priefter mehr haben, mo die Gemeinden unter bem Vorbeten 
eineß ihrer Aelteſten fich verfammeln, in denen fein normaler priefterlicher Gottesdienſt 
gebulbet wird. Auch hiermit ift natürlich der pofitive Effect, ber erfitebt wirb, nicht 
erreicht worden; da hieß es denn, e8 gibt ja noch ein anderes Mittel, um ben renitenten 
Kleruß mürbe zu machen. Das Brodkorbgeſetz purbe erloffen, natürlid, meine 
Herren, nur unter ber Vorausſetzung, daß man annahm, entmweber fei bie Berufung ber 
Biſchöfe und bes Klerus auf ihr Gewiffen eine Unmahrheit, ober unter ber Vorauss 
fepung, daß das Gewiſſen überwunden werben würde durch das Brod. Nein, meine 
Herren, auch dieſes Mittel hat verſagt, obſchon es in einer Weiſe angewendet worden 
if, von der ich meine, daß auch die Männer von ben Majoritätsparteien ſchlechterdings 
nicht einverfianden fein Tönnten. Dieſes Brodkorbgeſetz iſt unterſchiedslos angemenbet 
worben auf alle Geiſtlichen, mochten fie jemals mit den Maigefepen in WKollifion foms 
men fönnen ober nicht, benn davon, dag fie mit ihnen hätten vorher in Gollifion 
Tonnnen müflen, if ja gar nicht die Nebe. Ja, meine Herren, ed wurbe angemenbet 
feibR auf bie emeritirten Geiftlichen, denen der Staat auf Grund feiner fiber 
nommenen Berpflichtungen Obbad und Nahrung zu geben hat, nachdem bie Geiſtlichen 
nit mehr irgend ein geifiliched Amt verwalten fonnten, — auch dieſen emeritirten 
Geiſtlichen gegenüber ift das Brodkorbgeſetz in Anwendung gebracht worben! (Hört! 
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Hört!) Nun, meine Herren, dieſe 2%, Millionen Mark figuriren noch in dem Bubget, 
fie werden nicht von bem Klerus in Anſpruch genommen, er entbehrt fle, er trägt baB 
Opfer in Gemeinſchaft mit bem katholiſchen Laienvolk, und ber Herr Minifter bat nid 
feinen Zmwed erreicht. Und, meine Herren, denken Sie das Eine babe: Diefeß Brob- 
forbgeieg hat eine Folge gehabt, bie ich eine gute nenne, wie ich überhaupt wahrgenom⸗ 
men babe, daß aus jedem Böſen irgend etwas Gutes erwächsſst nad) bem ſchönen Berfe 
im Fauſt. Dieſes Brodkorbgeſetz hat dad Eine Gute gehabt, daß das Tatholliche Veit 
gelernt bat, daß es jeinerjeit8 ben Staat und bie Staatshülfe entbehren 
Tann, während das katholiſche Volk fi fagt und es weiß, baß bie Regierung biefeß 
fatholifchen Volkes und feine guten Willens niemals entbebren kann, weber Beute, 
noch in derjenigen Zukunft, die ihre Schatten bereit in bie Gegenwart hineinwirit! 
(Sehr wahr!) — Nun, meine Herren, biteb noch Ein übrig, unb auch das if an 
gewendet worden; Sie jelbit mögen darüber urtheilen, wa8 man ba zu fagen unb zu 
denken bat. Nachdem bie bezeichneten Mittel verfagt haben, hat bie Staatsregierung 
fi gefagt, die Einigkeit zwijhen Klerus und Boll, die ben Fortſchritt bed 
ganzen maigejeßlicden Unternehmens unmöglich gemacht habe, bie folle und müſſe ges 
fprengt werden. Zu dem Ende hat die Staatsregierung das ultrabemofratiide Kir: 





hengemeindegefet vorgelegt, Dad noch rabicaler gefärbt war, als das furz vorher | 


erlaffene evangelijche Kirchengeſetz — und jie bat zweitens das Geſetz erlaffen, welches | 
ben gefperrten Pfarrgemeinden das Recht der Wahl ihrer Seelforger octroyirt ohne und 
gegen bie Biſchöfe, obgleich fie nach den Grunbeonftitutionen der im Staate Preußen 
anerfannten Fatholifchen Kirche nur Durch ben Biſchof defekt werben fönnen. Auch biefe 
beiden Geſetze haben vollftändig nicht bloß ihren Zweck nicht erreicht, fondern find zum 
Gegentheil umgeſchlagen. ‚Die Borftände der Kirchengemeinden find heute unendlich viel 
ihärfer und ultramontaner, als fie je geweſen find (Sehr richtig! im Gentrum), unb 
von dem Pfarrwahlreht haben die Gemeinden nicht Gebrauch gemadt. Der Her 
Minifter möge e8 und fagen, ich weiß feinen Fall. (Sehr ridtig!) Nun, meine 
Herren, ſollte ich doch meinen, das ſeien doch Lagen und Verhältniffe, bie einer recht 
erniten Erwägung bebürften und bie meines Erachtens cine Umkehr geböten. Diefe 
Umkehr wird auch durch die eigenen Anerkenntniffe des Herrn Minifterd als eine 
abjolut nothwendige hingeftelt. Der Herr Minifter hat zu verichiedenen Malen erflärt, 
baß es unläugbar ſei, daß aus ben Maigeſetzen vielfahe Härten und Lebelftänbe 
hervorgegangen feien, bie nicht beabjichtigt gemeien, Die auch nicht nöthig jeten. Alſo 
bie gormulirung der Maigefege par eine ſolche, daß fie felbft über das Ziel des Herrn 
Miniſters hinausſchoß. Der Herr Mintiter hat dann weiter gelagt: wir haben ein 
Geſetz, und danach muß der Gegner zwar nicht fterben, aber verderben. An biefem 
Geſetz — fagt der Minifter — halte ich, biß es abgeändert ift; aber er beantragt nicht 
die Abänderung, um die von ihm anerkannten Härten und Uebeljtänbe zu befettigen. 
Allein, meine Herren, ich erinnere Eie hierbei noch daran, daB wir andere Maigeſetze 
haben, die dem Minifter nicht die Pflicht auferlegen, die daraus erwachfenen Härten 
fofort eintreten zu laffen. Ich erinnere Sie an das fogenannte Kloftergejey. Dort 
ift dem Mintiter bloß die Befugniß ertheilt, bis zum Ende des Jahres 1879 bie 
betreffenden religiöſen Genoſſenſchaften, die ſich mit ber Waifenerziehung, mit bem 
Schulunterricht, mit der Fürſorge für dienſtlos gewordene Dienftboten, mit ber Wieber 
erhebung gefallener Frauensperſonen befchäftigen — dieſe Genoſſenſchaften bis Ende beB 
Jahres 1879 aufzuldjen, auseinander zu jprengen. Nun, meine Herren, ber Herr Mis 
nifter hat in möglichit beichleunigtem Tempo von biefer feiner Befugniß Gebrauch ger 
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macht, ald gäbe e3 überhaupt keinen fchöneren Zeruf, als bie Facultät, audzumeifen ! 
(Sehr wahr!) Und, meine Herren, fie find zum größten Theil geiprengt worben, und 
an anderen Orten, wie mir in ben lebten Tagen aus Aachen wmitgerheilt mworben, iſt 
von Reuem ein Ausweiſungserlaß ergangen — ich glaube, bis zum April fünftigen 
Jahres — gegenüber ber Genoſſenſchaft, bie. fih nennt ‚Bon Kinblein Jeſu‘ — eine 
Genoſſenſchaft, meine Herren, melde die Waiſenkinder pflegt, ihnen Unterricht ertheilt 
und fi} zugleich mit einer Kunftleiftung befhäftigt, mit ber Anfertigung von Para⸗ 
menten, welche bie bewunberndfte Anerkennung auf der großen Pariſer Weltausftellung 
erhalten bat. Sie werben auseinander gefprengt — ber Staat ijt gerettet, wenn bie 
Schweſtern Vom Kinblein Zeju‘ nur ja nicht auf preußifcher Erbe mehr Plab finden. 
(Hört! Hört) Meine Herren, biefe Sprengung iſt in ben meijten Fällen gefchehen 
gegen ben lauteflen Proteft auch der ‚liberalen‘ Gemeinbevertretungen, von ben fa- 
tholiſchen gar nicht zu fprechen — und dieß ift geichehen, obne dag man ben aus bei 
Säulen entfernten Kindern auch nur irgendwie einen entiprechenben Erſatz, ein Aſyl 
Bätte bieten fönnen. Die Maiienfinder werden an den Mindeftforbernden veraccorbirt, 
viele Hunderte von Kindern, bie in den Genoſſenſchaftsſchulen untergebracht maren, 
gehen unterricht8lo® umher, weil die Gemeinden feine Locale zur Verfügung haben. 
Und, meine Herren, bieje Kloiterfrauen felbit haben unter dem Schutze einer Geſetz⸗ 
gebung, bie es ihnen geflattete, ihren Lebenäberuf in dieſer genoſſenſchaftlichen Ver⸗ 
einigung geſucht und gefunden, ſie baben ihre ſchwachen Einlagen gemadt, um bie 
Anftalten zu gründen, fte Haben in bdiejen Anftallen nach dem Zeugniß ber eigenen 
Staatöbehörbe mit anerfennenswerther Thätigfeit gewirkt, in berjelben anerkennens⸗ 
mwerthen Weile, wie diefe Anerkennung den barmberzigen Schweſtern von der ganzen 
Belt gezollt if. Ein anderer Geiſt hat auch in diefen Genofjenjchaften nicht ge: 
bericht ; fie find auseinander getrieben — dieſe armen Klojterfrauen find 
exiftenzlo8 auf bie Straße geſetzt. (Sehr wahr! im Centrum.) Ich, meine 
Herren, kann meinestheil3 nur fagen, wenn ich Vieles, vielleicht Alles im ‚Sultur: 
Tampfe‘ begreife — wenn ih e8 mir ausdenken fann, daß eine mädtige Staats⸗ 
regierung ein würdiges Angriffsobject erblidt bat in den Bilchöfen, ber Hierarchie 
und bem Klerus; aber ich verjiehe es nicht, wie ſie diejen Angrifjspunft in ben armen 
Klofterfrauen gefunden und das geleiftet hat, mas ich bezeichnet habe. Nun, meine 
Herren, ba8 find die Folgen ber Action, bie wir befämpfen, und ich frage, ob ber 
Herr Minifler und ob die Majorität geneigt fein wird, diefe Folgen ala Erfolge zu 
betrachten. Ich follte boch meinen, daß ber Minifter fo gut wie die Majorität fich 
fagen muß, baß bier nur das Mittel Durchgeführt worden ijt, das harte Mittel, welches 
bazu bienen follte, um ben eigentlichen Zweck und das Ziel felbft zu erreichen. Das 
Biel war, ben Einfluß ber Staatdregierung auf das katholiſche Kirchen— 
leben viel weiter außzubehnen, als er bis bahin ausgebehnt war. 
Unb nun fragen Sie fih, meine Herren, ob denn heute auch nur noch ein Schatten 
von Einfluß ber Staatöregierung auf das katholiſche Kirchenleben beſteht — gejchweige 
denn davon, ba er vermehrt worden fei. Jeder Schatten von früher beftandenem ftaat- 
lien Einfluß ift abjolut vernichtet und befeitigt durch bie Thätigfeit des Herrn Mi- 
niſters. Es iſt zugleich eine einheitlich Oppoſition ber gefammten katho— 
lifſchen Bevdlferung hervorgerufen, bie doch auch zu einigem Nachdenken führen 
muß. Ich, meine Herren, glaube im Sinne unjerer deutihen Sprache bieß Verhältniß 
der Mittel zu den Folgen einfach qualifictren zu können al3 das, was man in ber 
deutſchen Sprache Mißregierung nennt. (Sehr wahr! im Centrum.) — Und nun, 
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merne Herren, noch einen Turzen Blick auf das Bebtet ber Unterrichtsverwaltung bei 
Herrn Eultusminifterd. Ich glaube Ihnen zeigen zu Bnnen, daß auf biefem Gebiete 
ber Herr Minifter zu den von ihm geübten Härten durch Tein Geſetz gendthigt war, 
daß er ohne Geſetz und, mie ich meiter behaupte, gegen mannigfadh beftehenbes, klares 
Landesgeſetz felhft gehandelt hat. (Hört! Hört! im Gentrum.) Damit bie Herren niägt 
von vornherein glauben, ich Hazarbire bier Behauptungen, fo Tage id} zugleich, daß biek ' 
gerichtlich burch den oberfien Gerichtshof felbft anerkannt und feftgeftellt morben in. 
Alfo, meine Herren, Sie werben meine Erörterungen mit etwas weniger innerer Ab- 
geneigtheit anhören; ich mwerbe Ihnen ben Beweis bafür führen. Es if ja bie alte, 
und ich möchte vielleicht jagen, bewährte (?) Trabition ber preußiſchen Schulverwaltung, 
baf für die Staat8behörbe ein eingreifender Einfluß auf bad gefammte Unterricätäwefen, 
namentlid auch auf dad Volksſchulweſen, erfirebt wurbe. Aber, meine Herren, dieſe 
altpreußifche Tradition war weit davon entfernt, In dem Lande, welches man bas Lan 
der Kafernen und Schulen genannt bat, die Schulen auch ala Kalernen zu bebanbeln. 
Daran kein Gedanke in der guten alten preußiſchen Zrabition. Die preußiiche Ver⸗ 
maltung bat durch weiſe Selbftbefhränfung auf biefem Gebiete alleß irgend Er⸗ 
reichbare wirklich erreicht. Sie hat es dadurch erreicht, daß fie der Geiftlichkeit ber 
betreffenden Confeffion tm Allgemeinen einen meittragenden Einfluß auf bad Volks— 
ſchulweſen geftattete und daß fie Hinfichtlich des Neligionsunterrichts abfolut anerkannte, 
daß berjelbe nur durch die Kirche und die Religionsgeſellſchaft ertheilt werben fönne, 
entweder direct durch die Pfarrgeiftlichen ober fubfibiarifh durch die Schullehrer, bie 
hierzu die Tirchliche Genchmigung erhalten hatten; wenn nicht, nicht! Bon einem 
Rechte der Staatsbehörbe, biefen Religiondunterricht ihrerſeits ertheilen zu laſſen, bat 
bie alte preußiſche Schultradition feine Ahnung gehabt. Wie erflärt fein Syſtem nun 
ber Herr Minifter? Gr fagt ſehr furz und anſcheinend fehr ruhig: ber Religions 
unterricht ift in den Volksſchulen ein obligatorifcher Lehrgegenftand ; die Volksſchule iſt 
eine Veranftaltung des Staates, ergo wirb der Religionsunterriht in der Volksſchule 
durch ſtaatliche Schullehrer ertheilt; ohne Weitered! Nun, meine Herren, bem Herrn 
Miniſter ift e8 jedenfalls nicht unbekannt, daß die preußifche Geſetzgebung und Ber« 
mwaltung nichts davon weiß, daß jeder NReligiondunterridt an und fir fi follte ein 
obligatorifcher Lehrgegenftand in ber Volksſchule fein — kein Gebante daran! Nur 
der Religtonsunterricht ber privilegirten brei Kirchen (OB! links), ber ift allein oblis 
gatorifcher Lchrgegenftand in ber Volksſchule. Diefes altpreußifche Syftem bat’ feine 
natürliche Berechtigung und Erflärung darin, daß ben betreffenden Religionsgeſell⸗ 
ſchaften bie Garantie gegeben mar, daß biejer Religiondunterrigt nur im Sinne ber 
betreffenden Religionsgefellichaft ertheilt werde. Dieſe Garantie bat aber der Herr Mis 
nifter nicht aufrecht erhalten, er hat fie als etwas Indifferentes fallen Iaffen. Der 
durch Artifel 12 ber Berfaffung als religionslos erflärte Staat mit feinen Sitaats⸗ 
behörben glaubt, den confeffionellen Religiondunterricht ertheilen laſſen und bie Fa⸗ 
miltenväter zwingen zu können, ihre Kinder einem ſolchen nichtgarantirten Religions: 
unterricht anzuvertranen. Nun, meine Herren, daß bier eine Gewiſſens- und Religions⸗ 
verlegung vorliegt, glaube ich nicht näher darlegen zu müffen. Bei den Kindern ber 
Diffidenten und ber Auben ift meines Wiſſens die Prätention des Staates nie auf: 
getreten, daß er auch biefen Religionsunterricht durch die ftaatlichen Lehrer aufoctroyiren 
könne. Aber, meine Herren, der Herr Minifter ift in feinem Erlaffe vom Februar v. J. 
noch einen Schritt weiter gegangen. Er bat auf Grunb bes bezeichneten Syllogismuß 
behauptet, daß dieſer fhulplanmäßige Religionsunterricht von der Pfarrgeiftlichfeit auch 
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nit in Der Kirche ertheilt werben bürfe, weil biefer ſchulplanmäßige Religionsunter: 
richt ein Monopol bes Staates ſei. Nun, meine Herren, nach biefer Seite hin bat ber 
Herr Minifier denn doch in den Entſcheidungen preußiicher Gerichte, insbeſondere auch 
des preußiichen Obertribunals, eine geſetzliche Schrante vorgehalten befommen. (Hört! 
Hört!) Sein Erlaß ift ſtellenweis als geſetzwidrig erflärt worben. 
(Hört! Hört!) Nun, meine Herren, bie preußiichen Gerichte haben in allen biefen 
Fragen eine Stellung eingenommen, bie gewiß nicht den Schluß rechtfertigt, daß fie au 
übermäßiger Sympathie für die katholiſche Kirche Iaboriren. Ete haben ben Staub: 
punkt eingenommen, daß fie ausſprachen, bie Diinifterialerlafje des Herrn Dr. Zalt 
ſeien zu reſpectiren, auch wenn fie im Gegenfaß ftänden zu ben älteren, vormärzlichen 
minifteriellen Feſtſtellungen über das Volksſchulweſen, und zwar darum, meil die Ge: 
site annahmen, ber Artikel 112, welcher beſtimmt, daß es bis zum Erlaß des neuen 
Unterrichtögefehes fein Bewenden habe bei den beſtehenden gefegliden Kin- 
richtungen, beſage nur, daß diejenigen Einrichtungen, bie unmittelbar In einem 
Geſetze ausgeiprodhen wären, firirt feien. Ich bin ber Meinung, daß das eine mine 
deſtens zweifelhafte Rechtsanſchauung iſt; ich will ja nicht bagegen polemifiren, es 
‚würbe ja auch bier vergeblich fein. Aber ich möchte doch zur Erwägung anbeimgeben, 
ob es nicht eine befannte Sache ift, daß, fo zu jagen, das gefammte preußiſche Unter: 
richtsweſen mit feinem Atom auf directem Gefeße, fondern nur auf Minifterialerlaffen 
beruht. Wenn nun im Artikel 112 die beſtehenden geſetzlichen Einrichtungen firirt 
find, dann kann barınter etwas Anderes nicht verftanden werben, als biejenigen Gin: 
richtungen, bie feiner Zeit in gefetlicher Weife, d. h. von ben hierzu competenten Di: 
niftern ausgegangen find. — So glaube ich, daß dieſer Artikel zu verftehen fei. Allein 
es ift, wie gefagt, in biefer Richtung dem Erlaffe bed Herrn Miniſters ſeitens ber Ge⸗ 
richte micht entgegengetreten worden. Wohl aber hat der Minifterialerlaß von Februar 
1876 das Unglüd gehabt, mit wirflihen Landesgeſetzen zu collibiren. 
Diefer Minifterialerlag wurde aud in dem Lande Hohenzollern in’3 Werk geſetzt; es 
mwurben bie betrefienden Pfarrgeiftlichen, gegen welche das minifterlelle, in bem Erlaß 
bezeichnete ‚Bebenten‘ obwaltet, aus ber Echule ausgewieſen. Tie bohenzollern’fche 
Vfarrgeiftiicgkeit iR aber ber Ueberzeugung geweſen, baß fie ein geleglihes Hedi 
babe, ben ſchulplanmäßigen Religionsunterricht zu ertheilen, und fie Hat ihn ertheilt im 
ben von ben Gemeinden ihr angewielenen Localen, beziehungsweife in den Kirchen. Es 
Bat dann ſtrafrechtliche Berfolgung flattgefunden, und es war namentlid ber Pfarrer 
Bieger, der vor Gericht geftellt wurbe, aber in beiden Anftanzen freigelprochen worden 
iR. Beide Inftanzen erflärten, daß bie Schulordnung vom Jahre 1809 in Hohenzollern 
ben Pfarrgeiftlihen das Recht zumeist, biefen Iulplanmäkigen Keligionsunterriht zu 
ertbeilen, unb bat bieie Schulorbdnung ein Beleg ſei. Hiergegen wurbe bie Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde natürlih eingelegt; das föniglihe bertribunal bat aber burd Er⸗ 
fenninig vom 27. September d. 2. die Nichtigkeitsbeiſchwerde als unbegründet zurück⸗ 
gewiefen unb erklärt, dan der Erlasß des Kern Vüniſters im Lande Kobenzollern ben 
Geſetzen wiberipredge, alio selbit geſerwidrig ſei. (Fön: Sört!, Der Herr Diünifter 
müßte fi} eigentlich Hierbei Tagen, ba® in Lohenzolern ber Eraat Preuſen in Eefahr 
Rebt, wenn es ja wahr ifi, bas ieine Anorbnungen burd bie Ziherung ber Siaats⸗ 
interefjen geboten seien und nicht eiwa burg feine Abneigung gegen farheliige Erin: 
liche ober religiöie Angelegenheizen im Algemeinen. Er wärde alfo in Gohensoiern 
noch erſt ben preukiigen S:aa: durch ein neues Eeieg reiten müflen (Heiterkein,, durch 
welches feine Eünige ans Inınmefien verwifig: werden. (Zegr gut’, Und, meine 
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Herren, das Alles, was ich angebeutet Habe, geſchieht Angeſichts bes Artikels 24 der 
Berfaffungsurfunde, der ba beftimmt, daß ben Religtonsunterriät in ber 
Volksſchule die betreffenden Religionsgefellfhaften leiten! Bon 
diefem Artifel hat der Herr Eultusminifter zu wieberholten Malen erflärt, ba er nidt 
bloß ein Veriprehen für die Zukunft barftellt, ſondern daß er actuelleß Recht im 
Staate Preußen jet, weil der Inhalt dDiefe Artikel 24 übereinftiimmte mit ben im 
Artikel 112 aufrecht erhaltenen geſetzlichen Einrichtungen. Das ift bie Erflärung bes 
Herrn Minifterd, und nichtsbeftomeniger ift jeber Gedanke an eine Leitung be Re 
liglonsunterrichtes durch bie Confeſſionsgeſellſchaften wegbemonftrirt worben. Der Herr 
Minifter bat nicht anerfannt, wie wir es behaupteten, daß das Wort ‚leiten‘ ibentiſch 
fet mit den Morten ‚beforgen und überwaden‘, wie fie in ber octroyirten Ber⸗ 
fofjungsurkunde geftanden haben. Allein ber Herr Minifter tft nicht im Stanbe, ben 
Eommiffiondbericht der erften Kammer auß ber Welt zu ſchaffen, ber es außbrüdliid 
bejagt, daß das Wort ‚leiten‘ an die Stelle ber Worte ‚bejorgen und überwachen‘ geſetzt 
fet, weil beide Ausbrüde identijhen Inhalt Haben follten. Die Staatsregie⸗ 
tung bat damals fih vollſtändig damit einverflanden erklärt und eine fünfunb- 
zwanzigjährige Staatdprariz hat danach gehandelt, ohne daß jemals aus 
ben Kammern, die boch nicht immer ſympathiſch maren mit ben religiöfen Intereſſen, 
auch nur ein Laut des Widerſpruchs gegen dieſe Staatspraxis erhoben worden wäre. 
Was befteht denn aber heute noch von einer Thatſache, auf bie das Wort ‚leiten‘ An 
wendung finden könnte? Der Herr Cultusminifter fagt in feinem Erlaß: fein Pfarr 
geiftlicher hat ala folcher dad Recht, auch nur die Schule zu beſuchen; zu dieſem Be⸗ 
ſuche find nur Diejenigen autorifirt, gegen welche eine Staatsbehörde Tein ‚Bedenten‘ 
hat — natürlich Fein maigefeßliche® Bedenken, nicht Bedenken gegen den Religions: 
unterricht, den dieſer Pfarrgeiftliche ertheilen würbe —, und dann heißt e8 weiter: Dies 
jenigen Pfarrgeiftliden — und e3 find im Staate Preußen vieleiht nur noch wenige 
Dutzend, denn fie find jozufagen en bloc au8 der Schule ausgewieſen morden — bie 
wenigen Begnadigten aber, welche das Recht des Beſuches haben, aljo bie Vertrauens» 
männer bed Herrn Minifters find — da jagt der Erlaß: fie haben bas Net, ben 
Religiondunterriht zu befuchen, auch ragen zu ftellen, auch den Lehrer unter vier 
Augen zu berichtigen, und wenn biefer Schullehrer, der nach der Angabe ber päbago: 
giihen Zeitung — eined evangelifhen Blattes — vielfach ein Halbmwüchfiger Knabe 
von 14—17 Jahren ift — wenn dieſer Repräfentant der Staatögewalt (Heiterkeit) fich 
vom Pfarrer nicht berichtigen läßt, dann, meine Herren, hat dieſer begnabigte Pfarrer, 
der noch das Recht des Beſuches bat, das weitere Recht, Beſchwerde bei ber 
Sähulauffihtsbehörde zu führen. Und um nun biefem Syſteme fo recht bie 
Krone aufzufegen, jagt ber $ 10 desſelben Erlaffes: dieſe ftaatlicde Schulauffichtsbehörbe 
bat aber nicht dad Net, über ben Inhalt des Religionsunterrihts zu 
entfheiden. Sa, meine Herren, mie ift e8 möglid, daß in einem und demſelben 
Erlafje zwei ſolche Gedanken Plak finden können! — Das tft mir unverftändlid. Ich 
meine, bier heißt es nicht mehr: difficile est, satiram non scribere, fonbern bie 
Satire und ber Hohn liegt auf ber Hand. (Sehr wahr! im Centrum.) Nun, meine 
Herren, ich babe in Beziehung auf dieſes Thema bei ber legten Berathung Sie barauf 
hingemwiefen, daß es doch ſchon längſt im Staate Preußen ‚liberale‘ Stimmen 
gibt, bie dieſes Syitem Falk für ein abfolut unbaltbare halten. Ich habe damals 
citirt Blätter aus Schlefien, aus Berlin, aus ber Rheinprovinz, felbft die ‚Kölnifche 
Zeitung‘ bat fih unterfangen, ähnlich zu urtheilen. Sch erlaube mir nur, hinzuzufügen, 
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daß aud In ber allerjüngfien Zeit die ‚Nattonalliberale Correipondenz‘ ſich mit biejer 
Frage beichäftigt und erflärt bat, daB von bem Herrn Minifter Falk inaugurirte 
Syſſtem ſei unbaltbar, unleidlich und unerträglid. Ich meine, das Gerechtigkeitsgefühl 
in biefem Haufe bejagt daßfelbe..e Der Herr Abgeordnete Dr. Virchow bat basjelbe 
bereits ausbrüdlid ausgeiprohen beim Beginne des ‚Eulturfampfes‘. Sch habe biefe 
feine Aeußerung in einer vorherigen Seifion in feiner Abmefenheit mitgetbeilt. Sie tft 
bamals von einem jener politifchen freunde mißbeutet worden, unb ich glaube, mir 
‚erlauben zu müflen, ba e3 nur menige Zeilen find, biefe Erflärung bed Gern Ab: 
geordneten Dr. Birhow bier noch einmal mitzutheilen. Er bat bei Berathung bes 
Schulauffichtsgeſetzes erflärt, fein Beftreben ſei dahin gerichtet, bie volle Trennung ber 
Kirche von der Schule, aljo die Ausſcheidung des Neligiondunterrichtes herbeizuführen, 
unb bann hat er aber Folgendes hinzugefügt: 


Ich win aber zugleich conftatiren, daß ich nicht fo weit gebe, mie bie gegen: 
wärtige Regierung gebt, daß ich ben NReligionsunterricht irgend Jemandem 
oetroyiren will. Ich fiehe da ganz auf Ihrer Seite (des Gentrumß); id) 
werde Sie unterflüßen, wenn es fi darum handelt, biefe Seite ber Frage ficher 
zu fielen. Ich will abfolut nit, daß e3 in die Hände bes Staa- 
tes gelegt werde, den Kindern einen beſtimmten Religion: 
unterricht ertbeilen zu laſſen durd eine beliebige Perſon, die ber Re⸗ 
gierung genehm if; im Gegentbeil, Sie werben uns nad dieler Seite voll- 
kommen bereit finden, Ihr Bunbesgenofje zu fein, und die katholiſchen Mitbürger 
fo gut wie bie proteftantifchen [hüten zu helfen.‘ 

Meine Herren, im vorigen Jahre hat der Herr Abgeorbnete Virchow, wenn auch 
nicht in fo eingehender Weije, aber fachlich biefen feinen Standpunft wieberholt gefenn» 
zeichnet und bat nur gemeint, daß ein birectes Vorgehen darum jett nicht nöthig ſei, 
weil daß Unterrichtägejeß ja in nächfter Ausficht ſtehe. Ach glaube nicht, daß beute 
biefer Troft von dem Herrn Abgeordneten noch getheilt wird. Ach, meine Herren, ers 
Häre, wie wir das bereit8 zu wiederholten Malen getban haben, daß mir mit Herm 
Birchow und mit ber Fortſchrittspartei den von ihm bezeichneten Weg mit betreten 
werben, obgleich wir ihn für einen verberblidhen und verhängnifvollen Weg erachten, 
dann nämlih, wenn bie königliche Staatsregierung ſich nicht dazu entichließen will 
ober fann, zu dem bewährten Syitem ber Vergangenheit zurüdzufehren, d. 5. ben obli- 
gatoriſchen Religiondunterricht in ber Volksſchule nur unter der Garantie ber betref- 
fenden Reltgiondgefelichaft ertheilen zu laffen — si non — non. Wir find der Mei: 
nung, baß ed befjer jei, feinen Neligtondunterricht in der Volksſchule, als einen 
verfälfchten ober als einen ſolchen, für deſſen Echtheit feine Garantie befteht. Wir 
find ber Meinung, bag mit biefem Außfcheiben des Meligionsunterrichtd aus ber Volks⸗ 
ſchule dieſe ſelbſt degradirt werben wird. Wir find endlich der Meinung, daß das 
chriſtliche Volk in Preußen fehr wenig einverftanden damit fein wird, und mir ftellen 
anbeim, ob künftighin die Rabicirung des Metneidsbegriffes ausreichend fein wird 
durch die Beſtimmung bes Strafgejetes, wenn der Staat feine Garantie mehr hat und 
fordert, ob überhaupt noch religiöje Erztehung in feinem Volfe befteht, mas ja bie 
Zolge fein wird, wenn er nicht mehr obligatorifcher Lehrgegenſtand ift; bann hängt 
Alles ja vom freien Belieben und Ermefjen ab. Ich, meine Herren, will hiermit 
ſchließen. Ich glaube, daß ich mehr vielleicht, als gewünſcht morben if, vorgetragen 
babe, um Ihr Urtheil über die gegemmärtige Verwaltung unjeres Eultuss unb Unter 
richtsweſens zu charakterifiren. Ach follte meinen, baß heute bie bereits im 
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Sabre aus ber Mitte ber Majoritätsparteien ausgeiprochenen Wünſche fortbeftehen, baß 
eine Remebur eintreten möge und zwar durch bie Initiative ber GtaatBregierung, welche 
die Sache ja befanntlich jo weit gebracht bat, ala es gefommen if, fowie daß eine 
ſolche Abhülfe nöthig fei, und zwar minbeftend nad) den Seiten Hin, wo ber Herr Mi⸗ 
nifter felbft anerkennt, daß unbeabſichtigte Härten und Uebelftänbe mit ben unter feiner 
egibe erlaffenen Gejeben verbunden feien. Nun, meine Herren, auf biefen auß ber 
Majoritätspartei geäußerten Wunſch hat der Herr Minifier Falk am 28. Februar 1877 
folgende Erklärung abgegeben: 


‚sh möchte wiſſen, wie das aufgefaßt werben würbe, wenn ein folder Schritt 
von Seiten bes Minifteriumd geſchähe. Würden Sie (zum Centrum) nicht Alle 
fagen: Nun, Gott fei Dank, bie Regierung if auf bem Rückmarſche, umb 
mwürbe daraus nicht Ihr Wunſch, Ahr Ruf hervorwachſen: Nun wollen wir aber 
alles Dasjenige burchfegen, was wir überhaupt wollen 7 

Dann bat der Minifter noch geſprochen von ber milberen Strömung, die burd) 
das Haus gegangen fel, und mit folgenden Worten gefchloffen:: 

‚Die Regierung wird nicht eher dazu fchreiten, nicht eher Derartiges denken 
können, als bis fie andere, unter anderen Umfländen gewonnene und in anbereı 
Weiſe zeugende Beweiſe gehabt bat, daß eben mit Abjchnitt einiger Härten 
unb Uebelftände dem ganzen bitterböjen Kampfe ein Ende gemacht werden könne. 

Meine Herren, ich geftehe ofien, daß mir eine weniger ſtaatsmänniſche Aeußerung 
als dieſe nie vorgefommen if. (Sehr richtig! im Centrum.) Ich befcheinige dem 
Herrn Minifter, daß wir mit bem Abfchneiden der anerfannten Härten und Uebelftänb: 
keineswegs zufriedengeftellt fein werben, daß wir nach wie vor und flärfer, ald 
biß beran, forbern merben, die verfaflungsmäßige Freiheit ber Kirchen: unb Religions: 
geſellſchaften mieberberzuftellen, nachdem die Erfahrungen gemadt find, bie früher in 
dem vormärzlihden Staate Preußen unmöglich gewefen waren. Aber, meine Herren, {fl 
denn davon, ob wir zufriedengeftellt find, die Frage abhängig, ob anerkanntes Unredi 
befeitigt werben folle und müſſe? Ueberfieht denn ber Herr Minifter, ba ber bitterböft 
Kampf, wie er ihn felber nennt, bo auch Schärfen und Schneiden hat, bie felbfl 
dann befeitigt werben könnten und müßten, wenn er noch Hoffnung hätte, fein Hauptziel) 
meiter verfolgen zu können? Oder jollen und müſſen nicht diefe Härten von dem Herr 
Minifter abgefchnitten werben, wenn es ihm anders nicht an der erforderlichen Selb: 
verläugnung fehlt? (Sehr ritig! im Centrum.) Der Herr Minifter bat zu meine 
Berwunberung aber ſelbſt angedeutet, daß er biefe Selbftverläugnung nicht bat, benr 
fonft würde er nicht das militäriihe Wort Rüdmarjch‘ haben anwenden follen unt 
dürfen. Mir gibt das nur Beranlaflung, ben Herrn Minifter daran zu erinnern (wenn 
er ſich einmal mit militärtiden Morten bier befakt hat, indem er von Rüdmarid 
ipricht, was allerdings feinen fiegreichen Charakter an fidh trägt), wa8 er dann von 
unferen Kriegsartikeln kennt unb denkt? etwa gegenüber einem General, ber bie ihm 
anvertrauten Intereſſen gefährbet hat und den Rückmarſch darum antreten müßte, abeı 
nicht antritt. Diefe Kriegsartikel würden gegen ihn angewendet werben! (Bravo! im 
Gentrum, Unruhe linf3.) Sa, meine Herren, immer voraudgefegt, daß anerfanntı 
Härten und Uebelflände in unbewußter Weife durch die Geſetzgebung des Herrn Mi: 
niſters ſelbſt geichaffen find. Bon dieſer Vorausſetzung ſpreche ih, von einer anderen 
nit. Deßfalls, meine Herren, fage ich weiter, daß der Herr Minifter Falk im vorigen 
Jahre ſelbſt anerkannt hat, daß er bazu verpflichtet fei. Denn in berjelben Rede 

bat er Folgendes geiprochen, er bat verfichert: 
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‚unter allen Umflänben aufrecht zu erhalten ben Ruhm des preußiichen Beamten, 
feine Pfliht zu erfüllen, mag bie Sade fo ſchwer fein, wie 
fie wolle. 

Das, meine Herren, iſt bie Sade! Es ift für ihn ſchwer, zu bem von ihm 
bezeichneten Rückmarſch zu fchreiten, aber es tft bie Pflicht bed preußiſchen Beamten, 
wenn er jelhft erfannt hat, daß unbeabfichtigte und unnöthige Härten und Mebelftänbe 
durch ihn hervorgerufen worben find. Meine Herren, ich fchließe mit bem Worte, daß, 
wenn ber Herr Minifter Falk Hierzu nicht im Stande ift, daß er dann dem Gtante 
Preußen nur noch einen Dienft leiften Tann, nämlid: Se Majeflät zu 
bitten, ibm einen Nachfolger zu geben. (Gelädter links) Ja, wenn Sie 
anberer Meinung find, fo ift das ja Ihre Sache. (Bravo! im Centrum.) Alſo, meine 
Herren, bie Bitte Sr. Majeftät entgegenzutragen, ihm einen Nachfolger zu geben, ber 
feinerfettß bie anerfannten Härten und Uebelſtände befeitigt, und ben ‚bitterböfen Eultur: 
kampf erlebigt, das tft meine Conclufion! (Bravo! tm Gentrum, Ziſchen links, erneuertes 
Bravo unb erneuertes Ziſchen.)“ 


183) Brief des Heiligen Vaters Leo XIII. an den dentfchen Kaifer zur 
Anzeige feiner Thronbefleigung. Vom 20. Februar 1878. 


„Bapit Leo XI. 
entbietet bem allerdurchlauchtigſten und mächtigſten Kaiſer und König feinen Gruß. 


Dur bie unerforſchlichen Wege des Herrn und ohne irgend ein Verdienſt von 
Unferer Seite find Wir auf ben Stuhl des Apoftelfürften erhoben worden, und Wir 
erlegen Uns bie angenehme Pflicht auf, Em. Kaiſerliche und Königliche Majeftät, unter 
deren mächtigem und ruhmreihem Scepter eine fo große Anzahl von Anhängern unferer 
heiligſten Religion lebt, von diefer Thatſache unverzüglich in Kenntniß zu jegen. 

Da Wir zu Unferem Bedauern die Beziehungen, welche in früherer Zeit jo glüd: 
Reh zwiſchen dem Heiligen Stuhl und Ew. Majeftät befanden, nicht mehr vorfinden, 
fo wenden Wir Und an Ihre Hochherzigkeit, um zu erlangen, baß ber Friebe und bie 
Kuhe des Gewiſſens biefem beträchtlichen Theile Ihrer Unterthanen wiebergegeben 
werde. Und bie katholiſchen Unterthanen Ew. Majeftät werben nicht verfehlen, mie es 
ihnen .ja auch der Glaube vorfchreibt, zu dem fie ſich befennen, fich mit ber gewiſſen⸗ 
heſteſten Ergebenheit achtungsvoll und treu gegen Em. Majeftät zu zeigen. 

In vollfter Ueberzeugung von ber Gerechtigkeit Em. Majeftät rufen Wir Gott 
den Herrn an, daß er Ahnen bie Fülle feiner himmliſchen Gaben verleihe, und flehen 
Im en, er wolle Em. Majeftät mit Uns durch die Bande ber vollfommenften chriſt⸗ 
lichen Liebe vereinigen. 

Gegeben zu Rom in ber Bafilica von St. Peter, ben 20. Februar 1878, tim 
erften Jahre Unferes Pontificats. 

Gezeichnet: Papſt Leo XIII.“ 


14) Antwort Ir. Majefät des Kaiſers vom 24. März 1878. 


„Berlin, ben 24. März 1878. 
Guilielmus, Dei Gratia Imperator et Rex, Leoni XIII., Summo Ecclesise 
Romano-Catholicae Pontifici, Salutem. 


Ich habe bad Schreiben vom 20. v. M., durch welches Em. Beiigtet MI von 
GulturtampfMeten. 
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Ihrer Erhebung auf ben päpftlichen Stuhl in Kenntniß zu feßen bie Güte Haben, durch 
Bermittlung der verbündeten Regierung Sr. Majeftät beB Königs von Bayern mit 
Dank erhalten. Ich beglückwünſche Ste aufrichtig dazu, daß bie Stimmen bes Heiligen 
Collegiums fi auf Ihre Perfon vereinigt haben, und wünſche Ihnen von Herzen eine 
gefegnete Regierung der Ihrer Obhut anvertrauten Kirche, 

Ew⸗ Heiligkeit heben mit Recht hervor, bag Meine Tatholiichen Untertbanen gleich 
ben anderen ber Obrigkeit unb ihren Geſetzen bie Folgſamkeit beweifen, welche den 
Lehren bes gemeinjamen chriftliden Glaubens entſpricht. Ich barf in Anknüpfung an 
den Rüdblid, ben Ew. Hetligfeit auf bie Vergangenheit werfen, hinzufügen, daß Jahr⸗ 
hunderte hindurch der chriſtliche Sinn des deutſchen Volkes ben Frieben im Lanbe und 
ben Gehorfam gegen deſſen Obrigkeit treu bewahrt bat und für bie Sicherftellung biefer 
werthvollen Güter auch für bie Zukunft Bürgſchaft leiſtet. 

Gern entnehme Ich den freunblidden Worten Ew. Heiligfeit bie Hoffnung, daß 
Sie geneigt jein werben, mit bem mächtigen Einfluß, welchen bie Verfafiung Ihrer 
Kirche Em. Hetligleit auf alle Diener berfelben gewährt, dahin zu wirken, bag aud 
biejenigen unter ben Letzteren, welche es biöher unterliegen, nunmehr dem Beiſpiel ber 
ihrer geiftlichen Pflege befohlenen Bevölkerung folgend, den Gefeben bes Landes, in Dem 
fie wohnen, fich fügen werben, 

Ich bitte Em. Heiligkeit, die Verfiderung Meiner größten Hochachtung genehmigen 
zu mollen. 

Guilielmus, Imperator et Rex. 
(gegenge;.) v. Bißmard.* 


185) Schreiben Ir. K. Hoheit des dentfchen Kronprinzen an Ze. Heiligkeit 
Papſt Leo XII. vom 10. Iuni 1878. 


„Berlin, den 10. Juni 1878. 

Ew. Heiligkeit für bie auf Anlaß des Attentate8 vom 2. d. M. bewieſene Theil 
nahme Selbft zu danken, tft ber Katjer, Mein Herr Vater, leider noch nicht im Stanbe; 
gern laſſe Ich es daher eine Meiner erſten Obliegenheiten fein, an Seiner Statt Ionen 
für den Ausdrud Ihrer freundlichen Gefinnung aufrichtig zu banken, 

Der Katjer hatte mit Beantwortung des Schreibens Em. Heiligkeit vom 17. April 
gezögert in ber Hoffnung, daß vertrauliche Erläuterungen inzwiſchen bie Möglichkeit 
gewähren würden, auf bem ſchriftlichen Ausdrud principieller Gegenſätze zu verzichten, 
welcher fich bei Fortſetzung des Schriftwechjeld im Sinne des Schreibens Em. Heiligkeit 
vom 17. April nicht vermeiden läßt. Nach Inhalt des Ichteren muß ich leider an- 
nehmen, daß Em. Heiligkeit die in dem Schreiben Meines Herrn Baterd vom 24. März 
auögedrüdte Hoffnung nicht glauben erfüllen zu können, daß Em. Helligkeit ben Dienern 
Ihrer Kirche ben Gehorfam gegen bie Gefege und gegen die Obrigkeit ihres Landes 
empfehlen wiürben. 

Dem dagegen in Ihrem Schreiben vom 17. April ausgeſprochenen Verlangen, bie 
Verfaffung und bie Gefege Preußens nad den Sapungen ber Römiſch-katholiſchen 
Kirche abzuändern, wird Fein preußiſcher Monarch entipredden können, meil bie Un: 
abhängigfeit ber Monardie, beren Wahrung Mir gegenwärtig als ein Erbe Meiner 
Väter und als eine Pflicht gegen Mein Land obliegt, eine Milberung erleiden würde, 
wenn bie freie Bewegung ihrer Gefeggebung einer außerhalb berfelben ftehenden Macht 
untergeorbnet werden follte. Wenn es daher nit in Meiner, und vielleicht auch nicht 
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in Em. Heiligkeit Macht flieht, jebt einen Principienftreit zu fchlichten, ber feit einem 
JZahrtauſend in ber Geſchichte Deutſchlands fi mehr als in ber anderer Länder fühlbar 
gemadt bat, fo bin Ich doch gern bereit, bie Schwierigkeiten, welche ſich aus dieſem 
von ben Vorfahren überlommenen Eonflicte für beide Theile ergeben, in bem Geifte 
der Liebe zum Frieden unb der Verſöhnlichkeit zu behandeln, welcher das Ergebniß 
Meiner hriftlicden Ueberzeugungen if. Unter der Vorausſetzung, Mid mit Ew. Heilig: 
Xeit in folder Geneigtheit zu begegnen, werbe Ich bie Hoffnung nicht aufgeben, baß 
da, wo eine grunbfähliche Verſtändigung nicht erreichbar ift, doch verſöhnliche Gefinnung 
beiber Theile auch für Preußen ben Weg zum Frieden eröffnen werde, ber anderen 
Staaten niemals verfähloflen war. 

Genehmigen Em. Heiligfeit ben Ausbrud Meiner perfönlichen Ergebenheit unb 
Berebrung. 

Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
(gegengg;.) v. Bismard.“ 


186) Schreiben des Papfles Leo XIII. an den Erzbifchof von Köln vom 
24. December 1878. 


„Zum Troſte und zur Freude gereidhte Uns Dein ergebened Schreiben, in welchem 
Du Uns bei Annäherung des Weihnachtsfeſtes Deine Wünfche in glüdverheigenber 
Weiſe ausdrückteſt. Das Schreiben ijt ein beutliched Zeugniß fomohl für Deine aus- 
gezeiäänete Liebe zu Und wie auch für Deine ungeſchwächte Anhänglichkeit an ben 
Heiligen Stuhl. Diefe Gefinnungen vermehren Unfere Liebe zu Dir, gereiden Dir 
zum Ruhme und zum Lobe und betätigen noch Fräftiger die volle Ergebenheit ber Dir 
anvertrauten Herbe ber Kölner Kirche gegen Uns. Nur durch Gottes Willen, ber 
Alles regiert und lenkt, ift e8, glauben Wir, geichehen, daß ähnliche Beweife der Liebe 
unb Ergebenheit, mie bie Deinen, Uns von ben übrigen ehrwürbigen Brübern, ben 
Biſchofen bes Latholifchen Erbfreifeß, gegeben wurden. In bem Wirrfale unferer Zeit 
erfreut und Träftigt Uns dieſe wunderbare Einigkeit und drängt Uns, mit dem Apoftel 
auszurufen: ‚Gelobt fei Gott, der und ja in all unferer Trübjal tröftet‘ (2 Cor. 1). 
Und in der That, als Wir, eben auf ben Apoftoliihen Stuhl erhoben, Uns an alle 
ehrwürbigen Brüder im Epiffopat wandten, bemerften Wir in ihren Antworten eine 
foldge Uebereinftimmung in den Gedanken, Meinungen und faft in ben Worten, daß 
Wir Uns nit bloß über bie munberbare in ber Kirche lebende Einheit freuen, ſondern 
daß fih auch klar Herausftellt, daß bie Biſchofe bed ganzen Erdkreiſes treue Ausleger 
der Lehre ſind, welche von dem Apoſtoliſchen Stuhle überliefert wird, und daß ſie auch 
ferner eifrige Helfer in Unſeren Hirtenſorgen und Arbeiten ſein werden. Dieſe Einigkeit 
in ber Lehre, in ben Rathſchlägen und Thaten flößt Uns die Hoffnung ein, daß Uns 
Alles nad Unferem Wunſche gelingen werde, woraus nicht nur bie Kirche Vortheile 
zleben, ſondern auch bie bürgerliche Geſellſchaft die reichften Früchte ernten wird. Du 
weißt freilich, ehrwürdiger Bruber, daß dieß Unfere oft von Uns in Worten ausgebrüdte 
und Öffentlich befunbete Ueberzeugung ſei; bie traurigen Gefahren, welche ber menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft drohen, rühren vorzugsmeife baher, daß überall das Anfeben ber 
Kircde Iahmgelegt ift, To daß fie ihren heilfamen Einfluß zum Wohle ber Gefellichaft 
nicht öffentlich ausüben kann und in ihrer Freiheit fo bebinbert if, daß man ihr faum 
geftattet, im Geheimen für dad Bebürfnig und Heil ber einzelnen Menſchen Sorge zu 
tragen. Diefe Ueberzeugung iſt Unferer Seele nicht nur daraus gefommen, daß Wir 
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die Natur und wirffame Kraft ber Kirche wohl erfannt haben, fonbern auch auß un⸗ 
zweifelhaften Zeugniſſen ber Geſchichte, burch welche auf's Einleuchtenbfie bewiefen wird, 
baß der Staat bann in befter Blüthe fteht, wenn bie Kirche volle Freiheit des Hanbdelns 
genießt, daß hingegen, fo oft fie In Feſſeln geſchlagen wird, jene Grunbfäge unb Lehren ur 
Macht gelangen, burch welche jedes menſchliche Gemeinweſen erſchüttert und aufgelöst wirb. 

Da dieß alfo ſchon längft Unfere Ueberzeugung geweien, war es natürlich, ba 
Wir vom Beginn Unferes Pontificats bie Fürften und Bölfer zum Frieben und zur 
Freundfchaft mit der Kirche zurüdzuführen Und bemühten. Dir namentlich iſt es bes 
fannt, daß Wir zeitig Unieren Sinn barguf gerichtet hatten, daß auch bie eble Nation 
ber Deutichen nach Beilegung der Zerwürfniffe Die Güter und Früchte eineß batterhaften 
Friedens unter Wahrung der Mechte ber Kirche erlange. Es if Dir auf, wie Wir 
glauben, befannt, daß, was Uns betrifft, nichts unterlaffen worben ift, um dieſes fo 
herrliche und Unferes Strebens jo würdige Ziel zu erreihen. Ob aber bag, was Wir 
begonnen Haben und zu vollenden ſtreben, ſchließlich einen glüdlichen Ausgang nehmen 
wird, weiß nur ber, von dem alle Gute fommt und ber Uns ein fo glühenbes Streben 
und Sehnen nad Trieben eingegeben bat. 

Aber wohin immer die Dinge fi wenden, Wir werben ergeben in Gottes Rath⸗ 
ſchluß mit bemfelben Eifer in dem Und übertragenen ſchwierigen Amte ausbarren bis 
an's Lebensende. Denn eine ſolche Sade barf man nicht bintanfegen, noch vernach⸗ 
läffigen, zumal ba megen der verlehrten Lehren und tolfühnen Pläne ruchlofer 
Menſchen, bie ale Zügel ded Geſetzes abwerfen, ber religiöfen, ber politiichen,, endlich 
der gejellichaftlicden Ordnung eine jo ſchwere Gefahr droht, daß Wir bie Pflichten 
Unjeres apoftolifden Amtes zu verfäumen glauben würben, wenn Wir nicht der bereits 
in bie äußerfte Gefahr. gebrachten menſchlichen Gejellichaft die wirkſamſten Hülfsmittel 
ber Kirche barböten. Es werben Und daher von dieſem Entſchluſſe, für das allgemeine 
Wohl und auch dasjenige Deines Volkes zu ſorgen, feinerlei Hinberniffe, woher fie auch 
fommen mögen, abbringen. Denn Unfer Herz wird nicht rubig fein, fo lange Wir zu 
ungebeurer Gefahr ber Seelen die Hirten der Kirche verurthellt ober verbannt, bas 
priefterliche Amt in Hinberniffe aller Art vermwidelt, bie religiöfen Genofſenſchaften und 
frommen Gongregationen zerftreut und bie Jugenderziehung, jelbft biejenige ber Geiſt⸗ 
lien, der biſchöflichen Auffiht und Wachſamkeit entzogen ſehen. Damit nun biefes 
von Uns unternommene Wert bes Heild deſto volllommener und ſchneller zu einem 
guten Ende gelange, fordern Wir Dich, ehrwürdiger Bruder, jomie bie übrigen erlauchten 
Biſchöfe jener Gegenden auf, daß Ahr mit Und mit vereintem Gifer und vereinten 
Kräften bie Vollendung jenes Werkes erftrebt, eifrig bedacht, bad bie Eurer Obhut ans 
vertrauten Gläubigen fich gegen bie Lehren ber Kirche mehr und mehr gelebrig er⸗ 
weilen und bie Borjchriften bes göttlichen Geſetzes von Tag zu Tag genauer befolgen, 
bamit die Gemeinſchaft ihres Glaubens offenkundiger werde durch Erfenntnig al deß 
Guten, da3 in ihnen ift in Ehrifto Jeſu. (Brief Pauli an Philem. 6.) Und daraus wirb 
fiherlich folgen, daß fie durch ihre Selbftbefheibung und den Gehorfam gegen bie 
Gejete, ſoweit jie mit dem Glauben und ber Pflicht des Katholiken nicht im Wider⸗ 
ſpruch jtehen, fig würbig zeigen, bie Wohlthaten bed Friedens zu erlangen und fid 
lange an ben herrlichen Früchten besfelben zu erfreuen. 

Du weißt fehr wohl, ehrwürbiger Bruber, daß Unfer Beginnen in einer jo wide 
tigen Angelegenheit völlig erfolgloß bleiben muß, wenn Uns Gott nicht als Berather 
und Helfer zur Seite ſteht; denn wenn er daB Haus nidt baut, fo arbeiten bie Baus 
leute umſonſt. (Pf. 126.) 
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Deßhalb müflen Wir ihm heißes Flehen und Gebet barbringen und tnbrünftig 
ihn beſchwören, baß er feinen Statthalter auf Erben und bie Biſchöfe mit himmliſchem 
Lichte erleudgte, und daß er, da In feiner Hand bie Herzen ber Könige find, den glor⸗ 
weichen und mächtigen Kaiſer Deutſchlands, ſowie die ihm zur Seite ſtehenden einfluß- 
reihen Männer zu größerer Milde in ihren Maßnahmen bewege. 

Da das Gebet vieler Gleichgefinnter der göttliden Güte gewiljermaßen Gewalt 
anthut, fo wüniden Wir zum Schluffe, daß bie beutichen Bifchöfe ihre Diöcefanen im 
gleihmähiger Weiſe dahin ermahnen, daß fie mit vereinten Bitten darum fleben, daß 
Bett feinen wirkſamen unb buldvollen Beiſtand Uns verleihe. 

Als Berheißung ber bimmliihen Gnadengeſchenke und als Unterpfanb Unferer 
Liebe eriheilen Wir indeſſen Dir, ebrwürbiger Bruber, ſowie den übrigen Biſchöfen 
Deutihlands ſammt den Eurer Obhut anvertrauten Gläubigen von ganzem Herzen im 


Seren ben apoſtoliſchen Segen. 
Gegeben zu Rom bei St. Peter, am 24. December 1878, im erften Jahre 


Unferes PBontificats. 
PBapft Leo XI.“ 


187) Befchwerdefchrift des Klerus der Didcefen Münfter und Paderborn 
en den Cultusminiſter v. Puitkamer vom 13. Anguft 1879. 


„Münfter, den 18. Auguſt 1879. 

@uer Ercellenz haben ala Mitglied bed beutfchen Neichätages in beffen Sitzung 
vom 14. Juni db. 3. folgende Grundſätze ausgeſprochen und vertheibigt: ‚Staat und 
Eirche Haben ein gleich gemeinfames, dringendes Intereſſe an ber Pflege ber Schule. 
Der Staat kann zu einer dauernden, ſittlich⸗religidſen Volfserziehung ber mächtigen und 
wirffamen Hülfe ber Kirche nicht entbehren; die Kirche ihrerſeits Tann bie ihr obliegenbe 
hohe Helldaufgabe für die Menfchheit nur Halb erfüllen, wenn fie auß ber Säule ver: 
drängt wird, ober wenn fie fi) ſchmollend von ihr zurüdziecht.‘ 

Diefe Worte Tießen das Gefühl freubiger Genugthuung berechtigt erſcheinen, wie 
es in dem Kriftlih gefinnten Theile der Bevölkerung bei der Ernennung Euer Ercellenz 
zum Minifter der geiftlihen und Unterrichtö-Angelegenheiten ſich kundgab. Ste bürfen 
auch bie unterzeichneten Romiſch-katholiſchen Geiftlichen ermutbigen, unmittelbar nad 
Ihrem Eintritte in das hohe Amt Euer Ercellenz Aufmerkſamkeit für bie Nothlage zu 
erbitten, welche gerabe burch das Verlafien jener Grundſätze auf dem Gebiete der Vollks⸗ 
ſchule hervorgerufen ift. 

Wir erlauben uns dabei, die Bitte auszuſprechen, Euer Excellenz mögen hoch⸗ 
geneigteft bie Verſicherung annehmen, daß bie nachflehende Darlegung von dem Ver- 
trauen bictirt iſt, welches wir Hochbenfelben entgegenbringen. 

Die katholiſche Kirche Hält daran feft, daß fie ben Auftrag erhalten bat, bie 
Menſchen mit Rüdfiht auf ihr ewigeß Biel unter Anwendung berjenigen Mittel und 
nad) benjenigen Grundſätzen zu erziehen, melde ihr göttlicher Stifter ihr binterlaffen 
bat. Auf die Ausführung dieſes Auftrages kann und darf fie niemals verzichten. Die 
katholiſche Kirche weiß aber gleichzeitig, daß das ewige Ziel nicht anbers als durch 
treue Erfüllung berjenigen Pflichten erreicht mwirb, welche Jedem Stand und Amt im 
bürgerlichen Leben auflegen. Wie fie deßhalb das ganze Leben mit hriftlichem Geifte 
zu durchdringen bemüht ift, jo war fie auch immer beftrebt, die geſammte Erziehung ber 
Sugend nah chriſtlichem Geiſte zu formen. Ueberall ba, wo fie ungehindert, im Beſitze 
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ihrer göttlichen Freiheit, in dieſem Sinne thätig fein konnte, hat fie ihre Hellsaufgabe 
auch zum Belten bes Staates gelöst. 

Wir dürfen nicht fürchten, begründeten Wiberfpruch zu erfahren, wenn wir gerabe 
bier auf bie fegensreiche Thätigkeit ber Kirche in Preußen hinzuweiſen uns erlauben. 
In drei Jahrzehnten, in welchen fie ber Erfüllung ihres göttlichen Berufes fi uns 
gehindert Bingeben Tonnte, bat fie ein Volk erzogen, welches im Geiſte chriſtlichen Ges 
horſams Gott gab, was Gottes ift, aber auch dem Kaiſer nicht verfagte, was beb 
Kaiſers if. Wir willen, daß bie Kirche noch Beute unter ber Anklage flieht, bie 
‚nationale Erziehung‘ bes Volkes nicht geförbert zu haben. Diefe Anklage bleibt 
uns indeſſen jo lange unverftänbli, al8 und Niemand fagt, was unter ben Begriff 
‚nationaler Erziehung‘ fällt. Wir bürfen aber mit bem Freimuth eineß guten Gewiſſens 
verfihern, daß auch nicht eine Thatſache nachgemiejen werben kann, aus welcher ber 
Beweis zu führen wäre, als hätte bie Kirche jemals ober trgenbwo bie Anläffigfeit eines 
Treubruchs gegen das Vaterland gelehrt ober vertheidigt. Selbft ba, wo fie ſtaatlichen 
Gejegen ben Gehorfam verweigerte, weil biefe nach Firchlicher Lehre mit göttlicden Ge⸗ 
jegen im Widerſpruch ftanden, hat fie ben Ungehorfam nur dadurch an ben Tag gelegt, 
daß fie die Leiden, weldde ber Nichtbeachtung von Staatägejegen folgten, gebuldig und 
ohne ein Gefühl des Haſſes ertragen lehrte. Wir geben alfo nur der Wahrheit Zeugniß, 
wenn mir fagen, daß die Tatholifche Kirche wie überhaupt, fo auch in ber Volksſchule 
ihre Pflicht gegen ben preußiſchen Staat voll und ganz erfüllt Bat. 

Um fo ſchmerzlicher mußte das Mißtrauen berühren, welches bie königliche Staats 
regierung gegen bie Kirche bei der Berathung des unter dem 11. März 1872 erlaffenen 
Schulaufſichtsgeſetzes kundgab. Tas Geſetz jelbit erflärte die Schule berart für eine 
Beranitaltung des Staates, daß die Aufficht über biejelbe mit Ausſchluß jeder anderen 
Berechtigung lebiglih im ſtaatlichen Auftrage geführt werben ſollte. Damit murbe ber 
organifche Verband , welcher zwiſchen Volksſchule und Kirche beftanden hatte, gelößt. 
Die Kirche konnte und kann biefe principiele Löfung nicht gutheißen. Gleich nad 
Erlaß des Echulauffichtägejeged, unter dem 11. April 1872, haben bie Biichöfe Preußens 
dem königlichen Staatämintfterium erflärt: Jener organiſche Zufammenhang der Volks⸗ 
ſchule mit der Kirche fügt ſich nicht allein auf ein gejchichtlich überliefertes Herlommen, 
welches durch Gelete und Verordnungen des Staates vielfah anerfannt und, verbürgt 
war, fondern auch auf ein ber Kirche eingehorenes, göttliches Recht, deſſen fie fich, felbft 
wenn fie wollte, nicht entäußern könnte, da es ihr nur zur Erfüllung einer unerläßs 
lichen Pflicht, des chriftlichen Unterricht und der Erziehung der Jugend, von ihrem 
göttlichen Stifter übertragen ift.‘ 1 

Deßungeachtet Haben die Biſchöfe von ber Mitarbeit in ber Schule fi nicht 
zurüdgezogen. Sie haben vielmehr weiter erklärt: ‚Weil unfer biichöflihes Amt und 
die Liebe Chriftt uns drängt, Alles zu thun, was in unferen Kräften fteht, um bie dem 
Gefeße folgenden Gefahren unb Nachtheile zu vermindern, und weil feine Macht ber 
Erde uns entbinden fann von ber Sorge für bie riftliche Erziehung der uns vom 
göttlichen Heilande anvertrauten Kleinen, fo find wir entichloffen, auch zu Gunften ber 
nunmehr im Princip durch das neue Geſetz von ihrer Mutter, der Kirche, Toßgeriffenen 
Volksſchule nach mie vor die Pflichten bed Hirtenamtes treu zu erfüllen, inſofern und 
fo lange es und nit unmöglich gemadt wird.‘ ? 

Diefer Erflärung entſprechend wurben bie Pfarrer angemiefen, ‚in bem hochver⸗ 


1 Siehe oben ©. 986. 2 S. 97. 
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bienftliden Werke der chriftliden Erziehung und gefammten Bildung ber Jugend nicht 
zu ermüben, bie Local-Schulinipection über die Schulen ihrer Pfarreien fortzuführen 
unb das Schulamt in feinem Falle ohne vorgängigeß Benehmen mit dem Orbinariate 
nieberzulegen‘. 

Die königliche Staatöregierung hat der Erklärung ber Biſchöfe entgegenfommenbe 
Beachtung nicht geichentt; fie hat bie weitere Mitwirkung bes Klerus für die Schule 
nicht erbeten, bie angebotene nicht zugelafjen. 

Ohne vorgängige Verflänbigung mit ben Biichöfen find bie ‚Allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über bie preußiſche Volksſchulet vom 15. October 1872 erlaffen, obwohl es auch 
von ſachlichem Intereſſe geweſen wäre, bie geiftliden Obern zu hören. Denielben 
fanden auf bem Gebiete ber Volksſchule fo langjährige und vielfeitige Erfahrungen zu 
Gebote, wie fonft Niemandem. Sie hätten, auf dieſe reihe Erfahrung und umfaſſende 
Kenntniß des Volksſchulweſens geftügt, bie unverlennbaren Schwächen ber October: 
Erlaſſe nachweiſen fünnen. Dadurch wäre vielleiht vermieden, was jest in ben Er⸗ 
folgen vielfach beflagt wird, daß nämlich Durch zu hohe Anforderungen an bie Leiftungen 
ber Schule unb durch zu weitgehende Begünftigung der fogenannten Realien im Unter: 
riht daB gründliche Erlernen des Nothwendigen gehindert würde. 

In jedem Falle hätte ber Publication ber Erlaffe vom 15. Detober 1872 eine 
Berfländigung mit ben Bilchöfen über biejenigen Anorbnungen vorbergehen müflen, 
welche ben Fatholiichen Religionsunterricht betrafen. Auch dieſe Rüdficht iſt von ber 
tönigliden Staatsregierung außer Acht gelaffen. 

Bon dem Rechte der einfeitigen Entlafjung der Schulauffihtsbeamten, wie es 
durch das Gefeg vom 11. März 1872 ber Staatöregierung beigelegt werben jollte, {fl 
ein fo umfafjenber Gebrauch) gemadt, daß in den Didcefen Münfter unb Paberborn, 
abgejehen von den Regierungbezirfen Magdeburg, Merfeburg unb Erfurt, kein katho⸗ 
liſcher Geiſtlicher als Kreisſchulinſpector beibehalten wurde. Auch in der Localfchul- 
Infpection find nur wenige Pfarrer verblieben. Die königlichen Bezirksregterungen haben 
fi verpflichtet gehalten, allen Pfarzern die Localfcyulinipection zu entziehen, von 
welchen angenommen mwurbe, daß fie bie AIntentionen ber ſtaatlichen Unterrichtsverwal: 
tung rückſichtlich der fogenannten nationalen Erziehung nicht förderten. Daß in ber 
Amtsführung der geiftlicden Inipectoren im Uebrigen Gründe zu ihrer Entlaffung ge: 
legen hätten, ftellten bie Bezirköregierungen felbft dadurch in Abrebe, daß fie die Ent: 
lafſfung mit dem Ausbrude dankbarer Anerkennung für die geleifteten Dienjte verfügten. 

Andererſeits find die Lehrer vielfach gehindert, den Intentionen ber Kirche bei Er⸗ 
ziehung ber Jugend gerecht zu werben. Ste finb der Pflicht, ihre Schüler beim Gottes: 
dienfte und beim Empfange bed Bußfacraments zu beaufjichtigen, entbunden. Den 
Schulkindern jelbft if die Theilnahme ar den gottesdienſtlichen Uebungen, insbeſondere 
auch an kirchlichen Vereinen und felbit an bloßen Gebets-Bruderichaften, mehrfach er: 
ſchwert ober gar verboten. 

Auf diefe Weiſe ift ein Gegenſatz zwiſchen Schule und Kirche bergejtellt, welcher, 
wenn er andauern follte, den Klerus zwingen müßte, die fatholiichen Eltern vor einem 
das kirchliche Leben ſchädigenden Einfluß der Schule zu warnen. 

Bir müflen und bier erlauben, gehorjamft darauf hinzuweiſen, wie ein nad 
unferer Ueberzeugung fchäblicher Einfluß zunächſt dadurch geübt wirb, daß ohne 
zwingende Grünbe, febigli im Intereſſe einer nicht motivirten Klaffentheilung, die 
nah Geſchlechtern getrennten eins ober zweiflaijigen Schulen zu drei⸗ ober vierflaifigen 
ohne Trennung ber Geſchlechter erweitert wurben. 
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In ſchärferer Weiſe tritt aber der Gegenſatz zwiſchen Kirche und Schule in der 
Behandlung des Simultanſchulweſens hervor. Schon die Beſeitigung der confeſſionell 
gehaltenen Leſebücher erſchien beklagenswerth. Wir halten daran feſt, daß bie religiäfe 
Ueberzeugung der verſchiedenen Confeſſionsangehörigen mit ſchonender Rückſicht behandelt 
werden muß. Damit läßt ſich aber ſehr wohl vereinigen, daß die Lehre und Geſchichte 
der betreffenden Confeſſion der Wahrheit gemäß dargeſtellt werde. Gine abſichtlich 
herbeigeführte Verwiſchung ber confeſſionellen Unterſcheidungtlehren führt nicht zur 
gegenſeitigen Achtung, ſondern zu einem Indifferentismus, welcher von dem Stifter ber 
chriſtlichen Religion auf das Schärffte verurtheilt wirb. 


Aus dieſem Grunde können wir auch die neuerdings in ſteigendem Maße betriebene 
Errichtung von Simultanſchulen nicht billigen. Die im Anſchluſſe au allechöchfte 
Kundgebungen früher in Preußen geltende Auſchauung geflattete nur in bringenben 
Notbfällen, wenn nämlich in anderer Weife für bie Ertheilung des nötbigen Unterrichts 
nicht gejorgt werden konnte, bie Herftelung von Simultanfchulen. Diefelben follten 
grundfäglic nur unter Zuflimmung der von ihren Seeljorgern berathenen Gonfeffionz- 
gemeinden errichtet werben. In ganz beflimmten Nothfällen follte zwar geftattet fein, 
aud gegen ben Willen ber Gonfeffionsgemeinden Simultanſchulen einzurichten: bie 
Gemeinde follte aber immer vorher gehört, auch das Gutachten ber geiftliden Obern 
eingebolt werben. . 

Im Laufe der letzten fieben Jahre find von ber königlichen Staatdregierung anbere 
Srundjäge befolgt. Gonfeifionel getrennte Schuligfteme, die mit hinreichendem, oft 
jogar mit jehr gutem Erfolge arbeiteten, find mehrfach zu einem Simultanſchulſyſteme 
vereinigt. Dieje Vereinigung bat auf Grund von Beſchlüſſen der Sommunalbehörben, 
mitunter fogar auf Grund birecten Eingreifens ber höheren Staatsbehörben jtatt- 
gefunden. Uns ift fein Fall befannt, in welchem die betreffende Tatholtfche Gemeinde 
ihre Zuftimmung gegeben hätte. Vielmehr haben in allen von und verfolgten Fallen 
bie katholiſchen Eltern fich gegen bie Einrichtung von Simultanfchulen unter oft uns 
widerleglicher Motivirung, ſtets aber mit [ebhafteftem Mißfallen ausgeſprochen. Die 
geiftliden Obern wurden um ihre Zuftimmung nit angegangen ober mit ihrem Wibers 
ſpruche abgemiefen. Bei biefer Sachlage erfhheint es uns benn auch unzulälfig, daß 
katholiſche Geiftliche an confeffionel gemiſchten Volksſchulen ben Ichulplanmäßigen Relis 
giondunterricht ertheilen oder ohne Bedenken zulafien. Wir halten und im Gegentheil 
zu ber Erflärung verpflichtet, baß wir die ſchulplanmäßige Ertbeilung bes katho⸗ 
lichen Religionsunterrihts in ben neuerbings ohne die Zufimmung der 
geiftliden Obern errichteten Simultanfhulen unter allen Umftänden ablehnen 
würden. Wir halten und nämlich verpflichtet, jeden Schein zu vermeiden, als billigten 
wir Schulen, au8 denen um fo brohendere Gefahren für das Scelenheil hervorgehen, 
je mehr fie ihr Entftehen Firchenfeinblicdem Indifferentismus verdanken. Daraus er: 
wächsſt und bie Pflicht, die katholiſchen Eltern zu verjchärfter Ueberwachung bes 
Simultanſchulunterrichts zu veranlafjen. 


Die königliche Staatdregierung bat aber bie von ihr beanipruchten Rechte jogar 
auf bie Ertheilung des Tatholiichen Religionsunterrichtö auögedehnt. Wir würden Euer 
Ercellenz zu verlegen fürchten, wenn wir bier den Nachweis unternehmen wollten, daß 
der Religionsunterrit, wo immer berfelbe ertheilt wird, Sache ber betrefienden Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft iſt. Die geofienbarten Hellswahrheiten, melde ben Gegenfland des 
katholiſchen Religionsunterrichts bilden, find unbeftritten und unbeftreitbar fo ſehr 
Eigenthum ber Kirche, daß jebe Mittheilung berielben, welche außerhalb der Auctorität 
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ber Kirche ſiattfindet, inhaltlich den Charakter eines katholiſchen Religtonsunterrichts 
verliert, formell aber fi als eine ſchwer fünbhafte Anmaßung bes kirchlichen Lehr⸗ 
anmteß barftellt. 

Deßungeachtet bat bie Pönigliche EStaatöregierung katholiſche Geiſtliche zur Er⸗ 
theilung bed Religiongunterrits in ben Seminarien zugelaffen, welche ohne Zuſtim⸗ 
mung ober fogar gegen ben Willen ihrer geiftlihen Obern ihr Amt ausüben. Dasſelbe 
gilt von einzelnen in ber Unterrihtöverwaltung angeftellten katholiſchen Regierungs⸗ 
rãthen und Schulinfpectoren, unter welchen fich fogar zum großen Aergernifie des Volkes 
zwei verbeirathete katholiſche Priefter befinden. Bei den Prüfungen ber Seminars 
Abiturienten iſt bie Kirche in ben meiften preußifchen Diöcefen in feiner Welje vertreten. 

Den Geiſtlichen iſt das Recht, in ber Volksſchule den im Lehrplane angeſetzten 
. KRellgionsunterricht zu ertheilen, beftritten. Die Pfarrer find in großer Anzahl an ber 
Leitung des von ben Lehrern ertheilten Religiondunterricht3 gehindert. Dad Betreten 
ber Schulſtuben ift vielen Geiſtlichen unter Androhung ftrafrechtlicher Verfolgung unters 
fagt. Wo den Pfarrern ein äußeres Hinderniß bei der gedachten Leitung nicht bereitet 
wurde, bat die königliche Staatsregierung das Jenen belajfene Recht barauf beichränft, 
daß bie Pjarrer dem Religionsunterrichte der Lehrer anmwohnen dürfen, etmaige Bes 
ſchwerden aber bet ber weltlichen Behörde anbringen müffen. 

Die Lehrer werben von ben Bezirkäregierungen ohne jebe kirchliche Senbung, obne 
jeben äußerlich erfennbaren Zufammenbang mit ber Kirche angemwiefen, im Auftrage 
unb unter Aufficht bes Staates Religionsunterricht an bie Fatholifchen Kinder zu ertbeilen. 

Um die ſchärfſten Conflicte zu vermeiden, haben bie Pfarrer der Didceſen Münfter 
und Paberborn vom Apoſtoliſchen Stuhle bie Ermäditigung erbeten und erhalten, ben 
aıeuangeftellten Lehrern bie Firhliche Erlaubniß zur Ertheilung des Religionsunterrichts 
in ben Schulen der jebesmaligen Pfarrei geben zu dürfen. Die königliche Staatsregies 
rung bat dagegen erflärt, baß dieſe Firchlicherfeitö gebotene Erlaubniß überflüifig fei, 
weil ber Lehrer lediglich auf Grund der flaatlihen Einweiſung in fein Amt da8 Recht 
habe, auch katholiſchen Religiongunterricht zu ertheilen: der Staat babe nicht eine ge: 
ſetzliche, fonbern nur eine moraliſche Verpflichtung, die Kirche zur Theilnahme an ber 
Prüfung ber Candidaten rüdfichtli Ihrer Qualification als Religionslehrer zuzulaſſen. 
Einzelne Pfarrer, welche von ber oben angezogenen päpftlihen Ermächtigung Gebrauch 
machten, find ftrafrechtlich verfolgt worden. 

Somit iſt der Fatholifchen Kirche ein irgenbwie äußerlich erfennbares, oder ſtaat⸗ 
licherſeits anerkanntes oder geſchütztes Necht rüdfichtlih der Ertheilung bes fchulplans 
mäßigen Religionsunterrichts nicht belaffen, obwohl Niemand beftreiten Tann, daß bie 

"Religion ausſchließlich Sache ber Kirche ift. 

Die Pfarrgeiftlicden hatten, um auch jetzt die Gegenſätze nicht auf die Spige zu 
treiben, ben Ausweg für zuläffig gehalten, neben dem jchulplanmäßigen einen ergängen- 
den Religionsunterriht in ſchulfreien Stunden zu ertheilen. Die Bezirksregierungen 
haben biefen von den Geiftlichen ertheilten Unterricht mehrfach gehindert, indem fie bie 
Benupung ber Schullocale unterfagten. Selbſt die Ertheilung bes Religionsunterrichts 
in der Kirche ift Gegenſtand polizeilicher Erhebungen und ftrafrechtlicher Verfolgung 
geworben. . 

Die Ertheilung des jogenannten Communionunterrichts iſt auf beflimmte, von 
den Bezirksregierungen einfeitig feitgeftellte Zeitfriften beſchränkt; bie Dispenfation ber 
Säulfinder vom Unterrihte behufs Entgegennahme bed Beichtunterrichts fft gänzlich 
verweigert. 


— 362 — 


Die königliche Staatsregierung bat In einzelnen Fällen fogar das Recht bean⸗ 
ſprucht, die firchlich vorgeſchriebenen Katechißmen unb Handbücher ber biblifden Ges 
ſchichte zu befeitigen oder doch ihrem Inhalte nach zu verkürzen. 

Menn bie vorflehend von uns geidilberten und beflagten Maßnahmen ben 
Staatögejegen entiprechen jollten, — was wir freilich ſeither ſtets beftritten haben unb 
noch beftreiten, — fo wären mir an einem Punkte angelangt, wo man fragen dürfte, 
ob bie freiheit bes fatholifchen Belenntniffes in Preußen noch geſetzlich gefichert wer. 

Zu Euer Ereellenz haben bie unterzeichneten und, wie wir anzunehmen Grunb 
haben, auch die heute nicht in Münfter anweienden Römiſch⸗katholiſchen Geiſtlichen ber 
beiden Diöcefen Münfter und Paderborn daB Vertrauen, daß Hochdieſelben bie unter 
dem Anfturme einer glaubensloien, gottverlaffenen Barteirichtung erlaifenen Mabregeln 
nicht aufrecht erhalten, daß Hochdiefelben vielmehr zu ben altbewährten Trabitionen 
zurüdfehren werben. ir halten an ber Ueberzeugung feft, daß Euer Ercellenz bemüht 
fein werben, den organiſchen Zuſammenhang zwiſchen Kirche und Schule, wie er mehr 
als ein Jahrtauſend zum Heile der Menfchheit beftanden Kat, wieber berzuftellen. Heute 
erlauben mir ung, unter dem Drude einer Nothlage, wie fie auf feinem anderen Gebiete 
bes Staatslebend herricht, Euer Ercellenz jo dringend wie gehorſamſt zu bitten: 

Hochdieſelben mollen geneigen, bie den Organen ber Kirche bei Ertheilung 
und Leitung bed Religionsunterrichts durch die königlichen Regierungen bisher 
bereiteten Hinbernifje zu bejeitigen. 

Mir verharren Euer Ercellenz treugehorjame Römiſch-katholiſche Geiftliche ber 
Didcefen Münfter und Paderborn.” 

(Folgen die Unterjchriften.) 


188) Adreffe der katholifchen Geifllichkeit der Diöcefe Trier an den 
Eultusminifter v. Pnttkomer vom 1. September 1879. 


„Trier, den 1. September 1879. 


Em. Ercellenz beehrt ſich die unterzeichnete Geiftlichfeit ber Didceje Trier bezüglich 
verſchiedener bie katholiſchen Schulen betreffenden Anordnungen und Verfügungen, 
welche In jüngerer Zeit getroffen worden find und bie einen Wendepunft unfered Schul: 
weſens bezeichnen, wie er erniter und verhängnikvoller zu Feiner Zeit der inneren Ents 
widelung unfered Baterlandes ftattgefunden bat, Nachfolgended mit jchuldiger Ebr- 
erbietung unb mit Vertrauen vorzutragen: 


I. 


In Ausführung eines Erlafjes des Cultusminifterd d. d. 18. Februar 1876 tft 
von den Föniglihen Regierungen in Trier unb Koblenz einer großen Anzahl von 
Pfarrern unferer Didcefe die Ertheilung, fomwie bie Leitung bes {Hulk 
planmäßigen Religionsunterrichts in den Schulen ihrer reip. Pfarreien 
unterfagt worden. Gleichzeitig find von ben genannten Regierungen flatt der Pfarrer 
die Lehrer und Lehrerinnen ber betreffenden Schulen mit der Ertheilung des Religions⸗ 
unterricht beauftragt worden. Diele Maßnahme, in ber Gefchichte der Schulen 
Preußens bisher unerhört, beruht auf ber weder durch Landesgeſetze noch durch Bes 
flimmungen ber Berfaffungsurkunde begründeten Anſchauung, daB auch ber Religionss 
unterricht eine Staatdfunction fei, und deßhalb von Organen bed Staates als folchen 
geleiftet werben Fünne und müſſe. Diejer Auffaffung entſprechend, fommt nach ber bes 
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regten Verfügung bie Eriheilung bed ſchulplanmäßigen Religionsunterrit3 ‚in 
erfier -Linie den an ber Schule angeftellten Lehrern und Lehrerinnen‘ ald ben vom 
Staate dazu berufenen Organen zu, und nicht mehr den Geiftlichen, und es fönnen 
Geiſtliche fernerhin zur Ertheilung und Leitung biefes Unterrichts nur durch bie ſtaat⸗ 
lichen Auffichtsbehörben unter befiimmten Bebingungen zugelaffen und befhalb davon 
auch wieder ausgeſchloſſen werben. Diefe Anihauung und Auffaffung ift nun aber mit 
den Grundlehren ber katholiſchen Kirche durchaus nicht zu vereinbaren. Nah ihnen 
Bat ber Staat feine religiöie Lehrbefugnig und kann deßhalb eine ſolche auch nicht 
übertragen. Der Auftrag und bie Vollmacht, bie chriſtlichen Wahrheiten zu lehren, 
wurbe der Kirche, und ihr allein, von ihrem göttlichen Stifter ertheilt. Jeder öffent⸗ 
liche und amtliche Unterricht in ben religiöfen Wahrheiten Tann deßhalb auch nur von 
ihr audgehen, in ihrem Namen und Auftrag ertheilt werben. Die Btiöfe Preußens 
haben biefe PBrincipien bei verfchiedenen Gelegenheiten unb insbeſondere auch ber Staats: 
regierung gegenüber in der bie Verfaſſungsurkunde d. d. 5. December 1848 betreffenden 
Denkſchrift vom Juli 1849 auszuſprechen Beranlafjung genommen. In berfelben heißt 
e8 unter Anderem: ‚Nach katholiſcher Glaubenslehre kann Niemand öffentlich katho⸗ 
liſchen Religiondunterricht ohne höhere kirchliche Sendung ertheilen, und es Tann biele 
Sendung von Niemandem ald von den Biſchöfen audgehen, welche zunächſt und allein 
ben göttlichen Auftrag zur Verkündigung ber Heilgmahrheiten erhalten haben. Wenn 
baber bie Lehrer, was allerdings und unläugbar der Erziehung förberli if, ben 
Kindern theils vorbereitend, theils nachhelfend Religiondunterricht ertheilen jollen, fo 
müfjen fie dazu unmittelbar ober mittelbar die Sendung von ihrem Biſchofe erhalten.‘ 
Diefe Sendung (missio canonica) wird nad katholiſchem Kirchenrechte den Pfarrern 
ebenfo wie beren ftändigen Gehülfen in ber Seeljorge durch den Act der kirchlichen 
Anftelung in dauernber Weife ertheilt. Das kirchliche Amt legt ihnen bie Pflicht auf 
und ertheilt zu gleicher Zeit auch dad Recht, für bie Aufrechterhaltung ber Tatholifchen 
Glaubenslehre in ihren reſp. Pfarreien durch Unterricht an Yung und Alt beftänbig 
Sorge zu tragen, mögen fie biefen Unterricht felbft ober fubjidiarif durch Andere er: 
theilen, welche Letzteren dazu unmittelbar oder mittelbar bie kirchliche Vollmacht erhalten 
haben müfjen und nur unter der Leitung bed Pfarrerd handeln können. 


Nah allem dem kann nach unferer feſten Weberzeugung fein Zweifel obmwalten, 
baß eine Behinderung der Pfarrgeiftliden in Ertheilung bes Religionsunterrichts ein 
Eingriff in das innerfte Heiligthum ber Kirche und eine Beeinträchtigung der auch 
durch bie Verfaffung gewährleifteten Glaubens- und Gemifjendfreiheit unb ber freien 
Ausübung der fatholiihen Religion wäre. Wenn nun allerbingd ber Minifterialerlag 
neben bem fchulplanmäßigen Religiondunterriht auch eine Berechtigung zu einem jo: 
genannten ‚firchlichen‘ Meligtonsunterricht noch zugefteht, fo ſcheint dadurch auch dem 
Nechte der Kirche Rechnung getragen werben zu wollen. Allein bie in bem Grlaffe 
wieberum überall feftgehaltene Unterſcheidung zwiſchen ‚ihulplanmäßigem‘ und ‚kirch⸗ 
fihem‘ Religionsunterricht wird In bemfelben Erlaffe in dem Sinne erflärt, al ob ber 
ſchulplanmäßige Religionsunterricht Tebiglih im Auftrage und durch Die Organe des 
Staates, nicht aber in bem ber Kirche und durch bie von ihr autorffirten Organe ertheilt 
werbe, und als ob andererſeits ber firchliche Unterricht fich materiell nur auf bie Lehre 
von ber Beicht und ber Heiligen Sommunton zu beichränfen habe. 


Das ift aber eine Unterfheidung und Auffaffung, für bie fi weber in dem 
Kirchenrechte, noch in ftaatlichen Gejegesbeflimmungen irgend ein Anhalt vorfindet. 
Die katholiſche Kirche Hat zu jeber Zeit, wie bie Pflicht ausgeübt, fo das Recht in An- 
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ipruch genommen, den ganzen Inhalt ber chriſtlichen Wahrheiten unb nit bloß bie 
Tatbolijche Lehre von der Beicht und Kommunion kraft ber non ihrem göttlichen Stifter 
ihr verliehenen Vollmacht zu verfünbigen, unb in biefem Sefigftanbe iR fie bisher in 
Preußen und in Deutſchland nicht geftört worden. Wie Tönnte man übrigens auch bie 
Grenze zwiſchen dem jchulplanmäßigen Religionäuntereichte unb bem von bem Herrun 
Minifter in dem Erlaſſe d. d. 18. Februar 1876 ala ‚Eirdglich‘ henannten Beicht⸗ und 
Gommunionunterrit beftimmen? Daß bie flaatlichen Organe bieß nicht vermögen, 
geiteht ber Minifterialerlaß felbft ein mit ben Worten (Rr. 11): ‚Wlgemeine Rormen 
über biefe Grenze laſſen fig nicht ertbeilen.“ Allein unter Nr. 12 heißt es bau 
weiter: ‚Wenn ein Geiftlicher Veranlaffung zu der Bermutbung gibt, daß er ben rd 
lichen Unterricht benuge, um ben ſchulplanmäßigen zu ertheilen, dann foll if bie 
Benugung des Schullocald verfagt werben‘ Der Minifterinlerlag erkennt alſo einer 
jeit8 ausbrüdlih an: eine Grenze iſt nicht zu ziehen, unb anbererfeitö weist er auf 
biefe Grenze bin und autorifirt im Falle einer Grenzüberichreitung — worüber bie 
Entſcheidung ben ftaatlihen Behörden anbeimfält — zur Ausweiſung bed Pfarrers 
aus dem Schullocale. 


Eine meitere Anerkennung bes vorbegründeten Rechtes ber Kirche, entgegen ben 
Beſtimmungen bed Minifterialerlafjes, welche basjelbe aufheben, Itegt in ber Erklärung 
bes Herrn Miniſters: ‚Der Staat hat allerdings nach ben beftchenden geſetzlichen Bes 
fimmungen bie Verpflichtung, Perſonen mit bem Unterrichte zu betrauen, gegen Deren 
Lehre und Wanbel die Kirche Einmwenbungen nit hat‘ (vgl. Sten. Ber. bed Haufe 
der Abgeorbneten, 26. Sikung am 14. März 1876, ©. 6138). Dieſe Erklärung ſtimmte 
doch noch einigermapen überein mit ber Gabinet3orbre d. d. 9. Auguft 1858, melde 
zunächſt für die Diöcefen Münfter und Paderborn ausbrüdlich feſtſetzte, daß ‚vor Er« 
nennung oder Beftätigung katholiſcher Lehrer oder Lehrerinnen ber Biſchof zu befragen 
jet, ob er gegen deren Perſon in kirchlicher und religiöfer Beziehung Etwas zu erinnern 
finde, und daß bie Ernennung und Beſtätigung erft nad) erfolgtem Einverflänbniffe des 
Bifchof3 eintreten könne, biefer aber behufs Erthetlung ber zum Religion® 
unterriäte befähigenden canonifhen Miſſion zu benachrichtigen fei‘. 
Allein bie Gelegenheit, die ber Minifterialerlap der Kirche Dermalen nur mehr beläßt, 
fi ‚über Lehre und Wandel‘ ber Lehrer zu äußern, bat bas ber Kirche zuftichende Recht 
wieber beträchtlich eingefchräntt, ja ganz illuſoriſch gemacht. Selbit wenn wir von ben 
traurigen Zuftänden abjehen, welche fat in allen Diöcefen Preußens die Mitwirkung 
eines biſchöflichen Commiſſars bei ben Prüfungen Tatholijcher Lehramts⸗Aſpiranten zur 
Zeit unmögli machen, fo findet ja auch — was von ber größten Wichtigkeit iſt — 
in ben Lebrerfeminarien felbft die nothwendige Berüdjihtigung und Bertretung ber 
kirchlichen Intereſſen dermalen faft gar nicht mehr ſtatt. Endlich bietet auch Die bes 
jtandene Prüfung felbft, auf melde der Herr Minifter in ber Situng be Abgeordneten⸗ 
hauſes d. d. 14. März 1876 einzig und allein noch Gewicht gelegt hat, um bas 
durch dad Necht der Kirche, wie er vermeinte, hinreichend zu falviren, Keine Garantie 
für die fortdauernde kirchliche Gefinnung eined Lehrers, wie wir ſogleich aus ben 
traurigen Vorkommniſſen in der Schule zu Meſenich, einer katholiſchen Pfarrgemeinde 
der Diöcefe Trier, noch näher darzulegen und erlauben werben. 


Em. Ercellenz glaubten wir in Vorftehendem zunächſt das unveräußerliche Recht 
der Kirche darlegen zu ſollen. Es bat in ber minifieriellen Verfügung d. d. 18. Fe⸗ 
bruar 1876 feine Berückſichtigung gefunden. Allein au bie katholiſche Bevök 
ferung refp. die Eltern baben ein Recht, zu verlangen, daß ber Religions 
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unterricht in ber Vollsihule durchaus im Sinne unb deßhalb auf unter ber 
beſtändigen Garantie ber betreffenden Religionsgeſellſchaft ertheilt 
werbe. So fidgert e8 ja ber Art. 24 ber Verfaſſungsurkunde allen preußiſchen Staats⸗ 
Bürgern zu, welcher beftimmt, baß ber obligatorifche Religionsunterricht In ber Volks⸗ 
ſchule durch bie Religionsgeſellſchaften geleitet werben fol. Es bürfen 
demnach bie Religionsgefelichaften nit Ausgeſchieden werben durch bie Organe 
ber Regierung. Seſchieht letzzteres dennoch, jo bat von biefem Tage an ber in ben 
Bolleoſchulen ertheilte Religiondunterricht im fich nicht mehr bie Gewähr, daß er ben 
wtrtfiden confeifionellen Anſchauungen ber Kirche entſpricht, und katholiſche Eltern 
tönen ohne Berleßung ihrer Glaubens- und Gemwiffendfreiheit auch nicht angehalten 
werben, ihre Kinder einem foldden rein flaatlichen Religionsunterrichte anzuvertrauen. 
Wir erlauben uns, bier barauf hinzuweiſen, daß ber Herr Cultusminiſter Falk durch 
bie befannte Entſcheidung bezüglich ber katholiſchen Schüler deB Braunsberger Gym: 
nafiums biefes Princip anerfannt bat, meldhes um fo mehr bei ber Volksſchule 
Geltung haben muß, da ja der Beſuch ber höheren Lehranftalten ein facultativer, ber 
ber Volksſchule aber ein obligatorifcher if. Welche ſchlimmen Folgen es mit fidh führt, 
wenn dieſes Princip für bie Volksſchule nicht fefigehalten wird, hat ſich erft vor nicht 
langer Zeit in bem vorerwähnten alle in Meſenich gezeigt, wo ein Xehrer, ber feiner 
Mißachtung gegen bie Patholifden Dogmen und Lehren vor den Kindern offen Aus: 
Drud gegeben hatte, noch ein volles Jahr hindurch in ber Schule feftgehalten wurde, 
und die Eltern gezwungen mworben find, während dieſer ganzen Zeit ihre Kinder zu 
einem Manne in bie Schule zu ſchicken, ber einen Unterricht ertheilte, welcher ber katho⸗ 
liſchen Lehre widerſprach. Das Bertrauen ber dortigen Bevölkerung auf die Schule 
bat, wie bie langen und fehr lebhaft geführten Verhandlungen wegen Entfernung dieſes 
Lehrers gezeigt haben, in Folge der von ben Schulbehörben unterlafjenen Rüdfichtnahme 
auf die Confeſſion ber Eltern, nicht gewonnen. 


Ew. Excellenz haben bie gehorfamft Unterzeichneten vorftehend das Recht ber 
Kirche und ber katholiſchen Eltern binfichtli ber Erteilung bes Religionsunters 
richts vorzutragen fich erlaubt. Geſtützt auf bie flaatliche Anerkennung unſerer Kirche, 
müſſen wir, von benjelben Grundſätzen ausgehend, für die Pfarrer und beren Gehülfen 
in ber Seelforge au das Recht auf felbfändige Beaufſichtigung und 
Leitung dieſes Unterrihts In Anſpruch nehmen. 


Der Minifterialerlag d. d. 18. Februar 1876 bat nun aber sub n. 7, 8 und 9 
Beſtimmungen getroffen, welche nicht bloß bie Ertheilung, fondern auch bie Zeitung bes 
Religtonsunterrichtd nur auf die vom Staate dazu berufenen ober zugelafjenen Organe 
befägränfen und überbieß bie Bebeutung biefer ‚Leitung‘ ganz weſentlich abſchwächen. 

Ew. Ereellenz erlauben wir und bem gegenüber unjere Ueberzeugung dahin auszu⸗ 
ſprechen, daß biefe Beltimmungen mit bem Art. 24 ber Berfaffungsurfunbe, welcher 
durch das Geſetz vom 11. März 1872 unberührt geblieben ift, und wovon ber Herr 
Mintfter früher vor dem Landtage erflärt hat, daß berfelbe ‚actuelles Recht! im Staate 
Preußen ſei (vgl. Sten. Ber. des Haufe der Abgeordneten vom 9. Februar 1872, 
6. 695), nicht übereinftimmen. Wir berufen uns babet auf den Commiſſionsbericht 
ber erfien Kammer, ſowie auf bie Erläuterungen, welche ber damalige Cultusminifter 
v. Zabenberg bei den bezüglicden Verhandlungen gegeben hat. In jenem Commiſſions⸗ 
bericht, womit bie Erläuterungen des Minifter ganz übereinftimmen (vgl. Rönne, 
Staatsrecht, Bd. I, S. 709, Anm. 1, welcher die Erläuterungen bes Miniſters v. Laben- 
berg einfach als authentiſch erflärt), iſt ausdrücklich gejagt: das Wort ‚leiten‘ ift 
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an bie Stelle der Worte ‚beforgen unb überwachen‘ geſetzt, weil beibe Ausbrüde 
identiſchen Inhalt Haben follen. Die Staatsregierung Hat bamals ſich damit 
vollſtändig einverftanden erklärt, und eine fünfunbzwanzigjährige Praxis hat banad 
gehandelt, ohne daß auch nur ein einzige Mal.aus ben Kammern ein Wiberfpruch 
gegen biefe Praxis als eine nicht verfaffungsmäßige erhoben worben wäre. 

Geſtützt auf das göttliche Recht ber Kirche, das natürliche Recht ber Eltern wie 
auch auf die Staatsgeſetze, bitten demnach Ew. Ercellenz bie gehorſamſt Unterzeichueten, 
bie Aufhebung derjenigen Anorbnungen bes Mintifterialerlaffjes 
vom 18. Februar 1876 hochgeneigteſt veranlafjen zu wollen, welde 
das Recht der Pfarrgeifiliden, ben Unterricht in ber ganzen fathe 
lifhen Glaubenslehre nah den von ben kirchlichen Behörden vor» 
geihriebenen Lehrbüdern zu ertheilen und zu leiten, befettigen 
ober der Ausübung besfelben irgenbwie hindernd in ben Weg treten. 


II. 

Die gehorfamft Unterzeichneten Tönnen aber ihre Anfprüche nicht auf die Ertheilung 
und Leitung bes Meligionsunterrichts in der Schule beſchränken. Em. Excellenz ift e8 
jehr wohl befannt, daß ber Religiondunterricht in ber preußifchen Volksſchule mit bem 
übrigen Schulunterricht bis In die jüngfte Zeit in einem organifhen Zufammens 
hange geftanden bat. Die bisherigen Schulgefeße und Verwaltungsvorjchriften gingen 
von dem Grundſatz aus, daß religtöfe Erziehung die abfolute Bedingung jeder Volks⸗ 
bildung fei und daß biefe auf dem Wege religiöfer Erziehung allein zu erfirebende 
Vollsbildung nur erzielt werben Tönne durch die Mitwirkung und ben organiſchen 
Berband der Schule mit der Kirche. Bereits im Jahre 1850, als Se. Majeftät ber 
jet regierende König von Preußen auß dem badiſchen Feldzuge zurüdtehrte, bat er, 
wie befannt, zu ber Deputation des preußifchen Abgeordnetenhauſes die Worte gejpro- 
hen: „Als legten und tiefften Grund ber totalen ftaatlihen und focialen Auflöjung in 
Baben babe ich nichts Anderes erfannt, als bie Entfremdung ber Schule von ber 
Kirche.‘ 

In Preußen ift die Verbindung beider feit Jahrhunderten als ein gemein 
gültiges Ariom angefehen worden. Es tft biefelbe fozufagen ein Princip bes öffent: 
lichen Gewiſſens im chriftlichen Volke geweſen. Deßhalb Tonnte denn aud ber Re⸗ 
ligiondunterridt in ber preußifchen Volksſchule ein obligatorifcher Unterrichts⸗ 
gegenftand jein. So lange Staat und Kirche Hand in Hand gingen, war es ja zuläffig, 
daß ber Religiondunterricht obligatorifcher Gegenftanb des Schulunterrihtd war und 
daß er theilweife von den vom Staate angeftellten Lehrern ertheilt wurbe unter ber 
Vorausfepung, daß dieſe von ber Kirche dazu bevollmädtigt waren. Wäre unfere biß: 
berige Volksſchule eine ‚bloße VBeranftaltung des Staates‘ gemwefen, getrennt von der 
Mitwirkung und den Organen ber Kirche, fo hätte fie mit bem Religionsunterrichte 
nichts zu thun gehabt. Der Staat, der aus fich Feine religiöje Lehrbefugniß befißt, 
bätte aus ſich den beffallfigen Unterricht nicht für pflichtmäßig erklären können, wie er 
ja auch Feine Gewähr dafür hätte leiften können, daß biejer Unterricht wirklich dem 
katholiſchen Glauben entfpreche. 

Ew. Greellenz dürfen wir unfere Weberzeugung nicht verhehlen, daß die preußifche 
Volksſchule auch in biefer Hinficht vor einem großen und verhängnißvollen Wendepunkt 
angelangt iſt. Der erfte Schritt ift ſchon gefchehen, um bie alten und großen Tra⸗ 
bitionen de3 Zuſammenwirkens von Staat und Kirche zu verlaffen und den Quell zu 
verſchließen, aus dem fo viel Segen für bie Schule bisher geflofien ift. 
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Im Brincip wurbe diefe organifche Verbindung durch das Geſetz vom 11. März 
1872 ion gelöst, indem der Staat das ausſchließliche Recht der Beaufſich— 
tigung ber Schule für fih in Anipruß nahm. Sämmiliche preußiſche Bifchöfe 
haben bamals unter Wahrung ‚ber Durch das Geſetz verlegten weſentlichen und unvers 
Anßerliden Rechte ber Kirche‘ erklärt, daß fie dennoch entſchloſſen jeien, ‚bie Pflichten 
des Hirtenamteß gegen bie im Princip von der Kirche losgerifiene Volksſchule nad wie 
vor treu zu erfüllen‘, und bemgemäß ben Pfarrern auferlegt, bie Localſchulinſpection 
über bie Schulen ihrer Pfarrei fortzuführen und diefelbe ohne bifchöfliche Genehmigung 
nicht nieberzulegen. Nach ben Aeußerungen ber Staatöregierung in ben Kammerver⸗ 
hanblungen bei Beginn bed Jahres 1872 durfte man freilich auch erwarten, daß eine 
grunbjäßlicdde Entfernung ber katholiſchen Geiſtlichen von ber Schulaufficht nicht eins 
treten würbe; aber nach bem limfange, ben die Amovirungen jehr bald nahmen, er: 
ſcheint biefer Gedanke heute doch thatfächlich verwirklicht. Die Organe ber Kirche wur⸗ 
ben in raſcheſter Aufeinanderfolge von der Schulinfpection entfernt. In unferer Diöcefe 
wurden bie geiſtlichen VBeringsichulinipectoren alle befeitigt mit Ausnahme eined Eins 
zigen. Einer jehr großen Anzahl von Pfarrern wurde auch bie Localfchulinipection ent: 
zogen. An Stelle ber geifllichen Beringsichulinipectoren wurden weltliche Kreisfchul- 
infpectoren ernannt, unter benen auch folche ſich befinden, bie notorii nicht mehr in 
ber Gemeinſchaft der Kirche ſtehen. Einige biefer Kreisjchulinipectoren gingen fogar 
foweit, baß fie ſich birecte Eingriffe in den katholiſchen Religionsunterricht erlaubten, 
wie bieß z. B. in den Kreifen Simmern, St. Goar und in einzelnen Landbezirken bed 
Kreifes Koblenz durch bie Berftümmelung bes von den kirchlichen Behörden vorgeſchrie⸗ 
benen Katechismus geſchehen iſt. Beſonders auffallend war ed, daß unter ber neuen 
Scäulära bie katholiſche Schuljugend faft ſyſtematiſch auch dem Firchlichen Leben ent: 
frembet wurbe. In früherer Zeit fahen die Kinder in ben Gotteßbienften ber Sonn- 
unb Feiertage ben Lehrer ober die Lehrerin in ihrer Mitte. Diefe führten während bes 
Sottesbienfied bie nothwendige Aufficht über die Schulkinder. Sept berufen fi fchon 
jehr viele Lehrer auf ben Erlaß des Herrn Minifterd Falk d. d. 30. October 1875, wo⸗ 
nad an Sonn» und Feiertagen ‚bie elterliche Aufficht einzutreten babe; Die unver: 
meidliche Folge ift, bag nunmehr diefe Kinder zur Zeit bes öfjentlichen Gottedbienftes 
ohne Auffidht find. In früherer Zeit wohnten bie Kinder an dem Tage der fogenannten 
‚ewigen Anbetung‘ mit ihren Lehrern den Hauptgotteddienften bei. Auf dem Lande fiel 
an dem genannten Tage der Schulunterricht fogar ganz aus. Jetzt werben bie Kinber 
an biefem Tage angehalten, bie Schule zu beſuchen und zwar zu berfelben Zeit, ba ihre 
Eltern in ben feierlichen Gottesdlenft gehen. rüber beiuchten bie Kinder mit bem 
Lehrerperfonale, und durch basjelbe geführt und beauffidhtigt, vor bem Beginn der Schule 
Die tägliche Pfarrmefje. Jetzt darf dieß nur an zwei Tagen der Woche gefcheben. 
Früher gingen die Schulkinder, ebenfalls geführt von den Lehrern, an ben brei Bitt: 
tagen mit ber Pfarrproceffion. Jetzt ift zu dieſer Zeit vielfach der Schulunterricht. 
rüber hatten die Schulfinder an den vorgeichriebenen Beichttagen die erforderliche Zeit 
zur Beichtvorbereitung von ber Schule frei. Jetzt müſſen bie Kinder bes Abends, wenn 
fie von dem Schulunterrichte ermübet find, ober gar an einem der zur Erholung bes 
ſtimmten freien Nachmittage zur Beichte gehen. rüber hatten bie Kinder nad ben 
betreffenden Schulplänen durchgehends täglich eine Stunde entweder Cinlernen bed 
Katechismus oder bibliſche Gedichte, und zwar war dieß der Regel nad die erſte 
Stunde, wo bie Kinder noch friſch zum Lernen find. Sept findet ſchulplanmäßig der 
eigentliche Religiondunterriit nur zweimal wöchentlich ſtatt. Früher ertheilte ber 
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Pfarrgeiftliche ben Meligiondunterricht während ber Schulzeit und ſelbſtverſtändblich audy 
im Schullocale. Jetzt find die Pfarrer, welchen bie Localſchulinſpection abgenommen 
ift, zu gleicher Zeit auch genöthigt worben, ben Religionsunterridgt außer ber Schulzelt, 
wenn die Kinder meift ermübet find, zu ertheilen, unb überbieß auch außer dem Schul⸗ 
Iocale. Vielfach mußte biefer Unterricht in bie Kirche oder in bie Wohnung des Pfar⸗ 
rers verlegt werben, ober in einem anderen beſchränkten Raume, felbft bei einer uns 
gewöhnlich großen Anzahl Kinder, ertheilt werben. Beiſpielsſsweiſe geſchieht dieß tm. 
einem Raume von 17 Quabratmeter für 110 Kinder. Den Schulfinbern von Filialen 
ober abgelegenen Höfen legt biefer Religiondunterriäät außer ber Schulzeit noch ganz. 
befondere Opfer an Zeit und Mühe auf. 

Allein außer ber Schädigung Hrchlicher und religiöfer Intereſſen, deren Ihfimme 
Folgen bereit3 zu Tage treten, bat bie Entfernung ber geiftliden Schulinfpectoren für 
bie Schule noch ganz andere Nachtheile. Aus einer flüchtigen Einſichtnahme des For⸗ 
mulares, welche der Localfchulinfpector bei Schulrenifionen verwenden fol (vgl. bie 
Verordnungen, betreffend daB gefammte Volksſchulweſen in Preußen, zufammengeftellt 
von Giebe, Düffeldorf 1878 ©. 507 und 508), und einer erft am 24. Juli d. 3. er 
Iaffenen Inſtruction für die Rocalfchulinfpectoren des Regierungsbezirks Koblenz; ergibt 
fih, daß dasſſelbe an den Localſchulinſpector Anforberungen ſtellt, die eine jehr genaue 
Kenntnis der inneren Angelegenheiten einer Schule voraudfegen. Es unterliegt nun 
feinem Zweifel, daß eine große Kategorie von Beamten, Gewerbetreibenben ꝛc., welche 
in letzter Zeit an bie Stelle ber früheren geiftlihen Xocalichulinfpectoren ernannt worden 
find, die in ben angezogenen Berorbnungen vorausgefegte Tualification nicht befiken. 
Welche Bebeutung das in pädagogiicher Beziehung für die Schule bat, Tiegt zu Tage. 
Auch das entfernte Wohnen ber jebigen Localſchulinſpectoren von der Schule, fomie ber 
Umfang der neuen Inſpectionsbezirke hat felbftverflänblich große Inconvenienzen. 

Em. Ercellenz bürfen wir aber nicht verheblen, daß mir unter den Folgen bes 
Scäulaufficgtägefebes d. d. 11. März 1872 noch viel Schlimmered zu beflagen haben. 
Es find dieß wirflihe Verletungen von Rechten der Kirche, ſowohl 
ihrer natürlihen und angeborenen als auch ber durch bie Berfafjung 
garantirten Rechte. Bon alen chriftlichen Religionsgenoſſenſchaften iſt es aner- 
kannt, daß die Jugenderziehung nur auf hriftlicher Grundlage gebeihen kann. Die In⸗ 
baberin und Bermalterin ber chriftlichen Lehre und ber übrigen Heildgüter ift aber bie 
Kirche, und infofern iſt fie es, welche kraft ihrer höheren Vollmacht jogar bie Erfüllung 
ber natürlichen Rechte der Eltern in Bezug auf bie chriftliche Erziehung ihrer Kinder 
übermadt. Wie dürfte fi nun aber bie Schule, bie in der chriſtlichen Erziehung und 
in dem chriftlichen Unterrichte ber Kinder eine Träftige Gehülfin ber Eltern fein fol, 
biefer Ueberwachung entziehen ? 

Das an fich unveräußerliche Necht der Kirche findet aber auch in ben thatſäch⸗ 
lien Berhältnifien der preußifchen Volksichule noch eine befonbere Begründung. Die⸗ 
felbe zählt nach wie vor ben confeffionellen Religionsunterricht zu ihren obligatoriſchen 
Unterrichtsgegenflänben. Damit fteht fie factifch bereitd auf einem Gebiete, auf welchem 
nachgewiefener Weife der Staat feinen Beruf und fein Recht Hat. Wenn nun nichts⸗ 
beftoweniger das neue Schulauffichtägefeß die Alleinherrichaft des Staates in die Schule 
einführt, fo verKößt es damit gegen eine chriſtliche Grundanſchauung. Dazu Tonımt, 
daß «8 in der Volksſchule an ſich auch unmöglich ift, die hriftliche Erziehung von bem 
Inhalte der übrigen Lehrgegenftände abfolut getrennt zu Halten. Es wird bei ben 
Lefebüchern, bei dem Lejeinhalt, beim Vortrage ber Gefchichte ꝛc., ber chriſtliche Glaube 
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und bie Gonfeifion vejpectirt werden müſſen. Die Kirche hat ein natürliches Recht, zu 
verlangen, daß auch in dem übrigen Unterrichte nicht niebergeriffen werbe, was fie durch 
ihre Organe in dem Religionsunterrichte aufzubauen verpflichtet und berechtigt ifl. Die 
Organe aber zur Wahrung dieſer Intereſſen ber Kirche in ber Echule find und bleiben 
immerbar bie Ortögeiitlichen. 


Dieg natürliche Recht ber Kirche it von ber früheren preußiſchen 
Geſetzgebung auch immer anerkannt worden. In ben Motiven zu bem neuen 
Schulaufſichtsgeſetze iſt das unumwunden eingeftanden, wenn es heißt: ‚Somohl das 
Landrecht ($ 12 fi. Tit. 12 Th. 2) als auch die Provinzialgeſetze geben den Ortsgeiſt⸗ 
lichen und in weiteren Rreijen ben Superintendenten, Erzpriejtern, Decanen ꝛc. neben 
ber Pflicht auch das Recht zur Beauffichtigung ber niederen Schulen als reip. Local: 
unb Kreißfchulinipectoren.‘ Die Kirche bat zubem dieß Recht nicht etwa bloß im Wege 
ber freundlichen Güte ded Staates befommen. Sie hat früher das alleinige Auffichts- 
recht gehabt (vgl. Thilo in feinem Werfe über Geihichte und Statiſtik des preußifchen 
Volksſchulweſens) und iſt im Laufe der Zeit auf biefem Gebiete nur immer weiter 
zurüdgebrängt worben, bi3 fie endlich jett auch das Zahrhunderte alte Recht der Mit: 
beauffitigung negirt fehen muß. Der Artifel 24 der Verfaſſung garantirt nun aber 
ben privilegirten NReligionsgefellichaften noch heute den confejfionclien Charakter ihrer 
Säulen. Es muß demnach der betreffenden Religionsgefellihaft immer ermöglicht 
bleiben, fi zu überzeugen, ob bie Schule ben wefentlichen Anforderungen der Con: 
feifton entipridt. Das tft aber abfolut unmöglich ohne ein Mitbeauffihtigungsrecht 
der Kirche. Auch bie Unterrichtsconmilfion des Abgeordnetenhauſes hat noch im Jahre 
1868, da über die Principien eine neuen UnterrichtSgejeßeß berathen wurde, in ber 
gleihen Betheiligung aller Zactoren, die ein beredhtigtes Anterefje an ber 
Säule haben, die Hauptaufgabe eines neuen Geſetzes erfannt und nahm deßhalb ein- 
ftimmig den Grundfag an: Die Schulaufſicht und die Perwaltung bed Schul: 
weſens iſt auf allen Stufen jo zu organifiren, dan die Intereſſen und Rechte der Ge: 
meinde und bes Staates, jomie der betreffenden Religionsgeſellſchaften 
gewahrt werben.‘ 


Endlich erlauben wir und außer dem natürlichen und verfaſſungsmäßigen Rechte 
ber Kirche, ſowie den Rechten der chriſtlichen Eltern auf die Erziehung ihrer Kinder, 
auch noch auf ein Staatdintereffe hinzuweiſen, welches beſonders in unjerer Zeit von 
Bebeutung fein möchte. Es iſt ja ſchon lange die Frage flubirt und beiprochen wor— 
ben, wie man ben immer mächtiger andrängenden Gemalten des Unglaubend und ber 
damit zufammenhängenden Sittenlofigfeit im öfientlichen Leben genug Widerſtand 
wird entgegenfeken können. Wir fönnen nicht glauben, daß der Staat in einer Zeit, 
wo bie Zeichen jocialer Ungebundenheit zunehmen, fich jelber der bewährteften Etüken 
berauben will. Tie Stimme des Gewiſſens, die auch in der Etimme der Organe ber 
Kirche zum Volke redet, in der Mitleitung der Schule mundtodt madjen, darin können 
wir feine Stärfung bes Etaat3mweiens erbliden. Es hieße aber namentlich die hieſige 
Bevölkerung minfennen, wenn man glauben mollte, burch Bejeittgung althergebradhter, 
mohlberechtigter und bewährter Einrichtungen fünne man das Anjehen der Volfsichule 
heben. Die Pejeitigung ded Seelſorgers aus ber Mitaufjicht der Schule wird von 
ber chriftlihen Bevölkerung immerbar als eine Kränkung und Rechtsverlegung em: 
pfunden werden. Das chriſtliche Bolt will Echulinfpectoren, die jein Vertrauen bejigen, 
und bie ihm nahe fichen; anbernfaus ijt die unvermeibliche Folge eine wachſende 
Sleihgültigfeit und Abneigung gegen die Bolfsichule, 

Culturtampf⸗Acten. 24 
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Mögen Ew. Ercellenz geneigt jein, zur Rettung biejer Principien im enticheibens 
ben Augenblide Ihre Hohe Mitwirkung eintreten zu laflen! Dann wirb ber Kirche ihr 
natürliches und ihr durch die Verfaſſung garantirteß Recht wieder freigegeben werben 
und damit auch die unveräußerlichen Rechte ber chriftlicden Eltern und ber chriſtlichen 
Bevölkerung. 

III. 


Eurer Ercellenz Aufmerfjamteit erlauben wir und zum Schluffe noch auf eine be 
ſondere Gefahr hinzulenken, bie feit ber neuen Schulära dur daB Schulauffichtägefek 
bie preußtiche Volfäfchule bebrobt. Bereits find in unferer Diöcefe in jüngfter Zeit an 
vielen Stellen, 5. B. in St. Sohann:Saarbrüden, Trarbach, Stipshaufen, Traben und 
anderen Orten, unter Aufhebung ber confelfionel getrennten Schulen Simultans 
ſchulen eingeführt worden. Dieß geſchah allgemein unter dem Widerſpruche ber ka⸗ 
tholiihen Bevölkerung und ber Geiftlichfeit. Dabin mußte ed aber fommen. Denn 
mit ber Ausführung be3 Geſetzes vom 11. März 1872 tft das Princtp ber kirchlichen 
Mitbeaufjihtigung ber Schule fallen gelafjen und es ift gleichzeitig das Princip 
ber Trennung der einen von der anderen bereit3 in feinem wichtigften und ent: 
heidendften Momente angebahnt und zugelaſſen. Alle Principien ftreben be- 
fanntlih nach ihren Sonfequenzen, und es mar deßhalb ſofort ſchon nicht mehr zu 
läugnen, die confeſſionsloſe Schule lag thatjächlich bereits in ber Luft. Ber frühere 
Herr Eultußminifter hatte wiederholt bereits ausgeſprochen, es feien eigentli unglüd: 
lie Ausdrüde: ‚confeifionell‘ und ‚conteifionglos‘, und in jeinem Erlafje an das Fönig- 
liche Confiftorium zu Koblenz d. d. 16. Juni 1876 hat er die Bezeichnung ‚paritätiiche 
Schule für derartige Anftalten als richtiger auch amtlich anempfohlen. Damit follte 
wohl dem Mißtrauen und der Abneigung, welche ber größte Theil unferer Bevölkerung 
gegen dieſes neue Schulfyitem noch hegt, die Spite abgebrochen werben, mwährenb in 
der That der ſchöne Name ‚paritätiihe Schule‘ und nur geeignet ericheint, Die Sache 
zu verbunfeln. Wir können darin feine Parität erfennen, daß in der Schule katho⸗ 
liſche, evangelifche und isrgelitiſche Schüler neben einander fiten und daß Lehrer ver- 
ſchiedener Confeſſion diejelben unterrichten. Die Parität befteht nad) unjerer Auffaffung 
vielmehr darin, daß jede der privilegirten chriftlichen Confellionen ihre eigenen 
Schulen unvermifht und unvermengt und mit vollfter Aufrechterhal— 
tung ihrer confejfionellen Bejonderheiten befiten darf. 


Eurer Excellenz iſt e8 gewiß nicht unbefannt, daß die confeſſionsloſe 
Schule Ihon längere Zeit auch das Programm einer mweitverbreiteten Partei im Lande 
ift, und daß unter ihr auch folche find, welche offen die religionsloje Schule ſchon 
verlangen, und die jedes Glaubensbekenntniß als eine Privatangelegenbeit behandelt 
und in die Sacrifteien verwieſen fehen möchten. Es ijt nun nicht ſchwer, vorauszufehen, 
welche von biejen beiden Strömungen die größte Ausficht des Erfolges hat, wenn 
einmal die principielle Loslöjung ber Kirche von dem organiſchen Verbande mit ber 
Schule einige Zeit ihre Wirkung gethan Haben wird. Die durch das Schulaufjichts- 
geſetz eingeführte Latenauffiht hat thatſächlich vielfach Schon einen dem Ortägeijtlichen und 
ber bisherigen religidien Richtung der Schule ganz entgegengefegten Weg eingeidhlagen. 
Daß dieſe Gegenfäge früher oder ſpäter noch ſchärfer hervortreten werben, ift eine Natur: 
nothmwendigfeit. Unfere Volksſchule kann dadurch nicht gewinnen. Set ſchon haben 
mehrere Regierungen bebeutungsvolle Gircularerfügungen erlaffen zu müflen geglaubt 
bebuf3 Belehrung der Echulfinder über die Heiligkeit bes Eides, weil nad den Erfah⸗ 
rungen ber Gerichtäbeamten dieſes Bewußtſein im Volke in beftändigem Abnehmen be: 
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griffen fet (vgl. Siebe, Verordnungen, ©. 406). Wir ftellen unfererfeit3 gehorſamſt 
anbeim, ob Tünftigbin die Beflimmung bes Meineidsbegriffes durch bloße Paragraphen 
Des Strafgeſetzes ausreichenb fein wird, wenn ber Staat in Zukunft keine Garantie 
wehr bat, ob überhaupt noch religiöfe Erziehung und Ueberzeugung im Volke befteht. 
“ine ſolche Garantie Tann aber ber Staat nicht haben, wenn bie Kirche, wie das im 
Weſen der Simultanfchule liegt, von der Mitleitung der Schule ausgefchlofien ift. Die 
mangelnde kirchliche Bürgſchaft ruft aber unvermeiblid Geringſchätzung der Schulen 
hervor, und letztere ift der erſte Schritt zur praktiſchen Religionsloſigkeit ber 
Säulen, welcher die Theorie ſehr bald nachfolgen wird. 

Ew. Ercellenz willen, mit welch’ ernflen Gründen unfere Staatsregierung noch 
bei ben Kammerbebatten im Jahre 1873 für die Confeifionalität ber Schulen eingetreten 
MR. Der Regterungscommiffar berief fi) damals ſchon auf bereit3 gemachte Erfahrungen 
unb indbejondere auch auf einen Circularerlaß d. d. 27. April 1822 aus dem Minifte 
rium Altenſtein, worin e3 heißt: 

„Die Erfahrung hat gelehrt, daß in Simultanjchulen das Hauptelement der 
Erziehung, die Religion, nicht gehörig gepflegt wirb, und e8 liegt in ber Natur 
ber Sache, baß biejes nicht geichehen kann. Die Abfiht, durch foldhe Schulen 
größere Verträglichkeit unter den verſchiedenen Slaubendgenofjen zu befördern, 
wird aud felten oder niemal3 erreiht. Vielmehr artet jede Spannung, bie 
unter den Lehrern verfchiedener Eonfeffionen oder zwijchen diefen und den Eltern 
der Echuljugend ausbricht, gar zu leicht in einen Religionszwiſt aus, ber nicht 
felten eine ganze Gemeinde bahinreigt, anderer Uebel, die mit Simultanfchulen 
verbunden find, nicht zu gebenfen. Des Königd Majeftät haben dieſer Anficht 
bed Minifterums in der Kabinetsordre d. d. 4. October pr. ausbrüdlich bei- 
zupflicgten geruht.‘ 

Sämmtliche preußiiche Biſchöfe haben unter Hinweis auf das Recht ber Kirche 
unb ber hrifllicden Familie derjelben Ueberzeugung Ausdrud gegeben, da fie in ihrer 
Denkſchrift d. d. 20. September 1872 sub n. 5 erflärt haben: 

‚Ohne Schulen, in denen bie Kirche ben ihr gebührenden Einfluß ausübt, 
gibt es Feine chriftliche Erziehung. Iſt die Schule nicht mit der Kirche und ber 
chriſtlichen Familie harmoniſch befreundet, fo ift fie die fchlimmfte Feindin beider; 
fie iſt eine AntisKirhe und Anti-Familie, welde in einer in ber Gefchichte 
biäher unerhörten Weiſe bie Kinder den Herzen ber Eltern und dem Geifte ihrer 
Kirche entfrembet und fie zu irreligiöjen oder wenigſtens religionsgleichgültigen 
Menſchen erzieht.‘ 

„Daher liegt in ber rechtlichen Anerkennung einer jeden Confeſſion weſentlich 
das Recht auf confeffionele Schulen. Das heute noch gültige pofitive Recht, 
auf dem der ganze religiös-kirchliche Rechtszuſtand Deutſchlands beruht, erklärt 
bie Schule als ein annexum religionis.‘ 

‚Wohl hat der Staat fih die Schule nunmehr angeeignet; allein ſtets bat er 
id auch verpflichtet gehalten, ber Schule jenen religiöfen und confeifionellen 
Charakter zu wahren und deßhalb der Kirche wenigitend jenen Einfluß auf Die 
Schule gelaffen, ber nothwendig ift, damit die Schule einer confeffionell chrift- 
lien Erziehung diene und nicht vielmehr fie untergrabe.‘ 

Excellenz! Das Recht der Kirche auf bie Schule hat die äußere unb innere 
Geſtalt der Volksſchule geſchaffen. So ftellt ſich und geſchichtlich die Schule dar nicht 
als dad Grenzgebiet zwiſchen Kirche und Staat, jondern recht eigentlich als das ge- 
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meinjame Rechtsgebiet. Möge denn endlich auf biefem Gebiete auch ber Friede zwir 
ſchen beiben mwieberbergeftellt werben! 


Ew. Ereellenz Tönnen viel dazu beitragen, baß biefer Friebe bem Baterlande 


wieber verſchafft werde, wenn Sie Ihre hohe Wirkſamkeit geneigteſt eintreten lafſen 
wollen, damit die den Rechten der Kirche entgegenſtehenden neneren 


adminiſtrativen und geſetzlichen Beſtimmungen wieder aufgehoben. 


werben. 


volle Wort geſprochen: 
‚Staat und Kirche haben ein gleich gemeinfames bringenbes Intereſſe an ber 
Pflege der Schule; ber Staat Tann zu einer bauernden ſittlich⸗religidſen Er⸗ 
ziehung ber mächtigen und mwirffamen Hülfe ber Kirche nicht entbehren; bie 
Kirche ihrerſeits kann die ihr obliegenbe hohe Heilsaufgabe für bie Menſchheit 
nur balb erfüllen, wenn fie aus ber Schule verdrängt wird ober wenn fie ſich 
Ihmollend von ihr zurüdzieht.‘ 

Greellenz! Helfen Sie, daß ber Kirche ber frühere berechtigte Einfluß auf bie 
Schule wieder zurüdgegeben werde, und es wird Ihr hohes Wort feine Erfül⸗ 
lung finden. 

Mit fchuldiger Ehrerbietung verbleiben mir 

Em. Ercellenz gehorjamite 
katholiſche Geiſtliche der Diöceje Trier. 
(Folgen 6653 Unterfchriften.) 


189) Antwort des Cultusminiſters auf die Eingabe des weftfälifchen Klerus. 
Dom 8. September 1879. 


„Berlin, den 8. September 1879. 

Ew. Hohmürden und den übrigen mitunterzeichneten Herren katholiſchen Geiſt⸗ 
lichen der Diöcefen Münfter und Paderborn fage ich meinen verbinblichften Dank für 
das in der gefälligen Zujchrift vom 13. v. M. mir ausgefprocdhene Vertrauen. Wenn 
bie in biejer Zufchrift beziiglich bes Verhältnifſes der Firchlicden Organe zur öffentlichen 
Volksſchule mir vorgetragenen Wünſche und Beſchwerden an eine Aeußerung anknüpfen, 
welche ich bei einer anderen Veranlafjung ala Abgeordneter im Schooße des beutichen 
Reichdtaged gethan babe, jo nehme ich feinen Anjtand, mich zu ben am 14. Juni d. J. 
Öffentlich Fundgegebenen Grundſätzen auch gegenwärtig zu befennen. Ich war und bin 
der Anfiht, daß bie fittlich-religiöfe Erziehung und Unterweifung der Jugend in ber 
Schule eine Angelegenheit ift, an welcher ber Staat als rechtlicher Träger der Leitung 
und Beauffichtigung des gefammten Unterrichtsweſens und die Kirche, bie evangeliſche 
nicht minder wie bie fatholifche, als chriſtliche Heilsanftalt ein durch gemeinfame Arbeit 
auf bem Gebiete der Schule zu beihätigenbes gleiches Intereffe haben; und ih wünfche 
nichts lebhafter, al3 in den Stand gefeßt zu fein, den berufenen Organen der chrifts 
lichen Kirchen eine der obigen Auffaffung entiprechende förderſame Mitwirkung bei ber 
Pflege der Volksſchule einzuräumen. Daß biefe Mitwirkung in Bezug auf bie fathos 
liſche Kirche zur Zeit nicht in einem ben wahren Intereſſen der Jugenderziehung 
entiprechenden Maße flattfindet, ift feine Thatſache, welche ich meinerfeitd aufrichtig 
bebauere, für bie inbeffen, mie ich nicht anfleben darf, offen auszuſprechen, der Schlüffel 


Ar 


Am 14. Juni haben Sie ala Mitglied bed deutſchen Reichſtages bad Sebeutungte 
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in dem Standpunkte gefucht werben muß, welcher die gejammten Ausführungen der 
gefälligen Aufchrift vom 13. v. M. beherrſcht. 

Em. Hochwürden und Ihre mitunterzeichneten Herren Amtsbrüber gehen davon 
aus, das das Schulaufjichtägefet vom 11. März 1872 bie Schule berart für eine Ver: 
anftaltung des Staates erflärt habe, daß bie Aufficht über diefelbe mit Ausſchluß jeder 
anderen Berechtigung lediglich im ftaatlichen Auftrage geführt werben folle, und baß 
damit ber organtfche Verband, welcher zwiſchen Volksſchule und Kirche beftanden babe, 
gelöst worden ſei. Durch die Ausführung dieſes Geſetzes fei ein Gegenſat zwiſchen 
Schule und Kirche bergeftelt, welcher, wenn er andauern follte, den Klerus zwingen 
müßte, die katholiſchen Eltern vor einem das kirchliche Leben fchädigenden Einfluß ber 
Säule zu warnen. 

Ich verzichte darauf, bie in biefem letzten Sate von Seiten bes Klerus dem 
Staate eröffnete Perfpective Bis in die Confequenzen hinein zu verfolgen, melde fie 
nothwendig auch für das Firchliche Antereffe haben müßte, möchte auch bie weiter auf: 
geworfene Trage unerörtert laſſen: 

ob gegenüber ber gegenwärtigen Handhabung ber Schulleitung die Freiheit des 
fatboliichen Bekenntniſſes in Preußen gefeßlich noch gefichert fei? 

Aber darauf fehe ich mid) genöthigt, beftinnmt hinzuweiſen, daß der Ausgangs⸗ 
punft Ihrer Debuctionen, als ob das Schulauffichtsgejeg eine völlige Ummälzung in 
dem rechtlichen Verhältniffe der Kirche zur Schule mit ſich gebracht babe, auf einer 
irrthümlichen unbiftorifhen Auffafjung von dem Entwidelungdgange unferer Schul: 
gefeßgebung beruht. Das Gejeg vom 11. März 1872, welches in feinem F 1 auß 
ſpricht: ‚daß die Auflicht über alle öffentlichen und Privatunterricht: und Erziehungs 
anfalten dem Staate zufteht, und daß demgemäß alle mit diefer Aufficht betrauten 
Behörden und Beamten im Auftrage des Staate8 handeln‘ — hat neued Recht nicht 
geſchaffen, ſondern weientlih nur einer Sakung von Neuem Ausdrud gegeben, auf 
welcher die Entwickelung und nicht minder die Erfolge unjered gefammten Unterricht3- 
weſens feit länger als einem Jahrhundert beruhen. Ich brauche nur baran zu erin: 
nern, daß nicht erft da3 Schulauffichtägefep von 1872 die Schulen als eine Veranftal: 
tung bed Staates bezeichnet hat, jondern bereits das Allgemeine Preußiſche Landrecht, 
und daß bad Recht des Staates, das gelammte Schulmejen zu leiten und zu beaufſich— 
tigen, in biefem grundlegenden Gefete ebenfo wie in zahlreichen älteren und neueren 
Geſetzen, wie in den Fatholiihen Schulreglements für Schlefien von 1765 und 1801, ber 
preußiſchen Schulorbnung vom 11. December 1845 u. a, m., zum prägnanten Ausdrud 
und zur vollen Anerkennung gelangt ift. 

Sf es nun, wie in ber gefäligen Zufchrift felbft bezeugt wird, ber katholiſchen 
Kirche vor Erlaß des Schulauffichtägefetes, mo fie doch lediglich auch als Beauftragte 
des Staates gewirkt hat, möglich geweſen, an ber religiöfen Erziehung der Jugend in 
Segen fi zu betheiligen, jo darf die Hoffnung nicht aufgegeben werben, daß ber Kirche 
auch fernerhin auf biefem Gebiete eine heilſame Mitarbeit vorbehalten fein merbe. 
Jedenfalls möchte ich bie Herren Unterzeichner ber gefälligen Zujchrift vom 13. v. M. 
bitten, ſich nicht der unzutreffenden Auffafjung hinzugeben, al3 ob der Staat fich anta: 
goniſtiſch oder auch nur gleihgüftig in Bezug auf bie heilfame Mitwirfung der Kirche bei 
dem Unterrichte und ber fittlichreligiöfen Erziehung ber Jugend zu verhalten die Abficht 
Habe. Die Annalen bes preußifchen Unterrichtsweſens find angefüllt von ben Beweiſen des 
Gegentheils, und ic} bin meinerfeitö ber Ueberzeugung, daß mit dem Tage, an welchem 
wir aufhören würden, für ben Volfsunterricht aus dem unverfiegbaren Heilsbrunnen des 
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Evangeliums die Grundlage zu jchöpfen, ber Niebergang unferes gefammten natiemalern 
Eulturlebend befiegelt wäre. Aber daran wirb boch fefgehalten werben müflen, baf bie. 
Beflimmung über Art, Maß und Umfang ber kirchlichen Betheiligung an ber Pflege 
der Schule Sache des Staates fein und bleiben muß. Daß bie katholiſche Kirche fir 
bisher noch immer nicht dazu hat entichließen können, ſich biefen auch für bie Regelung 
ber gefammten rechtlichen Beziehungen zwiſchen Staat unb Kirche allein maßgebenben 
Standpunkt anzueignen, betrachte ich als bie eigentliche Veranlafjung bed in mehrfadger 
Hinſicht unerwünſchten Zuftanbes, in welchem fi unfer Vollsihulmelen in Bezug auf 
fein Verhältniß zur Religion gegenwärtig befindet. 

Ew. Hochwürden verlangen bie ‚Befeitigung ber den Organen ber Kirche bei Er= - 
theilung und Leitung des Meligionsunterrichtes bisher bereiteten SHinberniffe‘, ohhne 
einer Erwägung darüber Raum zu geben, durch welche Umftänbe bie Staatäregierung 
in die Nothwenbigfeit verfegt worben ift, einſchränkende Verfügungen in biefer Hinſicht 
zu treffen. Ich muß daher daran erinnern, daß ed ber beinahe einftimmige und ſyſte⸗ 
matifche Wiberftand der katholiſchen Geiftlichfett gegen die Staatsgeſetze geweſen if, 
welcher der legteren an jo vielen Orten die Schulen veriloffen bat und noch ver⸗ 
ſchloſſen Hält. Diefe durch den Staat nicht veranlaßte Sachlage kann ich bedauern, 
aber eine Nenderung im Großen und Ganzen in ihr herbeizuführen bin ich nicht eher 
in ber Lage, als bis dem Staat von Seiten der katholiſchen Kirche die thatjächliche 
Anerkennung feined unveräußerlicden Geſetzgebungsrechtes zu Theil wird. Dieß ſchließt 
jedoch, wie ih ausbrüdlich binzufüge, keineswegs meine Bereitwilligfeit aus, in foldden 
zur biesfeitigen Kenntniß gebrachten einzelnen Fällen, in welchen nachweislich über bag 
durch die nothmendige Abwehr unerfüllbarer Firdhlicder Ansprüche gebotene Maß in ben 
Anordnungen und Verfügungen der Behörden Hinfichtlich des Verhältniſſes ber kirch⸗ 
lien Organe zur Schule Hinausgegangen jein follte, bie nach deu Umſtänden mögliche 
Abhülfe eintreten zu laſſen. 

Die gefällige Zufchrift vom 13. v. M. bekundet mir ein von mir durchaus ge: 
mwürbigte Maß von Vertrauen; ich würde glauben, demfelben nur unvollfommen zu 
entiprechen, wenn ich nicht fehließlih dem Wunſche und ber Hofinung Ausdrud geben 
wollte, daß ber Augenblid nicht mehr ferne jein möge, wo die veränderte Haltung ber 
katholiſch⸗kirchlichen Organe gegenüber den Staatögejegen es der Regierung thunlich ers 
ſcheinen laffen wird, zur Abftelung der auf dem beiprocdhenen Gebiete hervorgetretenen 
Schwierigkeiten ihrerſeits eine wirkſame Initiative zu ergreifen, und wo dann auch eine 
erfprießliche Betheiligung ber Geiftlichfeit bei Löjung ber Aufgaben bes öffentlichen 
Unterrit8 wieder eintreten Tann. Ew. Hochwürden fielle ich ergebenft anheim, ben 
Anhalt obiger Ermwiederung auf die Zuſchrift vom 13. v. M. gefäligfi in geeignet 
ſcheinender Weife zur Kenntniß der übrigen Herren Unterzeichner bringen zu wollen. 

v. Puttkamer.“ 





190) Entgegnung des weſtfäliſchen Klerns vom 6. October 1879, 


„Münfter, ben 6. October 1879. 

Em. Ercellenz haben die von uns unter bem 13. Auguft I. 3. Hochbenfelben bes 
züglich des Verhältniſſes ber Firchlichen Organe zur: öffentlichen Volksſchule vorgetragenen 
Wünſche und Beichwerden mit freundlichem Wohlwollen entgegengenonmmen. Die Ant 
wort, womit Hochdieſelben durch Erlaß vom 8. v. M. uns beehrten, gewährt uns bie: 
angenehme Ueberzeugung, daß wir ben Antentionen Em. Excellenz nicht beſſer entfprechen. 


— 35 — 


önnen, als wenn wir das Vertrauen bewahren, welches wir in unferer Eingabe vom 
13. Auguft I. 3%. auszuſprechen ung erlaubten. 

Die Hriftlich gefinnte Bevölkerung ber preußlichen Monarchie hat aus dem Crlaß 
som 8. v. M. die Gewißheit fchöpfen können, baß die Thätigfeit ber Kirche auf bem 
Gebiete der Schule flaatlicherfeits nicht gehinbert mwerbe, daß vielmehr bie Kirche ‚als 
chriſtliche Heildanftalt‘ die Schule in ihre Pflege nehmen fol. Hochdieſelben haben 
ferner ein für alle gläubigen Chriften werthvolles Bekenntniß abgelegt, indem Sie ber 
Ueberzeugung Außdrud gaben, ‚bag mit bem Tage, an weldem wir aufhören würben, 
für ben Volksunterricht aus dem unverfiegbaren Helldbrunnen des Evangeliums bie 
Grundlage zu nehmen, der Niedergang unjered gefammten nationalen Eulturlebens bes 
fiegelt wäre‘. 

Bei folder Gefinnung glauben mit Ew. Excellenz auch wir bie Hoffnung feft: 
Balten zu dürfen, daß e3 gelingen werde, ein gebeihliches Zufammenmirfen von Staat 
nnd Kirche auf dem Gebiete ber Schule troß ber leider immer noch entgegenftehenden 
principiellen Schwierigfeiten wieder herbeizuführen. Wenn wir gleichwohl auf bie be- 
ftehende grunbfägliche Verſchiedenheit in der Auffaffung des Verhältniſſes von Staat 
und Kirche zurüdzugreifen und erlauben, jo geichieht diefes nur, weil ber hohe Erlaß 
vom 8. v. M. Ausführungen enthält, welche wir im Intereſſe einer thatjächlichen Ans 
näberung nicht ohne Erwiederung lafjjen dürfen. Wir glauben legtere um fo weniger 
zurüdhalten zu follen, ald und daran gelegen fein muß, noch einmal die Gtenzlinien 
anzubeuten, innerhalb welcher bie königliche Etaatäregierung ieberzeit auf unfere bin: 
gebenbe Bethetligung an ber Löiung der Aufgaben des öffentlichen Unterrichts rech⸗ 
nen darf. | 

Em. Ercellenz vertreten in bem Grlaife vom 8. v. M. die Anſicht, daß durch das 
Geſetz vom 11. März 1872 ein neuer NRechtszuftand rüdjichtlich der Volksſchule nicht 
geichaffen ſei. Hochdieſelben weilen darauf bin, dag auch in bem Allgemeinen Preußi⸗ 
[chen Lanbrechte, in den Schulreglements für Schlefien von 1765 und 1801 unb in ber 
Preußiſchen Schulorbnung vom 11. December 1845 bad ſtaatliche Recht auf bie Schule, 
‚als auf eine Veranftaltung des Staates‘, zum prägnanten Ausdrud und zur vollen 
Anerkennung gelangt fei. Wir müſſen zunächſt auch hier wieder betonen, baß die Kirche 
ein göttliches Recht auf bie Erziehung der Jugend in Anſpruch nimmt und daß fie auf 
dieſes Recht niemals verzichten fan. Im Uebrigen nehmen wir feinen Anitand, zu ge: 
ftehen, daß die bezeichneten Geſetze und Verordnungen das Streben fundgeben, bie 
Macht bed Staates auf dem Gebiete der Schule möglihft weit auszubehnen. Wir ere 
lauben und aber, ergänzend hinzuzufügen, daß diefelben ebenfo beftimmt Zeugnik dafür 
ablegen, daß die Staatsregierung ſich gebunden erachtete, das Recht ber katholiſchen 
Kirche auf die coordinirte Beauffihtigung ber Schule anzuerkennen und zuzulaffen. 


Das Allgemeine Landrecht fpricht wörtlich aus, daß zur Leitung der Schule ‚bie 
Geiitlichfeit der Gemeinde, zu welcher die Schule gehört, zugezogen werben muß‘. 
Außerdem gehen aber bie SG 1—50, Tit. 12, Theil II des Allgemeinen Landrechts von 
ber Borausfegung aus, daß bie Geiftlichfeit, wie bie Pflicht, To auch das Recht habe, 
gemeinjan mit ber meltlichen Obrigkeit bie Zwecke der Schule zu fördern. Rückſichtlich 
der Fatholifchen Schulreglementß für Schlefien vom 3. November 1765 und vom 18. Mai 
1801 dürfte ſchon die Entſtehungsgeſchichte diefer Föniglichen Verordnungen dafür {pre 
hen, daß die damalige Staatdregierung forgfältig darauf Bedacht nahm, die von bem 
Breslauer Vicariatsamte beanſpruchten und geübten Rechte anf die Schule zu fchonen 
und zu ſchützen. Das erftgenannte Reglement erklärt ferner ausbrüdlih im $ 50: ‚in 


— 3716 — 


Betreff der hriftlichen Lehre nichts vorfchreiben zu wollen‘; verweist babei lebiglich auf- 


„bie Anorbnungen, welche ber Generalvicar ber Breslauer Diöcefe befannt machen 
werde‘. Ebenſo beitimmt es im $ 62, ‚daß ba3 Bicariatzamt unb bie Bicarien ber 
nichtpreußiſchen Tiöcefanbifchöfe geeignete Geiftlihe zu Inipectoren zu beftellen haben‘. 
Das Reglement vom 18. Mai 1801 beftätigt das ben kirchlichen Organen zuflehenbe 
Mecht, Indem ed nach F 51 dem Yürfibifchofe von Breslau ‚als DOrbinario bas Recht, 
bie Schulinfpectoren zu ernennen und anzuftellen‘, einfach überläßt unb lebiglich bie 
Anzeige von ber erfolgten Ernennung an die Schulbirection vorfchreibt. Bel mangels 
bafter Geſchäftsführung der Inſpectoren ſoll bie Schulbirection bem Orbinario Anzeige 
machen, ‚ber nach Befund die Anjtellung eines anderen Inſpectors zu beforgen babe‘. 
Ebenfo bleibt nad F 59 dem Fürftbiichofe die Beſtimmung überlaffen, welcher feiner 
Unterbehörben und in mwelder Art er bie Bearbeitung des Schulfaches unter feiner 
Dberaufficht übertragen wolle‘. 


Borftehende Anführungen erjcheinen hinreichend, um darzuthun, daß bie beiben 
Schulreglements für Schlefien das Recht der Kirche auf die Mitaufficht über die Schulen 
anerfennen. Die von Ew. Ercellenz angezogene preußiſche Schulorbnung vom 11. März 
1845 kann ebenjo wenig, wie bie obenerwähnten königlichen Verorbuungen, für baß 
ausſchließliche Recht des Staates verwerthet werben. Wir erlauben uns rückſichtlich 
biefer Verordnung daran zu erinnern, daß bei Berathung des Echulauffichtögejeged im 
Haufe der Abgeorbneten von Seiten eined Abgeorbneten unter ausbrüdlicher Zuftims 
mung von Em. Ercellenz Amtövorgänger anerfannt wurde: ‚die preußiſche Schulord⸗ 
nung gebe den Geiftlicden ein Recht, welches als ein jelbftändiges aufgefapt werben 
inne‘. Für die Diöcefen Münfter und Paderborn haben übrigens die vorſtehend be⸗ 
Iprochenen Verordnungen keinerlei gejeßlichen Werth. Unter der Vorausſetzung, daß dic 
auf das Unterrichtäwefen bezüglichen Artifel der preußiichen Verfaſſungsurkunde actuelles 
Recht nicht geichaffen haben, gelten für unjere beiden Diöcefen die älteren, zum Theile 
vorpreußifchen Beſtimmungen. So legt ganz beſonders die Münfter’ihe Schulordnung 
vom 2. September 1801 das ganze Schulmweien bed Hochſtifts Münfter in die Hände 
der Geiſtlichkeit. Die königlich preußiiche Staatäregierung bat die Rechtsbeſtändigkeit 
diefer Schulorbnung wieberholt ausbrüdlih anerkannt. Das Herzogthum Weftfalen, 
das Fürſtenthum Paderborn und das zu Mainz gehörige Territorium hatten ebenfalls 
bereit3 fefte, geleglich geregelte Schulverhältniffe, als dieſe Tanbestheile mit der Krone 
Preußen vereinigt wurden. Ueberall aber bat die föniglich preußtiche Staatdregierung 
dad Recht ber Kirche auf bie Schule als ein hiſtoriſch unanfechtbares Recht anerkannt 
und unter geſetzlichen Schug genommen. Wir erlauben uns zum Beweiſe für bieje 
Behauptung noch auf die feit dem Jahre 1846 zwiichen ber königlichen Staatäregierung 
und ben Bifhöfen von Münfter und Paderborn über die Anftellung der Volksſchullehrer 
und Schulinipectoren geführten Verhandlungen binzumelfen. Diele Verhandlungen finb 
mit ihrem ben Anſprüchen ber Kirche günftigen Refultate nur verfländlih, wenn ans 
genommen werden muß, daß die damalige königliche Staatsregierung ein coordinirteß 
Net der Kirche auf die Schule, wenn auch unter gewiſſen Einſchränkungen, ans 
erfannte. 


Erſt das Schulaufſichtsgeſez vom 11. März 1872 bat diefe Rechtslage durch⸗ 
brochen, indem basfelbe bem Belleben der Unterrichtsverwaltung anbeimftellte, ob unb 
in welcher Ausdehnung fie die Kirche zur Leitung und Beauffihtigung der Schule zu: 
ziehen will. Dem entiprechenb hat Eurer Excellenz Amtsvorgänger den Sinn des 
Schulaufſichtsgeſetzes dahin beclaritt: ‚dag die Staatsregierung rüdfichtli ber Wahl 
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ver Schulaufieher nicht mehr mit Nothwendigkeit an die Beſtimmungen und an bie 
Wahl der kirchlichen Oberen gebunden fein wolle. Das Gejet vom 11. März 1872 
enthält alfo die Zumuthung an bie Kirche, wenn überhaupt, ‚dann lediglich als Be- 
auftragte bed Staates‘ ihre Thätigfeit der Schule zuzumenben. Cbenmäßig will es 
der flaatlichen Unterrichtsverwaltung das Recht zuiprechen, ‚die Beftimmung über Art, 
Maß und Umfang ber Firchlicden Betheiligung einfeitig zu treffen‘. Die Bilchöfe 
Preußens durften bemnah mit gutem Grunde und in durchaus ridhtiger Beurtheilung 
bet biftoriiden Entmwidelung erflären, daß ‚durch das Schulauffichtsgefeg ber organiſche 
Berband, welcher zwiſchen Volksſchule und Kirche beitanden habe, principiell gelößt‘, 
daß fomit burch jenes Geſetz ein nener Rechtszuſtand geſchaffen fei. 

Ew. Ercellenz werden mit und anerkennen, baß bie Kirche, wie bereitwillig fie 
aud fein mag, ftaatlichen Forderungen im Intereſſe friedlichen Zuſammenwirkens ent: 
gegen zu kommen, boch nach eigenes, in ihrem Glaubensleben mwurzelnden Grundſätzen 
beurtbeilen muß, ob fie in den vom Staate gezogenen Grenzen ihre Mitwirkung bei der 
Pflege der Schulen gewähren kann und darf. Die Biſchöfe Preußen? haben biefe Prü- 
fung für die einzelnen Fälle vorbehalten. Sie haben im Uebrigen ihren Entſchluß 
Tundgegeben, ‚auch zu Gunften ber nunmehr im Princip von ber Kirche losgeriſſenen 
Bolksſchule nach wie vor die Pflichten des Hirtenamts treu zu erfüllen, infofern und fo 
lange ed ihnen nicht unmöglich gemacht würbe‘. Die fönigliche Staatsregierung hat 
Dagegen für einen fehr großen Theil der preußiſchen Volfsichulen die Mitthätigleit der 
katholiſchen Kirche durch directes Verbot auögefchloffen. Wir verjagen e8 und zur Zeit 
gern, in biefer Richtung die Wünſche und Beſchwerden zu wiederholen, welche Ew. Cr: 
cellenz unter dem 13. Augujt c. vorzulegen wir und erlaubt haben. 


Wir halten an dem Vertrauen jeit, daß Em. Excellenz überall die erforderliche 
Abhülfe eintreten laſſen werden. Dabei verhehlen wir uns nicht, daß in einzelnen 
Fällen ber Abhülfe Schwierigkeiten entgegentreten können, deren jofortige Bejeitigung 
nicht in Em. Ercellenz Macht liegen mag. Tragegen glauben wir den Hauptantrag vom 
18. Auguft I. 3. gehorjamft wiederholen zu müjfen. Wir hatten gebeten, ‚Em. Ercellenz 
möchten geneigen, biejenigen Hinberniffe zu befeitigen, welche ben kirchlichen Organen 
rückſichtlich der Ertheilung des katholiſchen Religiongunterrichtes bereitet werben‘. Hoch: 
biefelben haben ben Beſcheid auf biefen Antrag noch zurüdgebalten, aber daran erinnert, 
daß ‚der Grund, welcher die Staatsregierung in bie Nothwendigkeit verjegt habe, ein« 
fhräntende Verfügungen‘ in Betreff der Ertheilung des NReligiondunterrichted zu treffen, 
in bem ‚beinahe einftimmigen und ſyſtematiſchen Widerſtande der katholiſchen Geiſtlich⸗ 
keit gegen die Staatögejeße zu ſuchen jei‘. 

Diefer uneingeſchränkten Anklage gegenüber glauben wir bie pflichtmäßige Er: 
Härung geben zu müſſen, daß ber dem Klerus zur Laft gelegte Wiberftand gegen 
Staatsgeſetze ſich nur den Tirchenpolitiichen Geſetzen ber letzten Jahre gegenüber be- 
tbätigt hat. In dieſer Hinſicht können mir aber eine veränderte Haltung der fatho: 
liſchen Geiftlichfeit auch für die Zukunft nicht in Ausficht ſtellen. Der Verſuch, das 
Verhältniß zwiichen Staat und Kirche einjeitig durch ftaatliche Geſetzgebung zu regeln, 
erſcheint unter allen Umſtänden als eine Verlegung ber nad) Fatholiicher Aufiafjung von 
Sort ſelbſt der Kirche gegebenen Verfaſſung. Die preußiichen Kirchengeſetze enthalten 
übrigens nach dem hier allein maßgebenden Urtheile des Apoftoltichen Stuhles Beftim- 
mungen, welche das kirchliche Glaubensleben verlegen. Danach tit ben Angehörigen 
der Kirche um des Gewiſſens willen unmöglich, zu der Ausführung biefer Gelege mit: 
zumirten. Wenn ed ber föniglichen Staatöregierung, wie wir wünſchen und hofien, 
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jest gelingt, mit bem Apoſtoliſchen Stuble eine Vereinbarung zur Befeitigung ber buy 
jene Gefege gefchaffenen Nothlage herbeizuführen, fo wirb ben Fathollichefirdlichen Dre - 
ganen bie Veranlaffung zu fernerem Wiberfianbe genommen und bie katholiſche Beudls 
ferung zufriebengeftellt fein. Immer unb unter allen Umftänben bleibt bie Gntichließung 
des Apoſtoliſchen Stuhles Norm für unjer Verhalten. 


Inzwiſchen erlauben wir uns, den Antrag auf Beſeitigung ber bem katholiſchen 
Religionsunterrichte bereiteten Schwierigkeiten auch für ben Fall aufredht zu Kalten, daß 
eine Berfländigung zwifchen dem Apoſtoliſchen Stuble und ber königlichen GStaatsregies 
rung wider Erwarten nicht zu Stande kommen follte Ertheilung und Leitung beB 
Religionsunterrichtes ift und muß Sache ber Kirche bleiben. Aus biefem allgemein 
anerfannten und ſchlechthin unbeftreitbaren Grundſatze folgt mit Nothwendigkelt: ent⸗ 
weber muß bie Lönigliche Staatdregierung mit ben Hrchlichen Organen über bie Eins 
fügung des Religionsunterrichts in ben ſchulplanmäßigen Unterricht fi verflänbigen, 
ober fie muß, ba Schulen ohne Religiondunterricht für Staat und Kirche gleich vers 
berblich find, für die Fatholiichen Kinder den Schulzwang aufheben unb den Katholiken 
geftatten, daß fie für ihre Kinder eigene Schulen errichten. Euer &rcellenz haben zur 
Genugthuung ber hriftliden Benölferung der Monarchie die religiöfe Erziehung als 
Grundlage der Schule bezeichnet. Wir geben uns deßhalb auch ber Hofinung Hin, daß 
e3 Hochbenjelben gelingen werbe, bie Kirche in ihren rechtlichen unveräußerlicden Befitz⸗ 
ftand rüdfihtlih der Echule ſelbſt dann wieder einzufegen, wenn bie unſäglich betril- 
benben, burch bie firchenpolitifche Geſetzgebung geſchaffenen Zuflände noch fortbauern 
follten. 

Um auch ben beiden Käufern des Landtages ber Monarchie Gelegenheit zu geben, 
für die kirchliche Erteilung bed Religionsunterrichts und für bie Nechte ber Kirche auf 
bie Schule überhaupt einzutreten, werben wir und erlauben, gleich bei Eröffnung ber 
dießjährigen Seſſion beiden Häufern eine Petition, ‚betreffend bie Befeltigung bes unter 
bem 18. Februar 1876 in Sachen des katholiſchen Religionsunterrichts erlaſſenen Mts 
niftertalrefeript3‘, einzufenben. 


Eure Ercellenz bitten wir jo dringend wie geborfamft, in ben vor den Commiſ⸗ 
fionen wie im Plenum be3 Landtages über dieſe Petition etwa ftattfindenden Verhand⸗ 
lungen für die Rechte ber katholiſchen Kirche Hochgeneigteit eintreten zu mollen. Wir 
verharren Eurer Ercellenz gehorſame römiſch⸗-katholiſche Priefter der Tidcefen Münfter 
unb Baberborn. 


3 
= 


(Folgen die Unterichriften.) 


Die Unterzeihneten beehren ſich, bierburch zu erflären, daß die vorfichend na⸗ 
mentlih aufgeführten Prieſter fie ausbrüdlih zur Beifügung ihrer Namen ermäch⸗ 
tigt haben. 


H. Kappen, %. Klein, 
Pfarrer zum hl. Lambertuß und Domcapitular, Dompfarrer und 
Stabtdehant zu Münfter. Landdechant zu Paderborn. 


An den königlichen Staatsminiſter und Miniſter der 
geiſtlichen, Unterrichts- und Medicinalaugelegen⸗ 
heiten, Herrn v. Puttkamer, Ritter hoher Orden, 
Excellenz zu Berlin.“ 
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191) Erlaß des Cultusminiſters v. Puttkamer vom 5. November 1879, 
betreffend den Religionsunterricht in den Volksſchulen. 


„Berlin, 5. November 1879. 


Ew. .... ift befannt, daß und aus welden Gründen die Staatöregierung ge⸗ 
nöthigt geweſen ift, einer großen Zahl von Fatholifchen Geiftliden die Leitung und 
bezw. Ertheilung bes Religionsunterrichts in der Volksſchule zu entziehen. 

Indem ich insbeſondere auf die in der Verfügung meined Herrn Amt3vorgängerd 
Dom 18. Februar 1876 U. III. 1025 enthaltenen Beftimmungen ganz ergebenft hin— 
weife, bemerfe ich gleichzeitig, daß die dort formulirten Bedingungen, unter welchen dem 
einzelnen Pfarrgeiftlichen bie ber Religionsgeſellſchaft als folcher zuftehende Leitung bed 
Religiondunterrichtd in der Volksſchule, ſowie die biöher üblich gemefene Theilnahme 
an dem ſchulplanmäßigen NReligionzunterricht verftattet ober entzogen weıben kann, im 
Weſentlichen und generell eine Nenderung zur Zeit faum werben erleiden können. In⸗ 
befien unterliegt e8 auch feinem Zweifel, daß bezüglich der Beurtheilung ber thatjäch- 
lichen Vorgänge, welche zur Ausſchließung ber einzelnen Pfarrgeiftlihen führen können 
und in nicht wenig Fällen dazu geführt haben, die Beflimmungen des allegirten Gr: 
laſſes den Schulauffichtäbehörben mit vollem Bedacht einen weiten Spielraum gelaſſen 
und bie Berüdfihtigung ber individuellen Nerhältnijfe in großem Umfange ermög- 
licht haben. 

Bon dieſem Geſichtspunkte aus Halte ich e8 für angezeigt, nachdem inzwiſchen eine 
geraume Zeit verfloffen ift, daß feiten® der königlichen Negterungen alle die einzelnen 
Fälle der Ausfchliekung eines katholiſchen Pfarrgeiftlicden von der Leitung bezw. Er: 
theilung des Neligionsunterrichts in ber Volksſchule von Neuem einer Prüfung nad) 
ber Richtung unterzogen werden: 

1. ob bie Gründe, welche |. 3. im einzelnen Falle bie Regierung bewogen Haben, 
den betreffenden Geijtlichen von der Leitung und bezw, Grtheilung bes Religiondunter: 
richts auszuſchließen, in der That für hinreichend ſchwerwiegend und triftig zu erachten 
geweſen jeien, um eine folcde nur unter diefer Vorausſetzung gerechtfertigt ober geboten 
eriheinende Maßnahme zu begründen ; 

2. ob, wenn leßtereß in einzelnen allen zu bejahen jet, inzwiſchen doch ber be⸗ 
treffende Geiftliche durch ſein geiammtes Verhalten der Regierung wiederum bie Gewähr 
bietet, daß, wenn er zur Leitung und bezw. Grtheilung des Religionsunterrichtö wieder 
zugelaffen werde, er Die Zwecke, welche der Etaat mit der Erziehung der Jugend durch 
bie Volksſchule verfolgt, nicht gefährden und allen refjortmäßigen Anorbnungen ber 
Schulauffihtäbchörbe, insbeſondere hinjichtlich der Lefebücher, der Vertheilung bes Unter: 
richtsſtofjes auf die einzelnen Klaffen, der Schulzucht und der pünktlichen Innehaltung 
ber Lehrſtunden, pflichtmäßig entiprechen würde. 

Ich bin geneigt, anzunehmen, daß im Hinblick auf die inzwiſchen gemachten Er⸗ 
fahrungen und die allmählich zunehmende Beruhigung in den betheiligten Kreiſen es in 
einer größeren Anzahl von Fällen unbedenklich thunlich ſein wird, den betreffenden 
Geiſtlichen wiederum die Leitung reſp. Ertheilung des Religionsunterrichts zu übertragen. 

Eine gleiche Prüfung der thatſächlichen Verhältniſſe wünſche ich für die allerdings 
nicht zahlreichen Falle, worin auf Grund der Nr. 12 der Verfügung vom 18. Februar 
1876 die Benutzung des Schullocales für bie Ertheilung bes kirchlichen Beicht- und 
Gommunionunterrit3 hat verfagt werden müſſen. 

Indem ih Cw..... ganz ergebenſt erjuche, die betreffenden Bezirfsregierungen 
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nach Vorſtehendem fhleunigft mit Anweiſung zu verfeben, barf ich ber Hoffnung Aus⸗ 
brud geben, daß bie Iegteren ber Bearbeitung biefer wichtigen Angelegeüheit ſich mit‘ 
Sorgfalt und Hingebung unterziehen und bet ben von Ihnen zu treffenden Entſcheldungen 
fi eben fo fehr von ftrenger Objectivität wie von bem Bemußtfein leiten Taffen werben, 
daß ed immer nur ernfle und erheblie, durch Thatfachen unterſtützte Gründe fein 
önnen, welche die Ausſchließung eined Geiſtlichen von ber Leitung refp. Ertbeilung bes 
Religionsunterricht3 zu rechtfertigen vermögen. Zugleid bitte ih Ew. .... bie köonig⸗ 
lichen Regierungen zu veranlafjen, mir von allen Fällen ſogleich eine Anzeige zu machen, 
in welchen biejelben bie Wiederzulafjung eines Geiftliden zur Leitung reſp. Ertheilung 
bes Religionsunterrichts und die Wiebergewährung bes Schullocals für bie Ertheilung 
bes kirchlichen Beicht: und Communionunterrichts verfügen werben. Wußerbem aber 
wünſche ich, baß bie königlichen Regierungen ein nach Kreiſen georbneteß tabellariichet 
Verzeichniß aufftellen, in welchem alle Fälle, in benen einem Geiftlicden bie Leitung des 
Religiondunterrichts entzogen worden, einzutragen find, und zwar mit den NRubrifen: 
1. Kreis, 2 Ort, 3. Name des Pfarrgeiftlicden, 4. Zahl der Schulflaffen, in denen ihm 
bie Leitung zufland, 5. Datum ber Entztehungsverfügung, 6. Datum der Wiebers 
zulafiung, falls ſolche verfügt, 7. Furze Begründung, falls Wieberzulaffung nicht verfügt 
ift, und 8. Bemerkungen, in welcher Rubrif anzugeben, ob dem Geiſtlichen auch Die 
bisher üblihe Ertheilung des Religionsunterricht3 entzogen reſp. wieber geftattet 
worden ifl. 

Ein ſolches Verzeihnig wünſche ich binnen vier Wochen zu erhalten, und muß 
dasſelbe jo eingerichtet fein, daß bier eine Fortführung auf Grund ber zu eritattenden 
einzelnen Anzeigen möglich if. Ein ähnliches Verzeichniß ift für die Fälle wegen Ents 
ziehung des Schullocald zur Grtheilung des kirchlichen Beicht⸗ und Communionunter- 
richts unter Auslafjung der Rubrik 4 aufzuftellen und mir einzureichen. 


Em..... wollen aud nad) dieſer Richtung Hin die Föniglichen Regierungen der 
dortigen Provinz mit gefälligem Auftrag verfehen. 
(ge3.) v. Buttlamer.“ 


192) Mittheilungen des Kultusminifters v. Puttkamer über die Dahl 
erledigter geifllicher Stellen in der katholifchen Kirche und über 
den muthmaßlichen Beſtand an Klerikern, weldye zur Ansfüllung 
der Lücken zur Dispofition fiehen. Dom 9. Inni 1880. 


I. a) In den Domcapiteln find gegenwärtig 34 Stellen unbeſetzt. 
b) Katholiſche Pfarrfiellen find zur Zeit erlebigt in der Diöcele 


Ermland. . 22 Prag... 8 Paberborn . 100 

Culm. . . 87 Sulda. . . 12 Münfter . . 104 

Pofen:Gnefen 130 Limburg . . 29 Zrtier . . . 185 

Breslau . . 1385 . Osnabrüd . 25 Köln. . . 153 

Olmütz . . 7 Hildesheim . 23 Sreiburg . . 24 
Summa 989. 


c) Eine betaillirte Angabe der Vacanzen in den verjchtedenen Kategorien ber zur 
Aushülfe in der Seelforge beftimmten Stellen findet inſofern Schwierigfeiten, als nicht 


— 381 — 


überall fefifteht, welche geiftliche Stellen hierher zu rechnen und welche der im Amte 
gewejenen Hülfsgeiftliden nach (rledigung des Pfarramtes zur Fortführung ihres 
Amted befugt find. Es konnte fich nicht empfehlen, durch Anftelung ftatiftiicher Er: 
mittelungen bie in diejer Beziehung bejtehenden Zweifel noch zu vermehren. 

Jedoch wird nach den hierüber vorliegenden Daten die Annahme berechtigt fein, 
daß die Summe diejer Stellen die Zahl von 800 noch erheblich überfteigt. 

Die Gefammtzahl erledigter geiftlicher Stellen wirb ſich baber auf etwa 1400 ver: 
anſchlagen laſſen. 


IL Für Die Ausfüllung der beſtehenden Lücken kommen zunächſt diejenigen Kleriker 
in Betracht, welche bei Erlaß des Geſetzes vom 11. Mai 1873 bereits ausgeweiht, aber 
noch nicht angeftellt waren. Deren Zahl wirb annähernd ber Zahl derjenigen Geifte 
lichen gleichfommen, welche demnädit von ben Biſchöfen unter Außeradtlaffung ber 
Anzeigepfliht zu einem geiftlichen Amte berufen worden find. Tiefe Zahl beläuft fich 
auf 280. 

Ahnen treten biejenigen Klerifer Hinzu, weldhe bei Erlaß bed Geſetzes vom 
11. Mai 1873 in ihrer theologiſchen Ausbildung begriffen maren, ſowie diejenigen, 
welche jeitbem bieje Ausbildung abgeichloffen haben. 

Inſoweit bierbei die fatholifch-theologiichen Yacultäten in Preußen in Betracht 
fommen, werben als auögebildet diejenigen in Anfchlag zu bringen fein, welche vom 
Sabre 1872 bis zum Jahre 1879 ihre Studien auf dieſen Facultäten vollendet haben. 

An den vier katholiſch-theologiſchen Facultäten waren Inländer immatrifulirt: 


Im Sommerſemeſter. Am Winterfemefter. Eumma. 
1870: 2: 2.05) 2. 22.494 . 2.990 
1871: . 2.2.2. 48 .. 20.460 2.2.0.0. 918 
1872: 2... 2.2 45 . 2.2.40 . ..202.2.820 
1873: 2. 22.2.3883 . 2.2. 45 . 20.20.7798 
1874: 2. 2 2 136....... 4388.... 874 
1875: 2.2.2.2 8608 2 2 PB. 686 
1876: . 2» 2». 310 2 2 2..2385 . ....55 
1877 Or 2388.... 507 
1878: 2 2 2. a1 2. 2 2.2.4 ... 0.515. 


Um die oben bezeichnete Kategorie zu finden, merden aus dem Jahre 1870 nur 
die im erſten Studienjahre, aus dem Jahre 1871 bie in ben beiden eriten Stubien- 
jahren, ebenſo aus bem Jahre 1877 die in ben beiden legten Stubienjahren und im 
Jahre 1878 die im legten Stubienjahre befindlich geweſenen Studirenden in Anjag zu 
bringen fein. Zieht man daher die Jahrgänge 1870 und 1878 nur mit einem Drittel, 
die Zahrgange 1871 und 1877 mit zwei Tritteln zur Berechnung und theilt die Ge: 
ſammtzahl, da ein Studium von 6 Semeitern die Regel bildet, durch 6, fo ergibt ſich 
eine Zahl von eima 870 auögebilbeten Theologen. 

Mit Hinzurehnung ber oben erwähnten im Jahre 1873 bereitS ausgeweihten 
Geiſtlichen würde fi ein Beſtand von etwa 1100 herausjtellen. 

Von diefer Zahl ijt jedoch mit Rückſicht auf den inzwiſchen eingetretenen Abgang 
durch Tod oder andere Umftände, inäbefondere durch Verwendung in der Seelforge in 
anderen Rändern, ein erheblicher Abzug zu machen. Zu ciner Angabe darüber, mie 
viele die Ausbildung zum geiftlichen Stande im Auslande gefucht haben, fehlt e8 an 
jeder Unterlage. Nur kann nad) den in dieſer Beziehung vorliegenden Notizen bemerkt 
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werben, daß weber bie fübbentichen noch auch bie öſterreichiſchen Univerfitäten hierbei 
in einem irgenb erheblichen Maße in Betracht kommen. 


Berlin, ben 9. Suni 1880. 


Der Minifter der geiftlichen, Unterricät8s und Mebicinals Angelegenheiten. 
(ge3.) v. BPuttlamer.* 


193) Schreiben des Heiligen Vaters Papſt Leo XIII. an dem Erzbiſchof 
von Köln vom 24. Februar 1880. 


„geo XIU. 
Ehrwürdiger Bruder, Gruß und apoſtoliſchen Segen! 

Mit ganz befonderem Wohlgefallen haben Wir ben jüngft von Dir herausgegebenen 
Commentar zu Unſerem Senbichreiben burchgelejen, in welchem Wir die Uebel bes 
Socialismus beflagten. Cine fehr vortbeilhafte und nützliche Mübe haft Du, Ehrwür⸗ 
biger Bruder, wie Mir glauben, auf bie Erläuterung der heilfamen Warnungen und 
väterliden Ermahnungen verwendet, welche Wir, die Lehre der Tatholifchen Kirche über 
biefe Angelegenheit auseinanderſetzend, im vorigen Jahre Fundgegeben haben. Denn 
bie [chrediiche und gefährliche Pet des Socialismus, melche täglich fi unvermerft 
mehr außsbreitet und ben guten Sinn ber Völker tief verbirbt, erlangt ihre Macht ba- 
durch, daß das Kicht der ewigen Wahrheiten in den Seelen fehr vieler Menſchen gleich: 
fam durch die Finſterniß der Irrthümer verbunfelt und die unveränberlicden Regeln 
ber guten Sitten, welche ber chriftliche Unterricht lehrt, verworfen werben, und wirb 
gewiß niemals bezähmt und gehemmt werben können, wenn nicht in die Gemüther ber 
Verführten die höchſten Grundſätze des Rechten und Guten zurüdgeführt werben. Denn 
diefe haben mit Hülfe der himmlischen Gnade die Macht, die durch die böfe Begierde ver⸗ 
derbten Neigungen zu gefunderen Entichließungen zu befehren und ſowohl bie einzelnen 
Menſchen ald auch die Völker felbft zu bewegen, ihre Pflicht zu erfüllen und ben Weg 
ber Tugend zu wanbeln, Da aber Chriftus feiner Kirche biefen herrlichen Auftrag 
ertheilt bat, jo bat er ihr auch bie Wirkſamkeit und Kraft gegeben, welche für bie Voll: 
führung einer fo großen Aufgabe ganz und gar angemeffen find. Dieß bezeugen auch 
alle Nationen des Erdkreiſes, welche die Kirche Chriſti aus ber Finfterniß ber Irr⸗ 
thümer befreit und in das Licht ber Wahrheit bed Evangeliums eingeführt hat. Diefen 
beilbringenden Auftrag unablälfig zu erfüllen und zu vollziehen, ift vornehmlich Unſeres 
Amtes, Ehrmürbiger Bruder. Denn, obleich in unferem Zeitalter, wie Niemand Täugnet, 
in den Künften, welche fi auf bie Pflege bes Lebens beziehen, und in den natürlichen 
Wiffenichaften ein jo bewunbernsmwürbiger und unglaublicher Yortichritt erfolgt ift, fo 
nimmt doch die Verfehlimmerung der Sitten täglich in trauriger Welle zu. Unb ba 
Wir auch, durch die Geſchichte ber früheren Jahrhunderte belehrt, jehr wohl wiſſen, bag 
nicht ber Fortfchritt der natürlicden Künfte und Wiffenfchaften, fondern der Eifer, welcher 
darauf gerichtet, das Geſetz Chrifti kennen zu lernen und zu befolgen, ben vom rechten 
Wege abgeirrten Völkern zum Heile gereicht und fie vor dem Verberben bewahrt, jo 
wünſchen Wir fehnlih, dab bie Kirche Chriſti überall ihre Freiheit genieße, bamit fie 
bie heilfame Lehre dieſes Geſetzes den Völkern verfünden, ihre Herzen zur Liebe für jene 
Lehre anregen und deren Einfluß dur das Amt der Priefter jo pflegen könne, daß fie 
in ben Seelen ber Menjchen die reichlichften Früchte hervorbtinge. 
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Unb dieſes wünſchen Wir in erhöhtem Maße, Ehrwürdiger Bruber, zum Glüd 
und Gebeihen Deines berühmten Vaterlandes, welches befonberd bie Mühen 
Des 5L Bonifacius einft für Chriſtus erworben und das Blut fehr vieler Märtyrer und 
Die Herrliden Tugenden Heiliger Männer, welche jeßt bie Glorie des Himmelreichs ge: 
nießen, fruchtbar gemacht haben. Schon ba8 zweite Jahr läuft ab, feit Wir gebeten 
haben, daß Du Deine und Deiner Gläubigen Gebete mit ben linferigen verbinden 
wögef, bamit Gott, der an Barmherzigkeit reich ift, Unfere Gebete erhöre und bie jo 
ſehr erfehnte Yreiheit der Kirche im Deutſchen Reiche glüdlich wiederſchenke. Noch 
wurbe Uns die Erfüllung Unjerer Wünſche nicht zu Theil; aber Wir flüten uns auf 
Die fefte Hoffnung, daß mit dem Beiſtande der göttlichen Hülfe Unfere Bemühungen 
den gewünſchten Erfolg haben werden. Allmählih und nad und nad wirb ber leere 
Verdacht und, was daraus zu entfliehen pflegt, bie ungerechte Eiferfucht gegen die Kirche 
ein Ende nehmen und aufhören, und bie Lenker des Staates bafelbit werben, wenn fie 
mit billigem und günftigem Sinne die Thatfachen erwägen, leicht einfehen, daß Wir 
nicht in fremde Rechte eingreifen, und daß zwiſchen ber kirchlichen und ftaatlichen Ges 
malt ein bauerndes Einvernehmen beftehen fann, wenn nur von beiden Seiten 
der geneigte Wille, den Frieden aufrecht zu halten ober, wo es nöthig iſt, wieber herzu⸗ 
ftellen, nicht fehlt. Daß Wir von dieſem Geifte und diefem Willen bejeelt find, ſteht bei 
Dir, Ehrwürbiger Bruder, und bei allen Gläubigen Deutichlands gewiß und zuverläffig 
feſt. Ja, Wir hegen biejen Willen fo entichieden, dag Wir in Voraußficht der Vortheile, 
welche baraus für das Heil ber Seelen und für bie öffentliche Ordnung hervorgehen 
werben, Fein Bebenften tragen, Dir zu erklären, daß Wir, um dieſes 
Einvernehmen zu befhleunigen, Dulden werden, daß der preußiſchen 
Staatdregierung vor der canonijhen Inſtitution die Namen jener 
PBriefter angezeigt werben, welche die Bifhöfe der Diöceſen zu 
Theilnehmern ihrer Sorgen in ber Außübung der Seelforge wählen 
(nos hujus concordiae maturandae causa passuros ut Borussico gubernio ante 
canonicam institutionem nomina exhibesntur sacerdotum illorum, quos Ordinarii 
Dioecesium ad gerendam animarum curam in partem suae sollicitudinis vocant). 

Verharren wir inzwifchen in beißen Gebeien, Ehrwürdiger Bruder, daß unjer 
Herr Jeſus Chriſtus Aller Herzen lenken und es gnäbig bewirken wolle, daß Jeder 
nah Waßgabe feines Amtes feine Bemühungen aufwende, Sein (Chrifti) Reich nicht 
nur in ben Gemüthern ber Einzelnen, fondern in der gefammten menfchlichen Gefell: 
ſchaft wiederherzuftellen. 

Endlich fei eine Vorbedeutung aller Gnaden und ein Unterpfand Unferer vorzüg: 
lichen Liebe der apoftolifche Segen, welchen Wir Dir, Ehrwürdiger Bruder, und ber 
gefammten Herde, die Du leitet, Itebreich im Herrn ertheilen. 

Gegeben zu Rom bei St. Peter am 24. Februar 1880, im britten Jahre Unſeres 


Pontificats. Leo P. P. XIII.“ 
194) Staatsminiſterialbeſchluß vom 17. März 1880 mit Bezug anf obiges 
Schreiben Papft Leo’s XIII. an den Erzbifchof von Köln. 


„Die königlich preußiſche Staatsregierung erblidt in dem päpftlichen Breve vom 
24. Februar 1880 um fo bereitwilliger ein neues Zeichen ber frieblichen Gefinnung, von 
welcher der Heilige Stuhl bejeelt ift, als diefe Gefinnung damit zum erften Male einen 
auch nad) außen hin erkennbaren concreten Ausdrud gefunden hat. 
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Indeß kann bie fönigliche Regierung jener Kundgebung, fo lange Zweifel über: 
beren Gongruenz mit ben bezüglichen ſtaatsgeſetzlichen Vorjchriften beftehen, fowie in 
Anbetracht des in ihr zu Tage tretenden Mangels an einer beflimmten, bie Erfüllung 
ber geſetzlichen Anzeigepflicht fichernden Anorbnung vorerſt nur einen theoretifchen Werth 
beimejjen. 

Demgemäß hofft fie zunächſt erwarten zu bürfen, baß ber erneuten Erflärung 
über bie verſöhnlichen Abfichten Sr. Heiligkeit auch praftifche Folge gegeben wirb. 
Sobald bie fünigliche Regierung ben ſichtlichen und in Thatfachen ausgebrüdten Beweis 
hierfür in Händen bat, wird fie fit bemühen, von ber Lanbeövertretung Bollmachten 
zu gewinnen, welche ihr bei Anwendung. und Handhabung ber einichlagenden Geſeh⸗ 
gebung freiere Hand gewähren und bamtt bie Möglichkeit bieten, ſolche Vorfchriften unb - 
Anordnungen, welche von der Römiſchen Kirche als Härten empfunden werben, zu 
mildern ober zu bejeitigen und fo ein bem Verhalten ber katholiſchen Geiſtlichkeit ent⸗ 
Iprechendes Entgegenfommen auch ftaatdfeltig zu bethätigen.” 


195) Entwurf eines Gefehes betreffend Abänderung der kircenpolitifchen 
Geſehe. Dom Mai 1880. 


„Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden König von Preußen ꝛc., verorbnen, unter Zu— 

flimmung beider Käufer des Landtages ber Monarchie, was folgt: 
Artifel 1. Das Staatdminifterium ift ermächtigt, mit königlicher Genehmigung 
1. die Grundſätze feftzuftellen, nach welchen der Minifter der geiftlicden Angelegen- 
beiten von den Erforbernifjen ber $$ 4 und 11 im Gefet vom 11. Mai 1878 
(8.5. ©. 191) dispenſiren, auch ausländiſchen Geiftlihen die Vornahme von 
geiftlichen Amtshandlungen ober die Ausübung eine der im $ 10 erwähnten 
Aemter gejtatten kann; 
2. den nad den FF 4, 8 und 27 im Geſetz vom 11. Mai 1873 erforderlichen 
Nachweis wifjenichaftlicher Vorbildung, ſoweit derfelbe gegenmärtig durch Ab: 
legung einer wiffenihaftliden Staatsprüfung zu führen ift, anderweitig zu 
regeln; auch 
8. zu beflimmen, in mie weit und unter melden Vorausſetzungen Perjonen, melde 
ausländijche Bildungsanſtalten beſucht Haben, von ben in ben FF 1 und 10 
des Gefeßes vom 11. Mai 1873 erwähnten Aemtern fern zu halten find. 
Artifel 2. Die Berufung an die Staatöbehörbe gegen Enticheibungen ber kirch⸗ 
lichen Behörden in Gemäßbeit der FF 10 und 11 im Gefet vom 12. Mai 1873 (G.&. 
S. 198) fowie des F 7 im Geſetz vom 22. April 1875 (G.-S. ©. 194) fteht nur bem 
DOberpräfidenten zu. Die Berufung fowie ber Antrag des Oberpräfidenten auf Ein 
leitung bes Verfahrens in Gemäßheit des F 26 im Geſetz vom 12. Mai 1873 können 
bi3 zur Verfündigung bes gerichtlichen Urtheils zurüdgenommen werden. 
Artilel 3. In den Fällen bes F 24 im Geſetz von 12. Mai 1873 fomwie des 
6 12 im Geſetz vom 22. April 1875 ift gegen Kirchenbiener fortan auf Unfähigkeit zur 
Bekleidung ihres Amtes zu erfennen. 

Die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung des Amtes Hat ben Verluft bei 
Amtseinfommens zur Folge. 

Iſt auf Unfähigkeit zur Bekleidung des Amtes erkannt, fo finden bie Bors 
Ichriften bes Gejeted vom 20. Mat 1874 (6.5. ©. 185), des $ 31 im Gefeg vom 
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12. Mai 1878, fowie ber 55 13 bis 15 im Geſetz vom 22. April 1875 entſprechende 
Anwendung. 


Artilel 4. Einem Bifchof, welcher auf Grund ber 65 24 ff. im Geſetz vom 12. Mai 
1878 durch gerichtliches Urtheil aus feinem Amte entlafien worden if, fann von 
dem Könige bie ſtaatliche Anerkennung als Biſchof feiner früheren Diöcefe wieder er: 
tbeilt werben. 

Artikel 5. In einem fatholifhen Bisthum, beffen Stuhl erlebigt, ober gegen beffen 
Biſchof durch gerichtliches Urtheil auf Unfähigkeit zur Bekleidung des Amted erkannt 
worben if, Tann bie Ausübung bifchöflicher Rechte und Verrihtungen in Gemäßheit 
bes 5 1 im Geſetz vom 20. Mai 1874 Demjenigen, welcher den ihm ertheilten kirch⸗ 
lichen Auftrag darthut, auch ohne bie im $ 2 vorgefchriebene eidliche Verpflichtung 
durch Beſchluß des Staatsminiſteriums geftattet werben. 

In gleicher Weiſe kann von dem Nachweiſe der nach $ 2 erforderlichen perſön⸗ 
lichen Eigenichaften bispenfirt werben. 

Artikel 6. Die Einleitung einer commiſſariſchen Vermögensverwaltung in ben 
Fällen bes Artikels 5 biejes Gefeged findet nur mit Ermäcdtigung des Staatsminiſte⸗ 
riums flatt. Dasfelbe tft auch ermächtigt, eine eingeleitete commifjarifche Vermögens: 
verwaltung wieber aufzuheben. 

Artikel 7. Die Ausübung ber in ben FF 13 ff. des Gefeted vom 20. Mai 1874 
und in ben Artifeln 4 ff. des Geſetzes vom 21. Mat 1874 (G.⸗S.S. 189) dem Prä- 
fentationdberechtigten und der Gemeinde beigelegten Befugniß zur Wiederbeſetzung eines 
erlebigten geiftliden Amtes und zur Einrichtung einer Stellvertretung In bemfelben 
findet nur mit Ermächtigung bes Oberpräfibenten ftatt. 

"Artikel 8. Die Wieberaufnahme eingeftellter Staatgleiftungen fann außer in ben 
Fällen der 65 2 und 6 des Geſetzes vom 22. April 1875 für den Umfang eines 
Sprengels durch Beſchluß bed Staatsminifteriums, für einzelne Empfangsberechtigte 
durch Verfügung bed Minifterd ber geiftlichen Angelegenheiten widerruflich angeorbnet 
werben. 

Artikel 9. Die Verfolgung von Zumiberbanblungen gegen die Strafbefimmungen 
der Geſetze vom 11., 12. und 13. Mai 1873, 20. und 21. Mai 1874 und 22. April 
1875 findet nur auf Antrag bed Oberpräfidenten ftatt. Die Zurüdnahme bed Antrags 
iſt zuläffig. 

- KArtilel 10. Die Minifter bed Innern unb ber geiftlichen Angelegenheiten find er: 
mädtigt, bie Errichtung neuer Nieberlafjungen von Genoſſenſchaften, welche im Gebiete 
der preußiichen Monarchie gegenwärtig beftehen und fich ausſchließlich ber Krankenpflege 
widmen, zu genehmigen, auch wiberruflich zu geftatten, daß gegenwärtig beftehenbe weib- 
liche Genoſſenſchaften, welche ſich ausſchließlich der Krankenpflege widmen, bie Pflege 
und Unterweifung von Kindern, bie fi noch nicht im fchulpflichtigen Alter befinden, 
als Nebenthätigfeit übernehmen. 

Neu errichtete Nieberlaffungen unterliegen der Aufficht bes Staates in Gemäßheit 
bes 5 8 im Gefet vom 31. Mai 1875 (6.6. S. 217) und Tönnen durch Fönigliche 
Berorbnung aufgehoben werben. 

Der Krankenpflege im Sinne des Geſetzes vom 31. Mai 1875 tft die Pflege und 
Unterweifung von Blinden, Tauben, Stummen unb Idioten, ſowie von gefallenen 
Frauensperſonen gleichgeftellt. 

Artikel 11. Der Borfig In dem Kirchenvorſtande von Tatholifchen Kirchengemeinden 

GEulturfampfs&cten. 25 
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($$ 12 und 5 bes Gefeged vom 20. Juni 1875, G.S. ©. 194) Tann durch Eänigliche 
Verordnung anderweitig geregelt werben. 


l 
Urkundlich ꝛc Beglaubigt. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medicinalangelegenheiten. 
v. Buttfamer. 

Motive: 

Der Wunſch, den aus den kirchenpolitiſchen Wandlungen der letzten Jahre her⸗ 
vorgegangenen Befchwerben der katholiſchen Bevölkerung Abhülfe zu ſchaffen, tft bet ber 
Königlichen Regierung ſchon lange rege geweien. Sie hat deßhalb ben Verſuch gemacht, 
buch eine ruhige, im Geifte ber Verſoͤhnlichkeit Tängere Zeit hindurch geführte Er⸗ 
örterung biefeß Ziel zu erreichen, fi) aber bavon überzeugen müſſen, daß bie Verbanb- 
lungen bei ihrer Fortfegung ftet8 zu ben Anfängen unaußgeglichener Gegenfähe zurück⸗ 
geführt haben. 

Die Tönigliche Regierung hat ſich deßhalb entſchloſſen, das hervorgeiretene Bes 
bürfniß, ſoweit e8 ohne Gefährdung der flaatlichen Intereſſen möglich) ericheint, durch 
einen Act der Landesgeſetzgebung zu befriedigen. 

Dieß ift der allgemeine Zmed ber gegenwärtigen Vorlage, zu beren einzelnen Be: 
flimmungen Folgendes bemerft wird. 

Artikel 1. 

Nächſt der Erledigung der Mehrzahl ber Biſchofsſitze empfindet Die katholiſche Be⸗ 
völferung in Preußen als das größte Uebel die Vermaifung einer ſchon jebt fehr er: 
beblicden, von Tag zu Tag ſich mehrenden Zahl von Pfarreien. Denn die längere 
Fortdauer dieſes Zuftandes müßte mit Nothwendigfeit in nicht ferner Zeit zu foldden 
Lücken im Beftande ber mit ber Seelforge betrauten Geiftliden führen, daß bie regel- 
mäßige Befriedigung bes kirchlichen Bebürfniffes in immer weiteren Kreilen ernftlich 
gefährdet ericheinen würde. Cine der hauptſächlichſten Sorgen bei den zur Wieber: 
anbahnung regelmäßiger kirchlicher Zuftände zu treffenden Maßnahmen wirb baber bie 
Ausfüllung jenerefüden bilden müflen. Diefem Zwecke dient mwejentli ber Artikel 1, 
indem er indbejondere für die Uebergangspertobe nach zwei Richtungen bie Möglichfeit 
Ihafit, im Wege ber Ertheilung von Dispenfationen von ben für bie Bekleidung eines 
geiftlichen Amtes gefetlich aufgeftellten Erforbernifien auch ohne die Erfüllung der letz⸗ 
teren dem augenblidlich herrſchenden Mangel an Getjtlichen abzubelfen. 

I. Dad Geſetz vom 11. Mat 1873 über bie Vorbildung und Anftellung der Geifle 
lichen hat beftimmte Bebingungen aufgeftellt, von welchen bie Bekleidung eines geift: 
lihen Amtes ober bie Anftelung an einer kirchlichen Anftalt abhängt, bie ber Vor⸗ 
bildung ber Geiftlichen zu dienen beſtimmt ift. 

Dieje Bedingungen find, wenn von dem Einſpruchsrecht bes Staates ($ 15 ff.) 
abgejehen wird, zweifacher Art. Der Anzuftellenbe muß 

1. das beutfche Indigenat befiten ($ 1) und hat 

2. feine wiſſenſchaftliche Vorbildung 

a) durch Ablegung der Entlaffungsprüfung auf einem beutihen Gymnafium, 

b) durch Zurücklegung eines breijährigen theologifchen Stubiumd auf einer 
deutſchen Staatsuniverſität oder auf einem ber Univerfität gleichgeſtellten 
Klerikalfeminare, 

ec) durch Ablegung einer wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung nachzuweiſen ($$ 1 
und 4 ff.).' 

Zur Anftelung an einem Knabenjeminar ober Knabenconvict iſt außerbem 
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d) die Fähigkeit zur entiprechenden Anftelung an einem preußifhen Gym: 
nafium, 
zur Anflelung an einem Klerifalfeminar 
e) bie Befähigung erforberlih, an einer deutſchen Staatduniverfität in ber 
Disciplin zu lehren, für welche die Anftellung erfolgt (6$ 10 unb 11). 

Dispenfationen von ben obigen Erforberniffen find nur in beſchränktem Maße 
zuläffig. 

Von dem deutſchen Indigenat (Nr. 1) und 'ben befonderen Qualificationen ber 
Ar. 34 und e kann überhaupt fein Nachlaß bewilligt werben. Hinfichtli ber Nach⸗ 
meife unter Nr. 2a biß c ift außfchlieglich für Ausländer eine volle Diäpenfation vor: 
gefeben ($ 26 Abi. 3). Für Inländer greift letztere nur inſoweit Platz, als bie bes 
treffenben Perfonen bereit vor Verkündigung bed Geſetzes in ihrer Borbilbung zum 
geiſtlichen Amt vorgefchritten waren ($ 26 Abjak 2). Sonft Tann einem Inlänber 
lediglich für das vorgefchriebene akademiſche Trienntum (Nr. 29) eine Erleichterung 

„d. 5. unter gejeßlich feſt beftimmten Vorausfegungen (Studium einer anderen 
Wiſſenſchaft, Stubium auf einer außerbeutfchen Univerfität, befonberer Bilbungsgang), 
ein angemefjener Zeitraum erlafien werden ($ 5). 

Die Schranken, welche damit dem Dispenjationdrechte gezogen find, haben fich 
ſchon im Verlauf der legten Jahre mehrfach als zu enge ermiefen. Seitens ber kirch⸗ 
lichen Behörden iſt wiederholt bie Nothwendigkeit betont worden, für außerorbentliche 
Fälle die Möglichkeit zum Erlaß ber Maturitätsprüfung zu eröffnen. Mißſtände finb 
ferner in ben Grenzparodien, reip. in ſolchen preußifchen Kirchengemeinden hervor: 
getreten, welche von auswärtigen ober ausländiſchen Geiftlihen bedient werben, unb 
beren anbermeite kirchliche Verforgung nach Lage ber Iocalen Verhältniſſe nicht zu er: 
reihen iſt. Unter derartigen Verhältnifien Iaffen fich die abfoluten Vorfchriften bes 
Geſetzes, welches bie Ausübung eined geiftlicden Amtes innerhalb ber Monarchie aus: 
nahmslos vom Erwerb bed deutſchen Indigenats, beziehungsmwelfe von dem zwingenden 
Nachweiſe einer von Haus aus nur für preußifche Geiftlihe berechneten Vorbilbung 
abhängig machen, für die Dauer ohne Nachtheile für das kirchliche Leben in einzelnen 
Grenzbiftrieten nicht Durchführen. Es bebarf vielmehr einer Erleichterung, weldhe bie 
Möglichkeit bietet, einer Firchlichen Verwaiſung der betreffenden Gemeinden mit Erfolg 
zu begegnen. 

Diele Fälle treffen das ſchon unter normalen Berhältniffen fich Igeltenb machenbe 
Bedürfttiß. In verftärftem Maße aber wirb fi außerbem mit Rüdficht barauf, daß 
zablreiche kirchliche Geeliorgeämter in ben Fatholifchen Diödcefen erledigt find‘, und daß 
ber Kreis von folchen Geiftlichen, welche Hinfichtlich ihrer Vorbilbung ben gefeßlichen 
GErforberniffen überall entiprechen, fich in ber letzten Zeit fletig verengt bat, unb nod 
fortbauernd verengt, die Nothwendigkeit ergeben, ben Uebergang in georbnete Zuſtände 
duch Dispenfationen zu vermitteln. Es erfcheint weder geboten, noch thunlid, bie 
Borausſetzungen, unter welchen Iegtere zu gewähren, von vornherein gejeglich zu fixiren ˖ 
Bielmehr dürfte es rathſam fein, bie Feftftelung der Grundſätze, nad welchen bad 
Dispenfationsredht von der reffortmäßigen Stelle im einzelnen Falle auszuüben Kein 
wird, in die Hand bed Staatäminifterlums zu legen, bei ber Wichtigleit bes Gegen: 
ſtandes aber für dieſe Entichließungen fünigliche Genehmigung vorzubehalten. 

II. Die Ablegung einer befonberen mifjenfchaftlihen Staatsprüfung, welche das 
Geſetz vom 11. Mat 1873, FF 4, 8, 27, für bie Anftelung im geiftlichen Amte erfor: 
dert, fol eine Garantie dafür bieten, daß bie Geiftliden eine genügende allgemeine 
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wiſſenſchaftliche Bildung erhalten. Durch fpecielle Aufzählung derjenigen Dischplinen, 
auf welche fi bie Prüfung zu erfireden hat (Philoſophie, Gefchichte und beutfche Li⸗ 
teratur), ift Gewähr dafür geleiftet, daß bie Prüfung nicht in das theologifche Gebiet 
übergrefft. 

Inwieweit den Beſchwerden, welche gegen biefe Einrichtung Tirdplicherfeitß ins⸗ 
befondere dahin erhoben worben, daß eine neben ber kirchlichen Fachprüfung berlaufenbe 
befondere Staatöprüfung bie Theologen mit boppelten Eramina und boppelten Koſten 
belaftet, eine gewiſſe Berechtigung zuzugeſtehen, kann hier uneroͤrtert bleiben. ebenfalls 
treffen fie nur die Art und Weiſe, mittelſt deren ber Staat ben erforderlichen Nachweis 
über die allgemeine wifjenichaftliche Bildung ber Geiftlichen geführt zu ſehen verlangt, 
nicht ben Gebanken, welcher dem Geſetze felbf zu Grunde liegt. Sener Nachweis aber 
läßt fih auch auf anderen Wegen erbringen. Bis zum Jahre 1848 unterlagen in 
Preußen die Fachprüfungen ber katholiſchen Theologen ber Aufficht ber Oberpräs 
fidenten, und lettere waren befugt, Diejenigen Ganbibaten, melde außer Landes ihre 
tbeologtichen und philoſophiſchen Studien gemadt hatten, In Beziehung auf allgemeine 
wifienjhhaftlihe Bildung noch einer befonderen Prüfung zu unterwerfen (Dienfs 
inftruction für bie Provinzialconfiftorien vom 28. October 1817 $ 4 Nr. [S.©. 
©. 287] und Staatöminifterialerlag vom 21. Juli 1820 Nr. 6 [v. Kampg: Annalen 
V. 822]). 

An ber oberrheinifhen Kirchenprovinz wohnte früher der Firchlichen 
Fachprüfung ein landesherrlicher Commiſſar bei, welcher fich die Ueberzeugung zu ver: 
ſchaffen hatte, daß die Candidaten den Gefeßen und Borfchriften bes Staates Genüge 
geleiftet und nad Betragen und Kenntuiffen der Aufnahme würbig jeien (Ebict vom 
80. Januar 1830 $ 29, Erlak vom 1. März 1852 8 8). Dem entipricht im Wefent: 
lichen noch das heutige Recht in Württemberg und für gemilfe Fälle aud das 
Verfahren im Königreihe Sachſen (Geſetz vom 28. Auguft 1876 $ 22), während fich 
in Bayern die Einrichtung einer gemeinichaftliden Prüfungscommiifion von Staats- 
und Kirchendienern (Staatsminifterialentichliepung vom 8. April 1862) bewährt hat. 

Grundjägli dürfte hiernach kein Bedenken dagegen obmalten, eine anbermeite 
Regelung der Materie in Ausſicht zu nehmen, welche bie berechtigten kirchlichen Wünfche 
mit ben maßgebenben Sntereffen des Staates in Einflang ſetzt. Da es fi bier um 
Vorſchriften Handelt, deren praktiſche Durchführung von einer pofitiven Mitwirkung ber 
kirchlichen Organe abhängt, fo ift zur Zeit eine im Einzelnen beflimmt formulirte Aen⸗ 
derung des Geſetzes ausgeichloffen. Sie wirb erſt, wenn durch das Entgegenlommen 
ber betheiligten Kreife ber nothwenbige Boben für eine entipreddende Einrichtung ges 
wonnen ift, erfolgen können. 

Aus diefen Gründen empfiehlt es fi, wie für bie grunbjäglicdhe Regelung be 
Dispenſationsrechts (Nr. I.) auch bier den Weg ber geſetzlichen Vollmacht zu betreten, 
gleichzeitig aber durch Erweiterung ber leßteren Vorkehrung zu treffen, daß Perfonen, 
welche ihre Ausbildung auf ſolchen ausländiſchen Anftalten fuchen, deren Leitung in 
einer ſtaatsgefährlichen Richtung erfolgt, von ber Anftelung im preußiſchen Kirchendienſt 
ferngehalten werben können. Hierauf bezügliche Vorfchriften haben bereitö früher in 
der Monarchie gegolten. 

Artikel 2. 

Dad Gele vom 12. Mat 1878 über bie Firchliche Disciplinargewalt unb bie Er: 
richtung des Töniglichen Gerichtshofs für Tirchliche Angelegenheiten hat bie Berufung 
an ben Staat gegen Disciplinarenticheibungen ber kirchlichen Behörben derart geftaltet, 
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daß, wo das Rechtsmittel mit Erfolg eingelegt wird, ein principieller Gegenfag in bie 
Erſcheinung tritt. Denn ber Gefeßgeber Hat fi) nit darauf beſchränkt, nad dem 
Borgange bed franzöfiichen Rechtes ben cas d’abus theoretifch feftftelen zu laſſen, ober, 
wie bie in dem großberzoglich heffiichen Geſetz vom 23. April 1875 Artilel 10 ges 
ſchehen, einer von ben firchlicden Behörden ausgeſprochenen Entfernung aus dem Kit: 
chenamt unter Umfländen bie vermögensrechtliche Folge zu verfagen. Nach SS 21 und 
33 des preußiichen Geſetzes wird vielmehr ‚bie Vernichtung der angefochtenen Entſchei⸗ 
bung‘ ihrem ganzen Umfange nad) auögeiprocdhen, auch der geiftliche Obere zwangsweiſe 
angehalten, ‚bie Aufhebung ber Vollitredung zu veranlaffen und bie Wirkung ber bereits 
getroffenen Maßregel zu befeitigen‘. Der caffatorifche Sprud der Staatsbehoͤrde erftredt 
Rh hiernach auf fämmtliche Rechtsfolgen ber ergangenen Entſcheidung, ohne Unterſchied, 
ob biefelben auf flaatlichem oder auf firchlicdem Boden Tiegen. 

Bet der Über den einzelnen Fall hinausgehenden Tragmeite ber Berufung an ben 
Staat erfcheint es nicht ohne Bedenken, daß biefes Rechtsmittel außer ber Staats⸗ 
behörde auch jedem Kirchendiener (ben clerus minor eingefchloffen), gegen welchen eine 
Disciplinarentfcheibung ergangen ft, zufteht. Dem polttifchen Charakter des recursus 
an ben Staat, wie der Eigenartigfeit der in Betracht kommenden Berhältniffe entipricht 
e8 baher mehr, wenn bie Einlegung des Rechtsmittels auf ſolche Fälle beſchränkt wird, 
in welchen nicht bloß eine Schädigung von Privatrechten, fondern zugleih eine bie 
ſtaatlichen Intereſſen gefährbende Verletzung ber öffentlichen Nechtsorbnung in Trage 
fommt. Demgemäß wirb bie Einlegung bes Rechtsmittels ausſchließlich in bie Hand 
bes Oberpräfibenten zu legen, ihm auch das Recht, von ber weiteren Verfolgung bes Rechts: 
mittel Abſtand zu nehmen, beizulegen fein. 


Artikel 3. 


Nah F 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 können Kirchendiener, welche die auf 
ihr Amt ober ihre geiftlihen Amtöverrichtungen bezüglichen Vorfchriften ber Staats⸗ 
gefeße ober bie in dieſer Hinficht von der Obrigkeit innerhalb ihrer gejeglichen Zuſtän⸗ 
digkeit getroffenen Anordnungen fo ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit 
der Öffentlihen Orbnung unverträglich ericheint, auf Antrag ber Staatsbehörde durch 
gerichtliched Urtheil aus dem Amte entlalfen werben. Die Entlafjung aus dem Amte 
hat bie rechtliche Unfähigkeit zur Ausübung des Amtes, ben Verluft bed Amtseinkom⸗ 
mens unb bie Erledigung der Stelle zur Folge. 

Ein gleiches Verfahren iſt in den F5 12 und 13 bes Geſetzes vom 22. April 1875, 
betreffend die Einftellung ber Leiftungen aus Staatömitteln für die römifch-fatholifchen 
Bisthümer und Geiftlichen, gegen diejenigen Perſonen vorgejehen, welche die von ihnen 
ſchriftlich erklärte Verpflichtung , die Geſetze des Staates zu befolgen, wiberrufen oder 
ber von ihnen übernommenen Verpflichtung zuwider die auf ihr Amt ober ihre Amts⸗ 
verrichtungen bezüglichen Vorſchriften der Staatsgeſetze oder die in dieſer Hinficht 
von ber Obrigfeit innerhalb ihrer gefeglichen Zuftänbigfeit getrofienen Anorbnungen 
verlegen. 

Diefe Vorfchriften Haben Tebhafte Angriffe erfahren, indem namentlich mit befon« 
berem Nachdruck gegen fie geltend gemacht worben if, daß ebenfo wie bie Befekung 
firchlicher Aemter aus der ftaatlihen Sphäre herausfalle, auch bie Entlafjung aus bens 
felben ſich der Zuftändigfeit des Staates ſchlechterdings entziebe: der Staat könne nicht 
nehmen, was er nicht verliehen habe. Dean kann zugeben, daß, ba bie Beſetzung ber 
Airchlichen Aemter grundfäßlich der Kirchengewalt gebührt, folgemweife auch bie Entziehung 
berfelben, veip. bie förmliche Amtsentlaffung von Kirchenbienern nicht in bie flaatliche 
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Zuſtändigkeit fällt. Bon diefem Gefichtöpuntte aus hatte bereitß bei Berathung bei | 
Geſetzes vom 11. Mat 1878 bie urfprünglicde Faſſung bes $ 21, wonach bie Verurthei⸗ 
Yung zur Zuchthausſtrafe, bie Aberfennung ber bürgerlichen Ehrenrechte und ber Fähig⸗ 
feit zur Belleibung öffentlicher Aemter ben Verluſt bed geifilichen Amtes‘ zur Folge 
haben follte, im Landtage Anftoß erregt, weil damit ber Schein erwedt werben Tönne, 
als wolle der Staat durch ftaniliche Autorität eine Beendigung beB kirchlichen Amtes 
außfprechen, welches doch nur von ber Kirche verliehen fet (Bericht ber XIV. Gommifs 
fion bes Abgeorbnietenhaufes ©. 84), und eine anberweite Rebaction des F 21 ver⸗ 
anlaßt, welche die Rechtsfolgen der gerichtlichen Berurtheilung auf bie — als Ent- 
ziehung bes flaatlihen Grequatur charakterifirte — Grlebigung ber Stelle, bie Uns 
fähigfeit zur Ausübung des geiftlihen Amtes und ben Verluſt bed Amtseinlommens 
beſchränkt. 

Es iſt eine Conſequenz der damals gebilligten Auffaſſung, wenn nunmehr auch 
für das Einſchreiten der Staatsbehörde in Gemäßheit ber Geſetze vom 12. Mai 1878 
(F 24) und vom 22. April 1875 ($ 12) die Grenzlinie zwiſchen Staat unb Kirche 
dahin berichtigt werben fol, daß fünftig nicht mehr die Entlafjung aus dem firchlichen 
Amte audzufprecgen), fondern nur auf Unfähigfeit zur Bekleidung des Amte mit bem 
Berluft des Amtseinkommens ala Nechtsfolge zu erkennen iſt. 

Für den Bereich ber ſtaatlichen Intereſſen wird durch bie beabfichtigte Einfchrän- 
fung eine Aenberung in ben Wirkungen des Urteils nicht herbeigeführt. Demgemäß 
ſchließt die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung des Amtes in gleicher Weife wie 
bie förmlicde Amtsentlaffung das Recht zur ferneren Vornahme von Amtshandlungen 
unter ber Strafanbrohung bes F 31 im Gejet vom 12. Mai 1873 au und begründet 
in ben Fällen bes Geſetzes vom 22. April 1875 nach $ 13 bie Einftellung ber Staats» 
leiftungen rejp. der Verwaltungserecution. Ebenfo finden, jofern das gerichtliche Urtheil 
gegen einen Biſchof ergeht, bie Vorfchriften bes Geſetzes vom 20. Mat 1874 wegen 
Einleitung einer commiffariden Vermögensverwaltung bier entiprechenbe Anwendung, 
nur bag, weil fortan eine Entlafjung aus dem Amte nicht mehr erfolgt, mithin auch 
feine eigentliche Sebisvacanz gejchaffen wirb, die auf bie Wieberbefegung bes biſchöf⸗ 
lien Stuhles abzielenden Befimmungen ($ 6) außer Anmenbung treten. 

Daß im Uebrigen auch jolche Kirchendiener, gegen welche eine gerichtlidhe Ent- 
ſcheidung gemäß Artikel 3 ergeht, unter die Vorfchriften des Reichsgeſetzes vom 4. Mat 
1874, betreffend die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern, inds 
bejonbere des $ 1 daſelbſt, fallen, kann nach den Abfichten und ber Entftehungsgeichichte 
dieſes Geſetzes um fo weniger einem begründeten Zweifel unterliegen, al3 das in feinen 
Motiven fpeciel angezogene badiſche Geſetz vom 19. Februar 1874 bei gerichtlichen Ent- 
ſcheidungen ber beregten Art gleichfalls nur auf Aberfennung ber Fähigkeit zur ferneren 
Belleidung des Amtes und ben PVerluft bes Amtseinkommens tenoriren läßt. 


Artikel 4. 


Um die Mieberberftellung geordneter Didcefanverwaltungen zu erleichtern, muß 
in erſter Linie auf eine Beſeitigung ber Sebisvacanzen Bedacht genommen werben, 
welche feit dem Ausbruche des Tirchenpolitiichen Conflicte® in ber Monarchie eins 
getreten find. 

In den Diöcefen Fulda, Trier, Osnabrüd und Paberborn, wo bie ehemaligen 
Biſchöfe mit Tod abgegangen find, fann nad) Maßgabe bes älteren, noch Heute geltenden 
Rechtes bie Wieberbefegung ber bifchöflihen Stühle erfolgen. Für biejenigen Didcefen 
dagegen, hinfichtlich deren Abſetzungsurtheile des Töniglichen Gerichtshofes für kirchliche 
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Ungelegenheiten erlafien find (Gneſen⸗Poſen, Breslau, Münfler, Köln, Limburg), wirb 
Ach die principielle Schwierigfeit, ob bie Erlebigung der Stellen auch Firchlicherfeits 
als vorhanden anerfannt wirb, thatfächlid dadurch Idfen laſſen, daß entweber auch 
auf kirchlichem Wege eine Erledigung des biſchöflichen Stuhles herbeigeführt, ober 
deß auf Raatlihem Wege bie Rückkehr ber verurtbeilten Biſchöfe in ihr früheres Amt 
ermöglicht wird. 

Was bie letztere Alternative anlangt, jo ſteht es außer Zweifel, daß bie rechtliche 
Unfähigfeli zur Ausübung des Amtes, welche nad F 24 des Geſetzes vom 12. Mai 
1878 eine Rechtsfolge der Amtsentlaffung bildet, durch einen Allerhöchſten Gnabenact 
wieber befeitigt werben Tann, dat mithin ein begnabigter Biſchof von Neuem fähig 
wird, ein preußifches Bistum zu erlangen. Ob aber aud) fein unmittelbarer Wieder: 
eintritt in das frühere Amt in gleicher Weiſe zu ermöglichen, ericheint um deßwillen 
nicht ohne Bedenken, weil das Gefet*neben ben jubjectiven Straffolgen für bie Perjon 
bes verurtheilten Kirchendieners zugleich das von ihm befleibete Amt felbft ausdrũcklich 
für erlebigt erflärt. 

Sol daher bie Möglichkeit zur Beſeitigung einer faallich bewirkten Sebisvacanz 
ohne Neuwahl geſchaffen werben, jo bebarf es eineß legißlativen Actes, welcher ben 
Allerhöhften Träger der Krone ſpeciell ermädtigt, einem durch gerichtliches Urtheil 
aus dem Amte entlaffenen Biſchof bie flaatliche Anerkennung als Biſchof feiner 
früheren Diöcefe wieder zu ertheilen und damit die Nüdfehr in das betreffende Amt 
zu geflatten. 

Artikel 5 bis 8. 

Die Artifel 5 bis 8 find dazu beflimmt, das Bebürfniß zu befriebigen, welches 
für eine freiere Handhabung des Gefeges vom 20. Mai 1874 über bie Verwaltung er- 
lebigter Fatholtfcher Bisthümer, ſowie des Geſetzes vom 22. April 1875, betreffend bie 
Einftellung ber Leitungen aus Staatömttteln für bie römiſch-katholiſchen Bisthümer 
und Geiſtlichen, ſchon während der legten Jahre in nicht feltenen Fällen merklich ge: 
worben tft und mit bem Wachfen gegenfeitiger Verflänbigung vorausfihtlih mehr und 
mebr bervortreten wird. 

Es handelt fi Hier nur um einen weiteren Schritt auf bem von ber Ffirdden- 
politifden Geſetzgebung felbit von Haus aus eingefchlagenen Wege, beziehungsmeife um 
eine umfaflenbere Ausgeftaltung bed dort bereit8 an zahlreichen Stellen (Geſetz vom 
11. Mat 1878 $$ 13, 14, 16, 18, 26, Geſetz vom 12. Mai 1873 $$ 8, 9, 12, Geſetz 
vom 20. Mai 1874 $ 8, Gejeh vom 22. April 1875 66 6, 9 bis 13, [Sefeh vom 
81. Mai 1875 $ 2) zum Ausbrud gelangten Gedankens: die Schärfen und Härten ber 
geſetzlichen Vorfchriften durch bie im Geſetz felbft gegebene Möglichkeit ihrer Nicht: 
anmwenbung oder beſchränkter Anwendung auszugleichen oder zu mildern, ohne darum 
das Geſetz jelbft außer Kraft jegen zu müffen. 

Die Vollmadt, melde fpeciell der Artikel 5 zu dieſem Zweck in Ausſicht nimmt, 
fol für diejenigen Fälle Vorſorge treffen, in welchen die Beſetzung eines erledigten Bi- 
ſchofsſtuhles noch nicht ausführbar erſcheint, wo mithin nur eine einftmeilige Verwal⸗ 
tung ber verwaisten Didceje durch einen Firhlich dazu Beauftragten nad) Maßgabe ber 
66 2 und 3 im Geſetz vom 20. Mat 1874 in Trage kommen kann. Was bisher ben 
Eintritt einer ſolchen, vom flaatlihen wie vom kirchlichen Geſichtspunkt aus gleich 
wünfchenswerthen Eventualität verhindert hat, ift die eibliche Verpflichtung auf bie 
Staatsgeſetze, welche nad $ 2 1. c. dem Bisſthumsverweſer obliegt. Im Hinblid auf 
bie Entwidelung der Eibespraris in den beutichen Staaten (3. 3. Bayern, Württem- 
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berg, Sachſen, Baden, Olbenburg) ericheint eine befriebigenbe Löfung biefer Frage für 
die Zufunft nicht ausgeſchloſſen. Zur Behebung ber gegenwärtig beftehenben Schwierig» 
teiten wird es inbefjen für zuläffig zu erachten fein, bie Möglichkeit einer Dispenfation 
von der Gibesleiftung zu ſchaffen, zumal bie Staatsregierung in ber Lage ifl, unter 
Umftänden au auf anderem Wege ſich barüber zu vergemwifjern, daß ber in leitenbe 
Stellung tretenbe Kirchenobere fein Amt im Einklang mit feinen ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten führen werbe, | 

Auf diefen Erwägungen beruht ber Vorſchlag bes Artikels 5, welcher das Staats⸗ 
minifterium ermädtigt, nad Lage bed concreten Falles die Ausübung bifchöflicher 
Rechte und Verrichtungen auch ohne eine vorangegangene eiblidhe Verpflichtung beB 
Bisthumsverwalters zu geftatten. 

Artikel 9. 


Abweichend von dem in anderen Rändern, beiſpielsweiſe in Defterreih, befolgten 
Syfteme, bat die kirchenpolitiſche Gefehgebung Preußens bie Befolgung ihrer Bor: 
ſchriften durch Strafbeftimmungen ſicher zu ftellen unternommen. 

Aus dem Gefeh vom 11. Mai 1873 kommen bier bie $$ 22 bis 24, aus dem 
Geſetz vom 12. Mai 1873 der $ 31, aus dem Geſetz vom 13. Mat 1873 ber $ 5, aus 
dem Geſetz vom 20. Mai 1874 die F5 4 und 5, aus dem Geſetz vom 21. Mat 1874 
der Artifel 2, aus dem Geſetz vom 22. April 1875 ber $ 15 in Betracht. 

Da den betheiligten Behörden die Pflicht der Strafverfolgung obliegt, fo tft, 
jofern eine in jenen Geſetzen unter Strafe geftellte Handlung begangen wird, die Ein- 
leitung des Verfahrens gegen den Befchuldigten obligatoriih, und ſelbſt in foldhen 
Fallen, wo die Erhebung einer Anflage dem öffentlichen Intereſſe nicht entipricht, fein 
Mittel gegeben, um von ber ftrafgerichtliden Verfolgung abzufehen. 

Die Wahrnehmungen, welche bei der Handhabung biefer Vorichriften, namentlich 
auf dem Gebiete ber Fatholifchen Seelforge, gemacht find, haben ben Gedanken an eine 
Milberung der gefeglihen Beflimmungen nahe gelegt, nit nur um Fehlgriffen ber 
Localbehörden mit Erfolg zu begegnen, ſondern um von vornherein die Anwendung ber 
Strafvorichriften mit den mwohlverftandenen Intereſſen des Staates in Einklang zu fegen. 
Es darf in dieſer Hinficht beifpielsmeife auf die Verhandlungen bed Abgeorbnetenhaufeß 
vom 7. Februar cr. Bezug genommen werben. 

Das Mittel für eine derartige Behandlung ber Angelegenheit bietet der Artikel 9. 
Danach wird die Frage, ob bei Zumiberbandlungen gegen bie Vorichriften ber oben- 
bezeichneten Geſetze ftrafrechtlich einzuichreiten ober von einer Anwendung ber Straf: 
beſtimmungen abzufehen ift, in erfier Linie nicht mehr von den mit ber Erforſchung 
und Verfolgung ftrafbarer Handlungen betrauten Behörden, fondern von dem höchſten 
Berwaltungsbeamten ber Provinz abhängig gemacht und hierdurch Raum für eine 
ſtaatsrechtliche und politifche Erwägung bed jedesmal vorliegenden concreten Falles 
geichaffen, 

Artikel 10. 

Daß die geiftlihen Genoffenfchaften , welche ſich ausſchließlich ber Krankenpflege 
widmen, eine von der grundfäglichen Ausſchließung bes Tatholiichen Ordensweſens aus 
ber Monarchie abmeichende Behandlung rechtfertigen, ift bereits bei Erlaß des Geſetzes 
vom 31. Mai 1875, betreffend die geiftlichen Orden und Congregationen ber fatho- 
liſchen Kirche, anerkannt worden. Die Motive zum $ 21. c. heben ausbrüdlich hervor, 
daß jene Genoſſenſchaften wegen ihrer rühmenswerthen Leiftungen, insbeſondere in ben 
legten Kriegen, eine Auönahmeftellung verbienen, und daß fie eine jolche auch geftatten, 
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weil es nach ben gemachten Erfahrungen eine Reihe von Möfterlichen Nieberlafjungen 
ber gebachten Art gibt, von welchen anerfannt werben darf, baß fie fich in ben Grenzen 
ber Krankenpflege gehalten haben. Mit Nüdficht hierauf bat das Geſetz den Forts 
beftanb derjenigen Tlöfterliden Nieberlafjungen freigegeben, welche bei feiner Publi⸗ 
cation in Preußen vorhanden waren, fofern fich ihre Thätigkeit auf die Krankenpflege 
beichräntt. 

Der Artifel 10 ſchlägt eine Erweiterung dieſer Conceſſion nad drei Ride 
tungen vor: 

1. Für die Zwecke ber Krankenpflege ſoll hinſichtlich folcher geiftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften, welche ſchon jegt in Preußen Aufnahme gefunden haben, die Errichtung 
neuer Nieberlaffungen mit ftaatlider Genehmigung flatthaft fein. Damit wird 
bem Bebürfnig nad opferwilligen Krantenpflegern Genüge geihaffen und für 
biejenigen Ortfchaften, welche vor bem Sommer 1875 noch nicht im Beſitz von 
congregationifttichen Kranfenpflegeeinrihtungen waren, eine in ben bethetligten 
Kreilen ald Unbill empfundene Ungleichheit befeitigt. 

2. Der Begrifi ‚Krankenpflege‘, welcher wegen feiner technifchen Unbeftimmtbeit 
bei Ausführung bes Kloftergefeßed zu Zweifeln Anlaß gegeben bat, und ber, 
mern er, wie bisher, auf bie eigentlihe Wartung von ärztlich behandelten, 
fieden oder gebrechlichen Perſonen beichräntt bleibt, die Wirffamfeit der Orden 
von wichtigen Gebieten ber Bethätigung hriftlicher Nächftenliebe ausſchließt, 
fol jpeciel auf die Pflege und Unterweilung von Blinden, Tauben, Stummen 
und Idioten, fowie von gefallenen Frauensperſonen ausgedehnt werden. 

8. Eine dritte Erweiterung fol endlich hinſichtlich der Pflege und Unterweifung 
von Kindern eintreten, welche fih noch nicht im fchulpflichtigen Alter befinden. 
Auch diefe von den geiftlicden Genoflenfchaften vor Erlap des Geſetzes vom 
81. Mai 1875 in zahlreichen Spielfchulen geübte Thätigkeit Itegt weſentlich 
auf dem Boden ber caritas, fie hat ſich insbeſondere an Orten mit ſtarker in- 
duſtrieller Bevölkerung bewährt und ift nach Lage ber localen Verbältnifie 
nicht überall durch andere Veranftaltungen zu erfegen geweſen. Ihrer Freigabe 
als eine Nebenbeihäftigung für folche weibliche Genoffenfchaften, welche fich ber 
Krantenpflege wibmen, bürfte fein burchgreifenbes Bedenken entgegenftehen. 


Artikel 11. 


Der 5 13 des Regierungsentwurfß zum Gefeg vom 20. Juni 1875 über bie Ver- 
mögensverwaltung in den Fatholifchen Kirchengemeinden hatte den Vorſitz in dem Kir⸗ 
chenvorſtande dem Pfarrer, in Filial:, Kapellen: 2c. Gemeinden dem Geiftlichen berielben 
überwiefen. Maßgebend war hierfür die Erwägung gemefen, daß bie nothwendige Ges 
ſchäftskenntniß den genannten Perjonen in höherem Maße ald den übrigen Mitgliedern 
bes Kirchenvorftandbes beimohne, und daß die Berufung bes Pfarrerd zur Stellung 
eines Vorſitzenden dem Auftande entipreche, wie er in dem bei Weitem größeren Theile 
der Monarchie ſchon damals beftanb. 

Diefer Vorſchlag fand nicht die Billigung bes Landtages. Mit Rüdficht auf bie 
kirchenpolitiſche Situation wurde es nicht für gerechtfertigt erachtet, dem Geiftlichen ben 
Borfig in dem Kirchenvorftande zu übertragen. Das Geſetz ($ 12) erhielt in folge 
deffen eine Faſſung, welche ben Pfarrer, beziehungsmetfe ben Geiftlichen für rechtlich 
unfähig zum VBorfig erflärt. 

Die erhoffte Rückkehr frieblider Verhältniffe und ber Wegfall berjenigen Voraus: 
jegungen, welche dem $ 12 cit. in feiner gegenwärtigen Faſſung zu Grunbe liegen, 
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« 
wird bie Möglichkeit bieten, eine ber amtlichen Stellung beB Pfarrers entfprechenbe 
Abänderung der bezeichneten Vorſchrift nad) Maßgabe ber früheren RegierungBvorlage 
in Ausſicht zu nehmen, ohne die flaatlichen Intereſſen zu gefährben. Die näheren Mes 
balttäten find zweckmäßig Föniglicher Verorbnung vorzubehalten.“ 


196) Diplomatifche Actenflücke zu den kirchenpslitifchen Verhandlungen 
zwifchen Rom und Serlin. Vom Iahre 1880 !. 


Wir ſchicken zur Orientirung unferer Leſer ein Verzeihniß ber von ber 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung” mitgetheilten und ber in den Acten- 
ſtücken bloß erwähnten, aber nicht publicirten Schriftitüdle voraus. Lebtere 
ftellen wir in Klammern. Wir ſuchen dadurch unjeren Lejern zugleich einen 
erwünjchten Ueberblick über den Gang der Verhandlungen zu geben: 


24. ehr. 1880. Päpitliches Breve an den Erzbilhof von Köln. ©. oben 
©. 382. 

1. März. (Bericht des Prinzen Reuß über eine Unterredbung in Betreff 
bes päpftlichen Breves.) 

4. März. Erlaß des Reichskanzlers auf diefen Bericht. 

14. März. (Bericht des Prinzen Reuß über eine Unterredbung in Betreff 
des Breves.) 

17. März. Staat3minifterialbefhluß. Vgl. oben ©. 383. 

23. März. (Depeiche des Cardinals Nina über die Bedingungen der Anzeige.) 

29. März. Bericht des Prinzen Reuß über die Depefche des Cardinals Nina. 

4. April. Erlaß an den Gefchäftsträger Grafen v. Berhem in Betreff 
der Schritte der Negierung auf das päpftliche Breve. 

15. April. Beriht des Prinzen Reuß über die Aufnahme des Staats- 
minifterialbejchluffeg vom 17. März bei dem Heiligen Stuhle. 

16. April. Nachtrag zu dem vorftehenden Bericht. 

20. April. Erlaß des Reichskanzlers auf die Berichte vom 15. und 16. April; 
Angriffe auf da8 Centrum. 

22. April. (Bericht des Prinzen Reuß über die Unterredung mit dem Car: 
dinal SJacobini.) 

30. April. (Bericht de Prinzen Reuß über die Abweiſung der Forderung, 
daß der Papſt das Centrum beeinfluffen .jolle.) 

5. Mai. Erlaß des Reichskanzlers auf diefen Bericht; neue Angriffe auf 
das Centrum. 

14. Mai. Erlaß des Reichskanzlers auf die Berichte vom 15. und 22, April; 
wiederum Angriffe auf dad Centrum. 


1 Bgl. „Sermania”, Beilage zu Nr. 118, 1880. 
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14. Mai. (Depeiche des Kardinal Nina, betreffend die discretionäre Ges 
walt und die Concejjion des Breves an den Erzbiſchof von Köln.) 

17. Mai. (Bericht des Prinzen Reuß.) 

19. Mai. (Bericht des Prinzen Neuß.) 

21. Mai. Erlaß des Reichskanzlers in Betreff der Depeiche des Gar: 
dinal3 Nina. 


Wir lafien nun die publicirten Actenjtüde folgen: 


I. 
„Auszug. Berlin, ben 4. März 1880. 
Eurer Durchlaucht gefälliger Beriht vom 1. d. Mts. — Nr. 109 — bat dem 
Herrn Reichskanzler vorgelegen, der mit der Art und Weife, wie Sie bie Mittbeilung 
bes päpftlihen Schreibens an den früheren Erzbifchof Melchers entgegengenommen haben, 
ganz einverfianden if. Ein beftimmtes Urtheil muß er fich vorbehalten, bis fich ber 
Umfang des angefünbigten Nachgebend überjehen, namentlich erkennen läßt, ob unter 
ben sacerdotes, welche bie Ordinarii Dioecesium berufen, auch die Succurjalpriefter 
und die Kapläne verflanden find, und von welchen Gegenleiftungen des Staates das 
Zugeſtändniß abhängig gemadt wird. Ohne der im Gange befindlichen Berathung mit 
ben preußifchen Herren Miniftern vorgreifen zu wollen, würbe Fürft Bismard über bie 
Wahl der Abdreffe, an welche der Papſt biefe Kundgebung gerichtet hat, hinwegſehen. 
J. A.: (gez.) Bucher. 
Seiner Durchlaucht dem kaiſerlichen Botſchafter Prinzen 
Heinrich VII. Reuß, Wien,“ 


I. 
„Wien, 29. März 1880. 


Durch meinen Bericht vom 14. d. habe ich zu melden bie Ehre gehabt, in welcher 
Weiſe ih dem Pronuntiuß gegenüber nah Maßgabe des hoben Erlaffes Nr. 158 vom 
4. d. mid) über den Eindrud geäußert habe, ben ber an Dr. Melchers gerichtete Brief 
bes Papſtes auf Eure Durchlaucht gemacht hatte, 

Der Pronuntius bat diefe meine Aeußerung nad Rom berichtet. Heute fam er 
zu mir, um mir eine Depeiche bed Cardinals Nina vom 28. d. vorzulejen, welche bie 
Antwort auf feinen Bericht enthält. 

Eardinal Nina jagt, der Heilige Vater wolle bie in Ausficht geftellte Inſtruction 
an bie Biſchöfe ohne Verzug erlaffen, er wünſche aber, daß ihm vorher durch bie 
önigliche Regierung einige Fragen beantwortet würden: 

1. Ob bie fönigliche Regierung geftatten würde, daß die Bilchöfe Preußens, ſowohl 
bie in ihren Didcefen anmwejenden wie bie abweſenden, fich brieflich, jeber für ſich, 
an bie Regierung wenden bürften, um ihr die Namen ber in bie erlebigten Pfarren zu 
ernennenben Prieſter anzugeben. Hierauf könne bie Fönigliche Regierung ihre Bedenken, 
wenn melde vorhanden wären, geltend machen. Würbe die Regierung biefe Briefe 
wohlmollend aufnehmen, und würbe fie ihr agröment in ben früher angegebenen Grenzen 
geben? (NB. Diefe Grenzen find in ben ebenfall® anliegenden Depefchenauszügen an 
gegeben, die mir ber Pronuntius ebenfalls mittheilte.) 

2. Punkt zwei bes Schreibens bed Garbinal-Staatsfecretairß erbittet Antwort auf 
die Stage, ob die königliche Regierung das Zugeftändniß sub 1, wenn e8 in Vollzug 
geſetzt jet, für genügenb weitgehend erachten würbe, um barauf die allgemeine Amneſtie 
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der sub 1 erwähnten Prälaten, ihre Wiebereinfegung in ihre Aemter, bie Amneftie für 
den ber Strafe verfallenen Klerus unb bie Nieberfchlagung ber ſchwebenden Brocefie 
bei Seiner Majeftät zu beantragen. 

3. Ob, wenn diefe beiden Fragen günftige Beantwortung finden würben, bie 
Löniglihe Regierung dem Papfte die Zufiderung geben wolle, bie preußiiche Geſetz⸗ 
gebung im Uebereinftimmung mit ben Grundfägen ber katholiſchen Kirche zu bringen, 
zu denen namentlich die freie Ausübung bes heiligen Minifteriums gehöre, wie bie Er⸗ 
ziehung des Klerus unb der religiöje Unterricht ber Tatholifcden Jugend? Wenn biefe 
ragen günftig beantwortet werden würden, follte bie in Ausficht geftellte Inſtruction 
fofort erlaffen werben. 

(gez.) H. VOL Reuß. 
Seiner Durchlaucht dem Herrn Reichskanzler Fürften 
v. Bismarck, Berlin.“ 


III. 
„Auszug. Berlin, den A. April 1880. 

In der Sache ſelbſt wollen Eure Hochgeboren dem Cardinal Folgendes jagen: 

Die er aus dem Staatämintfterialbefchluffe eriehen werde, gehe die Abficht ber 
preußiſchen Regierung dabin, und in den friebliden Annäherungen pari passu mit Dem 
päpſtlichen Stuhle zu halten, wobei mir freilih, fo Tange die Heußerungen Seiner 
Helligfeit im Gebiete der Theorie blieben und einen mehr academiſchen Charakter 
hätten, auch unſererſeits dieſes Gebiet nicht würden verlaffen Fönnenı Auf dem Gebiete 
der Praxis wäre die preußifche Regierung, wie ich glaubte, im Vorſprunge, da alle 
biejenigen Conceffionen bei Ausführung der Geſetze, zu melden die Erecutivgewalt 
geietlich berechtigt ift, fettdem Herr v. Puttlamer die Geichäfte führt, bereits freiwillig 
von der Regierung gemacht worden und fon in's Leben getreten find, und bei anderen 
bie Regierung feitdem alle bie Schonung und Zurüdhaltung beobachtet hat, welche ihr 
möglih war, ohne die beftehenden Geſetze zu verlegen. Um uns meitere Freiheit zur 
Enthaltung von Repreſſivmaßregeln zu verſchaffen, wären Acte der Geſetzgebung noth- 
wendig; zu folchen tft bie Regierung ohne den Landtag nicht beredhtigt; fie würbe fie 
aber im nächſten Sommer bei ben Landtage beantragen. 

Unter derſelben VBorausfegung würden wir unfererfeits bie Ausführung berjenigen 
Gegenconceffion in Erwägung nehmen, welche ich bei meinen erften, noch bei Lebzeiten 
bes Cardbinal-Staatsfecretärd Frandhi mit dem Nuntius Mafella gehaltenen Beſprechun⸗ 
gen in Ausficht geftellt hatte, falls von Seiten der Curie noch derfelbe Werth darauf 
gelegt wird, wie damals, nämlich Sr. Majeftät dem Katfer und Könige die Wieder: 
berftellung der preußiichen Geſandtſchaft am päpftlicden Stuhle vorzufhlagen und eine 
Forderung bafür auf den Etat zu bringen. 

Den Bericht be Prinzen Reuß vom 29. v. M. über feine lette Unterrebung mit 
Sr. Eminenz Hätte ich zunähft dem preußtichen Herrn Cultusminiſter mit dem Erfuchen 
um eine Aeußerung zugeftellt, und würde erft nad) Eingang berjelben in der Lage fein, 
mid über den Inhalt der Depeche bed Carbinal:Staatsjecretärd vom 28. v. Mts. 
auszuſprechen; ber erfte Einbrud berfelben auf den Cultusminifter wäre allerbing kein 
ermutbigender, indem berfelbe unter bem Gefühl erfolgte, daß damit die bisherigen Ans 
näherungäverfuche auf ihren erften Ausgangspunkt zuriüdvermteien würden. 

(ge3.) v. Bismard. 
Seiner Hochgeboren dem kaiſerlichen Geſchäftsträger 
Herrn Grafen v. Berchem, Wien.“ 
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IV. 
„Wien, ben 15. April 1880. 

- Dem Garbinal Jacobini ift von Rom noch feine Antwort auf feine Depeſche zu⸗ 
gegangen, welde ben preußiſchen Minifterialbeihluß vom 17. März c. begleitete; in- 
beffen glaubt er nicht zu irren, wenn er den Eindruck, den diefer Schritt der königlichen 
Regierung im Vatican hervorgebracht haben bürfte, als einen ungünftigen bezeichnete. 


Man babe in Rom mit Fug und Recht erwarten Tünnen, baß bie lange bauernbe 
Berathung des preußiichen Staatömintfteriums über die Wiener Arbeit bes Geheimen 
Raths Dr. Hübler mit einer Aeußerung barüber enden würde, wie fich die königliche 
Regierung zu den römiſchen Defiderien ftelen und in wie weit fie ihre eigenen For⸗ 
berungen aufrecht erhalten wolle. 


Statt deſſen ſei nun ein Beichluß bed Staatöminifteriumd erfolgt, welcher die 
Wiener Arbeit ganz ignorire, und deſſen Werth, was die Bellegung des Streites zwifchen 
dem Staate und ber Kirche betreffe, noch ein ziemlich zweifelhafter und nicht mit Klar: 
beit zu beflimmenber ſei. 


Ich babe bem Pronuntius klar zu machen verſucht, wie meiner Anficht nad) bie 
Wiener Arbeit durchaus feine verlorene je. Das Breve des Papfles vom 24. Februar 
habe einen nicht zu unterfhätenben Einfluß auf bie Berathungen bed Staatminifteriums 
gehabt; die Regierung trage fi mit ber Hoffnung, von der Landesvertretung bie zu 
erbittende biscretionäre Befugniß zu erhalten. Daß bie Tendenz ber königlichen Regie: 
zung dahin gebe, von biefer Befugniß einen Gebraud zu machen, der allmählich wieder 
zum friedlichen Zuſammenleben führen werde, das werde man in Rom ebenſo gut willen, 
als ich dieß verfihern könnte. Die Abminiftration bes Minifterd v. Puttkamer beweiſe 
genügend feinen verſöhnlichen Sinn. Ich glaube baber, daß man auf biefem Wege 
ſchneller zum Ziele, dem Frieden, kommen werde, als dur eine in den Grenzen ber 
Möglichkeit gehaltene Abänderung der Gefeße, die der römiichen Curie wohl nicht 
genügend erfcheinen und Grund zu zahllofen Sontroverfen geben werde. 


Ich habe nicht den Eindrud gehabt, daß ich den Pronuntiuß überzeugt babe. 
Sein Hauptbebenten war, daß ber Tatholifche Klerus à la merci der Regierung fein 
werbe; das jet feine Sicherheit für die Ausübung bes heiligen Winifteriums der Kleriker! 


Auf bie Frage, mas mit Beziehung auf bie Wiebereinfegung ber Bifchöfe beab- 
fihtigt werbe, ermwieberte ih, daß biefe Frage erfi dann zur Sprache kommen könnte, 
wenn ber PBapft bie in Ausficht geftellte Inſtruction wegen ber Anzeigepflicht erlafjen 
haben werde. Ohne dieſes praftiiche Eintreten in das Feld der Conceſſionen feine 
Gegenconceffion von Seiten Preußens. Der preußtiche Landtag werde vorausfichtlich 
in der Mitte des Monats Mat zufammentreten; wenn man baher in Rom die Gelegen: 
beit benutzen wolle, jo müfje man fi) bald entjchließen. 


Der Cardinal fam dann noch auf bie in Ausficht geftellte Wieberanfnüpfung ber 
regelmäßigen biplomatijchen Beziehungen zu ſprechen und fragte, warum eine preußijche 
und Feine Geſandtſchaft des Deutſchen Reiches in Ausfiht genommen morben. Ich 
babe babei bemerken Tönnen, daß, wenn ed auch der Curie von hohem Werthe fein 
wird, nach bergeftelltem Frieden wieder in regelmäßigen Beziehungen mit Preußen zu 
leben, fie doch kaum geneigt fein dürfte, für dieſen Vortheil einen Preis zu zahlen. 

(gez.) H. VO. Reuß. 
Seiner Durchlaucht dem Herrn Reichskanzler Yürften 
v. Bißmard, Berlin.” 
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V. 
„Nachſchrift zum Bericht vom 15. April 1880. 
Wien, ben 16. April 1880. 

Heute Vormittag ſuchte mich ber Cardinal Jacobini auf, um mir ganz vertraut 
lich von einer Zuſchrift Kenntniß zu geben, bie er geflern Abend vom Garbinal Nina 
erhalten batte. 

Diefe Depeiche beipricht ben Staatsminiſterialbeſchluß wem 17. v. Mis. nur infos 
fern, als fie jagt, der Eindruck, den berfelbe auf ben Heiligen Water gemadt babe, ſei 
der allerpeinlichfte gewejen, weil er eine ganz anbere Aeußerung ber köoniglich preußifchen 
Regierung erwarten zu können geglaubt babe. Der Cardinal⸗Staatsſecretär hoffe, baf 
ber kaiſerlich deutſche Botfchafter in Wien noch in ber Lage fein werde, beſſere Ausfunft 
(consilii) zu geben, wenn er im Stande geweien fein werbe, die Aufmerkſamkeit feiner 
Regierung auf bie praktiſche Wichtigleit ber Depeche bed Garbinal-StaatdfecretärB vom 
25. März zu lenken. 

Denn dieſe Erflärungen nicht günftig ausfallen follten, fo mürbe der Pronuntius 
von ben definitiven Beſchlüſſen informirt werden, welche ſich der Heilige Stuhl gezwungen 
ſehen würde, gegenüber einer jo peinlichen Situation zu fallen. 

Meine Frage, ob dieſes mir vorgelefene Schriftftül als eine Antwort auf bie 
Mittheilung zu betrachten jet, bie ihm ber Taiferlicde Gejhäftsträger am 6. db. gemacht, 
verneinte ber Gardinal. Wie biefe Antwort ausfallen werbe, ſei indeſſen vorauszuſehen. 
Der Moment ſei ein höchſt Fritifcher und bedenklicher. Er fuche vergeblich nad Mitteln, 
um ben Heiligen Stuhl noch von einem Entſchluß zurüdzubalten, ber für bie Hers 
fiellung bes Friedens verberblich fein werde. Die fchlimmfte Seite des Weges, welchen 
bie preußifche Regierung nunmehr einſchlagen wollte, fei immer die Ungemwißheit, in ber 
bie Kirche bleiben werde, und die fehlende Garantie für bie Dauer ber guten Dispo- 
ſitionen ber königlichen Regierung. Er wolle gern zugeben, daß Herr v. Puttkamer bie 
ihm von bem Landtag zu ertheilenden Vollmachten in einem dem Frieden nüßlichen 
Sinne gebrauden werde. Was werde aber nad ihm fommen? Wo fei die Sicherheit, 
daß ber verföhnliche Einfluß, den Em. Durdlaudt auf bie preußifche Regierung, fo 
lange Sie Reichskanzler und preußiſcher Minifterpräfident bleiben würden, jet aus: 
übten, auch nad Ihnen fortbauern werde? Rom Tönne bie von uns geforderten Schritte 
bed Entgegenkommens nicht thun, wenn die königliche Regierung nicht zum Wenigften 
die Ausſicht eröffıtete, daß der jegt projectirte Zuftand, die discretionäre Vollmacht 
ſowohl wie bie Wieberherftellung ber diplomatifchen Beziehungen zwiſchen Preußen und 
der Curie zum Ziel haben follten, zu einer legalen Regelung des Verhältniſſes ber 
katholiſchen Kirche zu kommen, wie ſolches auf dem Wege einer Reviſion ber Gefeke 
bereit3 angeftrebt worben fei. 

Der Papft müffe den Gläubigen wenigſtens bie Hoffnung vorbalten können, daß 
man früher oder fpäter zum Frieden, zu einem modus vivendi fommen werbe, ber auf 
geſetzlichem Boden gegründet fei. Diefer gefeßliche Boden aber ſei nur in der Nevifion 
ber preußiſchen Kirchengeſetze zu finden. 

Wenn ich ihm fagen könnte, der neue, von ber königlichen Regierung betretene 
Weg werde eine foldhe Revifion anbahnen und erleichtern, wenn id ihm in Ausficht 
ftellen Tönnte, daß bie bei bem Heiligen Stuhle zu beglaubigende preußiiche Geſandt⸗ 
[haft die Aufgabe haben werde, bie Wiener Beſprechungen über bie Mobification ber 
Maigeſetze fortzuführen und zu einem Abſchluß zu bringen, fo würbe eine foldde Er⸗ 
Härung vieleicht den Heiligen Vater in bie Lage feten, die Gläubigen zu beruhigen. 
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Ran ſei in Rom weit bavon entfernt, ben Abſchluß eines Goncorbates zu vrriangen, 
babe aud ſchon darauf verzichtet, ben Schluß ber Verhandlungen durch einen Poten- 
außtaufch zu conftatiren; man werbe fi) bamit begnügen, daß, wenn eine Wininung 
erfelgt fein werbe, ſeitens ber Eöniglichen Regierung bie Vorſchläge fir eine Abänderung 
ber Maigefege dem preußifchen Landtage vorgelegt würben. 

&r bäte mich dringend, biefen Gedanken Eurer Durchlaucht zu unterbreiten und 
um eine Meinungsäußerung zu bitten. CB ſei dieß vielleicht das lebte Mittel, um bem 
veitänbigen Bruch vorzubeugen. 

Der Pronuntius ſcheint einen gänzlichen Abbruch ber Verhandlungen zu fürchten 
unb if auch durch den trodenen Ton ber neueiten Depeſche Nina's damu berechtigt. 
Wie ich aus feinen Aeußerungen entnehmen konnte, fürchtet er dann eine Kundgebung, 
bie der Heilige Stuhl ben Katholiken Preußens ſchuldig fel, um lepteren bie Wrilnbe 
eußeinanderzufeken, weßhalb bie Verhandlungen zu nichts geführt haben. Daß dadurch 
bie luft zwiſchen Rom und der füniglich preußiſchen Regierung nur noch gröher merben 
würbe; erfüllt den Garbinal mit Beforgniß. 

(gez.) 8. VIE Weup.” 
„Außzug. vi. 
Bertraulich. Berlin, ben 20. April 1440. 

Daß in unferen Unterhandlungen Rückſchläge, wie ber in ben Lierlchten @urer 
Durchlaucht vom 15. und 16. d. M. — Nr. 177 — gemeldete, früher oder fpäter eln⸗ 
treten würben, barauf war ich durch bie Haltung des Gentrums vorbereitet. Mir mliſſen 
aud ferner darauf gefaßt fein, daß man von römiſcher Seite jebes Dilttel ber Ziplo: 
matie erichöpfen wirb, bevor wir zu einem erträgliden modus vivandi gelangen, unb 
wir werben nod mehr Phalen, wie bie gegenmärtige, durchzumachen haben, ba bie 
tömifchen PBrälaten durch ihre mangelhafte Einficgt in die preußiſchen Gerhältniſſe flets 
serleitet werben, übertriebene Erwartungen zu hegen und ihre Ziele zu hoch zu fleden. 
Benn man geglaubt Hat, dat wir nicht bloh abrüften, fondern unſere Wafſen im Weg⸗ 
ber Gefehgebung vernichten wollten, io hat man uns eine große Thorheit zugetraut, 
wozu ich durch feine meiner Aeukerungen Anlan gegeben habe. Auf ber anberen Seite 
iR ber Pronuntius im Unteht, wenn er ber preubilchen Hegierung einen Borwurf 
barans machen will, dat der G:aarsminifterialteiglub vom 17. v. Vi. bie Wiener fie 
fpredjungen wir Schweigen übergeht und dieles Scgweigen io dentet, bat man es nıl 
der Mühe wert halte, fi über feime und feiner Techniler Grllärungen aussu'pregen. 
Diefer Beſchlas nimm: in der That eine lehr meinte hohification ber Hirigriepe 
in Ausſicht, wenn er für Die Regierung die Keluen't erkreht, bie Ausführung Beririier 
im SIuterefle Des Arietens zu ururietien. Bis oe So bie Kepierung vergiiihien. 
fie Rreng burgriikern: wit *e vor ein engt:krung urberber. \: Im: Me ın 
Die Lage, die Hemmrte:: ver Inrzrterter Gene nei, Meer ent enimger 
tommenb Sexrdbeler sr irre. os beit ur ’s lerge en ehre Grit vor be 
Gurte besteht: mi. ©4 m ver erzeire Wehr de Terne Pemehunger 
eingehenb zu Triefer. wir or uns er br Ser nr. 'obet mm ine erigeeenter 

sr ver Tervap eng beier vr se: Voch me Knsiheng wir 
werben Li Femkrerg users. was wvrr worer ol: Wert Sue De egie 
rung wege. To mu young Ast !err ı[ni r.S Deierier wert Du eg 
rung im Batror mt um wie nr mic Sopt mu Son IE ver Eruh 
Khigr Ar mein da nf Wer Gersı u we Ioe or mi or Sim imi 
andere r = ZArtu WU va nem FAmher ler wiieri De Ce 


— 00 — 


ihre Politik friedlich oder feinblich einrichten Tann nach dem Willen des jeweiligen 
Papftes und feiner Rathgeber, ift von uns nicht zu verlangen. Wenn ber Pronuntius 
Klarheit in dem Staatöminifterialbefchlufle vermißt, jo muß ich fragen, was benn auf 
römiſcher Seitt biöher Mar if. Wir Haben erhebliche praktiſche Conceſſionen, ſoweit 
wir dad nach der biöherigen Gejehgebung Tonnten, ſeit dem Amisantritte bes Miniſters 
v. Buttlamer gemacht; von bem Papſte aber haben wir weiter nichts als eine unbeflimmte 
theoretifche Anbeutung ohne rechtöverbinbliche Verpflichtung, daß er ein unvolllommen 
befinirte8 Anzeigeſyſtem werde bulden können, ober, wie ber Bronuntius fi auBbrädt, 
e8 ift und eine entgegenfommende Action ‚in Ausſicht geftellt‘, während eine ſolche 
unfererfeitö bereit erfolgt iſt. Diefe ‚Ausficht‘ wirb uns bis zum Gefühl bes Miß—⸗ 
trauens getrübt durch die Haltung ber Gentrumspartei im preußiſchen Lanbtege 
und im Reichstage, in ber wir eine praftifche Erläuterung, eine Interpretation ber 
päpftlien Inſtructionen erbliden. Was hilft uns bie theoretiſche Parteinahme beB 
römiſchen Stuhles gegen bie Socialiften, wenn bie fatholifhe Yraction im Lande, unter 
lauter Belennung ihrer Ergebung in den Willen bes Bapftes, in allen ihren Abſtim⸗ 
mungen ben Soctaliften wie jeber anderen fubverfiven Tendenz öffentlich Beiſtand letftet ? 
Unter Vetheuerung guter Abfichten, welche niemalß zur Ausführung gelangen, und unter 
dem Borwanbe, daß man gerade fo, wie bie Regierung es betreibe, bie Socialiften 
nicht befämpfen wolle, im Uebrigen aber fie verurtheile, ſtimmt das Centrum fletß mit 
ben Socialifien; und wählte die Regierung andere Wege, jo würben auch gerade bieje 
mieber für das Centrum nicht die annehmbaren fein. Als vor einem Jahre bie katho⸗ 
liche Partei in ber Zollfrage uns ihre Unterftügung lieh, glaubte ich an ben Ernſt beB 
päpftlihen Entgegenfommens und fand in biefem Glauben bie Ermuthigung zu ben 
flattgehabten Unterhandlungen. Seitbem bat die katholiſche Partei, bie fich ſpeciell 
zum Dienfte bes PBapftes öffentlich befennt, im Lanbtage bie Negierung auf allen 
Gebieten, in der Eifenbahnfrage, bei dem Schankfteuergeiet,, bei dem Feldpolizeigeſetz, 
in der polniſchen Frage, angegriffen. Ebenſo in ber Reichspolitik, unb gerabe in 
Eriftenzfragen,, wie ber Milttäretat, das Socialiftengejeß und bie Steuervorlagen, flebt 
bie Tatholifche Partei wie ein Mann geichloffen und gegenüber unb nimmt jede reichs⸗ 
feindliche Beftrebung unter ihren Schutz. Mag eine folche von ben Socialiften, von ben 
Polen oder von der welfiiden Fronde ausgehen, das Syſtem bleibt conftant dasſelbe, 
bie Regierung bed Kaiſers nachbrüdlich zu befämpfen. Wenn man nun fagt, baß biefe 
Fraction irregeleitet werbe durch einige Führer, weldhe vom Kampfe leben und bei dem 
Frieden fürchten überflüffig zu werben, fo ift mir das nicht glaublich angefichtß ber 
Thatſache, daß fo viel Getftliche, hohe und niebere, unmittelbare Mitglieder dieſer rvegies 
rungsfeindlichen Fraction find, und daß deren Politik, ben Socialiften Beifland zu 
leiften, von ben Mitgliedern bes reichten und vornehmften Adels unterftüßt wirb, bei 
bem fein andered Motiv denfbar if, als bie Einwirkung ber Belchtväter auf Männer 
und noch mehr auf Frauen. Ein Wort vom PBapft oder von ben Biichöfen, auch nur 
ber biscreteften Abmahnung, würbe biefem unnatürlicden Bunde bes katholiſchen Adels 
und ber Priefter mit den Socialiften ein Ende maden. So lange ftatt deſſen die Re 
gierung in ben Baſen ihrer Eriftenz durch bie römiſch-katholiſche Fraction befämpft 
wirb, ift eine Nachgiebigfeit für bie erftere ganz unmöglid. Die Regierung Tann frieb- 
lichen Beftrebungen friedlich entgegenfommen; läßt fie fi aber durch Kampf und 
Drohungen bie Hanb zwingen, fo bat fie ald Regierung abbichtt. Wenn nun dazu 
kommt, daß aud ber Papft ober wenigſtens ber Pronuntius Ew. Ducchlaucht gegen⸗ 
über von einer brohenden Sprache Nuten für bie Verhandlungen zu erwarten fcheint, 
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fo fehe i$ daraus mit Bedauern, wie fern man bort jebem hier annehmbaren Gebanten 
an einen modus vivendi fteht. Die Anbeutung von befinitiven oder fonfligen Be⸗ 
fohlüffen, wie Abbruch der Verhandlungen unb jede andere Drohung, macht ung feinen 
Einbrud. Die katholiſche Partei hat in Bezug auf Agitation im Lande ihr Pulver zu 
früh verſchoſſen; die Wühlereien der Geiftlicden und ihrer mohlfeilen Blätter haben in 
ben erften Jahren bes Eonflictes Alles verfucht, mas möglih war, um bie Regierung 
bes Königs in ben Augen feiner Unterthanen berabzufegen unb ihre Thätigfeit zu 
bemmen; die klerikale Preſſe hat darin mehr geleiftet, als die focialiftifche, und ift in 
ber Wahl der Mittel ebenjowenig ferupulös geweſen wie dieſe. Was und auf biefem 
Wege Unangenehmes und Gefährliches bereitet werben Tonnte, haben wir bereit3 er: 
duldet und müfjen das ferner erbulden, wenn bie Geiftlichkeit diefe Rolle fortfegt, welche 
fie dem Stante und ber Bevölkerung mehr und mehr entfrembet. Die Verminderung 
ber Geiſtlichen, das Verſchwinden ber Bijchöfe, ber Verfall der Seeliorge flößen uns bie 
lebbaftefte Sympathie mit unjeren Tatholiichen Mitbürgern ein, bie auf biefe Welfe von 
ifren Geiftlichen verlaffen werben, weil die Priefter aus politifchen, dem Laien fchwer 
verſtaͤndlichen Motiven bie Geeljorge verweigern. Es ift Sache ber Kirche unb bes 
Papſtes, dieß zu verantworten. Au anderen Zeiten und in anberen Ländern haben wir 
geſehen, daß bie katholiſche Geiſtlichkeit unter jehr viel härteren Bedingungen, ja unter 
großen Gefahren und Demütbhigungen, dennoch die Gläubigen, bie ihrer beburften, nicht 
unbefriebigt ließ, jonbern das tolerari posse fehr viel weiter trieb, als es nöthig fein 
würbe, um in Preußen Seelforge zu üben, ohne mit ben Maigefeten in Conflict zu 
Sommen. Wenn bie heutige Hierarchie ihr Ziel und ihre Anfprüche fehr viel höher 
ſchraubt und Lieber ben Gläubigen die Wohlthaten ber Kirche verjagt, als daß fie fi 
ben weltliden Geſetzen fügt, jo werben Kirche und Staat die Folgen tragen müflen, 
welche Gott und bie Geſchichte darüber verhängen. Bis jebt find wir es, bie praktiſch 
entgegentommenb find; bie polizeilichen, bie gerichtlichen Verfolgungen find fiftirt, ſoweit 
das Geſetz e3 uns erlaubt; wir haben den Staatbanwälten und der Polizei, ſoweit 
wir ed können, Schweigen und Enthaltung auferlegt und beabfichtigen, Gefete vorzn: 
legen, welche uns das in größerem Maße noch geftatten follen; bie Kirche aber läßt 
ihre Anwälte im Reichſtage und Lanbtage und in der Preffe den großen und ben 
Fleinen Krieg in etwas milberen Formen, aber mit berfelben fachlichen Entſchiedenheit 
fortfeßen wie früher. Es thut mir fehr leid, wenn der Papſt glaubt, durch Kampf unb 
Drohung mehr von und erreihen zu Lönnen, als burch freundliches Nachgeben, und 
wenn ein fo liebenswürbiger Prälat, wie Jacobini, über unfer Verhalten verftimmt zu 
fein Urfache hat; aber in Bezug auf die Gleichheit der Conceſſionen, ba8 Vorgehen pari 
passu im denſelben ift unfer ſtaatliches non possumus ebenfo zwingend, wie ba3 kirch⸗ 
liche. Ich babe weder zu Mafella noch zu Jacobini jemals eine Silbe gejagt, welche 
bahin hätte gebeutet werben können, daß wir in eine Revifion, beziehungsweiſe Ab: 
ſchaffung ber Maigeſetze nad Maßgabe der klerikalen Forderungen willigen würden; 
friedliebende Praris, erträglider modus vivendi auf ber Baſis beiderjeitiger Verträg- 
lichkeit ift alles, was mir jemals erreichbar ſchien. Ich habe die Rückkehr zu ber Gejeb- 
gebung von vor 1840 im Princip für annehmbar erklärt, die Rückkehr zu bem von 
1840—70 erwachſenen Zuftanbe aber ſtets mit großer Beſtimmtheit abgelehnt bei ben 
drei ober vier Gelegenheiten, wo biefelbe von uns verlangt wurde. Diefe Ablehnung 
war nicht ein Mangel an Gefälligfeit, ber durch die Wahrnehmung ‚peinliher Eindrüde‘ 
beſeitigt werben fonnte, fondern fie war unabweisliche politiſche Nothwendigkeit. Wenn 
die Wiederherſtellung diplomatiſcher Beziehungen für Rom keinen Vortheil bildet, für 
EulturfampfsMcten. 26 
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ben ein Preis gezahlt werben würde, fo werben mir darauf verzichten, biefelbe nochmals 
anzubieten, und barauf nicht wieder zurückkommen. 


Seiner Durdlaucht dem kaiſerlichen Botſchafter 
Prinzen Heinrich VII. Reuß, Wien.“ 


vo. 
„Auszug. Berlin, ben 5. Mai 1880. 


Aus Eurer Durchlaucht gefälligem Bericht vom 30. v. Mid. — Nr. 208 —, mit 
deifen Inhalt die Meldungen des Grafen Werthern aus Münden unb beB Hera 
v. Rabomig aus Paris, welche ich in Abſchrift refp. im Auszug beizufügen mic beebre, 
parallel geben, hat der Herr Reichsfanzler ben nieberſchlagenden Eindrud von ber Uns 
fruchtbarkeit unferer Verhandlungen gewinnen müffen. Die Ahläugnung jebes EinfluffeB 
auf bie Centrumspartei, welche eine erhebliche Zahl von Prieftern enthält unb zum grd« 
Beren Theil unter priefterlichem Einfluß gewählt wird, ift uns beinahe zehn Sabre lang 
entgegengebalten worben; und ift e8 boch dieſe Partel, Die 1871 den Conflict geſchaffen 
bat und ihn fortfegt. Der Charakter der Partei, ihr Verhalten gegenüber der Regierung, 
ihr Zuſammenwirken mit den negirenden und dei beftructiven Elementen find Eurer 
Durchlaucht aus eigener Wahrnehmung befannt umd in der anliegenden retrofpectiven 
Dentichrift näher beleuchtet. 

Das darin richtig geſchilderte Verhalten ber Gentrumßpartet tft für ıına ber Maß⸗ 
ftab für die Wahrfcheinlichkett, mit welcher wir auf einen Erfolg unferer römiſchen Ber: 
handlungen rechnen dürfen. Diejes Verhalten Hat jeit dem vorigen Herbft bis heute 
für die bejahende Beantwortung diefer Frage aud ben letzten Anhalt zerftört, jo daß 
der Herr Reichskanzler fi) von den Verhandlungen mit dem Batican gegenwärtig fein 
Ergebniß verſpricht. Die Hoffnung des Reichskanzlers auf einen günftigen Erfolg ber 
Unterhandlungen ift durch das Verhalten des Centrums geſchwunden. Die Erflärung, 
daß der römiſche Stuhl feinen Einfluß auf das Gentrum befiße, findet bei uns nicht 
Glauben. Eure Durdlaudt wollen gefälligft hinzufügen, daß bie Remedur durch 
eine veränderte Haltılng des Centrum auf dem Terrain des Reichdtags, bei bem bald 
bevorftehenden Schluffe der Seffion, nicht mehr mögli und auf dem Terrain bes be 
vorftehenden Landtags nicht wahrjcheinlich fei. Habe der Papſt wirklich keinen Einfluß 
auf das Centrum, was helfe der weltlichen Regterung dann eine Verftänbigung, bie 
ihn zufrieden flelte? So wenig e3 auch mit den wieberholten gegen und und Öffentlich 
abgegebenen Berfiherungen ber Curie von ihren erhaltenden Beftrebungen verträglidh 
heine, fo confequent fähen wir doch dad Centrum mit ben focaliftifchen und fortfchritt- 
lichen Republifanern in dem monarchiſchen Deutfhland zufammengcehen. 

(gez.) v. Hohenlohe. 


(gez.) v. Bismard. 


Seiner Durchlaucht bem kaiſerlichen Botjchafter 
Prinzen Neuß, Wien.” 
VII. 
„Auszug. Berlin, den 14. Mai 1880. 
In Beantwortung der gefälligen Berichte Nr. 177 und Nr. 196 über Eurer 
Durchlaucht Unterredungen mit dem Pronuntius am 15. und 22. v. Mis. babe ich 
zunächſt daran zu erinnern, daß bie Depefche des Cardinal-Staatsſecretärs vom 28, März 
und der Staatöminifterialbeihluß vom 17. besfelden Monats, welchem das Breve vom 
24. Februar zum Grunde liegt, einander bergeflalt gefreuzt haben, daß bie erftere am 
4. April zu unferer, ber leßtere am 6. April zu bed Pronuntius Kenntniß gelangt if. 
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Während auf bie Mittheilung bed Staatsminiſterialbeſchluſſes bie amtlidde Antwort ber 
Curie noch ausſteht, ift bie Depefche vom 23. März, find insbeſondere bie barin geftellten 
brei Fragen von bem preußiigen Herrn Gultußminifter und demnächſt in einer 
neuerlichen Berathung des königlichen Staatsminiſteriums mit ber achtungsvollen Sorg⸗ 
falt erwogen worben, welche einer auf ben ausbrüdlichen Befehl Seiner Heiligkeit er: 
folgten Aeußerung gebühren. 


Der Wiberftand gegen bie kirchenpolitiſchen Gefege it aus dem Kreife bes höheren 
Kleruß in die Vertretungdtörper verpflanzt worden durch bie Gentrumäfraction, bie ſich 
als Anwalt ber Fatholiiden Intereffen, als dem päpftlichen Stuhle unbebingt ergeben 
gerirt, eine erhebliche Anzahl von Prieftern enthält und zum größten Theil unter priefter: 
lichem Einfluß gewählt if. Bon ber Belämpfung jener Gefege, während fie berathen 
wurben, von dem Verlangen nach ihrer Aufhebung, feit fie verfafjungsmäßig zu Stande 
gelommen waren, tft dieſe Fraction allmählich zu einer grundfäglichen Oppofition gegen 
alle Vorlagen und Mafregeln ber preußifchen und ber beutichen Regierung übergegangen. 
Nur in ber Tarifreform ftimmte das Centrum im vorigen Aahre ausnahmsweiſe für bie 
Regierung. Ich Hatte aus biejer Annäherung das Vertrauen geihöpft, daß unfere Ver: 
handlungen mit Rom mehr als früher Ausficht auf Erfolg hatten, und war benjelben 
bereitwillig näher getreten. Dieje8 mein Vertrauen bat der Entmuthigung weichen 
müffen, nachdem während ber abgelaufenen Seſſion des preußifhen Landtags bas 
Centrum in Angelegenheiten, welche nicht entfernt das kirchliche Gebtet berühren, ge⸗ 
ſchloſſen die Regierung befämpft und jede reichsfeindliche Beftrebung unter feinen Schuß 
genommen bat. 

Am auffallendften war das bei der Berathung über bie Verlängerung des Geſetzes 
gegen bie gemeingefährlichen Beftrebungen der Socialiftien. Obgleich dieſe Beftrebungen 
ef in bem Breve vom 24. Februar in Uebereinftimmung mit vielen vorangegangenen 
Kundgebungen bes päpftlichen Stuhles auf das Nahdrüdlichfte verurtheilt waren, ob- 
glei in einem Schreiben des Sarbinal-Staatsfecretät vom 23. Januar 1879 an mid 
unter ben erfreulichen feit der Thronbefteigung Seiner Heiligkeit erreichten Reſultaten 
bie offene und laute Erklärung ber katholiſchen Untertbanen ihres vollen Vertrauens 
und ihrer völligen Ergebung in den Willen des Heiligen Stuhles hervorgehoben ift, fo 
Bat bo das Eentrum unter dem Vorwande, bie Socialiften allerdings befämpfen zu 
wollen, nur nicht gerade fo, wie bie Megierung es wolle, mit den Socialiften geftimmt, 
während andere Parteien, fo weit fie nicht auf einen Umfturz Hinarbeiten, ihre fonftigen 
Meinung3verfhiedenheiten vergeſſend, bie Verlängerung bed Geſetzes ge⸗ 
nehmigt haben. Mit diefem Berbalten ber katholiſchen Fraction ſteht dad entgegens 
tommenbe ber preußiſchen Regierung in eigenthümlichem Contraft, indem biefe Regierung 
innerhalb bes ihr gelaffenen Spielraum eine zunehmend milde Praxis in ber An- 
wenbung ber Firchenpolitiichen Gefege bis auf ben heutigen Tag hat walten lafien, wie 
das anliegende Berzeichniß der betreffenden Maßnamen nachweit. 


Es drängt ſich bie Frage auf, ob ber päpftlicde Stuhl nicht ben Willen oder nicht 
bie Macht hat, bie Flerifale Fraktion von ber Beſchützung derjenigen Beftrebungen ab: 
zubalten, bie er ſelbſt jo entichieben verdammt. Jedenfalls hat biefe Wahrnehmung bei 
ber königlichen Regierung bie Hoffnung, daß das Entgegenkommen ein gegenfeitigeß 
fein werbe, und das Vertrauen, baß bie Verhandlungen in jegiger Sachlage zur Bers 
Rändigung führen werben, weſentlich abgeſchwächt. Dem ungeachtet wirb bie königliche 
Regierung in berfelben friebliebenden Gefinnung, welde fie ben erſten Eröffnungen 
Seiner Heiligteit entgegenbrachte, unb in ber Theilnahme, welche fie ſtets für bie ver: 
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mwaisten Gemeinden empfunden bat, nicht länger zögern, aus ihrer eigenen Int 
tiative heraus diejenigen Maßregeln ben gefepgebenben Factoren vorzufchlagen, welche 
mit ben unveräußerlidden Rechten bes Staates verträglidh find unb nach Ihrer Ueber 
zeugung und nad) ihren Wahrnehmungen an anderen Länbern bie Wieberherfiellung einer 
geordneten Didcefanverwaltung und die Abhülfe bes eingetretenen Prieftermangels möglich 
machen. Ueber den Moment, in welchem wir bie Berbanblungen mit ber Curie 
fortfegen können, werben wir und zu erllären erft im Stande fein, nachdem ber 
Landtag über bie beabfichtigte Vorlage entſchieden hat, was, wie wir hoffen, in wenigen 
Wochen der Fall fein wird. Es wird fi) dann meine Erachtens barım banbeln, daß 
im Wege ber Begnabigung und ber Benugung ber von bem Lanbtage zu 

freieren Bewegung auf dem Boden ber Gelee die Ausübung ber biſchöflichen Functlionen 
möglich gemacht wird, fet es durch die früheren Inhaber, ſei es durch neue, noraußgefeht, 
daß die einen wie bie anderen die Anzetgepflicht erfüllen. 

Eure Durchlaucht erfuche ich ganz ergebenft, das Vorftehende unter Ueberreichung 
des anliegenden Verzeichniſſes mündlich, jeboch amtlich zur Kenntniß bed Pronuntius 
dringen zu wollen, mit dem Anbeimftellen, ihm eine franzöſiſche Ueberſetzung davon zu 
geben, (gez.) v. Bismarck. 


Seiner Durchlaucht dem kaiſerlichen Botfchafter 
Prinzen Heinrih VII. Reuß, Wien.“ 
IX. 
„Berlin, den 21. Mai 1880. 

Enter Durchlaucht Berichte vom 17. und 19. d. Mts. — Nr. 242 und 247 — 
habe ich nacheinander erhalten. Wie fih aus dem lebteren ergibt, bat wieder eine 
Kreuzung der Correipondenz ftattgefunden, indem bie Depefche bed Cardinals Nina, 
welche die in Folge meineß Erlafjed vom 4. April gejchehene Mittheilung bes Minifterials 
befchluffes vom 17. März beantwortet, und mein letter Erlaß — Nr. 850 — beibe 
vom 14. d. Mts. batirt find. Dieſer Zufall tft, obwohl beide Schriftſtücke ben einft: 
weiligen Verzicht auf eine Fortſetzung ber Verſtändigungsverſuche ausſprechen, doch um 
deshalb zu bedauern, weil meinem Erlaß Nr. 860 eine detaillirte Nachwelfung ber bem 
Bapfte vielleicht nicht vollftändig befannten Maßregeln beilag, welche wir feit Jahr und 
Tag innerhalb bed Spielraums, den uns bie Gejeße ließen, getroffen haben, um bie 
durch den Conflict entftandenen Bebürfniffe der Tatholifden Bevölkerung und bie von 
ben päpftlichen Unterhänblern Tundgegebenen Wünfche zu befriebigen. 

Die durch die Depeiche des Garbinal-Staatzjerretärd vom 14. d. Mts. über 
mittelten Entfchließungen Seiner Heiligkeit beflage ih unb Tann fie nur aus zu hoch 
gefpannten Zielen oder aus einem Mißverſtehen der Situation erflären. Wir find nit 
in ber Lage, im der Praxis ein weiteres Entgegenfommen zu üben, noch weniger bie 
Abſchaffung eines Geſetzes ohne den Landtag zu verſprechen, felbft wenn mir biefelbe 
mwollten; zu bem einen wie zu dem andern iſt bie Auftimmung ber gejeßgebenben 
Factoren erforberlid. Angenommen, wir wären mit dem päpftlidden Stuhle zu einer 
ihn befriedigenden Verfländigung gelangt, fo würben wir doch das Zugeſagte nicht eher 
leiften können, ala bis ber Landtag es gebilligt hätte. Wenn bie Eurte ihreiſeits Dagegen 
auftritt, daß die preußiiche Negierung fi bie Machtvollkommenheit verſchaffen will, ihr 
mehr als bisher entgegenfommen zu können, jo habe ich bafür Fein Verſtändniß; jeben- 
falls Tann diefe ablehnende Haltung auf dad, was wir im eigenen Lande zu thun haben, 
feine Wirkung üben. Wir müffen fo regieren, wie bie Geſetze es vorſchreiben, umb 
werben biejenigen Veränderungen berfelben zu erreichen ſuchen, welche wir Im: Interefle 
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amierer katholiſchen Mitbürger angezeigt unb mit dem Wohle und ben unveräußerlichen 
Rechten bed Staates vereinbar finden. Die Art und Weife, wie dieſes unfer Entgegens 
Ioımmen aufgenommen wird, muß uns ben Einbrud machen, daß ber Wille, mit uns 
zu einer Berfländigung zu gelangen, entweder nicht ernſt ift ober in feiner praktiſchen 
Bebeutung auf Hinderniife ftößt; anderen Falles wäre es jchwer, zu erklären, daß ber 
Papſt und davon abräth, einen Weg zu betreten, der dahin zu führen beftimmt ift, bie 
Biſchoöfe und die regelmäßige, ausreichende Seelforge zurüdzubringen, alio das zu er: 
füllen, um was es dem Haupte der römischen Kirche zu thun fein muß und nach mwiebers 
holten Aeußerungen zu thun iſt. Die Erklärung: wenn bie preußiiche Megierung ber 
Tatholiichen Kirche feinen andern Vortheil zugeftehen wolle, ala den, ber in bicretionären 
Gemwalten Liege, jo müfje bie in dem Breve vom 24. Februar ausgeſprochene unb gegen 
Eure Duchlaucht wiederholte Anfündigung als non-avenue betrachtet werben, rechtfertigt 
bie Vorficht, mit welcher wir jene Ankündigung aufgenommen haben. Die ihr folgende 
Interpretation in ber Depeche des Cardinals Nina vom 28. März hatte biefelbe bereits 
in Betreff der Zeit und bes Umfanges der Erfüllung auf ein unbefriebigenbes Maß 
beichränft; jet wird diejelbe einfach zurüdgenommen, Mit derfelben Leichtigkeit würde 
das auch zu jeder fpäteren Zeit haben geſchehen können. 

Wenn, wie der Cardinal-:Staatdjecretär anbeutet, ber Papſt gendthigt fein würde, 
‚de faire connaitre aux catholiques l’issue des negociations‘, fo find auch wir nicht 
mebr in der Lage, die bisher von und beobachtete Aurüdhaltung fortzufeten, ba ber 
Ausgang der Verhandlungen nur durch Veröffentlichung bes ganzen Verlaufs und aller 
Phaſen berfelben verftändlich werben Fann. 

Eurer Durchlaucht wird aus den öffentlichen Blättern bekannt fein, daß wir die 
in dem Staatöminifterialbefhluß vom 17. März beabfichtigte Vorlage an den Landtag 
gebracht haben. Wir werden unfere Abfichten in der Geſetzgebung zu verwirklichen fuchen, 
ohne von der Eurie eine Gegenconceffion zu erhalten ober zu erwarten, lediglich im 
Sintereffe der katholiſchen Unterthanen Seiner Majeftät bes Königs. Wenn dieſe Be 
Rrebungen ber königlichen Regierung dur ben Widerftand der päpſtlichen Partei im 
Landtage zu Fall gebracht werben, oder wenn bie Geiftlichkeit von der ihr zu gewähren⸗ 
ben Möglichkeit, die Seeljorge zu üben, feinen Gebrauch machen follte, fo können mir 
das nicht ändern, willen ung aber auch für die Folgen nicht verantwortlich. 

Eure Durchlaucht wollen Sich gefälligft nach Anleitung dieſes Erlaſſes gegen ben 


Pronuntius ausfprechen. 
(gez.) v. Bismard. 


Seiner Durchlaucht dem kaiſerlichen Botfchafter 
Prinzen Heinrih VII. Reuß, Wien." 
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197) Gefeh vom 14. Iuli 1880, betreffend die Abänderungen der 
kirchenpolitifchen Gefebe. 


„Wir Wilhelm x. verorbnen, unter Zufllimmung beider Häuſer bed Landtags 
der Monardjie, was folgt: 

Urt. 1. In den Fällen bed F 24 im Gefeh vom 12. Mai 1878, ſowie des F 12 
im Geſetz vom 22. April 1875 iſt gegen Kirchendiener fortan auf Unfähigkeit zur Bes 


Heidung ihres Amtes zu erfennen. 
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Die Aberlennung ber Fähigkeit zur Bekleidung bes Amts bat ben Berluft bes 
Amtseinkommens zur Folge. 

Iſt auf Unfähigkeit zur Bekleidung bes Amts erfannt, fo finden bie Vorjchriften 
bes Gefeges vom 20. Mai 1874 (G.⸗S. ©. 185), bes F 81 im Geſetz vom 12. Mai 
1873, ſowie ber $5 18—15 im Gefek vom 22. April 1875 entſprechende Uns 
wendung. 


Art. 2. In einem katholiſchen Biſthum, beffen Stuhl erlebigt, ober gegen befien 
Biſchof durch gericätlihed Urtheil auf Unfähigkeit zur Bekleidung be8 Amts erfannt 
worben ift, Tann die Ausübung bifchöfliher Rechte und Verrichtungen in Gemäßhett 
bes F 1 im Geſetz vom 20. Mai 1874 bemjenigen, welcher ben ihm ertheilten kirch⸗ 
lichen Auftrag darthut, auch ohne bie im $ 2 vorgefchriebene eiblidde Verpflichtung durch 
Beſchluß des Staatsminifteriumd geftattet werben. 

In gleiher Weiſe kann von bem Nachweiſe ber nad $ 2 erforberlidden perſön⸗ 
lichen Eigenfchaften, mit Ausnahme des Erfordernifjeß ber deutſchen Staatsangebörigfeit, 
bißpenfirt werben. | 

Art. 8. Die Einleitung einer commifjartiden Vermögensverwaltung in ben Fällen 
bes Art. 2 dieſes Geſetzes findet nur mit Ermädtigung des Staatsminiftertums ftatt. 
Dasjelde ift auch ermächtigt, eine eingeleitete commiſſariſche Vermögendverwaltung wieber 
aufzubeben. 

Art. 4. Die Wiederaufnahme eingeftellter Staatsleiftungen Tann, abgejehen von 
bem Falle des 5 2 des Geſetzes vom 22. April 1875, für den Umfang eines Sprengels 
durch Beſchluß des Staatöminifteriumd angeordnet werben. 

Der Schlußſatz bes 5 6 beöfelben Gejetes findet finngemäße Anwendung. 


Art. 5. Den Strafbeflimmungen der Gefeke vom 11. Mai 1878 unb 21. Mai 
1874 unterliegen geiftlide Amtshandlungen nicht, welche von geſetzmäßig angeftellten 
Geiftlihen in erlebigten oder in foldden Pfarreien, deren Inhaber an der Ausübung 
bed Amts verhindert Ift, vorgenommen werben, ohne dabei die Abficht zu befunben, 
bort ein geiftliches Amt zu übernehmen. 

Die mit der Stellvertretung oder Hülfgleiftung in einem geiftlicden Amte geſetz⸗ 
mäßig beauftragten Geiftlihen gelten aud nad Erledigung dieſes Amtes als geſetz⸗ 
mäßig angeftellte Geiftlihe im Sinne der Beſtimmung im Abjat 1. 

Art. 6. Die Miniſter des Innern und ber geiftlichen Angelegenheiten finb er: 
mädhtigt, die Errichtung neuer Niederlaffungen von Genoſſenſchaften, welche im Gebiete 
ber preußiihen Monarchie gegenwärtig beftehen und ſich ausſchließlich der Kranken: 
pflege widmen, zu genehmigen, auch wiberruflich zu geftatten, daß gegenwärtig beftehenbe 
weibliche Genoffenfhaften, welche fih ausſchließlich der Krankenpflege wibmen, bie 
Pflege und Unterweifung von Stindern, die ſich noch nit im ſchulpflichtigen Alter 
befinden, ala Nebenthätigfeit übernehmen. 

Neu errichtete Nieberlaffungen unterliegen der Aufficht des Staates in Gemäßheit 
des 5 3 tm Geſetz vom 81. Mai 1875 (Gejeß:Samml. ©. 217) und Tönnen durch 
königliche Verordnung aufgehoben werben. 

Der Krankenpflege im Sinne des Geſetzes vom 31. Mai 1875 ift bie Pflege und 
Unterweifung von Blinden, Tauben, Stummen und Idioten, ſowie von gefallenen 
Frauensperſonen gleichgeftellt. 

Art. 7. Die Beftimmungen dieſes Gefetes, mit Ausnahme der Art. 1, 6 unb 6, 
treten mit dem 1. Januar 1882 außer Wirkſamkeit. 
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urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchriſt und beigebrudtem könig- 


lichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Mainau, den 14. Juli 1880. 
dL. 8.) Wilhelm. 
Dito Graf zu Stolberg. Hoffmann. Graf zu Eulenburg Bitter. 
v. Buttlamer. Lucius. Friedberg.“ 


198) Dur Statifiik der Zeelforge in den katholifchen Diöcefen Prenfens 
1873 nnd 1881. 


Vom Centrum dem Landtage vorgelegt bei Gelegenheit der Berathung 
des Antrages Windthorft auf Straffreiheit bes Meſſeleſens und Sacra= 
mentenfpendens. Vom Januar 1881. 
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Wenn aud nad Lage ber Verhältnifje authentiſche Angaben mander 
Orte nur der Staatregierung zugängli find, fo dürfte doch vorftehendes 
Tableau, ohne auf die Genauigfeit Anfprud zu maden, im Allgemeinen 
ein annähernd treues Bild der Verlufte geben, welche bie Seelforge in den 
katholiſchen Didcefen Preußens feit dem Jahre 1873 erlitten Hat. — Auf 
die Hilfe, welche die vertriebenen Ordensgeiſtlichen früher leifteten, ift dabei 
feine Nüdfiht genommen. 


1 In Col. 2 einſchließlich Miffionsftellen. 


Anhang 


Geſchichte des Culturkampfes in der Didcefe Trier, 


Wir geben im Kolgenden einen Furzen der „Zrieriichen Landeszeitung” 
(Nr. 101, 2. Bl. vom 15. April 1881) entnommenen Ueberblick über bie 
Geſchichte des Eulturfampfes in der Diöceje Trier. Natürlich find nur die 
wichtigeren Vorkommniſſe angemerkt, um das Verzeichniß nicht zu jehr aus— 
zubehnen, und von einigen war nur das ungefähre Datum zu ermitteln. 
Diejer kurze Ueberblid kann zugleich als ein Furzer geſchichtlicher Inbegriff 
des ganzen preußiſch-deutſchen Eulturfampfes gelten. Denn der Leſer braucht 
nur da3 hier von Trier Gejagte auf die übrigen Didcefen auszudehnen, um 
eine Idee zu befommen von dem Eifer, mit den man in dem verflofjenen 
‚Decennium von gemwiller Seite „an den inneren Werfen des Friedens“ in 
Preußen gearbeitet bat. 

1871. 


Juli 8. Die Latholifche Abthellung im Cultusminiſterium wirb aufgehoben. 
December 10. Der Kanzelparagraph wird dem deutſchen Strafgefeßbuche beigefügt. 


1872, 


März 11. Geſetz über die Beauffihtigung be Unterrichtd- und Erziehungsweſens. 

— 21. Zur Ausführung dieſes Geſetzes veröffentlicht das Amtsblatt der Regierung 
zu Trier eine Verfügung. 

Juli 4 Geſetz gegen die Jeſuiten. 

— 5. Die Bekanntmachung, betreffend die Ausführung des Jeſuitengeſetzes, wirb 
erlaſſen. 

— 26. Auf Anordnung der Regierung zu Trier wird zwei Schweſtern von der Con⸗ 
gregation der göttlichen Vorſehung zu Lisdorf bei Saarlouis bie Stellung als 
Lehrerinnen gekündigt. ‘ 

— — Zu Mertesdorf wird einer Drbensperfon verboten, Kindern nach der Schule 
Unterricht in weiblichen Handarbeiten zu ertbeilen. 

— 27. Verfügung ber Regierung zu Trier: den Lehrern und Lehrerinnen wird vers 
boten, fid an dem PBereine der heiligen Kindheit zur Loskaufung ber armen 
Heidenkinder zu betheiligen und dafür Geld in Empfang zu nehmen. 
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Huguft 13. Auf Anordnung ber Regierung zu Trier wirb in Neunkirchen ben bafelbft 
wirkenden vier Ordendfrauen bie Stellung als Lehrerinnen gefünbigt. 

— 13. Der Oberbürgermeifter de Nys zu Trier theilt den Rebemptoriften hierſelbſt 
in höherem Auftrage mit, baß ihnen die Abhaltung von Miffionen verboten fei. 
— 14. In Wehlen an ber Mojel wirb eine Durch Nebemptoriften abgehaltene Miſſion 
buch den bortigen Bürgermeifter im Auftrag der königlichen Regierung zu Trier 

unterbrochen. 

— 24. 41 Geiftlihe der Stadt Trier, benen ſich fpäter Geiftliche auß bem Kreife 
Saarburg anſchließen, erlaſſen eine öffentlide Erklärung gegen die Derfügung, 
durch welche den Rebemptoriften die Abhaltung von Miffionen verboten worben if. 

— 77. Den Jeſuiten in Maria⸗Laach wird feelforgerlide Thätigkeit unterfagt, bie 
volftändige Auflöfung des Klofterd bis zum 1. Januar 1878 verfügt. 

Detober 24. Den Krankenſchweſtern in Neunkirchen wirb im Auftrage des könig⸗ 
lien Landrathdamtes durch ben Bürgermeifter verboten, Unterweifung in weib- 
lichen Handarbeiten zu ertheilen. 

November 14. Die Regierung zu Trier verbietet den Öffentlichen Beamten, namentlid 
ben Schulinipectoren und Lehrern, den Beitritt und bie Unterſtützung des „Mainzer 
Katholikenvereind” unter Androhung von Dißciplinarmaßregeln. 

— 18. Prozeß gegen die Geiftlicden, welche Die „Deffentlide Erklärung” unterzeichnet 
baden; am 22. Nov. wirb das freifprechende Urtheil verfündigt. Es wird Appel: 
lation eingelegt. 

— 24. Den Welſchnonnen in Trier wirb Die Leitung des Unterrichtes in ber ſtädtiſchen 
Mädchenſchule für den 1. April 1873 gekündigt. 

December 4. Den barmberzigen Schweftern zu Saarlouis, welche bie Elementar: 
Thulen für Mädchen Ieiteten, ift für den 1. April gekündigt. 

— 16. Die königliche Regierung zu Trier bat einzelne Lehrer, die fi im Jahre 1872 
an der Gründung ber fatholifden Saarzeitung mit Xctien betheiligt hatten, zum 
Außtritt aus ber Actiengefelichaft aufgefordert, unter Androhung von Disciplinar⸗ 
maßregeln. 

— 27. Der Leiſtenſchneider'ſchen Buchbruderei, welche bisher das Fatholiide Sonn: 
tag3blatt „Eucharius“ druckte, wird mitgetheilt, wenn fie das auch ferner thue, 
müffe fie auf die Kundſchaft der Regierung verzichten. 

— 81. Im höheren Auftrage verbietet ber Bürgermeifter ber Bororte Triers ben 
Rebemptoriften, in der Seeljorge in ben Pfarreien ber Bororte irgendwelche Thätig- 
feit auszuüben. 


1873. 


Januar 6. Die Regierung zu Trier ordnet an, daß die Geihäftsführer des Mainzer 
Katholitenvereind innerhalb 8 Tagen, nachdem bem Verein an einem Orte Mit: 
glieder gewonnen, die Statuten und bad Mitglieberverzeichnig einreichen follen. 

Februar 18. Bon der höheren Schulbehörbe find die Religiondlehrer der Gymnafien 
und Realſchulen aufgeforbert worden, den biſchöflichen Faftenhirtenbrief zuerfl dem 
Director der Anftalt vorzulegen, ehe er in der Kirche ben Schülern vorgelefen 
werde, 

März 5. Appellinftanz gegen bie Geiftliden ber Stabt Trier und bes Decanats 
Saarburg, gegen Eucharius und Trierer Zeitung wegen ber „Deffentl. Erklärung“; 
Urtheil am 18. März: jeder Angeflagte wird mit 45 Mark beftraft. 

— 11. Die königliche Regierung zu Trier entſcheidet, daß von ben Lehrerinnen bes 
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Klofter3 der Welſchnonnen in Trier zwei Schweflern am 1. Det. 1878, bie übrigen 
fechd am 1. April 1874 durch weltliche Lehrerinnen erfeht werden follen. 

März 15. Daß Amt eines katholiſchen Felbpropfie wirb aufgehoben. 

April 5. Art. 15 u. 18 der preußifchen Verfaffung werben abgeänbert. 

— 16. Die Föniglicde Regierung in Trier fordert durch bie Bürgermeifter alle Orts: 
vorfteher, Felbhüter, Nachtwächter und ſonſtige beamtete Berfonen auf, bei Bermeibung 
einer Ordnungsſtrafe von 2 Thlr., bis zum 15. April aus dem Mainzer Katho⸗ 
lifenverein auszutreten. 

Mai 11., 12., 13., 14. Erſte Reihe der Maigeſetze. 

— 20. Zur Ausführung des Jeſuitengeſezes vom 4. Juli 1872 veröffentlicht ber 
Bunbestath, welche Orden als den Sejuiten verwandte gelten unb alfo unter das 
Jeſuitengeſetz fallen follen. 

Juni 16 (am Papftfefte). Die Regierung zu Trier verlangt, daß das Verfammlungs- 
und Vereinigungsrecht gegenüber den Wallfahrten ftrenge gehandhabt werbe; fie 
erflärt, daß „bei Wallfahrten, an welchen fich Perſonen beiderlei Gefchlechteß be⸗ 
theiligen und welche eine längere Dauer beanfpruchen, fo baß ein Uebernacdten 
erforberli tt, erfabrungsmäßig leicht dem übermäßigen Genuffe von Spirituofen 
und der Unfittlichfett gefröhnt werde“; fie orbnet darum an, folden Wallfahrten 
in ber Regel bie Genehmigung von vorneherein zu verfagen. 

— 29. Eröffnung des Oberpräfidenten an den Biſchof von Trier, „daß man ba3 
theologifde Studium am biefigen Priefterjeminar nicht für geeignet erachte, das 
Univerfitätäftubium zu erjegen, und befhalb bie flaatliche Anerkennung dem biefigen 
Prieſterſeminare nicht ertheile”. 

Suli 6. Den Rebemptoriften in Trier wird die Ausübung jeder geiftlichen Thätigkeit 
unterfagt und befohlen, ihre Nieberlaffung bis zum 1. Aug. zu räumen; nad 
träglich wird bis zum 1. Det. Frift gegeben. 

— 7. Zwei Regterungscommiffare erſcheinen im bijchöflichen Sonvicte und im Priefter- 
jeminar. Es mirb gemäß ber Vereinbarung der preußtfchen Bifchöfe in beiden An⸗ 
falten bie Reviſion in fanttätlicder und fewerpolizeilicder Hinficht geftattet, bie 
Beimohnung der Vorlefungen im Priefterfeminar verweigert. 

— 15. Der Rector des geiftlicden Demeritenhaufeß zu St. Thomas wirb aufgeforbert, 
die Hausordnung ꝛc. bem Oberpräfidenten zur Genehmigung einzureihen; er lehnt 
dieß ab. 

September 1. Ebenbafelbft erjcheinen Bifitatoren, welche unter Androhung einer 
Geldſtrafe von 25 Thalern die Auslieferung der Perfonalacten und Statuten vers 
langen. 

— 2. Die Corrigenden werben aufgefordert, innerhalb 24 Stunden bie Anftalt zu 
verlaffen, widrigenfallß fie mit Gewalt ausgewieſen würben. 

November 1. Bisher find Sperrungen von maigeſetzwidrig angeftellten Pfarrern 
oder Kaplänen der Didcefe Trier theils eingetreten, theils eingeleitet in Hauftabt, 
Taben, Wabern, St. Laurentius zu Trier, Spiejen, Neunkirchen, Wiesbaum, Schönes 
berg, Seesbach, Oberweis, Wittlih, Bombogen, Eiſenſchmitt, Großfampen, Nieber: 
bettingen, Trets, Alten, Ueß, Ochtendung, Pol, Koblenz, Rübenach, Kärlich, Bern: 
taftel, Hunolftein, Namborn, Dillingen. 

— 5. Landrath Knebel erklärt die Uebertragung ber Kaplanftelle in Zell an ben 
Neugeweihten Herrn Kaas aus Trier feitend des Biſchofs für ungültig, weil fie 
ohne vorhergehende Anzeige an ben DOberpräfidenten erfolgt jet. 
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Rovember 11. Der maigefetwidrig ernannte Herr Paſtor von Oberweis wird aus 
dem Pfarrbaufe ausgewieſen. 

— 171. Der Rebacteur des Eucharius wird zu 45 Mark verurtheilt wegen Aufnahme 
bes Wahlaufrufeß der Centrumspartei. 

— 38. Berfügung der Regierung in Trier, wonach es völlig unzuläffig if, daß Lehrer 
in ber Eigenſchaft als Kilfter geſetzwidrig ernannte Gelftliche bei Vornahme von 
Amtshandlungen unterflügen, und „baß ein gefegmwidrig ernannter Geiſtlicher an 
Öffentlichen Schulen Religionsunterricht ertheile”. 

— 80. Abermaliger Verſuch einer Nevifion bes Priefterfeminars. 

December 1. Weitere Amtdiperrungen verfügt ober eingeleitet in Mayen, Neuns 
kirchen, Dümpelfeld, Dubmeiler, Ittersdorf, Schweich. 

— 3. Der hochw. Biſchof von Trier wird vom Zuchtpolizeigericht zu 8600 Thlr. ober 
3 Jahren Gefängniß verurtheilt wegen unbefugter Anftelungen 2. Wegen Amts⸗ 
thätigleit werben verurtHeilt die Herren Kapläne Stölben zu Bernkaſtel, Pohle zu 
Wittlich und Krämer zu Bombogen. 

— 5. Die Zmeigvereine des Mainzer Katholikenvereind in Leutesborf und Hönningen 
polizetlich gefchloffen. 

— 11. Pfr. Wehn in Niederberg 5 Thlr. Strafe; dem Stadtdehant Schue in Trier 
iſt die Rocalfchulinipection entzogen. Dem Pfarroicar In Friedrichsthal ift die Zah⸗ 
Iung des Staatszuſchuſſes von der Tönigliden Regierung in Trier vorenthalten 
morben. 

— 15. Der Biſchof von Trier wird abermals verurtheilt zu 6400 Thlr. ober 2 Jahren 
Gefängniß. Ferner werben verurtheilt wegen Amtöhandlungen bie Herren: Kpl. 
Alt in Prüm, Kpl. Heinen in Neunkirchen, Pfr. Jung in Pronsfeld, Pfr. Kiefer 
in Wiesbaum, Pfr. Glees in Wamwern, Pfr. Fellenz in Hauftadt, Pfr. Krämer In 
Dbermweis, Pfr. Maringer in Nieberbettingen. 

— 17. Gelperrt: Kpl. Kerpen in Dieblid und Frühmeſſer Weyrauch in Pfalzel. 
Pfr. Prinz zu Ehrang zu 1 Monat Feſtung auf Grund des SKanzelparagrapben 
verurtbeilt. Dem Pfr. Limburg zu Schwarzenholz iſt die Localfchulinfpection ent: 
zogen. 

— 22. Der hochw. Herr Biſchof von Trier wegen Anftellungen zu 400 Thlr., eventuell 
8 Monaten Gefängniß verurtbeilt. 

— 23. Verurtheilt wegen Amtshandlungen die Herren: Pfr. Kiedgen zu Wollmerath, 
Kpl. Zimmermann zu Mühlheim, Kpl. Hanfen zu Kochem, Kpl. Heit zu Koblenz, 
Frühmeſſer Weyrauch zu Pfalzel, Pfr. Pies zu Eiſenſchmitt, Pfr Föhr zu Taben, 
Kpi. Thielen zu Schweih, Kpl. Schneiders zu Trier; gefperrt die Herren Schmitt 
zu St. Katharinen und Anheier zu Neumagen. 

— 29. Das Priefterfeminar in Trier wird gefchloffen, biß der Biſchof und der 
Seminarregend fih den Maigefegen unterwerfen. Weber den Herrn Bifchof tft die 
Temporalieniperre verhängt. Die Regierung zu Trier bat angeordnet, daß der 
BVorbereitungsunterricht für die Erftcommunicanten „nicht während des ordnungs⸗ 
mäßigen Schulunterrichteß geſchehen barf“. 

Im Jahre 1873 find folgende politiſche Verfammlungen aufgelöst worden: 
a) im Regierungäbezitt Koblenz: am 20. März in Ringen, 18. Mai in Walb- 
breitbach, 6. Juli in Großmaiſcheid und in Andernach, 13. Juli in Polch (zweimal), 

21. Sept. in Mayen, 28. Sept. in Vallendar, 26. Oct. in Neuendorf; 


b) im Regierungdbezirt Trier: am 25. März in Trier, 11. Mat in Hilles⸗ 
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beim, 21. Sept. in Trier (zweimal), 28. Sept. in Rildingen, 5. Oct. in Gerolftein 
(dreimal), 7. Oct. in Trier, 18. Oct. in Prüm, 22. Oct. in Prüm, 32. Od. in Trier 
(zweimal). Cine am 5. Oct. 1873 an bie Regierung zu Xrier gerichtete Beſchwerde 
hiergegen blieb unbeantwortet. Am 13. Sept. 1874 Beſchwerde an ben Oberpräfibenten ; 
bie Regierung zu Trier antwortet, bie Beamten felen mit allgemeiner fachgemäßer 
Snftruction verfehen. 

1874. 


Januar 2. An zwei Säle bes Priefterfentinars zu Trier werben Siegel angelegt; ben 
Zöglingen wird eröffnet, daß fie bis zum 12. Januar bas Seminar zu verlafien, 
hätten, widrigenfallß fie gemwaltfam entfernt würden. 

— 5. 10 Geiftlihe wegen „gefeßmwibriger” Amtshanblungen beſtraft. Hochw. Biſchof 
wurde meiter aufgeforbert, binnen 8 Tagen 8608 Thlr. 17 Sgr. 9 Pig. zu zahlen, 
widrigenfallß die geſetzlichen Zwangsmittel eintreten würben. 

— 12. Verurtheilt Pfr. Maringer zu Nieberbettingen, Pfr. Fellenz zu Hauftabt, Kpl. 
Heinen in Neunkirchen. , 

— 15. Den Profefioren be8 Seminars wird bie Ertheilung von Unterriät an Semi: 
nariften im Seminar bei Vermeidung von 15 Thlr. Strafe, eventucl 5 Tage Ge 
fängniß, für jeden Contraventionsfall verboten. Dem Herrn Pfr. Göden in Tawern 
wird die Localſchulaufſicht entzogen. 

— 20. Dem Pfr. Elaffen zu St. Laurentius wird die Localfhulinipection und bag 
Gehalt als Seeljorger an der Trierer Strafanftalt entzogen. 

— 21. Der hochw. Herr Biſchof in Trier wird gepfänbet. 

— 26. Rebacteur ber Mofelzeitung zu 14 Tagen Gefängniß verurtheilt. 

— 27. Eucharius wegen Beröffentlihung des Wahlaufrufes der Centrumspartei zu 
30 Thlr., Redacteur der Mofelzeitung wegen bed Artifeld „Cine Stimme aus 
Defterreih” zu 2 Monaten Feſtungshaft verurtbeilt. 

— 29. Kpl. Alt zu Prüm, Kpl. Schneiders zu Trier, Pfr. Jung zu Pronzfeld, Pfr. 
Pies zu Eifenfchmitt, Pfr. Hermes zu Gufenburg verurtheilt. 

Februar 1. Dem Kpl. Bleſius von Gerolftein wird der Religionsunterricht entzogen. 

— 8. Pfr. Fellenz zu Hauftabt zu 100 Thlr. Strafe verurtheilt. 

— 6. Pfr. Lehnen von St. Gervafiuß in Trier und Dedant Reif zu Merzig ala 
Schulinſpectoren abgeſetzt. DVerfteigerung ber Möbel, welche dem hochwürbigften 
Herrn Biihof von Trier gepfändet worden. Mofelzeitung zu 100 Thlr. eventuell 
2 Monaten Gefängniß verurtheilt wegen eines Artifel3 „Staat und Kirche”. Kpl. 
Imandt zu Dillingen zu 200 Thlr. eventuell 6 Wochen Gefängniß verurteilt. 

— 9. Kpl. Pohle zu Wittlich, Kpl. Krämer zu Bombogen, Pfr. Fellenz zu Hauftabt, 
Pfr. Maringer von Nieberbettingen polizeilih in's Gefängniß gebradt. 

— 12. und 14. Abermalige Pfändung bed Biſchofs von Trier. Kpl. Stölben zu Bern: 
Taftel polizeilih in’3 Gefängniß abgeführt. 

— 18. Verurtheilt Kpl. Schmig zu Andernach, Kpl. Volt zu Bold, Kpl. Zimmer: 
mann zu Mühlheim, Kpl. Reis zu Rübenach, Kpl. Schaaf zu Ochtendung, Kpl. 
Hanfen zu Kochem, Pfr. Kaes zu Ueß. 4 

— 19. Kpl. Weyrauch zu Pfalzel, Kpl. Schneiber8 von St. Laurentius zu Trier were 
ben in's Gefängniß abgeführt. Der Privatgeiftliche Arenth in Trier (an St. Joſeph) 
wird geipertt. 

— 20. Im Auftrage bed Negierungspräfidenten v. Wolff theilt ber Oberbürgermeifter 
be Nys, ber in Begleitung von Polizeibeamten im bifchöflichen Priefterfeminar zu 
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Trier erichten, dem Regend bie Verfügung des Eultusminifterd mit, daß bie Nuk- 
nießung ber dem Seminar von Napoleon I. zugewieſenen Güter ber Anftalt für bie 
Dauer der Schließung entzogen, daß alle Gebäulichkeiten unb alle anderen Ber: 
mögensbeftanbtheile mit Beichlag belegt feien, und daß innerhalb 14 Tagen ſämmt⸗ 
liche Bewohner das Haus zu verlafjen hätten. Abermalige Pfändung im Haufe des 
hochwürdigſten Herrn Biſchofs zu Trier; es iſt nicht vorhanden. - 

Februar 23. Verurtheilt Kpl. A. Krämer zu Bombogen, Kpl. Heinen zu Neunkirchen, 
Kpl. Pohle zu Wittlich, Kpl. Stölben zu Bernkaſtel, Kpl. Schmitz zu Cues, Geiftlicher 
J. Krämer zu Oberweis, Pfr. Conzemius zu Großkampen, Pfr. Gleed zu Wawern, 
Pfr. Drees zu Hupperath. Viele Priefter werben in's Gefängniß geführt. 

März 3 Kpl. Büſch in Treis und Kpl. Hanfen In Kochem werden in’s Gefängniß 
abgeführt. 

— 4. Dem hochwürdigſten Herrn Biſchof geht die Weiſung zu, feine Haft anzutreten. 

— 6. Der hochwürdigſte Herr Bifhofvon Trier wird in's Gefängniß 
abgeführt. 

— 9. Die Profefforen des Seminars werben polizeilich aus bemfelben entfernt. 

— 13. Kpl. Stölben zu Bernfaftel zum zweiten Male gepfänbet (refultatlos), auf: 
gefordert, bie Gefängnißftrafe (1 Monat) bis zum 16. anzutreten, und abermalß ein 
Urtheil zu 100 Thlr. oder 2 Monat Gefängniß ihm zugeftellt. 

— 14. Verurtheilt Pfr. Dreed zu Hupperatb, Kpl. Alt zu Prüm, Kpl. Büſch zu Treis, 
Kpl. Zimmermann zu Mühlheim, Kpl. Reis zu Rübenach, Kpl. Schmit zu An⸗ 
dernad, Kpl. Kaas zu Zell, Kpl. Lunkenheimer zu Mayen, Kpl. Kerpen zu Dieblich, 
Pfr. Pies zu Eifenihmitt, Pfr. Jung zu Prondfeld, Pfr. Fellenz zu Hauflabt, Pfr. 
Müller zu Schöneberg, Pfr. Ehſes zu Alten, Pfr. Stiff zu Dümpelfelb. 

— 14. Kpl. Pohle zu Wittlich, Kpl. Krämer zu Bombogen, Pfr. Pied zu Eiſenſchmitt, 
Pfr. Föhr zu Taben werben in's Gejängniß geführt. 

— 15. Pfr. Kiedgen zu Wollmerath, Pfr. Krämer zu Oberweis werben in's Gefängniß 
nad Koblenz geführt. 

— 17. Dem Kpl. Eſſelen von Neuerburg wird der Religiondunterricht entzogen. 

— 18. Ueber 50 Priefter find in Trier und Koblenz in Haft. 

April ı. Dem Biihof von Trier warb das heute fällige Gehalt von 2000 Thlr. 
von der Regierung nicht ausbezahlt. 

— 10. Berurtheilt Kpl. Schneiders zu St. Laurentiuß (Trier), Kpl. Anheier zu Neu⸗ 
magen, Kpl. Thielen zu Schweih, Pfr. Eonzemiuß zu Großfampen, Pfr. Kiefer zu 
Wiesbaum. 

— 15. Verurtheilt Kpl. Imandt zu Dillingen, Kpl. Schmitt zu Dubmeiler, Kpl. 
Boewer zu Wiesbach, Kpl. Goergen zu Neunfirdden, Kpl. Schieben zu Spiefen, ‘Pfr. 
Gondorf zu Ittersdorf, Pfr. Kauz zu Bliesransbach, Pfr. Isbert zu Namborn. 

— 16. Berurtheilt Kpl. Schmitt zu Dudweiler, Pfr. Isbert zu Namborn. 

— 17. Kpl. Kaas zu Zell in's Gefängniß geführt. 


Mai 1. Verurtheilt Kpl. Alt zu Prüm, Pfr. Pies zu Eiſenſchmitt, Pfr. Jung zu 
Pronsfeld. 

— 2. Verurtheilt Pfr. Klärſch zu Niederehe. 

— 4. Das Reichsgeſetz über Ausweifung der maigeſetzwidrig amtirenden Geiſtlichen 
wird erlaſſen. Kpl. Schneiders von St. Laurentius in Trier, Kpl. Thielen zu 
Schweich, Kpl. Krämer zu Bombogen und Kpl. Pohle zu Wittlich werben in's Ge⸗ 
fängniß geführt. Verurtheilt Pfr. Thome von Hunolfiein. 
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Mat 9. Berurtheilt Kpl. Schmitt zu Dudweiler. 

— 11. Kpl. Goergen zu Neunkirchen wird in's Gefängniß geführt. 

— 13. Kpl. Schieben zu Spiefen in's Gefängniß geführt. Verurtheilt Kpl. Kirſch zu 
Vallendar. 

— 16. Berurtheilt Pfr. Glees zu Wamwern, Pfr. Fellenz zu Hauftabt. 

— 18. VBerurtheilt Pfr. Föhr zu Taben. 

— 20. und 21. Die zweite Reihe der Maigefebe wirb erlaflen. 

— 30. Bom Zuchtpolizeigerichte find fünf Geſchäftsführer bed Mainzer Katholikenver⸗ 
eins verurtheilt worden zu 25, 10, 10, 5 und 15 Thlr., Schließung bed Bereins an 
den betreffenden Orten verfügt. Verurtheilt Kpl. Stölben zu Bernlaflel, Pfr. Ma: 
ringer zu Nieberbettingen. 

— 31. Das Gefeß gegen die geiftlichen Orden und Eongregationen wirb erlafien. 


Juni 1. Pfr. Kießgen zu Wollmeratb und 

— 3. Kpl. Zimmermann zu Mühlheim in’3 Gefängniß geführt. 

— 4. Eine Berfammlung wird aufgelöst, weil der Abgeordnete Majunke gefagt Hatte, 
ber Reichskanzler ſei ein einfacher fterblicher Menſch. 

— 18. Abgeorbneter Patheiger wurde als Leiter bes in Trier beftehenden Zweigver⸗ 
eind des Mainzer Katholifenvereins zu 25 Thlr. verurtheilt und die Schließung bes 
Zweigvereins in Trier ausgeſprochen. 

— 22. Pfr. Krämer von Dberweis aus dem Regierungsbezirk Trier ausgewieſen. 

— 24. Kpl. Pohle in Wittlich) erhält Anmahnung, 108 Thlr. 26 Sgr. 4 Pig. zu 
zahlen, ober die entſprechende Gefängnißſtrafe anzutreten. 

— 25. Weil er biefem Befehle nicht nachkam, wirb er verhaftet. 

— 236. Pfr. Glees zu Wamwern, Pfr. Föhr von Taben- werden audgemieien. 

— 80. 8 Gefchäftsführer des Mainzer SKatholifenvereind wurden am 80. Juni zu 
1 Woche Gefängniß, eventuell 10 Thlr. Geldbuße verurtheilt und die Schließung 
bes Vereind an den betreffenden Orten befoblen. 

— 80. Berurtheilt Pfr. Ehſes zu Alten, Pfr. Stiff zu Dümpelfeld, Pfr. Zender zu 
Gelsdorf. 

Juli 1. Daß heute fällige Gehalt wurde dem Biſchofe von Trier abermals mit Be: 
ſchlag belegt. 

— 2. Pfr. Glees, der dem Ausweiſungsbefehl nicht nachkam, wirb verhaftet, um mit 
ber Polizei über bie Grenze gebracht zu werben (flirbt in ber Verbannung ben 
22. September 1875). 

— 2. 18 Perfonen aus Berntaftel, die ben gefperrten Kpl. Stölben bei feiner Rückkehr 
auß dem Gefängniß abholten, wurden zu mehr ober minder großen Gelb- reſp. Ge⸗ 
fängnißftrafen verurtbeilt. 

— 8. 11 Mädchen aus Schweich, welche den gefperrten Kpl. Thielen bei feiner Rück⸗ 
fehr aus dem Gefängniffe empfingen, werben zu 8 refp. 8 Tagen Gefängniß, jebe 
zu 8 Thlr. Gelbbuße zc. verurtheilt. 

— 4. Vom Zuchtpolizeigericht in Saarbrüden Freiherr von Los zu 100 Thlr, eventuell 
8 Wochen Gefängniß verurtheilt. 

— 16. An die Bewohner Wittlichs iſt vom Landrath das Anſinnen geſtellt worden, 
die Stelle des maigeſetzwidrig angeſtellten Kpl. Pohle durch Wahl wieder zu beſetzen; 
ebenſo der Pfarrgemeinde Namborn; iſt in beiden Fällen vergeblich. Verurtheilt 
Pfr. Isbert zu Namborn. Neopresbyter Leuſch zu Kinheim (Hausgeiſtlicher) aus 
den Kreiſen Wittlich und Bernkaſtel ausgewieſen. 


+ 
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Juli 25. Die Pfarrei von Eifenf mitt wirb zur Wahl eines Pfarrerd aufgeforbert; ift 


vergeblich. 


— 26. Kpl. Schneider von St. Laurentius in Trier abermald polizeilich in's Ge: 


fängniß geführt. Verurtheilt Pfr. Yellenz zu Hauftabt; verwielen aus dem Regie⸗ 
rungsbezirk Trier Pfr. Conzemius von Großkampen, Pfr. Maringer zu Niederbet⸗ 
tingen, Kpl. Weyrauch zu Pfalzel. 


Auguft 1. Mehrere Verfügungen gegen ben Mainzer Katholitenverein und ben Ge: 


fellenverein. 


— — Zu Schöneberg und Namborn wird das Pfarrvermögen nebft Pfarrwohnung 


in Beſchlag genommen; Pfr. Kauz zu Bliesransbach wird gefangen nach Trier ge: 
bracht; diefer Gemeinde ſodann Befugniß der Wiederbeſetzung der „vacanten” Pfarrei 
ertbeilt, aber vergeblich. 

— Kpl. zu Dudmeiler, Kpl. zu Neunfichen, Pfr. zu Ittersdorf werben noch ver: 


“ wiefen werben nad Abbüßung ihrer Strafen. 


— Die Pfarrei Taben wird zur Wahl eines Pfarrer aufgefordert — vergeblid. 
Der in Oberweis beſtehende Zweigverein des Mainzer Statholifenvereins auf: 
gelöst. 

8. Das Vermögen ber Pfarrftellen zu Oberweis, Alticheib und Wolfsfeld wirb mit 
Beichlag belegt. 

7. Beſchlagnahme bed Vermögens ber Pfarrei Bachten. ‘ 

10. Berurtheilt Pfr. Kiefer zu Wiesbaum; die Kpl. Schmidt, Ci, Weyrauch und 
der Pfr. Kauz werden auögewiefen und polizeili über bie Grenze gebracht; Kpl. 
Anheier zu Neumagen erhielt einen Ausweiſungsbefehl. 

11. Pfr. Föhr zu Taben wird polizeilich in's Gefängnis nah Saarburg gebradht. 
— Bu Eorbel wird nit nur das Vermögen der Pfarrftelle, fondern auch das ber 
bafigen Kirchenfabrik in Befchlag genommen. " 

13. Kpl. Stölben zu Bernkaſtel verhaftet und nad Wittlich abgeführt; Kpl. Schmit 
zu Cues nad Bernkaſtel in's Gefängniß, um nad 4 Wochen Haft über bie Grenze 
befördert zu werben; Beichlagnahme bed Vermögens ber Pfarrftelle nebft Pfarrhaus 
zu Wolfsfeld. Ernennung bes Bürgermeifterd Weis zum Verwalter bes Vermögens; 
biefer ift auch beauftragt, bis auf Weiteres fich der Verwaltung der Stiftungs- 
gelber und der Fruchtlieferung für die geftifteten Wochenmeſſen zu unterziehen. 

14. Das Vermögen ber vacanten Pfarrftelen zu Großkampen, Irrhauſen, Nieder: 
lauch, Pronzfeld, Rommersheim, Wallersheim, Ueß (einfchlieplich ber Pfarrhäufer), 
ber Kaplanftelle in Prüm, mit Beichlag belegt. 

— Die wirflihen ober vermeintlichen Vorfteher der Trierifchen katholiſchen Vereine 
und zwar ber VBincenzvereine, bed Borromäusvereind, des dritten Ordens bes HI. Franz, 
bes Vereins ber heiligen Familie, des Joſephsvereins, des Taufmännifchen Vereins 
Harmonia, des Vereins der heiligen Kindheit, bes Elifabethenvereins, des Tatholifchen 
Bürgervereind müffen Statuten und Mitglieberverzeichnig einreichen. 

15. Baftor Kiefer zu Wiesbaum aus Regierungsbezirk Trier (mit Ausnahme bes 
Kreiſes Merzig) verwieſen; Kpl. Imandt zu Dillingen ausgewieſen. 

17. Privatgeiftlicher Leufch zu Kinheim wirb verhaftet, als er im Begriffe war, 
einem Sterbenden bie heiligen Sacramente zu bringen; Beſchlagnahme bes Vermö⸗ 
gens der Pfarrftellen in Kinheim, Manderſcheid, Eiſenſchmitt, der Kaplanftellen in 
Bombogen und Wittlih, Merzig und ber Pfarrfielle Hauftadt; in Sayn, Benborf, 
Engerd wurde der Mainzer Katholitenverein geſchloſſen. 
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Auguft 20. Das Vermögen ber Pfarreien Nieberbeitingen und Wiesbaum wird ın 
Beſchlag genommen. 

21. Berurtbeilt Kpl. Boewer zu Wiesbach. 

— 25. Das Vermögen der Pfarritelle in Uederſsdorf wirb mit Beſchlag belegt. 

— 25. Kpl. Boewer zu Wiesbach wirb in's Gefängnik abgeführt. 

— 26. Pfr. Thome zu Hunolftein wirb polizeilich über bie Grenze gebradit. 

— 28. Die katholiſchen Schulen in Trarbach, Traben und Hahn finb aufgehoben unb 
mit ben beftehenben mehrflaffigen, enangeltichen Communalſchulen vereinigt worben. 
29. Kpl. Eberhard und 7 Einwohner zu Bernlaftel, welche wegen feierliden Em⸗ 
pfangs ihres Herrn Kpl. Stölben zu 1 Monat refp. 8 Tagen Gefängniß verurtheilt 
waren, werben mit ihrer Appellation abgewieſen. 

— 29. Pfr. Kaed zu Ueß wird polizeilich über bie Grenze gebracht. 


September 7. Pfr. Conzemius zu Großlampen und Kpl. Thielen zu Schweich 
merben polizeilich über bie Grenze gebradt. Die Küferzunft in Trier muß bie 
Statuten einreichen. 

— 8. Berurtheilt Kpl. Büſch zu Treis, Pfr. Kaes zu Ueß, Pfr. Ehſes zu Allen vom 
Zuchtpolizeigericht in Koblenz. 

— 10. Kpl. Hanfen zu Cochem wirb zur Abbüßung von 6 Wochen in's Gefängniß 
nah Koblenz abgeführt. 

— 11. Kpl. Schmik aus Cues und Kpl. Anheier zu Neumagen werben polizellih auß 

u dem Regierungsbezirk Trier transportirt. Das Vermögen der Pfarrei Bließrand- 
bad wirb mit Beſchlag belegt, ebenio das geſammte Kirchenvermögen. 

— 14. Pfr. Hormifh zu Bettingen wird zu 3 Monaten Gefängniß verurtbeilt. 

— 17. Kpl. Kirſch zu Vallendar wirb polizetlich in's Gefängniß nach Koblenz geführt. 
Dem Pfr. Schnorfell zu Rübenach tft die Localfchulinipection entzogen. 

— 16. Zu Neuwied wurde H. Barth. Müller zu 5 Thlr. oder 3 Tagen Gefängniß 
verurtheilt wegen Uebermittelung der Beiträge ber Mitglieder des Mainzer Katho⸗ 
likenvereins nah Mainz, und zu 25 Thlr. refp. 14 Tagen Gefängnig wegen Ueber: 
tretung des F 8b des Vereinsgeſetzes. 

— 18. Verurtheilt Kpl. Boewer zu Wiesbach. 

— 25. Dem Herrn Dechanten Yung in Beulich wird bie Kreisſchulinſpection ab⸗ 
genommen. 

— 24. Eine Frau von Kinheim wird zu 10 Thlr. und in die Koſten verurtheilt wegen 
Beherbergung des ausgewieſenen Privatgeiſtlichen Leuſch. 


October 1. Das heute fällige Gehalt des Biſchofs von Trier wird mit Beſchlag 
belegt. 

— 4. Im Regierungsbezirk Koblenz ſind die Localſchulinſpectionen faſt alle aufgehoben 
und Kreisſchulinſpectionen eingeführt. 

— 5. Kpl. Zimmermann von Mülheim wird polizeilich über bie Grenze des Regie- 
rungsbezirks Koblenz gebracht. 

— 7. Pfr. Kaes zu Ueß zum zweiten Male polizetlih transportirt. 

— 9. Verleger bes „Eucharius“ zu 100 Thlr. eventuell 8 Monaten Gefängniß ver: 
urtheilt wegen Artifeld in Nr. 32: „Wer bat angefangen und was wollen fie?” 
— 13. Obgleich das Zuchtpolizeigericht und die Appellinftanz entichieben haben, daß 
ber Herr Biſchof von Trier ſofort in Freiheit zu fegen fe, muß er im Ge⸗ 
fängniß verbleiben, da der Herr Oberprocurator Kewenig Caſſationsrecurs er⸗ 

griffen bat. 
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Detober 15. Verurtheilt Pfr. Pies zu Eiſenſchmitt. 


15. Kpl. Schneiders von St. Laurentius wirb aus dem Regierungsbezirk Trier 
verwiefen. Verurtheilt Pfr. Stiff zu Dümpelfelb. 

19. Der Kaplan zu Dieblih wird aus bem Gefängniß zu Koblenz über bie Grenze 
bed Regierungäbezirt® transportirt. 

20. Berurtheilt Pfr. Kiesgen zu Wollmerath. 

22. Kpl. Schneiter von St. Laurentiuß wird polizeilic über die Grenze des 
Regierungsbezirks Trier transportirt. 

23. Verurtheilt Pfr. von Freyhold zu Kempenich. 

24. Das Bermögen ber Frühmefferftelle zu Liefer mit Beſchlag belegt. 

24. Berurtheilt Pfr. Wehn zu Niederberg. 

27. Berurtheilt Pfr. Föhr zu Taben. 

29. Kpl. Het zu Koblenz und Kpl. Kirſch zu Vallendar werden aus den Regie⸗ 
rung8bezirten Koblenz, Trier und Wiesbaden außgewiefen. - 

80. 3 Geichäftsführer des Mainzer Katholifenvereind zu Gelbftrafen von je 5 Thlr. 
verurtheilt, und Schließung der betreffenden Vereine verhängt. 


November 1. Der Kpl. Schneiders wird in der St. Laurentiußficche in Trier 


verhaftet. 

2. Pfr. Föhr zu Taben wird polizeili aus bem Regierungsbezir? Trier transportirt. 
3. Die Slementarlehrer Trier müflen aus dem katholiſchen Bürgervereine aus⸗ 
treten. 

3. Das Bermögen der Pfarrftelle zu Mebring wird mit Befchlag belegt. 

1. Kpl. Zimmermann von Mülheim wird, auf dem Wege nach feiner Kaplanei, in 
Polch verhaftet und polizeilid am 8. November nah Koblenz, von da über Ballen: 
bar, Dierborf und Altenkirchen nad Au (Grenze ber Regierungsbezirte Koblenz und 
Köln) geführt. 

10. Durch Verfügung ber Löniglihen Regierung in Trier wird die Zulaffung von 
Deputationen zum Befuche des gefangenen Biſchofs beſchränkt. 

10. 12 Geſchäftsführer des Mainzer Katholifenvereind wurden zu je 8 Thlr. event. 
1 Tag Gefängniß veruttheilt. 

11. Bon dem Affifenhof in Saarbrüden wird über 21 Angeflagte verhandelt, 
welche, als Pfr. Isbert von Namborn nah St. Wendel am 6. Juli 1874 poltzeilich 
geführt wurde, Aufruhr u. dergl. veranlaßt ꝛc. haben follen; der genannte Pfarrer 
und 14 Angefchuldigte wurden freigefprochen, 4 berjelben wurden zu 8 Jahren, 1 zu 
18 Monaten und 1 zu 6 Monaten verurtbeilt. 

12. An dem katholiſchen Gymnafium in Trier wurde der Beſuch ber heiligen Meſſe 
durch die katholiſchen Schüler, außer ben Sonn und Feiertagen, auf 2 Wochentage 
beichränft, der Sonntags-Nacdhmittags-Gottesbienft mit Ausnahme der Communion⸗ 
tage gänzlich aufgehoben. Der Empfang ber Heiligen Sacramente iſt auf alle 


8 Wochen feftgefebt, jeboch fol eine Eontrole darüber nicht mehr ftattfinden. 


12. Dem Herrn Dechant Jung, Pfr. zu Beulih, wird die Localſchulinſpection 
entzogen. j 

14. Pfr. Maringer von Nieberbettingen wird über die Grenze gebracht. 

15. Pfr. Fellenz aus dem Regierungsbezirk Trier polizeilich transportirt. 

16. Verurtheilt Kpl. Schneibers zu St. Laurentiuß (Trier). 

16. Kpl. Krämer in Bombogen wird aus dem Regierungsbezirk polizeilich 
transportirt. 

Culturtampf⸗Acten. 27 


— 48 — 


November 17. Berurtbeilt Pfr. Hormiſch zu Bettingen. 

— 19. Der katholiſche Bürgerverein in Trier wird als ein „‚politiſcher“ Verein erflärt. 

— 21. Der gefperrte und aus bem Regierungdbezirt Trier ausgewiejene Pfr. Kaup 
von Bliesransbach wird in Bliesmengen (bayeriſche Pfalz) auf Requiſition ber 
preußifchen Behörden verhaftet und polizeilich nad Saarbrücken eingeltefert. 

— 22. Kpl. Zimmermann zu Mülheim wirb nad ber Andacht verhaftet und poli⸗ 
zeilih nah Mehlem geführt. 

— 23. Kpl.Stölben zu Bernkaſtel wieder verhaftet und in’3 Gefängntg nach Trier abgeführt. 

— 26. Der Tönigl. Oberprocurator erläßt einen Stedbrief gegen 12 Geiſtliche, beren 
Aufenthalt unbelannt ift. 

— 26. Pfr. Roderih in Peterswald wird ala Localichulinipector abgefeht. 

— 28. Kpl. Heit zu Koblenz wird gefangen in's Arreſthaus geführt. 

— 28. Berurtheilt Kpl. Kirſch zu Vallendar. 

— 29. Der Genannte wird polizeilich aus dem Regierungsbezirk transporfirt. 

— 80. Kpl. Hanlen zu Kochem wird polizeilich über die Grenze transportirt. 

— 30. Berurtheilt Privatgeiftlicder Thielen zu, Mettendorf. 

— 30. Kpl. Unheier in Neumagen von Neuem verhaftet. 


December 3. 5 Perfonen aus Wittlih, welche bei ber vermeintlichen Rückkehr des 
Kpl. Pohle am 23. October fih an einem „Volksauflauf“ betheiligt hatten, wurben 
zu 1 Woche Gefängniß verurtheilt; biejelben hatten bereits 6 Wochen in Unter: 
ſuchungshaft geſeſſen. 

— 4. Verurtheilt Kpl. Pohle zu Wittlich, Kpl. Stölben zu Bernkaſtel. 

— 6. Paſtor Stiff von Dümpelfeld wird verhaftet. 

— 7. Verurtheilt Kpl. Schreiber zu Boppard. 

— 9. Den Profeſſoren des Seminars geht unter Androhung einer Strafe von 
100 Thlr. ev. 4 Wochen Gefängniß für jeden Uebertretungsfall das Verbot zu, den 
Theologen Unterricht zu ertheilen. 

— 13. Paſtor Kaes von Ueß wird verhaftet und megtransportirt. 

— 14. Berurtheilt Privatgeiftlicder Thielen zu Mettenborf. 

— 16. „Sn fernerer Durchführung der Schliekung des Seminars“ tft Hausſuchung 
in der Bibltothef des Seminars zur Auffindung von Mctenftücden, auf melde bie 
Regierung, im Zuſammenhange mit ihrer Anſchauung, als jeien bie Seminargebäube 
u. |. w. zum Theil Staatseigenthbum, einen Aniprud zu baben behauptet. Die 
geſuchten Actenftüde finden ſich nicht vor. 

— 17. Der Hülfsgeiftlide Weyrauch zu Pfalzel wird gefänglich eingezogen. 
Verurtheilt Pfr. Claſſen zu St. Laurentiu (Trier). 

— 19. Verurtheilt Hülfögeiftlider Weyraud zu Pfalzel. 

— 24. Pfr. Müller zu Schöneberg, Kpl. Yunfenheimer zu Mayen, Kpl. Kaas zu 
Zell werben aus ben betreffenden Kreiſen, und Kpl. Schneiders von St. Laurentius 
wird aus dem ganzen Deutfchen Reiche ausgewieſen. 

— 28. Pfr. Kaes von Ueß wird polizeilih in’8 Gefängniß geführt. 

— 29. Pfr. Kautz zu Bliesransbah wird aus Deutfchland verwiejen und polizeilich 
nah Luremburg gebracht. 

1875. 


Januar 2. Verurtheilt der Geiftliche Thielen zu Mettendorf. 
— 7. Die Geifllihen Degen und Yung werden aus ben betreffenden Kreifen auß: 
gewielen. Pfr. Hörſch zu Daun wird als Localfchulinfpector abgefekt. 


1} 
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Januar 7. Die bibliſche Geſchichte von Schumacher wird von der Regierung in 
Trier als „allgemein unzweckmäßig“ in den Schulen verboten. 

— 8. Der Bicar Weyraud. zu Pfalzel wirb zum zmeiten ‘Male polizeilih nad Kirn 
gebracht mit ber Androhung, bei Rückkehr werde er aus bem deutſchen Bundes: 
gebiete ausgewieſen. 

— 11. Hülfsgeifllider Wirz wird gefänglich in Trier eingebradit. 

— 14. Pfr. Dorbad in Bernfaftel wird feiner Aemter als Beringd: und Localſchul⸗ 
infpector enthoben. 

— 15. Dem Pfr. Elaffen zu St. Laurentius wird wieber ein Theil bes Gebaltes 
geiperrt, im Ganzen jest jchon 480 Thlr. 

— 19. Berurtheilt Pfr. Görgen zu Stromberg. Pfr. Wehn zu Nieberberg polizeilich 
aus dem Negierungäbezirt Koblenz gebracht. 

— 20. Berurtheilt Profeffor Schü zu Trier wegen Nichtanmeldung ber Mitglieder 
bes „politifchen” Bürgervereind. Der Kpl. Schaaf zu Ochtendung wirb verhaftet 
und in's Gefängniß nad Koblenz abgeführt. 

— 25. Kpl. Kaas wird in Zell verhaftet und nach Birkenfeld über bie Grenze ge 
bracht. Berurtbeilt Pfr. Maringer zu Niederbeitingen. 

— 28. Die Geiftlihden Reiß zu Rübenah und Volk zu Polch werben ber preußiichen 
Staatsangehörigkeit für verluftig erflärt und aus bem Bundesgebiet ausgewieſen. 
Verurtheilt Vicar Arnd zu Bafjenheim, Privatgeiftlider Schumader zu Mayen. 
Ein junger, neugeweihter Priefter ohne Anftelung, weder geiperrt, noch ausgewieſen, 
wird, ald er Seminariften auf der Straße begrüßte, verhaftet. 

Februar 4. Pfr. Kiesgen zu Wollmerath in Saarburg verhaftet und polizeilih in 
das Gefängniß nad Trier zu 7monatlicher Haft gebracht. 

— 6. Verurtheilt Privatgeiftlicher Arenth zu St. Joſeph in Trier. — Das Reichs- 
gejeß über bie Eivilehe wird erlaffen. 

— 11. Bolizelfecretär Lambert ift zum Vermögensverwalter der „vakanten“ Kaplan: 
ftelle von St. Laurentius in Trier ernannt worden — aus ben Privatgeldern bed 
Kirchenrendanten Laub wurden 50 Thlr. entnommen, weil die Kirchenkaſſe leer war. 

— 18. Geiſtlicher Arenth wird aus dem Regterungdbezirt Trier ausgewieſen; follte 
polizeilih abgeführt werden, wird aber einjtmwellen zur Abbüßung 14tägiger Ge: 
fängnißftrafe verhaftet. Verurtheilt Pfr. Dorbach zu Bernfaftel. 

— 16. Verhandlungen vor den Aiftfen in Saarbrüden wegen ber Affäre in der St. 
Laurentiuskirche zu Trier; 4 Bürger freigeſprochen; 2 Angellagte werben wegen 
einfachen Widerſtandes zu je 1 Jahr Gefängnig verurtbeilt. 

— 20. Pfr. Isbert zu Namborn, welcher, zu 2 Jahren und 7 Monaten Gefängniß 
verurtbeilt, im Arreftlocale in Saarbrüden ſich in Haft befindet, bittet um bie Ber: 
günftigung, fih die Koft felber zu ftellen; fein Geſuch wird abjchlägig beſchieden, 
obſchon Selbftbeföftigung ber Gefingenen zuläifig ift, was baraus hervorgeht, daß 
gleichzeitig einem in bemfelben Gefängniffe figenben Juden, welcher wegen betrü⸗ 
geriſchen Banterottd zu 6 Wochen verurtheilt ift, bie Vergünftigung der Selbfl- 
beföftigung gewährt wird. 

— 24. Pfarrer und Definitor Diel zu Ruwer wird feiner Aemter als Berings⸗ und 
Localſchulinſpector enthoben. 

— 26. Verurtheilt Pfr. Blindert zu Pfalzel. 

März 1. Kpl. Anheier zu Neumagen wirb polizeilich über die Grenze des 2 Regierungs: 
bezirks Trier gebracht. 

27* 
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März 3. Desgleichen Herr Privatgeiſtlicher Arenth von St. Joſeph zu Trier. 

— 12. Pfr. Elaffen zu St. Laurentius in Trier wirb zu 800 Mark ober 8 Monaten 
Gefängniß verurtheilt , weil er am 1. Nov. 1874 (Tag ber befannten Borfälle in 
ber Laurentiuskirche) feinem Kaplan Schnetbers wiſſentlich Hülfe geleiftet Hat. Am 
15. April wirb dieſe Strafe auf 100 Mark oder 4 Wochen Gefängnig ermäßigt. 

— 12. Paſtor Mertes von Mefferich verhaftet und, obgleich unwohl, nad Wolsfelb 
transportirt, um Auskunft zu geben, ob eine befiimmte Perſonlichkeit ein „geiperrter 
Priefter” fet, und ob berfelbe in Meſſerich Amtshanblungen verrichtet Habe. 

— 18. Privatgeiftlicder Thielen wird auß ber Rheinprovinz verwielen unb für ben 
Tal der Rückkehr mit Ausweiſung bebrobt. 

— 19. Dan fabndet auf eine Adreffe am ben Heiligen Bater. — Erlaß bes Herm 
Regierungspräfidenten in Trier, welcher bie Behörben anweißt, grunbfäglid 
ben preußenfeinblichen Zeitungen bes Bezirkes Feine Annoncen zukommen zu laſſen. 

— 20. Berurtheilt Pfr. Mergend zu Nonnmeller, Pfr. Hermes zu Gufenburg. 

April ı. Dem hochwürdigſten Herrn Biſchof von Trier iſt das Staatdgehalt ein- 
behalten morben. 

— 5. Der hochwürdigſte Herr Bifchof Eberhard zu Trier wird zu 2400 Mark Strafe 
verurtheilt. — Kpl. Heit in Koblenz wird polizeilich in den Regierungsbezirk Köln 
transportirt. 

— 16. Die Redacteure des Eucharius und der frühern Neuen Moſelzeitung werden 
zu je 160 Mark wegen Beleidigung der Beamten in Berichten über die Laurentius⸗ 
Affäre verurtheilt. 

— 19. Dem Pfarrverwalter ber Pfarrei Pachten, Herrn Pfr. Hillen von Dillingen, 
find alle Zahlungen aus ber Gemeindekaſſe Pachten vom 1. April an eingeftellt 
worben. 

— 22. Dad Brobforbgefeb wird erlaffen. 

— 24. DBerurtheilt Pfr. Sartoriuß zu Mettendorf, Koblenzer Volkszeitung in zweiter 
Inſtanz wegen Abdruds ber päpftlihen Encyllifa zu 150 Mark, ev. 15 Tagen 
Gefängniß, Pfr. Roderih zu U. 8. F. zu Koblenz. 

— 30. Ein Geſuch des Stadtdechanten Schue in Trier um Aufhebung der vorjährigen 
Verfügung der königl. Regierung, wonach der Schuljugend die Theilnahme an ben 
Bittproceffionen vorläufig unterfagt wurde, tft von der Regierung abfchlägig be⸗ 
ſchieden worden. 

Mat 11. Verurtheilt Privatgeiftlicder Wirk zu Mandern, Pfr. Braun zu PBlumig. 

uni 4. Kpl. Schneiders von St. Laurentius nach einer Einzelhaft von 7 Monaten 
4 Tagen auß dem Arrefthaufe entlaffen, dann aber, weil der Staat3angehörigfeit 
für verlufttg erflärt, poltzeilich nach Luxemburg gebradt. 

— 7. Die Bürgermeifter des Regierungsbezirks find angewiefen, jebe Vermögens: 
veräußerung ber geiftlichen Gefellichaften und ber Kirchen, namentlich der Orben, 
bei der königl. Regierung anzuzeigen, ba ſolche Kaufverträge nichtig ſeien. 

— 9. Die Welſchnonnen in Trier haben die Stabt verlaffen. 

— 10. Die Benebictinerinnen müffen ihr Klofter zur ewigen Anbetung tm Gartenfelde 
bei Trier verlaffen, gehen in's Ausland, 

— 17. Rebacteur des Eucharius zu 200 Markt ev. 14 Tagen Gefängniß verurtheilt 
wegen Artikel „Brodforbgefeß" und „Politiſche Rundſchau“. 

— 18. Die am 5. April 1873 geänderten Artikel ber preußifchen Berfafjung werben 
aufgehoben. 
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Suni 2. Sämmtliden Gemeinbebeamten bes Kreiſes Kochem ging bie Aufforderung 
der königlichen Regierung in Koblenz unter Androhung von Ordnungsſtrafe zu, 
aus dem Mainzer Katholttenverein außzutreten. 


Juli 4. Das Geſetz zu Gunften ber Altfatholiten wird erlaffen. 

— 1. Paſtor von Meſenich a. M. wird als Localſchulinſpector abgeſetzt. Kpl. Krämer 
zu Bombogen wirb verurtheilt. Kpl. Stölben von Bernkaftel wirb nad) 7monat⸗ 
licher Haft mit Ausweiſung aus dem Deutfchen Reich bedroht. 

— 16. Paſtor Clafien von St. Laurentiuß und brei Kirchenrathsmitglieder, bie Herren 
Lurtz, Petri und Sof. Marx aus Trier, find vor das Zuchtpolizeigericht geladen 
unter ber Beichuldigung, die mit ber Verhaftung bes Kpl. Schneiders. beauftragten 
Beamten in einer Eingabe an ben biefigen Oberprocurator wider befferes Wiſſen 
firafbarer Handlungen und der Verlegung ihrer Amtspflichten beſchuldigt zu haben. 
Dur bad am 25. Juli verfünbete Urtbeil wird Pfr. Elaffen mit 8 Monaten Ge- 
fängniß beftraft. Dieſe Strafe wird in ber Appellinflanz auf 1 Monat herabgeſetzt. 

— 18. Bei der St. Donatus-Proceffion in der Pfarrei von St. Gervafius in Trier 
durfte auf Befehl des Herrn Oberbürgermeifterd nicht mit Böllern gefchoflen werben. 
Dechant Beder zu Schweidh wird zu 15 Marf verurtheilt. 

— 23. In Freudenburg wirb ber zum Empfang des Biſchofs projectirte Yadelzug 
polizeilich verboten. 

— 25. Privatgeiftliher Rumpelharbt aus Merzig wird zu 2tägiger Gefängnißftrafe 
verurtbeilt. 

Auguf 2. Privatgeiftlicher Heimes zu Pronsfeld und Thielen zu Neunkirchen werben 
wegen Meſſeleſens zu 30 Mark verurtheilt; ebenjo Küfter Kaufmann von Kinheim 
wegen Hülfeleiftung zu 15 Mark refp. 2 Tagen Gefängniß. 

— 10. Dem Baftor Elaffen von St. Laurentius und dem Kpl. Dasbach von St. Ger: 
vafius wird die Ertbeilung bed Religionsunterrichte® in den Schulen von ber Re⸗ 
gierung verboten. 

— 11. Bis zu diefem Tage mußten in Walbbreitbadh die beiden Pfarrgeiftlidden auf 
Grund des Brodkorbgeſetzes das Pfarrhaus räumen. 

— 18. Pfr. Claſſen von St. Laurentius wird ald „Succurfalpfarrer geiperrt”. 

— 18. Der Herr Biſchof Eberhard zu Trier wird zu 1200 Mark befttaft und mit 
Pfändung bedroht. 

— 21. Herr Biihof Eberhard von Trier follte gepfäubet werben, ed fand ſich nichts 
Pfänbbared vor. 

— 22. Dem Herrn Pfr. zu Meſenich a. M. wird die Ertheilung und Beaufſichtigung 
des Religionsunterrichtes in der Schule, ja auch die Benutzung des Schullocales 
zur Ertheilung desſelben außer der Schulzeit unterſagt. 

— 26. Der Redacteur des Paulinus⸗Blattes wird vor das Zuchtpolizeigericht gelaben 
wegen Abbrucks des Aufrufs bes Frhrn. von Los an die Mitglieder des Mainzer 
Vereins. 

September 1. Regierungsaſſeſſor Schommer tritt fein Amt als Commiſſär des 
Kelofterd der Welſchnonnen im Auftrag ber Megierung an. Dem Privatgeiftlicden 
M. Dahlem zu Euren in Folge der Gehaltiperre ein Theil feines Einfommens 
entzogen. 

— 2. Der Borftand bes Trierer Matthias⸗Vereins wirb vor das Polizeigericht geladen 
wegen unbefugter Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten und Nichtein reichung 
der Statuten und Liften ber Mitglieber bei ber Polizei. 


’ 
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September 8. Pfr. Elafien zu St. Laurentius (Trier) wird zu 800 Merk vers 
urtbeilt reip. zu 3 Monaten Gefängniß.. 

— 5. „Bor Kurzem wurden brei Geiſtliche im Kreiß Saarlouis als Schulinipectoren 
abgelegt, weil auf Königs:Geburtstag während be8 Te Deum bie Leute aus ber 
Kirche gegangen find. Herr Pfr. Thielen zu Wadgaſſen als Schulinipector abgefeit 
wegen Austbeilung eined Communionandenkens: „Heilige Kinber des bocdgwürbigften 
Sacramented bed Altars“. 

— 8. Buchhändler Groppe in Trier wird zu 800 Mark ev. 1 Monat Haft verurtbeilt 
megen Drud und Verlag des Schrifthens: „Ein Opfer des Gulturfampfes“. 

— 16. Kpl. Dasbach erhält vom Oberpräfibenten bie Mittbeilung, ſich von nun an 
jeder Amtshandlung Im Pfarramte St. Gervafius zu enthalten, weil das Zwangs⸗ 
verfahren wegen befinitiver Bejegung bed SuccurfalPfarramtes eingeleitet iſt. 

— 23. Der Borfland des Matthias⸗Vereins wirb verurtheilt (f. oben), fämmtliche Be: 
ſchuldigte zu je 15 Mark ev. 2 Tagen Haft. 

— 28. Berurtheilt werden Kpl. Sauer zu Hermesteil, Pfr. Kiedgen zu Osburg, Pfr. 
Degen zu Kell, Pfr. Thoemes zu Hermeskeil, Pfr. Toemmel zu Beuren zu je 15 ME. 
ev. 2 Tagen Gefängnif. 

— 29. Außer Pfr. Claſſen und Kpl. Dasbah find in der Xrierer Diöcefe noch 
geiperrt: Pfr. Braun zu Plumwig, Pfr. Hormifh zu Bettingen, Pfr. Vierteß zu 
Meſſerich, Pfr. Hermes zu Guſenburg, Pfr. Stroh zu Hilbringen, Pfr. Jor zu 
Brodicheib, Kpl. Sombert zu Mebring, Pfr. Mergens zu Nonnweiler, Pfr. Schneider 
zu Wadrill. 


Detober 6. Unterfuhung wirb eingeleitet wegen Aushülfe im Beichtitubl bei ber 
Wallfahrt zu St. Matthiad gegen Dompicar Schmitt, Pfr. Graf zu St. Antonius, 
Pfr, Grünewald zu St. Paulus, Kpl. Perkborn zu St. Paulus, Pfr. Dr. Thanifch 
zu Linz, Rector Varain zu der Karthaus bei Kon. 

— 8. Biſchof Eberhard zu Trier iſt aufgefordert worden, wegen Nichtbejegung ſämmt⸗ 
licher Succurfalpfarreien der Diöcefe Trier innerhalb 8 Tagen 91 850 Mark zu 
zablen, widrigenfalls Pfändung. 

— 13. Die Pfändung erfolgte; diefelbe war erfolglos. 

— 15. Pfr. Hormif zu Bettingen (geiperrt) erhält Vorladung auf den 21. Detober 
vor das Landgericht wegen unbefugter „Amtshandlungen”. 

— 18. Einige Mädchen einer PBrivatfchule zu Trier bethetligten fih an der Gratulation 
des Pfr. Elaffen von St. Laurentius, als diefer aus bem Gefängniß entlaffen ward. 
Der Schulinipeetor Dr. Bel ericheint in diefer Privatichule und verbietet ben 
Schülern jebe Betheiligung an einem Empfange eine „gelperrten” Beiftliden. — 
Die Trierer königliche Reglerung erließ eine Verfügung, dat in Zufunft nur zwei: 
mal wöchentlich Schulgottesbienft gehalten werde, weldhem die über 10 Jahre alten 
Kinder im Allgemeinen beizumohnen verpflichtet find, wenn fie nicht weiter ald 
15 Minuten von der Kirche entfernt wohnen ꝛc. ꝛc. 

— 31. Drei gejperrte „Succurfalpfarrer”, Glaffen von St. Laurentius, Hormild zu 
Bettingen, Yor zu Brockſcheid, werben angeklagt wegen widerrechtlicher „Amts⸗ 
bandlungen” nach ber „Sperrung“. 

November 2. Dem Pfr. Mertes zu Mefferih wird von ber Fönigliden Regierung 
die Befugniß, Religionsunterrit in den Schulen ber Pfarrei zu ertheilen, entzogen. 

— 5. 68 werben verurtheilt Privatgeifllicher Bifenius zu Kerih, Pfr. Wolsfeld zu 
Heidenburg, Pfr. Lehren zu Winterdborf, Pfr. Braun zu PBlumig. 
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November 10. Vicar Gombert aus Mebring wird vorgelaben wegen „Amtshand⸗ 
lungen” nach feiner „Sperrung“. 

— 17. Dem Stabtbehanten Schue in Trier und mehreren Pfarrern wird die Be- 
fugniß zur Ertbeilung des ſchulplanmäßigen Religionsunterrichteß entzogen. 

— 20. Pfr. Claſſen in Trier wirb vorgeladen wegen „Amtshandlungen in feiner 
Piarrlirhe und am 6. Det. in St. Baulin”. 

— 24 Pfr. Claffen zu St. Laurentius (Trier) wird zu 300 Mark verurtheilt. 

— 26. Pfr. Unſchuld zu Lampaben wird zu 15 Mark verurtheilt wegen Hätfeleiftung 
bei einer Primiz. 

— 237. Jene Mädchen, welde bem Herrn Pfr. Elaffen am 11. Oct. gratulirten, 
hatten ihre Lehrerin (an einer höheren Töchterſchule) gebeten, fie bie Gedichte, welche 
fie auswendig gelernt hatten, zu überhören ; bie Lehrerin that bieß, aber außer ber 
Schulzeit. Die Vorfteherin ber Töchterſchule wird aufgefordert, jene Lehrerin zu 
entlafjen, weil bie Tönigliche Regierung ihr nicht mehr das Vertrauen zuwenden 
könne, daß nothwendig in eine Lehrerin an einer höheren Töchterfchule geſetzt werben 
müffe, und weil die königliche Regierung fi) auch (bei einer Prüfung) überzeugt 
babe, daß die Lehrerin nur geringe Befähigung zur Ausübung bed Lehramtes 
befite. | 

— 28. In ber Diöcefe Trier find gegenwärtig jämmtliche geipertten Kapläne und 
Pfarrer aus der Haft entlaffen; die meiften find audgewiefen. Nur ein maigeſetz⸗ 
widrig angeftellter Priefter befindet fi) noch in Haft zu Saarbrüden; es ift Herr 
Pfr. Isbert von Namborn. In 11 Urtheilen ward er zu 3100 Thfr., im Unver: 
mögensfalle zu 2 Jahren und 7 Monaten Gefängniß verurtheilt. Er ward ver⸗ 
haftet am 6. Juli 1874. 

December 9. Bon dem Regierungscommiffär Affeffor Schommer wurde das Ver: 
mögen de3 aufgelösten Welſchnonnenkloſters inventarifitt. i 

— 9. Eingehende Unterfuchung bei ben Schulfindern durch ben Bürgermeifter Rüdell 
in Hermeskeil in ber Pfarrſchule von Gufendurg und in ber Schule ber Filiale 
Saufheib wegen „Amtshandlungen” des gefperrten Succurjalpfarrers. 

— 15. Berurtheilt werben die Neopresbyter Ambros und Schoos, Pfr. Clafjen zu 
St. Laurentius (Trier), Dehant Zimmer zu Neuerburg. 

— 21. Es werben verurtheilt Privatgeiftliche, Pfr. Lehren zu Winterdborf, Pfr. 
Hermes zu Guſenburg, Pfr. Braun zu Pluwig, Pfr. Bier zu Thomm. 

— 25. 2 DOrtövorfieher von Gufenburg und Sauſcheid werben zu 9 Marl ver: 
urtheilt wegen Nichtübermachung des Gottesbienfleß des geiperrten Pfarrer Hermes 
von Gufenburg. | 

— 26. Die Beſchwerde der Tatholifchen Bürger in Mefeni a. d. M. darüber, daß 
ihren Kinbern der altfatholifche Lehrer Philippfen Religionsunterricht ertheilt, wird 
abſchlägig beichieben. 

— 28. Pfr. Claſſen zu St. Laurentiuß (Trier) wird verurtheilt wegen Spendung 
des jacramentalen Segens in ber Paulinuskirche. 

1876. 

Januar 7. Pfr. Yor zu Brodicheid wird zu 45 Mark, eventuell 1 Woche Gefängniß 
verurtheilt wegen Hausfriedensbruches (Beſuch ber Schule, um Religionsunterricht 
zu ertheilen, obwohl er gefpertt if), zu 90 Mark, eventuell 14 Tagen Gefängniß 
wegen Amtöheandlungen, zu 14 Tagen Betängnie megen Bereibigung bes Polizei⸗ 
dieners. 
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Januar 7. Berurtheilt werben Pfr. Elaffen zu Gt. Laurentius (Trier), Pfr. Hormijch 
zu Dettingen. 

— 9. Den Säultindern ber Pfarrei St. Laurentius iſt verboten worben, mwährenb 
der Schulzeit bei der heiligen Meſſe zu bienen. 

— 14. Berurtheilt werben Vicar Gombert zu Mebring, Pfr. Hermes zu Oufenburg. 

— 15. Verurtheilt werben Privatgeifil. Mar zu Schweich, Pfr. Clafſen zu St. Lau: 
rentius (Trier). 

— 22. Berurtheilt werben Privatgeiftl,. Heimeß zu Weidenbach, Pfr. Merted zu 
Meſſerich, Pfr. Hermes zu Gufenburg, Pfr. Hormiſch zu Bettingen, Pfr. EHI zu 
MWehlen, Pfr. Slaffen zu St. Laurentius (Xrier). 

— 28. Verurtheilt werden Kpl. Schauften und Kpl. Lenz, beibe zu St. Gangolph 
(Trier), Pfr. Claſſen zu St. Laurentius (Trier), Pfr. Hormifch zu Bettingen, Pfr. 
Mertes zu Meſſerich, Pfr. Braun zu Plumig. 

Februar 8. Berurtheilt wird Pfr. Braun zu Plumig. 

— 5. Berurtbeilt werben Pfr. Clafjen zu St. Laurentius (Trier), Pfr. Hormiſch zu 
Bettingen, Pfr. For zu Brodideid. 

— 6. Pfr. Reinart zu Zeltingen wird als Localſchulinſpector abgeſetzt und ihm ber 
Religiondunterricht entzogen. 

— 11. Berurtheilt Pfr. Braun zu Plumig, Pfr. Hormiſch zu Bettingen. 

— 12. Berurtheilt Pfr. Claſſen zu St. Laurentius (Trier). 

— 14. Pfr. Glaffen wird verhaftet; am 15. wird ein Vernehmungsbefehl audgefertigt, 
jedoch beſchließt am 18. die Rathskammer die Entlaſſung bes Verhafteten. 

— 15. Verurtheilt Vicar Gombert zu Mehring. 

— 18. Berurtheilt Pfr. Braun zu Pluwig. — Cultusminifter Falk erläßt eine Vers 
fügung betreffend den katholiſchen Religionsunterricht in den Volksſchulen. 

— 29. Verurtheilt Pfr. Zeller zu Trarbach, Pfr. Weirich zu Enkirch. 

— 2%. Verurtheilt Pfr. Claffen zu St. Laurentius (Trier). 

— 26. Der am 10. Februar 1871 erlaflene Kanzelparagraph wird verjchärft. 


März 2. Dem Herren Paſtor Paquet von Otzenhauſen wird die Localſchulinſpection 
entzogen. Er ift gejpertt. Dem Dedant Schwalen von Bitburg wird die Local⸗ 
f&ulinfpection und Ertheilung bed Religiondunterrichtß entzogen. 

— 8. Berurtheilt Pfr. Claffen zu St. Laurentius (Trier). 

— 13. Berurtheilt Pfr. Claſſen zu St. Laurentius (Trier). 

— 20. Pfr. Claſſen von St. Laurentius in Trier verhaftet, um eine Gefängnikitrafe 
von 2 Jahren abzubüßen. 

— 28. Berurtheilt Frühmeſſer Mohr zu Werzig, Pfr. Weirih zu Enkirch. 

— 25. Verurtheilt Pfr. Slaffen zu St. Laurentius (Xrier). 

April 16. Pfr. Reuſch zu Sttel als Localſchulinſpector abgeiegt. 


Mai 3. Verurtheilt Neopresbyter Geller zu Bernkaſtel, Privatgeiftlider Müller zu 
Trier, Pfr. Weirich zu Enkirch. 

— 9. 17. 28. Berurtbeilt Pfr. Mergens zu Nonnmeiler. 

— 80. Der hochwürdigſte Herr Biſchof Dr. Matthias Eberhard ftirbt. 
Die Diöcefe wird dadurch verwaist. 

Juni 7. Das Geſetz über bie Auffihtsrechte bed Staates bei der Verwaltung des 
Vermögens der katholiſchen Didcefen wird erlajjen. 

— 21. Verurtheilt Pfr. Jor zu Brockſcheid. \ 
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Juni 31. In Cochem find bie Beigeorbneten HH. Hausmann und Wagner des Amtes 
entboben wegen Betheiligung am Mainzer Katholifenverein. 

Juhi 8. Drei Kinder in Marpingen behaupten, bie Mutter Gottes fei ihnen er: 
ſchienen. 

— 9. Pfr. Heintzen zu Leidingen iſt als Localſchulinſpector abgeſetzt. 

— 14. Erſte Unterſuchung der Marpinger Angelegenheit unter ber perfönlichen Leitung 
bes Negierungspräfidenten v. Wolff. 

— 14. Den Einwohnern von Marpingen wird Cinquartierung aufgelegt. Der Herr 
Regierungspräfibent v. Wolff fagt dabei, man folle dem Herrn Paftor Neureuter 
eine doppelte Anzahl von Soldaten zur Einguartterung geben, denn biejfer babe 
einen ſchlechten Eindrud auf ihn gemadht. 

- 20. Berurtheilt Privatgeiftlicher Emmerich zu Trier. 

— 26. Dem Pfr. Neureuter zu Marpingen und dem Pfr. Erz zu Bübli warb bie 
Localſchulinſpection entzogen. 

Auguft 2. DVerurtheilt Vicar Gombert zu Mebring. 

— 10. Bor einigen Tagen mußten die barmherzigen Schwellern in Mayen die Gr: 
ziehung ber Waiſenkinder aufgeben. 

— 217. Pfr. Neureuter aus Marpingen verhaftet, nach Saarbrüden gebracht unter 
Anklage auf „Betrug“. 

November 11. Vicar Gombert polizeilih gendthigt, das Vicariegebäude zu ver: 
laſſen. 

— 12. Pfr. Schneider von Alsweiler und ſechs Perſonen aus Marpingen unter der 
Anklage auf „Betrug“ verhaftet. 

— 19. Die drei Marpinger Kinder in bas proteftantifche Prinz Wilhelm: und Mas 
riannen-Inſtitut nad Saarbrüden gebradit. 

December 24. Dem Pfr. Eih zu Heusmeiler tft die Schulinipection genommen 
mworben (wegen Marpingen). 

| 1877. 

Januar 8. Ortövorfteher Gegner in Marpingen wird zu 80 Mark verurtheilt wegen 
Betheiligung af der Demönftration, als Neureuter aus der Haft zurüdfehrte, und 
wegen unberechtigter Erlaubniß zum Böllerſchießen. 

— 24. Die königliche Regierung in Trier beginnt, auch die Pfarrbotalgüter als Staats⸗ 
eigenthum zu beichlagnahmen. 

Februar 8. Erla der königlichen Regierung in Trier an bie Behörben, baß bie 
Polizeiorgane angewieſen werben, megen jeder von einem Geiftlidden in einer frem- 
den Pfarrei vorgenommenen Amtöhandlung zu protofolliten. 

März 12. Marpingen wieber geiperrt. 

— 20. Die Yrandidcanerinnen auf ber Karthaus bei Konz müfjen biß 1. October bie 
Waiſenkinder entlafjen. 

— 31. Mehrere Seminarprofefjoren in Trier vor dem Unterfuhungsrichter wegen Ab⸗ 
haltung der Domprebigten. 

Mai 18. Verurtheilt Kpl. Herrig zu Niederſtadtfeld. 

Juni 16. Der Commiſſär zur ſtaatlichen Verwaltung des Trierer Bisthumsvermögeng , 
Herr Böttcher aus Berlin, ift in Trier angekommen. 

— 17. Ein Mann und zwölf Frauen aus Farſchweiler werben zu 15 Mark verurtheitt 
wegen „Wallfahrt“ nach Marpingen. 
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uni 20. Kpl. Dasbah in Trier tritt Gefängniß (zu 1 Woche) an wegen „Preis 
vergehens“. 

— 22. Verurtheilt zweimal Vicar Prinz Radziwill zu Oſtrowo wegen Marpingen. 

— 30. Herr Böttcher hat ſich in Beſitz des Generalvicariat3:@ebäubes geſetzt. 

Juli 22. Die Welſchnonnen in Trier müſſen das Deutſche Reich verlaſſen. 

October 3. Pfr. Claſſen wird durch ben königlichen Gerichtähof abgeſetzt. 


1878. 


Januar 9. Nachdem am 28. December 1877 ber Kirchenvorſtand von St. Laurentiuß 
dem Küfter wegen Unterfchlagung von Gelbern gefünbigt bat, wenbet ſich biefer am 
5. Januar an ben Herrn Regierungspräfidenten v. Wolff; letzterer antwortet ihm, 
er werde ihn vorläufig mit allen ihm geſetzlich zuftehenden Mitteln in ben Ein⸗ 
fünften als Küfter von St. Laurentiuß ſchützen, und gibt ihm Anmweifung, in wels 
her Weiſe er fi an den königlichen Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten mens 
den könne. 

Februar 6. Beichluß des Stabirath3 in Trier, eine confeſſionsloſe ftäbtifche höhere 
Töchterichule zu gründen. 

— 12. Pfr. Bremer zu Salm ber Localfchulinfpection enthoben. 


März 13. Pfändung beim Kirchenvorftande zu St. Gangolph, um die vom Staats⸗ 
commilfär Böttcher bemfelben angebrohte und verhängte Strafe von 200 reſp. 
100 Mark einzutreiben. 

— 24. Bon 44 Einwohnern Marpingen? werben bie meiften zu 80 Mark Gelbbuße 
verurtheilt wegen unbefugter Ausübung ber Saft: und Schenfwirtbichaft durch Be- 
berbergung und Beföftigung von Pilgern. 

— 28. Dem Herrn Regierungspräfibenten v. Wolff ift angezeigt mworben, daß bie 
meijten werthuollen Gegenftände aus der Sacriftei der Laurentiuskirche entfernt 
worden jeien; deßhalb verlangt er vom Kirchenvorſtande von St. Laurentius, er 
jolle fofort das Inventar des kirchlichen Vermögens der Pfarrlirche einreichen. Der 
Kirchenvorftand meist nad), daß bie erwähnten Gegenſtände zum Zwecke größerer 
Sicherheit in der Domfacriftei untergebracht find. 

April 16. Verurtheilt Dechant Fleſch zu Wabern. 

Mat 11. Der königliche Gerichtshof erflärt die vom SKirchenvorftande von St. Tau: 
rentius in Trier vorgenommene Kündigung für ungültig, weil fie nicht nach pros 
ceſſualiſchem Verfahren erfolgt fei. 

September 20. Pfr. Claffen mwirb nah Berbüßung von 2 Jahren Gefängniß 
entlaffen. 


November 4. Verurtheilt Pfr. Sebaftian zu Kirchenbollenbach. 


1879. 


Februar 6. Eine Petition des Gemeinderaths von Ehrang um Benützung ber Schul: 
fäle zur Grtheilung des Vorbereitungsunterrichts für VBeicht und Communion mwirb 
vom Landrath Spangenberg abſchlägig beſchieden. 

März 3. Marpinger Proceß in Saarbrücken; 20 Perſonen find bed Betruges an⸗ 
geflagt; Verhandlungen dauern 12 Tage; am 5. April wird das Urtheil verkündet, 
wonach alle freigefprocdhen werben. 

April 20. Die Bittgänge ala „außergewöhnliche Proceifionen” in verwaisten Pfarreien 
werben in Corbel polizeilih verboten. 
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Mat 12. Die Urfulinerinnen müffen Trier verlaflen. 

— 25. Beſchwerde der Gemeinde Eordel wegen obigen Verbotes an Regierungsprä- 
fidenten v. Wolff abſchlägig beichieben. 

Juni 17. Ein Artikel ber Trierer Landeszeitung über bie durch ven Culturtampf ben 
preußiſchen Unterthanen aufgelegte Nothwenbigkeit, im/ Auslande fi das Sacra⸗ 
ment ber heiligen Firmung fpenben zu laffen, wird ſtrafgerichtlich verfolgt. Zur 
Ermittelung beB Verfaſſers wird daB Perfonal ber Paulinusdruckerei verhört, ber 
Faktor derfelben wegen Zeugnißvermweigerung verhaftet. Nach ſechs Lagen vergeb: 
licher Haft wird er entlaflen. Die Rebaction mirb nicht in Anklagezuſtand verſetzt. 

November 27. Berurtheilt Pfr. Feller zu Trarbach (18. gan. 1880 frelgeſprochen) 


1880. 


Januar 14. Die Erlaubniß, den Religionsunterricht wieder zu extfeifen, wirb dem 
einen Geifllichen gegeben, bem andern nicht. ' 


März 12. Aubllarpriefter Pfr. Scheuer zu Bremm wirb vor ben Amtsrichter nad 
Kochem befchieben wegen „unbefugter Vornahme don Amtshanblungen“. 

Juni 7 Pfr. und Defin. von Mittelreidenbah muß fi vor dem Schöffengericht zu 
Grumbach wegen „unbefugter Amtshandlung“ verantworten; er wird freigeiprochen. 

— 8. Eine bei der Töniglichen Regierung in Koblenz eingereichte Petition um Aufs 
bebung der Simultanſchule in Bacharach wird „unberüdfitigt gelaffen“. 


October 4. Kpl. Reiter in Schweich, welcher den ihm für Verwaltung ber großen 
Pfarrei bemilligien Gehalt (1000 Marf) gegen fäumige Gemeindemitglieber ein: 
geffagt hat, wird dom Amtsgerichte in Trier abgemieien. 


1881. 


Tebruar 15. Das Landrathsamt des Kreiſes Saarlouis verfügt, daB dad Pfarr: 
zufaßgebalt ber Pfarrer bes Kreifes nit mehr von den Gemeinden auf dem 
Steuerwege eingezogen zu werben braucht, vielmehr bie Pfarrer fich es felbft ein- 
ziehen, reſp. einflagen müſſen. 

— 21. Nah dem Tode des Kpl. Streit find in der Didcefe Trier, welche 781 Pfars 
reien bat, in Folge des Culturfampfes 245 Seelforgerftellen unbeſetzt, darunter 
197 Pfarreien. 153 466 Katholiken entbehren ber georbnieten Seelforge mwenigftend 
theilweife, außerdem haben 140 000 Katholifen gar feinen eigenen Seelforger. 


April Dem Trierer Domcapitel wirb von dem Oberpräfidenten 
im Auftrage des königlichen Staatsminiſteriums mitgetheilt, 
baß bem zum Biſthumsverweſer gewählten Herin Domcapitular 
Dr. be Lorenzt der Eid auf die Staatsgeſettze nicht erlaffien wird. Alſo 
ift Herr de Lorenzi behindert, fein Amt als Bisthumsvermefer zu verwalten. 

— 8. Die Norbb.s Alg. Ztg. erflärt, bem Herrn Domcapitular Dr. de Lorenzi 
jei der eben erwähnte Eib deßhalb nicht erlaffen worden, weil die Regierung .in 
dem bißherigen Verhalten und Wuftreten bed Gemwählten nicht die nöthige Bürg⸗ 
ihaft für die Führung bes Biſchofsamtes in einem verföhnlichen und friebliebenben 
Sinne habe finden können; die StaatBregierung werde jedoch durch diefen Zwiſchen⸗ 
fat ſich nicht beirren laffen, threrfeit3 bie Fürforge für die katholiſchen Mitbürger 
auch weiterhin überall da zu betbätigen, wo ihr dieß durch entſprechendes Ent: 
gegenfommen ermöglicht mwerbe. 

® « 
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Als der Cultusminiſter Herr Falk am 11. Januar 1878 bie erſte Reihe ber 
Maigejebe dem Abgeordnetenhauſe vorlegte, fagte er: 


„Es ift in der That meine Ueberzgeugung, daß wir auf biefem Wege (durch 
bie Maigefete) zum Frieden gelangen; ich babe immer gejagt, baß durch 
biefe Geſetze der Friede berbeigeführt werben wirb.... Meine Herren, & 
wird fich zeigen, dat bie Kirche auch innerhalb biefer (Mais) Geſetze ſich ber 
wegen kann in dem, maß ihr gehört, das iſt in ber Vernolllommmnung bes 
Menſchen, im Aufblide zu Gott, in ber Lehre ber deilbwapräeit und in ber 
Verwaltung ber Heilsmittel.* 


Wir bitten unfere Lefer, nad Durchficht vorftehenber Geſchichte bes Cultur⸗ 
kampfes ber Didcefe Trier ſich zu fragen, ob das Wort bes früheren Cultusminiſters 
Dr. Falf in Erfülung gegangen je. 

Die Durchſicht der Geichichte des Gulturfampfes in unferer Didcefe wird bie 
fatbolifchen Lefer unjeres Blatte8 mit großer Traurigkeit erfüllen. Jedoch dürfen fie 
nicht verzagen. Für den göttlichen Stifter unferer heiligen Kirche folgte auf ben 
ſchmerzvollen Charfreitag der glorreiche Dftermorgen. Auch für bie 
katholiſche Kirche in Preußen wird ganz ſicher der Oftermorgen fommen. 


I. 
Chronologiſches Verzeichniß 


ſämmtlicher mitgetheilten Actenſtücke. 


— — — — 


(Die römifchen Ziffern vermeifen auf den geſchichtlichen Ueberblick, die arabiſchen auf 


Juli 14. 

Mai 14. 
„ 26. 

December — 


Januar 5. 


8. Brief v. mim a an Döllinger. 


März 13. 
April 23. 
Juni 18. 
Auguſt — 
September 10. 
October 28. 
December 24. 
30. 


die Documente.) 


eo 


Völkerrechtliche Eoyantien zum Schutz der katholiſchen Kirche in 
Preußen. S. 
1866. 
Zeugniß des preußiſchen „Staatsanzeigers“ betreffend den Bor 
thätigen Einfluß der katholiſchen Kirche. i in Preußen. S. XXI 
1869. 


Depeiche des norbbeutfchen Sefandten v. Arnim an den Bunbdes- 
fanzler. ©. 6 
Depeiche des Bundestanzlers an Arnim. 


©. 9 
.| Erklärungen der Vertreter des preußifchen Staatsminifteriums 


in ber Betitionscommilftion des Abgeorbnetenhaujes zu 
en € der Sriftengberetigung der katholiſchen Orden in 
reußen 


1870. 


Inſtruction des Vundeskanzlers an den norddeutſchen Geſandten 
in Rom. S S. 16. 


Depeſche des Bundeskanzlers an Arnim. ©. 1 
Note des orbbeuticen elandten an Kardinal Antonelli. 
Brief v. Arnim's an einen Biſchof. ©. 18. 
irtenbrief deutfcher Bifchöfe aus Fulda. ©. 21. 
irtenbrief bes Erzbifhofs von Köln über bie Unfehlbarkeit. 
27. 


©. 

Schreiben Bapft Pius’ IX. an die deutichen Bifchöfe, weide 
den gemeinjamen. Sirtenbrief aus Yulda erließen. ©. 2 

Schreiben bes Provinztal-Schulcollegiums zu Königeberg am ben 
Religionälehrer Di. Wollmann F Braunsber 

Antwort des Miniſters von Mühler auf eine 
Senats der Univerfität Bonn. ©. 38. 


©. 14. 


Ge: 54 des 


Februar 


März 


Juli 


” 


September 


October 


November 


" 


December 


" 
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1871. 


6. Erlaß des ‚Koblenzer Provingial-Schuicollegiumg I betreffend bie 
tudenten⸗ 


darianiſchen regationen 


6. Glückwunſchſchreiben Papſt Pius an den Sden Kaiſer. 
XXXI. 


15. 
18. 


S. 
ler bes Eihzofs von Ermland an den Cultusminiſter v. 
ühler. S. 
Erlaß des — an das Koblenzer Provinzial⸗Schul⸗ 
collegium betreffend Setanntmachungen aa Oberen 
in den Schulen. ©. 88. 


27. | Antwort des Cultusminifters auf ben af bes Biſchofs von 
Ermland vom 15. März 1871. : ©. 40 

5. | Erwiederung bed Biſchofs von Ermland. ©. 41. 

11. Schreiben des Provinzial-Schulcollegiums zu Königsberg betref⸗ 


20. 


Anl 


@ 


jenb den Rei ee bes Dr. Wollmann zu Brauns: 

erg. ©. 42. 

Erflärung des Eultusminifters betreffend bir Flligionslehrer 
Wollmann und Treibel zu Braunsber 





42. 
.Antwort des Biſchofs von Ermland an den Eurtusminifte, S. 43. 
; Hirtenbrief deutſcher Bifchöfe an die Gläubigen. ©. 81. 


ven Klerus. ©. 84. 
Brief Cardinal Antonelli 3 an Bifchof Ketteler von Mainz. ©. 92. 


.| Brief des Fürften Bismard an den Reichstags-Abgeordneten 


v. Frankenberg. ©. 91. 

Schreiben des Eultusminifter® v. Mühler an den Biſchof von 
Ermland, worin er bie Berpflihtung des (altkatholiichen) 
ReligionSunterriätes für alle fatbolifden Schüler ausfpricht. 


5 
Allerhoͤchſter Erlaß betreffend die Aufhebung ‚der katholiſchen 
92. 


„tbtbeilung Im Bultusminifterium,. ©. 
9. Söhreiben des Biſchofs von Crmiand an ben Enltusminifter. ©. 46. 
21. Antwort des Eultusininifters. ©. 52. 


22. alarm bes Biſchofs von Emland. ©. 53. 





mmebdiateingabe der Biſchöfe Preußens, betreffend ben Tatbo: 
liſchen Religionsunterricht, befonder8 in Braunsberg. ©. 61. 


7. Bromemoria berjelben Bifchöfe, betreffend die Stellung ber fatho- 


liſchen Religionslehrer. ©. 64. 


.\ $mmebiatvoritellung des Biſchofs von Ermland. ©. 69. 


Rundfchreiben Bluntfchli’3 zum Zweck der Organijation einer 
Jeſuitenhetze. S. 100. 


. Antwort St. Majeſtät bes cFeiſers auf die Immediateingabe 


vom 7. September. 


ir er: der Erzbifchöfe nd „mehrerer Biihöfe Preußens zu 


Gunſten der Sefuiten. 


.| Antwort des Cultusminiſters auf die AImmebiatvorftellung vom 


8. October 1871. ©. 71. 
Dimifterialvefeript an ben —A— von Köln in Erwiederung 
ber Immediateingabe vom 7. September 1871. ©. 71. 


.Geſe eh bei beiveijend Erganzung des Strafgeſebbuches für das deutſche 
.| Antwort bes S Viſs von Ermland auf das Miniſterialreſcript 


vom 25. November. 


Januar 


Auguft 
September 


> Go 


16. 


.\ Brief des Biſchofs von Ermlaı 
.Paſtorale des preußifchen Epiſkopates in Betreff bes Schulauf 


. Depeſche des Fürften Bismar 
©. 99. 


. | Belanntıma 
©. 104. 
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1872. 


.| Eingabe der preußiſchen Biſchöfe an das Herrenhaus gegen den 


ntwurf des Schulauffihtsgefeßes 


.|Erlaß de8 Eultusminifters Falk betreffend ben Religionsunter: 


richt an. den hoͤheren Lehranftalten. ©. 


. Säreiben ‚nepft Bius’ IX. betreffend bie "Sefenföaft Jeſu. 
Seen betreffend bie Benuffihtigung ber Unterrichts- und Er- 


ziehungsanftalten. 
Erlaß des — ereffend die Ercommunication der 
DDr. Wollmann und Zreibel in Braunsberg. ©. 109. 


. Smmebieteingabe der Biſchöfe in Preußen gegen den Entwurf 


des Schulauffichtögefetes. ©. 94. 
Minifterialerlaß zur Auatübrung des Sq auffichtögeleges | S. 95. 
an den Cultusminiſter. ©. 111 


ſichtsgeſetzes. ©. 97. 
Erklärung besfelben Epiſtopates an das Staatsminiſterium be: 
treffend das Schulaufſicht ageles. ©. 96. 
h. betreffend bie zufünftige Papfi⸗ 
wa 


.| Schreiben bes Cultusminifters an den Biſchof von Ermland 


betreffend die Braunsberger Angelegenheit. ©. 117. 


. Schreiben bes Kriegaminifters von Roon betreffen) die Amts⸗ 


fuspenfion des Tatholifchen‘Feldpropftes. ©. 1 


.Aus der Rede v. Mallindrobts gegen das Jeſuiten naeh ©. 103. 
. Minifterialerlaß, betreffend die ua 


(iekung der Ordensperſonen 
aus ben öffent lihen Schulen. ©. 


Brief des Biſchofs von Ermland an ben Euktusminifter ©. 118. 


.Anſprache Pius’ IX. an den deutſchen Lefeverein in Rom. ©. 132. 

. Geſetz betreffend den Orden ber eleihaft Jeſu. S. 104. 

Miniſterialerlaß betreffend die Aufheb ung * Congregationen 
e 


und religiöſen Vereine an den höhern Lehranſtalten. S. 106. 
dung betreffend die Ausführung des Jeſuitengeſetzes. 


.| Aufruf des VBorftandes des Mainzer Katholitenvereins an die 


beutfchen Katholiten. ©. 151 


.\ Schreiben des Biſchofs von Ermiand an das Königl. Hofmar: 


ſchallamt. ©. 120. 


.\ Schreiben Sr. Dajenät ie beutichen Kaiſers an den Bifchof 


von Ermland. 


. | Brief des —A an den Biſchof von Ermland. 8 120. 
.Immediatvorſtellung des Biſchofs von Ermland. ©. 1 
. | Antwort des dürften Bismard auf die ebengenannte gmmebint: 


11. 


12. 
‚13. 


vorjtellung. 123. 
ung Ku —— von Ermland an Se. Majeſtät den 
aiſer 
Reſolutionen der Raihofitenverf ammlung in Mainz. 
Ermwiederung des Biſchofs von Ermland auf das bs hreiben "be 
Türften Bismard vom 9. September. ©. 123. 
Dre 3 Farſten Bismarck an den Biſchof von Ermland. 
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September 20.| Schreiben des Biſchofs an den Fürften. ©. 125. 


" 


" 


October 
November 
December 


n 


Januar 
Februar 
März 
April 


„Dentkſchrift der deutihen Biſchdfe aus Sulba über bie Lage ber 
katholiſchen Kirche in Deutſchland. S. 133 
23. | Brief des Fürften Bismard an den Bifchof von Eonla RG 126. 
25.| Schreiben des Eultusminifters Falk an den Biſchof v 
Iand betreffend Verhängun ber Temporalienfperre. © 126. 
28. | Verfügung ber köni an egierun Mu Manier gegen das 
eflelefen und thören Ich 
6. Proteft be Biſchofs von Ermland gegen bie Temponclienfperre. 


13. Berfügung der koͤni niglichen, Regierung, zu Aachen betreffend ben 
Mainzer Katholilenverein 
21. Sulkimmungsabrefie De ber engliſchen Biſchöfe an ben preußifchen 
Epiftopat. ©. 1 
12. orale a Mainzer * Patholitenvereins an Papſt Pius IX. 


31. rote des Biſchofs von Münfter gegen ben Gefeentmurt be 
treffend Errichtung von Kirchenvorftänben u. |. w. ©. 


1873. 
30. Dertſqhrift der Bifchöfe in Preußen an das Staatsminiſterium. 


5. org dr preußiſchen Bifchöfe an, das Herrenhaus gegen bie 
ntwürfe zu den Raigeſeten. S. 171 

10. Antwortſchreiben Pius’ IX. auf bie Horde bes Mainzer Katho⸗ 
likenvereins vom 12. December 1872. 

15. a: Erlaß betreffend Aufhebung des ma eines Tatho- 
liſchen Feldpropſtes. S. 108. 

5. Geſetz betreffend Abänderung der Artikel 15 und 18 der Ver: 
fafjungsurfunde vom 31. Januar 1850. ©. 173. 

2.| Sendichreiben der preußiſchen Bilchöfe aus Fulda. ©. 174. 

11.| ©efeg über Vorbildung und Anftellung der Geiſtlichen. ©. 177. 

12. Geſetz über bie kirchliche Disciplinargewalt und bie Erridtung 

| eines königlichen Gerichtähofes für Firchliche Ungelegenbeiten, 
1831. 


13. Sefeh über die Grenzen des Rechts zum Gebrauche kirchlicher 
Straf: und Zuchtmittel. ©. 186. 

14. Geſetz betreffend den Austritt aus der Kirche. S. 187. 

20. Bekauntmachung betreffend die Ausführung des Jeſuitengeſetzes. 


26. Collectiv⸗Eingabe des zgeußiigen Epiflopates an das Staatd- 

minifterrum. ©. 1 

Erlaß des Sulhusminifters betreffend Dispenfation von der Staats⸗ 
prüfung für Candidaten der Theologie. ©. 189. 

Säreiben er Oberpräfidenten an die Bifchöfe betreffend bie Aus- 
führung des Gefebes vom 11. Mai. ©. 189. 

Oberpräfib aljareiben betreffend die Knabenfeminare und Con: 
victe. 

Schreiben des Biſchofs von Paderborn an den Oberpräſidenten 
von Weſtfalen. S. 190. 

Allgemeine Verfügung betreffend bie in Unterfuchungsjachen gegen 
Geistliche und Kandidaten des geiftlichen Amtes zu machenden 
Mittheilungen. ©. 19. 


12, 


a | | 58 
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Juli 


Auguſt 
September 


November 


" 
December 


Januar 
" 
Tebruar 
„ 


4 
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13. | Algemeine Verfügung betreffend die Ausführung des Geſetzes 
N den Austritt aus der Kirhe vom 14. Mai 1873. 
94. 


—. Predi bes Biſchofs von Paderborn gegen die Verfügung betref⸗ 
fend das Seminarium Theodorianum zu Baderborn. ©. 191. 

14. Abſcuagige Antwort des koniglichen Dbertribunals auf die Be: 
ment & des Aſchofs von Ermland gegen die Temporalien⸗ 
perre. 


26. Inſtruction ir die durch das Geſetz vom 11. Mai 1873 an- 


geordnete wifentheftlihe Staatsprũfung der Candidaten des 
geiſtlichen Amtes. S. 
Snteiben Papſt Pius IK je den beutihen Kaiſer. ©. 197. 
. Antwort Sr. Majeltät des Kaiferd. ©. 
17.| Erlaß des Öberpräftete von Pofen betreffend die Privatreli- 
Ä gionsfhulen. ©. 
19. | Allgemeine Berfigung “ ‚Cultusminifter8 betreffend die Füh— 
rung der Kirchenbücher in nt aren Pfarreien. ©. 202. 
Anerkennungsurkunde für den „Biſchof“ Reinkens. S. 200. 
Schreiben des Erzbiſchofs Ledochowsti an ben Oberpräfidenten 
vom „De Pofen betreffend den Oberpräftdialerlag vom 17. Sept. 


| 


24. 





3.| Betanntmachung der Landräthe betreffend die Amtshandlungen 
maigefegmwibrig angejtellter Geiftliher. ©. 201. 
Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters betreffend bie Führung 
der Kirchenbücher in „geiperrten” Pfarreien. ©. 
ft des Erzbiſchofs Ledochowski gegen bie S Nfgemeine Mini: 
fterialverfügung vom 19. September. ©. 203 
19. | Rundgebungen ber preußifchen Regierung betreffend die Corre 
Jponbeng zwilchen ud, und Kaifer im Auguft und Septem: 
ber 1873. ©. 
24. Aufletherung des Guliusminifters an die Oberpräfidenten zu 
| ſchärferem Borgehen gegen bie Tatholifchen Seiftlichen. ©. 207. 
24. Schreiben des Oberpräfidenten Günther an den Erzbiſchof Ledo⸗ 
| — enthaltend die Aufforderung zur Amtsniederlegung. 


S. 
25. Antwort de bes Erzbiſchofs. S. 210. 
5. | Weitere Verfügung des Juſtizminiſters betreffend die in Unter: 
Im&ungsfe en gegen Geiftliche und Sandibaten bes geiftlichen 
Amtes zu machenden Mitthetlungen. ©. 2 
6. | Königliche Berorbmung betreffend bie Bereibigung er fatholifchen 
Biſ öfe in Preußen. ©. 213. 


1874. 


12. Erlaß der königlichen Regierung zu Koblenz gegen Iinterbredungen 
ver Schule durh Beichten, Meflebienen u. u „2 

18. | Faftenhirtenbrief des Bifchofs von Paderborn. 219. 

4.| Verfügung der königlichen Regierung zu Koblenz betreffend bie 
wirkſame Ausfchliegun Mmaigelebmibrig angeftellter Geiftlichen 
vom Religiondunterridt. ©. 2 

18. | Schreiben Sr. Majeftät bes Raifers an Lorb Ruſſell. ©. 215. 

20. Erlaß des Eultusminifters. Verbot des Beſuches der Univerfität 

Innsbruck für Candidaten der Theologie. ©. 219. 
—. | Sendichreiben der Bilchöfe in Preußen vom Februar. S. 230, 


13. 











Gulturfampf-Kcten. 28 


\ 


März 9. 
Eingabe des — S—— — zu en betreffend den Ge 


April „13. 


Mai 3. 
| Reichänefeb betreffend bie Verhinderung ber unbefugten Ausübung 
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Juli 7. 

15. 


Auguſt . 17. 


" 19. 
September 10. 
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Aus dem Gefeß über bie Beurfundung be des Verfonenftanbes und 
die Form der Eheſchließung 


et ln bie Verwaltung erlebigter Tatholifher Bis⸗ 

thümer 

Schreiben Papſt Pius’ IX. an ben Weihbiſchof von Köln, 
Dr. Baudri, bei Gelegenheit ber Gefangennahme bes Erz 

dem Melchers. ©. 236. 

‚atbigie sworte des viſchofs von Paderborn an feine Didceſanen. 


von FKirhenämtern. ©. 216. 

Geſetz über die Verwaltung erlebigter Tathol. Bisthümer. ©. 240. 

Geſeß wegen Declaration und Ergänzung bed Geſetzes vom 
IE Mai 1873, über Vorbildung und Anftellung der Geift: 
lichen 2 

| Jmmebiateingabe des Sürftbifhofs von Breslau Namens mehre⸗ 

| ter anderer Biſchöfe. ©. 245. 

‘Antwort Dr. Falk's auf vorſtehende Inimediateingabe. ©. 250. 

| Minifterialrefeript betreffend bie katholiſchen Vereine. ©. 251. 

Minifterialrefcript betreffend die Fatholifche Preile: ©. 252. 

Schreiben Pius’ IX. an den Generalvicar des Bifhof3 von Pa- 
berborn, den hochw. Herrn Deine, betreffend die Verhaftung 
des Biſchofs( onrad. 

Minijterialrefcript betreffend die — Sein Bruderſchaften. S. 253. 

' Gircularverfü ung ber-Negierung zu Düfleldorf betreffend all: 

| mäbliche ei ung der Privatichulen (bejonders derjenigen - 
der geijtlichen enoffenfhaften). ©. 309. 


1875. 


—. | &ollectiverflärung der deutichen Viſcheſe betr betreffend die Papſtwahl⸗ 


depejche des Fürſten Bismard 
| Gircularverfügun 2 der Regierung zu Düfekborf betreffend die Er: 
theilung des eligionsunterrichts i in den Volksſchulen. S. 310. 
Schreiben Bapfı Pius’ IX. an die deutfchen Biſchöfe. ©. 267. 
: Aus dem Reichsgeſetz über die Beurkundung des Perjonenitandes 
und ber Eheſchließung. ©. 299. 
2. Breve Papſt Pius’ IX. an die deutfchen Biſchöfe. ©. 270. 
| Eingabe des Erzbiſchofs von Köln an das Abgeordnetenhaus gegen 
: den Gejeßentwurf ‚betreffend bie Qermögenävermaltung in den 
katholiſchen Kirchengemeinden. ©. 2 
Jmmediateingabe der Bifchöfe Preußens * en den Geſetzentwurf 
betreffend Einſtellung der ſtaatlichen Leiſtungen an bie katho— 
lliſche Kirche. 271 
9. Antwort des Sknatsminifteriums auf vorjtehende Immediateingabe. 
©. 273, 


Geſetz betreffend die Einitellung der Leiſtungen aus Staatsmitteln 
an die arholiſe en Bisthümer und Geiſtlichen. ©. 277. 

—. | Entgegnung der B ade auf die Antwort des Staatsminifteriums 
vom 9. April. ©. 274. 

' Allgemeine Gerfüigung des Cultusminiſters betreffend Ertheilung 
ver Diantögenehmigung zur Veräußerung von kirchlichen Im: 
mobilten 96 


Mai 13. 
„ 31. 
Suni : 18. 
, 20. 
Juli 
27 
September 24. 
„m. 
October 19. 
December 1 
, — 

— 
Februar 18. 
26. 
Juni 7 
September 10. 
v 18. 

» 20. 

„ 28. 

v 29. 

„ 30. 

” ” 
October 10. 
13. 


„ 


4. Geſetz betre 


. | Eonfidentielleg Schreiben 
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Bantetteehe des beutfchen Gefandten in London, Graf Münfter. 


Geſetz betreffend bie geiftlichen Orden und Eongregationen. ©. 298. 

Geſetz über Aufhebung der Artikel 15, 16 und 18 der Verfaflungs- 
urtunde vom 31. Januar 1850. ©. 295. 

Gefe über die Bermögenöoermaltung in den tatholifchen Kirchen: 

emeinden. ©. 

Wahlordnung zur er rung be3 vorhergehenden Geſetzes. S. 290. 

A die Rechte der altkatholifchen Kirchengemein- 

Ihaften an dem Eirhlien Vermögen. ©. 294. 

es Erzbifhofs von Köln betreffend 
Ausführung bes Dee vom 20. Juni 1875. ©. 292. 

Circularverfügung an ſämmtliche Pforren der Erzdiöceſe Köln 
betreffend viglelbe. Angelegenheit. ©. 293. 

Refolutionen der britten —— der Katholiken 
Deutſchlands in Bezug auf die Schulen. S. 311. 

Königliche Verordnung über die Ausübung ber Aufſſichtsrechte 
des Staates bei der Sermögendvermaltung in den katholiſchen 
Kirchengemeinden. ©. 291 

Refolutionen der Katholitenverfammlung zu Münſter. ©. 311. 


Bekanntmachung des Juftizminijters betuchtenb Die 5 Ausführung 


des — vom 6. Februar 1875 


. | Petition der bein hen Katholiken betreffend bie teibolifehen Volks: 


Aulen. 


. Betition, ber weten Katholiken in berfelben Angelegenheit. 


1876. 


Erlaß des Eultusmini ifters betreffend den aatholiſchen Religions⸗ 
unterricht in den Volksſchulen. S. 315 
Auszug aus dem Geſetz betreffend die Abänderung von Beſtim⸗ 
mumden. des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Reich vom 
ai 1871 und die Ergänzung besfelben. ©. 321. 


. Seien über die Aufſichtsrechte des Staates bei ber Sermoͤgens⸗ 
318. 


verwaltung in den katholiſchen Diöceſen. 
Proteft ai a 


Brote — — von Münſter gegen das Geſetz vom 7. Juni 

Bene Fi —2 — von Köln gegen das Geſetz vom 7. Juni 

Proteft Ges Bisthumsverweſers von Yulda gegen das Geſetz vom 
7. Juni 1876. ©. 322. 

Berorbnung über bie Aufſfſichtsrechte des Staates bei der Ber: 
mögensverwaltung in den Tatholiihen Diöcefen. ©. 320. 
Proteft ees Diſgeſ von Limburg gegen das Geſetz vom 7. Juni 
Biol du elaofs von Hildesheim gegen das Geſetz vom 7. Juni 
Brote Kr von Culm gegen das Geſetz vom 7. Juni 


—2* Fa A von Ermlanb gegen das Geſetz vom 7. Juni 


So von Paderborn gegen das Sie vom 7. Juni 


v 18. 


November 29. 


September — 
October 15. 
November 13. 

„ _ 

. 22. 
Februar 20. 
März 24. 
yuni 10. 
ecember 24. S 
Auguſt 13. 


September 1. 


„ 


8 
October 6. 
November 5 


Februar 24. 


März 17. 
Mai —. 
Juni 9. 

14. 
Januar — 
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.Proteſt des Eobiſcheſe von Oneien und Poſen gegen das Befeh 


vom 7. Juni 1 
Eingabe der Barren "ber eben "Diöcef fen Münfter und Pader⸗ 
orn betreffend ben katholiſchen Religionsunterriht. S. 326 
Eingabe der Pfarrer ber en Diödcelen Münfter und Babe 
orn betreffend bie Lefebücher in evangelifchen Schulen. ©. 329. 
Weitere Eingabe derſelben Pfarrer in sieberung ber abfchlä- 
gigen Antwort bes rer ©. 831. 


. | Eingabe der katholiſchen S ulgemeinben Weftfalens ns an das Cul⸗ 


tusminifterium betreffend die Voltsf IQulen. 
Abrefi ser rheiniſchen Katholiten an Dejehät ben Kaiſer. 


Antwort je Cultusminiſters auf vorftehende Adreſſe. S. 3385. 


. Petition, ber Katholiten Schlefiend an Se. Majeftät den Kaifer. 


©) 
Aus der Rebe Dr. Reichenspergerd im Abgeordnetenhaus. S 342. 


1878. 
Schreiben Papſt Leo's XIII. an den deutfchen Kaifer. ©. 353. 
Antwort des Kaiſers. ©. 353. 
en des deutfchen Kronprinzen an Papſt Leo XIU. ©. 354. 
reiben Bapft Leo's XIII. an den Erabifcof von Köln. ©. 355. 


1879. 


Delhmerbeichrift des „weitfäliigen Klerus an den Eultusminifter 
v. Puttkamer. ©. 

Adreſſe des Klerus der Diöcefe Trier an den Eultusminiiter v. 
Puttkamer. ©. 362. 


. | Antwort des Eultusminifterd auf vie Eingabe des weitfälifchen 


Klerus vom 13. Auguſt. ©. 372 
Entgegnung des weitfäliichen Klerus. S. 374. 


.\ Erlaß des Cultusminiſters v. Puttkamer betreffend ben Religions: 


unterricht in den Volksſchulen. S. 379. 


1880. 

Schreiben Papſt Leo's XIII. an den Erzbifchof von Köln. S. 382. 

Staatäminifterialbefhluß betreffend das vorftehende päpſtliche 
Schreiben. ©. 383. 

ee eined Delehed betreffend Abänderung ber Firchenpolitifchen 

eſetze 

Diplomatiſche Actenſtücke betr effenb bie firchenpolitifchen Verhand⸗ 
lungen von 1880. . 

gittbeihun ngen bes Ciltueminifers über bie Zafl erlebigter geiſt⸗ 
licher Stellen in der katholiſchen Kirche. S. 380 

Geſetz betreffend Abänderung der kirchenpolitiſchen Gefebe. ©. 405. 


1881. 


Statiſtik der Seeliorge in den katholiſchen Diöcefen Preußens 
1873 und 1881. ©. 407. 

Anhang: Ohronotogüige Ueberfiht über den ulturfampf in 
der iöcefe Trier. 


(nn 


Perfonen- und Sach⸗ Kegiſter. 


(Die römischen Ziffern verweiſen auf bie Seitenzahl ber geſchichtlichen Einleitung, bie 
arabiſchen auf diejenigen ber Actenftüce.) 


A. 


Adrefſe ber engliſchen Biſchöfe am ben 
—2— Epiffopat LI. 172; ber holz 
Tändifhen, belgiichen, italientichen u. {. m. 
LIIL ; des Mainzer Katholifenvereind an 
Bapft Pius IX. 168; ber preußlfchen 
Biläife an das Herrenhaus 171, an bas 
Abgeorbnetenhaus 280; der rheiniſchen 
und ſchleſiſchen Katholiken an Se. Maj. 
ben Kalſer 884. 862; ber Geiſtlichen 
der Didcefe Trier an Gultusminiiter 
dv. Buttlamer 362. Siehe auf: Gin- 
gabe und Petition. 

Alttatholifen XXIX. XXXIIL 
XLIV. XLVI. LXIII. LXXIV. 

Antonelli, Garbinal, Note Arnim an 
14; Brief an Biſchof Ketteler von Mainz 
92. XXXVIL 


Arnim, Graf v., Depeſche an Bismard 
6; Note an Gardinal Antonelli 14; Brief 
an Dölinger 16, an einen Biſchof 18. 
XXVII. 


B. 


Ballefirem, Graf 108. XCIX. 

Belgien und ber Gulturfampf LX. 
LXXVII. 

Bifjhöfe, Haltung ber deutſchen, auf dem 
Vaticanım XXI. XXVIL XXIX., 
nad) bemjelben XXIX. XXX. LXIX; 
gemeinjame Hirtenbriefe ber 21. 81. 84. 
97.174.280; Denkichrift der — auß Fulda 
133; Smmeblateingabe ber preußiſchen 
61. 64. 84. 271; Eingabe ber — an bas 
Herrenhaus 98.171; Proteſte ber — gegen 
da Serulauffihtzgeieg 96, gegen bie 
erſten Maigejepe 188; Schreiben der — an 
das Staatäminifterium 163. 274; Er- 
Märung ber — zu @unften ber Seluiten 
102; Zuftimmungsabrefjen bes außlän- 
aligen pijfopats an bie beutfchen LII. 


Culturtampf · ieten. 





Bismard, Fürſt, Depeſche des, an Ar— 
nim 6. 11. 13; Depeſchen an Prinz Reuß 
in Wien 899. 402; Brief an Franken⸗ 
Fr 91; Papſtwahldepeſche XIIII. 99; 
Schreiben an ben Biſchof von Ermlanb 
128. 124. 126; ®. und das Centrum 
XXVIl XXXVIL XXXVIN. XL. 
Ci. ©. ferner XX—XXXU.XXXIX. 


u. ſ. w. 
Bluntſchli, Runbiäreiben zum Zweg 
ber Organtfation einer Jeſultenhetze 100. 
Braundberg, Sculconflic 
XXXII fi. XLVI ff. 40 fi. 100 ff. 
Breslau, Fürſtbiſchof von XXX. LVIII. 
Immebiateingabe bed 245. 
Brobforbgeleg LXXII. LXXXI 
CIV fi. 377. 


6. 


Centrum, Bilbung be, XXVI; Hal- 
tung beim erften Bufammentreten bed 
Rei —* XXX. XXXI; gürf 
Bismard und bad XXVI XXVIL 
XXXVII. XL. C fi. 

Eongregationen, Erlaß, betr. bie 
Mariantigen 39. 106. 

Gulm, Biihof von, Proteft gegen das 
Gefeg vom 7. Juni 1876 328. ©. Bi: 


Todfe. 

Gulturfampf, Urfaden des XXI 
XXVI fi.; Verfude, th international 
zu maden LX. LXX VII. 

Gultusminifter, [.Mühler, Falt, Butt- 
famer, und unter Erlaß. 

Cybihomsti, Weihbiihof von Gnefen 
LXXX. 


D. 
Denkſchrift ber Biſchöſe 64. 188. 188. 
Depeide Bismardd an Arnim 6. 9. 11; 


Papftwahldepeſche 99; betr. bie kirchen⸗ 


28%. 
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politiiden Verhandlungen von 1880 in 
Wien 395 ff. 

Domcapitel, Eingaben der, LXVI; 
das — zu Fulda LXIV, zu Köln LXVI. 
237, zu Münfter LXXXVII. 

Dove, Dr. XXIL XXIII. 

Drofte, Graf, zu Wilhering XC. 

Dudhesne LX. 


€. 


Eingabe ber Biſchöfe an das ee 
haus 93. 171, an das Staatsminiſterium 
96. 188. 274. S. auch Immediateingabe. 
Eingabe bes Domcapiteld zu Köln 287, 
bes Erzbiſchofs von Köln 280, ber 
Pfarrer der weftfältichen Diöcefen 826. 
829. 381. 357. 374, ber weſtfäliſchen 
Scähulgemeinden 888. S. Petition. 

Englanb und ber Culturkampf LXI. 
LXXVIII; Abreffe der Biichöfe Eng⸗ 
lands an ben beutichen Epiſkopat 172. 

Erlaß, Allerhöcfter, betr. Aufhebung 
ber kath. Abtheilung im Cultusmini- 
fterium 92, betr. Aufhebung des Amtes 
eines kath. Feldpropſtes 108, betr. Ver⸗ 

: eibigung ber kath. Biſchöfe 213, betr. 
Ausübung der Auffichtsrechte be Staates 
bei ber PVermögensverwaltung in den 
kath. Kirchengemeinden 291, in ben kath. 
Didcefen 320. 

— bed Eultu3minifters v. Mühler 
an dad Provinzial-Schulcollegium zu 
Koblenz; 38, an die Univerfität Bonn 
38, an ben Biſchof von Ermland 40. 
42 ff., an ben Erzbiſchof von Köln 71; 
bes Gultusminifters Falk: betr. 
Religiondunterricht 108. 315, betr. bie 
Erscommunication in Braundberg 109. 
126, betr. Ausführung des Sculauf: 
fichtsgeſetzes 95, betr. Ausſchließung der 
Drdensperfonen aus den öffent ichen 
Schulen 106, betr. die Aufhebung der 
religiöfen Vereine an Gymnaſien 106, 
betr. Dispens vom Staatseramen für 
fath. Theologen 189, betr. Einrichtung 
des Staatderamens für fath. Theologen 
195, betr. Führung ber Kirchenbücher 
202, betr. ſchärferes Vorgehen gegen bie 
fath. Geiftlichen 207, betr. den Beſuch 
der theologiſchen hen in Innsbruck 
219, betr Herz: Yelu:Bruberfchaften 258, 
betr. Veräußerung firchlicher Immobilien 
296; bes Gultusmintfters v. Butt: 
famer, betr. Religiongunterricht in den 
Volksſchulen 372. 379. S. aud) 380. 

— des Juftizminifters, betr. die in 
Unterfuchungen gegen kath. Geiftliche zu 
machenden Mittheilungen 193. 212, betr. 


Ausführung bes Geſetzes über ben Aus⸗ 
tritt aus ber Kirche 194, betr. gührung 
ber Kirchenbücher 202, betr. bie Tath. 
Prefſe 262, betr. Ausführung be Reichſs⸗ 
geieße8 vom 6. Februar 1875 806. 

— bed Kriegäminifers, betr. Am 
fnöpenfion bes kath. ropfleß 107. 

—, De he len Bank 

etr. die Gorreiponbenz zw 

und Kaifer vom J. 1878 200, ee ie 
fath. Vereine 261, betr. bie Herz⸗Jeſu⸗ 
Brubderfchaften 253. 

— des Reichsſskanzlers, betr. bas 
Sefuitengefeh 104. 1085. 

— des gefammten Staatsmini— 
fteriums 278. 888. 

— ber Oberpräſidenten an bie Bt- 
ſchöfe 189. 191, des Dberpräfidenten von 
Poſen 203. 208, der Rheinprovinz 200. 

— ber königl. Regierung zu Koblenz 
gegen Schulunterbredgung duch Beichten 
u. dgl. 217, betr. die Ausſchließung ber 
geiperrten Geiſtlichen vom Religions: 
unterricht 218; ber königl. Regierum zu 
Aachen, betr. den Mainzer Katholifen: 
‚verein 155; ber königl. Megterung zu 
Münfter gegen bad Meffeiefen und Bei 
hören ber Zefuiten 105; ber königl. Re: 
gierung zu Düffeldorf 809. 310. 

— de Provinzial: Schulcollegumd zu 
Koblenz 39, zu Königsberg 40. 42. 

— der Landräthe 201. 

Grmland, Bilhof von, Schreiben an 
Eultusminifter v. Mübler XXXIEH ff. 
40. 41. 48. 46. 73, an @ultusminifter 
Falk 111. 118. 127, dazu XLVI ff., an 
das Fönigl. Sofmaripalamt 120, an das 
Provinzial-Schulcollegium zu Königs- 
berg 43, Hirtenbrief 53, Immediatvor⸗ 
ftelung 69. 122, Proteft 324. 


I. 


Falk, Gultusminifter, Schreiben an ben 
Biihof von Ermland 109. 117. 126, 
dazu XLVI ff., an bie Oberpräfibenten 
207, an den Fürftbifhof von Breslau 
250. S. XL. XLV. XLIX. LXII. 
LXXXII x. S. aud unter Erlaf. 

Grentreig W Brief Bismards an 91. 


& 
* 


rankreich unb ber Gulturfampf LX. 
riedberg, Dr. XXI. 

Yulda, Domcaptitel zu LXIV, Proteſt 
bed Bisthumsverweſers von 822. 


G. 


Garantien, völkerrechtliche, zum Schutz 
der kath. Kirche in Preußen 1. 246. 
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Geriätabof, Föntgl., file kirchliche Ans 

gelegenheiten LV. 

Geſeß für Bas deutſche Reich, betr. 
Erg nung bet Strafgeſetzbuches 98. 821, 
betr. die Gefellfchaft Jeſu 104, betr. Vers 
Binberung ber unbefugten Amtshandlun⸗ 

en 216, betr. Beurlundung bes Ber: 
onenſtandes und bie Form. ber Ehe⸗ 
ſchließung 299. 

— für Breußen, betr. Beauffitigung 
der Schulanftalten 94, betr. Abänderung 
der Berfafiung 178, betr. Borbildung 
und —16 ber Geiſtlichen 177, betr. 
Die kirchliche Disciplinargewalt und Gr: 
richtung des Gerichtähofes für Firchliche 
yingelenenheiten 181, betr. Die Grenzen 
bes Rechts zum Gebraud ficclicer 
Buatmittel 186, betr. den Austritt aus 

Kirche 187, betr. Beurkundung bes 
Berfonenftandes und ber Eheſchließung 
214, betr. Verwaltung erlebigter Bis⸗ 
tbiimer 240, betr. Declaration und Er: 
8 nzung des Geſetzes vom 11. Mai 1878 

43; betr Einftellung ber Staatsleiſtun⸗ 
gen an kath. Bisthiimer und Geiftliche 
277, betr. bie Ausſchließung ber geift- 
lichen Orben 298, betr. Aufhebung ber 
Art. 15, 16 u.18 ber Berfaffungsurfunde 
2395, betr. Vermögensverwaltung in ben 
kath. Kirchengemeinden nebſt Wahlord- 
nung 281. 290, betr. die Rechte ber 
altlath. Kirddengemeinichaften an bem 
kirchlichen Vermögen 284, betr. bie Auf⸗ 
fihtörechte des Staates bei ber Ver⸗ 
mögendverwaltung in den Bath. Didcejen 
818; vom 14. Juli 1880, betr. bie Ab- 
änderungen ber kirchenpolitiſchen Gefeke 
405 


Gie ie ‚ Domberr, zu Münfter LXXX VII. 
®neift, Dr. XXIV. 19. 


Ss. 
Hammerflein, Abg. v. XCI. CIV. 
CK. 
Herz⸗Jeſu-Aundacht LXVIIL, «Vereine 
258 


ifbesheim, Biſchof von, Proteft 323. 
irtendbrief ber eutiäen Biſchoͤfe 21. 
81. 84, ber preußiichen Bifchöfe 97. 174. 
230, des Erzbiſchoſs von Köln 237, bes 
Biſchofs von Ermland 58, des Biſchofs 
von Paberborn 219. 254. 
Hofmarſchallamt, Brief bes Fönigl., 
an den Biſchof von Ermland 120. 
opento be, Cardinal XLII. 
olt, Toak auf bem Nationalclub: Bankett 
in London 807. 


3. 


Janiszewski, Weihbiſchof, von Poſen 


LXXXI. LXXXVIMI. 

Jeſu, Geſellſchaft, Schreiben Bluntſchli's 
um Zweck der Organiſation einer Je⸗ 
—E— 100, Breve Papſt Pius' IX. 
zu Gunſten der 101, Erklärung der 
preußiſchen Biſchoͤfe zu Gunſten ber 102, 
v. Mallinckrodt über das Jeſuitengeſetz 
108, Sefuttengefeß 104, Bekanntmachung, 
betr. Ausführung des Jeſuitengeſetzes 
104. 105,: Berbot des Mefjelejens und 
Beichthörend ber Zefuiten 105. S. bazu 
XLIV 


— Herz⸗Jeſu⸗Andacht und⸗Vereine LXVII. 
106. 253. 


$mmebiateingabe ber Biſchöfe Preu⸗ 
Bens 61. 94. 271, bed Biſchofs von 
Ermland 69, des Fürſtbiſchofs von Bres⸗ 
lau 245. 

Innsbruck, Berbot des Beſuches der 
theologiſchen Facultät zu 210. 

Italien und der Culturkampf LXI. 
LXXVII. 


A. 


Kaiſer Wilhelm J., Schreiben an Papſt 
Pius IX. 108, an den Erzbiſchof von 
Köln 68, an den Biſchof von Ermland 
121, an Lord Ruffel 215, anerkennende 
Aeußerung über bie mohlgeorbneten kirch⸗ 
lichen Verhältnifje in Preußen XIX, über 
die Untertbanentreue ber Katholiken 
XX. ©. auch unter Erlaß, ferner 
XXXI XCII CIX. 

Klofter, Klofterfturm von 1869 XXIV 
fi. S. Orbe 


. n. 
Koblenz, Erlaß der Regierung zu 217. 
218, bed Provinzial-Schulcollegiumß zu 


89. 

Köln, Erzbifchof Paulus von, Hirtenbrief 
über die Unfeblbarfeit 27, Eingabe an 
dad Abgeordnetenhaus 280, confidentielled 
Schreiben, betr. Ausführung des Geſetzes 
vom 20. Juni 1875 292, Circularver- 
fügung in derſelben Angelegenheit 298, 
Proteft gegen das Gele vom 7. Juni 
1876 325. Wirb ausgemwielen aus bem 
biſchöflichen Palais LXXXI, abgefebt 
LXXXVII, ftedbrieflid verfolgt ibid. 

Königsberg, Schreiben bes Provinzial: 
Schulcollegiums in, an Dr. Wolmann 
in Braundberg 40, macht demſelben bie 
Ertheilung bes Religionsunterrichts troß 
Amtsfuspenfion durch ben Biſchof zur 
Pflicht 42. 


— Wo — 
Krebs, Robert XXI. und Gonvicte 191, Schreiben des, von 
Kronprinz, Schreiben Str. K. Hoheit Pofen, betr. Privatreligionsſchulen 208, 
des deutſchen, an Papit Leo XIII. 354. an den Erzbiſchof Leboomäfi 207; 
Kühlmertter, Oberpräfident v. LV. Schreiben beB, ber Rheinprovuin; 200. 
Kullmann LXVIL Obertribunal, abichlägige Antwort 
bes, auf bie Beſchwerbe bes Biſchofs von 
< Ermland gegen bie Temporalieniperre 
= XLIV. 131. 
Galeugo rennen LXXI. Deherteig und ber Gulturfampf 
aßfer, Dr. XXVI. XLV. Orden, fath. Orden und Gongregationen, 
Ledochowski, ſ. Poſen. Anit a Aufgebung ber, % 


eo XUL, |. Bapit. vom X. 1869 XXII, Grlläru 5 ker 

gimburg, eo a Proteft 828. Vertreter des Sreubiigen Stantininte 

en We Inn e nr ſteriums, betr. bie Griftenzberechtigung 

ußg, Mintiter v. XL. der fath. — in Preußen 4, Erlaß, betr. 

Ausichließung ber Orbensperfouen aus 

M. I! den öffentlichen Schulen XLV. 106, 

Geſetz, betr. die Ausſchließung ber 

Mainz, Mainzer Katholifenverein XLIX. LXXVI fi. 198. Orden ber Gefellichaft 
LXVIIL, Aufruf bes Borftandes bes 151, Jeſu, |. unter Jeſu. 

Adreſſe desfelben an Papſt Pius IX. 

156, NRejolutionen der Katholifenver: 

i 

| 


ſammlung zu 153. 311. F. 
Mallindrobt, Abg. v., aus der Rebe 
von, über das Sejultengejet 103. ©. | Bapit Pius IX., Glüdmwunfchichreiben 
feiner XXV. LXV. an den beutichen Kater XXXI; Schrei: 
Minifterialrefertpt, ſ. Erlaß. ben an denſelben 197, an die deutſchen 
Moltke, Graf, erläßt einen Aufruf an Biſchöfe 24. 2607. 270, an ben Weihbiſchof 
die Proteſtanten XXXVI. von Köln 236, an den Generalvicar von 


Mühler, Eultusminifter v., Antwort des, Paderborn 263, beir. bie Geſellſchaft Jeſu 
auf die Veichwerde der Univerfität Bonn 101, an den Vorftand bes Mainzer Ka: 
XXIX. 38, Grlaß an das Provinglal- tbolifenvereind 157; Anſprache an den 
Schulcollegtum zu Koblenz 38, Schreiben | deutſchen Lefeverein in Rom XLIX. 182. 
on den Bifchot von Grmland 40. 42. | — Leo XIII, Schreiben an den deutſchen 
45. 52. 71, an den Erzbiihof von Köln Kaijer 353, an den Erzbiſchof von Köln 
7L, vertheidigt die kath. Abtbeilung 855. 382. 

im Gultusminifterlum gegen Bismard | Paderborn, Vilhof Conrad von, Schrei: 


XXXIX. ben an den Oberpräfidenten von Weft: 

Miünfter, Biſchof von, Broteft de, gegen falen 190, Proteft gegen die Verfügung 

den Entwurf betr. Errihtung vom Kir: betr. da8 Seminarium Theodorianum 

henvorftänden LI. 158, gegen das Geſetz 191, Faftenhirtenbrief 219, Abſchiebs⸗ 

vom 7. Juni 1876 822 birtenbrief an feine Diöceſanen 254, 

— königl. Regierung zu, Erlaß 105. Proteft gegen dad Gejek vom 7. Juni 

— Refolutionen ber Katholifenverfamm: 1876 322, verhaftet LXIX, abgejebt 
lung zu 311. LXXII, internirt LXXVI. 

Münfter, Graf, Gelandter in London, | Petition der Biſchöfe an das Herrenhaus 

Bankettrede 307. 93. 171, an ben Kaiſer 94, des Biſchofs 

von Ermland 122, des Metropolitan: 

U capiteld von Köln 237, bed Fürftbiichofß 

. von ——— der Bil t Preußens 

271, der rheiniſchen Katbolifen 312, der 

Tre Tea aa XLVI. wehlfälifhen 314, ber Ichlefilchen 840, 


der Pfarrer ber beiden weitfältichen Diö- 
cejen 826. 828. S. auch Gingabe. 
®. Petri, Dr. LXIII. 
Pius IX. T. Bapft. 
Oberpräftidenten, Schreiben der, an | Polniſche Agttatton XXVII. 
bie Biſchöfe 189, betr. bie Knabenjeminare | Bofen, Erzbifhof Miecislaus von Gneſen 
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und, Schreiben an ben Oberpräfibenten 
von LVII. 205. 219, Proteft gegen bie 
Driniferiatoerfügung vom 19. Sept. 1878 
203, gegen das Geſetz vom 7. Juni 1876 
824, Gefangennahme des LXIV, Ab: 
feßung LXV, daß Diöcefanvermögen in 
Beſchlag genommen LXVI, fteddrieflich 
verfolgt LXXXVII. 

Preſſe, fath. LXVIII. 

Proceſſionen LXIV. 

Proteſtantenverein XLIV. XXIII. 
LXX 


Provinzial«Säulcollegium, ſ. unter 
€ 


rlaß. 

Puitkamer, Cultusminiſter v., Antwort 
auf bie Eingabe des weſtfäliſchen Klerus 
872, Mittbeilung über die Zahl erlebigter 
geihtiger Stellen 380. S. aud unter 

rlaß. 


R. 


Regierung, ſ. unter Erlaß. 

Neihendperger, Rebe im Abgeord⸗ 
netenbaus 842. S. auch XXV. LXXVI. 

R einbtanzle rt, f. unter Bismard und 


Erlaß. 
Religionsunterridt XXXII. LVII. 
LXIII 


Reſolutionen der Generalverſammlung 
der deutſchen Katholiken zu Mainz über 
die Schule 153, ber III. Generalver⸗ 
ammiung berfelben 811, der Katholiken⸗ 
verfammlung zu Münfter 311. 

Richter, Dr. Emil XXI. 

Rönne, v. XXIV. 


5. 


Schorlemer⸗Alſt, Freiberrv. LXXVI. 
Saufe. Schulaufſichtsgeſez XLI. 94, 
Aulconflict In Gneſen und Pofen 
LVI ff., Verbot ber Unterbreddung ber 
Schule durch Beichten ꝛc. LXIII, Eultur: 
fampf auf bem Gebiete ber UXXXXI ff., 
Haltung der Biſchoöͤfe in Bezug auf bie 
LXXXIV. 


Schulte, Prof. v. XXX. 
Sendſchreiben, ſ. Hirtenbrief. 
Staatsanzeiger, preußiſcher, Zeugniß 


zu Gunſten ber kath. Kirche in Preußen 
XXI 


Staatsminifterium, Antwort be, 
auf bie Immediateingabe ber Bifchöfe 
vom 2. April 1875 278. ©. auch unter 
Erlaß und Eingabe. 

Statiſtik, zur, bes Eulturfampfe® LXXX. 
LXXXIV ff. 380. 407. 


2 


QTreibel, Dr. XXXIIL fi. 41 ff. 

Treitſchke, v. XXXIL. 

Trier, Chronif des Eulturfampfes in ber 
Didcefe LXIX und Anhang. 


». 


Vaticanum, das Concilium XXVII, 
Haltung ber deutſchen Biichöfe auf dem 
XXI. XX VII, XXIX, Verfünbigun 
ber Beichlüffe be8 XXIX. ©. and 
Biſchöfe. 

Verfügung, ſ. Erlaß. 

Vereine, die kath., ſ. unter Erlaß. 

Verhandlungen, irgenpomiſche, zwi⸗ 
ſchen Rom und Berlin vom J. 1880 
XCVIII 394 fi. 

Berträge zum Schub ber kath. Kirche 
in Preußen 1. 246 f. 

Virchow, Dr. XXIII. LXXXIV. 


#. 


Wagener XXVII. 
Wehrenpfenning XXL. 51. 
Wendt, Freiherr v. 49. 

Weftfälifche, der, Friede, garantirt bie 
Religionsfreigeit ber Katholiken 1. 246, 
Kleruß, Eingabe bed 326. 329. 881. 
857. 874, bie, Schulgemeinben 888. 

Wieſinger LXXIX. 

Wilhelm J. f. Katier. 

Windthorſt, Dr. XXXU. XL. LXXI 
LXXV. XC ff. CIII fi. 

Wollmann, Dr., Religiondiehrer am " 
Gymnaſium zu Braundberg, bleibt troß 
ber Amt3juspenfion von Seiten be Bi: 
ſchofs im Amt 40. 41ff. 109. 118 ff. 


Sn der Unterzeichneten if erfchtenen und durch alle Buchhandlungen zu 
beziehen: 
Die 


Volkswirthſchaff 


in ihren ſittlichen Grundlagen. 


Ethiſch⸗ſociale Studien 


über 


Cultur und Civiliſation. 


Von 
PR — 
ET 


ER 
IF Dr. Georg Kasinger. 


gr. 8%. (XVI u 5322 ©) M. 7. 
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Das Buch behandelt die Volkswirthſchaft nicht einſeitig in bisheriger Weiſe, 
ſondern im Zuſammenhange mit den religids⸗ſittlichen und geiſtigen Suftänben 
der Gefellihaft, deren Ausdruck bie jeweilige wirthſchaftliche Organtjation ift. 
Die Volkswirthſchaft ift nicht bedingt von angeblihen unabänderlicden Natur: 
geſezen (Populationsgeſetz, ehernes Lohngeſetz u. |. w.), jondern wechſelt mit 
dem inneren Geiflesleben, deren Außenfeite fie if. Das Buch beihränft fich 
aber nicht auf die Doltrin, fondern verfolgt einen eminent praktiſchen Zweck. 
In eingehender geſchichtlicher Unterſuchung werden bie Keime des Werbend 
geſucht, die allmähliche Entwidlung und Ausgeftaltung verfolgt, Ver angendet 
und Gegenwart verbunden, um die Anhaltspunkte für eine nebeibfiche öjung 
der ragen der Gegenwart zu gewinnen und ben richtigen Weg für bie Zukunft 
zu weifen. Der Berfaffer kommt zu neuen VBorfchlägen in ber Frage von Grund 
und Boden und bamit zufammenhängenb in ber Theorie von Credit und Geld. 
Seine Vorfchläge ergeben ſich als Reſultate der geſchichtlichen Entmwidelung, beren 
weitere Fortbildung und Anpaffung an die Bebürfniffe der Gegenwart durch 
die bisherige Doltrin gemaltiam unterbrochen mwurben. Der BVerfafier fieht in 
der religiöß-fittlichen gereillenheit und in der geiftigen Anarchie die Urfachen 
aller Berirrungen der Gegenwart, welche unjere Cultur und Civiliſation bebroben. 
Auf dem Boden chriftlicher Lehre werden die Srunblinien einer umfaffenben 
Weltanſchauung und einheitlichen Lebensaufiaffung geboten und die Prinzipien 
der Eultur und -Eivilifation, "abweichend von der bisherigen Doktrin, an ber 
Hand der gefchichtliden Entmwidlung gezeichnet. Bei ber heutigen Methode, bie 
wirthichaftlichen Fragen in den Vorbergrund zu ftellen und die religiös-fittlichen 
Borberungen vornehm zu mißachten, dürften bie Ausführungen bed Buches be- 
ſondere Beachtung verdienen. Es ift eine Sifyphusarbeit, das leibliche Elend 
befeitigen zu wollen, fo lange bie geiftige Noth beitehen bleibt. 


Freiburg im Breisgau. 
Herder’fche Verlagshandlung. 






In der Unterzeichneten it erichienen und durch alle Buchhandl 


Geſcchihlhe 
deutſchen Volke 


ſeit dem Ausgang des Mittelalters. 


Von 
Johannes Janſſen 





Vollſtändig in etwa ſechs Bänden. 


Erfter Band. Deutſchlands allgemeine Zuſtände beim Ausgang des 
Mittelalters. Siebente Auflage. gr. 8°. (XLI u. 6196) 
M. 6.60; elegant geb. in veinwand mit Golbbetenprefung 
M. 7.80, . 

Zweiter Band. Vom Beginn der politifch- kirchlichen Revotntion 
bis zum Ausgang der forialen Revolution von 1525. Sedäter, 
verbeſſerler Abbrud. gr. 8°. (NXVIO u. 587 ©.) M. 6,907 
elegant geb. in Yeinwand mit Golddeckenpreſſung M. 7.60. 

Dritter Band. Die politiſch-kirchliche Revolution der Fürften ud 
Städte und ihre Folgen für Volk und Reich bis zum ſogenannien 
Augsburger Religionsfrieden von 1555. gr. 8. (NNXIX m 
733 2.) M. 7.50; elegant geb. in Yeinmwand mit Golddecken⸗ 
prefiung M. 8.80. 


Einbanddecken AM. 1 pro Band. 
Jeder Band umfaßt eine beftimmte Periode und ift einzeln käuflich 
Freiburg im Breisgau. 


Serder’fde Verlagshandlung. 














